

























































c 






in[h t ti 

für 

katholisches Kirchenrecht, 

mit besonderer RiM$ksicht auf 

Oesterreich und Deutschland. 


' Herausgegebeu 

von 

Dr. Emst Freiherrn v. Moy de Sons, 

ordentL offentl. Profe$$or des Kirchenrechtes und der detUschen RediUgeschickU tn 
Innsbruck, Ritter des päpstWchen St, Qregorius^Ordens, 

' und 

Dr. Friedrich H. Vering, 

Professor der Rechte an der Universität zu Heidelberg. 


Zehnter Band. 

Mene Folgre« 

Vierter Band. 


Mainz, 

Verlag Franz Ki/chheiin. 


1863 . 





Spaniens Yer&andlangen mit dem römischen Stahle. 

Von Prof. Dr. Hergenrötber in Würzburg. 

Ein-leitung. 

Kaum ist eine Forschung auf dem Gebiete der früheren Rechts* 
zustande der katholischen Kirche in den verschiedenen Ländern Euro* 
pa’s und der Stellung der Souveräne zu dem päpstlichen Stuhle so 
instructiv und interessant zugleich, als diejenige, zu der im Nach¬ 
stehenden einige Beiträge geliefert werden sollen. Das streng katho¬ 
lische Spanien bietet in seinen Verhandlungen mit Rom ein ganz 
eigenthümliches Bild dar, das mit den gleichzeitigen Erscheinungen 
anderer Staaten grosse Verwandtschaft, aber auch wieder viel Beson¬ 
deres und Unterscheidendes aufzeigt; der Absolutismus seiner Beherr¬ 
scher, ihre misstrauische, von eigenem Interesse und doch auch hin 
und wieder von grossen, auf das Allgemeine gerichteten Gedanken 
geleitete Politik mit ihrer steifen Schroffheit, mit ihrer ängstlichen 
Geheimnisskrämerei, zeigt sich auf dem religiösen Gebiete nicht weni¬ 
ger als apf den anderen und ihre Zähigkeit wusste Schritt für Schritt 
dem päpstlichen ^Stuhle, der sich nur in der Defensive halten konnte, 
mit beharrlichen Gesuchen wie durch aggressives Vorgehen eine Con- 
cession um die andere abzutrotzen, ohne dadurch grössere innere 
Festigkeit und Stärke zu erlangen, wie man vergebens gehofft; ja 
wie die rasch erbeuteten Schätze der neuen Welt bald zerronnen 
waren und die gesteigerte Machtentfaltung nach Aussen nur die innere 
Ohnmacht vergrösserte, so trugen auch die zahlreichen kirchlichen 
Prärogativen des Monarchen wesentlich mit zum Verfalle Spaniens 
bei und brachten auch seinen Klerus in eine Lethargie und Kraft¬ 
losigkeit, aus der nur die gewaltigsten Erschütterungen ihn wieder¬ 
erwecken sollten. 

Unsere Darstellung hatte mit nicht geringen Schwierigkeiten zu 
kämpfen; trotz des uns vorliegenden reichen Materials fanden wir 
noch viele Lücken in den Quellei), Neben den historischen Werken, 
AtfUr Ai linfeHUMM. X.^ 1 
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neben den Arbeiten spanischer Canonisten (besonders Diego und Joei 
Covarruvias, A. Barbosa, Selvagio, Aguirre, Murillo Velarde, Capar- 
ros), neben den im Bullcmum, in anderen Sammelwerken und in 
Zeitsöbriften vorfindlichen Documenten, waren für unsere Arbeit beson¬ 
ders folgende Werke von Bedeutung: 1) der Conunentar des Joh. B. 
Riganii zu den Eanzleiregeln i), 2) die in Madrid 1848 anonym 
erschienene Sammlung der spanischen Concordate seit dem Concil von 
Trient ^). Diese Schrift, bestimmt für Vorlesungen über Eirchenrecht 
zur Grwtdlpgq «n I^ibttf(4gen4e Aktonstticke: a) die Concordia 

Facheneti von 1640; b) die concordirte Bulle Innocenz’ XIII. von 
1723; c) das Goncordat von 1737; d) das von 1753 — das einzige, 
das Münch^) mitgetheilt hat, jedoch ohne Jpdp historische Erläuterung — 
e) das concordirte Breve Clemens Xm. von 1766 über die Facultäten 
des Nuntius in Madrid; (} das gleichfalls vereinbarte Breve Clemens 
XrV. von 1771 iflber die Rota der spanischen Nuntiatur. Uebrigens 
gibt diese Schrift von den sub a) und f) genannten Aktenstücken 
keinen vollständigen Test, sondern nur einige Stellen, gleichwie auch 
von dem Breve des letztgenannten Papstes über die Reduction der 
Asyle von 1772 und den Verhandlungen unter Pius VII. über EIo- 
sterreform nur kurze Uebersichten gegeben werden. Die beigegebenen 
Erläuterungen zeigen den so genannten regalistischen, anticurialen 
Standpunkt, jedoch in gemässigten Formen und Ausdrücken. 3) Das 
Werk des Senators Don Josi del Castillo y Ayenaa über die Be¬ 
ziehungen Spaniens zum heiligen Stuhle seit 1832*). Der Verfasser, 
von 1844 bis 1847 spanischer Gesandter in Rom, der Carlistenpartei 
durchaus entgegen, aber strenger Eatholik, scharfsinnig, klar, prak¬ 
tisch^ gewöhnt Alles mit staatsmännischem Geiste zu erfhssen, gibt 
die Geschichte des von ihm am 27. April 1845 mit Cardinal Lam- 
bruschini abgeschlossenen, aber vom Madrider Hofe unerwarteterweise 

1) Commaal^ri« in Bofolas, coqatllhiüoae« et Or^iostipaes PancetiAriaQ ^to* 
stolicae. 0|ne posthnqqun toto. fol. Somae 1744. 

2) Coleccion de los Goncordatos y demas Convenios celebrados despnes del 
Concilio Tridentino entre los Seyes 4c Bspana y la Santa Bede, ilhtstrada eon notas y 
(^servaciMkea y presadida de nna lotrodfaeiop histdriop-p<aM»nioa eobre la m^wla, 
ordepada para ser^ de tastp ap tes aplas dp dcracbo ecl^i&stieo especialmepte en 

' las dci S** ano de jiuisprudencia. Por un catedr&tioo que ha sido de esta asignatnra. 
Madrid 1848. bnprenta de D. Jos6 0. de la Pena. 

3) Müneh, Gonetirdate TU. I. S. 443—437- 

4) Historia critica de las negociaciones con Borna desde la mnertc del Bey 
D. Femapdo yil. escrita por D. Jose -del Castillo y Ayensa, de la Beal Academia 

- Espanola, Senador del Beino, y Ministro Plenipotenriario de S. H. O. qne ha sido 
oeroa da los asrnos Pontifices Qregorio KYI. de hpena ipeipoiria y Pio üps falte' 
mepte reiua> fifadrid 1859. Imprenta de Tqjadp 4 cargo de Bptefl ItUdena* tqpi* 
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nickt EatificEiten Coneocdatas samnt den seit 1882 stattgtkebten Ver* 
handlnngen und vielen Doctunenten, and das Alles mit einer Treae 
und Genaoigkeit, die es nur bedauern lüsst, dass fiir die frükere Zeit 
nicht ähnliche gründliche Arbeiten vorliegen. Leider haben wir nur 
die swei ersten Bände, nicht den am Schlüsse des cweiten verheisse- 
nen dritten Band erhalten, ja nicht einmal Gewissheit darüber erlan¬ 
gen können, ob dieser letate Band wirklich ^schienen ist. Hier erst 
sollte das sonst nicht bekannt gewordene Cenoordat von 1845 seine 
Steile finden, das durch das spätere von 1851, das von eben Den¬ 
jenigen, die jenes verworfen, unter weit nngünstigeren BedingungMi 
abgeschlossen ward, jedenfalls überholt wurde; der Hauptinhalt der 
Stipulationen von 1845 ist übrigens ans den vorgängigen Verhand¬ 
lungen wohl ersichtlich. Auch über frühere wie üb« spätere Verhand¬ 
lungen verbreiten Ckuiillo’a Mittheilungen und Bemerkungen vieles 
licht. 


Wir werden nun in einer Reihe von Artikeln die wichtigsten 
Verhandlungen der spanischen Regierung mit dem päpstlichen Stahle, 
soweit es däs vorhandene Material gestattet, mit möglichster Kürte 
und Vollständigkeit darzustellen suchen. Wenn wir nun auch im 
Stande sind, manche Ergänzungen und Berichtigungen zu der früher 
im Archiv^) veröffentlichten Arbeit des von uns in seinen wissen¬ 
schaftlichen Leistungen hochgeschätzten Herrn Prof. Hü ff er zu lie¬ 
fern, dem ebmi viele einschlägige Werke nicht zugänglich waren, so 
schmeicheln wir uns doch nicht, dass diese unsere Erörterung nicht 
auch ihrerseits noch viele weitere Ergänzungen nach und nach finden 
wird, zumal da in den spanischen und römischen Archiven noch viele 
Decnmente begraben liegen, die für unseren Gegenstand von hoher 
Bedeutung sind. Es würde sicher für das Eirchenrecht wie für £e 
Geschichte desselben kein geringer Gewinn sein, wenn einmal alle 
di^matischen Cerrespondenzen, alle officieilen Denkschriften und 
sonstige Aktmistücke über die kirchlichen Verhältnisse aller ehizelnen 
Staaten genau vorliegen würden; die interessantesten Vergleichungen 
und Erörterungen würden dadurch ermöglicht und eine Geschichte 
der Concordate käme zu Stander, die dem Staatsmanne, dem Juristen 
und Theologen die erspriesshchsten Dienste leisten müsste, l^e 
grosse Aa%abe, die erst in späterer Zeit ganz befriedigend gelöset 
werden kann, haben wir hier im Auge; für sie soll das hier Gebotrae 
atu eine Vorarbeit sein. 


1) Archiv VIL, 364 ff. 
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I.' Dle S 4elln n g S p a n i e ns z um. r ömis chen. S tuhle b i s z ü m 

Tode Philipips n. 

Die spanische Monarchie als solche ist zunächst durch die Ver- 
naählung Ferdinand’s von Aragonien mit Isabella von Gastilien (1469), 
durch die Beseitigung der bis dahin bestandenen Schranken der könig¬ 
lichen Gewalt, durch die Eroberung von Granada und die Entdeckung 
der neuen Welt (1492) gegründet und befestigt worden. Von der 
Regierungszeit dieser beiden “Herrscher an haben wir hier den Aus- 
' gang für unsere Betrachtung zu nehmen, so dass dje frühere spanische 
Geschichte*) nur insoweit sie die Vorgänge seit dieser Zeit erläutert 
in Betracht zu ziehen ist. Denn es bietet dieselbe keine wesentliche 
Verschiedenheit von den im Mittelalter allgemein herrschenden Zu¬ 
ständen und Erscheinungen dar, wenn wir absehen von den Folgen 
des grossen nationalen Kampfes mit den seit 712 den Süden in grös¬ 
serer oder geringerer Ausdehnung beherrschenden Mauren. An den 
römiseben Stuhl schlossen sich die Spanier auf das Engste an, so 
dass auch seit Gregor VII. die mozzarabische Liturgie von der römi¬ 
schen verdrängt ward. Auf der hohen Schule von Bologna erhielten 
seit dem 12. Jahrhundert viele Würdenträger der spanischen Kirche 
ihre Bildung und viele Spanier zeichneted sich in hohen Aemtern bei 
der römischen Curie aus; die enge Verbindung mit dem Stuhle Petri 
wurde noch durch den von dem Spanier Dominicus geftifteten Predi¬ 
gerorden wie durch die geistlichen Ritterorden des Landes vielfach 
gehoben und gestärkt. Das von Ferdinand III. dem Heiligen (1217 
—1252) und seinem Sohne Alphons X, dem Weisen (1252—1284) 
für Gastilien upd Leon gegebene Gesetzbuch Las Parüdas,. hatte viele 
Bestandtheile der kirchlichen Gesetzgebung und insbesondere des ^- 
tianischen Decrets in sich aufgenommen und benutzt; auch waren im 
Mittelalter die spanischen Synoden .noch ziemlich zahlreich. Oftmals 
-hatten die Päpste durch Briefe und Legaten innere Streitigkeiten in 
denspanischen Reichen geschlichtet. Die Kämpfe derselben mit den 
Spanischen Fürsten betrafen theils deren Privatleben, besonders uner- 

1) Vgl. Mariana Historia de rebua Hiapaniae (oft gedruckt, auch Mogunt. 1605) 
A. Schotti Hispatiia illustrata. Francof. 1603. Ulloa Cronica generale di Spagna e 
' del regno di Yalenaa Venezia 1556. J. de Ferreras Historia chronol. Hispan. Matriti 
1700 seq. (auch französisch und deutsch vorhanden.) Giustiniani störia generale della 
monarchia spagnuola. Venezia 1764. C. F. Masdeu Historia critica de Espana. 
Madrid 1787. (ital. Florenz 1788.) — L, Bossi, Storia della Spagna antica e moderna. 
Milano 1821. — Oaetano Moroni, Dizionario di erudiziohe storico-ecclesiastica. Vene¬ 
zia 1854. t. LXVHI. V. Spagna p. 24 ss. dazu die spanische ConoUiensammlung des 
Cardinal d*Aguirre und die neueren deutschen Geschichtswerke von Lembke und 
Schäfer, 
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laubfe Ehen theils politische Verhälti^se, wie der seit 1282 aas* 
gebrochene Kampf mit den aragonisehen Königen wegen der Besitz¬ 
nahme SieiUens ^). Ausserdem bot die von dem aragonis,ehen Könige 
Peter II. 1204 übernommene Lchensverpflichtiing gegen die römische 
Kirche^}, das Lehensverbältniss bezüglich Sardiniens *), die Anmas- 
sung des Eaisertitels von Setten einiger castUischen Könige wie Fer¬ 
dinands I.^), dann der Widerstand gegen die Beservationen der nach 
Av%non verlegten päpstlichen Curie manchen Anlass zu Zwistig¬ 
keiten. Die Tyrannei einzelner Fürsten, wie Peters des Grausamen 
von Castilien (1350—1369), führte auch viele Verletzungen der kirch¬ 
lichen Immunität und Plünderungen des Kirchengntes'’') mit sich, die 
nicht minder in Aragonien unter Peter IV. (1336—1387) hervortra¬ 
ten. Für letzteres Land schloss 1372 Gregor’s XI. Legat, Cardinal 
Bertrand von Cosnac, hochverdient,als Friedensstifter auf der pyrrhe- 
näischen Halbinsel ®), eine Capitulation von vier Artikeln mit Peter’s 
Gemahlin, der Königin Eleonore ab, welche die von den weltlichen 
Behörden fortwährend verletzte kirchliche Freiheit sichern und den 
Klagen der Bischöfe Abhülfe verschaflTen sollte®). Aber auch nachher 
musste Gregor XI. 1374 durch den Bischof von Lerida von Peter IV. 
Achtung der kirchlichen Rechte zu erwirken suchen i®). In dem 
grossen päpstlichen Schisma (1378—1417) ward bei vorübergehender 
Neutralität sowohl Aragoniens i^) als Castiliens ^*) auch Spanien kirch¬ 
lich gespaltet; der Minorit Petrus, Prinz von Aragonien, trat ent¬ 
schieden für Urban VI. auf^®); aber selbst der Erzbischof Petrus von 
Toledo, der zuerst Urban’s Sache vertreten, unterwarf sieh zuletzt 


1) So z. B. die Ehe Alphon’s IX. von Leon mit seiner Nichte, gegen die 
Innocenz HL sich erhob. Moroni, 1. c. p. 89- Von späterer Zeit vgl. die Solureiben 
von Benedict Xll. und Innocenz VI. bei Raynald, a. 1838 n. 51.; a. 1356 n. 21. 

2) Raynald, a. 1282; a. 1374 n. 19. Moroni, p. 04. Die Spanier schreiben 
Aragon; in Deutschland ist gewöhnlich ein doppeltes r in dem Namen; wir folgen 
hier der spanischen Schreibweise. 

3) Thomassin, de vet. et nov. Eccl. disciplina P. HI. L. I. c. 32. n. 8. Schäfer, 
Gesch. Span. IH., 57. 

4) Raynald, a. 1351 u. 26.; 1365 n. 11. und sonst. 

5) Baron,, a. 1055 n. 25. Hard, Concil VI. 1041. Moroni, 1. c. p. 83. 84. 

6) Thomassin, P. H. L, I. c. 44. n. 35. Bigant. in Beg. L Concell. §. 1. n. 14. 

7) Cf. Raynald, a. 1356 n. 40. 

8) Ferreras, Hist. Hisp. V. 430—435. Abb5 Christophe, Gesch. des Papst-' 
thums während des 14. Jahrhunderts, deutsch von Ritter, H. Bd. S. 304. 305. 

9) Moroni, t. LXI. p. 130. t. LXVIH. p. 100. 

10) Moroni, 1. c. 

11) Raynald, a. 1379 n. 42 seq. 

12) Raynald, a. 1381 n. 30 seq. 

13) Raynald, a. 1379 n. 7. 9. 12. 47.; 1380 n. 14 seq. 18.; a. 13$1 n. 29.; 
a. 1415 n. 52. 
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naeh den Willen Johanne« von CastiUen den Glegeapi^ste, lllr den 
bb. 1415 «dbst el^ heiUger Vineentliis Fmerins thätlg war. Beno- 
diet Xin. (Peter de Lma) bdianptete sich in seiner Hdmath sefar 
lange (1408-~1424) und auch soIb Nachfolger Aegi^fns Mono« fand 
bb 142d noch Anrnrhennimg; nst mit di«imn Jahre war für Spmden 
da« llchimna gans au Endo*). In den khrchlieben VerhiOtnfesen mae 
eine grone Verwirrang und Verwilderung eingetreten, welche in dm 
nachfolgmden Bürgerkriegen, namenöicb unter Berich IV. von Castilien 
(14H—14T4), nur gesteigert wurdet). 

Ferdinand und Isabella brachen £e Macht des Adels, der gebt- 
lichen Kitterorden und der Borgenuihz und suchten mit allen Mitteln 
die Staatseinheit dnrchzuführen, die Spanien auf den Gipfel politischer 
Macht erheben sollte.' Bald konnten sie in völlig absolutistischer 
Weise herrschen; ihre Eroberungen und neuen Erwerbungen verschaff¬ 
ten der Krone immer höheren Glanz. An den besten und schönsten 
Thaten der damaligen spanbchen Kegierung hatte der grosse Franz 
Ximenes, seit 1495 Erzbischof von Toledo, seit 1507 Cardinal 
(f 1517) den grössten Antheil^); die Massregeln, die den herrschen¬ 
den Despotismus wenigstens milderten, sind ihm vorzüglich zu ver¬ 
danken, nicht minder die im Gebiete der Wissenschafi^ sehr ansehn¬ 
lichen Leistungen der damaligen Spanier. Nach dem Tode Isabella’s 
(1504), und hoch mehr nach dem Tode Ferdinand^ (1516) hielt 
Ximenes mit starker Hand das Keich in Ordnung und übergab es in 
geordnetem Zustande dem Enkel dieses Herrscherpaars, dem Sohne 
Philipph von Oesterreich und der Infantin Johanna, dem nachherigen 
Kaiser Karl. Schon Ximenes hatte die grossen Schwierigkeiten 
empAuidien, die in politischer wie in kirchlicher Beziehung dm Kegie^ 
rang Gefahr bereiteten; in der Folge traten sie immer mehr hervor 
und der Kirche gegenüber erhielten die „katholbehen^^ Könige eine 
an inneren Widersprüchen reiche, zwitterhafte und unnatürliche Stel¬ 
lung, die ihre Worte und Htmdlungen in Conflict brachte und bei 
allen Betheuernngen der strengsten Katholicität in vielen Stücken den 
kathdbehen Principien zuwideiüef, daher audi nut dem pi^diehen 
Stuhle tbfgrdfende Zerwürfnisse nnvermeidUch schienen, so sehr man 
sich auch in den mebten FüUm bemühte, sie den Augen der Menge 
zu verbergen. 


1) Moroni, L e. p. 102—106. 

2) Mariana, L. XVIIL c. 13. 

3) VgL Befd«, D«r Casdiiutl Ximenes nnd die kircUiohen ZostiM« SjMniene 
Ende des 16. nnd Anfang des 16. Jahrhunderts. 2. And. Tabingen 1851. 
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I. . Eine« der iriclrt^^tea Afittel in der Hand des ahs^ideB 
K^i^ihnBiB war dAs Institut dm Inquisition« Am 1. November 
1478 batte 8iz^ IV. ^e spaniselie Inquisition errichtet; aber schon 
am 2. August 1483 klagte er bitter über die Härte dieses Tribunals t), 
das melff und mebr^ wie es auch von den Königen intendirt war, als 
reine StaatSanetalt sitb zeigte^)« Die Päpste hatten ntit diesw ln* 
qitisitioii einen bestänffigen Kampf; Leo X. bdegte bereits 1519 die 
InqUisitOTW su Toledo mit dem Banne. und wollte das Institut abge- 
jsebait wissen; Paul m., Pius IV. und Gregor XIII. widerstanden 
sebMr Einführung in den von Spanien abhängigen italienischen Län¬ 
dern ^). Unt» den erstmt Grose-Inquisitoren schon, Thomas de Torre- 
quemada (1483^1498) und Diego Dexa (1499—1506), die äbrigmts 
vielfach eine MUderui^ des Verfahrens anstrebten, trat die Härte die¬ 
ses nac^er von Philipp H. (1556—1598) besonders gegen die Ein¬ 
führung des Protestantiraaus wie gegen poMtisehe Umtriebe gebrauch¬ 
ten Tribimak zu Tage. Philipp weUte, wie et in einem Schreiben 
an Vargas, seinen Ckaandten in Rom, d. d. 15. December 1562 aus¬ 
sprach ^), sorglich vermieden wissen, dass das Trienter Concil etwas 
über die spanische Inqidsitima beschliesse; der Gesandte fand a|Mr 
bald nachher in den zu Trient gefassten Beschlüssen diesetfoe ernst¬ 
lieh bedroht (13. December 1563)^). Seit ihrem Ursprung war die 
spanische Inquisition eine Quelle beständiger Gonflkte mit dem pl^[»st- 
lieben Stühle, ohne dass sich der Hadrider Hof zu einem Uebprein- , 
komrnea bezüglich derselben herbeiliess.' Selbst der Erzbischof von 
Toledo, Bartholomäus Carranza, ein gelehrter Dmninicaner, musste 
Jahre lang in den Gefängnissen der Inquisition schmadbten, die Väter 
von Trient, wie früher dm Papst selbst, wünschten die Sache an den 
rümischen Stuhl gebracht und Pins IV. ordnete, nachdem der Madri- 


1) Moroni, L c. p. 109. 

Ä) Vgf. A. Menzel, Neuere Gesch. der Deutschen IV. 197. Ranke, Fürsten 
und VdÜer 1. 94S. Leo, Weltgescli. 11. 431. Quizot, Coors d’histoire moderne. Fari» 
and heffonderB den Spanier Balmes in der Schrift: Der Katholicismas verglichen 
mit dem Protestantismus (deutsch: Begenshurg, 1845) Kap. 34—37.; dann de Maiatre, 
Lettres 4 un g^tühomme Busse sur Tinquisition espagnole. Lyon 1837. Von älteren 
Werken ist au nennen: Peramo, de origine Inquisitionis. Matriti 1598. Die Arbeit 
von Llorente (Histeire critique de Mnquisition d^Espagne. Paris, 1817. 8 vqD. 4.) ist 
längst als eine unkritische und leidenschaftliche innerhalb und ausserhalb Spaniens 
bekannt. Vgl. Hefele, Ximenes S. 346. 355 ff. 

3) Msg^. Marini, Memoire storico-critiche: Galileo e rinquisizione. Koma, 
1850. Moroni, 1. c. p. 110. 

4^ Bnkräge zur poli t is c hen, kirohUchen und Cultur-Geschichte der sechs letz¬ 
ten Jabrhunderte« Herausgegeben unter d^r Leitung von «7. t?. DöÜinger. Begens- 
hnrg^ 1863* Bd. L Nr* 140. S. 472. 473. 

5) Das. Nr. 167. S. 542. 
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dmr Hof lange widerstrebt', in Rom eine nene Untersuclnmg an, in 
Folge deren der Prälat endlich unter Gregor XIQ. 1576 zu Abschwö- 
rung und zu leichter Busse verurtheilt ward^). Durch die Verwen¬ 
dung beim Inquisitions-Tribunal wurden mehrere Bischöfe von der 
Residenz abgezogen und an den Hof gekettet; Rom sah diese Ver¬ 
letzung, der Cononen sehr ungern und Clemens VlU. verweigerte be¬ 
harrlich einem solchen Prälaten das erbetene Indult, hrotz der Abwe¬ 
senheit von seinem Sitze die alternativa meusium zu geniessen, 4ie 
nur bei vollständiger und wirklicher Residenz gewährt ward*). Die 
Controversen über die Inquisition erhielten fortwährend neue Nahrung, 
da m^ beharrlich in allen d^ spanischen Krone unterworfenen Län¬ 
dern, auch in Amerika, sie einführte, und die Päpste ihrer Härte zu 
steuern suchten; sie gehen durch drei Jahrhunderte fort und erstreck¬ 
ten sich auch auf die meisten Colonien. Am lü. Januar 1706 z. B. 
erklärte Clemens XI. das Einschreiten der südamerikanischen Inqui¬ 
sition in Santa Fd de Bogota sowie der weltlichen Behörden gegen 
den Bischof Michael von Cartagena für null und nichtig 3). Erst das 
neunzehnte Jahrhundert hat, wenn auch unter vielen revolutionären 
Gewaltakten, diesen Stein des Anstosses gänzlich beseitigt. 

n. Eine der ^wichtigsten Controversen zwischen der Kirche und 
den Königen von Spanien war die über das allgemeine Präsen¬ 
tationsrecht des katholischen Monarchen für alle erz- 
Ji}ischöflichen und bischöflichen Stühle seiner Reiche. Die 
spanischen Rechtsgelehrten und Theologen Vertheidigen dasselbe mit 
einer Masse von Argumenten und aus allen möglichen Rechtstiteln, 
'ans uraltem Rechte, päpstlichen Privilegien, uus der Fundation und 
Dotation der meisten Kirchen, deren Recuperation aus den Händen 
der Ungläubigen und vollständiger Restauration, sowie aus der Ver¬ 
jährung und alter Gewohnheit *). Viele,, wie der berühmte* Jurist 
Philipps n.^ Didakns Covarruvias a Leyva, Bischof von* Segovia, 
lehren ausdrücklich, auch wenn die katholischen Könige kein päpst¬ 
liches Privilegium oder Indult hätten, wären sie zu der Ernennung 

1) Llorente, UI. 183—315. Tallavicini, Hist. Conc. Trid. L. XIV. c. 11. n. 4. 
L. XXL c. 7. n. 7. Bernini, Storia delle eresie t. IV. c. 10. Frühere Briefe über 
diese Angelegenheit von 1559, 1560, 1565 s. in den angeführten „Beiträgen“ Nr. 64. 
68. 69. 85. 87. 88. 197. S. 254. 259. 264. 329. 335. 336. 628. 

2) Rigani., in Reg. IX. CancelL, P. U. §. 5. n. 6. t. U. p. 142. 

3) Bull. Rom. t. Xn. p. 456. 457. Const. 62. Ex commissi Nobis. 

4) Frasso, de Regio patenatu — und Andere bei D. Gregor, Mayans y Siscar 
Observaciones legales, hist6ricas y criticas sobre el concordato de 1753. Observ. XI. 
X,n. Cf. A. Barboaa, de Episc. elect. P. I. tit. 1. c. 3. n. 7. 8. 29. p. 23. 29 seq. 
Ueber den titulus recuperationis et 'vindicationis e manibus inddelium s* Rigant. in 
Reg* IX. CancelL P. I. §. 2* n. 352*-356. t. U. p. 63. 
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aller Prälaten ans anderen Titeln ber6<ditigt*); Mehrere, wie Salgado, 
sehen darin ein der spanischen Krone inhärirendes und nnTWänsser- 
liches Hecht ^). Philipp ü. stätst sich in einem s^ner Gesetie aof 
„Recht, alte Gewohnheit, gerechte Titel and apostolische Concessio- 
nen*^ und erklärt, dass sein Patronat sich anf alle Prälaturen und 
Consistorialabteien erstreckt, auch.wenn sie in Curia Romaua yacant 
werden ^, was denn auch die spanisdien Canooisten wiederholen *). 
Viele verwechselten auch hier das Patronat in der Bedeutung von 
Advocatie und Schatzrecht mit dem speciellen, aus der Stiftung einer 
Kirche kraft kirchlicher Concession erworbenen Patronat tmd Idten 
ein allgemeinem Patronat über die Cathedralen aus dem blossen Worte 
ab ^). Ausserdem ward von ' verschiedenen Gelehrten eine Masse 
historischen Materials angehäuft ^), darunter auch viel haltioses'^), um 
dieses Recht der katholischen Könige zu erhärten. Vor Allem berief 
man sich 1) anf die Urkirche Spaniens, in der das zwölfte Concil 


1) Didac. Covarravias Relect. c. Posaessor de R. J. in 6. P. II. §. 10. n. 5. 
(Opp. t. I. p. 591. ed. Colop. Allobrog. 1679.) Infertar, catholicos Hispaniaruxn Reges, 
etiamsi nuUum privilegium a Romanis Pontificibus habuerint, ad praesentationem 
Kpiscoporom, qui ecclesiis cathedralibus praesint, posse jure optimo ut Eccleeiarum 
patronos jus istud ex praesoriptione obtinere, licet Eccleeiae, quarum patroni sunt, 
Collegiales vel Cathedrales existant. . . Siquidem Hisp. Reges patronatus jus obtinent 
in Ecclesiis cathedralibus, cum eas erezerint, conätruzerint et amplis patrimonifl 
dotaverint. Quod satis constat ex veterum histoiicorum monumentis atque ex L. 18. 
tit. 5. Part. 1. L. 3. lib* 1. ord. (L. 1. tit. 6. L. 1. Recopil.) . . . Etiamsi Reges Hisp. 
patroni ecclesiarum episcopalium minime forent, idem jus probaretur auctoritate ejus 
opinionis, quam ex Joan. Andr. superius defendimus, asserentes jus patronatus adhuc 
in Ecclesia libera pos&e a laicis praescriptione aquiri ex eo, quod laici sint hujus 
juris ejusque quasi possessionis capaces. Unde Hispaniarum Reges potuerunt prae* 
scriptione hoc jus praesentandi acquirere, secundum Joan. Lupum in Tract. de benef. 
vacant. injuria. §. 10. 

2) S. darüber Thomassin, de vet. et nov. Eccl. discipl. P. II. L. II. c. 35. n. 9. 

3} Ley 14. dt. 17. Lib. 1. Novisima Recopilacion de las leyes de Espana 

(Madrid, 1805): Por derecho y andgua costumbre y justos titulos y concesiones apo- 
stdlicas, somos patron de todas las iglesias catedrales de estos reinos y nos pertenece 
la presentacion de los arzobispados y obispados y prelacias y abadias consistoriales 
de estos reinos, aunque vaquen en oorte de Roma. Cf. Recop, aut. L. 1^ dt. 6. 

4) Cortiad. Decis. 253. n. 21. Minano in Bas. Pontif. jurisdict. tract. IL fun- 
dam. 2. q. 7. §. 13« n. 287. p. 423. 

5) Dahin gehört auch, was Covarrwvias 1. c« sagt: Imo et jure communi Re¬ 
ges sunt patroni majorum ecclesiarum sui principatus, quod notant Arohid. in c. 
Leeds 63. dist. Bald, in cap. quanto de judic. et in prooemh) Rex paeificus. — Anton 
Coraer, Tract. de exoell. Regis q. 34. 

6) Von neueren Schriften gibt sie besonders die von uns Vielbeniitzte, ganz 
auf dem sog. regalistisehen Standpunkt stehende Coleecion de los Concordatos, Madrid, 
1848 p. 200 sq. in einer brauchbaren Zusammenstellung. 

7) Die haltlose Behauptung von einer hieher gi^iÜrigen Conoesidon Kail’s des 
Grossen an die chrisdiohen Fürsten Spaniens ist längst aulgegeben. S« D. Owartur 
viaa, 1. c. u.‘6. p. 592. Aug, Barboaa, de Episo« eleedone dt L. e. 3« a* 30« 
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von T^kdn die k«mi|di(die EnmnMing der iförndiöfe bestimmt aus- 
spradif Vras mebrere nh^fiolgeade Synoden bestätigten^), 2) a«f velf* 
sdiiedffiw Vorgänge omtCB Gbreger YU. % Urban H. und andmcm 
Pi^steD^), wdohe dieaes Reeht voraiigsetBen oder anerkennen, 3) auf 
die CfesmiMr und Ekddänukgen der früberfn spanischen Könige, insbe- 
s<wdmre Alpbtmk des Weisen, Alpbonn KI. (1338—1348), die Aeus* 
serangen Heiifidch’s in. in den Cort^ von Segovia. 1406 und Johan¬ 
ne» II. in> den Cortes von VaUadolid 1442^), 4) auf eine Ueberein- 
knnft Ferdinamd’» und IsaboUa’s mit Siatus IV. von 1482, vmmöge 
der die katbeliocben Könige bei der Besctanng der bischöflichen 
Stiflile entschieden intervenilden ^), 3) auf die Erwähnnig dieses könig¬ 
liehen PatfOnats im Temamente IsabeUa’s L d. d. Medina del Campo 
12. Octobor 1504 und in den EkUänmgen Karl’» I. (in Deutschland V.) 
und seiner Mutter Jcduima^), 6) auf eine Beibe von. päpstlichen 
Btdlen, ^ daaedbo bestätigen, naueBtlich seit Alexander VI. 

Diesen Ansprüchen des spanischen Hofes wurde von -Born aus 
eutsdiieden widefsprochen und auch bis-'in die neueste Zeit bat es 
nicht an Autoren des Landes gefehlt, welche theils die angeflihrten 
Behauptungen en&iäfteten', theils die Prätentionen ihrer Monarchen 
für die frühere Zeit anf ein bescheideneres Maass znrückfübrten 7); 
ein spanischer Diplomat der Neuzeit gibt ausdrücklich zu, dass Karl I. 
dmr erste Monarch war, der kraft päpstlicher Concession cu allen Bis- 
thttmem präsenthrte ^). Die Indnlte der älteren Zeit wlaren theils 
beschränkt auf bestimmte Cathedralen, theils gewährten sie nur ein jus 
supidicafidi, nicht ein jus praesentandL Selbst streng royalistisch gesinnte 
Spanier geben zn, dass die Formen sehr gewechselt haben ; in Madrid 
verstand man stets dasselbe, wo man in Born unterschied. Eugen IV. 
erklärte noch, dass die Könige von Frankreich, Spanien und Eng- 


1) Cottc. Tol«i. XIL c. 6« XIII. e. ^ XVI< e. 12. Den ersteren Canon hat 

auch Gratian c. 26. d, 63. 2). Cov<jLrtuviaa, 1. o. MarUtna, Äst. Hisp. VL 17. 

Can. Sabau Pr^faeio id; t. 1¥. de Mariua p. XXVU. Gaspar CardiliQ y ViUalj^anda 
Comeniario» sobte lo» ConoitiM' de Tx^Iedo o. d9. 40. May ans, Observaekmes n. Ul. 

2) Qreg. L. U. ep. 5. L. V. ep. 21. L. IX. ep. 2. Aguirre^ Qonc. lU. p. 2ö6- 

d) Ärban. n. ep« ad Stmard. TolcA^ 15^ Oot. 1088% — Pascbal. li. ep. 65. -- 

ColleociOB d« loa Ckncardadoa p* 

4> Cotoodcnr cü. p. 2Ä«^213. 

5) ib. p. 220-224. 

»> 9k p. 2S4. 

7) ih J. MmM, (BdmM von Canacia) Ind^poadancia da la Iglesia Hiapana, 
Madrid, 1842. 

Castma y Äyemog, Hlik mAfm L p. 212v fua oljpriiiiw Monarca espanol 
ik Qvloa n ooacadio .t äerMfho 4« pMseatar 
OhservaeieaefcmllL 
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luid ftni fifar dia liiadiiHlicheii Stfttda dl4 voll ifaaoii ftv würdig nacl 
tao^h firaditeten empfohlen, w evhüre äwt Bitten, wten ea 
Ekre und Pfficiit geotstteii, die Fttraten aber aeieii zafriedeiiy w«km w 
für daa Wahl und Hefl der Khchen ein Anderea verttge *). Noch 
/ im flhitehntctt Jabrhnodart dMf ^ngen die Hanrechor Bpanjentr wei* 
ter nod cihaimten selteneir das Walilrooht, ameh nkhc die in dem 
re^^pfrten Redite endwUeaMi Besctyationen m, m dass viele Stnltig- 
kflden entstanden. Als Pins ü. so Siena an die SfeUe des dort bei 
der Cnrie verstorbenen Biaehofs von Leon din Caadinal Johann von 
Sfe Sixtas ernannte, liess der Köidg doHeUien nicht Besite ergreiAn 
nnd bAanptete ein ab bnmemorablli bestehendes Möminationsreoht ^). 
Als nnter Sixtos IV. am 2h. September 1478 za Bern Cardinal Pater 
Foriz von Tbrrazona starb, bat König Johann H. von' Aragoaien nnd 
Navanra, es möge sein Neffe Johannee au dessen NadifelgM ernannt 
weiden; aber Sixtas IV. ging daran! nicht ain und «nannte naA deae 
Tode des K^igs dm Andreas Martinen. König Ferdinand wflnsdita 
den Cardinal Peter Gonzalez de Mendoza und machte durch sdne 
Gesandten seht jus sopplicandi geüend, noch keineswegs ein Jas prae- 
sentandb sodaim poHtiscke nnd ZweckmüssigkeilsgrOnde. Ale er da- 
ndt nhdit darekdrang, schritt man via facti ein: der vom Papeie 
ernannte Prälat criiielt im Nansen des Königs den Befekl sod^eicb an 
resignöroD, widrigenfaHs ihn imd seine Verwandten das Exil and 
andene schwere Strafen treffen würden Aehnliche nnd noch vM 
härtere Gvwaltmassreg^ hatten seit Peter dem Gransanien von 
CMtüien (1867)^) so manche Herrscher Spaniens sieh erlaubt. Selbst 
die B^tdertmg von Kindern verlangte man bisweilen} so Sfridte 
Sixhes IV. den sechsjährigen natürliehen Sohn des Königs von Ara- 
gtHdeai znm Erriiisdiof von- Saragossa ernennen} und eihsehon der 
Papst lange 'Widerstand geleistet^ so musste er zuletzt dotdi 1474 
deie Knaben dte perpetna administraffo dieees Stuhls indnlgiren ^). 
Auch die Besetzung der Cauonteato nnd änderet Pfründw hatte bereits 


1) Ztojisctd. Anaftl. a. 1439 n. 37. a. 1440 n. 2.: SnppUoant aobis Beg«a Fran- 
ciae^ Angliae et Hispaniae ceterique pro promotionibus praelatorum, nobisque com- 
mendant} quos utäeB et idoneos credout. Nos exaadimus, qnantam cum Deo possu- 
mos et honore nostro, preceft< eonati. Ubi veto aUter vkMur ttcbls pro eoauDodo et 
beno reg iu rtl w eosiesianusv rcfw et pvtecipe» aeqidescu^t 

2) Aeneas Sylv.^ Comment. L. IV. p. 503. ed. FranoOtot. 1614 MpandcH^ et 

ad «v 146a Th^^nasdkj P« Uv I 4 . IL o. 39# ». 7 . fa Reg. I. 

CcHM %, 1.. 9 ^ 2it. 291. 

3) ZuHta, AnnaL Arrag. P. IV. L. XX. 0 . 31. a. 1476. Barboia, de j«ir. eo«L 

imiT. L. I. c. 8. n. 79. Mi^m, L e. ISr n. 820 soqo« i ei Ov 283« 

i) UcmkiM, Kit. Bisp^ Lv XVJL e. 11. 

Itt Rife XJ;iV.. |e 2# »V t n. Pv 888* 
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* l 

StMit en«gt, namenffidi die Verleihung der alternativa mensium an 
die Bischöfe von Tärrazona und Leon (1475)^). Es galt diese letz¬ 
tere, vrie überhaupt die newrte Kanzleiregel, auch in Spanien und ihr 
unterlägen Canonicate und Pfarreien sowie auch sonstige Beneficien^). 
Acht Monate waren päpsäiche, vier (März, Jum, September und De- 
CCTiber) bischöfliche. Den residirenden Bischöfen wurden aber sechs 
Monate in der Art indnlgirt, dass der Ptqist zwei von den bischöf¬ 
lichen Monaten (März und September) erhielt imd ihnen vier von. 
den seinigen (Febrtmr, April, August, October) abtrat Wo diese- 
Altmrnative acceptirt war, da hatte der Papst die ungeraden, der Bi¬ 
schof die geraden Monate ^). Der 'Hof von Madrid Wollte diese Be¬ 
stimmungen öfter dnrdibrechen und insbesondere machte er unter dem 
Namen Resulta Real ein königliches Recht geltend, alle Pftüuden zu 
besetzen, die in 'Folge der Promotion zu anderen Kirchenämtern des 
ktoiglichen Patronats erledigt würden; man konnte den Ursprung • 
dieses Rechtes nicht nach weisen, berief sich aber auf den usus ab 
inmtemorabili *). 

Was die zu Gunsten der ^eren Ansprüche des spanischen 
Hofes angeführten Zeugnisse und Thatsachen betrifll, so wurde da-. 
gegen mehr und mehr Folgendes geltend gemacht: 1) Das zwölfte. 
Concil von Toledo repräsentirt a) die spanische Urkirche nicht; .die. 
älteren Canones und ältermt Concilien reden nur von Bisehofswahlen . 
und gedenken noch der Einmischung des Königs in dieselben nicht 

b) dasselbe enthält eine Concession, die nur auf jdip Verhältnisse des 
damaligen, mit der /naurischen Herrschaft untergegangenen Staates 
passten; damals wählten die Bischöfe mit überwiegendem Einfluss<den 
König und waren in vielfacher Beziehung seine. Censoren und eine 
ihm mit grosser Gewalt gegenüberstehende Macht; es war natürlich, 
dass auch der Kinng auf die Bestellung der^ im Reiche so mächtigen 
Bischöfe einen Einfluss haben wollte und die Abhängigkeit des einen Tbeils 
von dem anderen zu einer wechselseitigen zu gestalten suchte^); dazu 

c) konnte ein Particularconcil keine die Kirche für alle Zeiten bin¬ 
dende Norm anfstellen. 2) Allerdings findet sich unter Gregor VH. 


1) Riffant, in Reg. IX. P. II. §. 1. n. 7. t. IL p. 129. 

2) ibid. t. n. p. 1 seq. Ferrari», Prompta biblioth. V. Alternativa, t. I. 
p. 461 seq. ed.’ Paris, 1858. 

3) Riffant, in Reg. IX. P. II. §. 1. n. 1 seq. t. II. p. 128. 129. Goleccion p. 238. 

4) So die Remisiou 13. tit. 6. L. I. der Nueva Recopilacion von 1640. Colec- 
cion p. 237. 

5) Thomaisin, P. II. L. II. c. 10. u. 17.; c. 11. u. 5. 

6) Thomatsin, 1. c. c. 15. n. 3 seq. Vgl. Historia del derecbo de Ja Iglesia 
de Espana en drden ä su indepeadepcia del poder temporal, ^melona,. 1^48. P> lU« 
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iiikd dessen NacUolfern ein viel&eher Antheil der Könige iMi der 
Bestelltuig der Bisohöfe. Regelrechte Wahlen konnten in Drange dw 
Zeiten, bei den Kämpfen gegen die Maifro), selten gabelten werden, 
und den Verdiensten der Könige trug aneh die Kirche Rechnung, so 
' dass sie die erste und wichtigste Stinune hatten. Aber je mehr die 
politische und kirchliche Qrdnung an Festigkeit gewann, desto mehr 
-gewannen die Wahlen des Klerus und Volkes wieder an Bedeutung^) 
and wenn einseine Könige in ausgedehntem Maasse einwirkten, so 
rersichteten wieder Andere, wie Peter ü. von Aragowen 1206, auf 
allen Einfluss auf die Wahlen. Peter hatte zuerst die Vornahme d«*- 
selben verboten, bevor er dazu die Erlaubniss ertheilt, und-die'w^- 
liche' Aristokratie war dieser -Maassregel sehr geneigt; aber nachher 
-erkannte,, er diesen Brauch als höchst schädlich und unkirchlieh an 
und gab den Kirchen die Wahlfreiheit pro remedie animae snae zurück.^). 
Manchmal Uessen skh auch die Capitel von den Königmi die Wahl¬ 
freiheit garantiren Und solche Concessionen beweisen eher gegen als 
für das allgem^ne. Patronatrecht. 3) Die Partidas von Alphons dtoi 
Weisen 3) besagen aus&ücklich, es sei in Spanien alte Gewohnheit, 
dass nach dem Tode eines Bischofs das wahlberechtigte Capitel dem 
Köbige davon die Anzeige mache .und um Ermäohtignng. zur Vor- 
nMime einer Neuwahl bitte, nach erlangter Erlaubniss zur Wahl 
schreite und dann den Gewählten dem Könige zur Sänweisung in die 
Administration der Güter vorstelle. Alphons XI. wiederholt nur diese 
-Bestimmungen und setzt ebenso' das Wahlrecht der Capitel votoos. 
Heinrich HI. und Johann H. im füuflsehnten Jahrhuudeart reden von 
snpplicationes imd praesenti^ionee für geistüohe Stellen und g^ade 
in jener Zeit begann man mehr und mehr als em unaitieditbmres 
Recht' zu ford^n, was früher nur als eine Gnade von den Riesten 
verliehen wmrd. Faktisch änderte sich nicht viel, da die Könige 
- immer mehr ihren Willen durchzusetzen thaten; was früher ihre Sup- 
plication erreichte, erwirkte, später ihre' Präsentation'oder Nonnnatioli, 


\) Thomatsin, 1. o. c. 35. n. 1—6.' 

2) Innoc. ni. Keg. X. ep. 144. Baluz, ad Petr, de ICarea Lib. VBI. «. 10. 
Thomassin, F. II. L. H. c. 35. n. 5. N(^. Alex. HE. Saec. Xlll. c. XIV. P. II. c. 6. 7. 
Lupus in Can. Conc. t. m. diss. 111. c. 8. Riganf. in R^.-XLII. n. 354. t. UL 

p. 286. ^ 

3) ParHdas, Lib. 1. c. 15. ley 18. Damacb U. Covurruvias, 1. c. p. 591. 
Olim apnd HiSpanps cenfmetade obtinnii^ nt CaaonioorBm CoUegiom, oiii msaus' 
gendi Kpiaoopi. jnre inonmbit, atatim mortHO Paatore Begi -^oa obitom nnnüaret,' ab 
eoqne peteret lioentiam et facultatem eligendi Episoopuao, qna per Regem coaceaaa 
ipai Canonici eligelxuit Praeanlem, qnem ante miaaionem in poSMasionem Begi ezbi- 
bebant, nt ab ipso bonorum administratioaem obtineret. 
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#e ■äHt«Q stützt di« Piipstd sttsichern nusstea *■). Aber ^«e tl«l- 
wittgüt B«nüiHiiig«n der spanisdien Menarehen pKpstliidi« Isdalte 
dw Präaeatatlefi m den BislMmem zu erlangen, bewieeen znr Geafige, 
dais ihre Rechtstitel darauf kefaiesfaU# so evident und unzweife^idt 
waren; wie man vorgab, und die Herieitong ihres Einflusees auf die 
Pvserieion dn iMnafleia iBido>^a aw ^ne^ ^mitiven Rechte ihrer 
Krone v^ig baklee ersehien ^). Die canonisohe Regel wi^, dass 
weldiehe i^ten,ni^t auf im Titel der Eaadation und Dotation Un 
•M ^thfinma ernennen ddrfen, sondern daan ein e^oiellee pKpst- 
Mehes indalt beddrftn, vrdohes sich nicht auf die. in euria vacant 
werdwidea Frütatuvea «psteeidct, wefem diese nicht ausdrfiekUeh ge- 
nimnt 'Siad^). Und päps^die Coneessioaen sind es denn in der That, 
-welche das so ausgedehaie Patronatrecht der spanischen Könige sieher 
nad bleibend festgestrilt-haben. 

Die erste Oonceesien dieser Art Bixtus IV. zugeschri^n, 
der naeh IKi^rem Kunpfit z^ Fernand und IsiJ^ella nachzag^n 
sieh genöthigt sah, znmal da die Praxis vor ihm Vides za Gunsten 
deir königiiehen Anqifüche vermochte*). Don Saatii^ Augustin 
Riol stellt in einem an König Philipp V. gerichteten Vortrag (Informe) 
vom 16. Juni 1726^ ^ damaligen Vorgänge in folgender Weise 
dar. Fhrdfaiand aid Isabella fmiden die bisehöftehen Stühle ihrer 
Beinhe gtbssenlheäs von wendg geeigaefteo Münnern oemipirt, das 
Wahlrecht der Capitol beseitigt, StoeltigkeitM zwisohm dem Papete 
aud deir Krone in der Behwehe. IRe Könige verftibren wfllkttrlieh 
«ad MbobM aameutlich seit Heinrich IV. viele kriegerisch gesinnte 
Minner zn Bisehöfen; die Päpste lelstetan Wld^staad und eraannten 
in Eilaangahing ilmMi taekanater tttehtigegr RilMnder auch Fremde, Die 
mehifen dieser Bisehöfe hielten keia« Residenz and übevUeszen Stdl- 
vnetMtem ihrer Kation Regierung der Diöcesen. Die beiden katho¬ 
lischen HopMcher holen ARes anf, tüchtige und zugleich timen erge- 
heae PiÜateA au. mlutiteB und die Beaetmug der Bisthümer in ihre 
Hände zu bringen. Sie verboten den Capiteln die Wahl ohne beson¬ 
dere königliche Erlaubniss, machten Patronat auch g^en die 


l).Mari<mcp bei ^homasHn 1. o. n» 8. 

IQ 1. e. n. 9. 

8) Rigant, 1. c. §. 1. n. 291. 292. p. 80. 

A) MMtiana, Hial. Hisp. XXIY. 18.: BegUiiis €a8teUae in peipatnwii, nt qnos 
Ipsl jfispedMent^ ii b^isoopi pnMfieereniuri addita praera^ailie». Und Sforhar; Bt mt 
aa tenqiaBtate mcuribus nsurpatuoi, na Epiaaopl eeelasiia darentar, 

nagpit^ poaEtnlarant nominarentqna. 

ft) Abgadraaki in dem Semkuria Brndito von D^AniofH^ Valtad€ite$ de 3eio-> 
mayof, tomo Ul. Colaccion da loa Coneardatoa p. 8fti-*8i4. 
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pSpsäielieii Reserraädnen geltend, liessen k^fiie ÜHMn missflMfen 
BuUen zu iin4 aeqneaitrlfteii €ie Renteu rl«ler in Rott «nmniter Pri- 
laten, ohne Ae Mähunngm Ar Ptlpste bu hesehieu. Es kam so wdt, 
dass der spanische Gesandte in Rom Don Francisko Santilian Bischef 
ton Oima vom P^Mte seines Bistiwms entsetst and in des t^efling- 
niss geworfiEBi mmd, in Am er stark, andaremdts das spaaiaeke 
Edoigspaa^ dm pi^utiislMi Giesandlan Doraialcas Centmione gsfisi^en 
ashas ni^ ihn nüthigte, seinen Charakter als (issandtar aMuigrtan 
ond den Einigen CMiorsam au schwülen. Dersdbe wssd aber bald 
daranf das Werksei^ fit? «ine der spanisciMn Krone sehr günstige 
Ver^brnnag, dis 14d2 abgeschlossen ivard and Aren AIcten sieh 
kn Ardiiv von Sinonka im ersten Fascdcsl mit der Ueberaelulft: 
Omsada 7 BabskUe finAn sollen. 80 weit det Beridrt Biei’s. 
Es wird hierbei wohl gesagt, dass die spanischen Monarchen kmft 
dieser Uebereinknsft entsohiedm intervenirtm bei der PromoAai Ar 
Mschüfe, wie weit aber Aese Intervention sich erstreckte und ob ein 
übm As MAm Zi^^täiidniss Ar Sof^eallon blnansgebendes IndnU 
damit verbunden war, lässt sich nicht erkennen; BIA aber SAtns 
IV. das NombsationsMeht, wie es sj^er Ae Könige übten, in volsm 
Maasse angestanden, so würde man eiams^ts fai Spanien aaf dieses 
Docomsnt grösseres Gewicht g^egt nnd es genau pnblicirt haben, 
andererseits wären die Indulte der späterm Päpste nicht melw nütbfg 
gewesen;'ja diese setsen vorans, dass keineswegs Sixtus IV. ein nn- 
heschränktes Nominationsrecht den spanischen Meipnrbhen verliehen 
bat. Thatsache ist, dass Inuecepa vm. am 8 . December 1484 dm- 
selbm das Patronat der Ehrohe» und BUöstec von Granada wd Ar 
v<wi mauristdieB ^oche au beireiendm LänAr uod Inseln , concedjete^) 
nnd <luhus n« iu Ar mit ; 24 iisöminuBg des heiligen GoUegiums edas- 
mm Butte UmTeisstts Eocleaiae re^Adui vom 98. Juli IÖÜ 8 das 
Patronat tthw alle Esirebmi WeetioAens mgestend^). Was «me von 
■ An Spanfem ebenfalls angeführte BuA Alaaander’s VR vom Juni 
1498 dis den Königen das Patronali über alle Kjrdien nnd 

SeuettfAn ihrer Beidüo verliehen haben soll, so wird Arw Erintenz 
von Vielen bezweifelt 3) und die folgenden Päpste scheinen von ihr 


1) Colecclon p. 1131. Moroni, Dfzionario t. 68. p. 113. Y. Spagna« 

2) Coleccioii p. 232. Ferraris, Prompta bibl. t. I. p. 5 seq. Moroni, 1. c. 
p. 117. Von beiden Bnllcn ist die Rede L. 1. 2. ttt. 18. L. I. Nov. B. IV. p. 69-62. 

3) Msgr. MaHni, Diplomatien Pontificia. Moroni, 1. c. p. 113. Dass in Spa¬ 
nien viele unftebte päpstliche Bullen existirten, ist gewiss. Ehie Bolle Aleximders UI. 
von 1179 für die Kirche von Gompost^a mit einem JoMtäottsablass ward unter 
Cleineiis XL in Rom als onäcbt erkannt. Eigani, ln Reg. UV. OanoeD. n. 32 aeq. 
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das Gangste zu ims«n. Ein Breve Alexanders YL ron 1499 
revooirte naeh Riol alle Reservationen und Coadjutorien ^). Ein vqU- 
stdndiges Patronatrecht zu allen Bisthümern hat erst Karl 1. bleiben¬ 
der Weise erlangt 

Auch über Klöster und Abteien sprachen die spanischen Könige 
än vimrzehnten und üinfsehntm Jahrhundert in ähnlicher Weise ein 
Patronatreoht an, dessgleichen tiber die Prälaturen und Dignitäten an 
den Oapiteln. Henrich ll. hat 1377 in Burgos, Johann 1. daselbst 
1379, Heinrich Hl. 1401 in Tordesillas, Heinrich IV. 1473 in 
S. Maria de IBeva, Ferdinand und Isabella haben 1476 in Madrid 
und 1480 in Toledo geradezu ausgesprochen, dass Prälaturen und 
Dignitäten von den Päpsten nur d suplicaeibn.del Rey vergeben zu werden 
pflegten^); Philipp H. rechnete zu den seinem Patronat unterstehenden 
■Aemtern auch die Prälaturen und Consistorialabtdien. Gewöhnlich 
schrieben die Könige den Päpsten über die Besetzung dieser Stellen; 
fanden ihre Wünsche nicht Gehör, so widersetzten sic sich oft mit 
: Gewalt den von Rom Ernannten und nach und nach erwirkten sie 
Indulte für einzelne dieser Stellen 3). Die Concessionen von Innocmiz 
YHI. und Julius H., von denen oben die Rede wiff, begriffen für 
Granada und die sogenannten iglesias de conqnista auch die Klöster, 
. Abteien und alle Beneficien in sich^). In Bezug auf diese Gebiete 
bestand, wie Benedict .XIV. 1753 in dem unten zu besprechenden 
-Concordate erklärte, keinerlei Gontroverse zwischen der« spanischen 
Krone und dem heiligen Stuhl. 

Hadrian VI. war es, der seinem früheren Schüler Karl sowie 
dessen Nachfolgern, nachdem er ihm zuvor am 4. Mai das Patronat 
über die Kirche von Pampelona verliehen, das Indnlt vom 6. Sq)- 
tember 1523 ausfertigte, wornach der katholische König zu allen erz- 
bischöflichen und bischöflichen Kirchen und auch zu den Consistorial- 
- abteien mit der einzigen Ausnahme der Vacatnr in Curia sollte prä- 
• sentiren können ^). Zwar hob Clemens VH. in Folge des Zerwürf- 
: nisses mit dem Kaiser und der Gewaltthätigkeit seiner Truppen das 
Indult am 3. April 1527 wieder auf; aber nach seiner Aussöhnung 


1) Coleccion p. 231. 

2) L. 2. 3. tit. 17. L. I. Koviskna SeoopUacion. Coleccion de los Concordatos 
p. 226. 227. 

3) Hiol, Informe §§. 27—32. Coleccion oit. p. 229 seq. 
i) Coleccion p. 231. 232. 

5) Bigcmt. in Beg. L Cancell. §. 1. n. 284. 285. p. 79. Cortiad. Decis. Catal. 
357. Coccina Decis. 1023. n. 1. Mariana, de rebus Hisp. L. XXVI. c. 2. 

6) Raynald, a. 1526. 1527. Banke, Päpste 1. S. 103—110. 
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mit demselben bestätigte er es am 14. December 1529 ron Keuem^). 
Ja er hob jetzt auch die von Hadrian -TI. gemachte Ausnahme der 
Yacatur in cnria grösstentheils auf, was Paul III. am' 9. Juli 1586 
bestätigte. Nur bei den von Clemens VlI. dem königlichen Patronate 
zugewiesenen Klöstern sollte die Reservation der Yacatur in curia 
noch gelten. Daher ward, als der obengenannte Erzbischof B. Car- 
ranza von Toledo 1576 in Rom starb, der vom König Präsentirte 
unbedenklich präconisirt; ebenso geschah es in späteren Fällen wie 
1716, als Cardinal Sala, Bischof von Barcelona, in Rom mit Tod 
abging, mit dem vom König ernannten Didakus de Astorga y Zes- 
pides^). Damit war eine der langwierigsten Streitigkeiten zu Gunsten 
des spanischen Hofes entschieden. Gleiche Rechte erlangte derselbe 
auch bezüglich anderer seiner Herrschaft unterworfenen Länder, 
namentlich bezüglich Belgiens. 

in. Daraus, dass die spanischen Könige Patrone der Cathecbral- 
kirchen waren, konnte an und für sich noch nicht abgeMtet werden, 
dass sie es über alle an denselben bestehenden Bene fielen seiend). 
Gleichwohl wurde das mannigfach geltend gemacht oder durchzusetzen' 
gesucht. Die Elanzleiregeln galten im Allgemeinen auch für Spa¬ 
nien *); nur wurde ihnen vielfach derogirt. Obschon die durch Pro¬ 
motion zu bischöflichen Kirchen und anderen Beneficien königlichen 
Patronats erledigten Pfründen reservirt waren, so disponirte doch der 
Papst nicht frei darüber, sondern meist zu Gunsten der vom Könige 
Yorgeschlagenen, jedoch ohne dabei den königlichen Yorschlag zu 
erwähnen und mit denselben Ausdrücken wie bei völlig freier Pro* 
Vision ^). Dabei ward besonders darauf gesehen, dass spanische 
Pfründe nicht an Ausländer vergeben würden % was die Päpste oft 
für die kirchlichen Interessen für nothwendig erachtet und mit vielen, 
besonders aus der Katholicität der Kirche und der Bekehrungs- 
geschlchte der einzelnen Länder entnommenen Gründen vertheidigt 


1) Bigant. in Reg. 11. Cancell. §. 1. n. 122. 123. p. 227. in Reg. L §. L n, 2S6. 

2) Bigant, in Reg. 1. §. 1. n. 236. 287. p. 79. 80. in Reg. 11. §. 1. p. 122. 

§. 12. n. 134. p. 247. Es wurde gefordert, dass die consistorialitas der Abteien von 
der Zeit bewiesen werde, in der Hadrian dem Kaiser Karl das Indult yerlieb, und 
nicht von späterer Zeit. Die auf 3 Jahre dauernden abbatiae electivae, wie die mei¬ 
sten in Spanien, waren nicht in diesem Indolte einbegriffen. Cortiad. Decis. 253. 

u. 35. Bigant, in Reg. U. §. 2. n* 135. p. 248. 

3) QonsictleZf Glos. 10. n. 13. Aug, Barho$a, P. Hl. Alleg. 57. n. 90. p. 240. 

4} Bigant, Prooem. in Reg. Canc. n. 53. t. L pf 8.^ 

6) ib. in Reg. 1. §. 7. n. 186—188. t. 1. p. 160. 161. —in Reg. XXVI. n, 194— 
196. t. m. p. 30. 

6) Did. Covarruviai 1. o. u« 5. p. 679. 680. iSalcedo, de leg. Polit. L. H, c. 15. 
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hatten ; auch wollte sich der römische Stuhl ia der Verleihung der. 
ihm reservirten Pfründen ke^ne Schranke auflegen lassen. Jedoch 
wurde bei allen Seelsorgsstellen Kenntniss der Landessprache gefor¬ 
dert^) und nachher wurde auch durch ausdrückliche päpstliche Indulte 
der Ausschluss von ' Fremden gewährt , so für das Königreich 
Valencia von Sixtus V.*) Im Uebrigen aber behauptete der römische 
Stuhl seinen Standpunkt bezüglich der Besetzung reservirter Canoni- 
cate und Beneficien bis 1753, obschon der Madrider Hof alles Mög-. 
liehe in Bewegung setzte, auch hier sein allgemeines Patronat auf 
alle Kirchen des Landes zur Geltung zu bringen, bald in den päpst¬ 
lichen Monaten für bestimmte Persönlichkeiten intercedirend bald in 
die Besetzung gewaltthätig eingreifend^). Zu Trient hatten die spa¬ 
nischen Prälaten die Befreiung aller Curatpfründen von der Reser¬ 
vation und die Beseitigung der päpstlichen Monate beantragt, da sie 
' am besten die tauglichen Geistlichen zu finden wüssten. Aber 
Paul HI., Julius III. und Pius IV., welcher Letztere zu einigen Mo- 
dificationen geneigt war, glaubten, der römische Stuhl könne hinläng¬ 
lich für würdige Besetzung sorgen und die vom Concil vorgeschrie¬ 
bene Concursprüfuug sei als ausreichend für alle Fälle zu betrach¬ 
ten^). Nur für einzelne Fälle und mit gewissen Beschränkungen 
verliehen die Päpste den Königen das Recht, reservirte Beneficien zu 
besetzen, jedoch nur wenn sie extra curiam vacant würden, wie nach- 
her^ Clemens VIII. hinsichtlich der Canonicate von Saragossa für be¬ 
stimmte Monate ein solches Indult verlieh'’'). Es blieb in Spanien 
aber die Meinung verbreitet, geistliche wie weltliche Patrone könnten 
in jedem Monat ungehindert präsentiren ^). Auch der Derogation des 
Laienpatronats für den Fall, dass untef den Patronen oder über das 
Patronatrecht überhaupt ßtreit entstand, widersetzte man sich öfW 

1) So schon Clemens Yl. in einem Schreiben an den oastüischen König 
Alphons XI. Raynald. a. 1348 n. 14. Rigant Reg. XVII. n. 124. t. II. p. 236. 

2) Reg. XX. Canc. Rigant t II. p. 286 seq. 

3) Salgad. de Supplicaf. ad Sanctissimum P. I. c. 10. n. 69. 111. Cabedo, de 
patronatu Reg. Coronae o. 29. Gonzalez, in oap. Te nobis n. 4. Oarcias, de benedc. 
P. Vn. c. 9. n. 4. And. bei Rigant Reg. XVIL n. 126. t. II. p. 237. 

4) Rigant 1. c. n. 130. p. 238. 

5) Riol, Informe §§. 27—32. Coleccion cit. p. 229—231. 

6) Rigant in Reg. IX. P. I. §. 2. n. 36 seq. t. ü. p. 24—26. Später ward 

bestimmt, dass fUr die in Rotn anwesenden Spanier, die sich um reservirte Beneficien 
bewarben, der Concurs vor dem Cardinal Stadt-Vicar stattzufinden habe. Decr. 
16. Jan. 1701 bei Rigant 1. o. n. 56—60. p. 27. 28. , 

7) Bathorn, Vot. Decis. 46. n. 1. Cortiad. Decis. 253. n. 23. Frances, Var. 
Resol. c. 16. n. 201. Rota 20. Növ. 1686 und 5. Juli 1688. Rigant in Reg. XLU. 
n. 156. t. m. p. 276. 

8) Rigant in Reg. IX. P. 1. %. 2. n. 191. p. 42. 
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and D. Covarravias^) sachte an zeigen, dass man dieselbe nhd die 
dann eintretende päpstliche Besetzung nicht znlassen dürfe, worauf 
sich viele Spätere beriefen. Aber von Seite der römischen Datarie 
warde geltend gemacht, a) dass in Fällen solcher streitigen Patronat- 
beneficien sehr häufig die päpstliche Provision in Kraft getreten sei 3); 
b) dass die Meinung eines der geistlichen Jurisdiction so feindseligen 3) 
Autors wie Covarruvias bloss eine private, von Anderen nicht getheilte 
sei; e) dass die zu ihren Gunsten angeführten königlichen Edicte und 
Aenssmuigen der spanischen Gelehrten nicht den ihnen beigelegten 
Sinn hätten *). Später unter Alexander YII. (1663) machte man für 
das Recht des Königs, auch für eine streitige Pfründe zu präsentiren, 
nur eine consuetudo immemoriaiis geltend^). Der römische Stuhl 
wusste die Sache durch seine klagen und umsichtigen Massregeln in’s 
Reine zu bringen und im Allgemeinen kam eine Derogation der 
Rechte des Königs in solchen Fällen nicht vor, obschon sie bei 
anderen, namentlich den geistlichen Patronen, üblich war Bis 1753 
blieben aber die meisten anderen Beneficialfragen insofeme in der 
Schwebe, als den Anträgen des spanischen Hofes in Rom nie ganz 
nachgegeben und von jenem die päpstliche Provision bald unbean¬ 
standet zugelassen bald wieder angefochten und bestritten ward. 

rv. Obschon im Allgemeinen die Immunität des Klerus 
von den gewöhnlichen Steuern anerkannt ward'0, so wurde derselbe 
doch sehr oft schwer belastet und wurde nicht selten zu den drückend* 
sten Contributionen genöthigt. Aus dem Gute der Kirche und der 
geistlichen Corporationen bezogen die spanischen Monarchen bedeu¬ 
tende Summen. Gewöhnlich ward aber in älterer Zeit den Kirchen 
und kirchlichen Personen gemäss den Bestimmungen des canonischen 
Rechts B) nicht ohne päpstliche Zustimmung elfte neue Last aufgelegt; 
beide Gewalten vereinbarten sich darüber. Oefter wurden decimae 
und tertiae von Kirchengütern den Königen für ihren Krieg mit den- 
Saracenen concedirt*). Nicolaus V. hatte allen Denjenigen einen voll¬ 
kommenen Ablass zugestanden, die den Königen von Castilien und 

1) Qoaest. praot. cap. 36. 

2) Bigani. in Beg. XLII. n. 217. t. lU. p. 282. 

3) OaUti, de £cel. in matrim. potest. P. I. n. 218. 

4) Boreü* de praestant. Beg. cathol. o. 52. n. 8. n. A. bei Rigant 1. c. n. 218.; 
ibid. D. 249. p. 285. 286. 

5) Rigant 1. o. n. 250. p. 286. 

6) ib. n. 177. 183. p. 277. 278. 

7) Selvag, Instit. oanon. annot. L. L tit. 8. — Viüodas, Antiqn. eccl. t. I. 
p. 127—130. ed. 1829. JScUa, Dlustr. jur. hisp. L. I. tit. 2. §§. 16-18. 

8) c. 13. de imman. Eocl. HI. 23. in 6.; cf. c. 4. 7. eod. in Greg. 

9) Thoma$Hn, de vet. et nova disc^l. P. HL L. L c. 44. n. 1 aeq. 

2 * 
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Leon in ihrem Kampfe gegen die Mauren neit Kriegadienst oder Geld 
Beistand leistmi würden; als er erfahr, daas die heigeateuerten Be- 
tr%e zu anderen Zwecken verwendet wurden, beauftragte er die Bi¬ 
schöfe von Oama und Leon, dagegen Vorkehrungen zu treffen. Unter 
demselben Papste entstand Streit zwischen dem Klerus und den könig- 
lichmi Beamten über die dem Könige von Aragonibn zugestandenen 
Eirchenzehmiten, wesshalb der Papst einen Cardinal-Legaten sandte i). 
Sixtus IV. entzog sogar den castilischen Souveränen das von Martin V. 
aageetandene . Recht der Erhebung von Kircheuzehenten, weil sie diese 
zu pzofanen Zwecken verwendet *). Innocenz VIII. gab aber I486 
Ferdinand dem Katholischen wieder die tertjae deeimarum nebst ande¬ 
ren kirchlichen Revenuen 5). Grosse Vortheile brachte die von Julius U. 
l508->-lö09 verliehene, später vielfach erweiterte KreuzbuUe (Bula 
de la Grnzada), wodurch für den Kampf gegen die Ungläubigen 
reiche kirchliche Beiträge gewonnen wurden; freilich erhielten diese 
Einkünfte oft eine ganz andere Verwendung, so dass die Päpste oft 
mit der Zurücknahme des InduUes drohten, bisweilen auch dasselbe 
wirkUch suspendirten. Das von den Königen errichtete Conseil der 
Gruzada gewann bei dem hohen Betrage dieser Subsidien am Hofe 
eine grosse Bedeiriung *). Wie das Zehentrecht (Excusatum' genannt) 
alle fünf Jahre ^), so ward die Kreuzbulle von je sechs zu sechs 
Jahren erneuert. Leo X. hatte sie zuerst 1519, Clemens VII. 1529, 
Paul HI. 1537, Julius HI. 1555 erneuert; Pius V. gewährte sie 1571 
ad sexennium, wobei man später verblieb ^). Auf diese Bi^lle fand 
der zweite Theil der 63. Kanzleiregel keine Anwendung'^). Zu Trient 
ward zweimal über die Abschaffung dieser Bulle verhandelt, aber 
keine Entscheidung getroffen; die spanischen Prälaten fürchteten den 
Zprn ihres Königs ^). Der Klerus sab die meisten Forderungen der 
Herrscher ungern; der Rrichthum der Kirche schien weniger den 
Amen, den Zwecken des Cultus und des Unterrichts, bestiount, als 
den. Interessen des Fiscus. Als Hadrian VI. 1523 Karl I. den vier- 
t(m Theil fdler kirchlichen Einkünfte für gewisse. Zeit zusprach, re- 
monstrirte die Geistlichkeit unter bitteren, obschon erfolglosen Klagen 

1) Moroni, 1. c. p. 107. 

2) Raynald, a. 1475 n* 19. Thomassin. 1. c. n. 5. 

3) Covarruvias, Pract. 35. n. 2. §. 3. ThomasHn. 1. c. 

4) Moroni, 1. c. p. 47. 117. 

5) Rigant in Beg. LXni. n. 27. p. 133. 

6) Ferraris, Prompta bibl. t. I. V. Bulla Cnicuatae n. 96 seq. p. 1417. ed. 
Paris, 1858. 

7) P. Mendo ad BuUam Cruc. Disput. U. c. 6. n. 40. RiganU in Beg. 
n. 46. 47. t. IV. p. 135. 

8) Beding, Hist. Cono. Trid. t. HI. p, 134. n. 6. t. V. p. 20. Rigant, 1. c. n. 48. 
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dagegen^; der Monarch bedorfte damals, anch im Interesse der Re¬ 
ligion selbst, bedeutender Geldmittel. Karl erlangte von Paul in. 
1546 Ballen, die ihm grosse SommeQ der medii firuotus und ron den 
Lehenslenten der Klöster eintragen^), sowie 1647 eine BuUe, 
400,000 Dukaten von kirchlichen Lehengfltern verschaffte, obscheft 
der Papst ihm anfangs nur einen geringeren Betrag hatte zuerkennmi 
wdleu 3). Gregor Xm. .gewährte Philipp U., der die grossen Kosten' 
seiner Unternehmungen gegen die Türken und die« Bebten dei* I4ie- 
derlande geltend machte, am 18. Juli 1579 den Bezc^ der Zehenten 
and Erstlingsfruchte von gewissen Xovalicn in Spanien und auf den 
canarischen Inseln mit einigen Beschränkungen*), und nebstdem die 
Facnltät, KirchaigOter im Werthe von 40,000 Scudi zu veräuasern, 
wovon jedoch die loca iusignia und die vacantem Ben^cien gann 
ansgeuommen waren, und zugleich unter der Bedingung, dass päpst¬ 
liche Delegaten bei dem Verkaufe interveniren sollten, um die Ein¬ 
haltung der festgesetzten Normen zu überwachen. Später als Philipp, 
den Waffenstillstand mit den Türken verlängerte und jene Einkünfte 
tiir die Befestigung Ser seit 1580 von ihm erlangten Herrsdiaft über 
Portugal verwendete, widerrief Gregor die meisten der dem kathoU- 
sehen Könige gemachten Concessionen*). Eine weitere Quelle reichen 
Einkommens .wie grosser Macht für die Könige war die Grossmeister¬ 
würde der drei geistlichen Ritterorden von St. Jakob, von Calatrava 
und Alkantara, die von Hadrian VI. am 12. 1522 dem Kaiser 

Karl mit vollem Zugeständniss der Administration bestätigt ward*); 
dasselbe that Sixtus V. am 15. März 1577 mit dem fötterorden der 
heiligen Jungfrau von Montesa, eiueip Filialorden der Miliz von Cala¬ 
trava in Aragonien, der eine gewisse Unabhängigkeit zu behaupten 
gewusst hatteNebstdem sprachen die spanischen Könige ein „s^ 
unvordenklichen Zeiten geübtes" Recht an, die geistlichen Stellen bis 
zum dritten oder vierten Theil dej* Einkünfte mit Pensionen zu be¬ 
lasten®), während sie den Päpsten dazu die Befugniss bestritten, ob¬ 
schon sie nicht immer die Ausübung derselben verhinderten. Beharr- 


1) TKomatHn. 1. c. c. 44. n. 5. 

2) Beiträge, berauagegeben unter Leituug von DöUmgtr, Bd. I. Kr. 12. 13. 

S. 41. 45. . 

3) Das. Kr. 17. 18. S. 53 ff. 64. 74. 

4) Ygl. darüber das Breve von Pius Vll. vom 31. Ootober 1816. Bullar. Kom. 
Cout. t. XTV. p. 247 seq. 

5) Moroni, 1. c. p. 111. 

6) Rigani. bi Beg. L Ganodl. §. 1. n. 284.' 285. 

7) Clem. XU. Conet. 258. Kuper Bullar. XV. .288. 

. - 8) Tit. 23. ). Kot. &. Celeoeit» p. 246. 
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Ueh trat man dem päpstlichen Spolienrechte^) entgegen, das saob 
Hieronymus Znrita^) erst unter lonocenz YIII., als Bernhardin Car- 
Tigal Cardinal von Sairta Croce Legat war, in Spmiien allgemein nur 
Anwendung gekommen sein soll. Sehr oft drang der spanische Hof 
auf eine Bulle ftir Abschaffimg der Spolien, jedoch bis zur hfitte den 
aditzehnten Jahrhunderts ohne allen Erfolg. Nach dem Concil von 
Trient vereinbarten sich mehrere Kirchen mit dem apostolischen Gol- 
lector^) um Ermässigung dieser Prästaftonen zu erlangen*),, die übri¬ 
gens nur von dem Nachlasse der Prälaten erhoben wurden. Die Güter 
verstorbener Bischöfe waren sonst ihren Kirchen zugespro^hen wor¬ 
den , wenigstens wo das Privatvermögen nicht von dem Nachlasse 
auszuscheiden war*); die Könige hatten aber nicht selten ihre Hand 
darauf gelegt, indem sie sich den Schutz der Oftter erledigter Kirchen 
beilegten *). Für die Güter des niedermi Klerus ward die von Karl 1. 
in den Cortes von Valladolid 1523 getroffene und 1566 von Philipp IL 
bestätigte Verfügung'’') als massgebend betrachtet, womach die Ver- 
lassensehaft desselben ohne Unterscheidung der P%trimonial- und der 
Beneficialgflter ihre testamentarische und Intestat-Erbfolge hatten, was 
sich, wie Einige glaubten*), auf eine stillschweigende Übereinkunft 
beider Gewalten und auf die Präsumtion stützte, dass die Kleriker 
bei Lebzeiten hinlänglich die überflüssigen Renten ihrer Beneficien zu 
frommen Zwecken verwendet, während es auch als unnütz erschien, 
erst über die einzelnen Vermögensbestandtheile eine mühselige, com- 
plicirte, oft resultatlose Untersuchung zu pflegen*). Uebrigens nahm 
der Druck, der auf dem Kirchenvermögen lastete, immer mehr zu 
und später vermochten Adel und Klerus auch nicht onehr die harten 
Auflagen, Von denen die Alkabala**) besonders verhasst war, abzu- 

1) Berardi, Comment. t ü. Dissert VI. o. 3. 

2) Zurita, Vida del Bey D. Fernando L. Ql. c. 15. 

3) Oer oberste Collector spoliorum, der unter sich seine SubcoUectoren batte, 
war zuerst vom Nuntius versohieden; Clemens VQI. vereinigte dieses Amt mit der 
Nuntiatur. Vgl. die Instruction fUr den Nuntius Monsignore di Sangri vom 5. April 
1631 aus Cod. AngeL T. 3. 13 f. 1 sq. theilweise mitgetheilt von Dr. Hugo Lämmer, 
Zur lEQrchengesohiohte des 16. und 17. Jahrhunderts. Freiburg 1863. S. 70. 

4) Coleocion p. 248. Vgl. auch Ferraris, Prompta biblioth. V. Spolinm n. 30. 
t Vn. p. 587. ed.. Parjs 1858. 

5) Ueber die ältere Disciplin s. Conc. Tarracon. 516. o. 12.; Valen. 524. c. 3.; 
Tolet. IX. 655. o. 4. 

6) Ley 18. tit. 5. Partida I. 

7) Ley 12. tit. 20. L. I. Novisima Bec. 

8) Oraf de la Canada, Ezposioion del Brevb de 14. de marso de 1780 aceroa 
del Fosdo Pio BenefieiaL Madrid, Imi^nta Beal 1792. e. 8. n. 80 seq. 

9) Coleooion p. 249. 

10) Covarrttvias, P. Q. Beleot o. Peceat de Beg. Jur. ia 6. §. 5. Altemm jus, 
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wenden; als die Cortes in Toledo 1538 die Annahme der auf Comesti- 
bilien gelegten Anflage verweigert, entliess sie Karl I. voll Entrfistung 
und berief von da an Adel und Klerus nicht mehr zu diesen Ver- 
Sammlungen, sondern nur die Vertreter der Stfldte^). Desto mehr 
ward von da an das Kirchengut geschmälert. Nach der Versicherung 
des Car^al Ossat bezogen die spanischen Monarchen am Ende des 
16. Jahrhunderts von ihrer Geistlichkeit jährlich 3 Millionen Gold* 
dnkaten, so dass der Klerus nirgends „gravioribus exactionibns de- 
pressus“ war*). 

V. Schon frühzeitig Hessen die Könige auch kirchliche An¬ 
gelegenheiten durch ihre Behörden, namentlich durch 
den Rath von Castilien untersuchen und entscheiden, 
hauptsächlich, wie Didakus Covarruvias bezeugt, im Interesse der 
Ruhe und des Nutzens des Staates*). Anfangs setzten die Rechts¬ 

gelehrten der Competenz der weltlichen Richter in Kirchensachen noch 
vielfache Schranken, erklärten manche die weltliche Jurisdiction sehr 
ansdehuende Behauptungen für gewagt und unsicher*); die Mehrzahl 
hielt sich genau an die Bestimmungen des canonischen Rechts; nur 
-wurden dieselben oft nach dem Willen des Monarchen durchbrochen 
und ausser Acht gelassen, aber man war noch weit von den Theo¬ 
rien der Stadtsmänner des achtzehnten Jahrhunderts entfernt/ und hielt 
den befreiten Gerichtsstand des Klems in den Sachen gegen Golot- 
liche aufrecht *). Sehr wichtig waren die Zehentsachen, da der 

qaod modo principibus apud Hispanos competit et redditur, ad deoimam pretii par- 
/ tem attinet omnium quidem rerum, quae venduntur publice vel privatim, sive siut res 
mobiles sive immobiles; boc tributum vulgo appellamus Alcavala; quidam apud ex- 
teros gabellam dicont, quamquam et ea dictio magis in Universum accipiatur. . 

1) Moroni, 1. c. p. 123. 

2) Card. Ossat. ep. 10. 81. Thomassin* P. 111. L. I. c. 44. n. 6. 

3) Didac. Covarruvias, Praotic. quaest. oap. 35. n. 1. (Opp. t. II. p. 676.) Ple- 

runque fit, ut pro maxima Beipublicae utilitate et quiete causae quaedam ecclesiasticae 
ad Castellani regni suprema auditoria deferantur multis sane de causis, quae solent 
in disputationem adduoi, ne uUa ex parte distinctis jurisdictionibus et tribunalibus 
laesio fiat. 

4) Covarruvias, 1. c. stellt die Sätze auf: 1. Quoties causa possessoria rei spi- 
ritualis maximam habet proprietatis rationem, non potest per judicem saecularem ex- 
pediri sed est omnina per ecclesiasticum examinanda. . . Ex quo patet, non posse 
laicum judicem seoundum rigorem juris^ cognoscere de causa possessoria beneficii 
eedesiastioL n. Causa possessionis rei spiritualis vel quasi spiritualis per laicum 
judicem examinari potest et quandoque debet, si nihil proprietatis admixtum habeat. 
Aber darauf wird bemerkt: Verum si diligenter examinaverimus rationes et auctorita« 
tes, quibus haeo secunda conolusio probari solet, plane manifestum fiet, non satis cer« 
tarn nec tutam, imo prorsus destitutam omni legum et canonum, quibus stahdum si^ 
auxiHo censeri. 

5) Es wird L c. p. 677. bestimmt: Blad existimo consoltissimum, quod non 
lloikt juddx aaccalariS; quicum^c sit; quoties agitur res inter Cloricös, aut reus tan- 
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grösste Tluil des kirchlichen Ehikommens in Zehenten bestand. Man 
gestattete nad beansprnchte die Entscheidung des weltlichen Richters^ 
1) wenn Geistliche gegen zehentpflichtige, aber renitente Laien auf 
Leistung des Zehenten klagten, wo es sich bloss darum handelte, ob 
der Sebent schon entrichtet oder der fragliche Laie und nicht ein 
Anderer zu dessen Entrichtung verpflichtet sei, nicht aber wenn es 
sich über das Zehentrecht überhaupt noch um eine davon befrdende 
Exemtion handelte, 2) wpnn die Zehenten vom Papste als Lehen oder 
wie immer an weltliche Fürsten übertragen wurden, wie z. B. in 
Granada, wo Ferdinand und Isabella vom römischen Stuhl die Zehen¬ 
ten der Provinz zugesichert erhielten mit der übernommenen Ver¬ 
pflichtung die Kirchen zu dotiren, 3) wenn Laien klagten, es seien 
Zdienten von ihnen gefordert, die sie in Folge legitimer Präscr^tion 
zu entrichten nicht schuldig, die nachgelassen oder gegen Gewohnheit 
und Brauch von ihnen gefordert würden, 4) wenn weltliche Pächter 
von Kirchenzehenten zu belangen waren , die nicht sich zuvor aus^ 
drücklich der kirchlichen Jurisdiction in Allem unterworfen i). Dabei 
nahm, man an, dass ausserordentlicher Weise eine causa possessoria 
über ein Beneficium behufs der Ruhe des' Staates und der Abweht 
von Gewaltthätigkeiten von königlichen Richtern verhandelt werdmi 
könnet), ja dass die von geistlichen Richtern mit Gewalt und Cen-t 
suren Unterdrückten einen Recurs an die weltlichen Behörden ergreif 
fen dürfen Wenn ein geistlicher Richter eine Appellation nicht 
zulassen und sogleich mit Censuren seine Sentenz in Vollzug setzen* 
will, so hat der Verurtheilte sich nur an die königlichen Richter zu 
wenden, die aber dann nur erwirken sollen, dass die Sache an die 
höhere geistliche Instanz gelange; jedoch sollen sie die Prozessakten 
einfordern und darüber erkennen dürfen, ob der geistliche Richter 
tum sit Clericus est, de causa possessoria cognoscere, etiamsi fateremur eam esse 
temporalem, cum Clericus sit apud ecclesiasticom judicem couveniendns ex utriusque 
juris regolis. 

1) Covarruvias, L c. p. 677. 678. 

2) ib. p. 678. Sexto non negamus, posse justissime jndices Regios, qui prae- 
toriis assident et inibi jura partium Regio et supremo nomine tutantnr, extraordinarie 
tractare causam possessoriam, in qua de, possessione beneficii disputetur, ad effectumi 
ut qnieta respublica sit, ne 6at alicui injuria et violentia, aut indebite possessiou^ 
quam obtinet, exspolietur. 

3) ib. Cetemm in hac Regia et Castellana Republica Ulud observatissimum est,, 
et diu obtinuit a tempore, qtiod memoriam bominum excedit, posse ab bis, qui a judi- 
cibus ecclesiasticis vi et censuris opprimuutur, Regios auditores et consiliarios, qui 
apud Regia suprema tribunalia jura litigantibus reddunt, omnino adiri, ut vim aufe> 
rant et compellant judices ecclesiasticos ab ea inferenda oessare. Exstat inter bqjus 
Begni leges lex Regia 5. tit. 1. L. ü. Ordin. (bodie L. ü. tit. 6. L. I. Becop.); expe- 
ditiorque constat instructio, quam Regium decretum exhibuit a. D. 1548 (bodie 1. 36. 
37. Üt. 5. L. n. Becop.), qua et modo utimur et olim item osi fuere Begü c onai l iwi i«^ 



SUatskircblidie BebSrdai und EotsebeidoDfe^. 

mit Keeht die Interpoeition der Appelletion zorliokgewiesen oder nichts 
wäre das der Fall, so soll die Sache an di^eseu suröekgehen; wäre 
ab^ die Appellation begründet, so ist derselbe strengstens anznhalten,. 
der gesdiehenen Beruftmg zu deferiren. Wo der Besdbwerte und Vernr- 
theüte ein Lide, die Sache eine weltliche ist, da versteht es sieh von 
selbst, dass dem geistlichen Richter jede cognitio censae inhibirt wer* 
den kann. Bei Appellationen verurtheilter Geistlichen an den Papst 
sollte das UrBieil der königlichen Rätiie de Justitia appelletionis nicht 
so verstanden werden, als sei von ihnen eine kirchliche Sentenz ^ 
bestätigen oder zu revociren, sondern' nur in dem Sinne, dass die von 
einem geistlichen Richter dem Appellanten widerrechtlich zugefUgte 
Gewalt beseitigt werde. Gegen geistliche Richter, die sich des Ge¬ 
waltmissbrauchs schuldig gemacht, schritt man mit Wegnahme ihrer 
Temporalien und Expatriation ein. Auch andere geistliche Sachen 
sollten, wo es sich um die Ruhe und den Nutzen des Staates handle, 
an den königlichen Rath und die weltlichen Gerichte gebracht werden 
dürfen. Dabei berief man sich stets auf das Beispiel Frankreichs^) 
und protestirte energisch gegen die Vermuthung, als wolle man irgend¬ 
wie der freudig und ehrfurchtsvoll anerkannten Autorität der heiligen 
römischen Kirche und des Kirchenoberhauptes zu nahe treten*). Wir 
zweifeln nicht, dass es den Spaniern und den Mitgliedern des könig¬ 
lichen Conseils im sechzehnten Jahrhundert damit voller Ernst war 
und dass sie in concreten Fällen sehr guten Grund hatten, ihren 
Maximen za folgen, aueh wenn die ausgezeichnetsten Päpste in der 


1) Covarruvias, 1. c. p. 679.: Hic vero forensU usua non tantum io hia Castcl* 
Utnia Begici Hispaoiarum ditionlbus et prinoipatibae, sed et apud GaUos alioeque e^ri- 
stianae roipublicae aaeoidares principes est receptissimus. Und wiederum: Maximum 
exstat hujus praxis fuudamentum ad ejus justitiam comprobandam ex eo quod idem 
fiat apud GaUos etc. 

2) ib, p. 680. n. 6.: Ne vero quis exietimet, quidquam apud Begia Hiepanoriun 
praetoria in hisoe rebus et negotiia ecoleeiaetieis fieri, quod vel minhaum deroget 
Bummi Pontifiois poteetati: absit enim boc a Catholicis Hiapaniarum priueipibua, qui 
SS. Born. Ecclesiae ejoique Summi et totiua cbrlstiani erbie Pontificis deoreta et man- 
data ma x im o conatu exeequuntur et venerantur: lS| obeecro, oandido animo expendat 
literamxn Apostolioarum executionem ^ qoMidoque dififerri ac suependi Begii praetorii 
deoreto et auctoritate, nt maximus Ohriiti viearius interim oertior fiat, quot et quantis 
afficiatur ineommodis respublioa ista propter multa, quae ab ipso falsis precibu^ et 
suggestionibuB impetrantur, quae minime sancttseimua Pontifex foret conceasurus, *si 
per ainceram juatamque narrationem certo sciret, quid spirituali, eoelesiastico et tw-. 
porali hqjus regni et principatus reoto regimini eit oonducibiliue. Quod non aliter. 
perdpi valeat, quam per delationem omnibiu numerk absolutam, quae a viris pru-. 
dendseimis, in hujus reipublicae administratione exeroitatissimis ipsimet Pontifici fiat. 
Interim igitur <mm Pontifex summns instructior hisce de rebus publieae ntflitati oon-. 
«Uere decemi^^ aliquot literanim Apostolieanim exeeiitio dUFertur« Das Kapitel sebliesst 
mit einem €kbet für die Eintracht beider Gewalten. 
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wohlmeinendsten Absicht Anordnungen und Entscheidungen erliessen ; 
das Gewicht, das die Vertrautheit mit den localen Verhältnissen ihnen 
gab, die aus der Ferne nicht in so genauer Weise erfasst wurden, 
bewirkte häufig, dass das materielle Becht auf Seite der königlichen 
Behörden war. Aber sehr oft wurde auch dem herrschenden Abso¬ 
lutismus gemäss willkflrlich in kirchliche Sachen eingegriffen und die 
Mahnungen Pins V. an Philipp 11., die kirchliche Jurisdiction nicht 
ferner zu usurpiren*), waren sicher durchaus gerechtfertigt. 

VI. Dahin gehört auch das Placet, das in Spanien unter 
dem Namen Pase strenge gehandhabt ward. Die päpstlichen Erlasse 
wurden, wie Didakus Covarruyias als Summo Praetorio Praefectus 
genau mit der Pra&is des Hofes vertraut, erläuternd bemerkt, von 
den königlichen Tribunalen geprüft, damit nichts durch unbegründete 
Gesuche und Darstellungen gegen die Privilegien der Monarchie in 
Rom erwirkt und nichts der Kirche Nachtheiliges gegen den Willen 
der Päpste selbst zum Vollzug kommet). '^Er stützt das auf die von 
dem Theologen Johannes Driedo angeführten Gründe^) und meistens 
wird dieses Placet oder Exsequatur auch in Spanien aus dem jus 
cavendi abgeleitet^). Eine Schrift des Advocatencollegiums des Hofes 
von Madrid bei Joseph Covarruvias *) sucht das Placet in Spanien 


1} Moroni, l. c. p. 132. Laderchi Contia. Annal. Baron, t. XXII. p. 246. 

2) Did. Covarruvias, 1. c. n. 4. p. 679.: Sic etiam in his regnis multis in cadi- 
bns et negoBis literae Apostolicae ante exeeirtionem eamm ad Begia mittantnr audi^ 
toria et tiibnnalia; idque ex regio decreto, ut illuc examinentur, ne quid fiat et ob- 
tineatur falsis precibua et importunis suggestionibus a summo Pontifioe adversus regni 
Begumque Hispaniarum privUegia et Apostolicas concessiones, denique ne literae 
summi Ecclesiae Praesulis eontra publieam spiritual is, eoclesiastioae et temporalis 
hujus provinciae utilitatem praeter ipsius ooneedentis volnntatem et consensum exse- 
outioni mandentur. 

3) Driedo de libertate christiana L. I. p. 233.: aliud esse , potestatem saecu- 
larem absolute mandare aut oonstituere, ne quisquam pareat literis Apostolicis )usti- 
tiam aut gratiam concementibtts; aliud yero, potestatem saecularem mandare aut con- 
sthuere, ut sine suo beneplacito et examine nemo pareat hujusmodi literis nec exe- 
cutioni matidet easdem. Primum . . improbandum; secundum autem videtur posse fieri 
absque eontemtu potestatis ecolesiasticae, et absque injuria, odio aut gravamine seu 
praejufiicio eoclesiasticae libertatis et S. Sedis Ap. Tel literarum ejusdem. Potest 
enim contingere, quod prineeps quispiam aut ex privilegio seu commissione Papae 
boc faeiat . . aut ex causa rationabili secundum congruam loci et temporis ad sic 
statnendum atque mandandum moveatur propter abusus toDendos, ne praeficiantur 
extranei aut inidonei, qui per nimiam importunitatem falsasque suggestiones literas 
Apostolicas impetrarunt vel impetrads abuti volunt ad oppressiones pauperum, qui 
alioquin sub praetextu liieraram ApostoBearmn longis litibus gravibusque sumptibus 
vexari possent-etc. 

4) Coleocfion p. 252. 

5) iBseorso sobre la Beal Jurisdiceiob vor seinen MAximas sobre los recursos 
4a ftew §§• 2. 3. 
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aadi historisch za rechtfertigen und stützt sich 1) zof die Bestü- 
tJgang der früheren toletanischen Concilien durch die gothiscben 
Könige Becoared, EriHg und deren Nachfolger ^); 2) auf die Concilien 
von Lieon oyd Coyanza 1020 und 1050^); 3) auf die den Kirchen- 
gesetzen in den Partfdas von Ferdinand 111. und Alfdions dem Weisen 
gegebene Sanction^); 4) auf die während des grossen päpstlichen 
S<^ms gefroffenen Anordnungen odd anf das 1442 während des 
Sebima zwischen Engen IV. and Felix Y. durch Alphons Y. von 
Aragonien erlassene Decret, keine päpstlichen Rescripte ohne seine 
Erlaubniss zuzulassen*); 5) auf eine am 26. Juni 1493 expedirte 
Bolle Alexanders Yl., wornach päpstliche Bullen und Erlasse nicht 
pnblicirt werden sollten, bevor' sie durch die Bischöfe der Diöcesen, > 
den Nuntius und den Orosskaplan dar Könige sowie durch einen oder 
zwei Prälaten des königlichen Ratbes geprüft seien, was durch du könig- 
lidies Patent vom 22. Juni 1497 und die Pragmatik d. d. Sevilla 
9. Juni 1500 wieder eingescbärfr worden sei‘); 6} anf die Tlipt- 
Sache, dass auf Antrag des grossen Ximenes, der die von Rom einem 
Cmionicus von Avila ertheilte Dispens behufs der Perception der 
Distributionen auch in seiner Abwesenheit vom Chor nicht gelten las¬ 
sen wollte und das Nachtheilige solcher Concessionen hervorhob, ein 
königlidies Rescript die Weisung ertheilte, alle von Rom ankommen- 
den Diplome an das höchste Tribunal zu senden, damit entschieden 
werden könne, ob ihrem Yollzug Raum zu geben sei^). Es ist aber 
klar, dass weder die Concilia mixta^) der alten Zeit, noch die Auf¬ 
nahme der Canones und Decretalen in die Gesetzsammlung, noch die 
für den ausserordentlichen Fall des Schisma getroffenen YerfÜgungen 
eigentlich beweisend sind; die Bulle Alexanders YI., falls sie ächt 
ist, hat wohl nur die Sicherstellung gegen nnächte und verfälschte 
Bullen im Auge^) und auch Josö Covarruvias findet in dem Nr. 6. 
erwähnten Decrete erst den Ursprung des Placetin Spanien*). Dasselbe 


1) Coleocion p. 257. 

. 2) Sabau not. za Mariana Hist. t. V. p. 254. t. VI. p. 21. Burriel in den kri- 
tiscben, von D. A. Valadares de Sotomayor publicirten Abhandlungen. 

3) Coleccion p. 259. 260. 

4) Cttrso de Historia y diseiplina partkular de la Iglesia de Espana por 
Ximena t. HL Poe. n. 165. 

5) Kot. 1. zu L. n. tit. 3. Kovisima B. — Coleccion p. 260. 261. 

6) So der Biograph des Cardinais D. Alvar Gomez de Ciudad Beal citirt bei 

Jos£ de CovarrubidSj Disourso sobre la Beal Jurisdiceion §. 3. * 

7) Vgl. ThomasHn, P. H. L. IH. o. 50. n. 4—11. 

3) Aehnlieh wie Clemens V. in Cone. Yienn. c. 2. de poen. remiss. V. 9. in 
Clement. 

^ 9) Covartwiae, Le. 
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mag Hidessen aus den Zeiten des grossen päpstHchen Schisma stam-' 
men, wo Urban VI. eine Prüfung päpstlicher Erlasse durch die Bi¬ 
schöfe zur Abwehr von Fälschungen gestattete, was aber sdion Bbni- 
faz IX. in Ansehung der gefährlichen Folgen und nachher ausdrück-' 
lieh Martin V. widerrief. Nichtsdestoweniger war eine solOhe Prüfung 
und Plaicetirung unter dem Vorwand, Fälsdiungen zu begegnen, viei- 
fach in die Praxis übergegangen und die Synodalconstitutionen von 
Toledo und Cartagena suchten sie zu sanctioniren, für die man sogar 
die päpstliche Bestätigung Von Leo X. erbat, der sie aber entschie-^ 
den verweigerte und jene Beschlösse für nichtig erklärte*). Der 
römische Stuhl hat seitdem zu wiederholtenmalen gegen dasselbe pro-^ 
testirt; Clemens VII. hatte bei dem Abschluss der Ligue von Cognac 
1526, die nachher zu dem gewaltsamen Eindringen kaiserlicher Trup¬ 
pen in Rom (Nov. 1526, Mai 1527) und zur Gefangenschaft des 
Papstes führte, nebst der Gefahr, die durch Karl’s Macht für Italien 
drohte, ailch die Bedrückungen der Kirche in Spanien, die ihr uu- 
günstigen Gesetze und insbesondere das Placet im Auge*). Clemens 
erklärte sich sehr entschieden gOgen das Placet und verbot bei Strafe 
des Anathems den Vollzug päpstlicher Erlasse unter was immer för- 
einem Vorwand zu hindern*). An späteren päpstlichen Protesten gegen 
das Placet fehlte es nicht*). Philipp II. hielt dasselbe zähe festj.er^ 
Hess in seinen Staaten das Concil von Trient, das er am 12. Juli 
1564 feierlich acceptirte®) und dessen Protector er sein wollte, nur 
mit där Clausel publiciren, dass diese Decrete zu vollziehen seien,- 
soweit sie den königUchen und den Landesrechten nicht präjudicir- 
ten*). In der That blieben auch viele sehr heilsame tridentinische 
Decrete unausgeführt *'), worüber sich nachher, wie wir sehen werden, 
die katholischen Monarchen gerade am meisten beklagten. Nur die- 
vom Concil von Trient angeordnete Concursprüfung für geistliche 
Stellen scheint in Spanien pönktUcher als anderwärts gehalten worden 
zu sein; die Stellen der Canonici Theologi und Poenitentiarii, zu den 
Prebendas de Oficio gehörig, wurden wie die Pfarreien vom Bischöfe 


1) Bened. XIV. de Syn. dioec. L. LX. c. 1. u. 2. 3. 

t) Qihert, Lit. prino. 1. 197. Rainald, ad a« 1326 n. 8. Moroni, 1. c. p. 121. 
PaUav, Hist Conc. Trid. L. II. c. 13. n. 7. 

3) Bull. Rom. t. lY. pt 105. Const. 47. 

4) Govarts, Opusc. adv. V. Espenii dootrinam de Placeto Regio. Lovan. 1830. 

p. 61 sSq. % ' 

5) Ley 13. tit 1. L. I. Novisima Recopü. 

' 6) D. JoaS Covarrübi(Z8, Mazimas sobre los recuraos de iberaa tit 19. — 
Coleocion p. 262. 

7) Sülgado, de Supplicatioue ad Saactissimum P. I. capt 2« n. 43# 134 aaq. 
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per cottcursum stets reriieben, obsehoii sie sotist in pSpstlkbpti Moq(i> 
tea reserrirt waren ^). Die YorscbriftMi über die Ehesebliesenng wur¬ 
den auf das Strengste gehandhabt; Diejenigen, die ebne die gobüri- 
gen Prodamationen eine Ehe eingegangen, wurden sogar mit Güter- 
eonfiseation, Enterbung und Exil bestraft^). Mehrere Provineialeonr 
eilien wurden seit 1565 gehdteu; aber sogleich entspann sich da 
Kampf, da die Regierung weltliche Commissäre daau abordnete, wag 
Pius IV. und Pins Y. verboten; die beschleunigte Abhaltung harn 
dem durch den Nuntius zu intimirenden päpstlichen Yeibote zuvor. 
Als. wiedernm 1582 ein Concil zu Toledo in Beisein eines königlidien 
CoAimissärs gehalten ward; wollte die Congregatio Concilii die Akten 
nicht eher approbiren, als bis dessen Name ausgemerzt sei. Der Car- 
dinal-Erzbiscbof von Toledo Qniroga suchte aus alten Beispielen das 
Geschehene zu rechtfertigen; aber Cardinal Philipp Boncompagni 
wies ihn 1584 zurecht und Gregor Xm. befahl am 26. Januar 1585 
entschieden, den Namen des khnigUehen Abgeordnetmi ausznmerzen ^). 
Das Institut der Provindal- und Diücesansynoden, von denen letztere 
im 17. und 18. Jahrhundert noeh ziemlich häufig waren, brachte, 
unter der Allgewalt des Staates wenig Frucht*). . 

YII. Ein weiterer Grund zu Zerwüi^issen zwischen der geist-; 
lieben und der weltlichen Gewalt lag in.der Stellung des Nun*: 
tius. Kaiser Karl hatte Paul 111. gebeten, dem Nuntius in Madrid 
eine ausgedehnte Jurisdiction zn delegiren, damit seine Unterthanen 
nicht an den Tribunalen Rom’s Processe führen müssten. Bis 1537 
soll der Nuntius Moss die Beiugnisse eines - ordentlichen Gesandten 
gehabt habend), obsehon seit dmi frühesten Zeiten päpstlidie Legaten 
in Spanien eine grosse kitcbliche Macht entfaltet hatten^). Der erste 
der neuen Nuntien, welche die Gewalt eines legatns a latere erhielten, 

1) Greg. XV. Const. apud Barbos. de Episc. P. m, alleg. 55. n. S7. Rota Ja, 
CompoBtell. Paroch. 17. Febr. 1690 coram Card* Cuecia. EiganU ia Reg. Canc. IX 
P. L §. 2. n. 138 -140. Für die Magiatralpfründen hatten dieses sohon Sixtus IV. 
l.'Deo. 1474 und Leo X. 1521 ausgesproehen, auf die Präbende dea Pönitentiars 
dehnte es Gregor XV. 1622 aus. Jedoch war die Vacatur apud Sedem noch ausge¬ 
nommen und bei der Erledigung in päpstlichen Monaten wnrdep päpstlidke Provisions- 
erlasM gefordert. So referirt Clemens XIV., Breve Nuper 29. Nov. 1769. (Bull. Rom. 
Cont. rV. p. i22. 123.) 

2) Cmtropalqo, de Sponsal. Tract. 28« Disput. 11. Vrsayck, de maladm. §. 8. 
n. 2. Eigant, in Reg. XLIX. Canc. n. 173* t. IV. p. 24. 

3) Bened. XIV.. de Syn. dioec. L. UI. c. 9. n. 6. nach Aguirre, Cono« Hisp. 

t rV. p. 224. Lib. IV. Decret. Congr. Concil. p. 18. 19. , » 

4) A. Schmid, Die Bisthumssynode U. Bd. 2. Abtb. Regensburg, 1851. 152» 

191-193. S. 64 ff. 263 ff. , 

5) D. Melchior Macanaz, Pedimento von 1713 n. 15. 16. Coleccion p. 57. . 

0) Thomassin, P. 1. L. U. c. 119. 
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war Johann Pö^fo. Ihnen wurden viele Sachen Übertrai'en, für 
welche sonst spanische Prälaten delegirt worden waren*); sie übten 
viele Rechte des päpstlichen Primats ans und bedurften bald eines 
zahlreichen Beamtenpersonals; der Auditor der Nuntiatur übte eine 
ausgedehnte Gerichtsbarkeit in kirchlichen Rechtssachen und sein Tri> 
banal war Appellationsinstanz. Ausserdem hatte der Nuntius das 
Rei^t, viele Dispensationen zu ertheilen, die ratione mensium 49m 
Papste reservirten Pfründen, die den Betrag von 24 Golddnkaten 
nicht übmrstiegen, zu verleihen ^), jedoch nicht bei Erledigung des 
päpstlichen Stahles, da hier die Eanzleiregeln ausser Kraft waren 9). 
Er hätte unter seiner Jurisdiction die Collectoren und Subcollectoren 
der Einkünfte der apostolischen Kammer*), sowie bald auch das von 
dem Nuntius Sega Grafen von Sanclemente, Bischof von Piacenza 
1579 gegründete Pilgerhans und Spital für Italimier mit der italieni¬ 
schen Nationalkirche von St Petrus und Paulus^. In der kirchlichen 
Stellung des nuntins cum potestate legati a latere lag aueh die Be- 
fugniss, Zwwürftiisse und Stieitigkeiten von kirchlichen Personen und 
Instituten zu schlichten; diese aber kam selten zur Ausübung und 
ward bedeutend verringert, als dregor XIII. dem Künige Philipp ü. 
am 20. October 1584 ziemlich ausgedehnte und bald willkürlich er¬ 
weiterte -Facultäten zur Beilegung von Differenzen zwischen Bischöfen, 
Capiteln imd anderen kirchlichen Personen und Corporationen ver- 
li^*). Ueberhaupt schien die von dem spanischen Hofe selbst her- 
vorgerufene Einrichtung und Autorisation der Nuntiatur demselben in 
vielen Fällen unbequem und der König dehnte sein Placet auch auf 
jene päpstlichen Erlasse aus, in denen die Facultäten des Nuntius 
verzeichnet waren*), um ihm anzugeben, welche er davon zu ge,brau- 
chen habe, welche nicht, was num mit verschiedenen Gründen zu 
rechtfertigen suchte ^). In fast allen Beziehwgen war Philipp II. fßr 

1) Thoma$sin. P. I. L. II. c. 117. n. 18. 

8) Ein Formnlar, des für den spanischen Knntins ezpedirten Breve gibt 
Oareias, de benefio. P. V. c. 1. n. 84. Vgl. Rigant, in Reg. IX.^ Canc. P. 1. §. 4. 
n. 84—28. t. n. p. 117. 

8) Rigant. 1. c. n. 80—44. p. 118. 119. 

4) Barbosa, Summa Apost Deois. Y. Subcollector n. 6. Ferraris, Pibl. h. v. 
t. VU. p. 665. 666. n. 4. 8. 

5) Moroni, ± c. p. 87. Cf. Leo XII. Const. Ezstat. §. 1. Bull. Rom. Cont. 
XVL 461., 

6) Pius VIL Const 577. d. d. 18. Nov. 1814. Bolh Rom. Cont Xin. 
p. 887. 838. 

* 7) Phüipp's n. Gesetz von 1598. L. H. tit 4. Novis. 

8) Did. Covarruvias, 1. c. n. 4. p. 679«: Sicuti apud Hispanos potestas lega* 
tonim seu Nuntiomm Ap. Sedis ezaminatur, ut admoneri possint a summo Regis 
praetorio, quibua uü conveniat dispensationibus et commissionibusi ne quid fiat in 
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die spanische Kirche das, was ein Jahrhundert später Ludwig XIV. 
für die französische war. 

Der Verkehr zwischen Rom und Madrid war im sechzehnten 
Jahrhundert ein überaus lebendiger. Neben den vielen Verhand* 
lungen, die sich tm das Concil von Trient knüpfen, neben denjenigen 
über die katholischen Angelegenheiten in den Niederlanden, in Eng¬ 
land sowie in anderen Staaten*), neben den Negociationen über Klo¬ 
sterreform und endlich denen über politische Fragen, bei denen mmi 
ebenfalls mit dem Titel „katholische Maje8tät‘' politisches Kapital zu 
machen wusste, treten in der officiellen Correspondenz zwischen bei¬ 
den Höfen, soweit sie veröffentlicht ist, mitten unter der Anerkennung 
des Vielen und Grossen, was Karl und Philipp für die katholische 
Sache geleistet, die ernstesten Klagen des päpstlichen Stuhles über 
Beeinträchtigung der kirchlichen Freiheit ganz eptschieden hervor. 
Bekannt sind Karl’s Zerwürfnisse mit Clemens VH., sowie die Phi- 
lipp’s n. mit Paul IV.*, als letzterer Papst von Philipp 1556 bekriegt 
ward 3), soll der berühmte Theolog Melchior Canus, Bischof von 
Canaria, ein Gutachten verfasst haben, womach dem katholischen 
Monarchen der Elrieg gegen den Papst als weltlichen Souverän unbe¬ 
schadet aller religiösen Pflichten unbedingt zustehen sollte*); man 
sah in Rom, dass der spanische Klerus fast ganz vom Hofe abhängig 
geworden war, und wenn' auch Philipp H. in dem Frieden von 1557 
edel handelte, so war man doch auch, unter späteren, auch den die¬ 
sem Herrscher persönlich sehr geneigten Päpsten immer mehr ge- 
nöthigt, Beschwerden und Reclamationen ah ihn zu richten. Noch 
1559 ward in der Instruction für den noch von Paul IV. ernannten 
spanischen Nuntius Monsignore di Chiusi eingeschärft, er möge für 
die kirchliche Jurisdiction und den Gehorsam Spaniens gegen den. 
heiligen Stuhl thätig wirken, da seit mehreren Jahren der königliche 
Rath in viele kirchliche Dinge sich eingemischt und die Freiheit der 


reipnblicM dispendiam, cnm plerumque Nontü Ap. exteH sint nee satis noverint, qvnn 
sint omnino praecavenda, ne faleia precibua et suggestionibns decipiantnr: ita et idem 
fieri seiet apnd Oallos, teste Carole Holinaeo in reg. CancelL de inflrmis resignan-' 
tibas n. 189. 

1) Viele hieher gehörige Decnmente liefern die Correspondena Karl’s V., die 
oben genannten unter -DöUinper's Leitung edirten „Beiträge,** sowie Lämmer (Honu- 
menta Vati^a Frib. 1861 und: Zur Kirchengeschichte des 16. und 17. Jahrhnnderts.- 
Freibnrg, 1863.). 

2) Vgl. den Bericht des Card. Paeheco vom 28. Juli 1566 in DölUnger'a Bei¬ 
trägen Bd. I. Kr. 192. S. 617. 618. 

3) PaUavic. Hist. Conc. Trid. XHI. 16—20. XIV. o. 1—3. Ranke, a. a. O. I.^ 
S. 289-295. Die Bulle Paul’s IV. in DöUinger'ß Beibrägen I. 8. 218 ff. Nr. 57. 

4) Theiner, Histoire du pontificat de CUment XIV. t, L p. 121. 
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Kirche vielfach beeintrilchtigt hahe^). Pius lY. bemerkte 1565 nicht 
lange vor shinem Tode dem spanischen Gesandten Cardinal Pacheco, 
in Spanien wolle man den ESnig an die Stelle des Papstes setzen 
und alle kirchliche Selbstständigkeit vernichten. Er erklärte sich 
gegen das Gesuch des Capitels von Sevilla, dass die neueintretenden 
Canoniker vor dem Grossinquisitor ihre adelige Abkunft nachzuweisen 
hätten, sowie ge^en die spanischen Statuten, die den allgemeinen 
kirchlichen Regeln zuwider seien; er wies auch das Gesuch von drei 
spanischen Prälaten zurück, die ihr Entscheidungsrecht in erster In¬ 
stanz bei Beneficiaisachen auch da gewahrt wissen wollten, wp sie 
als, judicüs in causa propria erschienen; er beklagte sich bitter, dass 
der Kfinig zu den Provinciarconcilien weltliche' Beamte als Präsiden¬ 
ten abordne, den Bischöfen die Verhandlungen vorschriebe, die päp.st-’ 
liehen Hescripte der Prüfung seiner Fiscale und seines Rathes unter¬ 
stelle. Er liess am 25. November dem Gesandten durch den Cardinal 
Alciato die von Spanien nach Rom geschickten geheimen Weisungen 
des; Königs vorlegen, woraus hervorgehe, dass statt des Recurses nach 
Roin der Recurs an die Könige vorgeschrieben, die Auslegung des 
Trienter Concils dem Könige beigelegt und alles Recht der Kirche 
untergraben werde, und machte Tag^ darauf persönlich dem Gesand¬ 
ten, der nicht wenig Uber das Bekanntwerden der geheim gehaltenen 
königlichen Befehle in Rom verblüfll war, energische Vorstellungen 
gegen die von Philipp 11. adoptirten Principien, wobei Pacheco grosse 
Mühe aufweudete, den heiligen Vnter einigermassen zu beruhigen^). 
Pius V. suchte ebenso mit Gründen den einsichtsvollen Herrscher auf 
ändere Wege zu bringen. In einer dem Könige übergebenen Denk¬ 
schrift über die Ursachen der grossen Ausbreitung der neueren Häre¬ 
sien, d. d. Madrid 2. März 1568^), sagte der Nuntius Julius Aqua-, 
Viva, die Usurpation der geistlichen Gewalt durch die weltlichen 
Fürsten bringe der Religion und dem Staate fiie meiste Gefahr. „Die 
Autorität, die man der Kirche entzieht, erlangt der König nicht für 
sichj sondern richtet sie zu Grunde, weil er nicht bloss ohne irgend 
einen Gewinn. für sich, ohne jeden Nutzen Gott beleidigt, sondern 
auch gegen seinen eigenen Ruhm und seinen Vortheil handelt. Darum 
haben jene Fürsten grosses Vertrauen und grosse Autorität besessen, 
und. sind am meisten in der Geschichte gerühmt und gepriesen, welche 
die kirchlichen Privilegien verliehen, nicht entzogen, sie vermehrt 

1) Cod. S. Petri io Vlnc. bei Lämmer, Zar Kirchiengesohichte des 16. und 17. 
Jaturhimderts. Freiburg, 1863. S. 43. 

2) DöUing&r'a Beiträge 1. Nr. 203. S. 640. Bericht Paeheco'a an den König. 

3) Cod. Cor«. 304. bei Lämmer, a. a. 0. 8. 134. 
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aber nicht verringert haben. Ich sage das gleichwohl nicht ohne 
Absicht. Denn in Wahrheit kann man nicht bestreiten, dass die tag¬ 
täglich in den königlichen Rathscollegien und Ranzleien vorkomtnende 
Prüfung apostolischer Bullen, die den Provisionen und Execütioben 
des römischen Hofes in so vielfacher Weise bereiteten Hindernisse, 
die auf verschiedenen Wegen und unter dem Vorwände der Grerech- 
tigkeit vorgenommenen Ebigriffe in kirchliche Rechtssachen, die den 
Prälaten, Richtern nnd (Geistlichen zngehonden Weisungen, nach dem 
6rntdiinken des königlichen Raths und der Kanzleien zu ezcotnmuni- 
ciren nnd zu absolriren, die beständige Anwesenheit von Geistlichen 
und Mönchen an den weltlichen Höfen, mit einem Worte die so 
grossen Usurpationen der geistlichen Gerichtsbarkeit, die in diesen 
Reichen verkommen, sicher nichts Anderes bedeuten, als dass man 
allmälig dem Könige, ja auch seinen Ministern unter gewissen Vor¬ 
wänden und mit einer gewissen Schlauheit kirchliche Gewalt bei¬ 
legen, so die getrennten Jurisdictionen vermengen und die von Gott 
gesetzte Ordnung stören will.“ Nicht weniger klagt der Erzbischof 
von Rossano in der fUr seinen Nachfolger in der spaniscl^en Nuntiatue 
bestimmten Anweisung vom August 1571 über die Usurpation der 
geistlichen Gewalt *}. Auch in der Instruction, die Cardinal Ptolemäus 
, Galli von Como an den zum Nuntius in Madrid bestimmten Bischof 
von Lodi am SO. April 1581 erliess*), wird bitter über die Verletzung 
der kirchlichen Jurisdiction in Spanien geklagt und die Aufmerksam¬ 
keit des Nuntius darauf gelenkt, dass er jene vor Allem zu verthei- 
digen und zu erhalten bestrebt sein müsse; besonders lästig seien 
die den Decreteu der römischen Behörden bereiteten Hindernisse, 
dann die im spanischen Indien herrschenden Missbräuche, zu deren 
Abstellung der heilige Stuhl längst einen eigenen Legaten abzuordnen 
wünsche. Solclie Klagen, Mahnungen und Proteste finden sich in 
dem officiellen Verkehr zwischen Rom Und Madrid in bedeutender 
Anzahl, so dass nichts weniger begründet ist, als die vielverbreitete 
Meinung, die Päpste hätten in Spanien Das ttngerügt hingehen lassen, 
was sie in anderen Staaten mit den schärfsten Worten gerügt 

n. Rom und Spanien im siebenzehnten Jahrhundert. 

Die Concordia Facheneti.. 

Während des ganzen siebenzehnten Jahrhunderts bestanden die¬ 
selben Verhältnisse in der spanischen Kirche fort wie unter Philipp H. 

1) Cod. Corsin 507. hei Lämmer, s. s. O. S. 121. 

8) Cod. Angel. T. 3 . 18. Lämmer, a. a. O. S. 69. 

ANhir tti liieheaiecht. X. 
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Kt yj 

Die Bischöfe waren ganz abhängig vom Hofe geworden. Bezeichnend 
ist das Schreiben (des Papstes Clemens YHI. vom 26. Februar 1599 
an den jungen König Philipp IH., der am 13. September 1598 sei¬ 
nem Vater Philipp II. succedirt war, worin er ihn bat, nur würdige 
Geistliche für die erledigten Bischofssitze vorzuschlagen, seltener 
Translationen zu beantragen und die Bischöfe nicht so häufig zum 
Nachtheil der Residenz an den Hof zu berufen i). Aber unter dem 
schwachen König Philipp III. (1598—1621)*) und seinem mächtigen 
Minister Sandoval Herzog von Lerma (bis 1618), unter dem die Ver¬ 
treibung der Mauren einen grossen Theil Spaniens entvölkerte*), blie¬ 
ben in Allem die alten Zustände in Kraft. Dem neuen Nuntius Msgr. 
di Sangro, Patriarchen von Alexandrien, ward in seiner Instruction 
d. d. Rom 5. April 1621 vor Allem eingeschärft, dass seine Aufgabe 
eine vierfache sei: 1) Verbreitung des katholischen Glaubens, 2) Sorge 
für die öffentliche Ruhe, 3) Erhaltung und Yertbeidigung der kirch¬ 
lichen Jurisdiction,_ 4) umsichtiges Benehmen am Hofe*). Unter 
Philipp lY. (1621—1665) suchte der Minister Olivarez, der den Her¬ 
zog von Uzeda verdrängt, in willkürlicher Weise allenthalben,^ jedoch 
ohne Takt und Glück, zu reformiren und hatte auch mit Urban VHI., 
der als französisch und antispanisch gesinnt galt*), nicht wenige Coq- 
flicte. In einena geheimen Consistorium j^om 8. März 1632 wagte es 
Cardinal Borgia als spanischer Gesandter, im Namen des Königs den 
Papst der Saumseligkeit und Nachlässigkeit in Sachen der Religion 
zu beschuldigen, was zu vielen Widerlegungsschriften und zu einem 
Decrete Urban’s Anlass gab, das die alte Sitte strenge einschärfte, 
womach die Cardinäle nur über die vom Papste proponirten Mate¬ 
rien im Consistorium sich zu äussern hätten. Ebenso erfolgte ein 
ernstes Breve vom 9. März 1632 an Philipp lY., das jenes Verfah¬ 
ren rügte und den Eifer und die Pflichttreue Urban’s betheuerte®). 

Bald darnach liess der spanische Hof ein am 18. December 
1634 vom Könige unterfertigtes Memorial über die kirchlichen Miss¬ 
stände in Spanien ’’') durch seine Gesandten in Rom Don Juan 

1) BuUar* Rom. t. V. P. ü. p. 237. Roscoväny, Monum. 1.1. p. 189—194. n. 196. 

2) Vgl. Waison, Histoire du r4gne de Philippe Hi. contihu6e par Tomson, 
Paria, 1809. 

3) Eine halbofficielle Rechtfertigung dieser übrigens von fast allen Spaniern 
als nothwendig betrachteten und mit guten Gründen auch von Anderen vertheidigten 
Massregel enthält die Schrift Fonseca^a : Del giusto cacoiamento de’ Moreschi da 
Spagna. Roma 1611. 

. 4) Cod. Angel. T. 3. 13. Lämmer, a. a. O. S. 70. 

5) Banke, Päpste U. S. 545. 546. 

6) Vgh Lämmer, a. a. O.^S. 50. 51. 

7) Von allen spanischen Regalisten wird dieses Schriftstück, „die erste formelle 
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Chumacero y Canrillo nnd Domingo Pimmtel, Btschof von Ooi^oti^^ 
dem Papste überreichen. Darin waren hauptsächlich sehn Grayaaina 
enthalten, die vor Allem die Auflegung von Pensionen auf spanische 
Pfründen zu Gunsten von Ausländern, den zn hohen Betrag dersel¬ 
ben, zumal boi Curatbeneficien, die der besonderen Berücksichtigung 
des heiligen'Stuhles würdig seien, die Verleihung Ton Coa^jutorien 
eum jure succedendi ohne Rüchsicht auf ^ canonische Beschränkungen, 
die resignatio cum reserratione bei Curatpfründen, die zu hohen Taxmi 
und Gebühren fUr die Expedition von^ Dispensationen nnd anderen 
Aktenstücken, die Reservation von Beneficimi zn Ghmzten von Aus¬ 
ländern, die Strenge bei der Einsammlnng von Spolien der Prälaten, 
die der apostolischen Kammer gehörten, wie bei der Perception der 
Intercalarirüchte erledigter Bistbümer, dann die zu grosse Verzögerung 
der Besetzung der letzteren, endlich die Inconvenienzen der von der 
Nuntiatur geübten Gerichtsbarkeit u. s. f. betrafen. Die meisten Be¬ 
schwerden waren gegen den Nuntius nnd dessen Beamte gerk^tet 
nnd namentlich wurde hervorgehoben, dass ^ie Richtw des Nnntiatnr- 
tribuuals Ausländer, ihre Proceduren langsam nnd kostspielig seien; 
dabei ward auf die Kotbwendigkeit hingewiese», in Spanien solche 
geistliche Gerichte von Inländern zu errichten nnd den Recurs nach 
Rom seltener zu machen i). Bei dem Verzichte auf die Spolien der 
Verlassenschaften von Prälaten verliere übrigens der römisdif Stuhl 
wenig, da der Reinertrag nicht auf 4000 Dukaten jährlich komme 
und die Erhebungskosten für dieselben sehr beträchtiich sden^). 

Ohne Zweifel war an diesen Beschwerden mid den entsprechen¬ 
den Forderungen Manches wahr und begründet, Vieles aber att(A 
übertrieben, einseitig, nnd cbis Meiste darauf berechnet, den Einfluss 
des römischen Stuhles auf ein Minünnm zu re^ciren, der ohnehin 
schon durch die grossen Privilegien der katholischen Könige bedeu¬ 
tend geschmälert war. Die Besetzung der Bisthümer ging langsam 
vor sich, da der Hof nicht immer die tüchtigsten Männor für sie aps- 
wählte und der Informativprocess oft sehr schwierig war. Der Herzog 

Redaktion des spanischen Hofes gegen einzelne kirchliche Einrichtungen behufs der 
Erzielang. eines in beiderseitigem Einverständnisse zu treffenden Arrangement^s 
wegen ^seines ehrerbietigen, aber energischen Tons wie wegen seines wichtigen In¬ 
halts^ hochgepriesen (So in der Coleccion de los CSoncordatos p. 26. 27., die dasselbe 
aber nicht mittheilt), während andere Spanier vom streng kirchlichen Standpunkte 
ans es als ein der Würde der Krone ganz unangemessenes Document bezeidmeOi 
„das einer der Lieblingstexte, ein ewiges Thema der Deelamatoren gegen die romiselie 
Curie geworden, obschon es nur sehr Wenige gelesen, das aber ächte Spanier an« 
znführen sich schämen sollten.^ (So Oastillo y Ayeusa voL L p. 28(J. nota«) 

1) Coleccion p. 27. 28. 

2) ib. p. 251. 


8* 
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von OUtarez, der damals allgebiatend war, hatte am allerwenigsten 
Ursadie, den Eifer für die reine Kircfaendisdplin rorzukehten; er, 
der isunense Summen eergeudete, sah mit Verdruss einige nicht allsa 
betrhehtliche Summen nach Rom gehen. Noch war der Nuntius kein 
Werkzeug des Hofes wie der Grossinqnisitor; ward aber sein Tribn- 
nid nur mit dem Könige ganz, ergebenen Spaniern. besetzt, so war 
die^ grösstenäieils in den Händen der Regierung. In Rom erkannte 
man die Ursaehen der meisten Beschwerden wie die Tragweite der 
dazelnen Postulate. Der Prälat Miaraldi ward beauftragt, eine aus- 
fUhriiche Antwort auf die Denkschrift zu verfassen, die dann auch 
den spanisdien Gesandt«! übergdben ward. Sie war im Ganzen ab¬ 
lehnend und rechtfertigte viele der angegriffenen Punkte. So ward 
in Bezug auf die Reservationen von Benefieien bemerkt, dass Se. 
^tholische Majestät davon den meisten Nutzen habe, da diese mit¬ 
telst dersd^ben so viele Nomipations- und Präsentatlons-Indulte besitze, 
die ausserdem, wenn noch das ältere Recht bestünde, Anderen zu- 
komiuen würden^). 

Der Hof von Madrid gab sidi damit nicht zufrieden; er wies 
vielmehr seine Gesaultmi an, bei den gestellten Forderungen zu be¬ 
harren und die Antwort Maraldt’s zu widerlegen. Im Januar 1636 
wurde die neue ausführliche Denkschrift übergeben, worin der Papst 
zuversichtlich gebeten ward, die beiderseits angeführten Argumente 
zu vergleichen, ^ woraus sich unzweifelhaft ergeben niüssc, dass die 
für die Forderungen Sr. Majestät angeführten unvergleichlich stärker 
seien als die entgegengesetzten 2). Für’s Erste hatte dieser Schritt 
keinen weiteren Erfolg und die Unterhandlungen in Rom blieben in 
der Schwebe; sie scheinen bald nachlässiger betrieben worden zu sein. 
Dagegen gelang es nach weiteren Negociationen mit dem Nuntius in 
Madrid, Cesare Facheneti, Erzbischof von Damiata, eine unter dem 
Kam«! Coneordia Facheneti bekannte Uebereinkunft abzuschliessen, 
die in'der Form einer Ordonnanz des Nuntius am 8. October 1640 
l^kannt gemacht und Tags darauf im königlichen Conseil bestätigt, 
darnach'auch in ihrem wesentlichen Inhalt in die Gesetzsammlung^, 
aufgenommen ward. Darin war nnter Anderem zugesichert, dass die 


1) Bigant. in Reg. DL Caae. §. 2. n. 44. p. 237. führt ans Kapitel 7. der Ant- 
wort die einzige Stelle an; ^Le riserve aono giuste . . e sna Maestä ne riceve gran« 
digsimo utile, poichö mediante quelle gode il frutto di tanti Indulti di nominazione e 
I^esentazione de* beneficii, Veaoovadi ed Abadie, che altrimenti toccaria ad altri.“ Es 
ist sehr zu bedauern, dass die bdden erwähnten Documente noch nicht, soviel mir 
bekannt, vollständig veröffentikdit worden sind. 

2) Colecoion p« 28. 29. 

3) Ley 2. tit, 4. L. Q. Novisima Beoop. 
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Commissiones 'extra Gnriam nach dem Concil voll Trimt nur dmi 
Ordinarien oder Sjmodalrichtem ertheilt, ausserdem als ongdlttg be¬ 
trachtet werden 8<^leii, meiurere Vorschriften fBr Jnstixsaohen beim 
Nuntiatartribonal erlassen, auf bestimmte Concessionen far Gnaden- 
sachen ren Seite des Nuntius rerzichtet, «die Gebühren und Taxen 
der NnntiaturbeamfeSH neu geregelt und benehongsweise vereinfacht, 
dabei wird denselben die Annahme aller in Spanien gangbaren Mün¬ 
zen befohlen*). Vielfach stimmt diese Coneordia Facheneti mit den* 
Postulaten des Chumaeero überein 3), wie in der Regelung der Taxen 
und der Vorschrift der Acceptation aller Münzsorten, in der theilwei- 
8^ Beseitigung dm bei mledigten bischöflichen Stühlen auch vor Ab¬ 
lauf eines Jahres ansgestdlten Dimissorien für Weihen, in der Ver¬ 
zichtleistung auf viele den Regularen gewährte Gnaden, bezüglich 
welcher der Nuntius sich grosse Beschränkungen auflegt, in dem 
Versprechen, sich solcher Akte zu enthalten, welche störend In die 
Jurisdiction der Ordinwrien eingrifien, namentheh in Entscheidung 
kirchlicher Rechtssaehen in erster Instanz. Gegen letztere Akte hatte 
schon Philipp 11. auf Ansndieu der Cortes von Madrid löüS eine 
Resolution erlassen^;; geg^i die &theilung von Dimissorien zum 
Naditheil der Bischöfe hatte sieh das königliche Conseil am 27. März 
1619 erhoben und ebenso waren am 29. October 1636 gegen das 
Einschreiten in Sachen der Regularen von ihm Beschlüsse gefasst 
worden*). Der Nuntins verzichtete ebenso auf Verleihung von Bene- 
ficien im Falle der Sedisvacanz, die frühei' öfter vprgekomraen sein 
soll*), sowie auf Ausübung der den Ordinarien nach dem Concil von 
Trient zustehenden Rechte; ja er beschränkte trotz der grossen Aus¬ 
dehnung seiner Facultäten als legatus a latere dieselben ganz nach 
dem Sinne des Hofes. IHe spanischen Schriftsteller gebmi zu, dass 
diese Uebereinkunft viele Klagen abstellte, dass seitdem die Nuntiatur 
mit grösserer Regelmässigkeit verfuhr, den Privaten weniger Beschwer¬ 
den, den Bischöfen seltener Verlegenheiten bereitete*). Die Ueberein¬ 
kunft ward auch von Urban VIII. gebilligt und scheint 1641 noch 

X) Die angeführte Colecoiou gibt p. 50—56. nur die „bemerkens\ferthedten^ 
Stellen (pasages mäs notables) dieses Akteustücks nebst den Schlussworten. £s sind 
mitgetheilt: 1) cap. 2. Commissiones extra Curiam; 2) cap 3. Multiplicatio Brevium. 

3) cap. 4. Inhibitiones absque praejudicio primae instantiae; 4) cap. 22. Expedition^s 
in materia gratiae — von 35 Kapiteln des AktenstUck$ nur vier. 

. 2) Coleccion p. 57. 

3) Ley 1. tit« 4. L. ü. Novis. R. 

4) Leyes 4. 3. ib. Coleccion p. 60. 61. 

5) Oarcias, de benefic. P. V. c, 3. n. 142. Ei^ant in Reg. Q. Caucell. §. 3^ 
n. m. 425. p. 315. 

6) Coleccion p. 80. - 
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ein^e Erweiterubgea erbalten zu hpben, namentlich durch Erlasse vom 
27. April und Vom 5. Juni d. J. ^). 

Unter Innoeenz X., der selbst in Spanien Nuntius gewesen und 
diesem Hofe sehr ergeben war, musste 1646 in Rom ein Ihimult 
gegen dmi spanischen Gesandten beschwichtigt werden. Andererseits 
wolRe der Hof von Madrid, als der Papst den Nuntius Gaetani ab¬ 
berief, weil er seine Aufträge nicht treu voUzogen und von mehreren' 
j^tüiiero Klagen gegen ihn eingelaufen waren, denselben nicht ab- 
zi^en lassen und den zu seinem Nachfolger (1653) ernannten Präla¬ 
ten Oanüllo Massimi nicht annehmen, so dass der Papst sogar die 
Nuntiatur schliessen Hess. Erst dem' unter spanischem Einfluss 1655 
erwählten Alexander VH. gelang es, die Entfernung des Gaetani und 
die Acceptation des Massimi zu erwirken 3). Nachher soll dieser 
wegen zu grosser Vertraulichkeit und Condescendenz gegen den 
Madrider Hof zurückgerufen worden sein*). Der Vorfall zeigt hin- 
läi^lich, in welche Stellung damals ein Nuntius in Madrid zum Papste 
dnerseits, zum Künige andererseits kommen konnte. 

Die grössten Schwierigkeiten ergaben sich in Folge des Auf¬ 
standes der Portugiesen, die 1640 das spanische Joch abgeschüttelt 
und den Herzog von Braganza als Johann IV. auf den Thron erho¬ 
ben hatten. Der römische Stuhl hatte bei dem grossen Einflüsse der 
Spanier in Italien und der Ungewissheit des Ansgangs des darüber 
entbrannten Kampfes bezüglich der Anerkennung des neuen Herrschers 
keine geringe Verlegenheit; die Meinungen im Cardinalcollegium waren 
getheilt und Urban VIH. beschloss die Anerkennung zu snspendiren, 
wesshalb der als portugiesischer Gesandter nach Rom gekommene 
Bischof von Lamego, der dort mit dem Vertreter Spaniens in Kampf 
gerieth, schon 1642 wieder abreisen musste*). Spanien widersetzte 
sich auch der Institution der von Johann IV. ernannten Bischöfe, so 
.dass '^die Krone Portugal bis zur Anerkennung der Unabhängigkeit 
durch Spanien im Frieden von Lissabon vom 13. Februar 1668 ihr 
Patronatrecht nicht ausüben und keine Confirmation der von ihr Prä- 
sentirten erlangen konnte. Drei Päpste, Urban YIII., Innoeenz X. 


1) Das Breve vom 27. April 1641 steht theilweise bei Pignatelli, Consult t. II. 
Gons. 1. n. 15. Cardinal Consalvi erwähnt in seiner Note vom 9. Januar 1802 an 
den spanischen Gesandten Vargas (Artaud, Yie de Pie YII. t. I. chap. 17. Rosco^ 
väny, Mon. IL p. 140 seq.) die Vereinbarungen von 1640 und 1641 betreffs der 
Nuntiatur. 

2) Moroni, V. Spagna p. 136. 137. V. Innocenzo X. und V. Nunzio. 

3} Moroni, V. Massimi t XLin. p. 240. 

4) Gebauer, Portug. Gesch. n., 114 ff. Schrockh, Kirchengesch. seit der Be- 
fomi. DL 8. 386. 387. 
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and Alexander TU. hatten dem spanischen Hofe hiebei ein schweres 
Opfer gebraclit und erst Clemens IX. konnte die Schliche Ordnung 
in Portugal wieder her stellen ^). Doch hatte Philipp IV’’. so weit nach¬ 
gegeben, dass der Papst motu proprio Bischöfe für Portugal ernenne, 
vrenn nur dem „Herzog von Braganza'^ keine directe oder indirecte 
Dazwischenkunft gestattet und das königliche Patronat reservirt werde 
— ein ZugestSnduiss, das in dem ähnlichen Fall des seit 1832 zwi- 
sclieu Donna Isabel II. und Don Carlos entstandenen Erbfolgekriegs 
von der Regierung der ersteren beharrlich verweigert ward*); die 
neue portugiesische Regierung widerstrebte aber lange der päpstlichen 
Ernennung als unverträglich mit ihrer Würde und so blieben die 
meisten Bischofssitze bis 1668 verwaist*). 

Neben den Unterhandlungen über die in Spanien sehr gewünschte 
Definition der unbedeckten Empfängniss der allerseligsten Jungfrau, 
wofür Philipp III. und Philipp lY. sich sehr lebhaft interessirten und 
letzterer namentlich 1664 in Rom entschiedene Schritte that, waren 
auch die Negociationeu wegen der Klöster lange in Gange, besonders 
bezüglich der Gründung ganz kleiner Convente, die in Spanien häufig 
war. Die Constitutionen Clemens VIU. Quoniam vom 23. Juli 1603, 
Gregor XY. Cum alias vom 17. August 1622, Urban YIIL Romanus 
Pontifex vom 28. August 1624, lunocenz X. Instaurandae vom 15. 
October 1652 wurden wenig beachtet und Innocenz XI. musste spä¬ 
ter am 5. September 1684 und 10. April 1688 sie wiederholt ein¬ 
schärfen *). 

Nach dem Tode Philipp’s lY. (17. September 1665) wurden 
unter Elarl II. im königlichep Rathe am 9. December 1677, am 18. 
December 1678 und 13. August 1691 wiederum Beschlüsse gefasst 
in Betreff des Einschreitens des Nuntius in Sachen der Regularen 
so wie in Bezug auf die von ihm ertheilten Breven de promovendo, 
wodurch Capitel und Capitelsvicar ermächtigt wurden, vor Ablauf 
eines Jahres seit der Sedisvacanz Dimissorialien für die Weihen aus¬ 
zustellen, was zu unterlassen der Nuntius ersucht ward*), obschon 
das an sich nicht gegen die Concordia Facheneti verstiess. Auch 
nach dieser Concordia hielten sich, die Nuntien noch öfter berechtigt, 
Klerikern ohne Dimissorien ihrer Bischöfe die Weihen selbst zu erthei- 


1) Moroni, t. LXVni. p. 138. 

2) Castmo, vol. I. p. 206. 207. 

3) Moroni, 1. o. Supplem. ad Natal. Alex. Hist. ecd. t. II. p. 77. ed. Bing. 1791. 

4) Diese Constitutionen stehen sämmtlioh in Ferrari», Prompta bibl. t. II. p. 
1465^1481. ed. Paria. 


5) Ley 3. tit 4. L. H. Novis. B. Goleoeion p. 81. 63. 
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len oder Urnen Dinaissorien behufs der Ordüu^oa bei einem anderen 
Bischöfe ausznstellen. t)ie Bischöfe Spaniens und besonders der Car- 
dinal'Erzbischof von Toledo klagten darüber bei Clemens X.,, der 
eine aus den CardiniUen Brancatio, Odescalcbi, Ottoboui, Azzolini und 
Gualterio sowie den Prälaten de Yecchis, Albrizzi, de Bubenis, Fan- 
tnzzi und Slusio gebildete Congregation zur Berathung oinsetzte, die 
am 17. August 1670 eine Entscbddung erliess, wornacb dem Nuntius 
nach dem.Breve Urbau’s Vin. von 1641 nicht zusteht, Kleriker 
ohne Dimissorien ihrer Ordinarien zu weihen oder solchen Klerikern 
Dimissorien zu geben; wofern aber Wcihecandidaten mit Dbuissorien 
ihrer Bischöfe sich an den Nuntius wenden sollten, könne er Weihen 
spenden oder auch andere Bischöfe jedoch mit Umsicht und Beach¬ 
tung der darüber erlassenen Declarationen dazu delegiren. Diese Re¬ 
solution wurde von Clemens X. am 20. August desselben Jahr^ voll¬ 
ständig approbirt Während der römische Stuhl so viel als möglich 
der Begiernng nachzugeben sich bemühte, hatte er sich öfter über 
deren Bingrifife in das kirchliche Gebiet und in die Rechte des Nun¬ 
tius zu beklagen. Unter demselben Clemens X. hatte der Gerichts¬ 
hof für Aragonien bei einem Streite zwischen den Capiteln von St. 
Maria de Columna und S. Salvator über Cathedralrechte in Saragossa 
kirchliche Güter sequestrirt und den Dr. Michael M. Gomez y Men- 
doza zum Capitularvicar für den erledigten Stuhl »nannt sowie auch 
die geistlichen Officialen bestellt. Der Papst erklärte am 3. Novem¬ 
ber 1674 diese Verfügungen für null und nichtig und gab dem Nun¬ 
tius, Erzbischof von Korinth, die Facultät einen Viear zu bestellen^). 
Ebenso erklärte Innocenz XU, unter dem der Gesandte Kaspar de 
Haro y Guzman Marquis von Carpis' viele naobgesuchte Concessiooen 

1) Bigant. io Beg. X^V. Caoc. §. 3. n. 337. 338. t. n. p. 423. Congr. ceosuit, 
noo licere D. Nuncio Hispaniarum ordines conferre clericis Toletanae vel nlterius 
dioacasia ejus Regni noo habeniäfotu litaras ^uissorialas SHorum Ordinariorum; itidein- 
que ipsi oon Raare dloUa clericU diwissoriaa ad ordioes ooncedere, sed eiroa utrnm- 
qne observandam dispositionem literarum io forma Brevia a. m. Urbani VllL expe- 
diti die 27. Apr. 1641. E!t hojasmodi deolarationem, ai a Sanctiaaimo D. N. appro- 
betor, poaaa, qnatenua £m. Avchiepiaoopaa iUam petat, edi ipaiqne in forma probanti 
eonaigoari. Quo vero ad ordiosodoa praadietoa cleaiooia, quateouai habeant aaoram 
Ordinai-iorum diipiaaoriaa, ceoauit licere D. Runoio tum per ae ipewn. tum aliia epi- 
acopis hanc facultatem delegando. Circa quam tarnen delegationem ciroumapecta 
prudentia et quietia atndio illum nU debere juxta tenorem deolarationttm aUaa edita- 
mm in Tarraconen. 16. Febr. 1590 et in Toletana 21. Febr. (660. Et quoad htyoa- 
modi facultatem ordinandi cleriooa obtinentea dimiaaorias auOTum Oxdinaniomin illam- 
qne delegandi censuit Congregatio non expedirn, ut ed%ttu: dnclaratio, aed oretenua 
Kunoio aigniflcandam. 

2) Conat 68. Bomanna. Conat 69. Cum Noa. Bull. Bom. t, m. p. lAd—t.QZ 
Boteoväny, Monom, t UL p. 91—93. n. 441. 
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erhielt*), am 28. November 1678 die gegen die Rechte des Nnntius, 
Ersbischof 8avus von Cäsarea, gerichteten Decrete des königlichen 
Rathes von Castilien für nichtig^). 

Fortwährend bereitete das BeneficienWesen viele Schwierigkeiten 
und Confliete, auch wo es sich nicht um das königliche Patronat 
handelte. Man stritt in Spanien über den Zeitpunkt, in dem bei der 
Translation eines Bischofs eine Kirche erledigt werde. Urban VIII. 
bestätigte dnrch Breve vom 20. März 1625 die 1624 von der Con- 
gregatio Concilii erlassene Entscheidung, ein Bisthum sei von denöt 
Moment an erledigt, in dem der Bischof im Consistorium vom Bande 
der bisher von ihm regierten Kirche losgesprochen sei, auch vor der 
Expedition der päpstlichen Schreiben*). Ferner ward gestritten, ob 
die in Catalonlen vorübergehend errichteten Personate, deren Inhaber 
sich dreimal nach einander einen Nachfolger bestellte, und deren 
Güter zuletzt auf irgend eine fromme Stiftung übergingen, unter 
der nennten Kanzleiregel begriffen seien *). Es stellte sich her¬ 
aus, dass einige dieser Personatus alle sonstigen Eigenschaften von 
Beneficimi batten *), andere aber derselben gänzlich entbehrten und 
mit vielen Missbräuchen verknüpft waren, worüber der Nuntius in 
Madrid, Bischof von Bagnorea, am 10. April 1660 an den Prodatar 
Car£nal Corradl berichtete und denen der römische Stuhl schon seit 
Urban Ylll. nachdrücklich entgegentrat*). Erst das 1717 und 1737 
in Folge der unten zu besprechenden Conventionen festgestellte Ver¬ 
bot der Errichtung der benefieia ad tempus beseitige diese Missbräuche. 
Ein anderer Punkt gab Anlass zu vielseitigen Discnsstonen. Als die 
spanische Regierung in Rom die Suppression der Prämonstratenser- 

1) Bull. Born. t. XI. p. 223 seq. 251 s«q. 

2) Bnll. Rom. t. XI. p. 247 seq. ed. Lux. Roscoväny, 1. c. p. 93—94. n. 442. 

^ Sigant. 1» Reg. B. Cane. §. 3. n. 34. 29. 30. 81. t. I. p. 869. 270. 277. 

' 4)' Rigant. io Reg. IX. Caso. P. I. §. 2. n. 90. 21. t. IL' p. 38. 

5) Rota Rom. in causa Vicen. beuefioii 17. Febr. 1713. Tatracon. Personatus 

28. Jan. 1704. Baroinon. ,26. Juli 1705. Congr. Conc. in Gerund. Fundat. 24. März 
1703. Rigant. 1. o. n. 22—84. 

6) Rigant. 1. a. n. 25. 86. Der Misshranch des sog, Penonats redimits be¬ 

stand hauptsächlich in Folgendem: Wenn ein ärmerer Priester das reiche Benefioium 
eines anderen zu erlangen wünschte, aber nicht im Stande war, die von diesem ge- 
foi^dsrta Entsddidigiuig für dsn Tausch oder ^ Abtretung aafzubrkigeB, so stiftete 
er ein Ferseaat c«m facultate re^mendi et exstTagiieadi za 8«inea Ganstea nn# Besä 
die Stiftung bestätigen. Nachher vertauschten beide mit^Genehmigung dea Ordinarius 
ihre Stellen; der neue Inhaber des reichen Beneficiums zahlte dem früheren Inhaber 
desselben «ach Bedsmtioii des Persena«s die darauf verwendete Summe, die mm die¬ 
sem verhUefai anstatt zu einem anderen guten. Weske. verwuedl^ zm wenden. Der 
hierbei eing^angene Vertrag war rein simonistisch und die Bestimmung, dass die 
dos personatus ezstingaendi in opus pium zu verwenden sei, betrUgerisoberweise um¬ 
gangen. Bigani. L o. |. ML; kk 
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abtei de Bellipodio in der Diöcese Urgel beantragte, ward am 4. Juni 
1669 und 19. Mai 1672 entschieden, non esse locum petitae aup- 
pressiöni. Die Regierung beruhigte mch nicht dabei und widersetzte, 
sich der Abtswahl, da ihr wenigstens das Nominationsrecht zu der-, 
selben als einer Consistorialabtei nach Hadrian’s VI. Indult zustehe. 
Darauf wurde zwischen der Regierung und den Canonikern des Prä- 
monstratenserstifts unter Vorbehalt des beneplacitum apostolicum eine 
Concordia abgeschlossen, womach die Canoniker dem katholischen 
Könige alle drei Jahre drei Religiösen vorzuschlagen hätten, wovon 
der Monarch einen zum Abte ernenne. Die in Rom vorgetragene 
Bitte um Bestätigung stiess bei der dafür errichteten Particularcon- 
gregation auf Schwierigkeiten und es wurde dagegen geltend gemacht: 
a) es verstosse die Concordia gegen das canonische Recht, insbeson¬ 
dere gegen die Decretalen Cum terra (c. 14. de elect. I. 6.) und Sa- 
crosancta (c. 51. eod.), welche letztere das jus eligeifdi in collegiatis den 
Laien abspreche; b) diese Abtei sei von Gregor XIII. zu einer drei¬ 
jährigen reducirt, demnach nicht consistorialis, folglich nicht in 
Hadrian’s Indult einbegriffen; c) entweder sei die Abtei keine con- 
sistoriale, sondern eine triennale und elective, und dann habe der 
König auf sie kein Recht, oder aber eine consistoriale, und dann 
könne dem Kön^e nicht das Recht einen von drei Vorgeschlagenen 
zu wählen, sondern das Recht dem Papste behufs zu ertheilender 
Bestätigung zu präsentiren, zustehen. Aber von Seite des spanischen 
Hofes brachte man eine Bulle Urban’s VIH. vor, die in ähnlichen 
Ausdrücken dem Könige das Indült verlieh, für die Cistercienserabteien 
in Spanien und Navarra, die später ad triennium redigirt worden 
waren, alle drei Jahre einen ihm genehmen Cistercienser zum Abte 
zu ernennen. Im Hinblick auf diese Concession entschied daher die 
Cougregation am 6. Februar 1684, posse confirmari supradictam Cou- 
cordiam in ea parte, qua conventum fuit, quod singulo triennio Prior 
et Canonici dicti Monasterii eligant et praesentent Regi Catholico tres 
Religiöses de eorum gremio et ecclesia, ex quibus ipse Rex nominet, 
et praesentet unum pro abbate Monasterii, jedoch mit der Bedingung, 
dass der Ernannte nach Ablauf der drei Jahre nicht wieder gewählt 
und ernannt werden dürfe und dass alle fünfzehn Jahre, das servitium 
commune nach der Taxe des Klosters entrichtet werde*). Ganz den 
hier erwähnten Postulaten entsprechend, hatte man nachgesucht, es 
solle dem Gouverneur der (seit 1571 spanischen) philippinischen Biseln 
das Indult verliehen werden, aus drei vom Erzbischof von Manilla zu 


1) Bigant. in Seg. IL §. 2. n. 138-143. t. I. p. 248. 249. 
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präsentirenden Geistliehen einen za erwählen, der die auf diesen Inseln 
erledigten Cathedralen *} admlnistrire, was die Congregatio particularis 
am 23. März 1671 und 16. Mai 1673 mit Hinweisung auf das eitirte 
Kapitel Com -terra abschlägig beschied Dagegen gestattete die 
Gonsistorisicongregation am 25. Juni 1676, dass im Fall der Erle¬ 
digung eines der drei Bisthämer der nächstgelegene Bischof die Ad¬ 
ministration flbernehme — eki Indult, das später öftw, meistens ad 
trieeomam, verlängert ward (27. Sept. 1703; 21. Dec. 1785; 16. Sept. 
1766 )^). Zwei Decennien später, unter Innocenz XH., stdlte man 
dann das Gesuch, es möge dem Erzbischof von Mexiko das Privi¬ 
legium verliehen werden, bei Erledigung des erzbischöflichen Stuhles 
von Manilla, die bei der grossen Entfernung dieser Inseln und dar 
Schwierigkeit der Reise oft an fiinf Jahre fortgedauert habe, einen 
von drei Geistlichen, die der König präsentire, zum Erzbischof zu 
erheben und zu consecriren. Zur Unterstützung des €lesuches wurde 
noch darauf hingewiesen, dass auch der Erzbisdiof von Salzburg vier 
Bisthfimer vollständig besetzen könne, dass Cardinal Polus für Eng¬ 
land ähnliche Facnltäten erhalten *), dass Alexander VH. am 4. Februar 
1664 und 26. Februar 1665 für China indulgirt habe, der eine über¬ 
lebende von den zwei Bischöfen könne einen anderen für die Stelle 
des verstorbenen consecriren, dass Clemens X. den Carmeliten für 
Malabar ähnliche Vergünstigungen verliehen. Diesen Beispielen hätte 
man noch die Indulte Gregor’s I. für Erzbischof Augustin in Eng¬ 
land, Gregor’s H. und QI. für die Missionäre in Deutschland und 
für Bonifacius insbesondere, Linocenz III. für den Patriarchen von 
Grado u. s. f. anreihen können^). Die damaligen spanischen Gesand¬ 
ten in Rom, der Herzog von MecUna Coeli, dann der Graf von Alta- 
mira, die sonst mehrere vom Hofe gewünschte Rescripte erwirkt hat¬ 
ten^), gaben sich alle Mühe, diese Concession zu erlangen. Aber 
die Consistorialcongregatiou beschloss ein anderes Mittel zu wählen 
und entschied am 18. August 1698: Committendam Archiepiscopo 
Mexicano deputationem Administratoris seu Yicarii Apostolici alterius 


1) Manilla, als Bisthnm 6. Febr. 1579 gestiftet, vurd 1595 zur Metropole erho¬ 
ben mit den Bisthümem Caceres, Nueva Segovia und Cebn (S. Nominis Jesu). Mejer, 
Propag. I. 8. 355. 

2) Bigant. 1. e. §. 2. u. 140. p. 248. 

3) Bull. Born. Cont t III. p. 220. 221. n, 561. 

4) Raynald, Annal. a. 1554 n. 5. 

5) Thomaitin. P. L L. I o. 41. n. 13.; c. 42. n. 3.; c. 55. n. 4.; c. 57.; c. 
23. n. 3. 

6) BoUar. Born, t. UL p. 85i4. 297 seq. «4. Lnx. 
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ex trilras propositia ad precea Serenfaeimi Reg^s CathoHci, amoto quo- 
cumqne abo Vicark) ueu Adminiatratore a Capitalo electo *). 

Einige Catbedralkirehen Spanien» wie Italiens waren frfiher mit 
Regularen besetzt-und wurden später Weltpriestern übergeben, wie 
von Cleoaens Vill. die Metropolitankirehe von Saragossa Es ent¬ 
stand die Frage, namentlich vnter Clemens X., in wie weit den Bi¬ 
schöfen der' so säcularisirten Eirehen die Besetzong der Di^itäten 
und Canonlcate znzugestehen sei. Da wo der Bischof alle Einkünfte 
bezog und die Canonfter sustentirte und keine 'von der Mensa abba- 
tialis verschiedene Mensa capitularis bestand, gab man zu, dass der 
Bischof das Collationsrecht habe; wo aber die Mensa eapHularis ver¬ 
schieden- war, wie bei vielen säcularisirten spanischen Cathedralen, 
musste dem römischen Stuhle die' CoUation der in päpstliehen Mona¬ 
ten erledigten Canonicate verbleiben *). Die Canoniker von Saragossa' 
haben überhaupt vielen Anlass zu Streitigkeiten gegeben, die 16d6 
und 1675 in Rom verhandelt wurden, wobei der "spanische Gesandte 
in Rom, Cardinal J. E. Nlthard (österreichischer Jesuit und früherer 
Minister) vi^hich bei Clemens X. intercediren musste*). Die Ver¬ 
leihung der in Curia erledigten Canonicate Seitens des röndsehen 
Stuhles scheint allgemein damals anerkannt worden zn sein; als im 
Februar 1692 der Canonicus Anton della Rocca von Saragossa in 
Rom starb, erlangte der vom Papste ernannte Michael de Lugunilla 
den ungehinderten Besitz des Canonicats, obschon der Monat Februar 
einer der von Clemens VIII. dem Könige zugewiesenen war ®). Kla¬ 
gen über Annahme der Resignationen von Pfarrkirchen zn Gunsten 
Dritter, ohne dass dabei Zeugnisse über Wandel und Befähigung der 
neuen Pfarrer gefordert würden, wurden öfter laut. Am 10. October 
1662 richtete Cardinal de Sandoval, Erzbischof von Toledo, an den 
Prodatar Alexanders VH. Cardinal Corradi ein Schreiben, worin er 
bat, solche Resignationen, wie Innocenz X. gethan, ganz zu verbieten 
oder sie wenigstens nicht ohne Qualificationszeugniss der Resignatäre 
zuzulassen. Am 12. Mai 1663 antwortete aber Cardinal Corradi, 
man halte die bisherige Praxis für hinreichend gegen die Missbräuche, 
da den Ordinarien die Execution der betreffenden Bulle zustehe und 
die Resignatäre erst nach bestandener Prüfung vor den Synodalfea- 


1) Rigant. in Reg. II. §. 1. n. 69—71. p. *18. 

2) Saravia, de adjunotis q;. 1. s. 39; pcnst Franee« Diaa. de Eccl. cathedral. — 
Rigant in Beg. XLIIl. n. 149. t. m. p. 317. 318. 

8) Rigant io Beg. IX. P. I. §. 9. n. 53. t. 11. p. 127. 

4) Rigant^ Rög. LXVl. n. 71. t IV. p. 158. 

5) Rigant in Beg« XLIL^tt. 157. t« HL 279^ 
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mioatoren zuzalasäon seienNachher ward onter ClmneDS XI. 
7. Januar 1701 ebenso entschieden’). 

. J)as Placet gegen die Synoden ward nach den Gesetzen Karl’s n. 
von 1677, 1678 und 1691 noch vielfach verschärft; die Visitations- 
rechte der Bischöfe seilten in den Synodalien beigelegt und fest* 
gesetzt, darüber der königliche ßath und der Kronfiscal gutachtlich 
vernommen, die getassten Beschlüsse vom Könige genehmigt werden 3). 
Oft worden vielfache Bevisionen, Ziuätze und Aendemngen angeord- 
oet, fiecurse gegen die Synodalstatuten von dem königlichen Bathe 
angenommen, ja oft sogar den Bischöfen königliche Propositionen 
zugesendet, die sie auf der Diöcesansynode sanctioniren sollten, so 
dass diese reines Staatsorgan wurde. Was hierin im 17. Jahrhun¬ 
dert begonnen ward, das kam im 18. zu seiner höchsten Vollendung. 
Selbst für die Gonvocation einer Bisthumssynode musste die könig¬ 
liche Genehmigung erholt, der Entwurf der Beschlüsse eingereicht, 
dann nach Fesstelluug abermals die Bestätigung und Erlaubniss zum 
.Drucke erbeten werden ^). 

(Fortsetzung folgt.) 


1) Rigant, in Beg. XLV. Arg. n. 29. 30. t. m. p. 373. 374. Die Antwort 
lautet: La Santitli di N. 8., al quäle ho rtppreeeatato tutto cio che V. Bhu si 4 eom- 
piaciuta di significarmi .colla sua Lettera de’ 10. d’Ottobre p. p. in materia delle 
Bisegne di coteste Chiese Parrochiali, etima di non dover re<5edere in tutto dalla Pra- 
tica ofiserrata nelli Pontifieati de’ suoi Anteoessori, maggionnente per non ghistifi« 
carsi i’ordine dato dalla e. mCm. d*lnnooenzo X., ma per owiare aHi dlsordini, che 
y^igono rappr^entati, pare aMa S. S., ehe eia auflioiente il nmadio di guo ord&ie 
inirodotto di commettere resecuaioBe delle Bolle ApoetoHche, ehe aopra ciö si ape- 
diacono, alli aoli Ordinarii in forma Dignum antiqua, in vigor della quäle non devono 
ammetterai li Besignatariii ae non dopo eaaer atati eaaminati diligentemente dagli 
Esaminatori Sinodali e approvati tanto nella dottrina qnanto neli’ altre qualith pres- 
critte dal S. Concilio di Trento, e non concorrendovi queste, dichiarare, literas 
Apostolicas non esse exsequendas: perch4 tale 4 la mente di Sua Beatitudine, la 
quäle si contenta di piü per levare ancora gli autterfugii delle Appellazioni (giacchö 
noÄ h conveniente di proibirle affatto) ridurle ad una söl volta in modo, che liceat 
semel appdlare, e queata ai devolva a Msgr. Knnsio Ap., owero MetropoKtano, come 
ai atimerä piü eapediente. 

2) Rigant. 1. o. n. 5. p. 369. 370. 

3) Lib. 1. tit 3. Ley 4. Nevia. ^ 

4) A. Schmid, T>\^ Biathumaaynode ü., 2. S. 2G7—272. 
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Das Kölner Provinci^concil vom 28. April bis 12. Mai 1860. 

. (Fortsetzung, vgl. Archiv IX., 107—128., 267—279.) 

(TU, II. Continuatio.) Caput XVIII. De sacramentälibus* 

Ut Christus ipse signis quibusdani sensibilibus gratias, quas ex opere ope* 
rato efSciant, annexuit, ita etiam inde a primis saeculis Ecclesia, quippe quae 
seiat omnem creatoram sanctificari per verbum Dei et orationem^), alias etiam 
adbibuit sacras actiones rebusqoe sensibilibttö benedixit, simul Deuin rogans, ut, 
qui pie iisdem utautur, varia conseq jantur beneflcia, imprimis gratiam coplosam, 
«pa ad pietatem bi Deum detestationeroque peccatorum moveantur*). Recte igi^ 
tur actiones resque hnjusmodi, ut aqua lustraiis aliaeque, quam sacramentorum- 
aliquam exhibeant similitadinem, sacramentalia vocantur. 

Variae eaeque non exiguae ratiobbs Christi fidelibus pium sacramentalium 
usum magnopere commendant. 8i enim singolorum Jam preces, quidquld recte 
petant, impetraturas esse docemur, numquid, quod Eecle^a Christi sponsa petit, 
non obtinebitur? Praesertim quam Ecclesia id potissimum a Christo petat, qaod 
ut filiis suis obtineat, aliaborare ja.ssa est, aetemani animae salutem, et eo petat 
modo, quem a Christo edocta est. Sed praeterea pio sacramentalium usu aperte 
declarant fldeies, Dei dona quanti facianl, quantaqne Ecdesiae matri, cujus se 
precibus illa obtenturos sperant, pietate adhaereant. Exigua quandoque suni^- 
quae maxima praestant emolumenta, si tarnen ^xiguum dici potest, quod christio- 
norum semper magni fecit pietas, quod apostoiica exercuit antiquitas, quod Eccle- 
siae commendat auctoritas. 

Caput XIX De cultu diviho aacriaque caeremoniia. 

Quam gravi homo Deum colendi obligatione teneatur, id sacrae L4tterae 
innumeris locis maximaque vi inculcant. Et sane nonjmlerat non satis commen* 
dmi, ut homo supremam Dei majestatem agnoseeret eique devota animi submis- 
sione honorem exhiberet, quum justiores Ulis, quibus ad id praestandum obii- 
gamur, tituli cogitari nequeant. Dei enim suprema effuiget maJestas, cui bomo 
et anima et corpore, utpote Dei donis, obstringitnr. Porro qui totus, anima et 
corpore, beatitudinis reddendus est parliceps, ut etiam totus, anima et corpore, 
eam mereatur par est. Nec potest esse verus et sincerus cultus ille, qui pectoris 
ambitu contineatur nec unquam erumpal foras. Nec potest diu in mente foveri 
illud, quod extemis actionibns non incenditur et inflammatur. Sed ad caltum 
internum simul et externum publicus etiam accedat oportet, quum homo etimn 
tmiquam in societate eaque religiosa constitutus Deo debeat honorem, aliis 
exemplum. 

Cultus bic communis et publicus, quem Ecdesia catboUca, divinitus edocta, 
inde a suis exordiis tantopere promovit fovi(qae, et quem christiani primis Eccie* 
siae saeculis, ne mortis-quidem deterriti periculo, Deo exhibere satagebant, eo 
magis pastoribos cordi esse debet, quo latius religionis incuria eum vilipendere 
et imminuere contendit. Ea vivimus tempora, quibus non pauci, perversis imbuti 
sententiis, religionem sanctam. cui in solo pectore partes tribuunt, amovere Stu¬ 
dent e Vita publica et sociali, ut atheam eam faciant et hqjus tantum aevi Rnibus 


1) I Tim. 4, 4. 8. 

2) S. Thom. S. p. q. 87. a. 3. 
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dreomsolptam. Inculranda igHar identidem est caltos divini necessita«), dies do- 
ninicos festosqae sanctiflcandi nbligpatio. Incalcandam imprimis omniqae modo 
orgendam est divinam ab operibus servilibus abstinendi mandatam. Iteram iterum* 
que'moaendi snnt fldeles, qaam grave sit praeceptum, quo Ecclesia omnes, 
ut sacrosancto missae sacrificio diebus dominida ac featia aaaiatant, 
obUgat. Vrgendi porro sunt, at, quae diei dominicae aut festonim sanctitali re* 
pugnani, procul a se amandent, secas non benedirtionero, sed maledictionem in 
se attraetori 0- Et vero festonim sancta observatio inter ea praeripua est, qni* 
bns, qao ioco tum apud singuios tum apud popuios integros reiigio sit, certissime 
d^flosci possit. 

Augustissimus sane est ruitus, quem Ecciesia catholica Deo eibibet, non 
solam si finem, Deuin unum et (rinum, sed etiam si iilud spectas, quo Deus coii*. 
tor, incruentaro Cbristi corporis et sanguinis oblationem. Fieri etiam non poterat; 
qain Ecclesia caeremoniarum spiendore et majestate tum snmmae snae reveren* 
tiae sensus panderet, tum immensum, quem possidet, tbesanrom quasi cingeret 
atque ornaret. Hagnopere pietas in popuio promovebitur, si caeremoniae et ritus 
eximia reverenlia a sacerdotibus obeunlur simulque eae, quae fideiibus in iisdem 
o'jveniunt partes, rite et devote peraguntur; quare eorundem signiflcatio tarn 
sancta et praestans popuio saepe exponalur. Non levia sunt nee vilipendenda, 
quae ex apostolira traditione descendunt, cultus divini et imprimis sacriflcii maje* 
statem comniendant, fldelium mentes ad superna contemplanda erigunt. Odern ae 
pietatem nutriunt, uniiatem calhoiicam ob oculos ponunt, arctiore omnes vinculo 
cum Ecclesia conjungunt, dmque publicani fidei professionem exhibent. 

Caput XX. De cantu eccleaiaatico. 

Quam, quaeeunque ad pietatis sensus excitandos utilia esse possunt, me* 
rito adhibeantur ab Ecclesia, musices, in qua magna ad animos commovendos 
vis est, Studium non soium permittit, sed magnopere etiam promovendum censet. 
Sed quum bac in re sancta et profana se quodammodo tangaht et facile misce* 
antur, caute agendum esse arbitrati sunt ecclesiaruni Antistites et identidem, 
quae profana videbantur, arcenda declaTaront. Synodus quidem Tridentina Otdi* 
nariis praecipit, ut ab ecclesiis mosicas eas^ ubi sive organo sive canto iascivum 
aut impumm aiiquid miscetnr, arceant*). Unde Benedictus Papa XIV.; »Hoc 
etiam,c inquit, »procul dubio ad Episcopi officium pertinet, ut synodalibus decre* 
tis ecclesiasticae musicae rationem, quatenus in dioecesi sua opos esse cogno^ 
verit, ad certas regülas exigat atque componat,. ut corda fldelium ad pietatem 
excitet, non aures solas, sicuti fit in theatris, inani vokiptate demuiceat B).c San* 
ctomm igitur Praesulum vestigüs inbaerentes Ecclesiaeque obsequentes mandatis, 
capitula catbedralia et coUegiata atque omnes parocbos eeterosque rectores bor* 
tamur in Domino, ut bene advertere velint, qu^e quantumque discrimen inter* 
cedat inter musicam sacram ac cbristianam, quae animi sensus pios pandit pios* 
que in aiiorum animis sensus movet, et inter musicam profanam, quae profanos 
animi motus spirat et excitat; deinde ut perpendant, quid Dei domum deceat, 
quid dedeceat. Et sane nihil magia dedecet majeatatem templi Dei, 
nihilque divini officii aanctitati magia contrarium eat, quam atrepUua 
inatrumentorum confuaua et vocum magia conclamantium quam ’con- 

1) Numer. 15, 35. 

2} Sesa. XXll. decr. de observ. et evit in celebrat. missae. 

3) De sys. dioec. lib. U oap. 7. n. 1. 
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cinentium impetus et 'tumultm, quem subinde in ecclesüs audimus. 
Scandalum autem oritur, ai theatrorum modi, qui opera vocantur, 
vel nmaicarum concertationum 'aymphoniae cum omni suo atrepitu 
auaque mollUie .in templum Dei vivi tranaferuntur. Quare ejusinodi 
modos, animi distractionem profanosqae sensus potius qoaiti aediflcationen) pieta> 
temque parientes, omnino ab ecclesiis excludendos voldmus. 

Poat multiplicea in muaicam aacram inductaa depravaUones 
iUum antiquiaaimum'cantum, qui Gregoriani nomine venit, vere ec- 
cleaiaaiicum eaae et omnia canlua eccleaiUatici fontem nullo alio aup- 
plendum, nemo facile difßtebitur. Nam cantoin Gregorianum sanctius quid 
et sublimius spirare, quam amnes illos modos, qui labentibus saeculis in n^uni 
veneront et masicae profanae inservire solent, rerum perlt! non negant. Statui- 
mus ergo et mandamus, nt cantua Ule Gregorianua auo reatituatür juri ac 
magis magisque colatar, et ut, qui in componendis novts melodiis occupantur, non tarn 
cbromaticis inodulationibus, quam scalis sive tonis Gregorianis utentes et modis 
diatonicis, moUe^et lascivum quodcunque excludant. Quum autem res ista minime 
in superflcie posita sit et, nisi quis profundius ecclesiasticae et religiosae disci« 
plinae leges perscrutatus mysteriisque, ut recte dicamus, regni coelorum initiatiis 
sit, in mnsica sacra vere proflcere vePiiiam promovere et docere non possit: 
binc (Hdinamns et mandamus, ut in ecclesiis cathedralibus et collegiatis atqne 
etiam in aliis, quantom fieri potest, scbolae cantomm et organoedorum (pro or- 
gano enim eadem valet ratio) instituantur, quibns viri in scientiis et disciplinis 
ecclesiasticis optime versati et vere pii tanquan magistri praeficiantur. Quo fiet^ 
ut quae, prob dolor! interrupta jam est ex longiore tempore sacri cantus tra¬ 
ditio, denuo reviviscat et per omnes dioecesium ecclesias sn6ces8u temporis vera 
et sancta ejusdem prineipia rectaque exequendi methodos propagentur. 

Quamvis ex rationibus gravibus tanquam regulam atatuamua, ut per 
majorem armi partem cantua Gregorianua locum habeat, minime ta¬ 
rnen cantum harmonicum penitua arcere volumua, immo ad diatin- 
guenda feata majora commendamua, dummodo, qui eligitur, ne rece- 
dat a natura et charactere cantua vere eccleaiaaUd. Redeant igitur 
cbori rectores ad opera illa, quae ab auctoribus, qnorum inlmus est Joannes 
Alflijisus fraenestinua, et ilU vix secondus Otiandus Lassos, sublimi et devoto 
exarata sunt Stylo. A^stineant a toi missis, quae dicuntur musicales, aliisque 
operibtts musicis novissimorum tem'porum ad aures tiiiliandas magis quam ad 
excitandos pioo affectus aptis; singillatim vere nimia illa eqrundom verborum 
repetitio et arbib-aria coliocatio vituperanda est. Omnino denique arcendns est 
ille mol& cantandi mo^s, quo pars cantornm murmurando solom cantum 
comitatur. 

Similia dicenda sunt de instrumentis musicis ad cantum adbibendis. Per 
longara saeculorum seriem aliis in mnsica instrumentis Ecclesia vix est usa, prae- 
terquam organo. Quodsi praeter organum alia instrumenta musica cantui admi- 
sceri ex Ecclesiae indoltn übet, ea tarnen certe instrumenta rejicienda sunt, quae 
nimis aspera, nt tympana et cymbala, vei nimis moiiia, ut varii generis tibiae et 
flstniae *)• lu aiiorum autem usu vitetnr miiitaris quidam clangor nimiusque stre- 
pitas, qui efflcit, nt cantaqtinm verba iqtelligi non possint. Ini^romentorum enim 


1) Gone. proT. Mediolan. lg tit de moaio. et eantor. 
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osas e mente Benedieti finis pnetipaas est, ot cantantiom vocem eorrobo* 
rent et sustineant, minime vero opprimant et sepeliant 0* 

Sed etiam in vocom usn censiderandiim est, qoid ferant vel exigant Eecle* 
siae consuetodo, caltos divini leges, cantas ecclesiastici dignitas et fldeliiun aedi* 
ficatio. Notom satis est, usque ad recentiora tempora plane inasitatam Aiisse, ot 
cantantium choro muUeres adiegerentar. Qanm enim chorus, qoi sacerdoti ope* 
ranti respondet, iitnrgicae actionis partem constitnat, mnlieribos, quae ab ailaris 
servilio exclndantor, locos in cboro esse nen potest. Ecclesiae consuetndini ipse 
piiis fideliom sensm saflVagator, qoi, quidcnnqne moUe aliqoid redolet in cantu 
ecdesiastico, cnm' loci sanctitate et divini coltus majestate non congruere sen- 
tiont. ünde volumos et inandamos, ut in posternm a eboro ecdesiastico mulie* 
nun voces omnino excludantar *). Ne tarnen cantas harmonicus, quem minime 
removeri, sed justis tanlam limitibus restringi volomus, vocibos neeessariis, quas 
sopranas dicunt, careat, pueri erndiantor et instituantur sympboniaci, quemadmo* 
dom sopra jam de capUuMs catbedralibos et coliegiatis et parociiis statoentes 
diximus. 

Quum muneris sit Episcoporum, ot, qua possont sollieiludine, aedifieationem 
fideliom proraoveant, proliibeant vero, qoae Uli sont contrario, qnomque non levia 
animabus inferanior damna, aodiendo in loco sacro melodias mundano confectaa 
spirito: Ordinarii dioecesium corabunt, non solnm'ne deinceps novae missamm 
compositiones, sive unisonae, sive barmonicae, execntioni dentur, priosqoam ad 
eas cantandas expressa OrdinarU licentia obtenta ftaerit, verum etiam, ut missa* 
rum compositiones, quae bucosqoe usu veniebant — Gregorianis exceptis — exa- 
mini äccoratiori virorom rei peritorum et ab Ordinariis delegendorum sobjiciantur, 
quo facto Episcopi decement, qoaenam dignae sint, quae adhibeantur in celebran- 
dis sacris mysteriis, et quae indignae ab illis absolute arceantur. 

SUnUiter et aUae cantiones, qoae reeedont a cantu Gregoriano, examinl 
sabmittantur omnesqoe cantilenae, quae ad ofBdom, qood agitur, non spectam, 
omnino removeantur 3). ln bis lingua vernacula pleruinque exaratis maxima etiam 
attentio' adbibenda est verbis ac senteiitUs, ne qoid in iis reperiatur, qood fidei, 
pietati vel rationi cantionis sacrae adversetur. 

Ex gravibus, ut jam sopra indicavimus, rationibus per majorem anni eccle* 
siastici partem cantas 'Gregörianas ad missaram solemnia adhibeatur. Si quae 
sont ecclesiae, quibas major numerus cantoram praesto est, ul missas barmonicaa 
ad regulas arlis cbristianae composilas exsecutioni dare possint, eienchum dierum 
festorum, quibus id fieri optatur, Ordinario proponant, ut ab ipso limiles definian* 
tur, qoi quoad usum cantas firmi et barmonici observaudi sunt, ne, quod lex esse 
debet, in exceptionem abeat, neve contra, quod exceptionis locum solummodo 
tenere licet, lex ipsa et consaetudo fiat. Id vero hie jam in memoriam revocare 
jovat, adventus et quadragesimae tempore, summorum Ecclesiae mysteriorum con* 
templationi sacrato, quae sine animi compunctione esse nequit, missaram musica- 
linm et instrumentorum usum ex praescripto caerimonialis Episcoporum^) locam 
habere non posse, qood etiam intelligendum est de omnibus missis pro defunctis. 
Permittnntur tarnen in eodem caeremoniali missae barmonicae cum organo, ex- 


1) CoBstit. Annu», qui hunc vertentem d. d. 19. Febr. 1749. §. 11. at 18. 
8) Synod. Ferman. celebrata ab Emo. Cardin. Paraoeiaao a. 1773. 

3) Caeremon. Episcop. lib. L oap. 38. 

4) Lib. I. cap. 88. 
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N 

cta^S Ver« Instromentis, In dominica terila advenins, qaae dicitnr Qaudete in 
Domino, et in quarta quadfagesimae, qnae dicicur Laetare Jerusalem, sed 
in Oiissa solemni taMiim; item in festis et feriis infVa adventum et qnadri^esi- 
maiB occurrentibus, qnae cum solemnitate ab Ecclesia celebrantnr, ut bic loci 
fVstnm immemlatae ConCeptionis et Annuntiatienis B. V. M., et qnandocunque 
cHebrandum est solemniter et cum laetitia pro re allqna gravi, obtenta prius Or- 
dinariorum liceniia*). 

Oooad osnm organi plane eadem sunt ejusdem caerimoniatis praecepta, 
qnibus ut strictissime inhaereatar, hisee ineulcamus. Quodsi pro fliis pietatis 
eid'citiis, quae dicuntur popali, quaeque praeter divioa ofBeta ab Ecclesia prae- 
seripta ad fldeltum aediflcationem instituuntur sive ab omni populo sive a sodall- 
tatibis quibusdam, ob cansas ab'qnas exceptio desideraretur, parochi Ordfnarium 
iHoeceseos adeant, a quo, rationibus proposHis. licentiam petant. Praeterea id 
quoque OUm Benedicto XIV.*) monevms, organum nlternando cum 
vertnims decantandis in vesperis et completorUs adhiberi quidem _ 
posse, sed interludia saepe frivola atque nimis longa interdidnms. 
$oi vera non cantantui' versas, ab nno vel altero cantore alta voce recitentur 3). 
Demuffl monentnr capituia catbedralia et collegiata, parocbi et rectores, <num 
esse curare, ut cantofes in ecclesia rum illa mode'stia et pietate, qnae divinum 
tultam decent, se gerant. Prohibendae sunt confabulationes, indecens aitari dor> 
sum obvertendi mos, strepkus denique omnis, qni fldeliuro pietati possit officere. 
i^aeeipuam curam In id iinpendant ecclesiarum rectores, ut ii tantum in cborum 
admittantur cantoram, qnf, qnod ore cantant, corde credunt, operibns compro^ 
bant. Verba attendanda snnt synodi Aquisgranensis *), qnae tales eligi in eccie- 
sia mandat cantores ac musicos, qui non superbe, sed humlliter et sapienter de- 
bilas Domino laudes persotvant, et suavitate lectionis ac melodiae et doctos de- 
muiceant et minus doctos erudiaot, potiusque exoplent in lectione vel canlu po- 
puli aediflcationem, quam populärem vanissimam adulationem. 

Caput XXL De verbi divini praedicatione. 

Gravissimum sane et plane eximium sacri oratoris est munus. Originem 
enim si attendis, Prophetarnm, Apostolorum ipsiusque Christi premit vestigia; si ' 
finem, Del omnipotentis gloriam et animarnra provebit salutem; si res, 
quas enuntiat, divina pandit mysteria; si illos, ad quos loquitur, animae im* 
mortales et Christi sanguine redemtae vocem ejus auscultantur; si adversarios, 
contra quos nilendum est, portae inferi validissimas objiciunt acies; si auxilia, 
quibus juvatur, Ecclesia opem divinam Implorat, Spiritus sancti gratis, Christus 
ipse ei praesto est; si denique laborum praemium »rulgebnnt ... qui ad jnsti* 
tiain erudiunt muKos, quasi stellae in perpetuas aeteritates^).« 

Munus gravissimum diligentissimam requirit praeparationem. Assidue tela 
paranda, cui cum boste validissimo assidue committenda est pugna. Sacram 
Scripturam, präestantissimos e/us interpretes, sanctorum Patrnm,'qui doctrinam 


1) Concil. Boman. a. 1725. tit. XV. cap. 6. — Circulare Emin. Cardinalis-Vi- 
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eeelestam dun 4 ^ imbiberoBt, tant» «beriete tasteq«« rf eOtondoiit, pntMteotio- 
rum etiam, qnibos Ecclesia abondat, «»retanun libro« iwltam et «ssidoe orator 
leget necesse est, at eopiese et graviter ad populum verb« facere posslk Lectioni 
vero adiangeoda est meditatio, qua, quae iutellectu percepimus et weinoria tene* 
nas, alte in ammam descendant euHique commoveaul et iqeepdant, qquin peclus 
sit, quod facit disartos, nec facile alias inflammet, qui friget ipae. Quamvis, quae 
aratores recentes apte dixerunt, iu soa convertere noo dedeceat, multum tamen 
orator a legendU et qsurpandis UUs sjbi cavendam existimet, qpi, ut ex Ecclesiae 
catbebcao deposito dicendi argoineDUu«,non bauseroot, Kcdesiaa apiHta oqq 
fberaot afdatl Altiora, quam humaoa tantum quaedam morqin praecapta e( 
natoralas ae vf^i erg« Deuoi «mmi sensos, catbolicam decent catbedrant 

Dt gratia non respoit naturam, quam potius elevat et perftcit, it« etian 
vefbo« dtylDum non rocosat arteio. »Quiaquis .. S. Aogustiai apnt verba, 
»dicit, noQ esse bosiinibas praecipiendum, quid v«| quemadiQOdam doceant, ai 
deetores sanctos efOcit Spiritus, potest dicere, nec orandum nobis esse, qui« Do* 
minus «it: Seit Pater vester, quid yobis necessarium sit, priusquam petatis ab 
eo^.c Unde censet S. Doctor, omnem, qua orator uti debeat, artem eo speotare, 
»ut doceat, ut delectet, ut flectat,« quo flat, ut »intelligenter, libenter obedienter* 
que audiatqr’).« 8ed labori et arti jungwda eat pta ad Domn oratio, quod idem 
S. Doctor nionet, dum ait: »Agit itaque noster iste eloquens, quum et justa et 
sancta et bona dicit, neque enim alia debet dicere; — agit ergo quantum potest, 
quum ista dicit, ut intelligenter, ut libenter, ut obedienter audiatur; et haec se 
posse, si potuerit et in quantum potuerit, pietate magis orationum, quam oratomm 
facultate non dubitet, ut orando pro se ac pro illis, quos est allocutums, sit ora* 
tor ante quam dictor. Ipsa bora Jam ut dicat accedens, priusquam exserat 
proferentem linguam, ad Deum levet animam sitientem, ut eructet, quod biberit, 
vel quod impleverit, fundat’).« 

Nonnisi bene praeparatus rebusque, quas dicturus est, ad docendum et 
flectendum apte dispositis orator suggestum ascendat. Plerumque is solnm, qui 
per complures annos, quae dicturus est, diligfenter stilo exarare consueverat, 
deinceps stili subsidio minus indigebH; ejusdem vero emolnmenta expertns non 
facile in posterum etiam adduci poterit, nt orationem scribendo sattem non ad* 
umbret. 

Non solum ntorom praecepta, sed dogmatum etiam capita, et certo qui« 
dem, quantum fleri potest, online et serie pro concione populo exponenda sunt, 
tum ut morum praecepta flrmiore nitantur fundamento, tum ut plentore omnes 
fldei doctrina imbuantnr et ab errorum praeserventur contagtone. Ubt vero de 
erroribus agltnr refutandis, cautus sit orator, ne in illis, qui argumentorum vim 
minus perspiciunt, moveantur dubia. Plerumque praestat, tacitis erroribus, nisl 
sint vulgatissimi, ita exponere Ecclesiae doctrbiam, ut fldeles ad refellendos erro* 
res, si forte de illis audierint, ipsi sint muniti et instructi. 

Nec omittat praedicator tempore praesertim hodlemo, quo tot falsae tfber- 
tatis et licentiae doctrinae subversivae circumfemntur, obedientiam superioribas 
tarn ecclesiasticis, quam saecularibus debitam fldellbus saeplns Inculcare, ln me* 
moriam revocando et exemplum et verbum Domini: »Reddite . . quae sunt Cae* 


1) P« d«etr. ohriat. üb. IV. eap. 16. 
8) Ibid. eap. 17. 

8) Ibid. eap. 1& 


4* 



5^ Das Kölner. Provlncialcondl vom ?8. April .bis 12. Mai 1860. 

a 

saris, Caesari*)» «ec «o» *Hoil Apostpii: »Omnis anima potestatibas siABmioribus 
sübdita sit; non'est enim potestas, nisi a Deo*).« 

Nihil in dicendo prae se ferat immoderatum, nallnm de causis propriis 
expostulandi, acceptas injurias ulciscendi, laedendi vei exacerbandi stndium. Atque 
ut a caasis profanis, disceptationibas cum parochianis, rixis injuriisque omnibas 
prorsus abstineatur, id poenis etiam canonicis propositls omnino et stricte prae- 
cipimus. Pruifentiam jungens cum dicendl ardore, ubi de pancorum hioribus 
agitur, dil^enter perpendat, an non privata monitio praestet pubiicae repreüen- 
sioni. Quamvis dicendi genus pro argumenti, pro temporum et locorum diversi- 
(ate, pro dicentis et audientium natura et iudole varium esse et possit et debeat, 
nihil tarnen habeat, quod ab apostolica simplidtate ac gravitate sit' aliennm. 
Multum sibi caveat concionator, ne hominum laudes vel applausum venari videa- 
tur; potiora sunt, quae prae oculis habere debeat bona, aetema animamm saltis 
et summi Dei gloria. Denique qnoniam verba movent, exempla trahunt, sane si 
in quovis alio sacerdote, tum vero in concionatore summa requlritur vitae 
honestas et integritas, ut scilicet vitae exemplum verbis non demat, sed addat 
pondus. 


Caput XXII. De jejunii et abatinentiae j^aecepto. 

% ' 

Non exigua vitae christianae accedent incrementa, si parochi, concionatores 
et confessarii ecclesiasticum jejunii et abstinenliae praeceptum crebris hortationi* 
bus urgent ejus(|ue praesiantiam fidelium oculis proponunt*). Non potest non 
placere Deo et salutare esse bominibus tikid, quod Scripturae sacrae toties coni- 
piendant, quod nullo non tempore Sancii frequentarunt, quod Christus ipse exein- 
plo suo sanxit. Ecclesia, quae Christi his in terris vitam continuat, quomodo 
roagislrum suum imitandum non existiinet, praesertim quum ipse dixerit: »Venient 
. . . dies, quum auferetur ab eis spunsus, et tune jejunabunt^).« Quuin porro 
Ecclesia sancta sit suosque ad sanctitatem provehere quam ardentissiine cupiat; 
qnomodo efflearissimum sanctitatis subsidium non continuo commendet, imo et 
praecipiat? Novit enim, jejunio hominis corpus Dei effici viclimam, cupiditatibus 
imponi frenum, hominem, dum jejunio infirmitatis suae sibi fit conscius, humiliari, 
pro peccalis commissis satisfacere, futura facilius praccavere, enmque, terrenis 
.desideriis coinpressis, rebus coelestibus contemplandis et - desiderandis fieri aptio- 
rem, denique'magnos meritorum sibi comparare tbesauros. Unde merito Ecclesia 
gratias agit Deo, qui.dorporali jejunio viiia comprimit, meutern elevat, virtutem 
largitur et praemia^). Sed illud etiam, nosiro potissimum tempore, in memorjam 
Irequenter revocandum est fidelibus, illam, quam sanctae matri Ecclesiae debent 
obedientiam, omnino exigere, jit ejus de jejunio et abstinentia praeceptum sancte 
pbservent, et quidem animo tanto promptiore, quo faciliorem suis filiis pia mater, 
abstinenliae praeceptum temperando, obedientiam baue reddidit.' Unde commo* 
nendi etiam sunt, ut, quum ob causas aliquas magis etiam sibi indulgendum ali- 
qui existiment, sallem dispensationem et jejunii in aliud piom opus, veluti pre* 
cationes et eleemosynas, commutationem ab illis petant, quibus dispensandi et 
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ceramutandi fiiciiltas cenpetU; opera aatem injancta diligenter persolvant. Omnes 
demam hortandi sont, ot iliam catbolici oominis palam proMeodi occasionem, 
quae «am bajos praecepti obsemtione conjnncta saepe est, avide arripiant, me* 
mores Ulius sententiae: »Omnis . . qoi conQtebitar me coram hominibus, conflte- 
bOT et ego eum coram Patre meo, qoi in coelis est t)>< Quum experientia doceat, 
complures inveniri fideles, qui, a praecepto abstinentiae dispeusati, simul a jejunio 
sqse dispensatos existiment, itemque alios, qui ab esu carnis tautum abstineado 
se jejoaii praecepto satisfacere patent, parocborum est, in exponendo boc prae* 
cepto sedolo semper discrimen jejuniam inter et abstinentiam inculcare. 

Caput XXIII. De acholis elementaribm. 

Ecclesia, qoae a Christo Domino jussa est evangelinm praedicare omtii 
creaturae, divina praecepta et moram disciplinam tradere, omnes deniqne in vUmi 
salatis dirigere, non potest non maxime sibi cordi habere tenerae javentatis tarn 
in idei, quam in Ktteraram rudimentis iustitationem christianamque educationem. 
Irrfta enim esset praesertim in tenera aetate religiosa institatio, si, qnod baee 
aedificat, disciplinae .profanae destraerent. Neqne sufHcit, ut religiosae instita* 
tioni nibil adversetnr; javanda etiam et fbfclenda haec est disciplinis profanisi 
qnae arctissime cam illa nectendae et christiano spiritn imbuendae sunt, ut fldes 
totam mentem penetret ac pervadat. Qai enim profanas docentur litterasi etiam 
ad christianam religionem edacandi sunt, ipsaeque disciplinae educationis admini* 
culnm praebere debent. Accedit et illud, si quam aliam aetatem, rerte puerilem 
exemplis potius quam verbis impelli et trahi consnesse. Parum proln religiosa 
proflceret institutio, si illi, quibus profanae disciplinae commissae sunt, aut, quod 
absit, religionem parvi penderent, aut non eo, quo par est, loco eam se babere 
moribus profiterentur. Haec qui perpenderit, facile iptelligetj merito Ecclesiam 
scbolae matrem censeri, non solum quia scbolis Christianis ortum dedit, sed Meo 
etiam, qnia Eeclesiae est, continuo eas fovere et fldei spiritn imbuere ac nutrire; 
proindeque gravissima incumbere parochis, qui Eeclesiae vires gerunt, in scbolas 
elementares offleia. 

Imprimis igitnr parochi moneant parentes, ut liberos sedulo ad scbolas 
publicas mittant, ne rüdes adolescant careantque religiosa institutione, quae ilKs 
ut impertiatur, inter primas parentum curas esse debet. Neque enim Vitae natu* 
ralis tantum et temporalis, sed snpematnralis etiam et aeternae parentes Deus 
eosdem esse voluit. Cnrent paroebi, ut intelligant iudimagistri, sed Eeclesiae in 
pueris instituendis et educandis esse auxiliares, proindeque munus sibi commissum 
non modo nobilissimum esse, sed eiiam gravissimura, quum ab eorum industria 
ac labore tum posterorum prosperitas, tum Eeclesiae reique publicae salus quö* 
dammodo pendeant; suum Igitur esse stimulare puerorum sollertiam in doctrina 
religiosa ediscenda eoque, quem parochi ipsis indicaverint, modo in ea tradenda 
opem praestare; suum esse, a rebus noxtis et periculosis arcere discipuios, eds 
moderafi, docere modestiam tum domi tum in schola summamque in ecciesia 
erga Deum reverentiam. 

Instantissime admonentur parochi et rectores, ut scbolis sibi subditis sedulo 
invigilent, easdem, si fieri potest, quotidie vel sattem bis singulis hebdomadibos 
adeant; idque eadem praescribimus lege et obügatione, qua Condlium Tridpn* 
tinom praedicationem verbi divini singuHs diebus domlnicis praescribit, ^ Nec 
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parotbi et rectsres sibi sooqve oflieio ae satisfecfsse ereOant, qoim sebalas ad* 
eantes aO IMei roOlmebta etplieanda sese restrtagant; quin potias «niObus dhel* 
pitnis per ladimagistrum tradendls lovi^Ieiit dispfelantque, qua metbodo utator, 
quibds sinfola boHs Slot assignata, quös mores prae se fbrant'disefpaii; exeUent, 
ddceaut, adjttveot Ipsas ladfmagistrds. Hane sebolarniH euran offlcH pafitorali« 
partem prspriam, sbie qua mias Integrltas salva non «sse deeiaranas et es* 
dem obligatiode et disd^ina, qua praedieationem, ab Ordlnario eananiee soslineo* 
dam et mrgendam. 

Parocbi püeros ad pdmam «sntesaioflem, praedpue vero ad primam eom* 
munionem diligentissime praeparent. Ne autem baec prima Confessio ultra nonum 
*aDnum differalur, stricte prabibemus. Ae deiuceps, quamdHi scboias firequentant, 
staifalis trünestribue ad confessionem facieadam adducendi sunt. Abusuin, quo 
sabinde caauBimi« pueiis, licet aetatem maturam attigerint, ob exigauni eorum 
namerom in aiterum annum dilTertor, maxime improbamus et strenue prabibemus. 
Uno alterove dies *b Ordbiario pro qualibet dioecesi designando, prima eonuDonie 
laeMU biAeat, quem diem nulii parocbo in posterum sine Episoapi dispeosatione 
excedere Uoent. 

Tempus primae cammunibuis confundeudum non est cum tempore, quo 
poeil e scbola dimittuntur; ubi enim de ss. eucbaristia sumenda agitur, ingenii 
indqNs, profectus morumque ratio babenda est.' Attendendus tarnen est, qui pro 
SB. eucbaristia primum sumenda assignatus füerit ab Ordinarle aetatis terminus 
inliinus et supremas; quare parocbi ilios, qui extremo hoc termino minas maturi 
vidcbuntar, speciaU et privata cura disponere stodebunt. 

CoBsuetttdo aalutaris in muliis lods observata, qua per duos vel tres post 
priUMm «emmunioBeni aanos singnlis, si fleri potest, vel altemis meosibus ad 
sMram synaxin recipiendam omnes congregantur, ubi viget, retiuenda, ubi desi* 
deratur, intreducenda est. 

ftuam maxiBM congruere et uiUe esse censeraus, ut omoes, quum e scbola 
(bmisai sunt, ad certum aetatis annum diebus domimcis deotrinam christianaiu 
andiant. Unde parocbi qualibet die dominica pueros et puellas signo dato bara 
competenti in süls cegaai ecclesiis atque tum {»areotes, ut iiberos mittant, tum 
bos, ut sponte accedant, urgebunt^). 

Nec minorl demam eure et diligentia parocbi iilos, qui saoetum oonfirma- 
tionis sacrainentum recepturi sunt, iastituant et praeparent 

I 

Coput XXIV, De scholis superior^its. 

Quiennque Mstoriam e<tclesfa5ticam aut proflinam \el ubiter tetigerft, Igno- 
nru neu potest, quanta enra et sollicitudine stbolia Hlas, quae sensiffl e caibe- 
ibrulitttb et monasteriorum scbolts in eas, quae bodle gymnasiorurn nomtae vewltmt, 
aut in aiia institnta, quas edisias reales vocant, immvtatae sunt, Eedesia, pqst- 
quwn otuim eis dedtt, fbvere ac promotere semper ptrrexerit et quam iwga 
mam eas dotaverit. 

Ecclesia enim intellexit, se matemam sollicitudinem bujusmoffi sdtolarttni 
alnmnis non ideo sota» debere, qnod aetat« infirma adbnf et Inbrica in studiis 
ütterwom mritia pericnll» sint obnoxii, sed Meo edam, q«ia lidem in fiedesm vel 
in «ivltate ains aüqwndo ngoiAis sint deatinandi, aut snitem in aHonm VRam 
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et mores taud exi^uam vini et auctoritatem sint babituri; atque ita, qaod Ulis 
iinpendatur, fldelium ninltitudJni impendi censet. Unde ot simul cum litteris fldei 
doctrina.imbuantur, ut pietate in Deum ac morum püiitate praestent, ut, quidquid 
vel fldei adversetur, vel pietatem extin^uat, vel mores pessumdet, ab iisdem 
arceatur, Ecclesia etiamnunc exigere et pro viribus curare debet. Hinc etiam 
iUius, cui bae partes potissimum nunc demandatae sunt, seu religionis praecepto* 
ris officium gravissimum esse colligitur. 

Quam fldei doctrinam tradendi munus a Christo Ecriesiae äoli commissum 
sit, de Ecclesiae hie partibus agi non est dubium; idque eo magis etiam elucescit, 
quia religionis praeceptores munus quasi parocbi alumnoruro exercent, quum 
eorum sit offlcium divinum pro iisdem persolvere, sacramenta iisdem admlnistrare, 
hinc animarum curam gerere. Hoc autem munus, utpote jurisdictionis potestatem 
delegatam, a solo Ordinario, a quo jurisdictio emanat, conferri posse perspieuum 
est. Quibus perpensis Ordinarii sibi jus ac facultatem praeservant collationis 
canonicae proprio decreto exprimendae, quo religionis praeceptores in offlcium 
immittantur; nullusque deinceps etiam aliunde designatus hujns offlcii partes sine 
nostra coUatione et fldei professione coram Nobis emittenda implere audeat. 

Praeceptores bac ratione nomiuati memores semper sint, se ab Ecclesia 
initti ad munus exercendum gravissimum. Sedulo et sapienter adolescentes in 
religione instituant, neque solum doctrina itluminent intellectum, sed etiam pietate 
inflamment affectum. Omnibus enim et mentis et animi viribus Deo praestare 
debemus obsequium, et verendum est, ne fldei Inmen extinguatur, qnod pietatis 
oleo non nutriiur; nec facile in lubrica illa aetate morum servabitur integritas, 
nisi pietatis fulciatur adminiculo. Itaque dum Instituunt, simul etiam educent. 
Discipulorum vitae et moribus seduio invigilent, arceant eosdem a legendis libris 
perversis et periculosis, excitent ad sacraroentorum ftreqqentem piamque usum, 
moneant denique, nt flde viva Deum ubique praesentem timeant: nam »initium 
sapientiae timor Domini^).« ipsi adolescentibus praehiceant sana doctrina, puris 
moribus, pietate. Offlcium divinum, cui alumni assistunt, omni pietate et qedifl* 
catione persolvant. 

tibi praeceptores tamquam quasiparocbi vel rectores peculiares constitufl 
sunt, ipsis communiter, nisi ob causas speciales Ordinario aliter Visum füerit, 
alumnos ad priqiam communionem praeparandi eosque ad sacram mensam admit» 
tendi jus conceditur. 

Ad doctrinam religiosam tradendam aliis libris manualibus uti non licet, 
nisi qui ab Ordinario praescripti vel diserlis verbis ad id approbati fuerint. 

Caput XXV. De seminariis puerorum. 

Ecclesia, quanta sit sacerdotii dignitas, intime perspectum babens, sum* 
raopere desiderat, ut, qui ad tantum munus aspirant, omnia sua studia omnem- 
que vHae raüoncm mature secundum tantae dignitatis rationes disponant; et 
plerumqoe non meUus id fleri censet, quam si sub ecclesiasticorum praepositofum 
cura cooatituti vita coromuni utantur et Samuelis exemplo in sanctuario educen- 
tur. Sperat enim fore, ut wulti, ad tarn sanctum munus a Deo vocati, certius 
persevetrent, utpote a mundi iUecebris, quibus saocta desideria tarn facü^ in ienera 
aetate exstinguuntur, remoti; simulque confidit fore, lU worum puritas, quae divi* 
nae gratäae «aeerd«t,i in pornt reüqna vita taatopere pecessariae faciliorew prae- 
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bet aecessum, certius custodiatur, quum quaedam virtutes foga tutius, quam in 
arie conserventurT Praeterea quum pro unoquovis vitae genere specialis et con- 
grua requiratnr praeparatio, in sacerdotii seminariis facilius, quam foris, pietatem, 
quae praeter litteranim studia ad saeerdotium munire debet viam, coli posse 
existimat. Ipsa etiam obedientia, cui a teneris annis assuescunt, soaviorem sacer* 
dotii alnmnis reddet obedientiam iliam, quam, quicunque sacrae militiae se man- 
cipat, per omnem vitam praestare debet. Haec aliaque quum sacrosanctae Tri' 
dentinae Synodi de puerorum seminariis erigendis decretum sapientissimum esse 
fädle demonstrent, nostris tarnen (emporibus nova quaedam momenta seduiam 
decreti ejusdem exsecutionem urgent. DifQteri enim non possumus, in domibus 
privatis pietatis exercitia minus jam coli, quam aliis temporibus fieri consuevit; 
maximam esse opinandi licentiam, quae epbemeridibus quotidie augetur, magnum- 
qüe inde juventnti imminere intellectus depravandi periculum; auctoritatem tum 
civilem tum ecclesiasticam parvipendi, in eamque passim exerceri effrenem diju- 
dicandi et carpendi pruritnm. Quae saecnli nostri mala quum a qdovis aiio, tum 
maxime a viro ecciesiastico longissime abesse debeant, summopere exoptandum 
est, ut talis sacerdotii alumnis provideatur educatio, qua a contagioso ilio morbo 
praeserventur. 

Hojusmodi rationibus dncti et Ecciesiae imprimis commoti auctoritate, in 
dioecesibus nostris puerorum seminaria, quantum per subsidiorum tenuitatem 
licuit, instituere jam coepimus. Opus tarn sanctum quo majora capiat incrementa, 
enixe monemus clericos et laicos, nt, quibns possunt subsidiis, seminaria lila ad- 
juvent atqne ita concurrant ad praeparandos Deo et Ecciesiae dignos ministros, 
sibi ac posteris fideles pastores. 

Caput XXVI. De disciplinis sacris tradendis in academiis et 

universitatibus. 

Ecclesia est, quae fidei propagata veritate snperstitionis et ignoraniiae 
lenebras discussit. Quemadmodum vero Ecciesia cum bonis supernaturalibus bnjus 
etiam vitae terrenae muUa bona confert, ita, dum coelestes veritates aperuit, 
veritates ordinis naturalis scientiasque humanas nullo non tempore coluit, promo* 
vit, auxit. Ecclesia etiam est, quae litterarum universitates condidit, decretis san- 
civit, beneficiis et privilegiis cumulavit. Itaque et Nos, ejusdem votis accedentes, 
summopere desideramus et cu|dmu$, ut sacrae imprimis scientiae Studium in aca* 
demiis et universitatibus maxime floreat, nostrisque dioecesibus saeerdotium variis 
disciplinis exomatum succrescat; idque ut fiat, sacrae theologiae professoribus 
tamquam nostris hac in re auxiliaribus strenue allaborandum est. 

Primum igitur, quod a sacrarnm litterarum professoribus jure exigitnr, est, 
ut docendi mnnere ftingantur ita, ut in iis Episcopus ipse clerum sunm instituere 
videatur. Qnare mandamus, ne quis sacras scientias docendi munus suscipi 9 t, 
nisi obtenta a Nobis facultate litteris exprimenda et professione fidei coram Nobis 
emissa; ne quis de quacunque materia lectiones instituat sine nostra approbatione; 
ne quis regiam traditionum viam deserens tyronum ingenia ad opiniones josto 
liberiores trabere conetur. Absit, ut quis specioso scientiae titnlo eam, quae vera 
est scientia, contemnens, in pericnlnm incurrat semper discendi et numquam ad 
veritatis cognitionem perveniendi. 

Qnod ne fiat, sanctorum Patrom et Ecclesiae^Doctomm vest^ia premant, 
Ecciesiae sensum quam arctissime compleetantur, sententiam qnamcunque eede- 
siasfica aaetoritate reprobatam etiam sibi reprobandam ducant, atqne jndido de 
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qaaeQBque doetrina a sapremo cwitroyeniaraB arbitro, auuM PaoUflce, lato ex 
anüDo adbaerea^. Cayeant skial, ne, tpiod veheoeDter reprobamos, post decreta 
a sanrta Sede emissa nova etfügia novasqae ad obtegendam inobediendam cavU> 
laüones, ptesbyteris indignas, exeogitare sibi praesomant, sed jadido apostoUco 
pure et sintere se subjiciant, prae oculis babentes regnlam illatn cuilibet vira 
ca^bobco santtam: Roma locuta est, cansa flidta est. Atque hanc in Omnibus 
Ecdesiae sensum amplectendi promptitmlinem etiam in alnmnorom animis exdtare 
ae fovere studeant praeserventqae eosdem a telra illa carpendi et vilipendendi, 
quod priora protulemnt saecula, libidtne, quae saepe ignorantiae majus quam 
immodestiae est documentum. Dum vero, quae priorum saeculorum Ingenia 
sainfflo labore paiiqne saepe felidtate nob» pepererunt, sua facere, excolere et 
provebere stndent, simnl etiam, quae nostrorum tempwnm exigant errores, ut 
iisdem occuiratur, attendant. 

Bene actum erit de scientia catboUca et de sii^^olorum eruditione ae pro* 
feetu, si, qui saeras sdentias colont, priorum saeculorum labores non evertere, 
sed excolere et provebere Student. 

Sacrae Scripturae libros ita interpretentur, ut non crbiconun, grammatico' 
rum, philologorum tantum, sed et theologorum imprimis partes agant Curandum 
semper est, ut alumni probe distinguant, quid tamquam dogma deflnilum, quid 
com fldei veritate connexum sit, quid opinionis fines non excedat. Quoniam pbi* 
losopbia multis in partibus eobaeret tbeologiae, et baec philosophids quaestioni- 
bns saepissime facem praefert; qdi philosopbiam tradunt, a revelationis lumiue 
nuiUqoam oculos avertant necesse est, ne, nimium sibi sapientes, a veritate ab- 
errent. Vehementer etiam synodus baec multis ex causis desiderat et, quantum 
firri potest, inrnlcat, ut in posterum praelectiones theologicae, praesertim vero 
exerdtationes et dispntationes tbeotogicae lingua latina habeantur. 

Aeqnnm porro est, nt a quibus in ecclesiastica scientia institnendi soot 
sacerdolii alumni, ab Iisdem ecclesiasticae etiam disdplinae bauriant exempla. 
Unde quae circa vitae morumque honestatem clericis Omnibus, eadem saorae seien* 
tiae professoribus imprimis commendamos. 

Et vero non in seminariis demum sacerdotii candidatis de spiritu clericali 
hauriendo cogilandum et allaborandum est. Qoamprimum ad statum clericaleni 
animnni appellunt et praecipue dum sacris litteris navant operam, mores etiam 
secundum tantae vocationis normam componant oportet. Quare quum compertuin 
Nobis sit, haud exigua tum litteris tum moribus parari pericula ex associationibus 
quibusdam inter litterarum studiosos in academiis et universitatibus inü'i solitis, 
theologiae candidatis, ne hujusmodi associationibus, quibus ad vitae 
licentiam provocentur, nomen dent, plane interdicimus. 

Caput XXVIL De seminariis clericorum. 

Ut Apostoii, quamvis sedula nfagistri cura per trienninm instttuti, tarnen, 
priusqnam Spiritum sanctum acciperent, singulari prorsos modo anlmnnt prae- 
parare et sedere in civitate Jussi snnt, donec indner^ntprvvidnte -ex altoO: Ha 
etiam sacerdotii alumni, licet eosdem a pueris ad mnnus tarn aitum praeparari 
cupiat Ecclesia,, tarnen sub ipsum ordinationis tempus a mundi contagione magis 
etiam separantur et varbs virtutibus exercendi, altioribus meditationibus institnendi 
rltibusque ecclesiasticis ae variis disciplinis accuratius initiandi enrantur in cleri- 


1) Lac. M, 49, 
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corum seniiiarU«. Bmi in ran & Canrtos Benrovaeiis^ Utonun, qwe TridenüM 
Synodn« de eeadnarOs statuerat*), execntor quam maxi«e strejwis: »Sunt igir. 
tar,c inqoit, >ea potisataram de eaiuc seminaria erecta, ut in iis bod strenuiqoe 
operarii ad earattanmi animanmi, qaas soa sangnioe {Hretioafesimo Cbristos rede» 
tirit, institnantnr; et ii qaideai adeiescenteB .... in operibus viriutom eradiri 
debent, ut eam Vitae perfecdenem adipiseantar, qvae in üa, qui dactores populo- 
nno IWturf sunt, «lueere debet, d aeverioribus diadplinae legibus eoerceodi *).« . 

.4d hunc finem graviasimun consequendum 'valumua, ut omnia, quae pepi 
canopes et praeaertim a Patribus TruJentinae Synadi et a aancta Sede apoatolica 
de aefflinarfis atatata et praeacrifda sunt^ oaiii cura et saiMeitadine observentuf. 
PropteAa bortamur rectores et eeteres moderatores eosque omnes, qui in edU' 
candia elertois auxHium praestant, nt, aasidne memores vocationis suae, in omni* 
bus sese praebeant formam et exemplum, quod alupiDi imitentur. Bactores omni 
enftantor stndia, nt seninarii leget seu atdnta ad amussim impieantur; simul 
aohmim Intendant, nt «Usoipllna ab omoibas, qni in seminario degunt, observetur, 
ipsique tum mansuetudine et suavitate, tum gravitate^et fortitudine praestmit. 
Quod AMmitam eat in aynodo Aquileiesai anno 1569 eelebrata, enixe iocglcamus, 
ut »praefecti et magistri adaciaeaniur probatae vitae et spectatae virtuUs et pie> 
tatis bomines, qui non modo veluntate et studio in rei constrvationem.et incre- 
mentnro propende«t, sed idonei ad provinciam irapositam judicentur; in quo ät 
Episcoporum praedpoe vigtlantia et diligens soUidtuda.« 

In aeminaria e Condlii Tridentini praescfipto ilU solum reciptantur, aquo* 
nmt indales et voiontas spem afferat, eos ecdesiastieis ministeriis perpetuo inser* 
vituroe.« Orarfesimis id verbis $. Carolus Borromaeus monet, dupt ait: »Maxima 
cautio adbibenda est in e« praedpue, ut idonei cierici in seminarium recipiantur; 
neque srolum ingeniam H habilUas ad* ttudia iitterarum functionesque eedesiasti- 
ras exercendas speetetur, sed mnlto magis morura ae disdpünae in singulis ratio 
babeatur*,' quales enim U (berint, qui admittentur, tales proreus e seminario fru* 
CMS ex8i6tent*).c Nemo porro inter seminarii aluranos est alendus, qui sine spe 
solidi in pietate fündamenti binc videatur discessurus, ne forte pravi uuius alumni 
Vita et destruat, quae nnttprum in religioim et pietate proFectus aediflcaverit: 
neque enim, qnibus severUate poenarnm opus est eoercendis, digni sunt bujus 
vitae instituto. 

Omnes aotem in seminario cadtate ft'aterna devincti eisdem legibus vivant, 
modestia, obedientia et animi candore conspicui. Cbristianam pietatem et Dei 
ümorem sibi primnm et sommum religionis Studium proposltum esse iu animum. 
inducant. §aare atatim ac reeepti fuerint, pktatis et ecclesiasticae vitae fiinda* 
menta sacris exereitation9ius jaceant; divinum oilciam recKare et coelestia medi* 
tari discant; studiis praescriptis aiiisque exercitiis, quae ad eccleslasticam vitae 
institutionem* pertinent, sedolam operam navent. Frequens sit sacramentornm usus 
et confesaarlOQim etian) extraneorum copia, quod et de puerorum seminariis in« 
tolligi vplumus. ' • 

Caput XXVIJI. De exereitiie publids seu miesiantbus in populo. 

Exercitia üla publica, missionum nomine appellari solita, quae a diverso« 
rum ordUium et congregationum religiosarum viris ut plnrimum traduntur, ad 

1) SoH. SXm 4s rafora. eap. 18. 

2) AoL ecdes. Mediolaa. part. V. last sem. part. UL cap. 1. 

9) Ibid. Inst. Sam. pari I. oap. 9. . 
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Aden tosflnHMdM vtttunqoe chFiaytiu»n fovendan amib OMuiia« aahitaria esse, 
tum Ecelesiae ceneuetudine, tarn rei nttan, tum deoiqoe experteatia edocti ^ 
rlaranfiis. Non poteat non praeparari ad divioam gntiam rectpiendaip segne spi- 
rita mentls renoTandum bomo; qui per atiquot dierum iotervailnai, sapositis tas' 
tisper curis proAnis, praeei|Niis fldei veritaübus montmque praeceptis ex ordine 
propositfs aninnim inteodlt, vitae suae anaos in aaMritodioe animae recogitat, 
sabitis obstarula qnasl ono abtatn oenmetur, pi« plorimorainque exempio iocen- 
ditur, demum mdmo contrito eonscientiae macolaa ««ness etiam quas sibi dissi- 
mntaverat, in saero tribunafl etoit. Unde eHam videmus, a mnUis pravas cod' 
saetudines corrtgi, odfa extingui, damna iliata reparari, te{ddos iacMidi, bopoa ad 
ibeliora promoverf. Nec minim proin, quod PMis Papa VL banc exepaidonwi 
morem tamqoam pium ac salutariter per Ecdesiam fTequentfUnm et in verbo Dei 
fündatam contra obloqaentiiim injurias protegendum duxitO- 

Vanum (bret praejwUciom inanaque effagtem opinaattoni, miacioiiibas extra* 
ordioarifs parocbi proprii auctoritatem labefaetari et in contemptnrn vmi. Expo* 
rieatia enim constat, parocbi jurisdictionem iisdem potius fülciri, auctoritatem 
creseere, operam pastoralem levari, et vincalum pastorem^inter et gregem arctius 
coustringi bi utriqsque commodum et salutem. Summopere proin parocbis com* 
mendamus,' nt bas missiones, otpote maxime salutares, populo procurent, eum 
sedalo ad eas praeparent iisqoe peracUs satagant, ut fTuctus maltipnces inde ob* 
tenti conserventnr et augeantur. 

£piscop4 qni nihil antiqnios babere debent, quam ut vita christiana in 
populo ubique crescat et promoveatur. Jus sibi reservaut pro parocbiis ubique 
missiones proprio motu äeputandi, quoties quoconque in loco illas necessarias vel 
utUes et opportunas jHdicaverbit. 

Caput XXJX. De consociationibus ecclesitisticis promovendis. 

\ 

Ut arbor, que uberiore suoco tsrgeocit, eo ptares simiies sibi profert fron* 
des, Ka etiam, Ecclesia, qoae Del spbU« elTtt et BUtrUor, novas continne oon* 
sottMienes nt iMidem quasi fTondes parit et endttM. Cajos rei testes lopuptetis* 
sind snnt non solum religiesi ordines, sad aUae ettiRli qodaütates, qoae nuUe non 
tempore ortae sunt in Eecieskt. Atqoe ita in summa, qua Eodesia eonspicna est, 
fldei et obe^ntiae unitate, summa sinrnt efflorescit varietas, qnom, qiii eomma* 
nibns stndiis ducuntur, commoni etiam se vincni« conneetant. 8ed sicnt arbor, 
quamdio vivit, omiicibas obdnctis votnera haflkta reparat novkqae oaatinno prae* 
sMiis conira aSris injarias ipsa se de^dit: ita eticfln Eecieaia damna siM iliata 
novis stttdiis resardt nevisqne contra nova pericnla propugnacnlis ipsa se tnetm. 
Uinc'ortae idenddem sunt consociationes, quae fidma bonosque mores toeri, nb, 
periculis exponi videbantur. In anlmo habeNnt. Quantun boni ex hujasmadi 
sodalitatibus et consodationibus orfri seieat, ficclesiae nnnales testantnr et nastyls 
etiim «culis mviaaas. Cnde etSam noatiiam esse dooimus oaaameQdare aatmarum 
pastoffbos, nt «as sedula et prndenti oara promoreaat. Seadet id faadie vel iUa 
rwiO, qved, qomn Eeciesiae omnisqiie recti onHnia mirnieos «ommuni oanBilia 
diredaque ade in bonos impetnm facere constet, communibus ad pervertemdam 
coMMIbas. «mnnanes ad beaa «onservand« Idtanres opponendi esse vUeamur. 

Ttneder vnifos Jam pitdt«i Instttotes et ab Eccicaia aao semtl approbatas 
congregationes pro variis hommum ordinibus, quas ad antiquam s pl e ndorcm , «bi 


1) Constit Auetorem fidei pipp. 65. Vid. Append. n. 18. 
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decideiit, revocari qoam maxime copimas, illas poiissinuim commeodamus con- 
sOcialiones, qnae ad Varia in rem commanem ex Ecclesiae mente praestanda in 
bae provincia vel reeenter ortae sunt vel altiores jam egerunt radices. Quo in 
rtnmero maxime sunt eonsociatio S. Francisci Xaverii ad fldem apud infideles pro* 
pagandam; S. Bonifbcii ad eatbolicos in regionibns acatbolicorom disperaos sab* 
levandos; S. Petri ad exorandam a Deo omnium aberrantium in Ecclesiae sinum 
revocationem; S. Sepnlcbri ad fldem caiboiieam in terra sancta tuendam; S. CaroU 
Borroroael ad Ilbros bonos vnlgandos; S. Vincentii et S. Elisabethae, qnae miseros 
eleemosynis alioque auxilio snblevant; temperantiae confTaternitas sab titulo bea* 
tae Mariae Vii^nis; consociatio janioram opiflcam, qaae eosdem tarn in opiflcii 
rebus, tum in doctrina cbristiana institait; consociatio demaro alia ad .artem 
duHstianam in quiboscunqae ejus partibas promovendam inita. 

Caput XXX. De ecclesiia et mpellectilibus sacris. 

Quum domus Domini differat a domo hominum, et sanctitas ac majestas 
sacri cultus sacroramqne rituom, imprimis vero sacrosanctum ac tremendum mis* 
sae sacriflcium longe excellentiorem lorum exigant, qaam babitatio operaque 
bominum: sedalo ab omnibus sacrorum minisiris in id intendatar necesse est, ut 
loca et aediflcia sacris destinata usibus formam et spedem omni ex parte aptam, 
dignam ac decoram exhibeant ipsaque specie visibili invisibilis Dei, qaantam fieri 
poiest, referant et exprimant majestatem. Ex quo primum sedatis persecotionum 
procellis christianis facta est potestas erigendi basilicas et Martyrum memorias, 
io quibus sacra peragerentar mysteria, obviae cuique minime acqnieverunt aedi* 
liciorum formae, verum sedulo adlaboraverunt, ut ea ecclesiis daretur structarae 
forma, eaque adderentur ornamenta, quae excelsiorem aediflciorum illoram flnem 
et mysteriorum sablimium,^quibas inservirent, velut indolem cuivis intuenti ob 
oculos ponerent, cbaracterem quasi mysticam prae se ferendo. 

Qaare mandamus et statuimus, ut abicunque de nova ecdesia construenda 
agitar vel de parte jam constructae reparanda, parochl ante omnia prae oculis 
babeant, ut aediflcium, quod intenditur, stilo, forma et structura flni suo respon* 
deat et sit in omnibus ecclllia cathoiica. Aliam enim formam aliumqne stilum 
requimnt justitiae palatia, emporia, theatra et id genus aediflcia, et aliam longe* 
que diversam formam templum Dei vivi, in quo omnia ad excitandam et nutrien* 
dam pietatem adaptata esse oportet. Unde parochi arebitectos, priusquam ad 
ecclesiam adnmbraodam seu formam describendäin accedant, illud nt prae ocuiis 
continuo babeant, monebunt, adumbrationesque ejusmodi Episcopo examinandas 
transmittant, qui de iis Judicabit, quam sine Ordinarii examine et approbatione 
ecclesiam construere non liceat. Idem vero a parochis in reparandis ecclesiis 
observandum est, praecipue vero quando de erectione novi altaris vel ejus repa* 
ratione, vel de loco, qui sacro tribunali assignandus est, agitur. 

Qnum secundnm perpetuam Ecclesiae consnetudinem alias presbyteris, aUus 
laids sit locus, prohibemus, ne in posterum nova subsellia vel scamna gentilitia 
laicis in cboro cujuscnnque ecclesiae concedantur, quippe qnae in navi collocaoda 
suntO' 

Habitacnlum Dei vivi ut decenter exornemus, sacra Script nra nos commo* 
net*). Ouapropter parocbi ceterique ecclesinrum rectores curabunt, nt ecclesiae. 


1) Conc. Bomaa. s. 1725. tii XXVIII. cap. 4. 
D Pa. 28. 
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tinaBtum fleri petest, non sohun omni diligentie adhibita, sed etiam principüs et 
legibas artis cbristianae, cujus prototypa nobis sacra exbibet antiquitas, ubique 
observatis decorentur et exornentur. Arcealur, quod niundi redolet profanum, 
usum. Adbibeatur, quod coelorum sapit sanctUateoi sublimitatemque. Exornatio 
altarium vero, quae diebus doroinicis et Cestis quam maxime commendanda est, 
secundutn caeremoniale Episcoporum ordinetur. 

Quoad supellectüia varia, quae in saeris officiis adhibentur, omnes, ad qoos 
attinet, eam sequantur legem, ut sint usui apta, nitida et mnnda, talique foma 
confecta.'ut dilTerant a supellectitibus profanö cuivis usui destinatis. 

in templis exornandis res omnium prima et maxime necessaria est man* 
dities, quae omnis decoris quasi initium est. 'Quam ob causam parocbi et reeto* 
res diligentissime curent, ne qqavis immunditia unquam ecctesiae sordescant, sed 
partes omnes mundae nitidaeque serventur. Hunda sint praecipue aitaria, saepius 
per annum expoiienda; enjidelabra, sacrae tabulae, imagines perpetuo niteaat; 
pavimenta vero octavo quoque die verrantur. Ad quae obtinenda parocbi aedituis 
vel quibuscunque id commissum est, strenue invi^lent, ut perfectissime muneri 
suo' satisfaciant 0« Imprimis vero linteamina, quae in ss. missae sacriflcio vei in 
sacramentis administraadis adbibeniar, praesertim quae ss. eucbaristiam imme* 
diate tangunt, mundissima semper sint et appareant, quum summopere dedeceat 
•sacrüegiique instar babendum sit, corpus et sanguinem divini Salvatoris in sordi* 
dis deponi linleaminibus, quae in domibus privatis et in usibus profanis non tole* 
randa viderentun. Qua de re ecclesiarum parocbi Ordinario dioeeesin visbanti 
ralionem reddant. 

Quae de linteaminlbus diximus, eadem inteliigenda sunt de illa utensflium 
parte, quae paramentorum nomine venit. Ut ne nimio usu trUa, vel sdssa sed 
Integra, mnnda et nitida sint, summa illa dignitas ofBcit, in quo sacerdos et levi* 
tae iis induuntur, exposcit. Ea praeterea lex in iisdem confidendis et parandis 
observanda est, ut, coioribos titurgicfs stricte servatis, coiores, qui texturae quasi 
' fundamentum sunt, non eligantur it, qui adbiberi solent in vestibus, tapetibus et 
stromatis profano usui servientibus qnique, quam piurbnum mixti, leve et molle 
qniddam sapiunt. Quod de coioribus paramentorum, idem dicendum de signis 
seu flguris, quae sericis, e quibus vestes sacrae parantur, intertexuntur. Nil leve, 
nil molle, nil quod ad cogitatioaes profanas mentem perducere queat, in signis 
et figuris sericorum appareat. 

Tabemaculam sive scrinium pro ss. eocbmlstia asseryanda, sive in altari 
poskum sive extra illud in lurri saeramentali exstructnm, semper secundum cano* 
nes et S. Bituum Congregationis decreta sit comparatum, digne et puicbre oma- 
tuBi et contra sacrUegam furum audaciam probe munitum. Claves tabemacnli 
nuBQuam laico tradantur, nec permitlalur, ut ab uilo, qui non ftt sallem ht sub* 
diaeonatus ordine constitutus, illud claudatur vel aperiatur. Tabernaculom saepius 
solUcite inspiciatur, ut, si quid puiveris vel immunditiei aspersnm sit, anferatur 
et omne periculum irreverentiae removeatur. Lampas ante altare vel turrim, in 
qua SS. sacramentum continentur, continuo ardeat. Meminerint parocbi ceteriqoe 
ecclesiarum rectores, * ipsorum esse, omni qua possunt cura invigilare, ut ante 
sacramentum corporis Christi, qui est iux indeficiens et candor lucis aetemae, 
DUlla diei vei noctis bora lumen unquam deflciat. Eo tantum tempore, quo offl* 

. ciuiB divinum celebratur, lampadem ante ss. sacramentum accendi et flnito officio 

1) Synedt dioeo. Tqsoabui. celebrata. ab £mo Cardin. Cagiano a. 1858. 



62 Das K6Iner PKWncMeoneit ftm 30. Aprfl bi» 12. Hai 1800. 


extingni, abosas est minime tolerandas, quem prorsoa probihamiis flob »acna 
amittendi Juris vei privilegii asservandi sanet^tmum sacramentam. 

\ 

Caput XXXI. De cura pauperum. 

Quam sedolam Ecciesia catholica pauparum semper coram gessarit, tum 
biiterit sive eoclesiaaUea sive (urofam, tum etiam xenodocbia, nosocomia aliaque 
aanamrata, quae ad uostra «sque tewpora post mqJtipUces quidem ciades super- 
sunt, abunde testantur. Nec qoirum; Norat enim Ecclesia, non solum eieemosy- 
nia pronissan esse vitan aetemam, sed etiam Christi membris ipsique Christo 
impetdi, quidquid in pauperes erogatur. 

Code parochi tarn ipsi, qnantum per faeultates licat, «« panp^om patres 
exMbeant, tum in fldeHbus Christi paupeilbas sueopnreiidi Studium, quod oum vera ^ 
ptetate nqnquaffl non vignit, autriant ac promoveaot, tum vero fabricarum con- 
siiiarios in operfs tan pii partem voeent et ad boaa pauperibus suhiavandis 
destfnata sednlo ac religiöse administranda exhartantui. 

Caput XXXIJ. De bonis eeeie8ia$Hc^. 

Paroctd et vicarii boaa sibi addicta, quae ipsi adminlstrant, qno certius ea 
conserventur, et tum ipsorum tum snccessorum veris commodls consnlatur, eT 
iatprhBis etiam sinistra qnaecunqne suspicio removeatur, nunquam sive ad iongius 
sive brevius tempus aliis locent, nisi obtenta ecciesiastieae anctoritatis appro^ 
batiiMie. 

lit variis iDconaMdis oeoorratpr et imprimis ut decoris ratio certius habea- 
iur, donuM pmochonin et vtearioraiu oeque Uttegrae neque ex parte laicis locen- 
tur, nUd Epiacopos, inteliecta iocationis causa, eam approbaverit. 

Qunm snbinde eveniat, nt de redituum e beneficüs et o£hcii$ provenieotium 
distributisne inter anteeesssram «t «iceesaoren diseeptetur, hortamur strepoe, ne 
ejnsmodi Htes, quod sine fiddiom amndaio Aeri vix posaet, ad imUcea specniares 
deferantur. 


Titnlua IH. De Tita et honestate elericonm. 

Caput XXXJII. De «Uae smuQtimönüt proaeftteuda. 

Haguifica plane sunt verba, qutbus S. fipfarem sacerdotii dignitatem «xtoKH. 
»0 miraculum,« inquit, »stupendum! 0 potestas InelfBbffisl 0 tremendum saeer- 
dotii mysteriumiuspiritale ac sanctum, venerandnm et irreprebensibde, quod Chri¬ 
stus, hl hone munduffl veniens, etiam indignis tmpertitus est. 6enn posho, laery- 
mis atque süspirüs oro, ut hunc sacerdotii tbesaurum inspieiamus, thesoamm, 
inquaai, bis, qui eum digne et sancte custodiünt. Scutum Mquidem est refhigens 
et incomparabile, turris firma, murus indivisibiiis, fUndamentum soIMura ac stabile 
a terra ad axim usque.coeli pertingens. Quid dico, iVatres, exedsos flios axes 
contiiHrit imo in ipsos coelos coelorum sine impedimento atque labore ascendlt 
fit in medio Angelorom simui cum spiritibns incorporeis fhette versatnr. Quid 
dico in medio supernarum virtutum ? quin et cum ipso Angelorum domino atque 
Creatore datoreque luminnm familiariter Ogit. Et qaantum vtdt, confestim, «quae 
Postulat, facile et suo Jure quodammodo impetrat. Non desisto, flratres, hradare 
et glorificare fnios dignttatis proftmdltatem, qmm .... Adle fliH -sancta 



' De Ttta «t dcffemn. $3 

eDffglta est Trinitaa, per qaam nnmäs salvata« eat et weatora iUumi* 
nata *)• ' ' 

E digDitatis suMmitate 'sanctimoniae sabUiBitas, qita sacardalii ipiiiislTi 
praestare debeant, netienda est. Majorem saoctioreaHue, quam a fideliboa, 
Ecclesia eatbolica a sais sacerdotibas et ministris, pro eninentiore, quo sunt loco 
positi, jure postulat moram honestatem. Quoni enim oommunein eqro ceteris 
fldeiilnis assequendae Jostifkationis et aetemae beatitudinia finein sibi propo^WB 
habeant, sane paria offlda eis praeatanda sunt; at quom dederit eia Dega laipi« 
steriuin reconeiliatioDis et posoerft in eisr vertmiD* reconoiiiatiDnis^), non modo 
ampiior eorum est prorincia, sed ipsi altiora etiam et praeatantiora eipetant ne> 
resse est. Qoae homine rfaristiano dignn sunt, ea dariore iateiKgeniia perapecta 
habeant, shncerioris anM fervore complectantor et sumna fide periciant oportet» 
Dofflinos enim: »Nomqoid potest caecua,« inqoit, »caecam ducere? Nonne amhq 
in fOTeani cadunt>)?c Unde S. Hieronymna: »Qualis enim,« ioquit, »aedifiaatif 
erit discipuli, si ae intelligat magistro esse nugarem? Unde . . . , Epiacqpq 
preshyteri et diaconi debent magnopere prorWere, ut eanchia popaioiB, cni pner 
sident, eoaversMione, aermone et acieniia praecedant <).« Siquideai non verbjs 
tantom, sed et vitae suae exemplo fldelea docere et ad aanetiarea mores exdtare 
debent, in bis eos ceteris praeire et anlecellere opus est, ne in eos eadat Dtopiini 
objorgatio: »Et vobis legisperitis vae; quia oneratis bonioes oneribaa, quae por» 
tare non poasunt, et ipsi uno digito vestro non tangitis sarcbias*).« Quae aoteiD 
perdita neqoitia, nt quis mysteria sacra peragat, qoae ipae non ex anüno venefe* 
tor, et nt alios ad morum sanctitatem rommoneat, quam ipse negligat! MintatrO' 
nun Eeclesiae conditio non bomana atque nratabili ordinatioae orta est, sed a 
Deo est in perpetuom institnta et immntabilis. Propter homines quidem, neqae 
tarnen bominnm, sed Dei ministri sqnt constitati, Dei legatione fiiagantnr*), ad 
quam non ad tenpus sunt vocati, sed nt sempitema sit eorum vocatio. Domiaoa 
eaim; »Nemo,« inqbit, »mitten» manum suam ad Matrom et respiciens retro, 
aptns est regno Dei'’).« !ta irrevocabilem Dei miiitiaai prafeaoi eiesqoo iadetebiti 
diaractere insigniti, proprium, praestantia sua singulärem et. ^aialein, quem 
com ceteris non babent oommnnem, statum adepti sunt. 

Meminerint omnes sacerdotes, qnuitam animae poritatem ac vitae pm:- 
fectionett in laicis ipsi requirant, quos ad communienem qaoüdiauain admittant, 
nec unqaam obliviscantur, se pari certe, ni fortiori obligatione teneri ad cooscien* 
tiae poritatem ac'vitae sanctitatem prae aliis seetandam, quam maxbna diligeatia 
Mqoe vigiiantia necnan digno* ac nreqoenti sacrae confCMioiiis usa consequi 
stndeant. 

Caput XXXIV. De rebus normullis, quae clericis sunt fugiendae. 

Ctericis vitae suae statum, quemadmodum deserere, ita anm aliia conjun* 
gere fas non est. Inde S. Piulus ad Thnotheum snom: »Labora,« tnquit, »sicnt 


1) S. Ephrem serin. de sacerdotio. 

2) n Cor 6, 18. 19. 

3) Luc. 6, 39. 

4) Can. Qualis 21. o. YIII. quaest. 1. 

5) Lno. 11, 46. 

6) n Cor. 5, 20. 

7) Lnc. 9, 62. 
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bcinas niHes Christi Je«i. N«me miüt«is Deo implicat se negotils saecularibaa, 
ot ei placeat, cui se probavit Quae negotia noo eo solo consiHo ministris 
aUaris, qao magis olficiis statos possent tempus et vires impeDdere, sed ideo 
potios prohibita sont, qaod ipsa eorum condiiionis- natura rerom mandanarain 
stodia excludit. Curae enim saeculares cum coelestibus sociari nequeun^, sieot 
»nemo seniis polest duobus dominis servire: aut enim unum odiet et alteram 
dihget, aut oni adbaerebit et alteram contemnet *).« Qui se ministerio Christi 
tradont, communis et quotidianae vitae rebus renuneiant, et ad eos praecipoe 
speetant Christi Domini verbat »Qui atnat patrem aut matrem plus, quam me, 
non est me dignus, et qui amat Blium aut filiam super me, non est me dignus ^).c 
Cui ipsi praecepto quum Apostoti satisfecissent, S. Petrus eorum nomine respon- 
dens dixtt: »Ecce nos reliquimus omnia et seculi sumus te*),c ita ex divina 
institutione Ecclesiae ministri abjectis temporaiibus curis Deo sese dederunt atqae 
Domtaium sibi partem haereditatis sortisque suae sumpseront^), ut miiitarent 
bonam miliiiam, habentes fldem et bonam conscientiam Quo proposito suo 
quum aetemae fldelium salutl sese victimam praebuerint et assequendae summae, 
quam bomines possunt animis condpere et sustinere, honestatis opus in se susee* 
peiint, ad cacumen dignitalis et praestantiae elati sunt, in quo de levioribus etiam 
erroiibns aerius judicatur, nec culpa ex solo facto, sed magis ex loco facientis 
penditur. Imprimis igitur omnia, quae animi libertatem minuere vel frangere 
possint, eis ftigienda sunt, nt S. Hieronymus docet: »Qui Dominum possidet et 
cum Propheta dicit: para mea Dominua, nihil extra Dominum habere potest. 
tluod d quippiam aliud hdraerit pn^eter Dominum, pars ejus non erit Dominus: 
verbi gratis, si aurum, si drgastum, si possessiones, si variam suppellectilem, 
cum istis partibus Dominus fleri pars ejus non dignatur Praeterea miliijbas 
Christi diligenter, quae speciem maU habeant, ac multo diligenthis, quae vere 
mala sint, vilanda sunt, ne in vacuum gratiam Dei receperint^), ne forte quuiq 
aliis praedicaverint, ipsi reprobi efBriantur*), neve fldelibus olTensioni sint, qui 
non modo aerius de eis Judicare, sed etiam cum ministris ipsam Ecclesiam con> 
lemptui et despectui habere, vel ex eorum culpa exemplum sibi in pernidem 
suam capere soleant. Unde S. Hieronymus: »Vehementer ,c inquit, »Ecclesiam 
Christi destruit, meliores laicos esse, quam clericos <<>),« et S. Gregerius neminem 
alt in Ecclesia nocere amplius, quam qui perverse agens nomen et ordinem san> 
ctitatis habest, et in exemplum culpam vehementer. extendi, quando pro reve* 
rentia brdinis peceator bonoretur >0* Contra recolant proposifi sui mempriam et 
sednio secmii considerent, quae S. Paolos caram discipulum bortatus est: »Tu 
autem, o boroo Dei,c inquit, »haec fhge; sectare vero justitiam, pietatem, fldem, 
caritaiem, patientiam, mansnetudinero: certa bonum certamen fldei, apprebende 


1) n Tim. 8, 3. 4. 

8) Loe. 16, 18. 

8) Matth. 10, 37. 

4) Matth. 19, 27. 

5) Psal. 15, 5. 

6) I Tim. 1, 18. 19. 

7) Can. CterietM 5. c. XIL qaaest. 1. 

8) n Cor. 6, 1. 

9) I Cor. 9, 27. 

10) Can. QvaU* 81. eit. e. VIIL qnaest. I. 

11) Can. Nemo 2. dirt. 88. 
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Titafli t^miaiD, ln voeatos «s^ at eonr«8aas bonaa eonfeasioneiB eoram md* 
tis testibosO-« Perpetno vigiles Ma in omnilms laborent et miniaterinm soim 
impleant*), at in eis ordinationis gratia foveatnr augeatarque, et ut sancte sem- 
per sancta tractent. Jam vero summopere eos monemos, nt praetipoe vitent, 
qnae sequantor. 

Qoam »inistronm Cbristi animes et propriae et iUeliain baneatatis et 
sanetitatis stadinm debeat obtinere et regere, necesse est, nt nen nado omnia 
ea aUtorreant, qnae, tametsi ipsa non sint-mala, peccati tarnen anaam praebere 
et scandalo esse posstnt, sed eis eliam sapersedeant, qnae viram gravem et sacer- 
dotii dignitatem non deceant ant ejnsdem olBciis rite exequendis obatent. Ita^e 
cderid negotia saecnlaria ne tractent atque etiam qaodcunqne monns vel offlciom* 
dve publicnm sive privatnm sascipere ne luraesamant, priasquam Ordinarii licen* 
tfam impetraverint, vetamos. Dein etiam cboreis, spectaenlis et sceois ne inter* 
sint, neve nnqnam aleis, diartis aliove modo in loeis pablieis ludant, severe inter* 
dteimus. • 

Cmponas sine necessitate nec in itino-e ingrediantiir; ne vero eas, qnae 
sint in propria paroehia vel in locis proxime vidnis, nisi ndnisterii «osa adire 
neeesse sit, fTeqfentent, graviler probibemns. Ut aatem prorsns seae a vmt' 
tione abstineant, etiam alqne etiam monemus. Omnis enim venatio mundom 
sapit, sanguinoienta est nec convenit mansoeto et ieni animo, qui cleriram decet. 

Nkniam famitiaritatem et fTeqaens consorUum cum mnlieribos, piis licet ac 
devotis reiigiosisve evitent. Animis casti etiam religiöse attendant, ne fldeles 
ineptia aliqua offendant. Quare ne qnis famnlam vei oeconomam ex qnacanqae 
causa unquam mensae vel itineris vel deambnlationis sociam faciat, vei cum ea 
societates, convivia, nondinas adeat, serio interdicimus. 

Caput XXXV. De pietate in Deum. 

Oratio et meditatio quum vitae animae sint nutrimentum, sacerdoti eae 
sint jucundissimae et quotidianae orcupationes. S. Bemardos; »Primum qaidem,c 
inquit, »ipsum fontem suura, id est’mentem, de qua oritar, puriflcat consideratio; 
deinde regit affectus, dirigit actus, corrigit excessus, cqmponit mores, vitam 
honestat et ordinat^J.« Synodus vero Colqniensis anno 1536 habita pium medi- 
tandi usum gravissimis verbis commendat et urget: »Eos tantum,« inquit, »et re 
et nomine ciericos reputamus, qui legem Dei die noctuque meditantur ac vitam 
agunt sacerdotio dignam.t Juvat etiam et apprime commendatur, ut omnes sacer* 
dotes singulis vel saltem alternis annis aliquot dierum secessu exercitiis spiritua- 
libus vacent, qnibus detrimenta in vita spirituali accepta resarciantur, novae vires 
colligantur. Praesertim vero instanter omnes, qui in ordinibus majoribns sunt 
consthuti, admonemus, ut breviarium rite persolvant, cujus obtigaUonem, quibus* 
cum ob causas sufpcientes a sancta Sede non fuerit dispensatum, denno stricte 
htcalcamus. Monemus omnes, quibus animarum cura incumbit, ut quotidie, nisi 
legitime impediantnr,'*mi8sam celebrent, qua et ipsimet et oves immensorum ss. 
sacrificii fructdum quotidie flant parlicipes. Sacriflcii autem sanctitas exigit, ut 
nonnisi cum debita animi praeparatione ad altare accedant et postea tempus ali> 
quod in gratiarum actione insumant; qua in re fideiium qnoque aedificationis 


1) 1 Tim. 6, 11. 12. 

2) n Tim. 4, 6. 

3} De conaider. lib. I. cap. 7. 
AmUt Ib KiiAwncU. X. 
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babenda est ratlo, cjoi potissfmum sacerdotum exemplo doemidi snnt^ sacra com- 
monione accepta non iliico ex ecclesia esse recedendum. 

Caput XXXVL De Utterarum studiis, 

Sacerdotes ut litterarura studiis diligentem operam dent, fortiter exborta- 
mur. Ignorantlam cUlm, matrem cunctorum errorum, inaxime in sacerdotibus 
Dei vitandam esse, ait concilinm Toletanumi), quod et praecipit: »Sciant igitur 
aaeerdOtes Soripturas sanctas et Canones, ui omne opus eorum in praedicatione 
et doctrina consistat, atque aedidcent cunetos, tarn fidei scientia, quam operum 
discfplina.c Et vero evolvenda et fovenda continuo sunt, quae ante sacerdotium 
inltum quasi jaeta sunt semina, qua in re consuetae, quae vocantur, conferentiae 
adjumentum praebere possunt. Procul dubio in viro ecclesiastico ecclesiasücis 
studiis primae debentur partes. Qinim vero iitteras (Hrofanas, bistoriam imprimis 
et sdentias naturales, muttipiici errorimi veneno infectas videamus, quo fidelibu» 
majora saepe, quam aliis libris perversis, qui de religione ex professo agunt, 
parantur pericula; et quum litterae profanae non raro aditum aperiant ad exi- 
mendos erroribus illos, qui religionem inter et stieniiam dissidium intercedere 
perperam sentiuntr etiam litterae profanae non praestans soJui^^ sed uüiisslmum 
etiam, imo neeessarium persaepe clerici sunt ornamentuin et subsidium. Unde 
illt, quibus tempus et ingenii vires suppelunt, si ea, de qua dictum est, mente 
proftinls litterte strCnue incumbunt, rem Deo grataip Ecclesiaeque et animarum 
saluti utllissimam se praestare sciant; praeterquam quod omne liiterarum Studium 
lllud habet emolumenti, ut otio, quod omnium malorum est origo, praedudat 
aditum. 

Caput XXXVn. De corporis habitu cultuque. 

Status sui offidorumque cpnscientiam et cuKu et bqbitu clerici prodant. 
Quod ut servd^r, stricte mandamus et ordinamus, ut semper induti sint veste 
talari in fünctiouibus sacris, in quibus quidem usum vestium brevium omnino' 
probibemus; et extra functiones semper saltem veste breviori, sutanella, quae 
vocatur, induti prodeant, nec unquam vestes clarioris coloris, quas quidem peni- 
tus interdicimus, gerant; et ut, quando ex offlcio actui publico saeculari assistere 
debent, veste talari cum manteilo oblongo nigri coloris ac bireto induti intersint. 
Quilibet clericus tonsuram canonibus praescriptam semper deferat. 

Sacerdotum domus non sumtuosa, sed simplici et modesta supellectili sint 
ordinatae et absit mundana ostentatlo. Etiam in cibo et polu sacerdotes sese 
praebeant moderatos es sobrios, nec lautis ac sumluosis conviviis mundanos stu- 
deant aeqnare, vel adeo superare. 

Caput XXXVIIL De conversatione cum aequaiibus et domesticis, 

Optimo laicis solet esse exemplo, si sacerdotes mufcuo caritatis vinculo 
teneri inlelligant. Omnia igitur reniovenda sunt, quibus simultatum vel levissima 
oriri possit suspicio. Singuli aliorum aestimationi consulanC honorem defendant« 
adfflinistrationem haud gravate laudent; certumque habeant, se, si fratrum, suae 
quoque famae prospicere. Correctioni fraternae sedulo studeant, omni detrecta- 
tione semota. Honore se mutuo praeveniant, sint bospitales erga clericos pere- 
grinos, curentque omnino, ut intelligant laici, arctiore quam fideles solo baptismi. 
sacerdotes ordinis etiam vinculo eademque vocatione sacra obstringi. 


1) G. IgnoranHa 1. diat. 38. 
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Saeerdotes domoi suae bene praesint, domestkos habeant bonae famae, 
bene morigeratos, modestos et pios. Imprimis male notatas, suspeetas vel lapsas 
feminas nnnqnain in domum snam recipiant. Curent autem serio, ne famniae 
nimio loxu vestitae et pretioso ornato superbientes incedant, nec unqnam iis per> 
mitiant, nt choreis, tbeatris vel aliis ejusmodi oblectationibns intersint. 

In domibus sacerdotnm omnia fiant, Ordinate, modeste, sine strepitu e^ 
rixis. Sint eaedem laicis domus caUioIicae exemplnm, qnod imitentur. Nunqnaib 
in eis quidquam fleri permittatur, quod scandalo esse possit. 

Hier folgen die Unterschriften der Bischöfe (vgL Bd. IX. S. 107. Note 2.) 
and sodann die Acta Condlii, über welche wir zam Schlüsse noch eine Ueber* 
sicht geben werden. Auch haben wir in den nächsten Heften bereits eine Reihe 
wichtiger Erlasse des Cardinalerzbiscbofs von Köln znr Ausfühmng der Decrete 
des ConcUs mitzntheilen. So, insbesondere den Erlass vom 7. Januar 186g die 
Eintheilung der Decanate in Definitionen betreffend, die Dienst- 
instruction fOr die Definitoren vom 10. April and fOr die Dechanten 
vom 29. April 1863, wodurch cap. VII. part. II. des Kölner Provincial-Concils ihre 
allseitige AasfDhrnng gefünden haben. . 

(Schiass folgt.) 


Kann bei einer Pfarrdismembration die neu errichtete Pfarre eineu 
entsprechenden Theil von den Pfarrgütem der alten beanspruchen? 

Drei Urtheile holländischer Gerichtshöfe, mitgetheiit von Prof. Dr. Heaser 

zu Köln. 

lieber die Frage, ob bei der Dismembration einer Pfarre die 
Pfarrgiiter zwischen der neu errichteten Pfarre und der alten zu thei- 
len sind, besteht seit längerer Zeit in Belgien eine lebhafte Discus- 
sion. Bei der Entscheidung dieser Frage ist dort besonders auch auf 
die französische Gesetzgebung, welche bei der Reorganisation des 
Cultus und zur Restitution der Kirchengüter erlassen wurde, Rück¬ 
sicht zu nehmen; aber dieses vermindert das Interesse dieser Frage 
für die Leser des Archivs gewiss nicht, da die gleiche Gesetzgebung 
noch jetzt in einem grossen Theile der preussischen, hessischen und 
bayerischen Rheinlande in Geltung steht. Wir theilen im Nachfolgen¬ 
den drei Urtheile mit, wodurch in Holland, welches in diesem Punkte 
dieselbe Gesetzgebung hat, diese Frage in allen Instanzen in dem 
Sinne entschieden worden istj welchen wir nach dem gemeinen cano- 
nischen Rechte, wie nach der besonderen französischen Gesetzgebung 
für die richtige halten i). Diese Urtheile sind um so bemerkcnswerther, 
weil bei denselben auf alle die Gründe Rücksicht genommen ist, ans 
welchen der Appellationsgerichtshof zu Lüttich in drei Urtheilen vom 
14. August 1844, 8. December 1847 und 31. December 1850 im 
gerade entgegengesetzten Sinne glaubte entscheiden zu müssen. 

1. Urtheil des königl. Tribunals zu Maestrieht vom 
30. Juni 1859, in Sachen der Fabrik der Succursalkirche von 
U. L- F. zu Einighausen, Gemeinde Limbricht, Eüägerin, gegen die 
Eirchenfabrik von Limbricht, Verklagte. 

1) Wir ersuchen den Herrn Einsender die in Aussicht gestellte eingehendere 
Erörtenuig ^eser Fragen recht bald nachanliefem. (D. B.) 
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„In Erwägnng, dass es feststeht und auch durch die Prozess¬ 
stücke bewiesen ist, dass es in dem Dorfe Limbricht seit unvordenk¬ 
lichen Zeiten eine Pfarrkirche gab; in Erwägung, 'dass zufolge Er¬ 
mächtigung des Fürstbischofes von Lüttich 1691 in dem Weiler Einig- 
hausen eine Kapelle errichtet wurde ; in Erwägung, dass in Folge der 
Reorganisation des römisch-katholischen Cultus durch das Concordat 
vom 26. Messidor Jahr IX. und das organische Gesetz vom 18. Ger- 
minal Jahr X. die Pfarrkirche zu Limbricht SuccursaHdrche dieser 
Gemeinde wurde, während die genannte Kapelle von Einighansen 
durch kaiserliches Decret vom 12. Juli 1806 als Hülfskapelle der 
Succursalkirche von Limbricht anerkannt ward; dass durch Entschei¬ 
dung der ständischen Deputation von Hasselt, vom 18. Juni 1836, 
die Kapelle von Einighausen, was die Temporalien angeht, von der 
Succursalkirche von Limbricht getrennt wurde und demgemäss die 
genannte Kapelle einen Kirchenfabrikrath erhielt und dieser beauftragt 
wurde, von dem Kirchenfabrikrath zu Limbricht die üebergabe der 
Titel, Register, Güter und Renten, welche Eigenthum der Kapelle zu 
Einighausen waren, zu reclamiren; in Erwägung, dass endlich durch 
königl. Erlass vom 2. März 1851 die Kapelle von Einighausen zur 
Succursalkirche eihoben wurde; im Erwägaug. dass die Forderung der 
Klägerin auf die Trennung und Theilung der Güter geht, welche die 
Kirche zu Limbricht während der Dauer der Vereinigung, das heisst, 
bis zum 2. März 1851 besass; in Erwägung, dass eine Klage auf 
Theilung, um begründet zu sein, Güter, welche mehreren Personen 
ungetheilt gehören, zum Gegenstände haben muss, und dass es sich 
also darum handelt, zu untersuchen, ob ein solches imgetheiltes Eügen- 
Ihum zwischen der klägerischen und der verklagten Kirchenfabrik 
besteht; in Erwägung, dass der Gesetzgeber durch das organische 
Gesetz vom 18. Germinal Jahr X. und das Decret vom 30. Decem- 
bor 1809 bei jeder Kirche eine moralische Person, einen Kirehen- 
fabrikrath errichtet hat, damit dieser für die Unterhaltung der Gebäude 
und die Verwaltung der Güter der Kirche Sorge trage, nicht aber 
damit derselbe die Pfarre oder die Pfarrkinder, als ob diese eine Ge¬ 
meinheit bildeten, repräsentire, indem der Gesetzgeber den Pfarreien 
al s solchen eine gesetzliche Existenz und eine juristische Persön¬ 
lichkeit nicht verieiht, sie vielmehr einzig als territoriale Circum- 
seriptionen betrachtet; in Erwägung, dass aus dem Decrete vom ÄO. 
December 1809, aus dem Erlass vom 7. Thermidor Jahr XI. und 
aus mehreren anderen gesetzgeberischen Bestimmungen sich gleich¬ 
falls ergibt, dass die Güter der Kirchen nicht als den Pfarreien ale 
solchen, sondern als den Kirchenfabriken in ihrer Eigenschaft öffent- 
Ucher Institutionen zugehörend betrachtet werden; in Erwägung folg¬ 
lich, dass es zwar wahr ist, dass, wenn man neben einer bestellenden 
Fabrik eine zweite Kirchenfabrik errichtet, die erstere dadurch die 
territoriale Circumscription ihrer Kirche verändert sieht, dass es aber 
nicht weniger feststeht, dass' dieselbe ihre legale Persönlichkeit nicht 
verliert und dass eie das Eig^thUm ihrer Güter behält, während die 
neu errichtete Kirchenfabrik, welche die juristische Persönlichkeit erst 
durch die Thatsache ihrer Errichtung erhält, keine gesetzliche Bestiai- 
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mung anflihren kann, um ein Miteigenthum an den Gütern zu behaup¬ 
ten , deren Eigenthum die erstere besass, ehe die zweite auch nur 
besjand; in Erwägung, dass das Vorhergehende ?eigt, dass die klä- 
gerische Fabrik, wegen Ermangelung des Beweises, dass sie Güter in 
ungetheiltem Eigenthum mit der verklagten Fabrik besitzt, ihren An¬ 
spruch auf Liquidation und Theilung unbefugter Weise erhebt, und 
dass so auch ihre weiteren Ansprüche auf Rechnungslage ebenfalls 
des Grundes entbehren; . • . 

Aus diesen Gründen erklärt das Tribunal die klägerische Fabrik 
unberechtigt in ihrer Klage und yerurtheilt sie in die Kosten.“ 

2. Die Kirchenfabrik von Einighausen appellirte und der 
Appellationsgerichtshof von Limburg bestätigte am 10. 
September 1860 auf die gleichförmigen Conclusionen des Generalpro- 
curators die Entscheidung der ersten Instanz durch folgendes Urtheil; 

„Nach Einsicht der Akten, welche, soweit nöthig, alle gehörig 
einregistrirt sind; 

Was die Sache und deren Verfolg angeht, die Angabe des Ur- 
theils a quo, erlassen durch das Landgericht von Maesfricht den 
30. Juni 1859, welches die klägerische Fabrik als nicht begründet 
in ihrer Klage erklärt und sie zu den, auf 292 Gulden 30 Cents 
berechneten Kosten des Prozesses verurth'eilt hat, adoptirend; 

Was die Rechtsgründe angeht: 

In Erwägung, dass die Appellantin zur Begründung ihrer Con¬ 
clusionen gegen das Urtheil a quo angeführt hat, dass die geistlichen 
Güter, um welche es sich in diesem Falle handelt, der Gesammtheit 
der katholischen Bewohner gehören, in deren Namen die bei der 
Pfarrkirche errichtete Fabrik als Mandatarin handele und die Güter 
verwalte; 

in Erwägung, hinsichtlich dieser Behauptung, dass durch das 
Decret vom 31. Juli 1806 bestimmt wurde, dass die Fabrikgüter 
einer supprimirten Kirche derjenigen Kirche, mit welcher die suppri- 
mirte Kirche vereinigt worden ist, gehören sollen, selbst in dem Falle, 
wo diese Güter in fremden Gemeinden liegen; 

in Erwägung, dass die Disposition dieses Decretes allgemein 
ist und nicht unterscheidet, ob die Kiröhe, mit welcher die suppri- 
mirte Kirche verbunden worden, zu einer verschiedenen Pfarre gehört 
oder nicht; dass folglich als _Grundsatz gilt, dass die Fabrikgüter 
nicht der Pfarrei verbleiben, sondern der Kirche folgen, sollte diese 
auch mit einer anderen Pfarrei vereinigt werden; 

in Erwägung, dass in dem Decrete über die Kirchenfabriken 
vom 30. December 1809 "mit keinem Worte von den Fabrikgütem ~ 
als Eigenthum der Pfarrei die Rede ist, während in Art. 62. dieses 
Decretes, diese Güter mit ausdrücklichen Worten Güter der Kirche 
genannt werden; 

in Erwägung zudem, dass in Art. 947. des bürgerlichen Gesetz¬ 
buches die Kirchen als öffentliche Anstalten anerkannt sind, während 
die Pfarreien oder Kirchengemeinden daselbst nicht als solche ,aufge- 
führt werden;. 

in Ei wägtti»g,.das8 äus den vorhezogenen gesetzlichen Bestimmungen 
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klar folgt, dass die Eirchenfabrik diese Güter für die Kirche, zu wel¬ 
cher sie gehört, besitzt und verwaltet, nicht aber für die Pfarrei, 
welcher das Gesetz keinen legalen Bestand zuerkannt hat; 

im Uebrigen die Gründe der ersten Richter adoptirend, .... 
verwirft der Appellhof die eingelegte Berufung, bestätigt das 
zwischen den Partheien ergangene Urtheil .... befiehlt dass dasselbe 
völlige und gänzliche Wirkung haben soll.^^ 

3. Gegen dieses Urtheil wurde der Cassationsrecurs an den 
hohen Rath der Niederlande (den niederländischen Cassations¬ 
hof) ergriffen und dieser verwarf den Recurs durch folgende Ent¬ 
scheidung vom 23. Januar 1862: 

„Nach Anhörung des General-Advocaten Gregory, welcher im 
Namen des Generalprocurators fungirte, in seinen Conclusionen, welche 
auf Verwerfung des GassationsrecurSes und Verurtheilung der Klägerin 
in die Kosten gingen; 

in Erwägung, dass man als einziges Cassationsmittel die Ver¬ 
letzung und irrige Anwendung des Art. 1112. des bürgerlichen Ge¬ 
setzbuches und des Art. 76. des organischen Gesetzes vom 18. Ger- 
minal Jahr X., des kaiserlichen Decretes vom 30. December 1809 
über die Kirchenfabriken, des Erlasses vom 7. Thermidor Jahr XI. 
und des kaiserlichen Decretes vom 31. Juli 1806 aufgestellt hat, 
welche Verletzung und irrige Anwendung darin bestanden hätten, dass 
entschieden wurde, die Fabrikgüter gehörten den Kirchenfabriken oder 
vielmehr den Kirchen selbst, während im Gegentheil entschieden wer¬ 
den müsse, dass die Güter, welche für die Besorgung des Gottes¬ 
dienstes einer bestimmten Anzahl von Gläubigen, die durch bestimmte 
Bande vereinigt sind und zusammen eine einzige Pfarre bilden, be¬ 
stimmt sind, der Gesammtheit der Gläubigen gehören; 

in Erwägung, dass der Antrag auf Liquidation und Theilung, 
welchen die Klägerin gegen die Verklagte stellt, darauf beruht, dass 
seit der Trennung der Succursalkapelle von Einighausen von der Suc- 
cursalkirche von Limbricht die Güter, welche die letztere ausschliess¬ 
lich besessen und verwaltet hat, das gemeinsame Eigenthum der zu 
den beiden Pfarren gehörigen Bewohner seien; 

in Erwägung, dass, wenn in den die Verwaltung der Kirchen¬ 
fabriken regelnden französischen Erlassen abwechselnd von Fabrik¬ 
gütern und von Kircheugütern geredet wird, es in dem vorlie¬ 
genden Falle gleichgültig ist, ob diese Güter als Eigenthnm der 
Fabrik oder der Kirche betrachtet werden müssen; dass folglich, um 
zu beurtheilen, ob das einzig angerufene. Cassationsmittel wohl be¬ 
gründet ist oder nicht, es einzig darauf ankommt, ob die genannten 
Güter wirklich von jenen Gesetzen als Eigenthum der Pfarrgenossen 
angesehen werden, obgleich ihnen in diesen Erlassen die Eigenschaft 
bald von Fabrikgütem, bald von Kirchengütern beigdegt wird; 

in Erwägunge dass zur Begründung dieser Aufstellung kein 
anderer bestimmter Artikel angerufen worden ist, ausser dem einzigen 
Artikel 24. des Decretes über die Eirchenfabriken vom 30. December 
1809, durch welchen die Kirchmeisterstube unter Anderem mit der 
täglichen Verwaltung des Zeitlichen der Pfnrrei beauf- 
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tragt ist; dass dieser Artikel jedoch in dem ersten Kapitel, welches 
von der Verwaltung der Fabriken handelt, und nicht in dem dritten, 
von der Verwaltung der Fabrikgttter und Ton den Rechnungen han¬ 
delnden Kapitel sich findet; 

in Erwägung, dass schon hieraus folgt, dass der allgemeine und 
unbestimmte Ausdruck eines in einem andern Kapitel befindlichen 
Artikels: „Das Zeitliche der Pfarre,“ nicht beweist, dass in 
dein Kapitel, wo speciell von den Gütern der Fabrik gehandelt 
wird, diese letzten Worten die Pfarrei bezeichnen wollen; imd 
dass, die Richtigkeit einer solchen Behauptung vorausgesetzt, mau 
dadurch noch nichts bewiesen hätte, weil 1) das Wort P far rei nicht 
nur eine bestimmte kirchliche Abtheilnng, sondern auch die dazu ge- 
hörende Pfarrkirche bezeichnet, so dass die bald der Kirchen- 
fabrik, bald der Kirche zugesohriebenen Güter, in gleicher Weise 
Güter der Pfarrei genannt werden könnten; und dass 2) jedenfalls 
zwischen der Pfarrei und den von derselben abhängigen Pforrgenossen 
unterschieden werden müsste; 

in Erwägung, dass also das einzig vorgebrachte Gassationsmittel 
unbegründet ist; 

verwirft der Hof das Cassationsgesuch und verurtheilt die Klä¬ 
gerin in die Kosten.“ 


Sind die Mitglieder der neueren religiösen Frauengenossen¬ 
schaften. fähig, über ihr eigenes Vermögen zu verfügen und« 

fremdes zu erwerben? 

mit besonderer Rücksicht aufPreussen 
vom fOrstbiscböflichen Stiftsassessor F. Schuppe zu Neisse. 

Nach canonischen Bestimmungen darf ein Frauenkloster nicht 
errichtet werden, wenn es nicht für wenigstens zwölf Nonnen gesicher¬ 
ten Unterhalt bietet, und muss jede Eintretende eine bestimmte Mit¬ 
gift mitbringen; ausserdem, aber dürfen in kein Kloster mehr Schwe¬ 
stern anfgenommen werden, als nach Lage des Klostervermögens ohne 
Noth (absque penuria) unterhalten werden können ^). 

Diese Bestimmungen sind durchaus nothwendig, weil die — 
durch das Tridentinum von Neuem eingeschärfte — klösterliche Clau- 
sur die stabilitas loci bedingt, also jeden Vermögenserwerb durch 
Arbeit oder Almosensuchen hindert, und durch die Ablegung der 
feierlichen Gelübde die Professin nicht bloss nach weltlichem, son¬ 
dern auch nach canonischem Recht für die Welt als verstorben anzu¬ 
sehen Ist, so dass ihr später zufallende Erbschaften nicht ihr, son¬ 
dern ihren Verwandten deferirt werden *). 


1) Cap. un. Sext. S, 16. 

8) «. 40 . BL Causa (VgL darüber aoeb Mahner im Arebiv IIL, 
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Andere eiteht die Sache bei deh fjiet sämoktHch erst Ui der 
neuesten Zeit entstandenen religiSaen Frauengenossenschaften, deren 
Mitglieder kdne feierlichen, sondern nur einfache Glelübde ablege»«^ 
[Vgl. darüber auch Aichner im Archiv UL, 673 f.] 

Dieselben sind, wie durch die Bulle Qwpnvia jwto Benedict’s 
XIV. in Betreff der englischen Fräulein festgestellt worden, bei ande¬ 
ren t) aber in ihren Regeln oder dem Bestätigungsbreve bestimmt ist^ 
keine IClüster oder Orden, sondern Ckmgregationen mit einfachen Ge¬ 
lübden, ihre Mitglieder keine Nonnen (moniales) und können nach 
den für diese geltenden oanonischeii Gesetzen nicht, höchstens in 
einzelnen Punkten analog benrtbeilt wwden. Wir sehen, dass 
unzählige Häuser dieser Genoasenscfaaften nicht aus zwölf, son¬ 
dern nur aus drei, vier oder mehr Schwestern bestehe, dass solche 
Häuser ohne Rücksicht aiuf feste Fonds gegründet werden, dass die 
ehitretenden Schwestern oftmals gar keine Mitgift einbrmgen, weil sie 
zu arm sind, oder nur die Hofbrang auf eine künftige Erbschaft, w^l 
ihre Verhältnisse nicht dazu angethan sind, dass sie ihr deielnstige» 
Vermögen von ihre« Eltern oder sonstigen zu erwartende» Erblassern 
schon bis zur Profess ausgezahlt erhalten könnten. 

Wenn wir mm wiss^, dass die MitgUedor dieser klösterlichen 
Institute einen Theil von dem Wenigen, was sie zu ihrem Lebens¬ 
unterhalte, und dem Mehren, was sie zur Ausübung der christlichen 
Barmhmzigkeit in der Armen- und Krankenpflege, Erziehung und 
Erhaltung von Waisen, Rettung von verunglückten oder schutzbedürf¬ 
tigen Personen brauchen, theils durch ba'are Mitgaben, theils als Ver- 
widter von öffentlichen Anstalten oder durch die Unterstützung wohl- 
thätiger und einsichtiger Menschen erhalten und Einiges durch Lei¬ 
tung von Schulen und Pensionaten — bei der Billigkeit der Sätze 
und der Höhe ihrer Leistungen aber ungemein wenig — erwerben, 
so bleibt noch die Frage, ob sie auch nach abgelegter Profess noch 
geschäftsfähig bleiben, Vermögen erwerben, als Erben auftreten kön¬ 
nen etc., als der eigentlich praktische Ausgangspunkt der oben gestell¬ 
ten Frage übrig, ob sie durch die Ablegung der Gelübde die bürger¬ 
liche Rechtsfähigkeit verlieren und als verstorben anzusehen sind. 

Die Frage muss dahin beantwortet werden, dass ,sie als lebend 
zu erachten sind, also über ihr eigenes Vermögen disponiren und 
frandes erwerben können. 

Nach canonischem Recht sind die Mitglieder von Orden, (Klö¬ 
stern im eigentlichen Sinne, deren Mitglieder Mönche oder Nonnen 
heissen) in welchen feierliche Gelübde abgelegt werden, nach der Pro¬ 
fess unfähig, Privateigenthum zu erwerben oder zu besitzen. Feier¬ 
liche Gelübde sind nur diejenigen, für welche diese Eigenschaft von 
der Kirche vorgeschriebep ist, und welche als lebenslängliche, von 

668 flP., namentlich in Betreff der vermögensrechtlichen Stellung der Religiösen nach 
bürgerlichem Rechte.] 

1) Hierher gehören die barmherzigen Schwestern voin heiligen Carl Borto- 
mauS) die Töchter der christlichen Liebe vom heiligen Vincenz von Paul^ die armen 
Schulschwestem de Notre Dame, die Töchter vom Herzen Jesu, die banz^erzigen 
JMeÄeriöJm «in.Breiid»^^ . 
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dmdn lidr dM' PofUt kittni von der Eirefad neceptirt sind. 

X>er -Gegensatz von ihnen sind die einfachen OeiüMe, ti«lche (unter 
Anderan) bei den hier in Rede stehenden C<Migregationen abgelegt 
weidBib Für An GemehischafteB dieser Art ist die Unräbigkeit zum 
Besitz nicht gesetzficb dusgeisprochen, die Professschwestern bleiben 
also in vermögennrechtncher Bezi^rang in derselben Lage, wie vor 
abgelegtem Gelübde, sofern die Regeln der einzelnen Ccmgregationen 
nicht etwas Besonderes bestimmen. 

Diese. Statuten gehen nun gewöhnlich di^n, dass die einzelne 
Schwester ihr geeanuntes Vermögen der Gongregation hingibt und 
niebtS'Eigenes für sieh behält, aber durch das Gelübde ^er Armuth 
deeta nicht unbedingt vom Eigenthumsrecht ausgeschlossen ist. 

Bei dmi barmherzigen Schwestern vom heiligen Carl Borromäus 
ist durch die heilige Regel ausdrücklich gestattet, dass eine Schwe¬ 
ster im Besitz ihrer Capitalien, Renten etc. bleiben und sogar von 
Todeswegen darüber verfugen, also auch andere Personen mit Ueber- 
gehung der Gongregation zu Erben einsetzen kann. Die Statuten der 
„Töchter der christlicheü Liebe vom heiligen Vfticenz von Paul“ 
sprechen sich ln ähnlicher Weise ans; den Schwestern verbleibt das 
Eigenthum ihrer Güter, sie scheiden durch die Profess nicht von der 
Welt aus, sondern behalten ihre rechtliche Persönlichkeit nach wie 
vor. IHeselben Grundsätze finden bei den „Armen Schnlschwestern 
de Nötre Dame“ statt. Es würde den Zweck dieser Zeilen* über¬ 
schreiten , wenn die Bestimmungen über den Vertnögensbesifz önd 
Erwerb bei allen Congregationen hier aofgezählt werden sollten, di« 
Hinweisung auf diese Beispiele möge genügen. 

Für das canonische Recht ist die Sach« insoweit ganz einfach 
< und klar, auch, soviel bekannt, unbestritten. 

In Preussen hat das Gesetz eine Unterscheidung, wie im cano- 
msebeu Recht, nicht aufgestellt und durch einen Ausspruch des hi^ch- 
sten Gerichtshofes ist die Sache noeb nicht entschieden. Daher ist 
es notbwendig, den Sinn des Gesetzes einer näheren Prüfung zu 
unterwerfen. 

Sedes materiae sind Abschnitt 15. $. 1057-^1069. und Ab¬ 
schnitt 18. $ 1 . 1160—1209. Tit. 11. Thl. II. des Allg. Landreehts f 
dieselben handeln von „Elostergesellscbaften“ und von ,)Mönchen und 
Ordensleuten.“ Schon die Uebersehrift der Abschnitte spricht dafür, 
dass sie nur über die Klöster und Orden (Mönche und Nonnen) nach 
emionischem Beniffe Bestinuuungeu treffen, da sonst ein allgemeinerer 
Ansdmek und nicht gerade derjenige, welcher auch im canonlschen 
Rechte für diese Kategorie eingeführt .ist, gowäUt worden seht würde. 
Aber auch sdion die erste Dei^ition, die Basis für alle nachfolgen¬ 
den Anordnungen, macht sofort klar, welche Genossenschaften ge¬ 
meint sind. 

$. 1057, 1. c. sagt nämlich: 

Kloetergesellscbaften sind geistlich« CorporaCiotien, derm 
Mitglieder zu getndnschtdRicbem' Lebekr und getnelDschaft- 
lieber Rdigionsübung nach gewissen von dw £irdiiobe€ 
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stätig^ Kegeln durch feierliche Gelübde sieh ver> 
pflichtet hab^D. . 

Das Wort „feierlich" muss aus irgend einem Grunde zugesetat 
worden sein, denn, wenn jedes Gelübde für diese Definition genügen 
sollte, so wäre es weggeblieben. Es ist daher die Frage: was für 
Gelübde hat der Gesetzgeber unter „feierlichen“ verstanden ? * 

. Zuvürderst ist als selbstverständlich anzunehmen, dass an die 
bei der Ablegung der Gelübde etwa stattfihdenden Ceremonien nicht 
gedacht worden ist; hätte der Gesetzgeber diese gemeint, so würde 
er, mindestens durch eine Andeutung über die Form der Ablegung 
diess ausgedrückt haben, die Vermuthung, er habe sich an eine reine 
— gar nicht dffentlich erkennbare — Aeusserlichkeit halten wollen, 
muss, als ganz unstatthaft von der Hand gewiesen werden. 

Es ist zweifellos, dass das Kriterium der „Feierlichkeit“ in 
anderen Umständen liegen muss, welche der Staat nicht angegeben 
hat und, wie sich gleich zeigen wird, nicht angeben konnte. 

Der Staat ist nämlich gar nicht in der Lage zu wissen oder 
zu bestimmen, was für Personen in diese oder jene kirchliche Kate¬ 
gorie gehören; er kann dies nur von der einzigen hierfür vorhandenen 
Autorität, der Kirche sdbst, erfahren. Er hat aber angeordnet, was 
in bürgerlicher Beziehung für gewisse kirchliche Gesellschaften und 
Persoaen Rechtens sein soll und konnte desshalb in der erwähnten 
Gesetzesstelle nur diejenigen Institute als Klostergesellschaften be- 
ztichnen, welche von der Kirche dafür erklärt sind, konnte nur auf 
die kirchlichen (canonischen) Begriffe fussen. Hieraus folgt, dass der 
Gesetzgeber nur diejenigen Gelübde unter „feierlichen“ verstehen kann, 
welche die Kirche dafür erklärt hat, dass es also bei der Frage, ob 
eine kirchliche Societät eine Klostergesellschaft im Siiine des Land¬ 
rechts ist, ob ihre Mitglieder Mönche oder Nonnen sind, immer nur 
darauf ankommt, ob deren Gelübde nach canonischem Recht feierliche 
oder andere (einfache) sind. Diess ist unzweifelhaft, auch wenn man 
davon absehen will, dass den Redacteureu des Landrechts der alte, 
sehr wesentliche Unterschied zwischen feierlichen und einfachen Ge¬ 
lübden unmöglich unbekannt gewesen sein kann und dass in demsel¬ 
ben Paragraphen, welcher die Definition der Klostergesellschaften ent¬ 
hält, die kirchliche Bestätigung der Regeln als zu dem Begriffe 
gehörig angeführt, also auf die Kirche recurrift wird, welche in den 
Regeln selbst oder in deren Bestätigungsnrkunde jedesmal ausspricht, 
ob die Gelübde feierliche oder einfache ^ sind, ob die Genossenschaft 
ein Orden oder eine andere kirchliche Gemeinschaft (Congregation) ist. 

Wenn nun die Kirche, wie bei den vorerwähnten Congregationen 
geschehen, bestimmt hat, dass ihre Gelübde keine feierliche, sondern 
nur einfache sind, so folgt daraus, dass dieselben unter den landrecht¬ 
lichen Begriff der Klöster nicht gehören, dass daher die weiteren, für 
die Klostergesellschaften gegebenen lan&echtlichen Verordnungen auf 
dieselben keine Anwendung .finden, 'also auch die Bestimmungen über 
ihre Vwmögensangelegenheiten keine Geltung haben und insbesondere 
$.^1199. a. a, 0.; 



Clericua. Tbeffnabme des Klerus an Gemeinde' «ad VoOU'Vernretanf. 75 

Nach abgelegtem Klosterg^bde werden Mönche nnd Non' 
nen in Ansehung aller weltlichen Geschäfte als yerstorben 
angesehen. 

für sie nicht gegeben ist. 

Eine Professschwester der obengedachten Congregationen kann 
daher auch nach preussischem Recht noch ferner über ihr Vermögen 
disponiren, kann löschangsfühige Quittungen ansstellen, Gessionen vor¬ 
nehmen, Erbschaften jmtreten u. s. w. Von diesem Standpunkte aus 
ist in einzelnen Fällen bereits vorgegangen worden und einige Gre- 
richte haben ohne Weiteres die Richtigkeit dieser Anschauung, nach¬ 
dem die factische Lage, die Einfachheit der Gelübde, gehörig darge- 
than worden, anerkannt, Professschwestern als Miterben auftrbten 
lassen, Umschreibungen im Hypothekenbuche auf Grund ihrer Erklä- 
rnngen vorgenommen u. s. w. Es ist bis'jetzt noch nicht nöthig 
gewesen, die höheren Instanzen in einer Sache anzugehen; sollte diess 
erforderlich werden, so wird es muthmasslich den Erfolg haben, dass 
das Recht der erwähnten Congregationen, deren Mitglieder bloss ein¬ 
fache Gelübde ablegen, in Prenssen überall zur Geltung kommt. 


Die Theilnahme des Klerus an der Gemeinde- und Volks¬ 
vertretung. 

von Dr. Georg Clericus. 

\ 

1. Die Theilnahme des Klerus an der Gemeinde- und Volks¬ 
vertretung steht im engsten Zusammenhänge mit dem Verhältnisse 
des St'aates zur Kirche überhaupt. Daher ist es nothwendig, 
in der Besprechung dieses Gegenstandes von der Darlegung dieses 
Verhältnisses auszugehen. 

Die Ordnung des Verhältnisses zwischen Kirche und 3taat ist 
geradezu die wichtigste Lebensfrage unserer Zeit; denn von ihrer 
glü^lichen oder unglücklichen Lösung wird der Fortbestand oder 
Umsturz der christlichen Weltördnung, die Neugestaltung der Welt¬ 
lage, zu der alle Zustände der Gegenwart unaufhaltsam hindrängen, 
wesentlich abhängen. Das Verhältniss zwischen der Kirche und dem 
modernen Staate kann sich nun möglicher Weise auf eine dreifache 
Weise gestalten, und ist auch in den einzelnen Staaten verschieden 
in dreifacher Art verwirklicht worden. 

Der Staat kann nämlich zuvörderst zur Kirche in ein freund¬ 
schaftliches Verhältniss treten, indem beide Gewalten im harmo¬ 
nischen Zusammenwirken sich gegenseitig zur Erreichung ihres Zweckes 
unterstützen. Die Grundbedingung dieses freundschaftlichen Verhält¬ 
nisses ist die offene und aufrichtige Anerkennung der Freiheit mid 
Selbstständigkeit beider Gewalten in ihrer Sphäre. Denn die Unter¬ 
scheidung der geistuchen und weltlichen Gewalt ist die Grundlage 
der christficheB Weltördnung, ein Princip des ^feiüdiehen Leb«is, .^as: 
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dnrch das CliridfeBtiluin in dcir Gdsdkkhte verwirkliefat wurde. Die 
Kkclw hat den Bemf da» sittlidi - refigi^se Leben nach Innen und 
Aussen zu pflanzen und zu pflegen, der Staat hat die Aufgabe das 
zeitliche AVohl der Gesellschaft zu sichern. Beide Gewalten stehos 
aber ihrem Wesen und ihrer Bestimmung nach keineswegs im feind* 
ttchmi Gegensätze zu einander, sondem bedürfe» der gegenseitigen 
Unterstützungy um ihren Zweck mit segensreichem Erfolge für di» 
MenseMieit zu erreiehim. Indem der Staat mit^ seinen Mitteln ubd 
Kräften Frieden und Ordnung, Becht und Gerechtigkeit aufrecht hält,> 
Cultur und Civilisaiion, Bildung und Wissenschaft fördert^ die Fr^ 
heit -der Völker Und di« Autorität der Fürsten gleichmässig wahrt, 
bereitet er den Boden, auf den» das sittlidh-religiöse Leben unter der 
Pflege und Leitung der Kirche gedeibhcfa sich entwickeln wird. In- 
^m aber die Kirche den Bechten und Pflichten der Fürsten und 
Völker dtarch die Verbindlichkeit im Gewissen ihre Sanction verleiht, 
der Cultur Und Büdung che Weihe der Religion erth^t, die Legalität 
des Handelns zur wahren Moralität erhebt, fördert sie nicht bloss di» 
Wirksamkeit des Staates, sondern erhebt sie ihn auch zu einer höheres 
sittlichen Würde. Da die Moralität nicht in der Sphäre der zeitlichen 
und materiellen Interessen liegt, so kann der Staat einen wahrhaft 
sittlichen Zweck nur iiP Gemeinschaft mit der Kirche erreichen. Ueber- 
diess gibt es gar viele Verhältnisse des gesellschaftlichen Lebens, 
welche die Interessen des Staates und der Kirche gleichmässig he- 
treffen, und nur dann recht geordnet werden können, wenn Staat und 
Kirche sich gegenseitig die Hand reichen. Dieses Verhältniss,- die 
concordia inter imperium et sacerdotium, liegt den Concordaten zu 
Grunde, .und soll durch sie verwirklicht werden, wenn sie anders 
Vermnbarungm» des gegenseitigen Vertrauens, und nicht bloss Com- 
pronüsse des gegenseitigen Misstrauens sind. 

Die zwmte Mögftehkeit ist die der völligen Trennung des 
Staates von der Kirche^ indem der Staat sich lediglich darauf be¬ 
schränkt, die Zustände des bürgerlichen Lehens zu ordnen, und das 
zeitliche Wohl des Volkes zu fördern, sich um die sittlich - religiösen 
interessmi aber gar nicht bekümmert, sondern die Sorge für sie ledig- 
Uch der Kirche überlässt, ohne ihr eine andere. Unterstützung zu ge¬ 
währen, als äidtx allgemeinen Schutz in ihren bürgerlichen Bechten. 
Wmmi daher der Staat das Princip völliger Trennung beider Gewalten 
befolgt, so greift ef in keinerlei kirchliche Angelegenheiten ein, nimmt 
auf die kirchliche Würde und Stellung ihrer Diener und Vorstände 
gar keine Bfidcsicht, und ordnet jene Angelegenheiten und Verhält¬ 
nisse, welche ihrer Natur nach die Kirche zugleich angehen, für sich 
Hach ihrer Beziehung auf das bürgerliehe Leben, ohne auf ihren sitt* 
lieb*religiösen Charakter Büekaicht zu nehmen. Dieses ist der Stadid- 
pmkt des iifdifferCnten Staates. Dieses Verhältniss suchten die Be^ 
giwungen iif den Vereinigten Staaten in Amerika und in Belgien zu 
borwirkliehen. Der Zweck des Staates ist nach diesem Principe 
lediglich die Förderung der materiellen Interessen, ohne Rücksicht 
auf eine sittlibh^religiöse BestiminuBg des gesellschaftlichen Lebens. 
Imtiefiesn afiev äatki amt dies^ JSWfck jrea^t werden 
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gaben die g^emcirtigeii Zustände der TersiD%tfln flltaatsn cDe «Bw- 
bestimmtesten und ernstesten Anfsehlüsse. 

Die dritte Möglichkeit endlich ist die der gewakdiätigen Be¬ 
drückung und Unterwerfung der Kirche nnter die Staatsgewalt. 
Dieses Verhältniss tritt dann ein, wenn der Staat die Freiheit und 
Selbstständigkeit der Kirche in ihrer B^äre nicht anerkennt, sondern 
sie argwöhnisch nnter seine Uiwatel steHt, die kirchlichen Angelegen¬ 
heiten eigenmächtig ordnet, die Kirche pur als sein Oi^^, die fieli- 
gmi selbst nnr als Kappzaum des VoBces betraeiutct, der dazu noth- 
wmidig ist, die rohen Leidenschaften desselben zu zügeln. Dieses 
VerhiQtnIss wurde durch das Staatskirehenthum verwirklicht, das die 
Kirche ntur als ein Rad in den Mechanismus der Btaatsmaaehine ein- 
zuseteen strebt. Da die Kirche auf ihre Freiheit und Selbstständig¬ 
keit nie verzichten Ikaffh, so befindet sie sich in diesem Verhältnisse 
im Zustande der Verfolgung, die um so drückender sein wird, je 
mehr sich die Staatsgewalt von den Grundsätzen des Christenthunis 
entfernt, und die ^ch auf die höchste Höhe steigern muss, weem der 
Staat völlig entdiristliebt ist. Die Kirche kann in diesem Falle Md 
die Forderungen und Anordnungen des Staates zu aUen Zeiten nur 
das ^Ithistoiische Wort: „Non possumus*^ antworten, nnr als die 
verfolgte fortbesteben ^). 

2. Wenn non Heiter gefragt wird, welches Verhältniss 
zwischen Kirche und Staat der moderne Liberalisaans 
zu verwirklichen strebt, so gibt^seine Handltmgsveiae scSbst die 
bestimmteste deutlichste Antwort 

Der moderne Liberalismus bekämpft vor Allem die Con¬ 
cor date und Vereinbarungen der Regierungen mit dem tümkicheB 
Stuhle mit dem ganzen Ungestüm der Leidenschaft , er erklärt sie, 
selbst ohne auf ihren Inhalt einzugehep, grundsätzlich als unzulässig, 
und fordert, dass die Staatsgewalt die von ihr geschlossenen Concor¬ 
date durch einseitiges Vorgehen aufhebe; denn als -^e kirchenfeind- 
liche Geistesrichtung verwirft er principiell den Standpunkt derseiben, 
das freundschaftficbe Verhältmiss zwischen Kkche und Staat, und be- 
traditet sie. als zwei feindlich einander gegenüberstehende Gegensätee. 
Er verlangt ferner, dass die Wirksamkeit der Kirche aof das rein 
geistliche Gebiet beschränkt werde, und dass säe mit rein geist¬ 
lichen Mitteln ihren Zweck zu eneichen suche, ohne irgend einen 
Einfluss auf das öffentliche Leben zu nehmen. Er dringt so auf 
gänzliche Trennung zwischen Staat und Kirche. Aber zugleich 
will er dodi die Angelegenheiten, die das sitHich-religiöse Leben be- 


1) Gemss sind zwischen den zwei sich selhshrtändig gegonübersteftiendeo Ge«- 
walten der Kirche und des Staates nur die drei Verhältnisse der JRrenndlsvihafi) der 
Feindschaft oder der Gleichgültigkeit möglich; wie aber letztere in unseren modernen 
Staaten meist nur eine yerhUllte Feindschatt ist, so ist ohne Zweifel die schlimmste 
und für den Staat selbst verderblichste Bedrückung der Kirche diejenige, welche unter 
der gleissnerischen Maske des Schutzes und der wohlwollenden Fürsorge für die In¬ 
teressen der Beligion und der Kirche gelibt wird. Untergräbt sie den Glauben, so 
zerstört sie auch die Achtung vor der Staatsgewalt und das Vertrauen in dieselbe. 

(Jfoy.) 
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treffra iü dm Wiriatngskrets des Staates bereiasidiai, und dte 
Kirche in ihrer geistlichen Wirksamkeit unter die Polizeigewalt 
des Staates stellen. Er vereinigt so die beiden dunklen Schatten¬ 
seiten des feindlichen Verhältnisses zwischen Kirche und Staat, mit- 
dnander, die völlige Trennung und die feindliche Unterwerfung der 
Kirche. Zwar bilden diese beiden Verhältnisse mnen contradictori- 
schen Gegensatz, bei welchem bekmmtlich nach logischen Gesetzen 
durch die Satzung des einen Gliedes das andere au%ehoben wird. 
Allein in dei* politischen Bildung des modernen Liberalismus., hört 
gar oft die Logik auf, weil die Leidenschaft herrscht. Bei dieser 
entschieden Mndlichen Stellung hüllt er sich jedoch, so lange die 
Schlangenklugheit es gebietet, in die Maske der Freundschaft gegen 
die Kirche. Er erklärt seine Geistesrichtung als den wahren Geist 
des Christeuthnms und das reine Bewnsstseiti der wahren Kirche, 
seine kirchenfeindliche Handlungsweise als die reformatorische Bestre¬ 
bung das kirchliche Leben zu regeneriren, und den ursprünglichen 
Zustand der Kirche wieder hcrzustellen, ihre argwöhnische Bevor¬ 
mundung und polizeiliche Bewachung als wohlthätige Unterstützung 
und gemeinschafüiches Zusammenwirken. Während er somit in rast¬ 
loser Arbeit seine Minen gegen die Kirche auf allei^ Angriffspunkten 
anlegt, sucht er, so lange er seine Kräfte zum offenen Kampfe nicht 
stark genug findet, seine eigentlichen Ziele unter dieser Maske der 
Freundschaft zu verbergen. Doch bei aller Verwirrung der Begriffie, 
die er durch liberale Schlagwörter im öffentlichen Leben herrschend 
zu machen sucht, wird er es nicht dahin bringen, dass Jemand die 
gefirnisste Maske für seine wahre Physiognomie halte. Wir befinden 
uns in einer 2^it der Entscheidung, in welcher die Stellungen so klar 
geworden sind, dass eine solche Täuschung unmöglich ist. 

Aus dieser Haltung des modernen Liberalismus geht klar her¬ 
vor, dass ihm eine staatsmännische Bildung und ein klar durchdach¬ 
tes positives Princip in Betreff des Verhältnis,ses zwischen Kirche und 
Staat gänzlich fehlt. Er hält lediglich den Grundsatz fest, den Ein¬ 
fluss der Kirche und des Ohristenthums auf das öffentliche Leben zu 
überwinden; im Streben, diesen Grundsatz auszuführen, ninamt er aber 
die unver^nbarsten Widersprüche in sich auf, wenn er die Lösung 
der Frage über das Verhältniss des Staates zur Kirche versucht. 

3. Das Princip, welches der Staat in Betreff des Verhältnisses 
znr Kirche im Allgemeinen festhält, ist selbstverständlich auch die 
Norm, nach welcher die Berechtigung der Kirche, oder des 
Klerus, der ihre Rechte und Interessen zu vertreten hat, zur Theil- 
nahme an der Volksvertretung bestimmt werden wird; denn 
da das constitutioneile Princip in allen Läudern europäischer Bildung 
zur Geltung gelangt ist, so muss das Verhältniss zwischen Staat und 
Kirche vorzüglich in der Verfassung seine Verwirklichung finden. 

Wenn daher der Staat zur Kirche im Verhältnisse eines freund¬ 
schaftlichen Zusammenwirkens steht, so kann auch die Berechtigung - 
des Klerus zur Theilnahme an den Vertretungen nicht in Frage 
stehen. Denn der Klerus ist berufen, die Rechte und Interessen der 
Kirche im öffentlichen Leben zu vertreten; wenn somit ein constitu- 
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tioneUer l^aat 4»s Prindp harmoDiseinn Zmammenwirkens beiden 
Grewalten anerkennt, so muss , er durch die Yerfassohg auch Geist¬ 
lichen vermöge ihrer kirchlichen Würde und Stellung Sitz und Stimme 
in den Vertretungen verleihen; wäre das nicht der Fall, so könnte 
von einem freundschaftlichen Zusammenwirken im constitutionellen 
Staate auch keine Rede sein. 

Wenn aber der Staat das I^ncip der gänzlichen Trennung der 
beiden Gewalten festhält, so wird er aUerdings keine Mitglieder des 
Klerus in Rücksicht auf ihre kirchliche Stellung zu den politischen 
Vertretungen berufen, aber ebenso wenig wird er religiöse und kirch¬ 
liche Angelegenheiten zum Gegenstände der Berathnng und Verhand¬ 
lung in denselben machen können , da er sein eigenes Princip um- 
stossen würde, wenn sich die Landes-Vertretungen mit diesen befassen 
würden. Sie werden daher auch in jenen Angelegenheiten, welche ihrer 
Natur nadi die Rechte und Interessen beider Gewalten betreffen, nur 
legale, das bürgerliche Leben betreffende Anordnungen treffen, die 
sittlich-religiöse Seite abar gar nicht berücksichtigen. Da aber die 
Mitglieder des Klerus auch Staatsbürger sind, somit auch ihre bür- 
geAichen Rechte gemessen, der indifferente Staat aber auf ihre geist-. 
liehe Würde und kirchliche Stellung gar nicht Rücksicht nimmt, so 
ist es eben so klar, dass sie durch dieselbe das active und passive 
Wahlrecht zur Gemeinde- und Volksvertretung nicht verlieren kön¬ 
nen, wenn es ihnen vermöge ihrer Stellung als Gemeinde- und Staats¬ 
bürger zukommt. Daher kann es auch gar keinem Zweifel unterlie¬ 
gen, ob in einem indifferenten Staate Geistliche vermöge der auf sie 
gefallenen Wahl an den Gemeinde- und Volksvertretungen theilznneh- 
men berechtigt seien, so wenig als dieses in dem der Kirche befreun¬ 
deten Staate in Frage gestellt werden kann. Niemanden ist es auch 
eingefallen, im Jahre 1848 in der Paulskirche die auf Geistliche ge¬ 
fallenen Wahlen als ungültig zu erklären, und sie hinauszuweisen. 

Wenn endlich der Staat die Kirche seiner Gewalt unterwirft, so 
wird er überhaupt mit der Verfassung nicht wahren Ernst machen; 
denn das StaatsUrchenthum steht auf dem Boden des Absolutismus, 
und so lange die Freiheit und Selbstständigkeit der Elirche nicht an¬ 
erkannt wird, werden auch die Rechte des Volkes der Regierung 
gegenüber' keine Anerkennung finden, und ein selbstständiges öffent¬ 
liches Leben wird sich nicht Mitwickeln können. Das Staatskirchen¬ 
thum geht Hand in Hand mit der Bureaukratie, die einen todtm 
Staatsmechanisrnus festhält, den lebendigen Organismus des Volkes 
aber erdrückt. Wenn es aber durch die Macht der Verhältnisse ge¬ 
drängt wird, sich auf den constitutionellen Boden zu stellen, so sol- ^ 
len die poMtischen Vertretungen als competent erklärt werden, dte 
kirchlichen Angelegenheiten des Landes zu ordnen, und ihre Beschlüsse 
sollen nur der Bestätigung von Seite des Regenten bedürfen, um als 
Staatskirchengesetze Gültigkeit zu haben. Die Berufung der Prälaten zur 
Theilnahme an der constitutionellen Vertretung könnte dann aber um so 
weniger umgangen werden, als der Staat bei diesem Verhältnisse zur 
Kirche sie als seine Organe betrachtet, diese eigenmächtig zu regieri^ 

Das sind die PrincipieD, die sieh in Betreff der Berechtigung 
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dss Eleros xnr 'l'kdlnaiime m den Vertnetangen ans «km Veijh81|;- 
nisM <des fkaates zur Kirche ergehen. Wean diese Pria^pien verletzt 
wenden, so wird auch der Rechtsbestand der Kirche angegri^, wnd 
diese niedbt mehr als ein wirklich bestehendes Institut mit ,bestiin«atein 
Rechten anerkannt. 

4. Der moderne Liberalismus aber bleibt »wk in dieser Be^ 
zidiung seiner Grundeatzlosigkeit in der Politik getreu, und nimmt 
hl Betreff der Vertretung kirchlicher Rechte und Interessen die offen¬ 
barsten Wideri^rüche in die Yeifassung auf. Im Streben nach der 
Unterwerfung der Kirche unter die Omn4>oteDa des Staates erklärt er 
die constitnüonellen Vertretangen als eompetent, die kirchlichen Auf 
gelegenheiten des Landes eigenmächtig zu ordnen. Da er aber «w 
imraiontsches Zusammenwirken zwischen Barche und Staat grundsStz- 
lieh verwirft, so betrachtet er es als die erste Au^abe dersejyiien in 
dieser Sphäre, die b(n*eits geschlossenen Uoncordate en zerrelssen, 
wann auch dadurch ein wesentliches, durch die Verfassung selbst 
geaichertes Recht der Krone verletzt wird. Während er aber die Ord¬ 
nung der kirchlichen Verhältnisse in den Wirkungskreis der Parla¬ 
mente hineinzieht, sucht er den Klmrus von der Theilnafame ab dhn- 
selben gänzlich auszuschliessen, so dass nicht bloss kedn Pcälat ver¬ 
möge seiner kirchlichen Stellung in selbe berufen werden,, soudern 
auch kein Odstlieher vermöge der auf ihn gefallenen Wahl Sitz und 
Stimme in ihnen haben soll. Da jedoch das Wahlrecht und die 
WIhlfoarkeit der Geistlichen, als berechtigter Staatsbürger, selbst im 
mdilEsrenteh Staate vom politischen Standpunkte aus nicht in Abrede 
gestellt werden kann, so stdlt er sich zur Begründung dieser Forde- 
rang mit der frommen Miene religiösen Eifers auf kirchUchen Boden, 
nnd erklärt die Theilnahme der Geistlichen als unvereinbar mit 
ihrer priesterlichen Würde und ihrem kirchlichen Be¬ 
rufe. Mit überraschender Selbstverläugnung hnldigt der Liberalismus 
dem ganzen Ernste des Möndbsthums, wenn er im kirchlichen Kleide 
, eracheint. Grösser könnte der inner« Widerspruch und die luconae- 
gnenz nicht mehr sein. Conaequent bleibt fx sich mir in dem Be¬ 
streben, den Emfluas der Eirc^ auf das öffentliche Leben zu über- 
winden, und die Verfsssnng als Hebel zur EhtchristÜchung des Staa¬ 
tes zu gebranchen. , 

Eine solche liberale AseeteaatioMne lässt sich in der „Oester- 
r^ofaischen Vierteljahrecaehrift für Rechts - und Staatswissensohaft 
(Jahrgang ISüff, Heft Hl.j^^ verDthmen. Wir ffndai hier einen Arti¬ 
kel „idier politische Elerikal-Vertr^nng'^ ans der Feder des Dr. Theo¬ 
dor Fachmann, Professor der Rechte in Wien, in welchem dar 
Verfasser es veundit, die Klerikalvertretnng im Giemeinderatbe, auf 
dem Landtage und im Beichsrathe vom caaooischen Standpunkte aus 
ads unzulässig darzustellen. Nai^ seiner Anakht sollen Geistliche 
modor vermöge ihrer hohen kirchlichen Stdlung noch wegen der auf 
Oie gefallenen Wahl Sitz und Stimme in den Gemeinde- und Volks¬ 
vertretung«! haben; jede BetheRigung der Geistlichen an consütutio- 
neHeu Vertretnngen ateht nach s^er Meinung mR dem wahren Geiste 
des Ohiistenthm^ im Widerspruche, und wenn der moderne LiberaliS' 
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mus sie bekämpft, sucht er nur das ursprüngliche reine Bewusstsein 
der Kirche wieder zu erwecken und herzustellen 1 ? 1 

5. Aus dem.bisher Gesagten dürfte zwar hinlänglich klar sein, 
dass der Liberalismus nicht nach irgend einem Staatsmannischen 
Grundsätze handelt, wenn er die politischen Repräsentanzen als com- 
petent erklärt, kirchliche Angelegenheiten zu ordnen, und zugleich 
den Klerus von jeder Theilnahme an denselben ausscbliesst. Um 
jedoch seinen Motiven und Zwecken in Rücksicht auf das öfifentliche 
Wohl volle Gerechtigkeit widerfahren zu lassen, wollen wir die Zu¬ 
lässigkeit der Theilnahme des Klerus an der Gemeinde-^ und Volks¬ 
vertretung sowohl vom Constitutionellen als auch vom canoni- 
8eben Gesichtspunkte aus in gedrängter Kürze erörtern. 

Die eigentlichen Bedenken des modernen Liberalismus, 
gegen dieselbe liegen nun offenbar nicht in seinem canonischen, son¬ 
dern in seinem constitutione 1 lun Bewusstsein. Die allge¬ 
meinste Einwendung der liberalen 'J’agesmeinung gegen die Klerikal¬ 
vertretung ist offenbar nicht die Forderung der Rückkehr zuna ur¬ 
sprünglichen Bewusstsein der Kirche, sondern die Forderung des Fort¬ 
schrittes in der Aufklärung des herrschenden Zeitgeistes. „Vor¬ 
wärts,“ nicht „rückwärts,“ lautet ja das Losungswort des „zeitge- 
mässen Fortschrittes.“ Die Völker, so lehrt die liberale Tagesmeinung, 
sind zur Reife ihrer Lebensentwicklung gelangt, sie verstehen es, ihr 
geistiges und materielles . Glück selbst zu fördern, sie. sind beiahigt, 
sich selbst zu regieren. Daher ist in der Gegenwart keine andere 
Begierungsform mehr möglich, als die.constitutionelle. Diese beruht 
aber auf dem Principe der Vertretung der Interessen; sie kennt nicht 
mehr kastenmässig geschiedene Stände; die ständische Vertretung ist 
für tmsere Zeit ein Anachronismus, den der allgemeine Fortscdiritt 
des Volkes in der Bildung längst überwunden hat. Mit der ständi¬ 
schen Verfassung im Allgemeinen hat auch die Klerikalvertretung ins¬ 
besondere um so mehr aufzuhören, als der Klerus, der seinem Berufe 
nach nur auf das Geistliche angewiesen ist, 'in der allseitigen, zeit- 
gemässen Bildung Zurückbleiben musste, während <}as Volk in der 
Aufklärung, Humanität und Civilisation grosse Fortschritte gemacht 
hat, und zum Bewusstsein seiner Freiheit gelangt ist. Die Theilnahme 
des Klerus an den constitutionellen Vertretungen ist daher nicht bloss 
nicht mehr 'zeitgemäss, sondern sie würde den Interessen der Zeit 
geradezu nachtheilig sein. So beiläufig lautet das gewöhnliche Rai- 
sonement der liberalen Meinungen des Tages. 

Es ist nun allerdings richtig, dass das Princip der Verfassung 
in allen Staaten europäischer Cultur zur Geltung gelangt ist. Der 
Absolutismus ist im Principe überwunden, die Bureaukratie ist bankerott 
geworden, die Zeit des Polizeistaates ist abgelaufeir. Auch mag es 
im Allgemeinen richtig sein, dass die ständischen Vertretungen den 
Bedürfnissen unserer Zeit nicht mehr genügen. Aber dessen unge¬ 
achtet ist der Klerus zur Theilnahme an der Volksvertretung sowohl 
vom rechtlichen und politischen, als auch vom sittlich religiösen 
Standpunkte aus berechtiget. 

6. Was den Standpunkt des Rechtes hetrifft, so beruhep die 

M*Ut fte KiniMimeU. X, ' Q 
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palitiscbea Repräsentanzen heut zu Tage durchgehends auf dem Grund¬ 
sätze der Interessenvertretung. Bei ihrer Constituirung wird auf ^ 
verschiedenen Interessen im öffentlichen Leben Rücksicht genommen, 
und sie sind berufen dieselben zu fördern und zu schützen. Soll 
aber aus dem Principe der Interessenvertretung ein gesundes und 
kräftiges Verfassungsleben sich entwickeln, so ist die erste unerläss¬ 
liche Bedingung die, dass die Interessen mit dem bestehen¬ 
den Rechte nicht im Widerspruche stehen. Damit das Ver¬ 
fassungsleben gedeihe, dürfen die Interessen nicht als abstrakter Begriff 
aulgefasst, willkürlich bestimmt, und mit offener Verletzung des Rech¬ 
tes von dieser oder jener Partei egoistisch geltend -gemacht werden, 
sondern es müssen die wahren, im Leben des Volkes begründeten 
und wohlberechtigten Interessen Anerkennung, Schutz und Vertretung 
finden. Wenn man den Grundsatz der Interessenvertretung als abstracto 
Theorie geltend macht, und nach diesem Massstabe willkürlich be¬ 
stimmt, welche Interessen vertreten werden sollen, und nicht die im 
Lehon des Volkes wirklich vorhandenen geistigen und materielleu 
Güter und guten Rechte als dessen wahre Interessen anerkennt, so 
hat man den Rechtsboden veriassen und die Willkür des Egoismus, 
oder wenigstens die unsichere subjective Meinung, an die Stelle des 
Rechtes gesetzt. Das aber ist nicht der Keim der Entwicklung eines 
kraftvollen Lebens im Volke, sondern das Princip des Umsturzes und 
der Zerstörung. Der selj)3tsüchtige Egoismus wird bald die Gewalt 
in seine Rand bringen, und die Verfassung dazu benützen, die- wah- 
rm, auch die heiligsten Güter des Volkes seinen Interessen, das 
allgemeine öffentliche Wohl seinem Privatvortheile zu opfern. Das 
Princip der Interessenvertretung wird nur dann der entwicklungsfähige 
Keim eines gesunden Volks- und Staatslebens sein, wenn Recht und 
Lsteresseb im Einklänge stehen, das im Leben verhandele Gute, das 
wahre, allgemeine Wohl auch als das wahre Interesse des Volkes 
anerkannt, und nach diesem Massstabe die constitutioneile Vertretung 
geordnet wird. Dabei versteht es sich von selbst, dass es sich nicht 
um ein Festhalten an dem starren und todten Buchstaben eines Ge¬ 
setzes handelt, sondern um Aufrechthaltung des Rechtes, das im lebmi- 
digen Bewusstsein des' Volkes liegt, in Leben ausgeprägt und ver¬ 
wirklicht ist, in den wirklichen Institutionen uiid Zuständen seinen 
Ausdruck, und im Gesetze seine Garantie erlangt hat. Indem so das 
Rocht der Fortbildung und Entwicklung nach den Zeitverhältnissen 
fähig ist, steht es mit den wahren Interessen und Gütern des Volkes 
nicht im Gegensätze, sondern im harmonischen Einklänge, nur darf 
man unter Entwicklung und Fortbildung nicht den Umsturz des Rech¬ 
tes und das Aufgeben des Rechtsbodens verstehen. Wenn aber mit 
dem Grundsätze der Interessenvertretung zugleich der Boden des 
Rechtes festgehalten wird, so muss auch die Berechtigung des Klerus 
zur Theilnahme im den Vertretungen zngestanden werden. Denn es 
ist eine unläugbare Thatsache, dass die Kirche als eine positive An¬ 
stalt mit bestimmten Rechten besteht, dass ihr die wichtigsten und 
heiligsten Interessen der christlichen Völker, ja dar Menschheit über¬ 
haupt anvertraut aänd, und dass besonders der Klerus den Beruf hat, 
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die Rechte dw: Kirche und die religiös - sittlichen Interessen d4r 
Menschheit zu wahren und aufrecht zu halten. Ebenso ist es That- 
sache, dass in einem Staate, in dem die Kirclie einmal besteht, der 
Klerus als ein Glied des ganzen Organismus der-Gesellschaft vorhan¬ 
den ist und im öfifentlichen Leben seine bestimmten Rechte und seine 
geistigen und materiellen Güter be.sitzt. Daher muss er eich ilh con¬ 
stitutioneilen litaate an dem öffentlichen Leben betheiligen, wenn aus 
der Veriassung ein gesundes kräftiges Volksleben sich entwickeln 
soll- Es handelt sich nicht um Sonderinteressen einer besonderen 
Priesterkaste oder um den todten Buchstaben eines alten Gesetzes, 
sondern um das allgemeine Wohl des Volkes, um die edelsten Güter 
und heiligsten Interessen der. Menschheit, um den ganzen Rechts¬ 
bestand in der Gesellschaft. Es steht in Frage, ob das^ Princip der 
Willkür herrschend werde und zum Umstürze der bestehenden Ver¬ 
hältnisse führe, oder ob auf den Grundlagen des Rechtes wohlgeord¬ 
nete Zustände sich ausbilden. Wenn man niclit Verwirrung und Um¬ 
sturz will,^ so muss man im constitutionellen Leben Ernst machen 
mit dem Rechtsstaate. i 

7. Daraus ergibt sich auch schon die Nothwendigkeit der Theil- 
nahme des-Klerus an den constitutionellen Vertretungen vom poli¬ 
tisch-socialen Standpunkte aus betrachtet.- Aber von diesem 
Standpunkte aus tritt auch noch eine andere Seite der Frage hervor, 
die nun zunächst in’s Auge gefasst werden soll. 

Es kann nämlich keinem Zweifel unterliegen, dass das Verfas¬ 
sungsleben in der Gegenwart und in der nächsten Zukunft 'einer ent¬ 
scheidenden Krisis entgegengeht. Es steht in Frage, ob das consti- 
tutionelle Princip sich zur wahren Volksvertretung, oder zum 
irauzösischen Constitutionalismus, zur Bourgeoisie sich gestalte, 
ln jener müssen die gerechten Wünsche und Forderungen, die Ange¬ 
legenheiten des ganzen Volkes ihren berechtigten Ausdruck finden, 
die Vertretung muss daher in Wahrheit aus dem ganzen Volke her¬ 
vorgehen, und die wirkliche Repräsentation desselben sein. Diese 
aber legt die repräsentative Gewalt in die Hände einer Minorität, die 
zumeist aus Börsenmännern und Industriellen besteht, welche über 
das Capital verfügen und durch die Macht des Geldes die Presse sich 
dienstbar machen, als Repräsentanten des Volkes aber nur die Interes¬ 
sen des grossen Capitals vertreten und dasselbe in ihrer Hand immer 
mehr zu vermehren suchen. Die Bourgeoisie ist die dunkle Schatten¬ 
seite des constitutionellen Lebens und zugleich der Ruin desselben. 
Deim sie begründet den Absolutismus der Geldarfstokratie, und miss¬ 
braucht die repräsentative Gewalt dazu, um das allgemeine Wohl des 
Volkes dem materiellen Gewinne der industriellen Progressisten auf¬ 
zuopfern : - sie steuert aber so das Staatsschiff unaufhaltsam zwischen 
die Scylla und Charybdis der socialen Revolution und des Militär- 
Absolutismus. In diesem letzteren Sinne versteht der moderne Libe¬ 
ralismus die Verfassung; er will nicht die wahre Volksvertretung, 
sondern die Herrschaft des C^itales. Er sagt sich grundsätzlich von 
ehier, wahrhaft sittlichen Lebensaufgabe der Völker los, betrachtet 
ludufitrie und Handel^ Humanität, und Civlliisation, Cultur und Auf* 

6 * 
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klärang als die Blttthe des öffentlichen' Wohles, und hat sein Ziel 
erreicht, wenn diese Blüthen, bei immer höher steigendem Elende 
des Volkes, am Lehensbaume der glücklichen Sonntagskinder zum 
Vorscheine kommen. Mit der Bourgeoisie ist allerdings eine Theil- 
nahme des Klerus an den constitutiouellen Vertretungen unvereinbar, 
und umgekehrt. Soll aber das Verfassungsleben diese gefahrvolle 
Krisis glücklich bestehen, so ist es unerlässlich nothwendig, sowohl 
an dem Grundsätze der Vertretung des ganzen Volkes, nicht nach 
dem Systeme der Kopfzahl, sondern nach allen seinen wahren Gütern, 
Interessen und Rechten festzuhalten, und nicht einzelne Glieder vom 
Organismus abschneiden zu lassen, als auch das Bewusstsein der sitt¬ 
lichen Lebensbestimmung des Volkes, des sittlichen Stäatszwcckes, 
treu zu bewahren. ' Wenn aber im constitutionelien Leben ein jsitt- 
liches Ziel angestrebt und erreicht werden soll, so darf die Vertretung 
der sittlich - religiösen Interessen nicht fehlen, somit der Klerus v<m 
den Repräsentanzen nicht ausgeschlossen werden. 

8. Als noch dringender erscheint dieses Bedürhiiss, wenn man 
die vorliegende Frage vom sittlich-religiösen Standpunkte aus 
in Betracht zieht. Das letzte Ziel, das der moderne Liberalismus 
anstrebt, ist die Entchristlichung des Staates und des gan¬ 
zen socialen Lebens. Die grosse Weltfrage, um deren Lösung 
es sich im Geisterkampfe der Gegenwart handelt ist die, ob das 
Christenthum in Zukunft die Grundlage des öffentlichen Lebens der 
Völker bleiben soll, oder nicht. Die gegenwärtige Weltbewegung 
und Völkererschütterung ist ein Kampf gegen das Christenthum! Bis 
jetzt ist das Christenthum die Grundlage, auf welcher die ganze euro¬ 
päische Cultur, die ganze Ordnung des öffentlichen Lebens beruht. 
Sein Geist und seine Lebenskraft ist in die Völker so tief eingedrun¬ 
gen, dass seine Wirksamkeit durch alle bisherigen Erschütterungen nieht 
vernichtet werden konnte. Das Streben des modernen Liberalismus aber 
ist nur dahin gerichtet, dass die im Christenthume wurzelnde Welt¬ 
anschauung aufgegeben,' die auf ihm beruhende Weltordnung zerstört, 
der Glaube an eine höhere Lebensbestimmung, an immaterielle, über¬ 
natürliche Güter vernichtet, und dass lediglich die Begründung des’ 
irdischen Lebensglückes als die Aufgabe der Menschheit betrachtet 
und alle geistigen und materiellen Kräfte diesem Streben dienstbar 
gemacht werden. Glaube und Moralität, oder Materialismus und 
Sinnengenuss sind die zwei Devisen im Kampfe der Gegenwart. 
Dwum bekämpft der Liberalismus die Kirche, um den Staat, und mit 
dem Staate das ganze sociale Leben zu entchristlichen. Die Wort¬ 
führer der Liberalen von reinem Wasser, wie Schweitzer in Frank¬ 
furt, Schuselka in Wien, sprechen dieses offen aus, und rügen mit 
scharfen Worten jede Halbheit und jedes Zaudern im Streben nach 
diesem Ziele; sie fordern ein offenes und entschiedenes Vorgehen. 
Der halbschlächtige Liberalismus mag dieses rasche Vorgehen für 
■ eine noch nicht, zeitgemässe Ueberstürzung halten, manche seiner 
Partisanen mögen kurzsichtig genug sein, das letzte Ziel ihres Weges 
nicht zu suchen und die Folgen ihrer Grundsätze und Bestrebungen 
idcbt SU durchschauen, die Sachlage wird darum nicht geändert, die 
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Tendenz bleibt dieselbe, mag sie offen ausgesprochen öder mit einer 
durchsichtigen Hülle verschleiert werden. Darum sucht , der moderne 
Liberalismus den Klerus von der Theibiahme am öffentlichen Leben 
anszQschliessen, ^eil er den Staat und die Gesellschaft zu entchrist- 
licfaen strebt. Dieses Streben aber ist die Revolution im vollsten 
'Sinne des Wortes; denn die ganze bestehende Ordnung aller Verhält¬ 
nisse würde durch dasselbe vernichtet und die Gesellschaft in die 
tiefste Barbarei gestürzt werden; auch das materielle Lebensglück, 
das der Liberalismus der entchristlichten Welt in Aussicht stellt, ist 
nur eine fata niorgana, die bald verschwindet. Um aber diese Um- 
sturzbestrebnngen zu überwinden, ist es geradezu nothwendig, dass 
die sittlich-religiösen Interessen im öffentlichen Leben kräftig gewahrt, 
und dass der Kirche der Einfluss auf dasselbe nicht entrissen werde. 

Die Theilnahme des Klerus an den Volksvertretungen ist somit 
eine wesentliche Bedingung der rechten Entwicklung des cdnstitutio- 
nellen Lebens, man mag die Sache vom rechtlichen, oder vom poli¬ 
tisch-socialen, oder vom' sittlich-religiösen Standpunkte aus betrachten. 
Vom constitntionellen Standpunkte aus steht somit seine Berechtigung 
zu derselben gegenüber der Sophistik der liberalen Tagesmeinnngen 
unerschütterlich fest. 

9. ' Selbst der Liberalismus fühlt die UnhaltbaAeit der Gründe, 
mit welchen er dem Klerus das Recht der Theilnahme an dem öffent¬ 
lichen Leben vom constitutioneilen Gesichtspunkte aus bestreiten 
möchte. 

Daher begegnet uns die überraschende Erscheinung, dass er sich 
auf kirchlichen Boden stellt nnd in kirchlicher Waffenrüstnng ein¬ 
herschreitend die Wirksamkeit des Klerus auf das rein geistliche Ge¬ 
biet zurückzudrängen strebt. Mit dem Ernste des Mönchthums der 
Verweltlichung des Klerus entgegentretend, erklärt der Liberalisiftus, 
es stehe mit dem Geiste des Christenthums und dem ursprünglichen 
Bewusstsein der Kirche im Widerspruche, dass Geistliche sich mit 
weltlichen Dingen beschäftigen; der Beruf des Klerus sei das Lesen 
der heiligen Schrift, das Studium der Theologie und das Gebet; das 
lehrten mit dem Apostel Paulus die Väter der Kirche, die Condlien 
und das canonische Recht; durch die Aenderung der Zeitverhältnisse 
sei der Beruf und der Wirkungskreis des Klerus nicht verändert wor¬ 
den; der Bischof, der Abt und der Seelsorger würde seine geistlichen 
Berufspflichten vernachlässigen, wenn er an der Gemeindevertretung, 
an dem Landtage oder Reichsrathe theilnehmen wütde, endlich würde 
er durch die Vertheidigung der kirchlichen Interessen gegen den 
Liberalismus, so wie durch die Betheiligung an weltlichen Geschäften 
nur seine geistliche Würde compromittiren. Das sind die Gründe, 
welche Dr. Theodor Fachmann gegen die „politische Klerikal- 
vertretmig'^ vom Standpunkte des canonischen Rechtes aus geltend 
macht. Es bleibt dahin gestellt, ob es Herrn Fachmann mit der 
Reform des Klerus nnd dem Eifer für unermüdete Pflege des religiö¬ 
sen Lebens im Volke wirklich so tiefer Ernst war, als er anfangs 
vorgibt; denn es scheint bisweilen ein sarkastischer Zug um den 
Mund des Redenden zu spielen, und es war gar so auffallend nidit. 
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wenn ein Zeitungsblatt, das für gewöhnlich nur „leichten Spott^ als’ 
■Waffe gebraucht, den Artikel im getreuen Auszuge reproducirte. 
Jedenfalls ist der reformatorische Eifer des Liberalismus nicht so’ 
völlig neu als der gelehrte "Verfasser sich vorstellt. Denn schon 
Arnold von Brescia, der Schäler Abälards, der die Geistesrichtung 
seines liberalen Meisters im kirchlichen und politischen Leben geltend 
zu machen suchte, hat diesen reformatorischen Bestrebungen Bahn 
gebrochen. Auch Arnold erklärte, dass er, der Verweltlichung des 
Klerus gegentibfer, den wahren Geist des Ghristenthums in ihm wieder 
zu erwecken strebe. 

10. Da aber Herr Fachmann nicht auf Arnold von Brescia 
und seine Nachfolger, sondern auf das ursprüngliche und constante 
Bewusstsein der Kirche sich beruft, um seine Ansicht zu begründen, 
so ist es vor der näheren Untei’suchung seiner Beweisführung jeden¬ 
falls angemessen einen Blick in die Geschichte zu werfen; denn 
sie ist der klare und getreue Spiegel des kirchlichen Bewusstseins. 

In der alten Zeit, so lange der Staat mit dem Heidenthum in 
engster Verbindung stand, und zugleich der Absolutismus der Kaiser¬ 
gewalt , die sich mit dem Nimbus der Gottheit umgab, alle Theil- 
nahme des Volkes am öffentlichen Leben erdrückte, konnte auch von 
einer Betheiligung des christlichen Klerus an den Angelegenheiten 
des. Staates keine Rede sein. Es ist insofern ein sehr wahrer und 
inhaltsreicher Ausspruch; „Wenn der Kaiser wieder sein wird wie 
Nero, so wird auch der Papst sein wie. Petrus.“ Aber dennoch übte 
die Kirche einen durchgreifenden Einfluss auf das öffentliche Leben 
aus und der Geist des Christenthums drang immer tiefer in die Ge¬ 
sellschaft ein. Die Kirche war das grosse und einflussreiche Er¬ 
ziehungsinstitut der Welt, sie gründete ihre Schule, und die christ¬ 
liche Wissenschaft errang bald den Sieg über die heidnische, sie 
bildete den’ Menschen zur wahren sittlichen Frmheit heran, welche 
die Grundlage der bürgerlichen ist, sie überwand mit siegreicher Macht 
die allgemeine Sklaverei, in welche die ganze Gesellschaft herab- 
gedriickt war, indem sie sich selbst als freie, vom Staate unabhängige 
Religionsanstalt darstellte, in der allein eine selbstständige Thätigkeit 
noch möglich war, zugleich aber äuch die Lösung der Sklavenketten 
vorbereitete, und den schrecklichen Pauperismus durch die christliche 
Liebe milderte. Es war bereits Thatsäche, dass die Kirche eine neuer 
Weltordnung begründe. Dieses war der wesentlichste Grimd ihrer 
Verfolgung von Seite energischer Kaiser, wie Trajan, Marc-Aurel, 
Diokletian: sie betrachteten das Christenthum als eine staatsgefähr^ 
liehe Erscheinung, weil es mit den bestehenden, vom Heldenthum 
durchdrungenen Zuständen des öffentlichen Lebens unvereinbar war 
und eine neue Ordnung der Dinge herstrflte; es handelte sich in den 
Verfolgungen um die Principien, die das ganze öffentliche Leben be¬ 
herrschten ; darum war der Kampf so anhaltend und ein Compromiss, 
durch welches dem Christenthume das rein geistliche, dem Staate das 
weltliche Gebiet zugewiesen worden wäre, war unmöglich. Es zeigt 
daher ein sehr geringes Verstäüdniss der Geschichte, wenn man sich 
auf die Periode der Verfolgungen beruft, um darzuthan, dass die 
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Kirche nach dem wahren Geiste des Christenthums ihre Wirksamkeit 
auf das rein geistliche Gebiet zu beschränken und auf das öffentliehe 
Leben keinen Einfluss zu nehmen habe. Die- Kirche war damals eine 
unüberwindliche Macht im Leben, und übte einen Alles durchdringen¬ 
den 'Einfluss auf dasselbe — in der Weise, wie es den Verhältiussen 
entsprechend war. 

Nachdem aber der Staat christlich geworden war, hielt sie zwar 
mit aller Entschiedenheit das Princip der Unterscheidung der geist¬ 
lichen und weltlichen Gewalt aufrecht, aber sie kannte nicht den 
Grundsatz der fein^chen Trennung, sondern des freundschaftlidien 
Zusammenwirkens derselben. Sie kämpfte behturrlieh gegen das bjzan- 
tiniscbe Staatskirchenthum und gegen die Verweltlichung byzantini¬ 
scher Hofbischöfe, welche, in den goldenen Ketten und seidenen Ban¬ 
den desselb^ sich behaglich fühlend, die kirchliche Freiheit und 
Selbstständigkeit leicht yergassen, aber sie hielt darum die thätige 
Theilnabme der Bischöfe an den Interessen des' Staates nicht für 
unvereinbar mit flirer kirchlichen Würde, und die Vertretung ihrer 
Rechte und der religiösen Interessen am kaiserlichen Hofe nicht für 
unzulässig nach dem Geiste des Ohristenthums. Ambrosius ver- 
einigrte unstreitig mit der Würde des wahrhaft kirchlichen Bischoles 
die Straft eines römischen Staatsmannes; er war eine Säule der Kirdhe 
und zugleich eine Stütze des Thrones; er wusste die treueste Erfül¬ 
lung der Pflichten seines Hirtenam'tes mit der Führung der wichtig¬ 
ste» Staatsgeschäfte vollkommen zu vereinigen, und mit Recht bezeugte 
Stilicho bei seinem Tode; ,,Da8 ist ein Schlag für ganz Itahett.^ 
Synamachtts, der Vorkänpfer- des Liberalismus jener Zeit, fand an ihm 
einen Gegner am kmserlichen Hofe; wie er ihn nicht wünschte', alä 
es. sieh darum handelte, ob das Christenthum die Grundlage des Staa¬ 
tes bleiben soll oder nicht, und Papst Damasus ging mit ihm Hand 
in Hand. Der Concordatssturm wifrde jenem allerdings leichter gfr' 
worden sein, wenn Ambrosius ausschliesslich mit Lesen der Hhiligcsi 
Schrift; sich beschäftiget und es für unvereinbar mit seinem bischöfr 
liehen Berufe gehalten hätte, die Sache der Kirche am kmserlioheii 
Hofe zu vertreten, um. nicht mit einer leidenschaftiieh erregten Partei 
in Conflict zu kommen. Johannes Chrysostomus, der Märtjnrer 
für ehe Freiheit und Selbstständigkeit der Kirche im Kampfe 
den Byzantinismus, fürchtet nicht gegen den Geist des ChristenthufflS 
zu handehi oder seme Würde zu compromittiren, wenn er die kireh- 
lichwi Rechte gegen den Uebemuth des Eutropius und des Gainas 
vor dem eingeschüchterten Kaiser vertheidigt. L e o I. nimmt an allen 
Angelegenheiten und Ereignissen des öffentlichen Lebens den thiftig- 
sten Antheil; hätte nicht seine Kraft den erschütterten Staat noch 
gehalten, so wäre er damals schon zur schauerlichen Ruine geworden. 
Gregor I. vereinigt mit der strengsten Ascese ün Geiste BenefBd» 
eine unermüdete Thätigkeit im öffentlichen Leben, gleichwie zuvor 
als Apokrisian in Konstantinopel, so auch nachher als Papst sowohl 
in Rom als auch im Lager der Longobarden, ohne seine bischöflichen 
Berufspflfchten zu vernachlässigen, das Lesen der heiligen Schrift 
und dw Gebet zu unterlaesun imd in Verweltlichung za verfallen. 
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Auch litt seine Würde dadurch nicht, dass byzantinische Eifersucht 
den Retter Roms einen Thoren schalt, der keine staatsmünnische Ein¬ 
sicht und Bildung habe. Diese kurzen Andeutungen dürften hin-, 
reichend sein, um zu zeigen, dass die Wirksamkeit der Bischöfe in 
der alten Zeit sich nicht auf das rein geistliche Gebiet beschränkte, 
ohne auf das öffentliche Leben -einen Einfluss zu üben und die Rechte 
und Interessen der Kirche in der Weise zu vertreten, wie es den 
Zeitverhältnissen entsprechend war. Man sollte glauben, dass solche 
Bischöfe, welche die Kirche geradezu als Repräsentanten ihres Be¬ 
wusstseins betrachtet, den wahren Geist des Christenthums sowohl 
richtig erkannten, als auch im Leben nach demselben handelten. 

Die Theilnahme des Episc'opates und des Klosters an allen An¬ 
gelegenheiten des öffentlichen Lebens im Mittelalter stellt auch der 
Liberalismus nicht in Abrede. Die Kirche verbreitete damals Gultur, 
Civilisation und Cbristenthum über Europa; sie nahm die Freiheit 
der Völker gegen die Despotie der Fürsten , und die Autorität der 
Fürsten gegen die Angriffe der Revolution in Schutz; sie war die 
leitende Macht im christlichen Gemeinwesen und hielt die christliche 
Weltordnung aufrecht gegen die Stürme des Heidenthums vom Norden 
und des Islams vom,Süden her; sie pflegte und schützte die Wissen¬ 
schaft, sie schuf und leitete die Universitäten. So übte der Klerus 
damals in jeder Beziehung den umfassendsten Einfluss auf die Welt¬ 
ereignisse aus. Rom, Clugny, Clairvaux waren die Mittelpunkte, in 
denen die Fäden derselben znsammenliefen. Das ist es, was den 
Liberalismus mit Schauder und Entsetzen vor dem Mittelalter erfüllt. 
Indem der Klerus bei dieser Ordnung der Dinge sich an allen Ange¬ 
legenheiten des öffentlichen Lebens betheiligte, so war er es, der den 
Geist des Christenthnms auch in den Instituten des staatlichen und 
gesellschaftlichen Gemeinlfebens zur Geltung brachte und — was den 
christlich gewordenen römischen Kaisern nicht gelungen war — die 
Princi^ien des Heidenthums ganz aus dem Gebiete des öffentlichen 
und Privat-Rechtes entfernte. Durch eine solche Thätigkeit ist der 
Klerus gewiss dem ursprünglichen Bewusstsein der Kirche nicht untreu 
geworden und der wahre Geist des Christenthums in ihm nicht erstor¬ 
ben. Die eigentlichen Träger der Principien des Mittelalters und die 
Repräsentanten des klerikalen Lebens vereinigten mit der grössten 
Thätigkeit nach Aussen das ernsteste Streben nach wahrer Innerlich¬ 
keit. Man erinnere sich nur an die Reihen der Päpste von Hadrian I. 
bis Nicolaus I., von Leo IX. bis Gregor X., an den Geist der Ge¬ 
nossenschaften von Clugny' und Clairvaux. Mit der Leitung der 
Staatsgeschäfte verbanden sie die grösste Treue und Thätigkeit in 
ihrem bischöflichen Berufe. Ein Dunstan in England, Ulrich von 
Augsburg, Willigis von Mainz, Hanno von Köln waren zugleich die 
Säulen des Staates und die Zierde des Episcopates. Je näher die. 
Gefahr der Verweltlichung des Klerus und des Klosters lag, desto 
nachdrücklicher waren auch die Mahnungen, bei der Thätigkeit nach 
Aussen die Einkehr in das eigene Innere nicht zu vergessen und die 
Erhaltung des klerikalen Geistes nicht zu vernachlässigen. Nicht der 
Liberalismus des Arnold von Brescia unter der Maske d«r apostoli- 
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sehen Weltveraehtung, sondern die Bttcher des heiligen Bemard „De 
eonsideratione“ sind die wahre Reform-Stimme des klerikalen Geistes 
und djebens. Jener intendirte die Macht der Kirche am öffentlichen 
Leben zu brechen, iBeser aber strebte dahin, den religiösen Geist des' 
Klems innerlich zu stärken und zu befähigen, dass er mit voller 
Kraft im Leben nach Aussen wirke, ohne durch die Last der kirch- 
litdien und weltlichen Sorgen und Geschäfte gelähmt zu werden. 

In der neuen Zeit ist das Yerhältniss zwischen Kirche und 
Staat ein anderes geworden, aber der Geist des Christenthums und 
das Bewusstsein der Kirche ist auch unter veränderten Verhältnissen 
dasselbe geblieben. Es mag im modernen Staate das Frincip des 
Absolutismus oder der Constitution geltend gemacht werden, er mag 
in ein freundschaftliches oder feindliches Yerhältniss zur Kirche tre¬ 
ten, sie kann ihre Wirksamkeit im öffentlichen Leben um so weniger ^ 
aufgeben, als die gegenwärtige Weltbewegung ein Kampf gegen die 
Kirche und das Christenthum ist. Wenn daher der Klerus ihre Rechte 
und Interessen in der Weise vertritt, wie es den politisch-socialen 
Zuständen der Gegenwart entspricht, so handelt er ganz nach dem 
Geiste des Christenthums und nach dem ursprünglichen und im Laufe 
der ganzen Geschichte constant gebliebenen Bewusstsein der Kirche. 

11. Nach diesem Blicke in den Spiegel der Geschichte gehen 
wir über zu den Bestimmungen des canonischen Rechtes über die 
Theilnahme des Klerus an der Gemeinde- und Volksvertretung. Man 
sollte nun allerdings glauben, dass das Bewusstsein der Kirche nicht 
ein anderes in ihrem Leben, und ein anderes, dem Lebensbewusstsein 
widersprechendes in ihrem Gesetze sein könne, sondern dass derselbe 
Geist des Klhristenthums, der im kirchlichen Leben sich manifestirt, 
auch in ihrer Gesetzgebung seinen Ausdruck gefunden habe. Da 
aber Dr. Theodor Fachmann nachzuweisen versucht, dass die Klerikal¬ 
vertretung nach den Bestimmungen des canonischen Rechtes unzuläs¬ 
sig sei, sowohl in Rücksicht auf seine geistlichen Beiufsgeschäfte, als 
auch in Rücksicht auf den Wirkungskreis der Vertretungen, so wird 
er auch erlauben, dass man seine Aufstellungen untersuche. 

Dr. Fachmann fasst zuerst die Berufspfli-chten des Kle¬ 
rus selbst in’s Auge. Da er den Begriff der canonischen Rechts¬ 
bestimmungen hier überhaupt in einem etwas weiten Sinne fasst, 
macht er zur Grundlage seiner Beweisführung den Kernspruch der 
Bibel n Tim. 2, 4. „’OuÄetc otpateoopevo«: sfwiXexsTat täte vou ßioi> 
'npayiia'tetaK:, iva to) cpaTOXoyijoavn ftpeoifj,“ dessen Sinn er noch 
klarer zu machen sucht durch die liebersetznng der Vulgata: Nemo 
militans Deo impUcat se negotiis saecularibus, ut placeat ei, cui se 
probavit. Dem Texte wird die Faraphrase beigefügt: „Der rechte. 
Diener Gottes lebt in völliger Hingebung an seinen kirchlichen Beruf: 
nur auf das Eine bedacht, wie er im Dienste dessen bestehe, der 
auch ihn aussondern liess zum Mitarbeiter an dem grossen Werke 
der Erlösung, kümmert er sich nicht um Dinge, welche, so sehr sie 
erfahrungsmässig Anderen, jä dCn Meisten am Herzen liegen, für 
seine Wirksamkeit, für diesen höchsten aller Lebenszwecke, nichts 
bieten.^^. „Mischt sich nun,“ so lautet der Schluss, „der für die Sache 
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Gottes Geworbene nicht in weltliche Angelegenheiten, so sUid such 
katholische Geistliche, die im Dienste der Kirche, hoch nnd niedrig, 
in jenen administrativen Vereinen als Mitglieder mit Sitz und Sthnne 
‘nicht an dem rechten Platze.^^ So schlagend die biblische Bew^s- 
stelle indessen dem Verfasser^ scheinen mochte, so ist es doch schwer 
zu begreifen, warum er nicht lieber den bisher beliebten Kernsprneh: 
«Regnum meum non est de hoc mundo“ als Schriftbeweis anfuhrte. 
Wahrscheinlich fühlte er es, dass dieser Text nicht beweisend sei, 
und suchte daher «nen anderen Vers. In der Freude über den glück* 
liehen Fund hat er es aber offenbar vergessen, dass „.jene adminishra- 
tiven Vereine“ sich gar oft auch mit kirchlichen Angelegmiheiten 
befassen, in welchem Falle freilich gerade der entgegengesetzte Schluss 
gemacht werden musste. Im Verlaufe des Artikels erinnerte er sich 
zwar wohl daran' nnd führte beispielsweise das Religionsedict und 
den Concordatssturm an. Allein es hevföt ja auch in der Bibel: 
„Quod scripsi, scripsi.“ Was übrigens das ganze Bild betrifft, so 
vergleicht der Apostel das Leben des Christen mit dem Kriegsdienste, 
und fordert namentlich den Bischof auf zur nnermüdeten ThätigkeH 
und vollen Entschiedenheit in der Erfüllung seines Berufes. Dass er 
nun aber damit den Streiter für die Sache Gottes gemahnt habe, am 
Tage des entscheidenden Kampfes gegen Christenthum und Kirche 
Schaftlege zu fordern und sich auf der bekannten Etappenstrasse 
zurückzuziehen, das konnte nur ein Gelehrter herausfinden; der ge> 
simde Menschenverstand wüte nie darauf gekommen. . Der Beweis ist 
gerade so stichhaltig, wie jener, den die Lehrer der Fttnfginnenw^* 
heit nnd die Prediger des Sinnengenusses aus dem Kernspruebe: Spi¬ 
ritus est Deus et eos, qui adorant eum, in spiritu et veritate oportet 
adorare Jo. 4, 24. dedueiren, um den blühenden Boden des religiüsea 
Lebens in eine öde Sandwüste oder in ein todtes Meer zu verwan¬ 
deln und an die Stelle des christli^ien Cultus den Cultus der Mensch¬ 
heit zu setzen. 

Nicht stärket sind die Beweise, welche: Dr. PaduUanii in dem 
Corpus juris canonici gefunden Imt. Man Uitte erwarten sollen, dass 
er auf seiner eigentlichen palaestra, auf diesem mittelalterlichen Boden, 
mit Schwert nnd Schild, in Helm und Panzer erscheinen werde; dotdi 
er tritt auf, wie ein moderner Galaiithomme im Irichten Ballkleide. 
Er begnügt sich damit, aus dem corpus juris canonici einige Stellen 
anzufnhren, in welch^i der Klents zum Studium der Theologie tmd 
des canonischen Rechtes und zum Lesen der heiligen Schrift ermahnt 
wird, und citirt zur Verstärkung des etwas schwachen Beweises noch 
sieben Bibelstellen, welche die Aufforderung des Christen zum anhal¬ 
tenden Gebete enthalten. Das ist denn doch keine Beweisführung,. 
die eine einlässlichere Widerlegung erforderte. Wohl hat die Kirche 
dem Klerus seine Verpflichtung zum Studium der heiligen Schrift 
und der Theologie, und zum Gebete damals wie jetzt nachdrückli^ 
vorgehalten. Aber verliert denn Jemand, der verpflichtet ist The<dogie 
zu studiren und zu beten, und sich nicht ohne Auswahl und Vor- 
. sicht mit Belletristik beschäftigen soll, das Recht und die Befähigung 
an-der Thäti^eit öffentlithen LebCEu thakuBehmen, oder will äm 
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die Kirche dadurch veiWeten, die Mttlich-relifiöfien Interessen des 
Christlichen Volkes in den repräsentirenden Vereinen zn vertreten, 
oder seine Rechte in Betreff der seitlichen und materiellen Güter zu 
Vertiheidigen ? Was soll man aber sagen zu folgendem Schlussver¬ 
fahren : Honorius IQ. traf die Anordnung, dass in Paris das rümische 
Recht nicht ni^r voi^etragen würde, weil es im Frankenreiche nicht 
Geltung hatte, somit der Vortrag desselben als unpraktisch erschien, 
er wollte daher, dass man die KrSfte mehr fdr die Theologie vet: 
wende. Diese klare und einleuchtende Begründung erhält nun bei 
Dr. Pachniann die Wendung: „weil die geistlichen Herren für Stu¬ 
dien des Civilrüchtes mvSel Vorliebe zeigten,* und aus der Anord¬ 
nung wird der Schluss gezogen: Da damals das rSmische Recht in' 
Paris nicht vorgetragen werden sollte, weil es im Leben nicht Gel¬ 
tung hatte, soll sich, dieser canonischen Vorschnft gemäss, jetzt der 
Klerus nicht am Veiiassungsleben betheiligen, da das constitutioneile 
Princip allgeinein herrschend ist. Ist das eine canonische Bew^füh- 
mag, oder ein saltus mortalis? 

Indem' Dr. Padimann fortfährt, die Brfälhing der Berufspflichten 
der Geistlichen zu urgiren, führt er als weitere canonische Beweise 
für seine These noch an, das Verbot der' Cnmidation von Kirehen- 
äratern und dis Residenzpflieht der BBchdfe und Aebte, weil beide 
Vorschriften darin ihren Grund haben, dass die Geistlichen sieh ganz 
der Erfüllung ihrer Berafspffichten widmen sollen. 

Was ntin diese Canoniscken Vorsehriften selbst betrifft, so ste^n 
sie offmbar der Theilnahme des Klerus an den Vertretungen nicht 
.entgegen. Denn §ine Vereinignng m^erer Kirchenämter findet hier- 
effbnbar nicht statt'; die Residenzpflicht der Aebte ist für diesen Fall 
hmlänglieh restringirt durch die Worte: „qnanto frequentfus potnerit.* 
Deu Bischöfen aber gestattet das Concil von Trient selbst ansdrück- 
Keh, auch ohne Anzeige an den Metropoliten, ans ihren Diöcesen sich 
zu entfernen, cum absentia inciderit propter aliquod ranmis et rei- 
pttbiieae officium. Was aber den Zweck dieser Vorschriften betrifft, 
so verdient die Besorgiiiss des Herrn Fachmann, dass die Geistlichen, 
iusbesondere Bischöfe und Aebte, ihrer Bemfssphäre ^nm NaehtheilO' 
der ihnen anvertrauten Diöce^n oder Stifte zu lange Zeit entzogen 
werden möchten, allOrdii^s in dem Grade Anerkennung, als sie red¬ 
lich und aufrichtig ist. Doch ist es ri>en nur sein« , und wie es 
scheint, eine ungegtündete Besevgniss, da er von Unterlassungssünden 
Prälaten aus diesem Grunde, nnd von dün traurigen Folgen der¬ 
selben nichts mitznlheilOD hat. Di^nra dürfte er auch hierüber voll¬ 
kommen beruhiget sein, dass sie bei der Theilnabme an den Vertre¬ 
tungen die Sorge für ihre Heetden nicht vergessen werden. Wenn 
er diese seine BesdEgniss v<m der Kirche anf den Staiat übertragen 
würde, so möchten sieh ans derselben wohl sehr weit gehende Coii- 
sequenzen ergeben, denen nur die Revolution beistimmen könnte und 
deren wirkliche Ausführung zur Auflösung des Österreichischen Kai¬ 
serstaates führen würde. 

Endlich wird zur Begründung der liberalen Wünsche noch an¬ 
geführt die Beschwerde det Uanutkiecua in dev Blütheant der Bureau-. 
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kratie, dass er von den weltlichen Behörden mit zu vielen Sdhrei- 
bereien überladen, und dadurch in der alLseitigen Erfüllung seiner 
Berufspflichten gehindert werde. Dieses würde, meint'Herr Fach¬ 
mann , noch viel mehr der Fall sein, wenn ein Seelsorger Mitglied 
des Gemeinderathes wäre, oder zum Abgeordneten in den Landtag 
gewählt würde. Aber es ist doch etwas ganz Anderes, den gesamm- 
ten Seelsorgskle/us zur Schreibmaschine der Bureaukratie zn machen, 
grösstentheils nur um der Seligkeit des Schreibens und der Freude 
an den Nummern willen, oder aber den Seelsorger, der das Vertrauen 
der Gemeinde geiliesst, die er zu pastoriren hat, zur Theilnahme an 
der Verwaltung ihrer Angelegenheiten zn berufen; denn in diesem 
letzteren Falle wird er seinem Berufe nicht entrissen, sondern in dem¬ 
selben zu allseitiger Wirksamkeit in Anspruch genommen^ Die Ver¬ 
sorgung der Armen, die Verpflegung der armen Kränken, die Erziehung 
verwaluloBter Kinder, die Sorge für die Schule sind denn doch Ange¬ 
legenheiten, die nicht ganz ausser dem Bpmfskreise des Seelsorgers 
liegen. Noch weniger lässt sich aus jeher Beschwerde ein Beweis 
gegen die Wahl eines Geistlichen zum Landtagsabgeordneten ableiten, 
wenn Herr Fachmann nicht etwa die Ueberzeugnng hat, dass nur 
müssige Literaten und überhaupt Leute, -die keine Berufsgeschäfte zu 
versäumen haben, in den Landtagen sitzen und für das allgemeine 
Wohl des Volkes sorgen sollen! 

Das ist in der That die richtige Consequenz der Behauptung, 
dass der Klerus aus Rücksicht auf seine Bemfspflichten an der Ge¬ 
meinde- und Volksvertretung nicht theilpehmen dürfe — die glor¬ 
reiche Re^emng der ..Aula“ mit dem Froletariate. 

12. Herr Dr. Fachmann findet aber die Betheiligung des Kle¬ 
rus an den Vertretungen auch unzulässig in Rücksicht auf die An¬ 
gelegenheiten, die in den Wirkungskreis dieser fallen. 
Von diesem Gesichtspunkte ans besteht die ganze Beweisführung in 
der Erklärung, dass die Würde des geistlichen Standes durch die 
Theilnahme an denselben leiden würde. Vom canoniscben Rechte 
wird dabei fast ganz Umgang genommen und dafür die eigene M^- 
nung etwas breit in folgender Weise dargelegt. Die repräsentirenden 
Versammlungen beschäftigen sich entweder mit rein weltlichen Dingen, 
z. B. Grüweiden-Ordnung, oder mit Angelegenheiten, .,die nicht ohne 
kirchliche Beziehung sind wie z. B. das Concordat und Religions- 
edict. Im ersteren Falle ist es an und für sich klar, dass die Würde 
des Geistlichen die Theilnahme an solchen Geschäften nicht gestatte; 
aber auch im anderen Falle würde er nur sein Ansehen compromit- 
tiren, indem er in der Lage wäre, entweder gegen die leidenschaft¬ 
lichen Invectiven einer kirchenfeindlichen Majorität vergebens kämpfen 
zu müssen, oder, wenn auch die Majorität kirchlich gesinnt wäre, der 
Persiflage redegewandter, „in wahren oder witzigen Geschichten be¬ 
wanderter Gegner,“ und „üem Witze des Gallerten-Publicums“ sich 
blosszustellen. In den früheren, „rein formalen“ ungarischen Reichs¬ 
tagen haben die Bischöfe allerdings unbeschadet der geistlichen Würde 
ihre Sitze einnehmen können, aber nicht mehr in den gegenwärtigen, 
in denen es auf materiellen Ernst abgesehen sei. 
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Als Schriftberreis hStte der „redegewandte^ Professor wohl den 
Kernspruch anttihren können: Non erubesco evangelium, virtus enim 
,Dei est in salutem omni credenti. Pom. 1, 16., wenn anders dieser 
Rath liberaler Klugheit mit dem Geiste des Christenthums und dem 
nrS^rünglichen Bewusstsein der Kirche noch übereinstimmt. Ist es 
aber eines Gelehrten würdig, sieh scheinbar auf den Boden des cano- 
nisehen Rechtes so stellen und mit reformatorischem Ernste gegen 
die Verweltlichung des' Klerus zu eifern, und ihm zugleich zuzumuthen 
aus feiger Furcht vor den leidenschaftlichen Invectiven und dem ge¬ 
meinen Spotte des modernen Liberalismus die heiligsten Interessen 
der Kirche preiszugeben, und sich mundtodt zu verhalten in einem 
Kampfe, in welchem der Ruin oder Fortbestand der ganzen christ¬ 
lichen Wcltordnung in Frage steht? Man wäre versucht, diesen 
weltklngen Rath selbst nur für ein „Sublimat der Persiflage“ des 
Klerus zu halten, wenn nicht der gelehrte Professor durch Erflieilung 
desselben etwas vorlaut aus der Schule geschwätzt und seine Ansich¬ 
ten über das Yerfaältniss von Kirche und Staat ausgesprochen hätte. 
Er fordert einerseits gänzliche Trennung beider Gewalten; denn der 
Klerus soll sich nur mit dem rein Geistlichen beschäftigen und um 
Alles, was ausser den Maliern der Kirche vorgeht, ganz und gar 
nicht kümmern. Er verlangt aber andererseits die Unterwerfung der 
Kirche unter die Staatsgewalt, indem er den Reicbsrath als coropetent 
betrachtet, die kirchlichen Angelegenheiten zu ordnen, selbst Concor- 
dat und Rcligionsedict in den Bereich seiner Berathungen zu ziehen. 
Er redet überdiess sogar der Unterwerfung der Kirche unter den ent- 
christlichten Staat das Wort, indem der Klerus vor einer Majorität, 
die nach Entohristlichung des Staates strebt, sich zurückziehen, und 
ihrer Verfügung die Interessen des Christenthums und der Kirche 
anheimstellen soll. Das aber ist nicht der Geist des Christenthnms 
und das ursprüngliche Bewusstsein der Kirche, sondern die Geistes- 
richtung des grundsatzlosen modernen Liberalismus, nicht der Boden 
des canonischen Rechtes, sondern des sogenannten Religionsedictes, 
obgleich man auf das erstere sich beruft und gegen das letztere einen 
leise« Tadel ausspricht. . 


üeber den Bart der Geistlichen. 

\ * 

(Nach dem Augsburger Pastoralblatt von Prof. Thalhofer 1863. Nr. 13—16.) 

I. Es ist in jüngster Zeit'mehrseitig, namentlich in Bayern, 
der Wunsch ausgesprochen worden, die Geistlichen möchten von dem 
lästigen „naturwidrigen“ Rasiren des Gesichtes ab lassen und wieder 
den altehrwürdigen Bart tragen. Die Mode der Bartlosigkeit sei von 
dem Hofe verweichlichter französischer Könige zu uns herüber ge¬ 
kommen, und es sollte wenigstens der Klerus, welchem Würde und 
ernste Männlichkeit *gar sehr gezieme, einer solchen Mode nicht mehr 
länger huldigen; er könne dnrffli deren Anfgeben und durch die Rück- 
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keJtr zum ^rfurchtgebtetemleii Berte ln ‘deil Ai^eft Vdlkes nur 
gewinnen. Dies veranlasst uuseu einw kurzen Geschichte des Bar^agene. 

Bei den Griechen galt der Bart ins in die Zeiten AleKander’s 
des Grossen herab als eine Würde verieiliender Schmuck (^yXata-, 
xöafioc dvdpög) des reifen männlichen und des Greisen-Alters, und 
wurde daher durchweg gemährt (icä> 7 tt>vo' 9 po 9 fily). Ein starker veHcr 
Bart (nwfiov ßadu<; oder dnouc) gelt als Zeiohen männlicher Tüchtig¬ 
keit; Denen aber, welche sich iü der Scidacht unmännlich und fnrcht- 
sam benmumcn, schor man den (Lippen-) Bart (öici^yv]) zur HäBte 
ab. — Die in den Class,ikern öfters genannten und auch von ihnen 
schon als geschwätzig (dtdöXaoxot xm Xd Kot) geschilderten xeupetc 
hatten nur das Geschäft, den ^rt zu stutsen und ihm die bei den 
verschiedenen Ständen verschiedene Form zu geben. Den Bart ganz 
zu scheeren, ward unter den Griechen erst seit Alexander dem Grossen 
gebräuchlich. Anfangs fand diese, wie es scheint aus Aegypten ge¬ 
kommene Sitte, unter den Griechen grossen Widerspruch, wurde aber 
bald allgemein; nur die Philosophen, namentlich ^e Stoiker Hessen 
nicht vom langen Barte, der in Folge dessen sprüeh- und stichwört- 
lieh wurde. 

Auch die alten Römer trugen durchweg den Bart, bis im.Jaltre 
454 der Stadt P. Ticinius Maeua den wsten Bartscheerer aus Sicilien 
nach Rom brachte. Seitdem nahm die Sitte, sich den Bart theils 
scheeren (tondere) theils abrasiren (rattere) zu lassen, unter den Rö¬ 
mern immer mehr überhand; zuletzt tragen fast nur noch die Sola- 
yen den vollen naturwüchsigen Bart, ühd Hess ihr Herr sic frei, so 
war. es ein oharakteristisches Zeichen der erfolgten. manumissio, dass 
sie nun alsogleich dmi Bart sich abnehmmi Uesseti. Nur zur Zeit und 
zum Zeichen der .Trauer liess auch der freie und vmmehrae Römer 
seinen Bart wachsen; baröa profnissa gehörte zum habitus a&rdida- 
torum. Alle Bildnisse der römischen Imperatoren bis auf Hadrian 
sind bartlos; dieser Kaiser liess den Bart wieder wachsen, um seine 
Muttermale im Gesicht zu verdecken, udd die Kaiser von ihm bis 
auf üonstantin exclusive sind auf Münzen und Btatuen meistentheils 
wieder mit Bärten abgebildet ^). 

Die alten Hebräer liessen, wie alle Morgenländer (die Aegyp- 
ter ausgenommen) den Bart wachsen, gaben ihm aber durch Zustutzen 
verschiedene Gestalten, deren einige durch das mosaische Gesetz ver- 
■ boten wurden (Lev. 19, 27.). Der Bart galt ihnen als die grösste 
Zierde des Mannes, und Jemanden seinen Bart gewaltsam abscheeren 
oder verunstalten, als die empfindlichste, erniedrigendste Beschimpfung 
(H Kön. 10, 4 ff. Isai. 7, 20. 50, 6.); den Bart, das natürliche Zei¬ 
chen der Mannbarkeit verletzen, mess den Man« in seiner Würde, 
so zu sagen im üentnun seiner Persönlichkeit verletsen; ,beim Bdrt 
schwören war und ist dem Orientalen so viöl, als bei seiner 


1) Vgl, die Bildnisse der sämmtlichen röttüschSn Kaiser in „Qirolami Bosdlii 
Solnmario delle vite de gl’ imperatori Bontani." 2ar Beschiebte des Bartes bei Griechen 
and Römer vgl. Bikhtt, GaHns lil. Bd. n. CSiariklds III. Bä. besonders Hotomanni 
4e barlM in PiCaei leZloon ROÜ^q. toitt. I. pag> tS8 eqq. 
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Manneswünle tdnrüren, den Bart segnen, heSsst niclAs Anderes, als 
dem Manne als solchem, in allen Beziehungen s<!fnes Seins und 
Wirken^ Segen wdnschen. Die Ehre, welche dem Bart erwiesen 
wird, gilt ganz speciell dem Manne als solchem, seiner Mannes¬ 
würde; daher die orientalische Sitte, dem Bintretenden zum Zeichen 
besonderer Verehrung den Bart zm beräuiMrn oder mit wohlriechen¬ 
dem Wasser zn bespritzen; Jemanden auf den Bart speien oder den¬ 
selben sonst wie besudeln ist der grösste Frevel, den man an Einem 
begehen kann, und vorsctzt bis zur Stunde jeden Orientalen in Wuth 
(vgl. Wilhelm v. Thyrui, hist, belli sacri. lib. 11. cap. 11.). Nur 
in tiefer Trauer und zum Zeichen, dass er in seinem innersten Wesen 
angegrifito sei, schnitt der Hebräer seinen Bart ab oder zerraufte ihn 
(Isai. 15, 2. Esra 9, d. Baruch d, 30.)*. Der Scl-ave durfte gar 
keinen Bart tragen, weil er eben die volle Mannes würde (im Barte 
symbolisirt) uiebt besass; auch Verbrechern wird jetet noch im 
Orient^ der Biwt abgescboren, und gertUle dieses, dass der Verbrecher 
seines Bartes irich unwürdig gemacht, ist Gegenstand des allgemeinen 
Bedanerns; denn durch Abscheeren des Bartes werde das Angesicht 
mehr beschimpft als durch das Abschneiden der Nase (vgl. Arvieux, 
Nachr. HL, 183 t.). 

Dem Gesagten zufolge ist nicht zu bezweifeln, dass Christus 
der Hwr und seine Apostel als Orientalen und in specie als Juden 
einen Bart getragen haben; sowohl die Abgarsbilder als der apokryphe 
Brief des Lentulus an den römischen Senat zeugen dafür, dass man 
nch schon in alter Zeit den Heiland durchweg als Bart tragend vor- 
stellte; im Brief des Lentulus heisst es von Christo: „sein Bart ist 
stark, an Farbe den Haar^i gleich (d. i. weingelb), nicht' lang, aber 
in der Mitte gespalten diese Bartform begegnet uns auch auf den 
Abgarsbildern. — 

Man möchte nun erwarten,' dass die christlichen Männer, 
dass insbesondere die Bischöfe und Priester, als Nachfolger und 
lebendige Nachbilder Christi von jeher und allenthalben in der Kirche 
werdeii einen Bart getragen habei); allein dem ist nicht so, und die Beru¬ 
fung unserer bartfireundlichen Geistlichen auf das christliche Alterthum 
ist ihnen keineswegs so günstig, als man meinen möchte. Ein (Jeher- 
blick über die Geschichte des Bartes der Geistlichen Wird das zeigen 1 

n. Die Apostel wünschten und sprachen es in ihren Send-: 
schreiben öfters ans, dass Diejenigen, welche sich auf ihre Predigt 
hin zum Christenthum bekehrten, an ihren bisherigen äusseren LebCns- 
verhältnissen möglichst wenig än^rn sollten, um das Christenthum nicht 
aofEalleiid oder verhasst zu machen. Viele Gelehrte nehmen an, mmi 
habe sich in den ersten christlichen Jahrhunderten nicht einmal 
eigener Cultgewänder bedient, sondern die Liturgie in pro¬ 
fanem Gewände gefeiert; um so weniger koiinte es einem Apostel oder 
anderen Glaubensboten in den Sinn kommen, in so untergeordneten 
Dingen, wie die Barttracht ist, am Herkommen etwas zu ändern, be¬ 
stimmte Vorschriften hierüber — und wäre es auch nur für den 
Klerus — zu erlassen. Abgesehen davon, dass solche Vorschriften 
wie ein neues Cäremonialgesetz erschienen wiren, so mnsste es s«buu 
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aas Rücksicht anf die Christenverfolgvngen als noawecknoiieai^ er- 
sclieinen, die ^Gläubigen — Laien oder Kleriker — durch ein eigenes 
Bartgesetz zu binden. Damit i.st nicht ausgeschlossen, dass, manche 
gläubig Gewordene ihre Bekelurer aus freien Stücken auch im Aeus- 
seren nachgeahmt, z. B. aus Verehrung für ihren Vater in. Christo, 
den heiligen Paulus, gleich ihm sieh den Bart haben wachsen lassen, 
u. dgl. Im Allgemeinen wird man aber sagen müssen, was die Bart¬ 
tracht betrifft, habe das Christenthum bei seinem ersten 
Auftreten am Herkommen nichts geändert, Laien und 
Klerikern völlige Freiheit gelassen i). 

Nun sahen wir, dass in Griechenland und Rom die Sitte, den 
Bart zu scheeren, in der Zeit vor Christas zumal in den höheren 
Ständen weit verbreitet, im Orient hingegen nahezu unbekannt war. 
Nach den auf Münzen und Statuen auf uns gekommenen Bildnissen 
der römischen Kaiser zu urtheilen, herrschte dagegen in Beziehung auf 
Barttracht sowohl in Italien als Griechenland in der Zeit nac}^ Chri¬ 
stus ein mannigfacher Wechsel; während die Kmser bis auf I^drian 
bartlos sind, erscheinen von da an bis auf Constantin den Grossen 
die meisten wieder als bebartet; von den Kaisern nach Constantin, 
selbst von denen des oströmischeu Reiches, bis herab auf Karl den 
Grossen, sind die einen bebartet (die längsten Bärte haben Julian der 
Abtrünnige, lleraclius und Constantin IV.) die anderen nicht; auch 
begegnen uns an ihren Bildnissen die verschiedensten Bartformen. Es 
ist dahm: auzunehmen, dass auch unter den christlichen Laien und 
Klerikern der ersten Jahrhunderte — zumal in der abendländischen 
Kirche keine Einheit in Beziehung auf die Barttracbt geherrscht habe. 

Die Nachrichten aus älteren Kirchenschriitstelle{n über den Bart 
sind ziemlich spärlich. 

Der cartiiaginiensische Presbyter Tertullian (f c. 210) be¬ 
klagt sich in seiner Schrift de cultu foerninarum unter Anderem auch 
darüber, dass selbst Männer sich aus Gefallsucht zur Putzsucht 
hinreissen lassen, die auch auf den Bart sieh erstrecke: „proprias 
praestigias formae et hic sexus (sc. viriUs) agnoscit, harbam acrius 
caedere interveUere^ etc. Hiernach galt es als Putzsucht, den Bart 
scharf und glatt abzuscheeren, ihn stellenweise (durch Auszupfen der 
Barthaare) ganz zu vertilgen, und es darf als Regel angenommen wer¬ 
den, in Afrika habe man in damaliger Zeit den Bart nicht abrasirt, 
sondern entweder ganz wachsen lassen oder nur zugeschnitten. — 
Auch Lactantius, vielleicht gleichfalls ein Afrikaner, spricht sich 
entschieden gegen die Rasur des Bartes aus: „oef cuUm usque nova- 
cula vel catinensi pumioe (Bimsstein) rädere est effeminatorum vel 


1) Schon Batramnns von Corvey (9. Jahrhundert) ruft den Cb-iechen, welche 
die Abendländer wegen ihrer Bartloeigkeit verketzerten, zu: „Dicant redarguentea, 
quid hlnc vel in novo vel in veteri testamento praeceptum reperiatur! et, ut plus 
inferam, quid in apostolorum scriptis vel ecclesfasticorum institutis magistrorum hinc 
esse determinatum insinuare posaunt? Est enim istud sient reliqoa multa singularum 
conauetud4ni derelictom ecolesiarum, ut pro respectu mi^ormn eapitia oomam aive 
barbam natriant vel tosdeaitt^ 
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cjmaedorom { barbao enim ratio incredibile est, quantifin cooferat ad 
dignoscendam corporom matnritatem vel ad differentiam sexas vel <td 
decorem virilitatig et roboris. Hircus barbae fldueia, naturae etiaai 
qnodäm instincta ovibus sese et raascultim femineo praeferena ante- 
cedit.“ cf, de opif. Dei. cap. 7. (wo wir übrigens nur einen Theil 
dieser von Lupus angeführten Stelle finden konnten.) 

Würen die Akten des sogenannten vierten Coucils von Cartha^, 
das im Jahre 39S stattgefnnden haben soll ^), ficht, so hfitten wir in 
deren 44. Canon die erste, von einer kirchlichen Autoritfit im Occi- 
dent ansgegangene Norm in Beziehung anf den Bart der Kleriker; 
diesmr Canon lautet: „Glericus nec comam nutriat nee barbam,^ we* 
durch übrigens nur die barba pronHssa nach Art der damaligen 
Mönche, nicht aber auch der kürzere Bart verboten oder gar die Rasur 
geboten ist. Doch sei bemerkt, dass gute Handschriften lesen: „nec 
berbsm radat,^ so dass der fragliche Canon'in mehr fils einer Be¬ 
ziehung nicht viel beweist. 

Aus mehreren Stellen des heiligen Hieronymus ersehen wir, 
dass zu seiner Zeit viele Mönche einen laugen Bart trugen und auch die 
Haare durchaus wachsen liessen; in seinem Briefe ad Rnsticum ereifert 
er sich gegen solche Mönche, die bei all’ ihrem mönchischen Aus¬ 
sehen doch das consortium muliernm nicht miedrtai; videas nonnullos 
accinctis renibus, puUa tunica, barba prolixa, a molieribns non posse 
discodere; und anderwfirts ruft er auk: „viros füge, quibus foeminei 
contra apostolum (I Cor. 11, 15.) crines-, hircorum barba, nudi hi 
patientia frigoris pedes.^ Ans seinen scharfen Aeussemngen gegen 
Jovinlan, der früher Mönch (und longobarbus) war und nachmals sein 
Kloster verliess und Kleriker wurde, lässt sich der Schluss ziehen, dass 
die Kleriker der römischen Kirche schon damals keinen, 
wenigstens keinen längeren Bart trugen; er ruft nämlich 
dem Jovinian zu: quamquam barbam raserit, inter hircos^) numera- 
beris^ (sc. in die judicii). — Der heilige Augustin äussert sich 
unseres Wissens über den fraglichen Gegenstand nirgends in solcher 
Weise, dass wir bestimmte Schlüsse auf die Barttracht der. Kleriker 
zu seiner Zeit nnd in seiner Kirche ziehen könnten. In seinem Psal- 
mencqmmentar kommt er Öfters auf den Bart zu sprechen, findet in 
ihm ein Symbol der Vollkommenheit u. s. w. „barbä virtns ostendi- 
tur;^ (in Ps. 33. n. 4.); „barba significat fortes, juvenes strenuos, 
impigros, alacres; ideo, qnando tales describimus, barbatus homo est 
' dicimtts.‘‘ (in Ps. 132. n. 7.); und de civ. Del (lib. 22. cap. 24.) 
bezeichnet et den Bart als „virile ornamentum.‘' Es dürfte hiernach 
zu Augustin’s 2<ert — wenigstens in Afrika — das Barttragen noch 
ziemlich allgemein nnd auch den Klerikern nicht Terboten gewe¬ 
sen sein. 

Uebrigens mtus sich noch im Laufe des frühesten Mittelalters 


1) Es ist das aber aBwahrachelalieb und es sind die Akten unächt, übrigen! 
gleichwobl sehr alt; vgl. HefeU, Conciliengesoh. 1. Bd. Der Canon steht auch im. 
eoQ». jw. can., Deoretaliom lib. S. tit. 1. can. 5. 

8) Mit Anspielung auf den langen Bart (Bvcksbart), den er als Ifönth getragaa, 
frsblr Ui WrsiMatssW. S, 7 
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in 4er abendläadischeo KircJbe — ob auf dem Wege der Grewehnlidt 
oder der Verordnung, wissen wir nickt die allgem^ne Praxis 
gebildet haben, dass die Kleriker keinen Bart tragen, ihn 
entweder ganz abscbeeren (rädere) oder doch sehr kurz zuschneiden 
(tondere) ; zwischen dem Einen und Anderen unterscheiden die iUte- 
ren Documente nicht genau. Man berief sich wie für die Kopf* so 
aheh für die Bart-Tonsur auf das Beispiel des heiligen Petrus, 
des Gründers der römischen Barche; ja einige Documente reden 
geradezu von einer dessbezüghchen Anordnung des heiligen Petrus. 
So führt Lupus (opp. tom. 3* pag. 347.) aus der „Gompilatio chro- 
uologica^^ eines unbekannten, aber wie es scheint sehr alten Autors 
{ad annum 50) felgende Stelle an: „Petrus a paganis captus ^ et 
ad hidibrium Chri$tianorum barba ragu$ et capite decalvatus et in, 
gyrum attonsus, hoc deinceps ipse in mysterio in ecclesia fieri muA- 
tuit“ Mag was hier über Petrus erzählt wird, immerhin nur in’s 
Gebiet der Sage gehören, so fand es gleichwohl Glauben, übte auf 
die Anschauung, des frommen Mittelalters Einfluss, und hatte zur 
Folge, dass während des Mittelalters der Klerus in der abendländi- 
sdien Kirche den Bart entweder ganz abschor oder ihn doch Jtur 
sehr kurz trug, wie man einen solchen kurzen Bart auch an den Ab¬ 
bildungen des heiligen Petrus und an denen der meisten /Pikste ans 
den ersten drei bis vier Jahrhunderten sieht. — Beda der Ehrwür¬ 
dige (zu Anfang des 8, Jahrhunderts) erzilUt in seiner Kirchen- 
geschichte (lib. 4. cap. 14.) von einem frommen Knaben, der auf 
seinem Sterbebette in einem Gesichte die Apostelfürsten sah, und von 
ihnen unter Anderem sagte : „unus quidem attonsus erat, ut Cleriom, 
alius barbam habebat prolixam, dicebsntque, qood unus eorum Petrus, 
alius vpoaretur Paulus." Die Stelle lässt jedenfalls. Wenn auch nur 
indirectedaranf schliessen, dass man sich schon damals den heiligen Petrus 
ohne langen Bart dat^te, und dass auch die Kleriker wohl mit 
Kücksicht auf Petrus keinen solchen trugen., — Aus den Aeusserungmi 
des Amalarius (de eccl. off. lib. IL c. 5. lib. IV. c. 39.) und 
Bhabanus Maurus (9. Jahrhuudm’t institiit cleric. lib. L c^. 3.) 
lässt sich keine sichere Folgerung in Beziehung auf ^e Barttraoht d«r 
Geistlichen in damaliger Zeit ziehen; übrigens scheint aim ihren Be- 
ruhmgcn auf Ezech. 5, 1-, wo in gleicher Weise vom Abscbeeren 
der Haupthaare nnd des Bartes die Bede ist, doch hervorzugehcn, 
dass die Kleriker jener Zeit .schon allgmnein auch den Bart scho¬ 
ten, gerade so, wie den oberen Theil des Hauptes, auf dem sie die 
sogenannte tonsura Petri tcugmi. Dass die Kleriker des Abend¬ 
landes im 9. Jahrhundert und wohl schon lange zuvor 
allgemein den Bart zu scheeren und stdiin gar keinen Bart 
zu tragen pflegten, wird ganz klar aus den Vorwürfen ersichtlich, 
welche der verschlagene Patriarch Photius von Constantinepel in 


1) „ut barbae quidem signum, uon barbam geetare videreieur.“ 

2) Nach Beda geschah es zu Antiochia; vgl. Atnalariu« de eeel. off. Ub. 4. 
e. 39.) dagegen seine Aeusserong lib. 2. cap. V. und D%tranH» (Durandus) Bationale 
lib. 2. csp. i. n« 3t, 
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selhem Schreiben an die Patriarchen und Bischöfe des Orients den 
von ihm<30 sehr gehassten Occidentalen macht; einer dieser Vor¬ 
würfe lautet: ^quod Clerici eorum barbas rädere non abnuant;** ein 
Vorwurf, welcher in den nachfolgenden Streitigkeiten zwischen Orient 
und Occident unzählige Mal wiederholt und von Cärularius zuletzt 
dahin erweitert wurde, dass er nicht mehr sagt Clerici, sondern kurz¬ 
weg Latini barbam radunt. Der Cardinal Humbert, Legat Leo’s 
am Hofe zu Constantinopel erzählt: „Graeci, capillos capitis ac bar¬ 
bam nntrientes, eos, qui comas tondent et secundum institutionem 
romanae ecclesiae barbas radunt, in communtonem non recipipnt.* 
Einen- von den Abendländern zu Constantinopel eingesetzten Patriar¬ 
chen betrachteten die Griechen, weil er keinen Bart hatte, als den 
von Daniel vorausgesagten Gräuel an heiliger Stätte (cf. Lupus tom. 
m. pag. 347.). Air das setzt voraus, dass die abendländischen 
Kleriker wie ira 9. Jahrhundert, so wohl auch schon früher 
gleich dem Eopfb auch das Gesicht glatt geschoren hatten;' hätten 
sie wenigstens kurze Bärte getragen, so hätten die erwähnten Vor¬ 
würfe um so wertiger einen Sinn, als auch im Orient, wie wir sehen 
werden, wenigstens in älterer Zeit die Bärte nicht lang getragen 
wtirden, und die alten griechischen Väter sich nur gegen die Rasur 
des Bartes erklärt haben. 

Der grosse Papst Nicolaus, I. setzte in einem eigenen Schreiben 
die Bischöfe im' Reiche Karls des Grossen von den Vorwürfen ip 
Kenntniss, welche Photius und seine Anhänger den Abendländern ge¬ 
macht; „quin et reprehendere satagunt, quia penes nos Clerici barbas 
rädere suas non abnuunt,“ schreibt Nicolaus, und fordert die Bischöfe 
auf, diese Vorwürfe zu widerlegen. Eine solche Widerlegung schrieb 
auch der Mönch Ratramnus von Corvey i), der mit Recht bemerkt, 
es sei lächerlich, dass die Griechen wegen einer so kleinlichen Sache 
einen solchen Lärm machten; „quid enim refert, ad justitiae non tan- 
tum profectionem verunr etiam inchoationem barbae detonsio aut con- 
servatio ?“ Weder Schrift noch apostolische Tradition, sagt er, habe 
in fraglichem Punkte etwas bestimmt, sondern lediglich die Gewohn¬ 
heit, die bei verschiedenen Völkern verschieden sei; „aliis inest mos 
barbam seu caput tondere, nonnnllis quidem barbam non tondere, 
caput vero totum nudare (Griechen) nonnullis (Kleriker des Abend¬ 
landes) autem placet fadem püis omnibus spolia're, verticem capitis 
capillorum ,ton8ione detegere relicta capUlorum parte (Petrinische Ton¬ 
sur), quae inter nudati verticis partes et tempora consistit; at vero 
quidam barbam cum attondent, caput ex parte tondent et detonsnm 
ex parte relinquunt.“ — 

TTT . Als sieh der Klerus'auf der Insel Sardinien, die zum 
römischen Patriarchat gehörte, im 11. Jahrhundert nach Art der 
Orientalen den Bart wachsen Hess, erklärte sich Papst Gregor V^. 
entschieden dagegen, und zwang den Erzbischof von Gagliari, rioi 


1) Seine Widerlegung ist die gründlichste und zu finden bei Daobery, Spiet- 
leghnn tom. I. pag. 63 sqq. Weniger gründlich ist die des Aeneas Parisiensis, ibid« 
pag. 113 sqq. 
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naeh abendländischer Sitte den Bart zn scheeren; ^eoägiinus enm^ 
80 schreibt der Papst an Orzokus, rector Sardiniae, ut quemadmodum 
totiu8 occidmtalis ecclesiae Clerus ab ipsis fidei christianae primor- 
düs barbam radendi morem tenuit, ita et ipse frater noster , veste^ 
archiepiscopus, räderet, ünde et eminentiae qnoque tuae praecipimus, 
ut ipsum seu pastorem et patrem spiritualem suscipiens et auscultans 
cum consilio ejus omnem tuae potestatis clerum barbas rädere facias 
et compellas.“ (Cf. Lupum 1. c.) — Ein Concil zu Bourges (a. 1031) 
schreibt den Klerikern vor: „tonsuram ecclesiasticam haheant, hoc 
est barbam rasam et coronam in capiteein anderes zu Cajazzo 
(ä. 1050; im Neapolitanischen): „semper coronas apertas haheant ct 
barbam radani.“ 

Schon aus Documenten des 10. Jahrhunderts und noch bestimm¬ 
ter aus solchen der folgenden Zeit geht klar hervor, dass die Laien 
damals einen (langen oder kürzeren) Bart zu tragen pflegten i), und dass 
sich die Kleriker,. wie durch die tonsura capitis, so auch speciell 
durch ihre Bartlosigkeit von den Laien unterschieden. 
Jjer Bischof Ratherius von Verona (10. Jahrhundert) klagt über die 
Verkommenheit mancher .Kleriker, die sich nur noch äusserlich durch 
die Haupt- und Bart-Tonsur von den Laien unterscheiden: „ad tan- 
tam consuetudo impulit impudentiam, ut solummodo barbiraaio et 
vertice cum aliquantula vestium dissimilitudine distarc eos videas a 
ritu laico.^ — Auf dem Coiicil zu Limoges (a. 1031) kam auch der 
Vorwurf zur Sprache, welchen die Griechen dem abendländischen 
Klerus wegen der Bartlosigkeit machten, und wird als Rechtfertigungs- 
Grund für diese letztere ausdrücklich die Ausscheidung von den 
Laien angeführt. Wir theilen die Stelle, die auch anderweitig in 
der Bartfrage orientirt, in extenso hier mit: „quid orieutalibus vel 
occidentalibus clericis usus barbam radendi vel non radendi offlcere 
ad religionem videtur ? Isti (occidentales) Petrum apostolum aucto- 
rem hujus consuetudinis habent, et cum auctpritate hanc tenent ratio- 
nem, rationabile esse dicentes, Clericos a Laicis sicut in vita ita in 
corporis habitu differre ; quocirca hic mos (barbam radendi) apud 
nos 'potius prodesse quam obesse perspicitur. Illi autem (orientales) 
barbam non radendi morem eligunt, Paulum sive Jacobum fratrem 
Pomini, apostolos in autoritatem sibi assumentes. Qui cum eutoribus 
rationem conjungunt, rationabile esse dicentes, Clericos sicut et Lai- 
cos decorem in fade servare virilem juxta dignitatem humanae con- 
ditionis a Deo creatam, quae solum virum barbam propter decorem 
habere voluit.“ Sofort wird gesagt, weil jede dieser zwei verschie¬ 
denen Gewohnheiten sowohl eine äussere Auctorität als einen ver¬ 
nünftigen, inneren Grund fiu sich habe, solle jeder Theil bei der 
seinigen verbleiben und den anderen nicht tadeln (Hardouin tom. VI. 
pag. 878.). Das Concil von Toulouse 1119 belegt den Kleriker, 


1) Kicht nur in England, Frankreich und Deutschland, sondern auch in Italien, 
WO seit dem 5. Jahrhundert und nachmals besonders durch die Longobarden die Sitte 
des Barttragens wieder die weiteste Verbreitung fand; vgl. Lupus, tom. IV. p. 35^ sq. 
und Otuber s. v, Bart, 
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welcher „tamquam laicus' comam barbamque nutrierit“ mit der Ex- 
commuhication: und Alexander III. verordnete: „Clerici, qui comam 
imtriunt et batham, etiam inviti a suis Archidiacoiiis tondeantur,“ 
eine Stelle, die auch in’s Corpus juris canonici Ubergegangen ist 
(Decretalen lib. III. tit. 1. cap. 7.). 

Aus Durantis (Rationale lib. 2. cap. 1. n. 32.) ersehen wir, dass 
zu Ende des 13. Jahrhunderts die Kleriker noch allgemein den Bart 
zu scheeren pflegten, und erfahren wir auch einen symbolischen 
Grund "dafür; er schreibt: „longitudo capillorum mulUtudinem signi- 
fi'cat peccatorum. Hinc jgitur Clerici barbas sibi rädere informantur. 
Ratio namque capillorum barbae, qui ex superfluis stomachi provenire 
dicuntur humoribps (!), designat, quod vitia et peccata, quae ‘in nobis 
mperfl.ua sunt, resecare debemus. Radimus enim barbas, ut per inno- 
centiam et humilitatem puri videamur,' et angelis, qui semper in 
juvenili aetate florent , coaequemur.'* — Gegen Ende des 14. Jahr¬ 
hunderts verbietet eine Kölner Synode (a. 1371) den Klerikern sub 
poena excommunicationis, den Bart zu nähren ; schon ettras früher 
war in der Kölner Diöcese bestimmt worden, dass jeder Kleriker, der 
^seinen Bart über je vierzehn Tage stehen lässt, ipso facto suspendirt 
sein solle (Hartzheim IV. 500.). Die deutschen Synoden des 15. und 

16. Jahrhunderts schreiben gewöhnlich nur vor „Clerici barbam ne 
nutriant ^), schliessen also das Tragen eines kurzen Bartes nicht aus, 
ja gestatten es mitunter sogar ausdrücklich, während sie „barbam 
prolixiorem hircorum et caprarum more“ (Bocksbart) ebenso die lan¬ 
gen, geflügelten (alatae) Schnauzbärte (mystaces) entschieden unter¬ 
sagen, selbst unter Androhung von Suspension und Geldstrafen (Har- 
lem. a. 1564; Olmuc. a. 1591); all das, „ne hirsutioribus barbis sil- - 
vestres homines referant“ — „ne videantur homines militares imitari.“ 

■ — Die Synoden, welche nach der Mitte des 16. Jahrhunderts und im 

17. Jahrhundert in Deutschland, den Niederlanden und Frankreich 
gehalten wurden 2), setzen schon fast alle voraus, dass auch die 
Kleriker einen Bart tragen, und schreiben nur vor, dass er nicht 
sei „nimium longa aut lata“ (Augustan. 1610) ,,nimis prolixa,“ „alata,“ 
„non a mento in acutum incisa“ (langer, zugespitzter Knebelbart); 
„ne mystaces (Bart an der Oberlippe) ita alantnr, ut ex superiore 
labro in alas excrescant (geflügelter Schnauzbart); ein besonderes 
Gewicht legen seit der Mitte des 16. Jahrhunderts, seit welcher Zeit 
das Barttragen unter den Geistlichen ziemlich allgemein gewesen zu 
sein scheint, die Synoden darauf, dass bei Priestern der Bart an 
der Oberlippe gehörig zugeschnitten sei, so dass er ihn bei 

, der Sumptio Ss. Sanguinis nicht'hindere, nicht Anlass zur Ver¬ 
unehrung des heiligsten Blutes werde; presbyteri barbam ad superius 


1) Halberstad. a. 1409. Wratislav. a. 1446 u. 145C. Bamberg. 1491. Swerin. a. 
1492. Basil. a. 1503.; ^radi procurent.“ Harlem. a. 1564. Mechlin. a. 1570. Antwerp, 
a. 1576. Wratislav. a. 1580. 

2) Camerao. a. 1586. 1631. Ölmuc. 1591. Trident. 1593. Brixin. 1603. Culm. 
1605. Prag. 1605. Antwerp. 1610. Warm. 1610. Buscoduc. 1612. Osnabg. 1625 Bedun. 
1626. Namur. 1639. Audomarr 1640. Tornac. 1643. Gaudav. 1650. Trevir. 1678. 
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labrum ita jucisam habeant, ut sumentibus Christi sanguinem nullom 
impedimentum afferat.“ 

Werfen wir mm von den kirchlichen Bestimmungen weg 
noch einen prüfenden,Blick auf die Abbildungen, so finden wir 
die mittelalterlichen Päpste fast durchweg als bartlos, nur einzelne 
mit kürzereu Bärten abgebildet (vgl. die Abbildungen der Päpste in 
Borghi Sebast. chronolog. eccles.). In^ dem Werke von Vemtti, 
nnmismata rom. pontif. finden sich, nach* Münzen gezeichnet, die Por¬ 
träte aller Päpste von Martin V. bis auf Benedict XIV. Von Mar¬ 
tin V. bis auf Paul in. (erwählt 1534) sind sie völlig bartlos; Paul 
linr., Julius III., Marcellus 11., Pius V. (der Heilige) Gregor XIII., 
Sixtus V., Urban VII. und Innocenz IX. haben ziemlich lange Bärte, 
alle übrigen bis auf Innocenz XLL (erwählt 1691) kürzere, jedoch 
so, dass die je späteren immer weniger (manche nur am Kinn) be- 
bartet erscheinen; der Bart an der Oberlippe, wenn sie~ einen solchen 
haben ist regelmässig so zugeschnitten, wie es die oben angeführten 
Verordnungen in Rücksicht auf die Sumtion des heiligsten Blutes 
verlangen *)• 

In Rom erschienen 1751 in einer prachtvollen Ausgabe die 
Porträte der Ordensgenerale der Gesellschaft ^esu (decli- 
neavit Westerhouft, vitam scripsit Galeotti.). Diese haben bis herab, 
aufs Jahr 1661 alle einen kurzen Kinn- und Backenbart und einen 
vorschriftsmässig zugestutzten Oberlippen-Bart; auch den heiligen 
Xaverius sieht man bekanntlich so abgebildet, dessgleicheu den heili¬ 
gen Franz von Sales u. s. w. Der iiu Jahre 1661 erwählte Jesuiten¬ 
general Oliva ist bartlos, sein Nachfolger Noyelle hat einen Ober-' 
lippenbart und nur noch ein kleines Büscbelchen Kinnbart 2), Thyrsus 
Gonzalez (erwählt 1706) nur noch einen Oberlippenbart, und die fol¬ 
genden sind völlig bartlos 3). 

Im Jahre 1726 erschien zu Augsburg das herrliche Werk 
„Roma saucta“ etc. (autore Conlin, calcographo Kolb), worin sich die 

1) Vgl. auch die sehr schönen Porträte der Päpste von Urban VI. bis auf 
Gregor XIII., gedruckt an Strassburg bei Jobin 1573. 

3) Auch Bartholomäus Holzhäuser (1658) wird so abgebildet. , 

« 3) Auf den Porträten in der Domkirohe an Augsburg erscheinen die sämmt- 

liehen Biachöfe des früheren und späteren Mittelalters als bartlos. Erst Cardinal Otto 
(Mitte des 16. Jahrhunderts) hatte einen kürzeren, sein Nachfolger (Joh. Kgloff von 
Knöringen) einen ziemlich langen und starken Bart; dann folgen nur noch zwei be- 
bartete Bischöfe (Otto von Gemmingen und Heinrich von Knöringen); hierauf meh¬ 
rere mit Perrücken und ohne Bart; von Bischof Joseph an sind auch die Perrücken 
vom Haupt der Bischölb verschwanden. Sind auch die fraglichen Abbildungen der 
vielen Bischöfe in der Domkirche nicht lauter Porträte, so lassen sie doch ganz klar 
ersehen, dass das Barttragen Seitens der Kleriker verhältnissmässig nur ganz kurze 
Zeit gedauert habe. (Auch in der langen Reihe der Freisinger Bischöfe durch 
mehr als ein Jahrtausend sind, wie das Münchener Pastoralblatt 1863. Nr. 19. S. 78. 
bemerkt, nur sieben bebartete Bischöfe, Waldo f 906, der heilige Lamport f-957, 
Gottschalk 1006, Gottfried 1314, deren Bilder übrigens schwerlich auf sicherer 
Tradition beruhen, Ernest (Sohn des Herzogs Albert V. von Bayern) *|* 1612, Veit 
Adam f 1651, welche zwei einen Vollbart zeigen, und Albert Sigismund f 1685, der 
eioea gMChniegeltexi Oberlippenbart trägt.) 
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getreuen Portritte säurnUieher Ger^miUe finden, die im #ebre 17.84 
bei der Wahl Benedict Xlll. im Conclare waren; sie sind alle 
völlig bartlos mit Ausnatune des einzigen Ludovicus Belluga, 
eines Spaniers, der cdnen sehr zogescbnittenen Eonn- und Oberlippen' 
hart trägtw Dagegen haben die meisten dieser CardiniUe (diejenigen, 
welehe religiösen Orden angehören, aasgenommen) uncanonisch lange 
Haiure, oder ungeheure Allongen-Ferrticken. Die französische Mode 
hatte, wie es scheint zuerst über den höheren Klerus in Italien, 
Deutschland u. s. w. den Sieg davon getragen; de» höheren folgte 
dann auch (wenigstens quoad rasuram barbae, die Perrücken wurden 
den Geistlichen verboten) der niedere. Schon zur Zeit Ludwig XHI. 
kam in Frankreich die Sitte auf, nur noch einen kleinen Büschelbut 
am äussersten Ende des Kinns zu tragen; unter Ludwig XIV. sodann, 
c. 1680 verschwand in Frankreich der Bart ganz aus der Mode. Wie 
das Nämliche gar bald auch aussertialb Frankreichs, heim höheren 
und niederen Klerus geschah, ist aus all’ den erwähnten Abbildungen: 
ersichtln^. Von Seite des Klerus war das ein« — wenn auch unbe¬ 
wusste und durch die weltliche Mode veranlasste — Rückkehr zur 
altkirchlichen Gewohnheit, zufolge welcher der abend¬ 
ländische Klerus Jahrhunderte lang sich den Bart zu 
soheeren gepflegt hatte. 

Diese uralte Gewohnheit in seiner Diöcese wieder zu Gellung! 
zu bringen, liess sich schon 100 Jahre vor dem Berjrschendwexden. 
der erwähnten französischen Mode der heilige CarlBorromäus ange" 
legen sein. Unter dem 30. Decemher 1576, als die Pest in Mailand 
zu wüthen aufhörte, erliess er ein ziemlich umfassendes, wunder-- 
schönes Hirtenschreiben an den Klerus seiner Diöcese „de harhß 
radmda.“ Gleich allen Laien scheint auch ein Theil des Diöcesan- 
klerus Mailands, wie der Klerus von ganz Italien i) damals einen Bart 
getragen zu haben. Karl selbst trug noch als Erzbischof den Bart, 
wünschte aber schon längst', es möchte die altkirchliehe Sitte des, 
Barbirasium der Kleriker wieder eingeführt werden. Viele EUeriker, 
die seinen Wunsch kannten, legten den Bart schon ab, noch ehe Um 
der Erzbischof selber abgelegt hatte; die übrigen fordert er iu dem 
erwähnten Hirtenschreiben auf, das Gleiche zu thun. Das Haupt¬ 
motiv ist ihm die uralt« G-ewobtiheit und deren Zweckmässigkeit; 
„Quid euim,“ ruft er aus, „ne hunc usum in ecclesia nostra tarn 
anMqwm noetraequMe emditioni comentaneiim renovetis, morari vos 
posset! An ex saeculi homiuibus nescio quis pudor?'^ Allerdings, 
so gesteht er seiiren Klerikern zu, werden sie durch das Abscheeren 
des Bartes von den Laien distinguirt, vielleicht auch Gegenstand des 
Spottes werden; allein sie seien ja auch durch Uire Kleidung und 
vieles Andere von den Laien unterschieden, und soUten sich dessen, 
sowie des allenfallsigen Spottes nicht schämen: „ne pudeat nos a 
laicis discrepare, ut non modo hujusce ecclesiae nostrae, sed quasi 
^ tot aliis in pTovinciie Tiodie vipeoty hoc usu confor 
mes efficiamur.’^ Uebrigeos sollten sie nicht bloss den Bart ablegen, 


1) „In uniYiaaa two ftali» » rfNsö ak «nn»».“ 
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Bondern auch die weltlichen Sorgen, den weltlichen Sinn u. s. w., auf 
deren Äblegnng das klerikale Barbirashun hindeute; hnnc solitum 
apnd laicos vnltus decorem habentes fastidio, vanis quibuslibet homi- 
num omamentis et ostentationibus vale ultimum dicamus." — 

Fassen wir nun das Resultat unserer Untersuchung kurz zusam¬ 
men, so er^bt sich, dass der Klerus des Abendlandes mehrere Jahr¬ 
hunderte , ja vielleicht ein Jahrtausend lang den Bart zu scheeren, 
gar keinen Bart zu tragen pflegte; dass er nachmals (im 16. und 17. 
Jahrhundert) ziemlich allgemein einen kurzen Bart trug, dessen Schnitt 
durch kirchliche Vorschriften geregelt war; 'dass er endlich — wohl 
zum wenigsten Theil aus Verehrung für die altkirchliche Gewohnheit, 
sondern zumeist unter dem Einfluss der weltlichen Mode — wieder 
zum altehrwfirdigen Barbirasium zurückkehrte. 

ly. Angesichts dieser historischen Sachlage erscheint es 
uns als unmöglich, sich für das in jüngster Zeit so vielseitig un4 
lebhaft beftimortete Barttragen von Seiten der Geistlichen zu ent¬ 
scheiden. Vielleicht ein Jahrtausend, jedenfalls mehrere Jahrhunderte 
lang hat der abendländische, zum Patriarchate Rom gehörige Klerus 
keinen Bart getragen, hat sich J^ob mit oder ohne Grttnd — das 
lassen wir dahingestellt) hierin auf das Beispiel des heiligen 
Petrus berufen und gerade durch seine Bartlosigkeit sich vom 
Klerus der orientalischen Kirche, der Patriarchate von 
Alexandria, Antiochia und Constantinopel, speciflsch unterschieden. 
Von einem „altehrwürdigen“ Barte kann also in Beziehung auf 
den abendländischen Klerus nicht wohl die Rede sein; die Sitte, den 
Bart zu scheeren, verdient viel eher das Prädicat „altehrwürdig,“ 
da sie ein vielhundertjähriges Herkommen für sich hat. Allerdings 
haben selbst viele Päpste und hat zumal der EHerus in unserem deut¬ 
schen Vaterlande vielleicht ein Paar Jahrhunderte lang, vielleicht noch 
länger, einen Bart getragen, und man kann sich daher auch für das 
Barttragen auf eine Gewohnheit berufen, die freilich weder so lange, noch 
in solcher Ausdehnung bestanden hat, als die gegentheilige,^ und die 
von so erleuchteten Männern, wie der heilige Karl Borromäus warj 
als Abfall vom-kirchlichen Herkommen angesehen und 
bezeichnet wurde. Wir kennen keine einzige kirchliche Verordnung, 
keinen einzigen Synodalbeschluss, worin den Klerikern das Bartscheeren 
verboten und das Barttragen geboten wäre; wohl aber existiren 
Dutzende kirchlicher Verordnungen, die entweder das Barttragen 
geradezu verbieten oder doch gegen Entartungen desselben gerichtet 
sind. Die Synodalbeschlüsse aus der Zeit und den Gegenden, wo' die 
Kleriker einen Bart trugen, lassen darauf schliessen, dass auch diese mit 
dem Barte sehr viel Eitelkeit und mannigfachen Missbrauch müs¬ 
sen getrieben haben; stünde nicht das Gleiche auch für die Zukunft 
zu befürchten? Allerdings, wenn' die Geistlichen nach Art der Ka¬ 
puziner den Vollbart trägen, wäre in bezeichneter Hinsicht weniger 
zu besorgen; allein gerade gegen das Tragen eines langen Vollbartes 
spricht das kirchliche Herkommen im Abendlande ganz und gar, ab¬ 
gesehen davon, dass es um solch’ einen Kapuzinerbart eben auch 
nichts besonders Aogm^mes und Bequraaies sein muss. 



Thalhofer, lieber den Bart der Geistlichen. 105 

Wir fragen, ob sich wohl ein Bisehof der abendländischen Kirche 
herbeilassen dürfte, seinem Klems das Abscheeren des Bartes zn ver¬ 
bieten und das Tragen eines Bartes — und sei es auch nur eines 
kürzeren — zu gebieten? Sicher nicht; denn er würde gegen alles 
Herkommen handln und müsste riskiren, dass ihm der Klerus, unter 
Hinweis auf Verordnungen und Gewohnheit der Kirche, nicht Folge 
leiste, wozu der Klerus unseres Erachtens auch daä vollste Recht 
hätte. Die Bischöfe könnten also das Barttragen Seitens der Geist¬ 
lichen höchstens dulden, und zwar, wenn sie mit dem gemein¬ 
rechtlichen Verbot des „barbäm nutrire sich nicht in offenen 
Widerspruch setzen wollten, nur das Tragen eines kürzeren Bartes. 
Was wäre nun .die Folge, wenn ein Bischof wirklich solch* ein Duldungs- 
Edict ergehen Hesse ? Unzweifelhaft diese, dass einige Geistliche einen 
Baart trägen, andere nicht, und dass somit an die Stelle der bisherigen 
Gleichförmigkeit in diesem Punkte eine bunte Mannigfaltigkeit träte, 
die beim Klerus, der auch im Aeusseren möglichst gleichförmig sein 
soll, am Allerwenigsten zn wünschen ist. Dass die meisten oder 
gar alle Geistliche Bart tragen würden, wenn es geduldet würde, 
sieht nicht zu erwarten. — Und wie verschieden würden bei den ein¬ 
zelnen der Clerici biarbati wieder die Bartformen sein ? — Was öffent¬ 
liche Blätter schon wiederholt ausgesprochen haben, der klerikale Bart 
fordere auch das Tragen streng klerikalischer Kleidung, in 
specie des Talares, ist und bleibt richtig, was man auch dagegen ein¬ 
wenden mag. Zur Zeit, wo die Kleriker einen Bart trugen, waren sie 
auch uU^eich klerikaliscdier, distinctiver gekleidet, als jetzt, und trugen 
regelmässig den Talar, wie aus den Synodalakten zu ersehen ist. Ein 
Kleriker mit bärtigem Gesichte, in schwarzem, nur an’s Knie reichen¬ 
dem Rocke, in Pantalons und vielleicht noch mit offener Weste würde 
in unseren Tagen jedenfalls eher den Eindruck eines Stutzers als 
eines Klerikers machen ; hingegen ein bebarteter Geistlicher im Talar 
(im weiten zumal) würde zweifelsohne ehrwürdig erscheinen. Uebri- 
gens darf auf diesen Eindruck der Elhrwürdigkeit kein zu grosses 
Gewicht gelegt werden; denn durch die Gewohnheit würde jedenfalls 
auch dieser Eindruck bedeutend gemindert werden; sodann lässt sich 
unserer Zeit durch derlei Aeusserlichkeiten am Geistlichen überhaupt 
nicht mehr stark imponiren; was ihr allein noch nachhaltig imponirt, 
das Ist eine tüchtige; allseitige Bildung und ein musterhafter Wandel 
des Geistlichen, zwei Requisite, die allerdings auch mit dem Bart 
sich gar wohl vertragen, wie wir an Franz von Sales und Hunderten 
der frömmsten und gelehrtesten Männer des 16., 17. u. 18. Jahrhun¬ 
derts sehen. 

Seit mehr als hundert Jahren ist es jetzt bei uns herkömmlich, 
dass die Geistlichen keinen Bart tragen, und es kann, ja soll der ein¬ 
zelne Bischof um so mehr darauf bestehen, dass diese Gewohnheit 
fortan aufrecht erhalten werde, als sie, wie gezeigt wurde, in der 


1) „Barbam nutrire^ bedeutet nicht den Bart „pflegen durch künstliches Stutzen 
u. dgl.)^ sondern den Bart unbeschnitteu wachsen lassen, also eineu langen vollen 

Bart tragen. 
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.abeudlindisehen Kirche nahezu eia Jahrtiauaeiid' laug ^ herrschende 
und ^r sie dem Orient gegenüber charakteristisch war. Im Mittel' 
alter betonte man den Orientalen gegenüber in der Bartfrage mit 
Recht die Gewohnheit gar sehr; mit den UtUltüts- und Schksklioh- 
keitsgründen, - wie überhaupt mit inneren Gründen kommt man hier 
nicht weit, weil sich gegen derlei Gründe von einem andermi Be*- 
trachtungsstandpunkt aus jederzeit wieder ein GegMigrund geltend 
machen lässt. — 

Man wird uns einwenden, nach unseren Prinoipien und bei sol¬ 
cher Betonung des Gewohnheitsrechtes könnte niemals eine gegmi- 
theilige Gewohnheit aufkommen und müsste stets Alles beim Alten 
bleiben. Allein dafür, dass dem nicht so geschehe, ist schon durch 
die Natur der Dinge gesorgt; wo ein wirkliches, gewichtiges Bedfirf- 
niss zur Abänderung der bestehenden und znr Begründung einer 
gegentheiligen Praxis vorhanden ist, da macht sich dieses Bedtirfniss 
sehr allmälig und in einer Weise geltend, dass es gar nicht mög¬ 
lich ist, das Aufkommen einer solchen gegentheiligen Gewohnheit zu 
bindern, selbst wenn die competenten Obern .es wollten. So verhält 
es sich auch mit der Bartfrage. Gegentheilige Gewohnheiten werden 
nicht auf dem Wege öffentlicher Besprechung, gemeinsamer Verstän¬ 
digung u. s. w. in’s Dasein gerufen; sie sind viel naturwüchsiger, 
entstammen ganz unmittelbar den concreten Lebensverhältnigsen. Er¬ 
achtet der Einzelne seine Gründe für des Barttragen als so wichtig» 
dass er gegenüber einem uralten Herkommen mit der jetzigen allge¬ 
meinen Praxis brechen zu dürfen glaubt, so handle er ohne wei¬ 
teres Hin - und Herreden, trage zu seinem Bmrte stets den Talar, 
meide durchaus den Wirthshausbesueh u. s. w.; dann wird er seine' 
gegentheilige Gewohnheit vor dem Bischöfe., falls ihn dieser zu Rede 
stellt, verantworten können. Findet der Bischof seine Gründe nicht 
ausreichend, und sieht er selber, dass Andere, dass die Meisten beim 
Herkommen verbleiben, so wird er darin einen Beweis erblicken, dass 
die nothwendigen Bedingungen für die Bildung einer gegentheiligen 
Gewohnheit nicht vorhanden seien» und wird daher von ihr in aller 
Ruhe wieder ablassen. Nach unserer unmassgeblicbcn Meinung sind 
die Gründe, welche man für das Aufgeben des Barbirasinm anfUhrt, 
nicht so wichtig,, dasS^ sie ein Brechen mit der jetzigen desgbezüg- 
lichen Praxis hinlänglich rechtfertigen könnten; diese Meinung stützt 
sich hauptsächlich auf die Geschichte des klerikalen Bartes in der 
abendländischen Kirche. ' 

Was die morgenläudische Kirehe betrifft, um auch dieser 
schliesslich noch in Kürze zu gedenken, so war, wie es scheint, unter 
ihrem Klerus das Barbirasium niemals stark verbreitet. Auch in 
Griechenlaud und Aegypten scheinen nicht nur die Kleriker, sondern 
seit dem 2. und 3. christlichen Jahrhundert auch die christlicheu 
Laien in der Mehrzahl barbati gewesen zu sein; wenigstens ereifert 
sich Clemens Alexandrinus (zu Anfang des dritten Jahrhunderts) in 
seinem „Pädagogen“ gar sehr gegen das Glattscheeren des Gesichtes 
von Seite der Männer; die Haare.sollen sie nach des Apostels Vor¬ 
schrift kurz haben: „barba autem sit hirsuta (Xaoiov di xo 
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viris barba suffidt (sie brauehen keine langen Haare). Qnod ai quis 
etiam barbam nonnthil tondeat (Abstutsen des Bartes), ea tarnen non 
onrnino eat denudccnda; est enim turpe spectaculum (aioxpov ^dp xd 
O'Sapa), barbaeque ad cutem usque tonsura non videtnr multum abesse 
a vulsioue et laevore (4iq>atiXaei xat XeioxTjtt; Ausmpfen des Bartes 
galt als schimpflich, ebenso natikliche Bartlosigkeit). Dann führt er 
fort, wie man die Haupthaare ex necessitate abschneide, damit sie 
nicht in die Augen herein hängen, so möge man immerhin auch den 
Oberlippenbart (pu9xn4), wenn er z. B. beim Essen hinderlich sei, 
absehneideu, aber ja nicht mit dem Scheermesser, denn diese sei 
unedel (äYsvveq), sondern mit der Scheere; sofort schliesst er: barbae 
autem pili, qni nihil molestiae afiernnt, non snnt vexandi, ut qui 
vultui gravitatem affemnt, et quendam paterniim terrorem injichuit“ 
lib. HI. cap. 11.). An einer anderen Stelle des „Pädagogen“ (lib. IH. 
cap. 3.) sagt Clemens: „Hoc viri signum, barba scilicet, per quod 
vir apparet, est Eva antiquius, et signum melioris naturae; id ergo 
violare, quod est virili» naturae signum, scilicet hirsutum (xd XdotovJ 
est impium.“ — 

Von grossem Einfluss auf die Geschichte des Bartes unter den 
morgenländischen Christen waren ganz bestimmt, die sogenanntmi 
apostolischen Constitutionen, deren erste sechs Bücher nicht 
vor dem dritten Jahrhundert entstanden sein können, die aber gleich¬ 
wohl im Orient so h(^s Ansehen genossen, dass man sie bei der 
Liturgie neben den canonischen Büchern vorlas. Im ersten Buch 
Kap. 3. verordnen sie : „oportet, non barbae pilum corrumpere 
(dia^fletpeiv) nec (xai) formam hominis contra natwram mutare; non 
enim inquit lex, „depilabitis barbas vestras“ (Lev. 19. 27.); nam 
decori gratis (editpenlc) creator Deus laeves mulieres fecit; id porro- 
viris inconcinnnm (dvappooxov) judicabit.“ Sind die apostolischen 
Constitutionen, wie wahrscheinlich, in Syrien entstanden, so liefert 
obige Stelle indirect den Beweis, dass mit der griechischen Sitte 
-selbst im eigentlichen Orient das barbirasium theilweise^ einge- 
drungeu war; denn wozu sonst eme Polemik und ein förmliches Ver¬ 
bot dagegen? — Und aus Chrysostomus Hesse sich unschwer dar- 
thun (vgl. Lupus 1. c. tom. IV. pag. 358.), dass zu seiner Zeit keines¬ 
wegs alle Antiochiener bebartet waren; und die es waren, hatten 
wenigstens in der Regel kdue langen Bärte; denn wie könnte er 
sonst, als die Noblesse von Antiochia sich vor dem ergrimmten Kai¬ 
ser Theodosius feig geflüchtet hatte, seine Zuhörer fragen: „ubi nunc 
snnt pallia gestantes, et profundam oateniantea barbam, externorum 
philosopM? Omnes nunc civitatem deseruerunt;“ und wie begriffe 
sieh sonst der Spott Seitens der Antiochiener ülkr den langen Bart 
JuUans des Abtrünnigen ? Auch Theodoret von Cyrus (am Euphrat) 
ereifert sich gegen die phalanx philosophorum, quae barbae prolixitate 
philosophiam nietitur.“ — Dass man, sich im Orient gegen das bar¬ 
birasium auf die apostolischen Constitutionen berief, sehen wir aus 
Epiphanius (4. Jahrhundert), der von häretischen Möpehen (Messä- 
lianer) schreibt: „Deterius quiddam ab ilHs agitur, siquidem barbam, 
hoc esl propriiun viri fomapj resecank Afcqw b» apostolortwa cou- 
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stitutionibus divino sermone ac dogmdte praescribitur, ne ea corrum- 
patur.“ , 

Endlich sei noch bemerkt, dass im Abendlande während des 
Mittelalters die meisten Mönche, namentlich auch die Benedictiner 
wenn nicht völlig unbebartet, so doch jedenfalls ohne längeren Bart 
waren (cf Martene de antiq. Monach. rit.); die sogenannten „harhatt“ 
in den Klöstern waren keine eigentlichen Mönche, sondern laici illi- 
terati, die in den Klöstern wohnten, zn allerlei Arbeiten u. s. w. sich 
verwenden Hessen, auch Conversi genannt wurden (cf Du Gange, 
gloss. s. V. barbati) und gerade zum Unterschied von den eigentlichen 
Mönchen „barbati“ Messen. Matthäus von Paris erzäMt, eine Ur¬ 
sache , warum der heilige Franz von Assisi von Tnnocenz HI., bei 
welchem er die Bestätigung seines Ordens nachsuchte, das erstemal 
abgewiesen wurde, sei seine „barba prolixa'^ gewesen, die man an 
den Mönchen damals nicht gewohnt war. cf Lupum 1. c. pag. 360.) 

Wir fügen schliesslich noch (aus dem Münchener PastoralHlatt 
1863. Nr. 20.) ein Schreiben des päpstlichen Nuntius zu München an* 
den dortigen Erzbischof bei, in welchem der Erstere im Aufträge des 
heiligen Vaters die bayerischen Bischöfe auffordert, den in Bayern 
auftanchenden Gebrauch des Barttrageus unter den Geistlichen abzu¬ 
stellen und dafür zu sorgen, dass die Einheit der Disciplin und die 
vollkommene Uebereinstimmung mit der römischen Kirche wie in 
Allem, so auch in Kleidung und Schnitt des Haares bewahrt werde. 
Das Schreiben lautet; 

Excellentissimo ac Reverendissimo Domino Domino Archiepiscopo 
Frisin gen si-Mon acensi Monachium. 

Excellentissime ac Reverendissime Domine! 

Ad aures Beatissimi Patris pervenitj in nonnullis Bavariae Dioe- 
cesibus adesse Ecclesiasticos viros, qui novitatis vel potius levitatis 
spiritu perducti flsum jamdiu exsoletum barbam gestand! iterum intro- 
ducere et excmplo suo alios ad illud imitändum allicere conantur. 
Quidquid de anteactis saeculis dici debeat, in confesso est, modernam 
- et vigentem Ecclesiae Latinac disciplinam huic usui prorsus obstare, 
novamque consuetudinem, ut legitime introducatür, necessario requircre 
assensum saltem tacitum Supremi Ecclesiae Pastoris. Hic aiitem 
hujusmodi novitatem omnino Se improbare declarat, eo vel magis 
quod tristissimis hlsce temporibus, spiritus omnia innovandi haud 
paucos seducat et ex iina novitate in aliam facile procedi possit. 
Quae cum ita sint, placuit Sanctitati Suae mihi in matidatis dare, ut 
Omnibus Bavariae Antistitibus Suo Nomine significarem, ab ipsis 
omnimode curandum esse non solum ut praedictus usus expresse pro- 
hibeatur, sed etiam ut disciplinae unitas et perfecta cum Ecclesia Ro- 
mana omnium magistra conformitas in Omnibus ac proinde etiam in 
habitu et tonsura Clericorum servetur, vel si opus sit restauretur, ac 
qualiscunque nova consuetudo vetetur quae Siipremo Ecclesiae Capiti 
apprime cognita ätque ab Ipso probata non sit. 

Dum haeo Excdlenttae- Tnae Hlnstrissimae ac ^verendissimae 
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Beatissipai Patris jnssu ac Nomine scribo, Dlam rogo, nt me de hujus 
epistolae receptione instructum reddens, mihi etiam indicare velit, quid 
Excellentia Tua opportimum facere existimaverit, iit praedictus iisus, 
si forte in i.«ta Dioecesi manifestari incoepit, extemplo relinquatur, 
atque ut nemini unquam in mentem veniat, illuin introducere. 

Sinceris interim observantiac et obsequii sensibus persevero Ex- 
cellentiae Tüae Ulustrissimae ac Keverendissimae. 

Monachii die 4. Maji 1863. 

Hnmillimuä et addictissimus 
MATTHAEUS EUSTACHIUS, Archiepiscopus 
Neocaesareensis Nuntius Apostolicus M. A. 


Die Entscheidung des apostolischen Stuhles über einige Schriften 
des Professors Frobschammer in München 

von Prof. Dr. Freiherrn v. M o y. ^ 

Cum veuerit ParaclitnS', quem ego mittam vobis a l’atre, 8pi- 
ritum verltatis qni a Patre procedit, ille tcatiraunium per- 
hibebit de me: et Vus teetimonium perliibebitis, quia ab 
initio mecom estis. Joaii. XV. 26, 27. 

Si Ecclesiam non audierit, sit tibi aicut etlmicns et publi- 
cauus. Matth. XVllI, 17. 

Nachstehend theilen wir unseren Lesern die Entscheidung des 
apostolischen Stuhles über Professor Frohschammer’s Schriften: -Ein- 
leitujig in die Philosophie, I8ö8;“ „Ueber die Freiheit 
der Wissenschaft,“ 1861; „Athenäum,“ Jahrgang 1862, mit*). 
Unseres Berufes ist es nicht, über den in neuerer Zeit entbrannten 
Streit zwischen Theologie und Philosophie, der mit die.ser päpstlichen 
Entscheidung in eine neue Phase treten zu sollen scheint,'uns zu 
verbreiten 2). Für uns gilt imbedingt der Augusünische Aus.^pruch : 

1) Zugleich hat der heilige Vater unter Bezuguahme auf die schon früher 
erfolgte Verwerfung der Schrift: „lieber die Entstehung der meoschiieheu »Seelen, 
1854,“ dem Professor Frohschammer nebst der sorgfältigsten Belehrung auch die 
väterliche Ermahnung zukommen lassen, dem kirchlichen Ausspruche die gebührende 
Folge zu geben. Vgl. Münchener Pastoralblatt 1863. Nr. 14. (D. R.) 

2) Wir verweisen in dieser Beziehung auf die Bemerkungen von Uautcoeur 
in Bouix Revue des seiences eccles. 1863. Nr. 41. p. 485—488.; den Mainzer Katho¬ 
lik 1863. ApTÜ, S. 392—407. Es ist dort näher von den beiden IrrthUn^rn Froh- 
scbammer’s, die der heilige Vater verwirft, gehandelt. Diese sind: 1) dass Froh- 
Bcl^ammer auch die üb er ve rnünftigen Mysterien zum Degenstaude der Philo¬ 
sophie macht, und dass er 2) die Philosophie in jeder Beziehung unabhängig 
von der göttlichen Autorität der Offenbai’ung und Kirche erklärt, und daher folge¬ 
richtig letzterer das Recht abspricht philosophische Irrthümer zu verwerfen. Man 
vgl. auch das Kath. Kirchenblatt für die Diöcese Rotteuburg 1863. Nr. 
19—21. Uber das Verhaltniss des päpstlichen Schreibens zur Kuhn- 
Clemens’schen Controverse über Glauben und Wissen. (Zugleich ein Ver¬ 
such auch die philosophische Dogmatik Kuhn’s mit der päpstlichen Entscheidung in 
Einklang zu bringen.) Man sehe auch: 

pie Fireihoit nnd das Recht der netteren Philosohie nach Of, J, Froh« 
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Roma locuta, ctmsa finHa est. Aber Herr Professor Frohscbammer 
sebeint sich nach diesem Ausspruch eines der grössten Denker der 
christlichen Welf nicht richten, sondern lieber — sich unter den Trüm¬ 
mern seines philosophischen Gebäudes begraben zu wollen. Das 
ist seine Sache. Wir können ihn nur bedauern.. Wenn ihm die Ehre, 
hinter Lamennais, Franz Baader, Gioberti u. A. dgl. einst genanpt 
zu werden, beneidentnrerth erscheint; so erscheint uns die Gefehr 
für ihn, mit diesen Männern yergliehen su werden, sehr nieder- 
schlagend. Indessen, Herr Prolessor Frohschammer behauptet, es sei 
ihm persönlich Unrecht geschehen, in der Seche nicht nur, sondern 
auch formell, und unter diesem Ge^btspnnkte halten wir uns für 
berufen, über diese Angelegenheit eii^e Worte zu sagen. Es liegt 
da eine Frage des kirchlichen Rechtes vor, an der wir nicht vorüber¬ 
gehen dürfen. 

Herr Professor Frohschammer bestreitet dem Papste die Com- 
petenz, und zwar sowohl.das Recht, als, scheint cs, auch die Be¬ 
fähigung , über seine philosophischen Lehren ein Urtheil zu fällen. 
Merkwürdigerweise geräth aber damit, dass er des Papstes Recht 
zur Entscheidung bestreitet, Herr Professor Frohschammer, der eifrige 
Bekämpfer der Scholastik, auf die Bahnen einiger alten Scholastiker, 
die da behaupteten, es könne etwas zu gleicher Zeit philosophisch 
wahr und .theologisch falsch sein. Ob er das bedacht — ob er über¬ 
haupt die Tragweite seiner Behauptungen bemessen hat ? — Ist jener 
scholastische Satk nicht haltbar, wie will Professor FrohsebaoEuner als'^ 
katholischer Cbri.st seine Thesis von der Freiheit der Philosophie 
durchführen und das Urtheil des Papstes über die Resultate seiner 
philosophischen Speculation ablehnen ? Wäre übr^ns die Philosophie 
wirklich jene unabhängige Macht, für die Herr Frohschammer sie aus- 
gibt, so müsste er für sie doch wenigstens, der Kirche gegenüber, 
das Gesetz der Hedprocität anerkennen, das zwischen unabhängigen 
Mächten allenthalben zu gelten pflegt, weil olme es die Unabhängig¬ 
keit der einen gegen die andere nicht bestehen kann, und wenn er 
der kirchlichen Autorität wehren will, auf dem Gebiete der Philo¬ 
sophie ihr Richteramt zu üben, so müsste er auch als Vertreter der 
Philosophie sich versagen, in das Gebiet des Glaubens hinüber¬ 
zugreifen und jene Wahrhdten, die wir nur der Offenbarung ver¬ 
danken , zum Gegenstände seiner philosophischen Untersuchung und 
Beurtheilung zu machen. Das ist aber nicht seine Meinung: er will, 
auf Thomas von Aquin selber sieh berufend t), ^e Offenbarungs- 


BChammer’s jllngstem Vorträge beleucbtet von Dr. Dietrich 
Becker, Director des bisolidfl. Oonvicts in Speyer. Speyer 1863. (4 Sgr.) 
Derselbe, Die Hauptpunkte de’r Frobsohammer*seben Philosophie, 
auf Grundlage der von J. JE. Einbänser jungst erschienenen 
Schrift beleuchtet Speyer 1S63. 

Die Idee des Göttlichen in der Wissenschaft und die sog. freie Wis- 
. senschaft, oder Stiftung und Heformadön der Universität Würzhurg etc. 
Separatahdruck aus dem Bamh. Pa8t.-Bl. 1888. Hr. 9—11. Bamberg, Büchner. 
1863. [D. R.] 

1) 0ie an^^nSirte Btelld laatet: Piflndplorüm (Autdm) iiaturaBtet hotorum 
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treitfheltea selbst ast jenm uns natürlieherweise bdcannten Principien 
messen, auf welchen die Wissenschaft der Philosophie beruht, und 
somit diese smr obe/sten Riobterin aoeh in Sachen des Glaubens 
machen: , 

„Die Prineipien sind uns göttlich gegeben, sie entsprechen den 
Principien im göttlichen Geiste; was ihnen zuwider ist, das ist.auch 
dem göttlichen Geiste zuwider und kann nicht von Grott sein. So 
also ruht in der Tiefe des menschlichen Geistes ursprünglich das 
Kriterium der Wahzheit und der Offenbarung selbst.So spricht 
Herr Frohsckaaamer in seiner neuesten Auslassung über diese Ange¬ 
legenheit. (Ueber das Recht der neueren Philosophie gegenüber der 
Sohelastik. Vortrag etc. Hünchra 1863. S. 13 f.) ^Ich jnmnerseits,^ 
fügt er bei, „habe nie mit mehr Schärfe das Recht der Wissen,sdiaft 
ausgesprochen, als Thomas hier gettian, nur die Consequenzen habe 
Sch geltend gemaeht i).‘^ 

Diese Consequenzen abe^, die Herr Frohschammer hier geltend 
machen will, -sind falsch tmd in dem Satze des heiligen Thomas nicht 
begründet Darans, dass die Principien der natürlichen Vemtinft den 
Prüfetein der Glanbwürdigkeit der Oftmibarung bilden, folgt nicht, 
dass sie auch den Inhalt derselben uns ersetzen könnten oder den 
Ausgangspunkt zur Erforschung dieses Inhalts zu bilden hätten. Hier 
muss man vielmehr von den Thatsachen der Offenbarung ausgehen 
und kann nur auf dieae berechtigte Schlüsse bauen. Zudem ist ja 
die ratio, von der überall der heilige Thmnss spricht, gar nicht die 
„Vernunft“ dea Herrn Frohschammer und Herr Frohschammer kann 
als« nicht für diese Consequenzen aus dem ziehen, was Thomas 
Aqtüsas von jener gesagt. (Obiger Vortrag S. 4.) Die Vernuiift des 
Herrn Frohschammer hat einen „cigeathümliehen Inhalt;“ die 
ratio des heiligen Thomas ist nur „das Vermögen'* des Geistes durch 
Ableitung, Folgerung aus bekannten Wahrlieiten oder Principien andere 
Wahrheiten zu gewinnen“ (Vorttag S. 5.), ein „leeres Abstractions- 
ond Schluss vermögen.“ (Vortrag S. 10.) Thomas von Aquia meinte 
mit seinen natürlich erkannten Principien 'die Gesetze der Logik; 
Herr Frohsebammer meint etwas ganz anderes, woraus „er^ die so¬ 
genannten übernatürlichen Wahrheiten gewinnen könne.“ (Vqrtrag S. 5.)^ 

eognitio Bobis divimtus ett indita, cum ipse Deua sit auctor nostrae naturae. Haec 
cfgo principia etiam diviuA sajdeutia contiuet Quidquid igitur principiia hujusmodi 
contrarinm est, est divinae aapientiae contrarium: non igitur a Deo esse potest. £a 
igitur, qoae ex revelatioiic divina per üdem teaeutur, non possunt naturali oognitioni 
esse cosütraria. Contra Gientiles Lib. L e. VU. 

1) Damit mian ja über diese Consequenzen, die er geltend zu machen gemeint 
ist, sich nicht täusche, sagt Professor Frphachamraer etwas weiter unten: „Das Recht 
der Forschung der Vernunft ist ein unbegrenztes, und was immer der mensehUche 
€kist nu erkennen Termag, das darf er auch erkennen, das ist er auch berechtigt zu 
erkennen. £s gibt nicht Wahrheiten, die die Vernuntt zwar zu erkennen vermöchte, 

die au erforsdiea und zu erkennen sie aber kein Recht habe.Nichts 

pflegt hartnäo^er feistgehaUen zu werden, als diess, dass eines dem andren unter« 
geordnet sei, insbesondere, dass die Wissenschaft dem Dlauben und der CUubens« 
autorität unterworfen sein mässei weil sonst das Christenthiuti und die Kirche ihre 
Mission und Aufgabe nicht erfüllen k öa at e « <“ 
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Ihm ist die ^Vemunft^ das Vermögen nmnittelbarer „Widimehittniig 
und Erkeimtniss idealev Waltrheiteu, ähnlich wie die Sinne für die 
sinnlichen Wahrnehmungen das Vermögen sind.“ (eod. S. 5.) Sie ist 
ihm also, mit Einem Wort ein ideales Anschauungsvermögen. Dass 
nun zwischen idealen Wahriteiten überhaupt und übernatürlichen 
Wahrheiten ein wesentlicher Unterschied und dass eine unmittelbare 
natürliche Anschauung übernatürlicher Wahrheiten eine Widersinnig¬ 
keit ist, brauchen wir wohl nicht erst zu bemerken. Zwischen Natür¬ 
lichem aber und üebernatürliohem gibt es kein „Mittleres.“ (eod. 
S. 6.) Wir sind gewiss weit entfernt, der Frohschanuner’scheu Ver¬ 
nunft ihren „eigenthümlichen Inhalt“ bestreiten zu wollen; aber dass 
man daraus eine Erkeuntniss der übernatürlichen Widirheiten (Herr 
Frobschammer spricht freilich nur von „sogenannten“ übernatürlichen 
Wahrheiten) gewinnen könne, das lässt sich nun und nimmermehr 
zugeben, das ist eben so philosophisch unbegründet, wie theologisch 
fälsch. ^ 

Wenn dann Herr Professor Froschammer sieh beklagt, dass er 
missverstanden worden sei, indem das, was man ihn sagen lasse, 
durchaus unrichtig und seiner ganzen Auffassung der Philosophie 
zuwid^ sei (eod. 7. 6.); so hat er wohl vergessen, dass die Congre- 
gatio Indicis nicht über die Meinung und Absicht eines Schriftstellers, 
sondern lediglich über sein Werk richtet und daher die Worte nimmt 
und nehmen muss, wie sie lauten (verba sient sonant). 

„Von der Index-Ctmgregation zu reden,“ sagt Herr Frohschana- 
mer, „will ich Umgang nehmen — und nur bemerken, dass derjenige, 
..der zum Besten dw Wissenschaft und der Glaubens¬ 
autorität selber auf Reform dringt, doch wohl nicht verdient, so 
schimpflich bezeichnet und verfolgt zu werden? ln einmn Münchener 
Artikel der A. Allg. Z. vom 14, April d. J. Nr. 104. wurde aber geklagt, 
dass das, was die Constitutio Sollicita ac providaBenedict’s XIV. anordnet, 
dass der Autor, wenn er ein Katholik von Ruf und Verdienst ist, in seiner 
Sache selbst gehört werde, im concreten Falle schreiend verletzt wor¬ 
den sei, indem man Dr. Frohschanuner nicht einmal das Recht üch 
selbst zu interpretireu zugestanden hato^). Dieser Klage gegenüber 


1) Das Irrige dieser Behauptiingeo ergibt sich aus folgendem dem Pariser 
.,Le Mondt'^ aus Bayem zugekommenen Schreiben, welches wir hier nach der 
Schweizer Kirchenzeitung 1863. Nr. 21. S. 173. mittheileu: 

Um Weihnachten vorigen Jahres erhielt der fiochwUrd^ste Herr Brzbisebof 
von München jenes päpstKche Breve, in welchem der heilige Stuhl die IrrthUmer 
Frohschammev’s anfuhrt und in kurzer, aber sehr klarer Fassung die eatgegenstehende 
Wahrheit erörtert. Der heilige Vater behandelt die ganze Angelegenheit mit der ihm 
eigenen Liebe und Zärtlichkeit. Er zeigte dass schon früher das Frohsehammer’sdiie 
Werk „über den Ursprung der menschlichen Seelen^ sei oensurirt worden, dass der 
Herr Professor aber etwa drei Ji^re später seine ),Einleitung in die Philosophie*^ ver« 
off entlieht habe, worin die bereits verworfene Ansieht abermals vertheidiget werde. 
Bndlich erliess Herr Frohsohammer neulichst eine Schrift unter dem Titel: „Die 
Freiheit der Wissenschaft,** worin er in höchst massloser und für den päpsBichen 
Stuhl krankender Weise das Y^ahren der Congregatio ladieis als ein ungerechtesi 
ja selbst unberechtigtes darzostellen versucht. Der heilige Vat^ bedauert es um 




Moy. Die Eatädi6ldang b» Stabici Ui. die PtaBdeoiAiie f robscbdmm^'s. 113 
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genü^ es, den Text der enräbnten Const. Beuediet^s XTV. $. 10. naeb- 
jzulesen, ttm sich sn überzeugen, wie ungegründet sie ist. Conquestos 
scimus, sagt der Papst, aliquando nonnuUos, quod librorum judicia, 
et proscriptiones, inauditis auctot^ibns, fiant, nullo ipsis loco ad defen- 
sionem. concesso. Huic autem querelae responsum fuisse novimüs, 
nihil opus esse auctores in Judicium vocare, ubi non qoidem de eorum 
personis notondis, aut condemnandis agitur, sed de consulendo F«le> 
Bum 4ndemnitatl, atque avertcndo ab ipsis periculo, quod ex nocua 
librorum lectione facile incurritur; si qna vero ignominiae labe aucto¬ 
ris nomen ex eo aspergi contingat, id non directe , sed oblique ex 
.libri damnatione cousequi. Qua sane ratione minfane improbandas 
censemus hujusmodi librorum prohibitiones, inauditis auctoribus factas ; 
qnum praesertim credendum sit, quidquid pro se ipso, aut pro docbri- 
nae suae defensione potuisset auctor afferre, id minime a censoribus, 
atque judicibus ignoratum, neglectumre fuisse. Nihilo tarnen minus, 
quod saepe alias, summa aequitatis, et prudentiae ratione, ab eadem 
.congregatione faetum fuisse constat, hoc etiam in posterum ab ea 
servari magnopere opt^us, ut qnando res sit de auctore catholico, 
aliqua nomiuis et meritorum fama illustri, ejusqne opus, demptis de- 
mendis, iu publicum prodire, et '^prodesse posse dignoscatnr, vel aocto- 
rem ipsum suam.causam tu«*! yolentem audiat, rel unum ex consul- 
toribus designet, qui ex officio operis patrocininm, defensionemque 
suscipiat. 

Hienach hat die Vernehmung des Autors nur ausnahmsweise 
einzutreten und diese Ausnahme hat nur unter der doppelten Voraus¬ 
setzung Platz zu greifen, 1) dass der katholische Auctor als solcher 
ein Mann von Ruf und Verdiensten und 2) sein Werk von solcher 
Beschaffenheit sei, dass es demptis demendU in publicum prodire, et 
*prodesse posse dignoscatur. Ob, angenommen dass das erste Erfor- 


80 mehr, diese Schriften censuriren zu müssen, da sie Schriften eines deutschen Ge¬ 
lehrten seien und weil gerade die Deutschen in der Wissenschaft einen wohlbegrUn- 
deten Ruf haben. 

Der HonhwUrdigste Herl* Erzhischof theilte nun den Inhalt dieses Breves Hm. 
Professor Frohschammer erst. mündlich, dann aber auch schriftlich mit. Dieser ant* 
wertete anfangs mündlich: er glaube und lehre, was Seine Heiligkeit lehre. Alsdann 
Versprach er eine Darlegung seiner Lehrmeinung zu geben, in welcher er sich den 
Ansichten des heiligen Stuhles anschliessen werde. Dieses Schreiben Hess lange auf 
sich warten. Endlich erhielt es der Hoohw. Herr Krzhischof, fand es aber nicht im 
Mindesten den Erwartungen entsprechend, die er gehabt hatte. 

Darum machte er einen neuen Versuch, um Herrn Frohschammer zum Gehor¬ 
sam der Kirche zu vermögen und er beauftragte hiezu den HochW; Herrn Stiftspropst 
und Professor Döllinger, welcher Herrn Frohschammer eine Formel, die im Sinne des 
päpstlichen Breves abgefasst war, zur Unterzeichnung vorlegte unter Beifügung der 
Erklärung, dass er (Frohschammer) Ahes, was er, ohne es zu wissen oder zu wollen, 
je gegen die katholische Lehre geschrieben oder gelehrt habe, widerrufe. Herr'Froh¬ 
schammer aber weigerte sich, diese Formel au unterschreiben und drohte noch, das 
päpstliche Breve joait einer von ihm verfassten Erklärung verööentlichen zu wollen. 
Erst auf das hin machte der Hoohw. Herr Erzbischof das Breve durch den Druck 
bekannt und verhängte über Herrn Frohschammer die Suspension« Das isi der Sach-* 
verhalt, wie ihn „Le Monde^^ in seiner Nnminer yem 11* 1S63 angibt,*^ 

ArehiT fir lUrsheiireclit, Q 
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der n iss voirhaftdcii, aiicb cbs aweite gegeben sei, Sberlaäsen itir dm 
katholisehen Lesern, welche Dg. Frohsohammer’s Selnrifteii kennen, m 
beurt^eilen. 

Uebrigens beruht das Institet- der Büchercensur und des Indes, 
abgesehen von allem Anderenauf einem Besehilhsse des ConeUiums 
von Trient, welches verordnele,. dass „quidquid ab Ulis (hnic opeii 
delectis Patribus) bi'^sUtum est, sanctissimo Romami Pontifici exhi- 
beatur; ut qjus judicio atque auotoriti^ terminetur et evulgetsf. 
(Sess. XXY. de indice librorum cc.) Der Papst Uiut , indem er die 
fort und fort erscheinenden Bücher unter dem Gesichtspunkte ihres 
YerhiUtnisses zur kirchlichen Lehre prüft und beurtheilt, nur dSs, 
was Ghiistus selbst schon dem-Petrus zur Pflicht gematdit (Lue. XXn. 
31, 32.), was in der Kirche seit der Apostel Zeiten (Act. XIX« 19.) 
und. von seineni YorgSngern von jeher geübt worden, und wet sich 
dem widersetzt, den treffen die Worte des heiligen Paulus : Bogo 
auton vos, fratres, ut observetis eos, qui dissensiones et oflendicula 
{»raeter doctrinam, quam vos didicistis, faciunt et declinate ab fflis. 
,^om. XYI. 17.) 1) 

Wir lassen nun die hn Eingänge des vorstehenden Artikels 
«rwjibnte Entscheidung des pi^stUchen Stuhles, welche von dem erz- 
kischöflichm Ordinariate zu Mflndien unter ^m 31. Mai 1863 im 
Münchener Pastpratt>latt Nr. 14. verkündet wurch, ihrem Wortlaute 
nach folgen: 

VmeraMli Frätri Oregorio Archiepiscopo Mönacensi et Frisingensi 

Pius PP. IX. 

Yenerabilis Frater, Salutem et Apostolicam Benedictionem. Grsr 
vlssimas inter. acerbitates, quibus un^que preminHir, in hac tantiP 
temporum perturbatione et iniquitate vehementer dolemus, cum nosca- 
mus, in variis Germaniae regionibus reperiri nonnullos catholicos 
etiam yiros, qui sacram theologiam ac philosophiam tradentes minime 
dubitant qiiamdam inauditam adhuc in Ecclesia docendi scribendiqu« 
libertatem inducere, novasque et onmino. improbandas ojnniones palam 
publiceqne' profiteri, et in vulgns disseminare. Hinc non levi moerore 
aflecti fuimns, YenerabiBs Frater, uM tristissimus ad, Nos venit nnn- 
tius, Presbyternm Jacobum Frohschammer in ista Mönacensi Academia 
philpsophiae doctorem hujusmodi docendi scribendique licentiam prSe 
ceteris adhibere, eumque suis operibus in lucem editis perniciosissimos 
tneri errores. Nulla igitur interposita mora, Nostrae Congregationi 
libris notandis praepositae mandavimus, ut praecipua Volumina, quae 
ejusdem Presbyter! Frohschammer nomine circumferontur, com maxima 
diligentia sedulo perpenderet, et omnia ad Nos referret. Quae Volu¬ 
mina germanice scripta titolum habent — JntroducUo m pMlosophkan 
De l^ariate scientiae — Athmaeum — quonun primum anno 
1858, ahemm anno 1861, tertium vero vertonte hoc anno 1862 istis 


1) Cf. 1 Tim. VI, so. Depositum onstodi, devitanB profaiiM vocum no'vitst«i 
6t oppo^tiones falsi nomtnis scisnüae. 
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Monacensibus typis in lucem est editum. Itaqnc eadem Congregatio 
Kostris niandatis diligenter obsequens suinnto ütudio accuratissimum 
examen instituit, omnibusque scmel itorumqiic serio ac mature ex 
more discussis et perpensis judicavit, Auctoreni in pluribus non recte 
sentire, ejusqne doctrinam a veritate catbolica aberrare. Atque id ex 
duplici praesertim parte, et primo quidem proj)iereaquod aüctor tales 
humanae rationi tribuat vires , quae rationi ip.si niiiiime cuinpetunt, 
secundo vero, quod eani omnia opinandi, et qiiidquid .semper audeiidi 
Hbertateni eidem ratjoni concedat, ut ipsins Ecclcsiae jura, officium, 
et auctoritas de medio onmino tollantiir. Namque auctor in primis 
edocet, philosophiain, si recta ejus habeatur nutio, posse non $olum 
percipere et intelligere ea ciiristiana dogmata, quae naturalis ratio cum 
fide habet communia (tamquam commune scilicet perceptionis objectum), 
7eruin etiäm ea, quae chrfstianam religionem fidemque ma.\ime et 
proprie efficiunt, ipsumque scilicet supernaturalem hominis finem, et 
ea omnia, quae ad ipsum spectant, atque sacratissimuia Dominicae 
Tncarnatiotiis mysteriuni ad humanae rationis et philosophiae provin- 
ciam pertinere, rationemque, dato hoc objecto, suis propriis principiis 
scienter ad ea posse perveiiire. Etsi vero aliqiiam inter haec et illa 
dognoata distinctionem auctor inducat, et haec ultima minori jure 
rationi adtribnat, tarnen clare aporteque docet, etiam haec continedi 
inter illa, quae veram proprlamque scientiae seu philosophiae materianl 
constitiinnt. Quocirca ex ejusdem Auctoris sententia concludi omnino 
possit ac debeat, rationeni in abditissiinis etiam divinae Sapientiae ac 
Bonitatis, immo etiam et liberae ejus voluntatis mysteriis, licet posito 
revelationis objecto, posse ex seipsa, non jam ex divinae auctoritatis 
principio, sed ex naturalibns suis principiis et viribus ad scientiam 
seu certitudinem pervenire. Quae auctoris doctrina quam falsa sit et 
erronoa nemo est, qui christianae doctrinae rudimeutis vel leviter im- 
btitns non illico videat, planeque sentiat. Namque si isti philosophiae 
cultores vera ac sola rationis et philosophicae discipliiiae tuerentur 
principia et jura, debitis certe laudibus esseut persequendi. Siquidem 
vera ac sana philosophia nobilissimum suum locum habet, cum ejus¬ 
dem philosophiae'sit, veritatem diligenter inquirere, humanamque 
rationem licet primi hominis culpa obteuebratam, nullo tarnen modo 
extinctam recte ac sedulo excolere, illustrare, ejnsque cognitionia ob- 
jeCfum, ac permultas veritates percipere, bene intelligere, promovere, 
earumque plurimas, uti Dei existentiam, naturam, attributa, quae 
etiam fides credenda proponit, per argumenta ex suis principiis petita 
demonstrare, vindicare, defendere, atque hoc modo viam muiiire ad 
haec dogmata fide rectius tenenda, et ad illa etiam reconditiora dog¬ 
mata, quae sola fide percipi primum possunt, ut illa aliquo modo a 
ratione intelligantur. Haec quidem agere, atque in his versiari debet 
severa et pulcherriina verae philosophiae scientia. Ad quae prae- 
standa si viri- docti in Germaniae Acadenüis enitantur pro singuiari 
melytae illius nationis ad severiores gravioresque discipl^as excolen- 
dais propensione, eorum studiiun a Nobis comprobatur et comtnen- 
datur, cum in sacrarum rerum ntilitatem profectumque convertanif 
quae illi ad suos usus invenerint. At vero in hoc gravissimo saue 

9 * 
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negotio tolerare nnnqnam possumas, nt omnia temere permisceantiir, 
utqne ratio fllas etiam res, qaae ad fidem pertinent, occupet atque 
perturbet, cum certissimi, omnibusque notissimi sint fines, ultra qnos 
ratio nunquam suo jure est progressa, vel progredi potest. Atque ad 
hujusmodi dogmata ea omnia maxime et apertissime spectant, quae 
supematuralem hominis elevationem, ac supernaturale ejus cum Deo 
commercium respiciunt, atque ad hunc finem revelata noscuntur. Et 
sane cum haec dogmata sint supra naturam, iccirco naturali ratione, 
ac naturalibus principiis attingi non possunt Nunquam siquidem 
ratio suis naturalibus principiis ad hujusmodi dogmata scienter tra- 
ctanda efdci potest idonea. Quod .si haec isti temere asseverare 
audeant, sciant, se certe non a qnorumlibet doctorum opinione, sed a 
communi, et nunquam immutata Ecclesiae doctrina recedere. Ex di* 
Vinis enim Xiitteris, et Sanctorum Patron traditione constat, Dei qui- 
don existentiam, multasque alias veritates, ab iis etiam, qui fidem 
nondum susceperunt, naturali rationis lumine cognosci, sed illa recon- 
ditiora dogmata Deum solum manifestasse, dum notupi facere voluit 
mysterium, quod ahsconditum fuit a saeculis et generaüonibua et 
ita quidem, tit postquam multifariam multisque modi$ olim locutug 
esset patrüms in prophetis, novissime nobis locutus est in Filio, per 
quem fecit et saecula^ . . . Deum enim nemo vtdit unquam. üni- 
genitus Filius, qui est in sinu Patris, ipse enarravit Quapropter 
Apostolus, qui gentes Deum per ea, quae facta sunt, cognovisse testa- 
tur, disserens de gratia et veritate quae per Jesum Christum facta 
est, loquimur, inquit, Dei sapientiam in mysterio, quae abscondita 
est .. . quam nemo principum hujus saeculi cognovit . . . Nobis 
autem revelavit Deus per Spiritum Suum . . . Spiritus enim omnia 
serutatur, etiam profunda Dei. Quis enim homin\im seit quae sunt 
hominis, nisi Spiritus hominis, qui in ipso est? Ita et 'quae Dei 
sunt nemo cognovit nisi Spiritus Dei ^). Hisce aliisque fere innume- 
ris divinis eloquiis inhaerentes SS. Patres in Ecclesiae doctrina tra- 
denda continenter distinguere. curaront rerum divinarum notionem, quae 
naturalis intelligentiae vi omnibus est communis, ab illarum rerum 
notitia, quae per Spiritum Sanctum fide suscipitur, et constanter do- 
cüerunt, per hanc ea nobis in Christo revelari mysteria, quae non 
solam immanam philosophiam, verum etiam Angelicam naturalem 
intelligentiam trascendunt, quaeque etiamsi divina revelatione inno- 
tuerint, et ipsa fide fuerint suscepta, tmnen sacro adhub ipsius fidel 
veto tecta et obscura caligine obvoluta permanent, quamdiu in hac 
mortali vita peregrinamur a Domino^). Ex his omnibus patet alienam 

> 1) Col. 1. V. 26. 

1) Hebr. 1. v. 1. 2. 

8) Joan. 1. V. 18. 

4 ) Jo«a. 1. y. 17. 

6) I Corint. 2. V. 7. 8. 10. 11. ^ ' 

6) S. Joan. Chrys. homil. 7. (9.) in I Corint. S. Ambros, de fide ad Q-rat. 
t. 10. A Lm de Nativ. Dom. Ser. 9. S. CyrU. Alex, contr. Nestor, lib. 3. init&> 
in Joan. 1. 9. S. Joan. Dam. de fide orat. U. 1. 2* i» 1 Cor. c. 2. S. Hier, bi 
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omnino esse a catholicae Ecclesiae doctrina sententiaiii, qua idOm 
Frohschammer asserere non dubitat, omnia indiscriminatim chrislianae 
religionis dogmata esse objectum naturalis scientiae, sen philosophiae, 
et humanam rationem historice tantum exoultam, modo haec dogmata 
ipsi rationi tamquam objectum proposita fuerint, posse ex suis natu- 
ralibus viribus et principio ad veram de omnibus etiam reconditiori- 
bus dogmatibus scientiam pervenire. Nunc vero in memoratis ejus- 
dem auctoris scriptis alia dominatur senteiitia, quae catholicae Eccle- 
nae doctrinae ac sensui plane adversatur. Etenim eam philosophiae 
tribuit libertatem, quae non scientiae libertas, sed omnino reprobanda 
et intoleranda philosophiae licentia sit appellanda. Quadam enin^ 
distinctione inter philosophum et philosophiam facta, tribuit philo- 
sopbo jus et officium se submittendi auctoritati, quam veram ipse 
probaverit, sed utrumque philosophiae ita denegat, ut, nnlla doctrinae 
revelatae ratione habita, assera^ ipsam nunquam debere ac posse 
auctoritati se submittere. Quod esset tolerandum et forte admitten- 
dum, si häec dicerentur de jure tantum, quod habet philosophia suis 
principiis, seu methodo, ac suis conclusionibus uti, sicut et aliae 
scientiae, ac si ejus libertas consisteret in hoc suo jure uteudo, ita ut 
nihil in se admitteret, quod non fherit ab ipsa suis condltionibus 
acquisitum, aüt fuerit ipsi alienum. Sed haec justa philosophiae liber¬ 
tas suos limites noscere et experiri debet. Nunquam enim non solum 
philosopho, verum etiam philosophiae licebit, aut aliquid contrarium 
Acere iis, quae divina revelatio et Ecclesia docet, aut aliquid ex eis- 
dem in dubiuin vocare, proptereaquod non intelligit, aut judicium non 
suscipere, quod Ecclesiae auctoritas de aliqua philosophiae conclusione, 
quae hucusque libera erat, proferre constituit. Accedit etiam, ut idem 
auctor philosophiae libertatem, seu_ potius effrenatam licentiam tarn 
acriter, tarn- temere propugnet, ut minime vereatur asserere, Ecclesiam 
non solum non debere in philosophiam unquam animadvertere, verum 
etiam debere ipsius philosophiae tolerare errores, eique relinquere, ut 
ipsa se corrigat, ex quo evenit, nt philosophi hanc philosophiae liber¬ 
tatem necessario participent, atque ita etiam ipsi ab omni lege sol- 
vantnr. Ecquis non videt quam vehementer sit rejicienda, repro- 
band^ et omnino damnanda hujusmodi Frohschammer sententia atque 
doctrina? Etenim Ecclesia ex divina sua institntione et divinae fidei 
depositum integrum inviolatumqne diligentissime custodire, et anima- 
mm saluti summo studio debet continenter advigilare, ac summa cura 
ea omnia amovere et eliminare, quae vel fidei adversari, vel anima- 
rum salutem quovis modo in discrimen adducere possunt.' Quocirca 
Ecclesia ex potestate. sibi a divino suo Anctore commissa non solum 
jus, sed officium praesertim habet non tolerandi', sed proscribendi ac 
damuandi omnes errores, si ita fidei kitegritas, et animarum salus 
postulaverint, et omni philosopho, qui Ecclesiae filius esse velit, ac 
etiam philosophiae officium incumbit nihil unquam dicere contra ea, 
quae Ecclesia docet, et ea retractare, de quibus eos Ecclesia monuerit. 
Senteutiam autem, quae contrarium edocet, omnino erroneam et ipsi 
fidei Ecclesiae ejusque auctoritati vel maxime injnriosam esse edici- 
mus et declaramus. Quibus omnibus accurate perpensis, de eorum- 
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dem V. V. P. F. N. N. S. R. E. Cardinalium Congregatioids Ijbris 
notandi« praeposUae consilio, ac motu proprio, et certa scientia ma- 
tura deliberatione Nostra, deque Apostolicae Nostrae potestatis pleni- 
tudine praedictos libros Presbyteri, Frohschammer tamquam contiuaeh- 
tes propositiones et doctriuas respective falsas, erroneas, Ecclesiae 
ejusque auctoritati ac juribus injuriosas reprobamus, damnamas, ac 
pro reprobatis et damnatis ab Omnibus haberi volumus., atque eidem 
Congregationi mandamus, ut eosdem libros in indicem prohibitorum 
librorum referat. Dum vero haec Tibi significamus, Venerabilis Fra¬ 
ter, non possnmus non exprimere magnum anirai Nostri. dolorem, cum 
yideamus hunc fllium eornmdem librorum auctorem, qui cetcroquin de 
Ecclesia benemereri potuisset, infelici quodam cordis impetu misere 
abreptum in vias abire, quae ad salutem non ducunt, ac magia magis* 
que a recto tramite aberrare. Cum enim alius ejus Über de anlma- 
rum origine prius fuisset damnatns, , non solum se minime submisit, 
yerum etiam non extlmuit, eumdem errorem in bis etiam libris denuD 
docere, et Nostram Indicis Congregationem eontumeliis cumularb, ae 
multa alia contra Ecclesiae agendi rationem t^ere mendaciterque 
pronuntiare. Quae omnia talia sunt, ut iis merito atque optimb jure 
indignari potuissemus. Sed nolumus adhuc' paternae Nostrae caritatis 
viscera erga illnm deponere, et iccirco Te, Venerabilis Frater, exci- 
tamus, ut velis eidem mänifestare cor Nostrum paternum, et acerbis- 
simum dolorem, cujus ipse est causa, ac simul ipsum saluberrimis 
monitis hortari et monere, ut Nostram, quae communis est omnium. 
Patris, vocem audiat ac resipiscat,, quemadmodum cctholicae Ecclesiae 
filium decet, et ita nos omnes laetitia afficiat, ac tamdem ipse feliciter 
experiatur quam jucundnm sit, non vana quadam et perniciosa liber- 
tate gaudere, sed Domino adhaerere, cujus jugum suave est, et onus 
leve, cujus eloquia casta, igne examinata, cujus judicia vera, justi- 
ficata in semetipsa, et cujus universae viae misericordia et veritas, 
Denique hac etiam occasione Übentissime utimur, ut iterum testemur 
et confirmemus praecipuam Nostram in Te benevolentiam. Cujus 
quoque pignus esse volumus Apostolicam Benedictionem, jquaip intimp 
cor^ affectu Tibi ipsi, Venerabilis Frater, et gregi Tuae curae com- 
misso peramanter impertimus. 

Datum Romae apud S. Petrum die 11. Decembris Anno 1862. 

Pontificatus Nostri Anno Decimo septimo 

Plus PP. n. 


Die österreichische Gesetzgebung 

über die gemischten Ehen und die religiöse Erziehung 
der Kinder iiisb'esondere, und über den Uebertritt von 
eiD>em christlichen Bekenntniss zu einem anderen 
von Professor Dr. Friedrich Vering. 

Ueber die allgemeinen Grundsätze, nach welchen die obigen Fragen 
vom Stpndpunkte der kirphlicben Autonomie und ,dep: bür- 
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geriichen Peritjit aud BeciproeitSt d«r verschiedenen christ- 
l^hen ConfeesuHien zu benrdieilen seien, habe ich mich sehen Ar^r 
(hn Archiv Vl., 207 ff.) bei Besprechung der „Anspräche der 
Protestanten in Oesterreiöh^ (Freiburg 1860) and „die Pro- 
testantenfrage in Oesterreich^ von Prof. Dr. Fessler (l^n 
1861), ferner'über die Gksetsgebung and Gerichtsbarkeit in Betr^ 
der gemisditen Ehen (im Archiv VIL, 35 ff.) in einem Artikel über 
„das YerhfiltidsB von Staat und Kirche in Ansehung der Ehesachen *),^. 
sowie (im Archiv VIL, 308 ff.) bei Darstellung des Schweiser 
Bundesgesetzes vom 3. Februar 1862 in Betreff der Scheidung 
der gemischten Ehen, und (kn Archiv Vn., 475 f.) süt Büdtsicht 
auf die Schrift von Prof. Dr. Schulte: „über gemischte Ehen 
von Standpunkte der Parität in besonderer Beziehung auf die 
deutsch - slavischen Eronländer Oesterreichs“ (Prag 1862) ausger 
sprechen. Spedell über unsere Fragen handelte auch Prof. Dr. Jos. 
Fessler: „zur Orientirung über die gemischten Ehen in 
Oesterreich und andere damit yerwandie Fragen“ (Wien 
1861. 44 S. 8. Preis 30 kr* rh.). Auch ist bei Berathung neuer 
bürgerlicher Gesetze über denselben Gkgenstand in den letzteren Jahren 
in den landständischen Yersammlungen mehrerer Bänder verhandelt 
worden. So namentlich in Baden^), Holstein^, im Grossberzog- 
thum Hessen und in l^assau. Ich will im Folgenden auf die 
dermalen in Oesterreich jene Punkte normirenden Staatsgesetze näher 
eingehen und zur Prüfung derselben alle die verschiedenen über jene 
Fragen laut gewordenen Ansichten und Grundsätze mit mügli<hster 
Objectivität neben einander stellen. 

Die in Oesterreich in Betreff jener Fragen geltenden bfirger> 
Bchen Gesetze und Ministerial-Yerordhungen sind bis jetzt noch nir¬ 
gends iu vollständiger Uebersicht mitgetheilt. Ich beginne daher mit 
einer Mittheilung des Wortlautes der einschlägigen Gesetze und 
Verordnungen. 


AJ Ueber die gemiachUn Ehen. 

I. Die Fähigkeit zur Eingehung gemischter Ehen. 

Die Yersehi^enheit des christliehen ReligionsbAenntnissee be* 
gründet in Oesterreich kein bürgerliches, staatliches Eheverbot (nach 
$. 47. a. b. G. B.). Auch in der Zeit seit Abschluss des Concordates 
sind die gemischten Ehen, d. h. die Ehen zwischen Christen ver¬ 
schiedenen Bekenntnisses durch kein österreichisches Gesetz 
verboten*). 


1) loh borichtigo hier ^ooh siwei dort auf 36. vorkonuneiide Druckfehler. 
Z. 10« V. u. lese man: Benedict XIV. statt Benedict IX.; 16. v. n. lese mim: 
staatlichen Gültigkeit statt kirchlichen. 

2) Vgl. darüber auoh Maas im Archiv VII., 244 ff. 

3) Vgl. darv^er vorläufig die weiter unten in diesem Hefte folgende Bespre- 
ehong der Schrift: lyDie K|itholiken|rage in Holstein.^ 

4) im. 8. a. Schulte, Uber gemischte Ehen S. 6 f. Handbuch des 

ih ilMnw« »yim- Ätfrtsbt»» Wi«» tt«o. §. 49.3* - >l>8i7^ Jünlsti* 
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Die katholische Kirche missbiAigt die gemischteö 
erklSrt dieselben jedoch nicht für ungültig, mid erlaubt dieselben 
unter Dispensertheilung, wenn gewisse Bedingungen erfüllt werden *). 

Die griechische Kirche verpönte zwar ursprünglich auch 
die gemischten Ehen, jedoch halten sich die nicht unirten Griechen 
im Allgemeinen ganz an die Landesgesetze ^). 

Die Protestanten haben sich ursprünglich gegen die gemisch<-' 
ten Ehen ebenso streng ausgesprochen, wie die katholische Kirche. 
Später ist aber entsprechend der allmäligen Ausdehnung des Begriffes 
der Unsiehtbarkeit der Kirche in den neueren protestantischen Lehr¬ 
systemen 3) mit der Begünstigung des Indifferentismus überhaupt mehr 
die Zulässigkeit der gemischten Ehen betont worden und erst in' 
neuerer Zeit suchte man hin und wieder zu strengeren Gmndsäteen 
zurückzukehren *)., 

n. Die Form der Eingehung gemischter Ehen. 

Das bürgerliche Eherecht in Oesterreich hält hinsichtlich der 
Form der Eheschliessung überhaupt und so auch hinsichtlich der 
Eingehung gemischter Ehen an der Nothwendigkeit der kirchlichen 
Form fest. Betreffend 

aj das Aufgebot bei gemischten Ehen 

hatte schon das Hofdecret vom 6. Juni (Entschliessung vom 21. Mai) 
1784 angeordnet, dass ..künftighin die akatholischen Ehen auch in 
den katholischen Pfarrkirchen, zu welchen sie nach ihrem Wohnorte 
gehören würden, wenn sie kathojisch wären, ebenso wie in ihren 
Bethäusem dreimal aufgekündigt werden“ sollten. Diese Bestimmung 
ging auch in das a. b* G. über. Die Verordnung vom 30. Jänner 
1849 hob die Nothwendigkeit, dass ;der Nichtkatholik in der katho¬ 
lischen Pfarrkirche, in deren Bezirk er wohnt, verkündigt werde, auf®); 

Erlass vom 26. Nov. 1860 an die Stattbaltereien su Wien, Linz, Gratz, Brünn, Lern* 
borg, Innsbruck, Triest ist aacb „zur Elrzielung der mögliclisten Gescbüftsverein- 
faebung" die bisherige Einsendung der Jahresausweise Uber die Zahl der abgeschlos¬ 
senen gemischten Ehen und vorgefallene Religionsveränderungen ebenso wie Uber die 
nengeweihten Priester und den Personalbestand des Klerus und der Klöster für die 
Zukunft für entbehrlich erklärt worden, lieber den geistlichen Personalbestand geben 
ohnehin die Diöcesanschematismen vollständige Auskunft. 

1) YgU darüber insbesondere .A. de Roskoväny, de matrimoniis mixtis inter 
catholicos et protestantes. Quinque eccl. 1842—1854. 3 vol. Hier ist die vollständige 
Literatur angegeben und sind sämmtliche päpstliche Erlasse und andere Aktenstücke 
abgedmckt. M. s. auch KuUchker, Eherecht Bd. FV. §. 29S ff. 8. 699 ff. Bangen, 
iustr. pract. de spons. et matrimonio Monasterii 1861. Pasc. IV. 

2) Vgl. Kuzmäny, a. a. O. Zhiehmann, Eherecht der orientalischen Kirche, 
l^en 1863. lieber das Eherecht der unirten Orientalen vgl. Hergenrdther im Archiv 

vra., 188 ff. 

•3) Vgl. darüber Walter, Kircbenrecht §. 34. a. E. 8. 74. 

4) Vgl. darüber Walter, Kirchenrecht §. 824. a. E. Kuzmdny, §. 41^. 8. 330 ff. 

3) Verordnung vom 80. Januar ' 1849 §. 6.: „Bei Ehen zwischen nicht- 
ka^dischen Religionsgenossen hat das Aufgebot nur in den gottesdienstlichen Ver- 
saiondangen der Brautleute, hei Ehen zwischen kathoHsdien und niohtkathdisehdn 
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AfaM der $. 16. des SliegesetBes fUr die Kfttholiken voin 8. October 
1856 schrieb wieder vor: „Die Ehen zwischen katholischen und nicht- 
katholischen Christen müssen nicht nür in der Pfarrkirche des 
katholischen and nichtkathclischen Theiles, sondeni, ' 
insoweit nicht für einzelne Länder besondere Vorschriften bestehen^ 
auch in der katholischen Pfarrkirche, inner deren Bezirk 
der .nichtkatbolische Ehewerber Wohnt, verkündigt wer¬ 
den.“ Die Wiederherstellung der Vorschrift des bürgerlichen Gesetz- 
buehes hat ihren Grund nur darin, dass in den mdsten österr. Llhs- 
dem wenige Protestanten wohnen und diese oft keiner, oft viell^cht 
dner Tagreise weit entfernten Pfarre angeh^en, dass aber das Aitf- 
gebot, wenn es seinen Zweck erreichen soll, ui dem Orte vorgenem«- 
men werden muss, wo man die Person kennt, und desshalb in der 
katholischen Pfarrkirche, in deren Sprengel sie wohnt. Dass nur in 
dieser Absicht das Ehepatent vom 8. October 1856 jene Bestimmung 
wieder einführte, ergibt sich auch ans der in dem Gesetze zugleich 
ausdrücklich voibehaltenen ferneren Geltung der besonderen Vorschrift 
ten für die Länder, in denen jene spmradiisohen Verhältnisse*für die 
Protestmaten im Allgemeinen nicht'bestehen i). 

Besondere Vorschriften, »wie sie im $. 15. des Ehegesetzes ih 
Bezüg gmiominen werdm, best^en-fUr Ungarn und Sieben¬ 
bürgen. 

In Ungarn war durch die Carolinische Resolution vom 6. April 
(Rcsol. vom 21. März) 1731 Punkt 7. die Trauung gemischter Paare 
durch den römisch-katholischen Seelsorger angeordnet, und es muss¬ 
ten desshalb die Ehewerber in ihren beiden Pfarrkirchen 'aufgeboten 
ivetden. Aber die allerhöchste Verordnung vom 21. März 178Ö 
ordnete an, dass evangelische Personen nur in ihrer Pfarre zu ver¬ 
kündigen seien, die gemischten Paare also nur in ihren eigenen 
respectiven Pfarrkirchen nach 32. des josephinischen Ehepatentes 


Beligionggenossen hat das Attfjgslkit in der Kirche eines jeden derselben zu geschehen 
und es wird diesfalls der 71. 8- Wirksamkeit gesetzt“ 

i) So b^erkt SchtUif, über gern. Ehen 8. 7. Vgl. auch KuUchker, Eherecht 
IV. §. 207, S. 187 Dagei^n macht Kuzmäny, Handb. des Eherechts §. 39. S. 293 f. 
einen merkwürdigen dem klaren ganz allgemein gehaltenen Wortlaute des Gesetzes 
▼üUig widersprechenden einschrfinkeDden Atislegnngsversuoh. Er sagt, der Erlass vom 
so. Januar 1849 sei ausdrücklich an alle Landeschefs der nicht ungarischen und picht 
siebenbürgischen Provinzen, Lombardei und Venedig ausgenommen, el*las8en worden; 
in der Lombardei habe es keine protestantischen Pfarrkirchen gegeben, für Venedig 
scheine nur übersehen worden zu sein, dass dort eine evangelische Pfarrgemeinde 
bestehe; es müsse daher der §. 15. des Ehegesetzes „an sich nur in Venedig als gel¬ 
tend anerkannt werden;“ und es müsse der §. 6. der Verordnung vom 30. Januar 
1849 noch erst ausdrücklich aufgehoben werden. Jedoch scheint Kuzm/iny selbst 
‘schon die Unhaltbarkeif seines Auslegungsversuches zu fühlen, indem er sagt, dass 
„die Geltendmachung jenes §. 16. der Anweisung erst abgewartet werden müsse,“ und 
es für wahrscheinlich hält, dass man die Bestimmung des §. 15. überall dort durch¬ 
führen werde, wo die ErldÜrung gemischter Eben mit römischen Katholiken vor dem 
römisch-katholischen Sccteorger, sei es nun mit der Benediction oder mit bloss passi- 
ier AasMcnz, vor sich gehen müsse» ' 
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für Ungarn vom 6; October und dass^be war dvitA 4 m 

B«Boript vom 20. August 1783 bereits fttr Siebenbürgen besthniat^. 

Selbstverständlich ist übrigens, dass nrenn ein Nichtbatbolik rar 
katholischen Kirche Übertritt und abbäld darauf heirathen will, die 
Ehevei^ündigui^n bloss in der feathelisehen Kirche stattra^den 
haben *) . ’ 

In Betreff der Verhündlgnng gemischter Ehen sehreiben mehrere 
Weisungen' des Oberhauptes der katholischen Kbrohe vor^ es solle das 
R^igionsbekenntniss des nichtkatholischen BraUttheiles nicht dabef 
ei^hnt werden ■*). So heisst »es in der okf Primatem, AreHepieeopoe 
ft' Episeopos in Hungariae regno gerichteten Instruction vom 30. ApHl 
1841, dass die Bischöfe, falls der katholische Brauttheil den Satzuti- 
gen der katholiechen Kirche nicht nachkomrae, es dulden könnten, ul 
a parecho catholico consuetae proclamationes ffant, omni tarnen prae- 
fermiesa meneione circa reHgionem eorum, qui nuptias sunt contra^ 
eturi. Die nämliche Vorschrift enthält die Tnstructio ad I^iscopos 
Bavar. de 12. Sept. 1884. In der für die österreichischen Diöcesen 
in fbederatis G^ermaniae partibas erlassenen päpstlichen Instruction 
vom 22. Mai 1841 kommt diese Weisung nicht vor und es geschieht 
darin das Aufgebotes gar keiner Erwähnung. Das öster^chische 
Eh^setz vom 8. October 1856 (cf. $. 15. desselben) verlangt aber nicht, 
dass bei dem Aufgebote gemischter Ehen das Religionsbekenntnis« 
der Brantleute angegeben werde. Es st^ daher auch nichts entgegen, 
dass der katholische Seelsorger bei der Proclamation gemischter Ehen 
die Angabe des Religionsbekenntnisses der Brautleute unterlasse 

Wenn die Verkündigung von Brautleuten gemischten christlichra 
Religionsbekenntnisses in mehreren katholischen .Kirchen gesch^w^ 
musste, so ist desshalb die Ausfertigung eines Verkündigung«-< 
Bcheipes, Ledigscheines von Seiten des nicht die Trauung voll¬ 
ziehenden Pfarrers nothwendig, und -ausserdem Ist ^e Auafep^g^mtg 
tines solchen von Seiten des nichtkatholischen Pastors, zu dessra 
Pfarre der protestantische Brauttheil gehört, nothwendig*). 


1) Vgl. Kuxm6ny, a. a. O. Kutschker, a. a. O.; %. 3S. 4os oft. joaepli. Ebe- 
patentes lautet: „Si personae despoosatae sab diversas paroi^ias pertmeiliit, tiisa 
promulgatio in utriusqne paroobia praemittrada est^ 

2) In diesem Rescr. heisst es: „Qnoties disparis reUgionis aut ritoa personae 
matrimonipm inire onpiunt, in ntrinsque religionis aut ritat, cui iu}q>tariente8 addieÜ 
sunt, templis fiat promolgatio.^ 

3) Vgl. auch Kutschker, a. a. O« 

4) V|^ Kutschker, a. a. O. Bd. IV. §. 300. S. 731 f. 

5) Dieses ist z. B. durch Erlass des Budweiser Ordinariats 1857. Nr. 1. 
ausdrücklich yargeschrieben. Ebenso durch das Gransr Provincialeoncil yom 
Jahre 1860. Tit HI. c. 8. (im Archiv 107.). 

6) Nach der Wiener fiirsterzbisohöfl. Consistorial^Verorduung 7. vom Jahne 
1841 sub 6. soll der yerkündschein. den der nicht die Trannag vomehmeade ka^o- 
lisohe Pfiqrrer ausstellt, auch den Beisatz enthalten, „dass die Ersiehung aller Emder 
m der katholisehen Behgiqn augesiohert (oder nicht zugesiohert) worden ist, damit 
der andere Pfarrer nicht in Zweifel blcü>e und sich gesetsmiissig zu b^ehmen wiese«^ 
Ferner ist in der Wiener fdrsterzbischöfl. r^naiitaitfftlrytiyTdwry 8* TMI A Sdf* 
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Did katbdisolie Kkebe gestattet, wie dl« Eingebung, so aueb 
das Aufgebot gemwehter Ehen überhaupt nur unter solchen Cmstän- 
dm, dass dadurch der Schein der Billigung solcher Ehen vermieden 
wird, oder wenn die Verhinderung eines grösseren Uebels eine Natdi- 
giebigkdt erheischt. Die Vorschriften des kirchlichen Ehegesetses 
für die Katholiken gelten in Oesterreich aber auch zugleich als bür> 
gerliches Gesetz für dieselben. Wenn daher von Seiten der kirch¬ 
lichen Organe die Mitwirkung zu dner Eheschliessnng, wie z. B. das 
Aufgebot oder die Trauung oder die Ausfertigung des Verkündschei- 
nes einer gemischten Ehe trotz der Erfüllung der gesetzlichen Be¬ 
dingungen verweigert werden sollte, so ist einerseits der kirchliche 
Instanzenzug dagegen zulässig., andererseits kann aber auch die Re¬ 
gierung angerufen werden, damit diese bei dem bischöfl. Ordinariate 
der betreffenden Diöeese und eventuell beim päpstlichen Stuhle ihrer 
Stellung und ihrem Ansehen entsprechende Vorstellungen dieserhalb 
«riiebe. Von diesem Standpunkte aus sind grössteutheils die in unse¬ 
ren nachfolgenden Mittbeilungen enthaltenen Ministerialerlasse aufzu- 
fassen. So erging ein 

Ministerialerlass vom 21. Jänner 1857, Z. 10,608—1856, 

V 

kn die Statthaltereiabtheilung in Ofen, 

betreffend die Uoznllssig'keit der Vorenthaltnng des VerkUndigungsscbeines einer 
gemischten Ehe von Seite des katholisehen Pfarrers. 

Nach Inhalt des Berichtes vom 12. Mai 1856, Z. 12,448, hat der Pfarrer 
. , . . Anstand genommen, den Ehewerbern . . . . helvetischer Confession, und 
.... katholischer Religion, das von ihnen Ober den Vollzug der Eheaufgebote 
geforderte pfarramtllche Zeugniss auszufolgen, weil diesellieii die Absicht hatten, 
die Ehe vor dem akatholischen Seelsorger des Bräutigams ohngeachtet des Re¬ 
verses, einzugehen, welcher von diesem Ober die Erziehung aller Kinder in dem 
katholischen Glauben ausgestellt wurde. Diese Angelegenheit soll nach einer 
anher gemachten Mittbeiinng bereits dadurch erlediget worden sein, dass die 
katholische Braut zur helvetischen Confession Obergetreten ist and sicli hiedurch 
jedem Einflüsse des katholischen Pfarrers entzogen hat. Die Ursache dieses be- 
dauerüchen Falles liegt darin, dass von dem gedachten Pfarrer die Bestimmung 
der von dem Apostolischen Stahle am 30. April 1841 hinsichtlich der gemischten 
Ehen erlassenen Anweisnng nicht befolgt wurde. Nach dieser hat der katholische 
Pfarrer nicht nur das Aufgebot der gemischten Ehen stets vorzunehmen, sondern 
er ist anch verpflichtet, darüber das Zeugniss auch dann anszostellen, wehn die 
betreffenden Ebewerber die Ehe nicht vor ihm oder einem anderen katholischen 
Priester, sondern vor dem akatholischen Seelsorger einzugehen gesonnen sind. 
In dem hier vorliegenden Erlasse des Primas and Erzbischpfes Joseph von Kopäcsy 
vom 18. November 1841 wurden die Pfarrer der Graner ErzdiOcese unter Mit- 


t«mber 1848 sab 4. vorgeschrieben worden,“ in den Verkünd- and Tranangsecbeinen 
allseit beianaetoen, u welchen Tage der akatholische Br|atigam seine Einwilligung 
zur Ernebung alli^ anrahoffenden Kinder in der katholisoben Religion scfariftiioh ab¬ 
gegeben hat, damit der andere Pfarrer, in dessen Bezirk etwa eine Taufe vorkemmt, 
sieh genau darnach richten könne.“ Vgl. Üuttdtktr^ a. a. U. Bd. IV. %. 818. S. 78 f. 

300. & 7«2' 
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(Teilung der in Rede stehenden {»ipsUiehen InsImeHnB mgewiesen, in alten Fllien, 
wo die Brautleute mit der passiven Assistenz des katholischen Seelsorgers sieh 
nicht begnOgen und die Ehe vor deni.akalholiseben Seelsorger eingeben wollten, 
wegen Verba Itungsregeln sirb stets an das Ordinariat zu wenden. Wenn dieser 
Erlass noch ln Kraft steht *), so war der Pfarrer verbanden, bezüglich der Forde¬ 
rung der fraglichen Ebewerber von dem fOrsterzbiscböflidien Ordinariate in Gran 
sidi die Weisung zu erbitten; das Ordinariat konnte und durfte die Ausstellnng. 
des Zeugnisses nicht hindern,, vielmehr wäre es sdne PIlicbt gewesen, den Pfarrer 
hiezu zu vm’halten. Aber aoih für den Fall, als der erwihnte Erlass aufgehoben 
oder abgetndert würde, dürfte, die Aussfellnng des verlangten Zeognisses durch' 
aus nicht verweigert werden, denn die oben berührte Bestimmung der pipst' 
lieben Instruction ist diessfalis als massgebend anzusehen, sowohl für die Pfarrer, 
als auch für die bischöflichen Ordinariate. In künftigen ibniieben Füllen ist sieh' 
hiernach zu hallen, iind die k. k. .^. . . wird überdies aufgefordert, dem Graner 
fürsterzbischOflicben Ordinariate das unstatthafte und gesetzwidrige VOTgeben des 
Pflurers vorzuhalten, und demselben zu bedeuten, dass künftighin ein aolebea 
Vorgehen durchwis nicht geduldet w^en kOnne. 

Ferner ein 

i7S4 

Ministerialerlass vom 22. Jünner 1858, Z. ü"07üf~i®57, 
an den Bischof von Zips, 

betreffend die Weigerung eines Pfarrers, zwei Brautpaare gemischter Confession zu 

verkündigen und zu trauen. 

Der Vicpprüsident der k. k. Statthaltereiabtheiinng von Kaschau hat mir 
die Ansiüiide zur Kenntniss gebracht, in Ansehung derer von dem .... Pfarrer 

mit Gutheissung Eurer.die Verkündigung der von dem.und von 

dem.beabsichtigten gemischten Ehe verschoben worden ist. 

Ich würdige ira vollen Maase die aus der Berücksichtigung des Wohles der 
Kinder, welche -. ... aus seiner iVOheren Ehe hat und die ans beiden erwihnten 
ehelichen Verbindungen angeboflT werden können, hergebolten Bedenken, welche 
diese Verbindungen nicht wOnsebenswertb erscheinen lassen. De^ssen ungeachtet 
' aber hege ich die Ueberzeugung, dass den erwähnten Ebeschliessungen nur durch 
moralische Einwirkung auf die genannten Minner entgegengetreten werden könne, 
die Verweigemng oder Versebiebang des Aufgebotes aber .Angesichts des kireb* 
liehen und bürgerlichen Ehegesetzes sich nicht rechtfertigen lasse. Im Sinne die- 
ses Gesetzes sind Brautleute, deren ehelicher Verbindung ein gesetzliches Hinder¬ 
niss nicht im Wege steht, berechtiget zn verlangen, dass ihre beabsichtigte Ehe 
verkündiget werde; dass aus einer solchen Ehe traurige Folgen für die Ehewer- 
her und ihre Kinder mit grösserer oder minderer Wahrscheinlichkeit vorbergeseben 
werden, kann an jener Berechtigung nichts ändern. 

Selbst was die Trauung anbelangl, so gestaltet $. 70. der Anweisung f. d. 
g. G. nur, dass zu derselben jene Ebewerber nicht zugelassen werden, deren 
Verbindung ein Hinderniss im Wege stebt und die nicht Alles geleistet haben, 

1) Das Graner Provlncialconil vom Jahre 1860 Tit. m. c. 8. (im 
A'rchiy IX., 107. Nr. 8.) gestattet ausdrücklich die Aussfellnng der Bescheinigung 
von Seiten des katholischen Pfarrers, dass kein Ehehindemiss in Folge des dreimali¬ 
gen Aufgebotes entdeckt sei, für den Fall, dass die Parteien Statt der passiven Assistenz 
des katholischen Pfarrers die protestantische Trauung verziehen. (Vering.) 
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.was tm f«rnhaMang':voH' anfil^ea .oder üneHaObten Ehen gesäzlirb reifo- 
sehrfebea Ist, 2;war erlcMrt §. 67. darseiben Anweisung, dass, wenn die Besnrg- 
Qiss obwaltet, dass die Verehelfcbung der Ehe werbet zu grossen Zwistigkehm 
qnd Aeigeruissen oder anderem UidieHe 'Anlass geben werde, dem Bischöfe das 
Recht zostehe and beziehnngsweise die. Pflicht obliege, die Eingehung der Ehe 
zu verbieten, in welchem Falle, so lange er das Verbot nicht aafgehoben hat, 
die Eingehung der Che uneriaabt bleibt. Da aber diese Bestimmung offenbar 
nicht dabin zielen konnte, die Eingehung jeder Ehe von der WillfcQr des BiScbo- 
fes abhingig zu machen, so kann damit nur gemeint sein, dass das zeitweilig« 
.bischbflicbe Verbot der Ehescbiiessang dann zulSssig sei, wenn die befDrcbteten 
.Zwistigkeiten und Aergemisse oder das bevorstehende linheil. daraus hervof- 
Kfdien, dass einet oder der andere' Ehewerber durch Eingehung der Ehe sich fibm* 
eine der kirchlichen EbegesetzgebUng fremde Vorsclirift hinwegselzen wflrde. 

Der Fall würde eintreten, wenn MinJerjabrige oder MilitärperSonen, die 
derldorch das bflrgerlicbe Ebegesetz vorgezeichneten Zustimmung entbehren, dte 
Ehe sehliessen wollten. Unter solchen Umständen soll durch die Anweisung 
f. d. g. G. Oe. den Biscbbfen durch die Berecbiigung zum Erlasse eines teUwei- 
Jigen kirchlichen Verbotes der Eingehung der Ehe ein Mittel an die H.-niil gege- 
iien wmrden,. die nach dem bflrgerlichea Gesetze strafbare Verbindung, deren . 
Zugeständniss zu grossen UebeMtänden ßBiren wflrde, aucb ktrchiicber Seits zu 
bindern. 

In den Eingangs angedeuteten Fällen steht mit RQckblick auf das päpstliche 
Breve and aqf die iDstructimi vom 30. April 1841 der Verbindung der Ehewerber 

'.und ..... kein gesetzliches Hlnderuiss im Wege; sie kflanen demnach 

auf die von dem $. 67. der Anwobumi f> <1. g.< G. Oe. nicht berflhne Verkfln- 
digmng ihrer Ehe Ans^cb madten. Auch die Trauung dieser Ehewerber mit 
den akatbolischen Frauenspersonen .... l'und ..... darf, wenn hiebtü die 
Gränzeä des bezogenen Breye’s und der damit in Verbinduhg stehenden Instruc¬ 
tion eingehalten werden, nicht gebindert und verboten werden, weil die Be- 
dingiin|;eu der Anwendung des $. 67. der Anweisung f. d. g. 6. Oe. nicht aach¬ 
gewiesen erscheinen. 

Bei dieser Sachlage glaube ich erwarten zu können, dass Ewe . . . .. 
den ..... Pfarrer zwr anstmdsiosen Vornahme der Verkündigung der in Rede 
stehenden Eben anweisen und bezflgüch der Trauung diesem PTarr»' die Botdt- 
ncbtong der Instrnction vom 30. Aprd 1841 vorzeichaen werden, wenn es ihm. 
nicbt gelingt, die mebrgenaunten Katholiken zur flreiwiliigen Verzichtieiatung auf 
ihr Ehevoibaben zn. vermögen. 

h) Jbie Eingehung der gemisehten Ehen selbst 

Obschou das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch wie das josephi- 
nische Ehepatent von dem der kirchlichen Freiheit und Selbstständig¬ 
keit im Allgemeinen und den katholisch-kirchlichen Dogmen insbeson¬ 
dere widersprechenden Standpunkte ausging, dass der Staat das 
Eherecht ans voller eigener Machtvollkommenheit festznsetzen habe) 
so hielt man doch rücksichtlich der Eingehung der gemischten Ehen 
^e dem katholischen Kirchenreehte entsprechende Form auch im bür- 


1) Ygl. meine Zasoaunenstellang im Archiv VIL, S. 115. und ebendaselbst 
S. 35 ff. 
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gerUehen Bechte fest. Nach dem a. b. O. B. Nr. 77. und dem Ehegea. 
$. 19. muss die Consenserklärnng vor dem katholischen 
Pfarrer und swei Zeugen geschehen. Sehr treffend bemerkt 
Schulte^), man habe an dieser dem katholischen Kirchenrechte ent¬ 
nommenen Form „nicht desshalb festgehalten, weil die Nichtkatholiken 
den Katholiken nicht gleichständen, sondern wohl ans dem natürlichen 
Oriinde, dass man in Ländern, wo es gar keine oder nur höchst spo¬ 
radisch Protestanten gab, bei einem Akte den Personen verschiedener 
Confessionen abschliessen, selbstredend die Form wMiUe, welche den 
Grundsätzen der vielen Millionen, nicht der damals nicht vorhandenen 
Hunderttansende entspricht. Hiezu kommt aber ein zweiter Grund. 
Hält man überhaupt eine religiöse Form der Schliessung einer Ehe 
fest, so ist es gewiss recht klug und billig, dne solche zil wählen, 
die den Religionsgrundsätzen beider Theile entspricht. Der Katholik 
kann aber seine Ehe nur beim Abschlüsse vor seinem Pfarrer nach 
der ausdrücklichen Vorschrift der Kirche für gültig ansehen; dem 
Protestanten aber genügt diese Form auch, somit ist hier beiden ge¬ 
holfen. Nöthig ist nach dem katholischen Kirchenrechte nur die .Er¬ 
klärung der Einwilligung vor dem Seelsorger und zwei Zeugen, da- 
aiit‘ eine gültige Ehe zu, Stande komme, n^t die f^s^nung, Bmse- 
diktion des Priesters u. dgl. Mit keinem Wort verlangt das bürger¬ 
liche Gesetz mehr.^ 

Bekanntlich hatte die Frage der gemisditea Ehen insbesondere 
auch, in Ungarn zu grossen Streitigkeiten gefülart ^). Um diese künftig 
ein für allemal abzuschneiden, wurde von Seiten des päpstlichen Stuhles 
auf Ersuchen des Kaisers die Form der Abschliessnng gemischtar Bhen 
in der österreichischen Monarchie geregelt 

1) Durch das Breve Gregorii XVI. P. P. ad Primatem et ad 
ArchiejMseopos Kegni Hnngariae circa matrimonia mizta d. d. SO. 
April 1841^), ferner durch die unter demselbai Datum aiassene In- 
structio Cardinalis Lambruschini ad Primatem, Archiepiscopos et 
Episcopos in Hungariae regno*). 

2) Durch die von dem heiligen Stuhle erftossene (auf Grund 
allerhöchster Entschliessung vom 24, August 1841 auch 'mit dem 
damals noch in Anspruch genommenen Plaeet versehene) InstruotiO 
ad Archiepiscopos et Episet^s Austrfecae diifenis in foedaratis Gfer- 
maniae partibus circa matrimonia mizta d. d. 22. Mtdü 1841 ^). 


1) Sehfdte, Uber gemisohte S. f f. 

2) Maa vgl. die bistorUebe Uebersloht der dortigen Ebeg^tzgebung bei 
Kuzm&ny, a. a. 0. §. 40. S. 306 ff. 

3) Abgedruckt bei Kutschjeet, Eherecht Bd. IV. §. 295. S» 722 ff. u|id Uber die 
Veraniassnng tu diesem Breve vgl. Kutschket B. L §. 63. s7 527 ff. Man findet die 
bbtrefifeoden Schriftstücke nebst den voransgegiangenen Literae Primatis et Archi- 
apiscopi reg&i Hungariae d, d. Presebürg 10. Junii 1840 auch bei Botkoixäny, 1, c. 

II. Nr. 402 sqq. und im Auesage attoh bei Kuzmäny, a. a. O. §. 48. B. 809 ffl 

4) Abgedrodit u. A. bei Kutschkzr, Khereeht IV. 296. S. 724 ff. Auf diese 
Instruction bezieht sich §. 38. der Anweisung Air die geistL Gerichte Oesterr. und 

19. des bUrgerl. Ehegesetzes. Vgl. Kutschker, IV. §, 295. a. E. 8. 726. 

5) Ahgedruokt u. A. bei KuUcMßtr, Eherecht Bd. IV. §. 295. S« 72Q ff. 
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Dt« lÄstWlttiOli v&«a S3. Mtii 1841 ttnd ä&g Bt(^ vdfn 30. 
April 1841 stitDmen grnndsätslich mit «inander überein; nach beiden 
Urkunden ist es zulässig 

a. dftss gemischte Eben, in denen die katholische Erziehung 
siUniUtlicher Binder garanttrt ist, vor dem Pfiirrer des katholischen 
Theiles dmroh die wechselseitige Erklärung der Einwilligung einge- 
gaugen werden. Ob daiUit auch zugestanden ist, dass dies unter An¬ 
wendung der kirchliehen Gebiüuche, somit in loco sacro und cum 
benedictione nuptiali geschehe, will ich hier auf sieh beruhen lassen. 
Es ist dieses Zugeständniss nioht ausdrücklich in den beiden erwähnten 
Uekuitden ausgesprochen. ‘Jedooh scheint 'diese sog. mildere Praxis 
daraus abgeleitet worden zu sein. Wenigstens wird die Sache 
üHinOs Wisseus vpn keinem katholischen Bischöfe der Monarchie be- 
anstabdet^). 

b. Für die Fülle aber, wo die katholische Kindererziehuiig mehl 
n^stchert WtWrden ist^/, wurde durch diese Urkunden die bis zum 
Jahre F841 in Oesterreich nleht zur Anwendung gekommene Form 
der Eheschliessung sub aSslstentia passiva parochi cathoHci durch 
lolgcaMle Erklärung eingefühi-t: Siquidem et temporum locornm ac 
personarum conditione quandoque conthigat ^ ut matrimoniura acatho- 
iiei viri cum catholica muliere et Vicissim defieientlhus licet cantio- 
aibus ab Ecclesia praescriptis absque raajoris mali scandalique perf- 
«tilo in religimiis perniciem intCrverti omnino nop possit, shnulque 
hl Scelesiae utilitatem et communp bonum vergere posse dignoscatur, 
si hi^jnstuodi nuptiae, quantumvis vetitae et illicitae, coram parocho 
eatholico potius, quam coram «ministro haeretico, ad quem parte.s fa- 
ette coiifugerent, celebrentür, tune parochns catfaelicus aliusre sacerdos 
ijiis viee fungens potcrlt iisdem nuptiis materiali tantum praesentia, 
ezcluso quovis Ecclesiastico ritu adesse, perinde ac si partes unice 
sgeret UAMi testis , üt ajuM, quaUfiesdi seu auctorisabiiis, ita sciiieet, 
vt utriusque conjugis audito con^nsn deinceps pro suo officio aettfm 
rididfl gestum in matrimoniomm librum refeire qtreät. 

AUein die ungarisohen Bischöfe hatten ihre Ueberkeugung aus- 
geiproclxto, dass das Zugeständniss der passiven Assistenz nipht auSH 
itkhen werde, um die in Ungarn durch die Angelegenheit der ge> 
ndschten Ehen entstandene Aufregung zu beschwichtigen. Der Ab« 
geordnete der erwähnten Bischöfe, der Oeanader Bischof Lonowicz 
machte diese Ueberzengung bei dem heiligen Stahle geltend. Zugleich 
M(Ate er darzuthun, dass die Promulgation des Concilinms von Trient, 
oof dessen Dekreten das Erfordemiss der Präsenz des Pfarrers bei doT^ 
^ieschliessung zur Giltigkeit derselben beruht, in Ungarn kaum überall 
gehörig stattgefnnden habe. Insbesondere aber wies er darauf hin, 
dass sich die in Ungarn und Siebenbürgen sehr zahlreiche griechische 
Bevölkerung mit der passiven Assistenz nicht zufriedenstellen könne, 


t) VgL KutttMeer, EheMcht IV. §.101. S. 770 ff. und verbinde damit auch 
Gene. pr«v. ttrigoaiens. tit UL e. 8. (itai Archiv ES., 108.) de matrimonils 
Ittixtia. 

«) Vgl. hiWSbSr «MCb KiOtchker, ElierMtit EV. 8(»«>000. S. 77941; 
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weil nach ihrra coitfee^i<^nellw Ueb^zengungen die NiH^ü^'-B^edictioii 
zur gütigen EhedChUessung unerlässlich erfordert werdet)., 

Das Ergebniss der Bemühungen des Bischofs Lono.wicz war die 
In^tructio Cardinaßs Lambruschini ad Primatein Archiepiscppos et 
Episcopos in Hungariae Eegno Tom 30. April 1841, in welcher ^ich 
die nachstehende Erklärung findet: Permotus Sanctissimus Dominos 
Noster iis, qoae in litteris per Hongaricos Antistites addebantur, quae- 
.que > ex ipsorum sensu jiberius ex pressit Episeopus Csanadensis, tali 
nempe providentiae forma (durch die passive Assistenz) band satte 
mederi muit4>lici regionnm necessitati, nec aufferri snarum et Cleri 
anxietatum causas, habita praesertim ratione nuptiarum, quas ob de<- 
negatam etiam ex defectu ecnitiqnwn caihoUtA parochi benedictionem 
coram catbolico ministro iniri contingat: alia nonnulla pari benignitate 
decrevit super mixtis counubiis in Hungariae Regno et magno Trans- 
sylvaniae Ducatn indulgenda seu toleranda. Dieses Zugeständntes 
wird ferher folgeudermnssen formulirt: Quod atfinet ad connubioruxa 
istorum coram acätholico ministro seu rion, reservata Concüii Trir 
dentini forma celebrationem, erit omnino Sacrorupi Praesulum ac 
parocborum studiosissime iustare atque in charitate Dei et patientia 
Christi partem catholicam hortari ac monere, ut iilam uimirum ab 
tanti scandali turpitudine quantum possint absterreant* ^iqbidem yero 
hujusmodi ipsorum monitis atque hortamentis nihil, quod absit, pror 
ficientibus mixta matrimonia ea ratione fberint inita: inspecUs kfp* 
praeteriUs quam praesentibus loeorum, de quibns serrno est peculict- 
ribus circumstantUs, eiaat ab Episcopis et parochis prudenter dissi- 
mulanda, et quamvis Uiicita, pro validis habende^, ntei tarnen cano¬ 
nicum aliunde officiat dirimens impedimentnm, .seu in. nuptiarum cele- 
bratione appositae fuerint cönditiones snbstantiae matrimonii ex catho- 
lica doctrina repugnantes. 

Es ist also in Berücksichtigung d^ aus der Vergangenheit (nicht 
volle Gewissheit über die geschehene allgemeine Publication des Tri*- 
dentiniscben Decretes über die Form der Eheschliessung) und aus der 
Gegenwart (coufessionelle Doctrin der Griechen über das Erfordarniss 
der Nuptial-Beuediction zur gütigen Eheschliessung) geltend gemachten 
Umstände seitens des heiligen Stuhles erklärt worden, dass in Un¬ 
garn und Siebenbürgen die coram catholico ministro seu non obser- 
vata/ Cqbcüü Tridentiui forma abgeschlossenen gemischten Eüien von 
Seiten der Kirche als gütige Verbindungen anzusehen sind^)> 

Mit dieser > Voraussetzung steht auch die bürgerliche Ehe- 
gesetzgebung ln Einklang. Nach $. 19.. des Gesetzes vom Jahre ' 
1856 über die Ehen der Katholiken im Kais^hume Oesterreich muss 


1) Vgl. hierüber auch Kuamäny, Eherecht §. 40. S. 303. 

2) Zu diesen liändem, Wo die Bheerkliirnng vor dem evaiigelisohe& Seelsorger 
ebensowohl gültig geschehen kann wie vor dem katholischen Seelsorger, au diesen 
Ländern gehören mit Ungarn und Siebenbürgen auch im Einzelnen Slavonien, die 
serbische Wt^wodsohaft, das temesoher Banat, die Hilitärgrw>a«< Vgf. die einzelnen 
Besti mm u ng en der Gesetzgebungen dieser Länder, bei JtTtiswidny,. Ehereeht §. 40.. 
8. 305-318. §. 89. 8. 294. M. s. auch Eosioviny, 1. c. Tom. IL p. 828-838. ^hr dürftig 
ist Ub«r diteC Fragen Cherritr, Bachirid. jnr, eooU #4 4. Ton. n.. fi, 165,^ tte »Vb 



C^ult.-Min. 20. Dee. 1850: Anwendbarkeit d. päpstl. Instr. V. 1841 in Siebenb. l!^9 

bei Ehen zwischen katholischen und nichtkatholischen Christen die 
Erklärung (der Einwilligung in die Ehe) vor dem katholischen Seel¬ 
sorger gegeben werden. Ausnahme findet in jenen Theilen des 

Kaiserthums satt, für welche der heilige Stuhl die Anweisung vom 
30. April 1841 erlassen hat-; ira Bereiche derselben hat eine Einwil¬ 
ligung, welche von den Ehewcrbtfn vor dem Seelsorger des nicht 
katholischen Theiles und in Abwesenheit des katholischen Pfarrers 
gegeben wird, als gesetzmässig zu gelten. 

Demnach besteht ausser den Ländern der ungarischen Krone 
und Siebenbürgen die Vorschrift, dass gemischte Ehen vor dem Pfar¬ 
rer ^des katholischen Theiles eingegangen werden müssen. Jedoch ist 
.es zufolge des Ministerial-Erlasses vom 21. Jänner 1850 (R. Q. B. 
Nr. 36., Oesterr. Reichsgesetze Bd. 15. S. 360 f.) dem evangelischen 
Seelsorger unbenommen, die Einsegnung der Ehe daun vorzunehmen, 
wenn durch den Matrikelschehi nachgewiescu wird, dass sie sub as- 
sistentia passiva abgeschlossen wurde; w:eiche Ermächtigung zufolge 
des Ministerial-Erlasses vom 19. März 1850 (R. G. ß. Nr. 124,, 
Oesterr. lleichsgesetze Bd. 16. S. 117.) auch auf jene' gemischten 
Ehen ausgedehnt ist, welche von dem katholischen Pfarrer in der 
katholischen Kirche nach katholischem Ritus eingesegnet worden sind. 
Nach Benedicts XIV. Const. Eedditae sunt nobis vom 17. Sept. 1746 
{Schulte, Eher. S. 275 f.) ist* übrigens die nachträgliche Wiederholung 
des Eheconsenses den Katholiken kirchlich nur dann gestattet, 
wenn das Civilgesetz sie dazu zwingt. 

Wir fügen hier sogleich noch ohne weitere Bemerkung eine Reihe 
von Erlassen des k. k. Cultusministeriums aus den letzten Jahren bei, 

. aus denen sich die Art der Handhabung der dargcstellten Bestim- 
inungen über die Eingehung der gemischten Ehen näher ergibt. 

MinistP'riulschreiben vom 20. DocemTber 1856, Z. 
an (l(‘n Bischof von Siebenbürgen, 

betreffend die von demselben in Abrede gestellte Anwendbarkeit der päpstlichen 
Instruction vom 30. April 1841. 

xMit geehrtem Schreiben vom 27. November 1856, Z. 3672, haben Eure 
.... mir angezeigt, dass Hochdieselben in Berücksichtigung des Umstandes, dass 
Sie die päpstliche Instruction vom 30. April 1841 auf Siebenbürgen nicht anwend¬ 
bar glauben und hierüber einer^Weisung des heiligen Stuhles entgegensehen, den 
J. 19. des am 8. Octoher 1856 erlassenen Ehegesetzes, sqwie die auf den Gegen¬ 
stand bezügliche Bestimmung der .Anweisung für die kirchlichen Ehegerichte für 
Siebenbürgen nicht als bindend betrachten und dem Diöcesanklerus zur Damach¬ 
achtung vorzuschreiben nicht vermögen. Ich habe die Ehre, Eurer .... hierauf 
Folgendes zu erwiedern: 

Die Regierung Seiner Majestät hat die Frage^ ob die oben erwähnt« päpst¬ 
liche Instruction auch für Siebenbürgen Geltung habe, reiflich erwogen, und ist 
zu der Ansicht gelangt, dass sie sich hierüber nicht in verneinendem Sinne aus- 
sprechen könne. Sie wird und muss daher gemischten Ehen, ^ welche in Siehenr 
bürgen, wennglekh nur von dem akathoiischen Seelsorger des akathplischeii 
Theiles geschlossen worden sind, in solange als gütig ansehep, als nicht 

durch ein endgiltiges Urtheil der kirchlichen Gerichte für nngiltig erklärt sindi 
anAlf Ar Urrlitaieclil I. 9 
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Wenn Eure .... es als mit Ihren bischöflichen Pflichten unvereinbar erkennen, 
diese Ansicht zu billigen, so wird Ihrem Gewissen von Seite der Regierung kein 
Zwang auferlegt werden, und es wird Eurer .... nicht verargt werden, wenn 
Hochdieselben Ihrem Klerus, welchem Sie die Pflicht, das neue Ehegesetz und die 
Anweisung fbr die Ehegerichte in allen übrigen Punkten gewissenhaft zu beach* 
ten, an’s Herz zu legen, gewiss nicht unterlassen werden, von dem Umstande, 
dass Eure .... hinsichtlich dieses Punktes vorerst noch eine Entscheidung des 
heiligen Stuhles gewSrtigen, in angemessener Weise in Kenntniss setzen. Ebenso 
wird es dem Ehegerichte 'ihrer Diöcese unbenommen sein, sich verkommenden 
Falles über die Frage der Giltigkeit solcher Ehen nach der Ansicht Eurer . . . . 
auszusprechen, und Eure .... werden den Ihrer oberhirtlichen Leitung unter* 
stehenden Gläubigen darüber «rölTnen können, was Sie für nothwendig erachten. 
Die Abschliessnng solcher Eben bedarr übrigens keiner Mitwirkung des katholi- 
iischen Klerus, nur verlangt das Gesetz, dass die Ebe vor dem akatholischen 
Geistlichen nicht geschlossen werde, ohne auch in der Pfarrkirrhe des katboli* 
sehen Theiles verkündiget worden zu sein. ' Irh glaube mit Zuversicht voraus* 
setzen zu dürfen, dass Eure .... dieser Verkündigung kein Hinderniss in den 
Weg legen werden, zumal dabei die principielle Frage unberührt bleibt, indem 
zur Zeit der Verkündigung noch unentschieden ist, ob die Ehe seiner Zeit vor 
dem katholischen oder vor dem akatholischen Geistlichen wird gescblos.sen wer* 
den. Sollte ich mich in dieser Voraussetzung tänseben, so würde zn meinem 
grossen Bedauern die Regierung sich genölhiget sehen, auf eine Abhilfe bedacht 
zu sein, was den Interessen des Kaiholicismus in Siebenbürgen leicht schädlicher 
werden könnte, als die Tbatsache der Verkündigung von Ehen, welche nachträg¬ 
lich in einer von Eurer .... missbilligten Weise abgeschlossen w'ürden. Ich 
unterlasse übrigens nicht, nach dem Wunsche Eurer .... zu thun, was in mei¬ 
ner Macht steht, um den Ausspruch des päpstlichen Stuhles über die Vorlage 
Euerer .... zu beschleunigen. (Vgl. unten S. 14S f.) 

Anmerkung. Gleichzeitig ist eine Abschrift dieses Schreibens dem Statt¬ 
halter in Siebenbürgen mitgetheilt worden. / 

Zwei Ministerial-Erlasse handeln ferner von der passiven 
Assistenzleistung des katholischen Seelsorgers bei gemischten 
Ehen, nämlich ein 

a. Ministerialerlass vom 12. April 1858, Z. " 

an den Landespräsidenten von Schlesien, 

womit für vorgekommene Beschwerden ~ über Unzukömmlichkeiten bei der Bingehung 
gemischter Ehen Abhilfe geschafft werden soll. 

Das mit dem Berichte vom 9. November 1857, Z. 105/G. Pr., abschriftlich 
vorgelegte Gesuch der evangelischen Kirrbengemeinden augsbnrgiscber Confession 
in Schlesien um AulYechthaltung ihrer Rechte bezüglich der gemischten Ehen ist 
mir im Wege des Wiener k. k. Consistoriums angsburgiseber Confession unter 
dem 24. November 1857, Z. 870, zngekommen. Ich habe mich sofort an den 
hodiwQrdigen Fürstbischof von Breslau verwendet und von ihm die Zusicherung 
erhalten, dass er seinen Klerus mit geeigneten Instructionen versehe, damit auch 
Jenen gemischten Brautpaaren, von welchen die kirchlichen Garantien nicht voll¬ 
ständig geleistet werden, die passive Assistenz nicht verweigert werde. Derselbe 
bat mich Jedodi ersucht, auch Jene pomphaften AnftcOge und sonstigen anflhllen* 
^en Solennititen, welche bei der nachträglichen Einsegnung gemisebter Braut* 
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paare von Seiten der evangrelischen Geistlichkeit vorzufallen pflegen und als die 
katholische Bevölkerung verletzende Demonstrationen dem Klerus Ursache zur 
Klage gegeben haben, nach Möglichkeit zu verhindern. Den unbescheidenen Vor¬ 
gängen, über welche der Förstbischof.sich beklagt, und an welchen Katholiken 
sich allerdings nicht betheiligen können, ohne gegen die ihrer Kirche schuldige 
Achtung zu verstossen, durch directo Einwirkungen der weltlichen Behörden enf^ 
gegenzutreten ist zwar nicht w^ohl möglich. In soweit es aber auf vertraulichem 

Wege geschehen kann, ersuche ich Eure.dahin zu wirken, dass in dieser 

heiklichen Angelegenheit von allen Seiten mit Bescheidenheit vorgegangen und 
4ladurch die Aufrechthahung des äusseren Friedens unter den Angehörigen ver¬ 
schiedener Confessionen ermöglicht werde. 

Anmerknug. Dem k. k. Consistorium augsburgischer Confession zu Wien 
wurde gleichzeitig eröffnet, dass der katholische Klerus des k. k. österreichisclien 
Antheiles der Breslauer Diöeese im geeigneten Wege angewiesen worden ist, den Khe- 
werbern gemischter Heligion, von denen die Garantie der Seitens der katholischen 
Kirche vorgesohriebeiien Cautelen nicht gegeben werden will, hinsichtlich der Leistung 
der passiven Assistenz kein lliuderniss in d^u W^eg zu stellen. Ferner ist hei dem 
Umstande, als hiedurch die in dieser Kichtniig von den Bokennern der augsburgiscfaen 
Confession in Schlesien angeregten Beschwerden beseitiget erscheinen, die Erwartung 
ausgesprochen worden, dass auch von Seite der evangelischen Cmifessionsverwandteu 
bei der Benützung der durch die Ministerialerlasse vom 21. Jänner und 19. März 1850 fvgl. 
oben S. 129.] gemachten Zugeständnisse Alles unterbleibe, was den Gliedern der 
katholischen Kirche mit Grund austössig werden und eine Missstimmung hervorrufen 
koni/te, wohin ich insbesondere jene Aufsehen erregenden Aufzüge und Feierlichkeiten 
zähle, die mitunter nach stattgehabter Eheschliessuug unter passiver Assistenz des 
katholischen Pfarrers aus Anlass der nachträglichen Einsegnung der Ehegatten durch 
den evangelischen Seelsorger vorgekommen sein sollen. 

b. Ministerialerlass vom 4. März 1859, Z. .3224, 
au die Statthalterei im Küstenlande, 

betreffend die Weigerung des katholisehen PfaiTcrs, zur Kheschliessung eines evau- 
gelischen Ausländers mit einer katholischen Inländerin mitzuwirken, wenn nicht die 
katholische Erziehung der weiblichen Kinder sichergestellt wird. 

In dem Falle, welcher der Gegenstand des jenseitigen Berichtes vom 
20. Februar 1859, Z. 2268, ist, bandelt es sich darum: 

a) ob die Katholikin, welche dermalen noch im österreichischen Unter* 
ihanenverbände stehi, verhalten werden könne, behufs ihrer Verehe¬ 
lichung mit dem nicht katholischen Ausländer die katholische Erziehung 
der aus dieser Ehe anzuhotfenden Kinder weiblichen Geschlechtes sicher 
zu stellen, und 

b) ob in dem Falle, als die katholische Erziehung dieser Kinder weder 
von dem nichtkatholischen Bräutigam noch von der katholischen Braut 
garantirt werden wollte, der Pfarrer der letzteren berechtiget sei, seine 
Mitwirkung bei der vorhabenden Ehesrhliessung der genannten Personen 
zu verweigern. 

Hierüber findet mau der k. k.Nachstehendes zu eröflTnen: 

Ad a) Nach Lage der bestehenden politischen Vorschriften darf in Oester¬ 
reich Niemand gezwungen werden, über die religiöse Erziehung der aus seiner 
künftigen Ehe anzuhoflTenden Kinder mittelst eines abzugebenden Reverses bin¬ 
dende Verpflichtungeh auf sich zu nehmen. Wenn somit weder Sch . . . noch 
seine Braut H , , . sich freiwillig zur Ausstellung eines Kindererziehungsreverses 
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herbei lassen, so können sie hiezu nicht verhallen werden. -Selbsivorständiich 
sind darin ffir die religiöse Erziehung der Kinder, welche aus der Elie der beiden 
genannten Personen hervorgehen werden, die gesetzlichen Bestinimungen mass¬ 
gebend, zufolge deren, wie in dem Hofkanzleidecrete vom 4. Juni 1828, 2.12,656, 
angedeutet ist, AiislSnder nicht verpflichtet werden können, sich in der religiösen 
Erziehung ihrer Kinder nach den österreichischen Toleranzgesetzen zu richten. 

Ad b) Hinsichtlich der Form der in Oesterreich beabsichtigten Ehe- 
scbliessung der beiden genannten Personen muss §. 19. des Gesetzes über die 
Eben der Kallioiiken aus dem Grunde zur Richtschnur genommen werden, weil 
es der österreichischen Unlertbanin H . . . nicht gestattet ist, nach einer anderen 
Form die Ehe einzugehen. Aiicii wird kircltlicher Seits dagegen eiti Anstand 
nicbl erhoben werden können, weil die päpstliche Instruction vom 22. Mai 1841, 
welche diessfalis fOr alle Diöcesen der zum deutschen Bunde gehörigen. Verwal- 
tungsgebiete der österreichischen Monarchie zur Richtschnur festgestellt ist, es 
als zulässig erklärt, dass, wenn ein Katholik in dem Vorhaben, eine gemiscbte 
Ehe ohne die durch das Kirchengesetz angeordnetc Sicherstellung der katholischen 
Erziehung der Kinder beiderlei Geschlechtes einzugeben, verharrt, der katholische 
Pfarrer zur Eheschliessung In der Form der passiven Assistenz mit wirke, und die 
Vorschrift des $. 19. des bürgerlichen Ehegesetzes auf der Voraussetzung beruht, 
dass die katholische Geistlichkeit von diesem Zugeständnisse des heiligen Stuhles 
anstandslos und in allen Fällen Gebrauch mache, in denen von religiös-gemisch¬ 
ten Ebewerbern die erwähnte Sicherstellung nicht gegeben werden will. 

Wenn demnach, abgesehen von dem in dem zweiten Absätze des S. 66. 
der Anweisung f. d. g. G. Oe. ausgesprochenen Hindernisse der erlaubten Ehe- 
Schliessung Sch . . . Alles beobachtet hat, was zu rechtmässiger Eingehung der 
Ehe mit H ... . erforderlich ist, und der Verehelichung dieser mit jenen ein 
anderes Hinderniss nicht im Weg» steht, so ist kein gesetzlicher Grund vorhan¬ 
den, demgemäss der katholische Pfarrer berechtiget wäre, die passive As.sistenz 
zu verweigern. Sollte diess wider Vermulhen dennoeb gesihehen, so würde den 
hiedurch gekränkten Parteien das Rechtsmittel des $. 105. der Anweisung f. d. g. 
G. Oe. zu Gebote .stehen [d. h. sic können bei der bischöflichen Curie eine Klage 
erheben]. 

Eine Reihe vun Ministerial-Erlassen betreffen endlich die Ein- 
gehuii^ gemischter £hen vor dem Seelsorger des akatho- 
lischen Theiles. Eä gehört zunächst hierher die zweite Hälfte eines 
Ministerial-Erlasses v. ö. März 1857, den wir jedocli liier unter Bei¬ 
fügung des von einem anderen Gegenstände handelnden ersten Ab- 
8chnitte.s mittheilen, nämlich: 

a. .Ministerialerlass vom .5. März 1857, 2. 2819, 
an den Bischof von Csanäd, 

betreffend einige Bestimmuiigen Uber die AusTUhrung des Ehegesetzes für Katholiken 

vom Jahre 1856. 

Die k. k. serbisch-banaler Staltballerei bat die erste diessjährige gedruckte 
Gurrende Eurer .... an die Pfarrgeistlichkeit anher vorgelegt. Die in derselben 
unter Nr. 168. enthaltene Weisung, die praktische Anwendung des Ebegesetzes 
betrelTend, aus welcher ich mit Beffiedigung ersehe, wie sehr Eure ... es sich 
angelegen sein lassen, die Durchführung dieses wichtigen Gesetzes zu lördern, 
veranlasst mich gleichwohl zu den nachstehenden Bemerkungen; 
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Punkt 9. wird von Eurer .... allen Pfarrern, Pfarrprovisoren and Local* 
csplänen die Befugniss eingerfiumt, im Falle einer Todesgefahr die Ehe elnzo- 
segnen, oliiie die Erlheilung der bürgerlichen Dispens in den Aufgeboten abzu- 
warten; ferner wurde von Eurer .... angeordnet, dass in dem in Rede stehen¬ 
den Falle der im §. 85. der Anweisung für die Ehegerichte vorgeschriebene Eid 
nur von dem gesunden Ehewerber abgelegt, von dem kranken Ehewerber aber 
nicht gefordert werde. Diese Anordnungen stehen mit den Bestimmungen des 
5. 39. des mit dem Allerhöchsten Patente vom 8 Ociober 1856 kundgemachten 
bürgerlichen Ellegesetzes im Widerspruche; laut derselben genügt zur erlaubten 
Ehesfhiiessung auch im Falle einer bestätigten nahen Todesgefahr die kirchliche 
Dispens von den Aufgeboten nicht, sondern muss stets auch die bürgerliche 
Nachsicht erwirkt werden. Der ohne diese copulfrende Seelsorger würde sieh 
der Gesetzesübertretung schuldig machen, welche nicht ungeahndet bleiben könnte. 
Ebenso sind nach der Bestimmung des bezogenen Paragraphes zur Eidesleistung 
beide Verlobten, daher auch der an schw'erer Krankheit gefShrlich Darnieder¬ 
liegende verpflichtet und darf davon nicht befreit werden. Dieser sogenannte 
Manifeslationseid wird von dem bürgerlichen Gesetze in voller Uebereinstimmung 
mit den diessfSlIigen canonischen Vorschriften und namentlich mit dem 85. der 
Anweisung von den beiden Ehewerbern gefordert und bat die Stelle jener Vor¬ 
sichten zu vertreten, die durch das canonische und bürgerliche Gesetz angeordnet 
sind, um ungiltige und unerlaubte Eben bintanzuhalten. Eure . . . wollen daher 
bezüglich jener Anordnungen eine den Bestimmungen des bürgerlichen Gesetzes 
- entsprechende Weisung der Pfarrgeistlichkeit ertheilen. 

Nach Punkt 31. soll nicht erlaubt sein, die gemischte Ehe auf eine andere 
Weise als unter activer Mitwirkung des katholischen Seelsorgers dann einzugeben, 
wenn ein Revers Ober die Erziehung sfimmtlicher Kinder in der katholischen 
Religion ertbeilt wurde. Es ist allerdings nicht in Abrede zu stellen, dass in dem' 
gegebenen Falle die gemischte Ehe den Charakter einer rein katholischen an¬ 
nimmt und von dem katholischen Seelsorger eingesegnet werden kann, dass 
daher auch kein hinlSnglicber Grund obwalte, die Ehe nicht in der katholischen 
Kirche einzugehen. Nachdem jedoch in Folge der Anweisung vom 30. .April 1841 
eine jede gemischte Ehe ohne Rücksicht auf den Revers auch vor dem Seelsorger 
des nichtkatholischen Theiles gütig geschlossen werden kann, so wird die Staats¬ 
gewalt vorkompienden Falles mit Rücksicht auf den $. 19. des bürgerlichen Ehe¬ 
gesetzes nicht umhin können, das den Brautleuten gemischter Religion durch die 
erwähnte Anweisung eingeräumte Recht zu schützen, wornach dieselben ermäch- 
tigl sind, die Ehe auch mit Vermeidung jeder Mitwirkung des katholischen Seel¬ 
sorgers lediglich vor dem Seelsorger des akatholischen Theiles gütig einzugehen. 

Anmerkung. Eine Abschrift dieses Erlasses ist gleichseitig der serbisch- 
banater Stattbalterei zugemittelt worden. 

b. Minislerialerlass vom 23. Jänner 1858, Z. 287, 
an die Stalthaiterei im Küstenlande, 

betreffend die Frage, ob religiös-gesaischten Brautleuten. welche sich von dem_ evan¬ 
gelischen Seelsorger einsegnen Tassen wollen, die katholische Trauung verweigert 

werden könne. 

Durch die hieräintlichen Erlässe vom 21. Jänner und 19. März 1850 
(Reicbs-Gesetz-Blatt Nr. 36. und 124.) ist bestiiiimt worden, dass es den evange¬ 
lischen Seelsorgern unbenommen sei, bei gemischten Eben die Einsejpung dann 
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vorzuiiehnien, wenn durch den Matrikelschcin nacbgewiesen wird, dass die Ehe 
vor dem katholischen Seelsorger unter bloss passiver Assistenz oder unter Erihei- 
lung der kirchlichen Einsegnung geschlossen worden ist. Hiernach erscheint die 
Vornahme der Einsegnung solcher Ehen durch den evangelischen Seelsorger unter 
der bezeichnelen Voraussetzung als eine durch das bürgerliche Gesetz eriauhte 
Handlung. In.vvieferne das Kirchenge.selz dem Katholiken gestattet, sich an jenem 
Akte eines nichtkatholischen Cullus zu betbeiligen, haben die Organe der Kirchen* 
gew'alt zu benrtbeilen, denen es, falls jenes Gesetz eine derartige Betbeiligung 
untersagt, nicht verwehrt werden kann, katholische Personen von derselben ab- 
zumabnen und im Falle des Ungehorsams gegen sie nach Massgabe des Kirchen¬ 
gesetzes vorzugeheu. (Vgl. oben S. 129.) 

Doch ist es nach Lage des durch das Allerhöchste Patent vom 8. October 
1856 kundgemachten Gesetzes nicht zu rechtfertigen, wenn der katholische Seel¬ 
sorger die Trauung von Ehewerbem desshalb verweigert, weil er voraussieht, 
dass der katholische Theil nach geschlossener Ehe einer nach Massgabe des Kir¬ 
chengesetzes unerlaubten Handlung sich schuldig machen werde, indem $. 70. 
der Anweisung für die geistlichen Gerichte die Verweigerung der Trauung nur 
dann zulässig erklärt, wenn der Verbindung zur Zeit als sie geschlossen wird, 
ein Hindemiss im Wege steht, oder die Ehewerber nicht Alles geleistet haben, 
was die Gesetze der Kirche zur Fernhaltung von ungiltigen oder unerlaubten 
Ehen vorschreiben. 

Hiemit erlediget sich der jenseitige Bericht vom 31. Deceinber 1857, 
Z. 17,606, dessen Beilagen zurtickfolgen und hat die k. k.in dieser Rich¬ 

tung unter gleichzeitiger Verständigung des Herrn Bischofes von Triest-Capo- 

dislria den evangelischen Seelsorger.über seine Beschwerde vom 20. Oc- 

tober 1857 vorzubescheiden. 

c. Ministerialerlass vom 19. November 1859, Z. 15,722. 
an den Bischof von .Szathmär, 

betreffend die Eingehung einer gemischten Ehe von einem uicbtkatbolischen 

Seelsorger. 

Aus den über die Eheschliessuug des.helveiischer Coiifession. 

mit der katholischen.abgeheiscbten Auskünften hat mau entnommen, dass 

hiebei in soferne ungesetzlich vorgegangen wurde, "als die k. k. Comitaisbehörde 
von Szathmar die Nachsicht von der zweiten und dritten Verkündigung ertheilt 
hat, ohne auf den Nachweis der erlangten kirchlichen Aufgebotsdispeus zu drin¬ 
gen, dass ferner die Einwilligung in die Ehe nicht vor dem ordentlichen .Seel¬ 
sorger des nicht katholischen Ehe w erbers erklärt wurde, der es überdiess unter¬ 
lassen hat, von den Verlobten das scbriniiche Zeugniss der ordnungsinässig voll¬ 
zogenen Verkündigung in Anspruch zu nehmen. Indem wegen diesen vorgefalle- 
nen Uebertretungeu der bestehenden gesetzlichen Vorschriften unter Einem das 
Entsprechende im geeigneten Wege veranlasst wird, kann man nicht umhin. 
Eure .... darauf aufmerksam zu machen' Äss nach Massgabe des §. 19. des 
bürgerlichen Ehegesetzes vom Jahre 1856 in Ungarn mit Rückblick auf die An¬ 
weisung des heiligen Stuhles vom 30. April 1841 eine Einwilligung, welche von 
Ehewerbern gemischten Religionsbekenntnisses vor dem onlentüchen Seelsorger 
des nicbtkatholischen Theiles oder vor einem von diesem uuctorisirlen .Stellver¬ 
treter und in Abwesenheit des katholischen Pfarrers gegeben wird, als geseiz- 
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massig zu gelten hat, gleichwie eine In dieser Weise geschlossene Ehe nach den 
.\ndeutungen der erwähnten Anweisung als eine kirchlich gütige Verbindung an¬ 
zusehen ist. Eine Entlassung des katholischen Ehewerbers an den ordentlichen 
Seelsorger des nichtkatholischen Theiles ist nicht erforderlich, auch dürfte die¬ 
selbe vom Standpunkte des Kirchengesetzes unstatthaft erscheinen. 

Indem man hiemit die Eingabe Eurer .... vom 17. April 1859, Z. 479, 
erlediget, wird unter Einem der Grosswardeiner k. k. Statthaltereiabtheilung be¬ 
deutet, dass in Hinkunft die Bestimmungen des $. 85. des erwähnten 
bürgerlichen Ehegesetzes in Anwendung zu kommen haben, wenn 
ein nichtkatholischer Seelsorger zur Ehesfhllessung elnesBraut- 
paares gemischten Religionsbekenntnisses mitwlrken sollte, ohne 
dass vorher die Verlobten die im S. 21. des inRede stehenden Ehe¬ 
gesetzes bezeichneten Nachweise geliefert haben. 

Aumerkung. Die Grundsätae dieses Erlasses sind gleichseitig dem General- 
gouvepement in’Ungarn dargethan worden. 

d. Ministerialerlass vom 28. März 1860, Z. 4405, 

an die Slatthalterelabtheilung in Kaschau, 

betreffend die Strafamtshaudlung gegen nichtkatholische Seeltjorger, welche au einer 
gesetzlich verbotenen Eheschliessung mitwirken. . 

ln Erledigung des Berichtes vom 10. März 1860,, Z. 18,770, findet man 

jg, k.unter Rückschluss der Beilage, in üebereinstimmung mit der 

von dem Justizministerium aus Anlass seiner Verfügung vom 10. J^i 18M, 
i 7572, ausgesprochenen Ansicht zu eröffben, dass auf nichtkaüiolische ehe¬ 
liche Seelsorger, für welche in «heangelegenheiten die Besttmmungen d^^e- 
meiuen bürgerlichen Gesetzbuches Wirksamkeit haben, der 5. 85. deseh»»»««»J- 
Tes aegesTzes vom 8. October 1856 (Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 185.), der vonjter 
Uebertremng der bürgerlieheti Eheverbote bei der Eheschliessung katholie«r 
Personen unter einander oder mit nichtkatholischen Personen handelt, zwar keiM 
Anwendung leide'. Nachdem aber die Hindernisse des allgemetnen bürgerüch« 
Gesetzbuches, welches für Katholiken durch das bezogene Ehegesetz 
1856 zum grossen Theile in bürgerliche Eheverbote 

der gütigen Eheschliessung jener nichlkatholisehen Christen für ^ 

meine bürgerliche Gesetzbuch in Eheangelegenheiten verbindende Kraft ' 

Wege stehen so kann die mit solchen Hindernissen geschlossene Ehe,^iltig 
«Mri Urdi rar welcUen F.U der V 102. d« «lldeorelden OOrjerli^n G«e 
butües anordiiet, dass Jener EbetlieU oder beide tbeile, Je uaebdem das Ebebln 
Saa etaem oier beiden bekannl war, «eicbe daaaeib. voratel ab ee ^w, 
haben, nach dem Geselle Ober sebwere FoOeelObertretbweb beanaft^ »e , 
Obgleich in dem §. 102. des allgemeinen bürgerlichen Gesetzbuches 
Somebe ebrlatlleue Seelserger nlcbl erwäbnl, a. «nrerllegt e. doeb keiM 
Zweifel dass derselbe, da für ihn das allgemeine bürgerliche Gesetzbuch m Ehe . 

Sachen bindende Kraft hat, wenn ihm das irichuldbarer 

d«Eaacb,.l dnrcb die T™“;»» “ "S^STlal" CI««. 

GraSsälMT'dCberlrelüng dea ». 507. dea sirafgeaetaeä alcb scbuldl* matbk 
MBe abdr die Vorsebrttt, welabe bei der naeb deirOesümmubgen des .1- 
gemeinr idlrgerncbe« Geaetebücbes elbinrleblebden EbeaebUeasnbg iicbtk.tb.li- 
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scher christlicher Personen unter einander ausser Acht gelassen worden ist, die 
Giltigkeit der Elie nicht berühren, so wird hinsichtlich, der SIrafamtshandlüng 
gegen den zu d?r unerlaubten Handlung initwirkenden Seelsorger eben so wenig, 
S. 35. des Ehegeselzps für Katholiken vom Jahre 1856, als der Justizministerial- 
erlass vom It). Juni 1859, Z. 7572, sondern lediglich §. 78. des allgemeinen bür¬ 
gerlichen Gesetzbuches massgebend sein. 

Was endlich die nichtunirten griechischen Seelsorger Ungarns und dessen 
vormaliger Nebenländer nnbelangt, für welche in den das Band der Ehe selbst 
betreffenden Angelegenheiten ihrer dem Civilstande angehörigen Glaubensgenossen 
unter einander, die nach ihrem Glaubensbekenntnisse geltenden kirchlichen Vor¬ 
schriften ma.ssgebend sind, so hat selbstverständlich auf dieselben der 35. des 
Ehegesetzes für Katholiken vom 'Jahre 1856 keine Anwendung. Soweit aber 
solche Seelsorger schuldbarer Weise zur Eingehung einer Ehe milwirken, welcher 
ein ihnen bekanntes kirchliches Ehehinderniss enigegenstehl, wird gegen diesel¬ 
ben mit Rückblick auf.die Grundsätze der §5. 5. und 239. des Strafgesetzes nach 
S. 507. dieses Gesetzes vorzugehen sein. 

Hinsichtlich der Behandlung jener Straffälle, deren Gegenstand gesetz¬ 
widrige Trauungen Israelitischer Ebewerber sind, nimmt man keinen Anstand, die 
in dem Einpngs bezogenen Berichte ausgesprochenen Grundsätze zu bin’ig«n 
(welche dabin lauten, da.ss zur Strafverliandlung über ungesetzliche Trauungen 
Israehtlsclmr Ehewerber, ohne Unterschied, ob gegen die Verlobten den Rabbiner 
oder Reli^onslehrer vorgegangen werden soll, gleichfalls die Gerichtsbehörden 
compefent seien, weil sich in den $§. 130. und 102, des allgemeinen bürger¬ 
lichen Gesetzbuches ausdrücklich auf das Strafgesetz Ober die damalisren schwe¬ 
ren PolizeiObertrefungen des J. 252, des II. Theiles des Strafgesetzes vom Jaü|e 
1803 und beziehnngsweise auf den §. 507. des gegenwärtigen Strafgesetzes be¬ 
rufen wird, diese beiden Paragraphe des früheren und des gegenwärtigen Straf¬ 
gesetzes mit einander vollkommen Obereinslimraen und durch die kaiserliche Ver¬ 
ordnung vom 20. Juni 1858 [Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 91.], in Bezug auf die Com- 
petenz der diessrailigen Uebertretung nichts geändert worden ist). 


e. .Ministerialerlass vom 19. August 1860, Z. 12,050, 
an den Bischof von Szathmär, 

betreffend die gesetzwidrigen Vorgänge evangelischer Seelsorger bei Trauungen 
religiös-gemischter Ehewerber. 


4 « n ”'*^**'^ unterlassen, den von Eurer .... in der Eingabe vom 

22. Deceraber 1859, Z. 2196, angedeuteten gesetzwidrigen Vorgängen einzelner 
evangelischer .Seelsorger, bezüglich der Trauung von Brautleuten gemischten 
Religionsbekenntnisses, auf den Gnmd zu selien, nnd bin nunmehr in der Lage 
Eurer .... über diese Angelegenheit im Allgemeinen und hinsichtlich der ein¬ 
zelnen zur Sprache gebrachten Fälle Naclistehendes eröffnen zu können: 

Der Erlass der .Statlhalierei für Ungarn vom 19. Februar 1852, Z. 1556 
erklärt allerdings, dass Jm Geiste des Geseizariikels III. vom Jahre 1844 für die' 
Trauung gemischter Ehen nur dann der Seelsorger des nichtkatholisclieii Theiles 
zuständig sei, wenn die Brauileuie wegen Verweigerung der Erfüllung der von 
der kaUiohschen Kirche verlangten Bedingungen zur erlaubten Eingehung einer 
können k^K'ol'schen igrche nicht theilhaftig werden 



137 


Ministerialerlass vom 19. August 1860. 

Allein abgesehen davon, dass dieser Erlass in Folge eines speri^lleji Falles 
nur an den damaligen Obergespan des Grosswardeiner Dislrictes gerichtet war, 
darf nicht öbersehen werden, dass nach dem Worllaiite der im 5- des Ge¬ 
setzes vom Jahre 1856 Ober die Elien der Katholiken im Kaisertluirae Oesterreich 
bezogenen Anweisung des heiligen Stuhles vom 30. AprI! 184! eine jede gemischte 
Ehe, ohne Rücksicht auf die religiöse Erziehung der aus derselben gewörtigten 
Kinder, gütig vor dem Seelsorger des nicblkatholischpn Ehewerbers geschlossen 
werden könne, wesshalb auch der bezogene §. 19. des Gesetzes vom Jahre 1856 
die ganz allgemeina Bestimmung enlhült, dass in j^ nen Tliellen des Kaiserthiimes, 
för welche der heilige Stuhl die Anweisung vom 30. April 1841 tTlassen hat, 
eine Einwilligung, welche Von den Ehewerbern vor dem Seelsorger des nicht¬ 
katholischen Theiles in Abwesenheit des katholischen Pfarrers gegeben wird, als 
gesetzraassig zu gelten habe. Hiernach kann die Regierung nicht hindern, dass 
in Ungarn gemischte Ehen vor dem Seelsorger des nichtkatholischen Theiles ge¬ 
schlossen werden. Mil Rückblick auf 5- 21- des Eliegesetzes vom Jahre 1856 
darf dieser Seelsorger bei schwerer Strafe die Trauung der Brautleute nicht vor¬ 
nehmen, wenn nicht das schrifllirlie Zeugniss der in der rfarrkirche des katho¬ 
lischen Theiles ordnongsmftssig vollzogenen Verkündigung heigebracht ist. Es geht 
durchaus nicht an, dask dieses von dem Pfarrer des katholischen Theiles auszu¬ 
stellende Zeugniss durch Aussagen von Zeugen über die wirklich geschehene Ver¬ 
kündigung ersetzt werde, weil es sich nicht hioss um die Thatsaclie der Verkün¬ 
digung, sondern um die nur dem Pfarrer des katholischen Theiles nfOgliche Be¬ 
zeugung dessen handelt, dass In Folge der Verkündigung ein Hindernlss erlaubter 
und gtltiger Eheschliessung nicht rege gemacht worden sei. Wenn demnach der 
Pfarrer des ka!holischen Theiles die Verabfolgung des Verköndlgungsschj ines ver¬ 
weigern sollte, so wird es dem dadurch sich gekränkt erachlenden Khewerher 
frei stehen, bei der competenten Behörde för seine Beschwerde Abhilfe zu suchen, 
keineswegs aber wird der Seelsorger des nichtkatbolischen Theiles aus einer 
solchen W'elgerung Anlass nehmen dürfen, sich über die gesetzlich nngeordnete 
Beibringung des Yerköndlgungsscheines hinwegzusetzen. 

Was aber den Taufschein des katlmüschen Theiles anbelangt, so ist es 
Sache des katholischen Pfarrers, vor Einleitung der Verkündigung auf dessen 
Beibringung zu dringen, und enträllt somit jeder Grund, diese Urkunde dem die 
Trauung vornehmenden Seelsorger des nlchtkatholisehen 1 heiles vorzuweiseii, 
weil für die Amtshandlung dieses Seelsorgers, in wieferne sie den katholischen 
Theil berührt, der beigebrachte Verkündigungsschein aasreicht, dessen Inhalt dafür 
bürgt, dass in Folge der Verkündigung ein Hinderniss erlaubter und gütiger Ehe- 
schliessuug nicht zu Tage gekommen sei. 

Diess vorausgesetzt, hat der reformirte Seelsorger von.gesetz¬ 
widrig gehandelt, indem er die katholische.mit dem evangelischen., 

ohne die Vorweisung des Zeugnisses über die von dem katholischen Pfarrer der 
.ordnungsraössig vollzogenen Verkündigung der bevorstehenden Ehe¬ 
schliessung in Anspruch zu nehmen, tränte. Es unterliegt auch keinem Zweifel, 
dass der erwähnte Seelsorger \vegen dieses Vorganges auf Grund des §. 35. des 
katholischen Ehegeselzes vom Jahre 1856 strafgerichtlich hätte behandelt werden 
sollen. Nachdem aber seit der diessfälligen am 15. Februar 1859 stattgehabten 
Trauung bereits mehr als anderthalb Jahre verstrichen sind und das obergericht- 

Hch bestätigte Erkenntniss des Stuhlrichteramtes in.längst in Rechtskraft 

eTwachsen ist, so erscheipt es zumal unter den obwaltenden YerbällnisseQ nicht 







138 Vering. Die österr. Gesets^ebung ttber gemischte Eheh. 

mehr zulässig, hierwegea eine neue behördliche Verhandlung anzubahnen, und 
muss es Eurer .... anbeimgestellt bleiben, dafür zu sorgen, dass in künftigen 
Fällen dieser Art auf Grund der $$. 21. und 35. des katholischen Ehegesetzes' 
rechtzeitig die strafgericbiliche Amtshandlung eingeleitet werde. 

Endlicb berichtet mir die k. k. Statihalterei für Ungarn, dass das am 
Schlüsse der Eingabe vom 22. December 1859, Z. 2196, von Eurer .... beklagte 
Umsichgreifen der Concubinate in den von den Comitatsbehörden abgeheischteii 
Auskünften bestätiget werde. Die meisten Fälle dieser Art so^en bei beurlaubten 
Militärpersonen und Reservemännern Vorkommen,' und es versichert die erwähnte 
Laudesbehörde, dass derlei Unfüge, wenn sie zur Kenntniss der Civilbehörden 
gelangen, jedesmal der vorschriftmässigen Untersuchung und Bestrafung unter¬ 
zogen werden. Hiernach erübrigt nur, dass die Seelsorger der Gemeinden, in 
denen solche ärgerliche Verbindungen Vorkommen,, anverweilt die behördliche 
Abhilfe in Anspruch nehmen. ^ 

ni. Die religiöse Erziehung der Kinder aus gemischten 

Ehen. 

Das Hofdecret vom 8. December 1770, welches die zur Ehe- 
lichung eines Protestanten mit einer Katholikin erforderlichen Be¬ 
dingungen vorschreibt, fordert: 

1) „Soll ein solcher Akatholik vor der wirklichen priesterlichen 
Zusammengebung bei dem Parocho Sponsae unter eigener Handanter- 
Schrift und Petschaft die Adpromissionem antenuptialem de educandls 
prolibus utriusque sexus, welche sie aus dieser Ehe erzeugen werden, 
in Religione catholica von sich ausstellen und solche Adpromissio in 
die Kirchenbücher eingetragen, auch dabei wohlverwahrlich, anfbehalten 
werden. 2) Soll derselbe* sich noch ausserdem bei ermeldetem Parocho 
Sponsae verbindlich machen, und’ mit Hand und Mund angeloben: 
sich gegen die katholische Religion ganz unanstössig aufzuführen, 
folgsam seine katholische Ehegattin und Kinder in den kaütolischen 
Religionsübungen keineswegs zu hindern, noch denselben hierinuen 
auf einigerlei Weise beschwerlich 'zu fallen, noch weniger selbe zu 
verfuhren, und zur Annahme seiner oder einer anderen Religion zu 
verleiten.7) und 8) schreibt den politischen und geistlichen Obrig¬ 
keiten vor, für die'Erfüllung dieser Reverse u. s. f. Sorge zu tragen *). 

Die dermalen in der österreichischen Monarchie zu Recht be¬ 
stehenden Gesetze über die Erziehung der aus gemischten Ehen stam¬ 
menden Kinder sind 

t) bezüglich der deutsch-slavischen Kronländer die 
Bestimmung des Toleranzpatentes (kundgemacht in Oesterreich unter 
und ob der Enns, Böhmen, Mähren, Schlesien, Steyer, Kärnten, Krain, 
Triest, Tyrol und Galizien, dann mit Allerhöchster Entschliessung 

1) Vgl. Schulte, über die gern. Ehen S. 9 t*. 

- 2) „Den Revers wegen der Verleitung zum Abfall vom Glauben führte eine 

mit Hofdecret vom 12. November 1809 bestätigte böhm. Giib.-Verordnung vom 7. Sep¬ 
tember 1809 (Jaksch, G^esetzeslex. IX. S. 6,S1.) für den akatholischen Bräutigam, eine 
solche vom 4. März 1813 auch für die akatholische Braut ein. Das Hofdecret vom 
29. Mai 1817 hob ihu, da die Verleitung zum Abfalle vom katholischen Glauben ohne¬ 
hin gesetzlich verboten sei, wieder auf.“ Schulte, a. a. O. Ö. 10. 
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vom 20. Juni 1817 ausgedehnt, auf die evangelische Gemeinde Augs- 
burgischer Confession in Venedig (vom 13. October 1781 sub 6.): 
„Es hat von Ausstellung der bisher gewöhnlich gewesenen Keverse 
bei Heirathen von Seite der Akatholicorum wegen Erziehung ihrer 
zu erzeugenden Kinder in der römisch-katholischen Religion gänzlich 
abznkommen, weil bei einem katholischen Vater alle Kinder, sowohl 
männlichen ids weiblichen Geschlechtes in der katholischen Religion 
ohne Anfrage zu erziehen sind, welches als ein Praerogativum der 
dominanten Religion anzusehen ist, wohingegen bei einem protestan¬ 
tischen Vater und katholischen Mutter sie dem Geschlechte zu folgen 
haben.^ 

IDerzu ist noch Folgendes zu bemerken: 

a. „Gegen diese Bestimmungen des in Schlesien mit der Circular- 
Verordnung des dortigen k. k. Amtes vom 30. März 1782 verkündigten 
Toleranz-Patentes beschwerten sich die schlesischen Protestanten in den 
Ftirstenthümem Teschen, Bielitz und auf der Herrschaft 
Gotschdorf, worauf ihnen mit der Hpfverordnung vom 20. Febr. 1782 
Z. 26. erklärt wurde r „Da in Ansehung der in den Ftirstenthümem 
Teschen und Bielitz wie auch auf der Herrschaft Gotschdorf schon befind¬ 
lichen Augsburgischen Confessionsverwandten die alte Observanz be¬ 
steht, vermöge welcher die Söhne nach der Religion des Vaters und die 
Töchter nach der Religion der Mutter erzogen werden, so wollen es 
Seine Majestät auch in Ansehung gedachter beider Fürstenthümer und 
der Herrschaft Gotschdorf, wenn keine appromissiones oder pacta 
antenuptialia der herrschenden Religion cm Mehreres eingeräumt haben, 
in Zukunft dabei gnädigst bewenden lassen. Es geht aber Seiner 
Majestät ausdrückliche Allerhöchste Willensmeinung dahin, dass der¬ 
gleichen die Erziehung der Kinder in dieser oder jener Religion be¬ 
treffende Eheverträge mit vollkommenster Freiheit ohne mbideste Er¬ 
schwerung der Copulation und ohne alle Induction oder gar Bedrohung 
zu Stande kommen.“ 

b. Wie es hinsichtlich der religiösen Erziehung der aus gemischten 
Ehen stammenden Kinder in dem Ascher Bezirke in Böhmen 
gehalten werde, ist aus den Hofkanzlei-Akten nicht klar zu entnehmen. 
Die Kaiserin Maria Theresia hat laut des über die Ascher Verhält¬ 
nisse unter der Benennung „Temperameutspwkte“ erlassenen Hof- 
decretes vom. 10. Marz 1775 unter Erneuerung der bereits im Jahre 
1757 ertheilten Versicherung verfügt, dass die Lehen Vasallen zu Asch 
weder in der freien Religionsübung des Augsburger Bekenntnisses, 
noch in der Ausübung der jurium ecclesiasticorum et circa sacra ge¬ 
hindert werden sollen. Und durch die höchste Entscheidung vom 6. 
Mai 1791 wurde ausgesprochen, dass, da im Ascher Bezirke die pro¬ 
testantische Religion nicht erst tolerirt, sondern schon vor mehr als 
hundert Jahren efngeführt ist, das Toleranzgesetz auf diesen Bezirk 
keinen Bezug habe. 

c. In Betreff der Bukowina ist mit der Lemberger Gubernial- 
Verordnung vom 21. Juli 1835 Z. 40301. Nachstehendes bekannt 
gegeben worden: „Da in der Bukowina weder unter der Militär- 
Administration noch seit der mit 1. October 1786 erfolgten Ueber- 
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nähme in die Civil-Administration das Toleranzpatent kttndgeina(;ht 
worden ist, da ferner nicht nnr die nicht unirten Griechen, 'sondern 
auch die Protestanten, sowie, überhaupt alle Bekenner der christlichen 
Religion gleiche Rechte in Absicht auf die Ausübung ihres Gottes¬ 
dienstes und auf die Erziehung der Kinder sowohl während der mol- 
dauischep Regierung als nach der Besitznahme des Landes genossen, 
' und da hiernach dortlandes der Gebrauch, wornach bei gemischten 
Ehen die Söhne der Religion des Vaters und die Töchter der Religion 
der Mutter folgen, nicht als gesetzwidrig angesehen werden kann, so 
haben Seine k. k. Majestät mit Allerhöchster Entschliessung vom 23. 
Mai 1835 (Hofkanzleidecret vom 14. Juni 1835, Z. 13794.) zu be¬ 
fehlen geruht, dass es bei der zur Zeit der Besitznahme angetrpffenen 
und bis zum verflossenen Jahrzehent unbeanstandet gebliebenen Uebung 
sowohl in Absicht auf den Gottesdienst der verschiedenen Bekenner 
der christlichen Religion als der Erziehung" der Kinder aus gemischten 
Ehen zu verbleiben habe. 

d. Für Dalmatien besteht folgende: 

Allerhöchste Entschliessung an das dalmatinische 

Gubernium. 

Nachdem der §. 140. des allgemeinen .bürgerlichen Gesetzbuches 
zur Bestimmung der Religion, in welcher ein Kind von Eltern, welche 
'im Religionsbekenntnisse nicht übereinstimmen, erzogen werden soll, 
auf politische Vorschriften hinweiset, solche Vorschriften aber für 
Dalmatien noch nicht erlassen worden sind, haben Seine Majestät zur 
Normirung dieses Verhältnisses mit allerhöchster Entschliessung von» 
18. April 1837 zu verordnen geruht: 

1) Ist in einer solchen Ehe der Vater katholisch, so sind alle 
von ihm in dieser Ehe erzeugten Kinder katholisch zu erziehen; ist 
die Mutter allein katholisch, so folgen ihre 'föchter ihrer Religion; 
dem nicht katholischen Vater ist es unverwehrt, seine Söhne in seiner 
Religion zu erziehen. 

2) Uneheliche Kinder folgen in der Regel der. Religion ihrer 
Mutter. Wenn jedoch der uneheliche Vater sich bei der Taufhandlung 
des Kindes zum Taufbuche auf eine rechtsgiltige Art als solcher er¬ 
klärt, und dadurch Vaterpflichten übernimmt, erwirbt er das Befugniss, 
sein Kind in Absicht auf religiöse Erziehung desselben nach dem 
§. 1. zu behandeln. 

3) Aenderr^ die Eltern beide zugleich oder auch nur Ein Theil 
derselben das Glaubensbekenntiiiss und sind von ihnen erzeugte Kinder 
vorhanden, so wächst ihnen in Absicht auf jene Kinder, welche noch 
keines Religions-Unterrichtes fähig w'aren, was in der Regel äls bis 
zum vollendeten siebenten Lebensjahre derselben bestehend anzunehmen 
ist, die Befugniss zu, diese Kinder in Absicht auf religiöse Erziehung, 
wenn die Ehe eine gemischte geworden ist, nach §. 1. zu behandeln, 
sonst aber sie in ihrer gemeinschaftlichen Religion zu erziehen. 

Wien 18. April 1837. 


Ferdinand m. p. 
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») Bezii^licb der zur ungarischen Krone gehörigen Länder 
Art. 26. vom Jahre 1790/91 sub 15.: Proles e niixtis matrimon'iis, 
quae semper coraui pnruebis catholicis ineunda erunt, quibus tarnen 
impedimenta quaepiam quocumque siib praetextu in contrarium ponere 
cautum esto, ausceptae et suscipiendae, si pater cathulieus fuerit, illius 
religionem sequantur; si vero mater fuerit catholica, tune nonnisi 
prolcs masculae patris religionem .sequi possint. 

a> Bezüglich Siebenbürgens Art. 57. vom Jahre 1791: Erga 
comnäunem Statuuin et Ordinum consensum benigne annuente Mige- 
state Sacratissima determinatum est, ut proles c diversarum religionuiu 
parentibus sive mixtis matrinioniis .suscipiendae sexum parenlnm se— 
quantur, et masculi in patris, femellae vero in malris suae religione 
educentur ac baptiscentnr. Contractibus quibusvis in contrarium nihil 
va}entibu8. 

IV". lieber die Kiudererziehungs-Reverse insbesondere. 

1) In den deutsch-slaVischen Kronländern^j war mit 
dem Decrete der vereinigten Hofkanzlei vom 27. April 1771, Z. 19.S. 
angeordnet worden, dass ein Akatholik, der eine katholische Weibs¬ 
person zu ehelichen verlangt, vor der wirklichen Ziisammengebung 
bei dem parocho sponsae unter eigener Handunterschrift und Petschaft 
die appromissionem antenuptialem de educandis prolibus utriusque 
sexus, welche .sie aus dieser Ehe erzeugen werden, in religione ca¬ 
tholica ausstelle und eine solche approinissio in die Kirchenbücher 
eingetragen werde. 

Diese zwangsweise Abgabe von Kindererziehungs-Reversen -ist 
durch das Toleranzpatent vom IJ. October 1781 abgeschafft worden. 
Dass aber dadurch ein Verbot der Abgabe freiwilliger Reverse nicht 
erlassen werden wollte, zeigt das schon oben bezogene nach dem 
Toleranzpatente erflossene Hofdecret vom 20. Februar 1782, mit 
welchem dem k. k. Amte in Sdilesien auf die Beschwerden der Vor¬ 
steher der Gnadenkirche A. C. zu Teschen über die Bestimmungen 
des erwähnten Patentes sub 7. Nachstehendes bedeutet worden ist: 

„Es hat bei dem sein Verbleiben, dass die Kinder in der Re¬ 
ligion der Eltern nach dem Geschlechte, das ist, die Söhne in des 
Vaters, die Töchler aber in der Religion der Mutter erzogen -werden 
müssen, wenn NB. keine appromissiones oder pacta antemiptialia der 
herrschenden Religion ein Mehreros eingeräumt haben. Jedoch sei 
Seiner k. k. Majestät ausdrückliche allerhöchste Willensmeinung, dass- 
derlei pacta antennptlalia mit vollkommenster Freiheit ohne mindeste 
Erschwerung der Copulation und ohne aller Induction oder gar einer 
Bedrohung zu Stande kommen, daher das diesfällige Instrument als 
actus mere civilis künftighin von den Parteien bei der ersten welt¬ 
lichen Instanz des Bräutigams oder der Braut unentgeltlich producirt 
und dessen Inhalt daselbst ordentlich protokollirt werden, wenn aber 
die Brautleute oder ein Theil davon des Schreibens unkundig wären, 
sie ihre diesfällige Convention auf dem Lande bei dem obrigkeitlichen 


1) Vgl. KuUehker, Eherecht Bd. IV. 290. S.'737 ff. 
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Amte und'in den Städten bei Gericht mündlich kontestiren, auch nach 
Vormerkung in dem Amts- oder Gerichts Protokoll hievon gegen Er¬ 
lag der blossen Schreibgebühr eine glaubwürdige Abschrift unter ge¬ 
richtlicher oder Amtsfertigung zu ihrem Nachverhalt empfangen sollen, 
wobei jedoch hinfüro die Gegenwart des Pfarrers keineswegs mehr 
nothwendig ist; welchen Appronüssionen die Contrabenten um so 
gewisser genau nachzukommeq hätten, als ansonsten der allenfalls 
nach der Zeit dawiderhandelnde Theil durch die bisher eingeiUhrten 
gerichtlichen Zwangsmittel dahin zu verhalten wäre, dass dei;^elbe die 
per pactum in der katholischen Religion zu erziehen versprochenen 
Kinder bis zu den vollen Discretions Jahren in den gewöhnlichen 
'katholischen Unterricht stellen soll.“ 

Dermalen ist in dieser Beziehung die allerhöchste Entschliessung 
vom 9. Juni 1842 massgebend, welche also lautet*): „da es sich 
zeigt, dass sich hie und da die itrige Meinung ergeben hat, als ob 
durch die hn §. 6. des Toleranzediktes vom Jahre 1781 verfügte 
Abstellung der bis dahin gewöhnlich gewesenen, das heisst derjenigen 
Reverse, ohne welche gar keine Ehe zwischen Katholiken und Pro¬ 
testanten geschlossen werden durfte, auch diejenigen Versprechen ver¬ 
boten seien, welche ein Protestant bei der Eingehung einer Ehe mit 
einer Katholikin freiwillig zur Erziehung aller in dieser Ehe erzeugten 
Kinder in der katholischen Religion abgibt, so sind in dmi Provinzen, 

In welchen das Toleranzedikt publicirt worden ist, und Geltung hat, 
die betreffenden Behörden ohne Veranlassung einer allgemeinen Kund¬ 
machung lediglich für ihre Benehmung in vorkommenden Fällen über 
diesen Irrthum zu belehren. Gibt ein protestantischer Bräutigam die¬ 
ses Versprechen ab, so ist dem katholischen Seelsorger, von welchem 
die Einsegnung der zu schliessenden Ehe verlangt wird, nicht zu 
verwehren, dass er zur Sicherstellung dieses Versprechens dessen 
schriftliche durch die Unterschrift zweier Zeugen beglaubigte Ans- 
stellung verlange, um sie dem Trauungsbuche beizulegen. Ist 'di^es 
geschehen, so hat der Pfarrer der Braut den Seelsorger des Bräuti¬ 
gams davon zu seiner Benehmung in die Kenntniss zu setzen. Träte 
der Fall ein, dass der protestantische Gatte an diesem seinem Ver¬ 
sprechen wortbrüchig handelte, so haben ihn die politischen Behörden 
über die an .sic gelangte Anzeige der bei der katholischen Erziehung 
des betreffenden Kindes gesetzlich interessirten Personen zur Erfüllung 
der in Ab.sicht auf den. katho]i.schen Schul- und Religions-Unterricht 
eingegangenen Verbindlichkeit zu verhalten.“ 

2) In den Ländern der ungarischen Krone hat man nie da¬ 
ran gezweifelt, dass die Ausstellung von Kindererziehungsreversen bei ^ 
Eingehung gemischter Ehen zulässig sei — man hat dies mit Recht 
aus dem Art. 26. vom Jahre 1790/91 gefolgert, welcher zngesteht, 
dass, wenn die Mutter katholisch ist, die Kinder männlichen Geschlechtes 
der Religion des Vaters■ folgen können; womach es nicht untersagt 
ist, von dieser Zulassung keinen Gebrauch zu machen. Ausdrüddich 


1) Vgl. Belfert, die Rechte and Verfass, der AkathoUken in dem Österr. Kai- 
•erstaate. Prag 3. Anfl. 1843. S. 87. qnd 88. 
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ist diese Folgerung in dem ad conctas Regni jurisdictiones erlassenen 
Circular-Rescrlpte der ungarischen 8tatthalterei vom 12. October 1807, 
Z. 20748 ausgesprochen, wo auf die Frage, utrura non obstante ar- 
ticulo 26. 1791 in matrimoniis disparis religionis Reversales de ca- 
tholice edncandis prolibus subsistere possint? geantwortet wurde, eam 
esse altissimam mentem et Resolutinnem regiam: 1. in casu illo, quo 
pater romano* aut graeco-catholicus est, Reversale.s ejusmodi, etiamsi 
offerantnr, numquam acceptentur, cum in tali casu alioquin omnes 
utriusque sexne proles vigore legis in religione romano-catholica edii- 
cari debent, et similes Reversales suo tempore ipsi legi praejudiciose 
esse possint; et 2. si sponsus, qui catholicam religionem non pro- 
fitetur, sponte ac motu proprio citra ullam coactionem aut persuasio- 
nem sese Reversalibus ad utriusque sexus proles in religione romano- 
aut graeco-catholica educandas obstringere velit: Reversales ejusmodi 
omnino acceptentur, cum ab ejusmodi parentibiis genitae proles sensu 
etiam citati articuli patris quidem religionem sequi pnssint, non ta 
men debeant Verum 3. soÜicite curetur, quo in iisdem omni.s eoactio 
aut persuasio absit et simül congrua provisio fiat, ne circa spontaneam 
similium Reversalium extraditionem aut earnmdem validitatem siio 
tempore quaestio quaedam obraoveri possit. 

lieber die Zuhilfenahme der weltlichen Gewalt zur Ausführung 
eines solchen Reverses besteht in Ungarn meines Wissens keine aus¬ 
drückliche gesetzliche Bestimmung; doch haben die Behörden niemals 
Anstand genommen, den nach gewiesenen derartigen Versprechen über 
Ersuchen der kirchlichen Organe Geltung zu verschafien. 

3) Anders ist es in Siebenbürgen. Obwohl auch dort That- 
sachen Vorlagen, welche zu der Annahme berechtigten, dass die frei¬ 
willige Abgabe von Kiudererziehiuigsreversen für eine gesetzlich nicht 
verbotene Sache zu erklären sei, so hielten doch die Protestanten immer 
den Schluss -des Gesetzartikels 57. 1791: Contractibus qnibiisvis in 
contrarium nihil valentibus entgegen und es kam 'in neuester Zeit 
dahin, dass protestantische Seelsorger die V^erkündigung gemischter 
Ehen verweigerten, wenn ein Kindererziehungsrevers gegeben war, 
weil sie meinten, dass die ^'erkttndigung einer solchen Ehe als eine 
Mitwirkung zu einer gesetzlich verbotenen Handlung sich darstelle. 
Uebrigens ist mit Allerhöchster Entschliessung vom 24. Jänner, 1860 
nach langen weitwendigen Verhandlungeni) gestattet worden, dem 
Bischof von Siebenbürgen rit. latini zu erklären, es sei ihm unbe- 
nonunen, die Pfarrer zu ermahnen, dass sie sich die Sicherstellung 
der katholischen Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen angelegen 
sein lassen und zu dem Ende Versprechen der Ehewerber entgegen 
nehmen sollten, jedoch könne in Anbetracht des 57. Artikels vom Jahre 
1791 (oben S. 140.) von den weltlichen Behörden kein Beistand ge¬ 
leistet werden, um die Erfüllung solcher Versprechen zu erzwingen. 

Von dem Inhalte dieser Allerhöchsten Entschliessung ist auch 
dem heiligen Stuhle, Mittheilung gemacht worden, weil an denselben 


1) Vgl. oben B. 129. das Ministerial-Schreiben vom 20. December 19^6 an dei^ 
Bischof von Siebenbürgen. 
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das Ansinnen gestellt war, den Bischof von Siebenbürgen gegen dieses 
von Seite dev Begierung gemachte Zugestündniss zur Anerkennung 
der Geltung der päpstlichen Instruktion vom 30. April 1841 lür 
Siebenbürgen zu verhalten i;. 

Wollen wir nun, von den besonderen Bestimmungen für Sieben¬ 
bürgen, Teschen, Bielitz, Gotschdorf und den Ascher Bezirk (S. 140 f.) 
abgesehen, das geltende Recht über die religiöse Erziehung der Kindo? 
kurz resumiren, so können wir mit Schulte (über gemischte Ehen 
S. II.) sagen: , / 

„1) Ist der Vater katholisch, so müssen alle Kinder katholisch 
werden, ohne Zulässigkeit gegentheiliger Verträge u. s. w. 

2) Ist die Mutter katholisch, der Vater nichtkatholischi so dür¬ 
fen die Söhne dem Vater, .die Töchter müssen der Mutter folgen. 
Ist kein Revers gegeben, so haben auch die Behörden dies,festzur 
halten und auszuführen. 

3) Ein Revers, welcher die Erziehung sämmtlicher Kinder in 
der katholisclien Religion verspricht, ist nicht bloss erlaubt, sondern 
verpflichtet zur unbedingten Haltung, welche von den Behörden zu 
bewirken ist. 

Zu diesen Bestimmungen kommen dann noch einige, die theils 
Consequenzen jener sind, theils auf besonderen Anordnungen beruhen, 
nämlich: ' ^ 

4) Fallen zwei katholische Eltern von der Kirche ab ui\d 
treten zur protestantischen über, so müssen alle vor dena Uebertritte 
bereits getaufte Kinder katholisch erzogen werden bis sie das Eebens- 
alter erreicht haben, in dem man sich für ^ie Annahme einer andern 
Religion frei und selbstständig entscheiden kann (Hofdecret vom 2. 
Mai 1789, 9. Sept., 2. Oct. 1816, 22. März 1834). Hieran ist durch 
die neueste Norm für den Confessionswechsel nach vollendetem 18. 
Lebensjahr (Min.-Erl. vom 30. Jänner 1849) nichts geändert, 

5} Umgekehrt haben nichtkätholische Eltern, welche katholisch 
werden, das Recht, ihre noch nicht zum Eutscheidungsälter gelangten 
Kinder „hinüberzuziehen,' und zwar der Vater alle, die IduRer die 
Kinder weiblichen Geschlechts. So bestimmt das Toleranz-Edict für 
Ungarn vom 21. Dcc. 1781, §. 8.‘‘ 

Dass der weltliche Richter zufolge eines Ministerial-Erlasses 
vom 15. September 1858 und einer oberstgerichtl. Entscheidung vom 
Januar 1863 ausschlie.sslich competent ist zur E'^f^t!h^i<^ung über 
die religiöse Erziehung der Kinder geschiedener Ehegatten, habe ich 
im Archiv IX, 329. bereits mitgetheilt. Ich füge daher nur noch 
in chronologischer Reihenfolge hier sogleich die Erlasse des Cultus- 
ministeriums und auch des Ministeriums des Innern an, von welche^ 
der unten unter g) mitgetheilte Erlass des Cultusministeriums vom 3. 
November 1858 an das Armeeobercommando überhaupt die gesetz¬ 
lichen Bestimmungen über die religiöse Erziehung der Kinder aus 
gemischten Ehen ausführlich darlegt und welche im Uebrigen bis auf 
die neueste Zeit über den Vollzug der vorstehenden Bestimmungen 
anlässlich bestimmter einzelner Fälle ergangen .sind; 

1) Vgl. oben S. 130. 
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a) Ministerialerlass vom 11. Angost 1857, Z. 11,900, 
an den Biscbof von Linz, 

b«trefltad d«a BeUgioiub«k«iatiiin d«r Klndw, deren Eltern rar kntholiMlien Kirebe 
Kbeztreten, denn die kienregen besMttene Qilügkeit einer Ehe. 

Bebafs der Beartbeiloog der in dem Beriebte vom 12. Joli 1857, Z. 8040, 
angeregten Fragen muss sich gegenwärtig gebalten werden, dass die AllerbOehste 
Entsebliessnng vom 8. Juli 1885 (kundgemacbt der ob der Enns’scben Regiemng 
mit dem Hofkanzlddecrete vom 27. August 1886, Z. 22,456.), zufolge deren der 
Uebertritt der Akatboliken zu dem katboliscben Glauben in Jedem Aiter stattBnden 
kann, biezu Jedocb vor dem vollendeten 18. Lebensjahre die vorilufige Geneh* 
migung der Landesstelle erforderlich ist, auf Kinder, welche die Unterscheidungs- 
Jahre noch nidit erreicht haben, in der Begel keine Anwendung leide, weil die 
vnrgeschriebene Einholung dieser Genebmignug die von der Landesstelle sieh M 
verschaffende Ueberzeugung zum Zwecke hat, dass der Rücktritt zur kathoUsdien 
Kirche mit gehöriger Kenntniss und Festigkeit gesdileht and ein nacbheriger Ab¬ 
fall nicht zu besorgen ist, welche Ueberzeugung bei Kindern vor dem Eintreten 
der Unterscheidung^abre in der Regel unmöglich ist. 

Da ferner mit Ansnabine des Falles, in welchem der aussereheliche kathol. 
Vater eines von eber nicbtkatbol. Hutter geborenen und im akatholischen Bethause 
getauften Kindes sich später als Vater erklärt, über die Zulässigkeit dessen, dass 
die noch nicht Ober die Unterscheidungsjahre hinausgekommenen Kinder der der- 
nuiligen Glaubensgemeinschaft ihrer katholisch gewordenen Eltern folgen, keine 
ansdrfickliche gesetzliche Vorschrift besteht, so muss ^eselbe bei dem Umstande, 
als nicht anzunehmen ist, dass unsere bürgerliche Gesetzgebung den im akatho- 
lisdien Betbause getauften Kindern die Aufhahme' in die Gemeinschaft der katho¬ 
lischen Kirche mehr erschweren wolle als den israelitischen Kindern, nach den 
Ober die Taufe israelitischer Kinder bestehenden Vorschriften, somit nach dem 
Normale vom 15. Februar 1765, in weldiem die UnterscbeidungsJehre näher be¬ 
zeichnet sind, beortheilt werden. 

Hiernach muss . in Ansehung dessen als katholiseh ange^hen 

werdenI dass, wie nacbgewiesen wurde, ihre nneheliche Matter, bevor noch die 
Tochter die Unterscheidungsjahre erreicht batte, sieh in die katholische Kirche 
anfnehmen liess, und ihr nicht widerstrebendes Kind in die Gemeinschaft dieser 
Kirche mitzufObren verlangte. Dazu kommt, dass die genannte Frauensperson 
nach Zurücklegung der Unterscheidungsjahre durch den Empfing der helligea 
Sacramente der Busse, des Altars und der Firmung sich als ein Glied der kathö- 
. lischen Kirche ^u erkennen gegeben hat, auch allgemein für ein solches gehalten 
wurde, wie dies ihr Heimathsscbein nacbweiset. 

Was den.anbelangt, so unterliegt in der Voraussetzung, 

dass derselbe ein Einwohner des Kronlandes Ungarn ist, die Lösung der Frage; 
welchem Religionsbekenntnisse er angehört, um so weniger ebem Zweifel, als in 
Ungarn bis nun die Rückkehr zur katholischen Kirche an keine 
durch das bürgerliche Gesetz vorgeschriebene Förmlichkeit ge¬ 
knüpft war. 

- ' Aus dem bezüglich der Religionseonfes^ion, zu welcher.gesetzlich 

gehört, Gesagten folgt, aber keineswegs, dass bre am 5. October 1856 mit 
....... geschlossene Ehe sofort als nichtig erkannt werden könne. Selbst 

nach der päpstlichen Instruction vom 22. Md 1841 wäre eb solcher Vorgang 





Hß me (^^.t<itese|k9eiOBflr ««^seb^ Eljen. 

angerechtfertift! ini4 loinste die ^gi|tig#rkMnip| dieser Ehe in der durch die 
kirchliehe Gesetzgebung vorgezeichneten Weise verhandelt werden, wobei nebst 
manchen von der hbchsten kirchlichen Autorltöt zu benrtheilenden Umsthnden zu 

erwiigen kSme, ob idcht.freiwiliig sich von der katholischen Kirche 

losgesagt habe, und natitweisbar zu einer anderen Confession Qbergetreten sei, 
Oflpr wenigstens kt letzterer Zeit sich irrthOmlich als nicht zur katholischen Kirche 
gehörig betrachtet , habe. Die Nicbtbeobachtnng der gesetzlichen Förmlichkeiten des 
Abfalles von der Kirche würde bei dem nach den Bestimmnngen der Anweisung 
f. d. g. G. (E< zu schöpfenden Urtbeiie über die Giltigkeit der Ehe nicht ent¬ 
scheidend sein, abgesehen davon, dass die genannte Frauensperson durch den in 
kurzer Zeit zu bewerkstelligenden förmlichen Abfall und durch eine neuerliche 
Coosenserklärung jeden Zweifel über die Giltigkeit ihrer Ehe beseitigen kann. 

Bei dieser Sachlage spricht AUes dafür, dass in umächtiger Wäse Eialei- 
' fungen getroffen werden; um das zur nnzw^fel haften Geltung der Ehe Erforder¬ 
liche naeteatragen und den sonst zu besorgenden ^‘ossen Aergernisaen vorzu- 
beugen. 

Jedenfalls ist es unerlässlich, dass, wenn die Giltigkeit der zwischen 
.und.. . geschlossenen Ehe nicht ohne alles Auf¬ 
sehen ausser Zweifel gestellt werden könnte, was sehr zu wünschen Ist, jede 
weitere Massregel in dieser Angelegenheit vor ihrer Durchführung zur hieränit- 
llchen Kenntniss gebracht werde. 


b) Erlass des Ministeriums des Innern vom 7. November 1857, 

Z. 29,407, 

an die Statthalterei von Mähren, 

betreffend die religiöse Erziehung der in einem Findelhause untergehrachten unehe- 
' liehen Kinder evangelischer Mütter. 

^orde hierorts snb Z. 91,957, vom Jahre 1857, zur Kenntniss genommen.) 

1 

Ueber die im Berichte vom 19. Juni 1857, Z. 4003, gestellte Anft-age: »in 
weldier Religion uneheliche Kinder evangelischer Mütter, wenn sie in der Gebär¬ 
anstalt zur Weit kommen oder in das Findelhaus gebracht werden, erzogen wer¬ 
den sollen,c wird der k. k.im Einvernehmen mit dem k. k. Cultusmini- 

sterium eröffnet, dass in Gemässbeit der Hofdecrete vom 4. Juli 1796 und 4. April 
1821 uneheliche l^inder evangelischer Mütter, welche entweder« in der Gebär¬ 
anstalt zur Welt kommen oder in das Findelhans gebracht werden, und deren 
Erziehung daher auf öffentlidie Kosten geschieht, in der katholischen Religion 
erzogen werden müssen, und dass der Umstand, dass die Kosten gegenwärtig 
nicht mehr ans dem Staatsschätze, sondern aus dem Landesfonde besftitten wer¬ 
den, hieran nichts ändern kann,.*) 


1) Abgesehen von anderen hierauf bezüglichen Bestimmungen erkUtPt sieh jentä 
£ntschei«king wohl aneh ans der Art der BUdnng der betreffenden Fonds und Anstal¬ 
ten bei dem Umstande, dass sieh in den dentseh-slavischen Ländern Oesterreichs naoh 
der Zählung von 1857 nur 898,853 Protestanten neben 16,898,470 Katholiken ünden. 

(VeringJ 








Mbiiüterialeifasse vom 4. Min, 11. Mat and 24. Mai 185^, 

c) Ministerialerlass vom 4. MSrz 1858, Z. 19,945—1856, 
an die Stattbalterei in Niederftsterreicb, 

' betreBiend die Uebertragung des Tanfaktes des von einem evangelischen Hanne mit 
einer Katholikin aussereheuch craeogten Kindes ans dem evangeUschen in das katiio- 

lisohe Taufbuch. 

Jade katholische Matter ist verpffichtet, ihr Kind in der kathoHsehen Kirche 
taoTen za lassen, eine Ansnahme findet nar im Falle jener gemisditen Ehe statt, 
vor deren Eingehung die katholische Erzieh ang simmtlieher Kinder nicht gewihr« 
idstet wurde. In diesem Falle berechtiget das Gesetz den evangelischen Vater, 
seine nifinnticben Kinder nach evangelischem Ritus tanfen and erziehen za lassen. 
Eine solche gesetzliche Berechtigung besteht aber nicht ffir den aasserehelichen 
evangellsdien Vater des Kindes einer katholischen Matter. Dte beiden Hofdecrete 
vom 5. Febraar and 4. Juli 1796, Z. 279 and 1668, sprechen bloss von einem 
Rechte des evangelisehen Vaters auf die Bestimmung der Religion, hi welcher 
das von ihm erzeugte minnlidie Kind der katholischen Matter seiner Zeit ant«r« 
lichtet werden soll. Die Bedingung dieses Rechtes Ist nach dem Wortlaute des 
Gesetzes die Vaterschaftserkl&rung bei dem Taufakte. Klar ist daher der 
Unterschied dieses Falles von dem der gemischten Ehe. In diesem erwirkt der 
evangelische Vater das erwfilmte' Recht bezOglich aller aas der Ehe anzaholFen* 
den mSnnüchen Kinder in Vorhinein durch den Act der Ebeschliessang. Der on- 
eheiiche evangelische Vater kommt aber in den Besitz dieses Rechtes nnr von 
FaH zu Fall darch die Vaterscbaftserkifirang bei dem nach Massgabe der oHge* 
meinen gesetzlichen Bestimmangen folglich an dem Kinde einer katholischen 
Matter nach katholischem Gebrauche vorzunebmenden Taufakte. Hiebei muss 
man bei dem Umstande, als das Gesetz von der Confession, bei welcher die Tanf- 
handlnng za verrichten ist, nichts erwftbnt, stehen bleiben. 

Demzufolge wird dem Einschreiten des hiesigen fllrsterzbiscbSflichen" Con* 
sistoriums am Uebertragung des Taufaktes, betreflhnd das uneheliche Kind, aus 
dem evangelisdien in das kathoHscbe Taufbuch Folge gegeben. 

d) Ministerialerlass vom 11. Mai 1858, Z. 7761, 
an die Statthaltereiabtheilung zu Grosswardein, 

betreffend di« religiöse Erziehung der Kinder eines zur helvetischen Confession uber¬ 
getretenen Vaters. 

Nachdem die politisehen VorsebHften verlangen, dass ihe vermdge ihrer 
Gebart und Taufe der katholischen Religion angebOrigen Kinder, deren Eltern in 
der Folge zu einer anderen Religion Qbertreten, vor dem vollendeten 18. Lebeiiso 
jahre dieser Kirche nicht entzogen werden dürfen, so muss die Verfügung der 

k. k.vom 22. August 1857, Z. 9985, betreffend die religiöse Erziehung 

der Kinder des zum helvetischen Glauben Uebergetretenen . . . . , als in den 
bestehenden Directiven gegründet, auch hierorts bestätiget und der dagegen von 
dem Vater der Betreffenden unterm 24. März 1858 ergriffene Recurs zurück* 
gewiesmi werden. 

e) Ministerialerlass vom 24.' Mai 1858, Z. 5898, 

an den Fürst-Erzbischof von OlmOtz, 

betreffend die religiöse Erziehung des männlichen Kindes eines von der katholischen 

Kirche ahgefallenen Ehegatten. 

In der Eingabe vom 6. April 1858, Z. 292,.. nehmen Eure .... 

meine Intervention zu dem Ende in Anspruch, dass das männliche Kind des...... 

10 * 
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welches demselben nach seinem Abfalle von der katholischen Kirche von seiner 

katholisch gebliebenen Gattin geboren and in denr evangelischen Bethaas zu. 

getauft worden ist, in die Taufmatrik der Pfarre .... eingetragen und katho* 
lisch «rzogen werde. 

Idi verkenne nicht das Gewicht der GrOnde, weiche Eure.dafihr gel* 

tend machen, dass, wenn von zwei katholischen Ehegatten einer von der Kirche 
abfillt, auch die nach diesem Abfälle geborenen Kinder derselben katholisch er¬ 
zogen werden; dessen ungeachtet kann ich ihr die diessfSlligen Amtsbandiungea 
der kaiserlichen Behörden mit RQckblick auf $. 140. des allgemeinen bürgerlichen 
Gesetzbuches nur die bestehenden politischen Vorschriften als Richtschnur aner¬ 
kennen. Diese Vorschriften verlangen, dass die vennöge ihrer Gebart und Taufe 
der katholischen Kirche angebSrenden Kinder, deren Eltern in der Folge zu einer 
anderen Religion übertreten, vor dem vollendeten 18. Lebensjahre dieser K.ircbe 
nicht entzogen werden dürfen. In Betreff der nach dem Abfalle eines von zwei 
ursprünglich katholischen Gatten geborenen Kinder aber ist seit dem Bestände des 
Toleranzpatentes in keinem einzigen Fal|e bezweifelt worden, dass hinsichtlich der 
religiösen Erziehung derselben die Vorschriften dieses kaiserlichen Patents in An¬ 
wendung zu kommen haben. Die weltliche Gewalt, welche von ihrem Standpunkte 
den Abfall eines katholischen Ehegatten von seiner Kirche als eine gesetzlich zulftssige 
Thatsacbe anerkennt, kann sich auch der Anerkennung des Umstandes nicht ent¬ 
ziehen, dass durch diese Thatsacbe die Verhältnisse, unter denen die Ehe ge¬ 
schlossen ^wurde, eine Aenderung erlitten haben, von welcher die Frage, in wie 
weit es gerechtfertigt und ausführbar erscheint, in die innersten Familienverhklt- 
nbse mit äusseren Zwangsmitteln einzngreifen und die katholische Erziehung der 
nach dem Abfalle des katholischen Mannes von der katholisch gebliebenen Gattin 
gebomen männlichen Kinder zu erzwingen, wesentlich berührt erscheint. 

Bei dieser Sachlage sind die kaiserlichen Behörden nicht ermächtigt, den 
akatholischen Vater daran zu bindern, dass er das von seiner katholischen Gattin 
geborne männliche Kind in seiner Confession taufen und erziehen lasse. 

/ 

0 Ministerialerlass vom 31. Juli 1858, Z. 12,083, 
an die niederösterreichische Stattbalterei, 

betreffend die religiöse Ereiehnng der ans einer gemischten Ehe stammenden Kinder. 

Ip Erledigung des Berichtes .... findet man der k. k. . . . , zu eröffhen, 
dass hierlandes kein Gesetz besteht, durch welches d4e was immer 
für einem Religionsbekenntnisse angehörenden Eltern verhin¬ 
dert würden, ihre Kinder in der katholischen Religion zu er¬ 
ziehen zu lassen, desgleidien bedarf es hiezu, wenn die Eltern mit einander 
darüber einverstanden sind und von den Kindern eine Einsprache dagegen nicht 
erhoben wird, keiner behördlichen Zustimmung, indem die allerhöchste Ent- 
schliessung vom 3. Juli 1835 aus .\nlass eines Falles erlassen wurde, in welchem 
der nicht katholische Vater zweier Knaben, die von ihrer katholischen Matter in 
der katholischen Religion erzogen werden wollten,,bereits verstorben war, somit 
seine Einwilligung zu dem Vorhaben der Mutter nicht geben konnte. 

Hiernach waltet kein gesetzlicher Anstand dagegen ob, dass die Kinder der 

Eheleute ..katholisch erzogen werden, da nachgewiesen ist, dass der 

evangelische Vater die katholische Erziehung seiner mit ... . gezeugten Kinder 
knstrebt und diese dem Willen der Eltern anstandslos Folge leisten, eines der- 
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selben sogar schon die heiligen Saeramente der Basse und. des Altars empfan¬ 
gen hat. [VgL unten S. 152. 154 f.] 

Behufs der fbrmlicben^Darcbfnhrang dieses Vorhabens bedarf es lediglich 

der Berichtigung Jener Metriken, in denen der Taufakt des.eingetragen 

ist, zu welchem Ende die k. k.den betreffenden MatrikeiffDbrer anzu- 

weisen hat, dass er an den Stellen, wo jene Taufakte eingetragen sind, die Be¬ 
merkung beifüge, dass der evangelische Vater die Erklärung abgegeben habe, er 

wolle, dass die in der Ehe mit.geborenen Kinder in der katholischen 

Religion erzogen werden, wornach die beiden genannten Kinder als Katholiken 
anzusehen sind. 

Die zum Nachweise des Vollzuges dieser Matrikenherichtigung der k. k. 

.vorzulegenden MatiikauszOge sind dem Wiener fürsterzbiscbOflicben Con- 

sistorium zur weiteren Verfügung mit dem Bemerken zu verabfolgen, dass eine 
Eintragung des Actes der im evangelischen Bethause vollzogenen Taufe in das 
katholische Taufbuch der Pfarre des gegenwSrtigen Wohnortes der Eltern dieser 
Kinder unzulässig und überflüssig erscheine, weil die Taufe in dieser Pfhrre nicht 
stattgefhnden bat und der von dem evangelischen HatrikelfOhrer auszustellende 

. Taufschein darüber keinen Zweifel übrig lassen wird, dass., obgleich 

sie im evangaliscben Bethause getauft wurden, doch der katholischen Kirdie an- 
gehbren. 


g) Hinisterialnote vom 3. November 1858, Z. 16,167, 
an das Armee-Ober-Commando, 

mit welcher demselben hlusichtlioh der gesetsliohen Bestimmungen Uber die relig^Use 
Ersiehong der Kinder ans gemischten Ehen die gewünschten Ansktinfte gegeben 
^ werden. 

Man bat die Ehre, die gewünschten Auskünfte hinsichtlich der gesetzlichen 
Bestimmungen über die religiöse Erziehung der aus Ehen zwischen katholischen 
und nicbtkatholischen Christen abstammenden Kinder in Nadistehehdem mit- 
zutheiien: 

Die Anordnung des Toleranzpatentes, zufolge deren die Kinder ans ge¬ 
mischten Eben, wenn der Vater katholisch ist, sämmtlich in der katholischen 
Religion zu erziehen sind, hingegen, wenn die Hutter der katholischen Kirche 
angehört, die Kinder des mAnnlieben Geschlechtes in der evangelischen Confession 
des Vaters erzogen werden können, ist durch keine anders lautende gesetzliche 
lUtstimmnng ausser Kraft gesetzt wordeh, wesshalb sie in jenen Theilen der 
Monarchie, für welche das Toleranzpatent erlassen wurde, und in denen die er¬ 
wähnte Anordnung desselben durch spätere Ergebnisse der Gesetzgebung eine 
Aendemng nicht erlitten hat, bis nun zur Richtschnur dient. 

Das kaiserliche Patent vom 4 März 1849 (Reichs-Gesetz-Blatt Nr. 151.), 
weiches von dem löblichen .... in der geschätzten Zuschrift vom 16. Septemr 
ber 1858, Z. 8291, sub 1. wahrscheinlich unter dem im Jahre 1849 erschienenen. 
Reichsgesetze gemeint ist, berührt die Frage der religiösen Erziehung der aus 
gemischten Eben abstammenden Kinder selbst in jenen Kronländern, für welche 
das~bezogene Allerhöchste Patent erlassen wurde, nicht. Ueberdiess ist dieses 
Patent durch die Allerhöchste Anordnung vom 31. Decembef 1851 (Reichs-Gesetz- 
Blatt Nr. 3. vom Jahre 1852) ausser Kraft und gesetzlicher Wirksamkeit gesetzt 
QDd lediglidi erklärt worden, dass jede in den erwähnten Kronländern gesetzlich 
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anerkannte Kirche und Reiigionsgeseiischaft in dem Rechte der gemeinsamen 
dffentlichen ReligionsQbung, dann in der selbstständigen Verrvaltung ihter Ange¬ 
legenheiten erhalten und geschätzt werden solle, durch welche Erklärung aber¬ 
mals die erwähnte Frage um somehr unberührt geblieben ist, als nach dem 
Inhalte der Allerhöchsten Anordnung vom 31. December 1851 Seine Apostolische 
Majestät Sich Vorbehalten haben, in soferne über die einzelnen Punkte der in 
dem Patente vom 4. März 1849 ausgesprochenen Grundrechte nicht bereits be¬ 
sondere Bestimmungen erfolgt sind, solche durch eigene Gesetze zu regeln. 

Anlangend die den Kindererziebungsreversen, welche bei Schliessung ge- 
nnscbter Ehen freiwiirig gegeben werden, zukommende Rechtskraft, so ist hier- 
wegen die Allerhöchste Entschiiessung vom 9. Juni 1842 zu beachten, welche 
also lautet: . 

»Da es sich zeigt, dass sich hie und da die irrige Meinung ergeben hgt, 
als ob durch die im $. 6. des Toleranzedictes vom Jahre 1781 verfügte Abstel¬ 
lung der bis dahin gewöhnlich gewesenen, das heisst derjenigen Reverse, ohne 
weiche gar keine Ehe zwischen Katholiken und Protestanten geschlossen werden 
dürfte, auch diejenigen Versprechen verboten seien, welche ein Protestant bei 
der Eing^mng einer Ehe mit einer Katholikin freiwillig zur Erziehung gller in 
dieser Ehe erzeugten Kinder in der katholischen Religion abgibt, so sind in dmi 
Provinzen, in welchen das Toleranzedict publicirt worden ist und Geltung hat, 
die betreffenden Behörden ohne Veranlassung einer allgemeinen Kundmachung 
lediglich für ihre Benehmung in vorkommenden Fällen über diesen Irrthum zu 
belehren. Gibt ein protestantischer Bräutigam dieses Versprechen ab, so ist dem 
kaDiolischen Seelsorger, von weichem die Einsegnung der zu schliessenden Ehe 
verlangt wird, nicht zu verwehren, dass er zur Sicherstellung dieses Verspre¬ 
chens dessen beglaubigte Ausstellung verlange, um sie dem'Trauungsbuche bei¬ 
zulegen. Ist dieses geschehen, so hat der Pfarrer der Braut den Seelsorger des 
Bräutigams davon zu seiner Benehmung in die Kennthiss zu setzen. Träte der 
Fall ein, dass der protestantische Gatte an diesem seinem Versprechen wort¬ 
brüchig handelte, so haben ihn die politischen Behörden üjier' die an sie gelangte 
Anzeige der bei der katholischen Erziehung des betreffenden Kindes gesetzlich 
interessirten Personen zur Erfüllung der in Absicht auf den kathoiisibhen Schul- 
und Religionsunterricht eingegangenen Verbindlichkeit zu verhalten.« 

Hiemit erscheint die von dem löblichen.in der geschätzten Zu¬ 

schrift vom 16. September 1838, Z. 8291, sub 2. und 3. gestellte Frage beantwor¬ 
tet, falls dieselbe in Kronländern zur, Sprache kömmt, in denen das Toleranz¬ 
patent publicirt worden ist und Geltung hat. 

Für Ungarn und dessen vormalige Nebenländer gilt bezüglich der religiösen 
Erziehung der aus gemischten Eben abstammenden Kinder $, 13. des 26. Gesetz- 
artikeis vom Jahre 1790 — 91, zufolge dessen solche Kinder, wenn der Vater 
katholisch ist, säromtlich dessen Religion folgen müssen, wogegen, wenn die 
Mutter katholisch ist, nur die Kinder männlichen Geschlechtes der Religjon des 
^ Vaters folgen können. Schon der Wortlaut dieser gesetzlichen Bestimmung 
zeigt die Zulässigkeit der Kindererziehungsreverse vom Standpunkte des bürger¬ 
lichen Gesetzes, weil dieses bloss von einer Berechtigung, nicht aber von einer 
Verpflichtung spricht, die aus einer gemischten Ehe abstammenden Kinder männ¬ 
lichen Geschlechtes, wenn der Vater nicht katholisch ist, in der Religion des¬ 
selben zu erziehen. 

Bezüglich der Rechtskraft solcher Reverse aber «besteht allerdings für 
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Ungarn and dessen ehemalige Nebenlinder keine soldie Bitiimiig, wie selbe fBf 
die deatsch'slavisehen Kronlinder, wo das Toieranzpafent poblicirt bt and Gel* 
hat, die AllerhOchsle Entscbliessung vom 9. Juni 1842 enthält. Der Grand 
liegt darin, dass bis nun für die Gesetzgebnng kein Anlass geboten war, fQr 
Ungarn and dessen ehemaligen Nebenlinder eine derartige Erklärang zu erlassen, 
indem Beschwerden wegen Nichterreilnng gegebener Kindererziebangsreverse ads 
diesen Lindern nitht einlangten. Dessen angeachtet dürfte es nicht ira boiwei*' 
fein sein, dass erforderlichen Falles für die erwähnten Länder dasselbe za gel* 
ten habe, was für die deotsch-slavischen Provinzen verzeichnet ist. 

ln Betreit der Mliitärgränze erlanbt man sich die gefällige Aaflnerksamkeit 

des lübiidien.auf den Inhalt der hofkriegsräthlichen Prä^dlalnote an 

den kOhi^Iich-angartschen Hofkanzler ^afen Hajiat vom 21. Jali 1845, Z. 1215^ 
za lenken, deren Absdirift sich onter den Beilagen des zorOtkfolgenden aller« 
unterthinigsten Vortrages vom 21. Jali 1845 findet, zufolge Jener Kote hat der 
bestandene Hofkriegsralh im Jahra 1791 erkürt, dass die Ailorhücbste To* 
l'eranzbestinimung zam Gesetze für die ganze Armee mit Ein* 
schloss der Militirgrinze za dienen habe, mithin sich darnach auch künftig* 
hin in den Gränzbezirken in Ansehung der aus Eben vermischter Religion erzeagton' 
Kinder und ihrer Erziehung zu benehmen sei. Es warde zufolge 'der bezogmien 
Note Allerhüchsten Ortes beantragt, dass sich In der Militirgrinze wie bisher 
nach dem Toleranzedicte, im Pro vincialgebiete hingegen nach den NationsprivilegieB 
und dem angenommenen Landlagsartikel (26. vom Jahre 1790—91) zu benehmen 
wire. Es erfolgte aber, wie die erwähnte Note weiter anführt, die Aller« 
höchste Resolution Seiner Majestät des Kaisers Leopold nachstehender* 
messen : »Die nicht* unirten Griechen werden im Müitir sowohl als Provineiall 
nach denjenigen Nationalprivilegien und Freiheiten, so die Protestanten in negotio 
rehgionis jüi^stens (im Artikel 26. vom Jahre 1790—91) erhalten haben, behan* 
delt werden.« Wenngleich diese AllerbOcbste Resolution die nieht*anirten Griebbmi 
angeht, so zeigt doch der gesammto Inludt der in Rede stehenden Note, dass in 
Sachen der religiösen Erziehung der aus gemischten Ehen stmnmenden Kindmr 
in der MilitäiKränze entweder das Toleranzedict oder was ganz auf dasselbe 
hinausgeht der ungarische Artikel 264 vom Jahre 1790—91 zar Riehtsdinur dienen 
müsse; consequent wird man ferner nicht umhin kOnnen, das bezüglich Ungarns 
von der Zolissigkeit und Rechtskraft der Kindererziebangsreverse Gesagte auch 
auf die Militirgrinze anzuwenden. 

Endlich scheint die eben erwähnte Allerhöchste Resolution des Kaisers 
Leopold II. keinem Zweifel darüber Baum zu lassen, dass in der Militirgrinze, 
wie in Ungarn und dessen vormaligen Nebenländern, hinsichtlich der religiösen 
Kiadereniehang in geimschten Eben zwischen den evangelischen Confessionen 
und den griecbiscb-nleht«aoiften Glaubensverwandten ein Unterschied nicht obwalte. 

h) Ministerialerlass vom 23. December 1858, Z. 21,435, 
an die Statthalterei in NiederOsterreich, 

betreffead die Aamerkuqg des Vorhabens evangelischer Gatten, ihre Kinder katholisch 
zu erziehen, in dem evangelischen Taofbuohe. 

In dem Berichte vom 20. Ootober 1858, Z. 6d2>548, bitten die hiesortigen 
k. k. Consistoilen >dep aogshaigfschen und .helveMsehen Contessioov dass dio evan«: 
fMÜbiMh «mmüntendmitaaeo ^von- dn- VerpIWitmig lonthabmi au. mden, jiih 
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üMtsacbe Aer ErkUlm^; von Ettern, dass ihre tai evangelisAen Bettanse, getanf* 
täi Kbider katholiseii erzogen werden, in der Tanflnatiik Torsometten. 

Man bat die k. k.bereits mit dem bierlmtlicben Ertasse vona 

81. Jnli i858, Z. 12,088, daranf anfmeriisam gemacht, dass bierlands kdn Gesetz 
besteht, welches den was immer für einem Religionsbekenntnisse angehOrendem 
Eltern untersagt, ihre Kinder in der kathoiisdien Rebgion za erziehen. Weim 
dmnnach die Eltern darüber einverstanden sind, ihr im evangelischen Bethaooe 
getaoftes Kind ,katholisdi zu erziehen and diesen Entschloss huf was immer f&r 
eine nachweisbare Weise an den Tag legen, so bedienen sie sitt eines Retttes, 
welches ihnen durch kein Gesetz benommen ist. [Vgl. auch S. 148 f. S. 154 f.l 

Durch die Uebung dieses Rechtes aber wird zwischen den in der Taof- 
matrik verzeicbneten Daten und den thatsicblichen Verhältnissen ein Widorsprach 
bearbeigefQhrt, dessen Beaeitigung in mehrfacher Beziehung wOnschenswerth ist, 
in anderer Weise aber kaum bewerkstelligt werden kann, als durch eine Vor¬ 
merkung des thatsäehlicb geänderten Umstandes in der Tauftnatrik. Die Zulässig¬ 
keit einer solchen Vormerkung liegt in dem Geiste der über die Matiikführung 
bestehenden gesetzlicbeu Vorschriften, und es muss auf die Ausflllirang der er¬ 
wähnten Vormeikung um so mehr angedrungen werden, als nur dadurch auf die 
efaifachste Weise Verwickelungen vorgebeugt werden kann, die sich für die Par¬ 
teien später in Fällen ergeben kännten, wo sie durch das Gesetz verhalten wer¬ 
den, ihren Taufschein vorzuweisen, und in anderer .\rt die Religion, in weltter 
sie mit Zustimmung ihrer Eltern erzogen sind, nachzuweisen nicht vermügen. 

ln dieser Richtung ist der unter dem 5. December 1858, Z. 49,784, anher 
vorgelegte Eingangs bezogene Bericht mit dem Beifügen zu erledigen, dass die 
Eltem, welche sich eines ihnen zustebenden Rechtes bedienen, eben so weidg 
irgend ein den evangelischen Confessionen gesetzlich eingeräumtes Recht verletzen, 
als in der dem Matrikelführer zugehenden behördlichen Anordnung, die denselben 
die Vormerkung eines ohne Verletzung bestehender Vorschrinen thatsäehlicb an¬ 
ders gewordenen Umstandes in dem Tanfboche vorzeittnet, ein gesetzwidriger 
Vorgang gefunden Iverden kann. 

0 Ministerialerlass vom 11. Jänner 1859, Z. 154, 
an die Stattbalterei in Oberösterreitb, 

betreffend die retigiöse Erziehung der Kinder eines sich in Oesterreich uufhaltenddn 

evangelisohen Ausländers. 

Bei dem Umstande, als die politischen Vorschriften, welche besthnmen, in 
was für einer Religion Kinder, deren Eltem in dem Religionsbekenntnisse idcht 
übereinstimmen, zu erziehen sind , die in Oesterreich zeitweilig sich aufhaltenden 
Angehörigen anderer Staaten nleht verpflittten, so erscheint es unzulässig, dasa 
der zu Traun in Oesterreich ob der Enns als Kattundmtter sich verwendende 
Angehörige des Schweizer Cantons Glarus, Bernhard'R . . . , helvetischer Con> 
fession von Seite der kaiserlichen Behörden verhalten wa^e, für die religiöse 
Erziehung der mit seiner katholischen Gattin, Theresia L . . . , welche behufs 
ihrer Eheschliessung mit Bernhard H ... aus dem königlicb'bayerischen Unter- 
thansverbande entlassen, wurde, erzeugten Kinder die österreichischen Gesetze 
zur Richtschnur zu nehmen. 

Wenn demnach Bmmbard H . . . sich des dem Vater von Kindern aus ge> 
miaebtar ^e durch das eM^fenossensebe Bundesgesetz vom 8. Decmnber 1857 
elBgertamten Bedites tt der Ittcbtog bedieaen wUl, da» er sehw itttt Ihcnaia 
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L . . . gezeagtea lünder ia der hetvetisdien Cenfeesion mietat, so ist fbai hier^ 
so lange er in den bisberigen Staatsverbande stebt, bebbrdlieher Seits kein Ifin- 
g«niss in den Weg za legen. 

Anmerkung. Von dem Inhalte dieses E rl asses ist gleiohseitig das Ifini* 
nlerinm des Aeussem verstündiget worden. 

k) Ministerialerlass vom 28. Mirz 1859, Z. 4448, 
an die Landesregfenmg der Bnkowina, 

betreffend die Vorstellung des griechiseh-nichtnnirten Comdstorlnms von Cnemowitn 
in der Bojaner BdigionsUbertritts>Angelegenhdt. 

Die Mr. 1. undA. dieses Erlasses sollen später unter den gesetsliehen Bestim* 
mungen Qbo: den Confessionswechsel mitgetheilt werden. Hier folg^ nur ^e Mr. 8. 

2. Die AlleibOcbste Entscbliessung vom 23. Mai 1835, zafolge deren es 
in der Bnkowina in Absicht auf die religiöse Erziehung der Kinder aas gendsch* 
ten Ehen bei der »ir Zeit der Besitznahme dieses Kronlandes angetroflSenen 
Uebnng za verbleiben hat, sonach die SOhne der Rehgion des Vaters und die 
Tiicbter der Religion der Matter folgen, kann nadi ihrem Wortlaute and Sinne 
nar auf jene Kinder angewendet werden, die aus einer ursprünglich gemischten 
oder aus einer zwischen zwei kathohschen oder zwischen zwei nichkatholischen 
Personen geschlossenen Ehe, nachdem sie durch den Religionswechsel eines Gat¬ 
ten eine gemischte geworden ist, hervorgehen. 

ln Betreff der aus nicht gemischten Ehen herstammenden Kinder muss, in 
solange für die Bukowina ein anderes Gesetz oder eine andere gesetzlich aner¬ 
kannte Uebung ni(<ht nacbgewiesen ist, grundsätzlich festgehalten werden, dass 
alle Kinder der Religion ihrer Eltern folgen, wobei sich jedoch gegenwärtig zu 
halten ist, dass in dem Österreichischen Kaiserthume kein Gesetz besteht, durch 
welches die was immer für einem Religionsbekenntnisse angehOrigen Eltern ver¬ 
hindert würden, ihre Kinder, so lange sie das achtzehnte Lebensjahr nicht zurOck- 
gelegt haben, in der katholiscben Religion zu erziehen oder erziehen zu lassen, 
wozu es ferner, wenn die Eltern darüber mit einander einverstanden sind, und 
von den Kindern eine Einsprache dagegen nicht erhoben wird, einer behörd¬ 
lichen Zustimmung nicht bedarf. Ueberhaupt kann zufolge der durch den Mini¬ 
sterialerlass vom 30. Jänner 1849 in keiner Weise berührten Allerhöchsten Ent- 
sdiliessung vom 3. Juli 1835, welche dem bestandenen galizischen Gubemium 
mit dem Hofkanzleidecfete vom 20. April 1839, Z. 11.990, zur Richtschnur in 
vorkommenden Fällen bekannt gegeben wurde, der Uebertritt von einem nicht- 
kidbolischen zum katholiscben Glaubensbekenntnisse in jedem Alter statt&nden; 
aber es ist dazu vor dem voUendeteten achtzehnten Lebensjahre die vorläufige Ge¬ 
nehmigung der Landesslelle erforderlich; wogegen nach der Allerhöchsten Ent- 
sddiessung vom 6. September 1816 vor dem vollendeten achtzehnten Lebensjahre 
niemanden der Uebertritt zu einem nichtkatholischen Glaubensbekenntnisse ge¬ 
stattet werden darf. 

Diese Grundsätze hat die k. k. . . . . bei erforderUch werdenden Entschei¬ 
dungen in derlei Angeiegenheiten zur Richtschnur zu nehmen, in der Bojaner 
Uebertilttssache sind sie in der Bestimmung des bierämtlicben Erlasses vom 24. 
Mirz 1858, Z. 4934, zur Anwendung gekommen, welche dahin lautet, dass Kinder 
unter achtzehn Jahren, welche im elterlichen Hause unverbeiratbet wohnen, in 
der Regel der Religion ihrer Eitern folgen, solchen Kindern jedoch, wenn sie ver¬ 
langen, in der ReBgion,' iu wekber sie Usher erzogen wurden, zu verbleiben, in 
dieser Bezieliing kehi Zwang auferlegt werden dürfte. 
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Demnacb wird die Einsprache des griechiscb-nicbt'Unirten Consistortums zu 
Czemowitz gegen die katholische Erziehung der weiblichen Kinder jener sechs 
- FaiaiHenviter zu Bqjan, welche zur Union Qhergetreten sin.(|, wShrend ihre Gattin¬ 
nen der griechisch-nicht-unirten Confession zugethan blieben, unberficksichtigt 
bleiben müssen, wenn nicht nachweissbar ist, dass die Eltern über die katholische 
Erziehung ihrer Kinder nicht einverstanden waren, oder diese dem hierauf ge¬ 
richteten Willen ihrer Eltern widerstrebt haben, wobei zu bemerken kommt, dass, 
Alls dteln Rede stehenden Kinder den ents^iedenen Willen kund gaben, wider 
den Willen ihrer bei der-gilecWsch-uMit-onirtea Confesdon verbleibenden Mütter 
zur Vnfen tbepzntrcten^ diess mit Zustimmung der k. k.gesetzlich ge¬ 

schehen konnte. 

1) Ministerialerlass vom 23. Juni 1S59, Z. G2t0—1856, 
an die Statthalterei in Steiermark, 

betreffend die religiöse Erziehung des Blindes einer katholischen Mutter, deren evan¬ 
gelischer Gatte irrsinnig geworden ist. 

Nach Lage der bestehenden Gesetze kann es dein evangelischen yateir- 
nicbt verwehrt werden, zu verlangen, dass das von ihm, nachdem er von der 
katholischen Kirche abgefallen ist, mit seiner katholischen Gattin erzeugte m&nn- 
licbe Kind nach evangelischem Ritus getauft und in der Confession, zu weicher 
er sich bekennt, erzogen werde. Das Gesetz, welches ihm diese Berechtigung zu- 
spricbt, bat den Fall, in welchem der evangelische Yater zur Zeit der Eheschlies¬ 
sung der katholischen Kirche angehörte, nicht ausgenommen, somit besteht kein 
gesetzlicher Anhaltspunkt gegen den ausgesprochenen Willen des Vaters eine 
solche Ausnahme zuzugesteben. 

Hiernach ist der mit dem jenseitigen Berichte vom 22. Mai 1856, Z. 5148, 
zur bieramttichen Entscheidung gebrachte Fall zu beurtheilen, wobei übrigens zu 
bemerken kommt, dass der von dem evangelischen Vater mit seiner katholischen 
Gattin erzeugte und nach evangelischem Ritus getaufte Sohn ohne Verletzung 
der bestehenden Gesetze katholisch erzogen werden könne, wenn der evangellsCbe 
Vater, oder falls derselbe seine Angelegenheiten selbst zu besorgen unfähig sein 
spllte, sein gesetzlicher Stellvertreter hiezu die Zustimpiung gibt. 

m) Ministerialerlass vom 5. Jänner 1860, Z. 19,786—1659, 

an das k. k. Consistorium A. C. in Wien, (mitgetheilt an die Landesregierung zu 
Kärntben zur Verständigung des fOrstbischöflicben Ordinariats von G«k) 

betreffend die Taufe und Beerdi^ng' des von einer evangelischen Frauensperson 
ansserehelich geborenen Kindes durofa den katholisidm Pfarrer. 

ln Folge des Berichtes vom 5. Juli 1859, Z. 529, hat man 'ffle k. k. Lan¬ 
desregierung für Kämthen angewiesen, die Verhandlunpakten, betreffend die 

Taufe und Beerdigung des von der evangelischen Dienstmagd Maria B. 

mit dem gTeichfails evangelischen David R.ausserdielich erzeugten Kin¬ 

des, anhei* vorzulegcn. 

Aus denselben ergibt sich, dass dem katholischen Pfarrer von A,. 

eine von David R.und Maria B.am 16. FefHTuar 1858 v«r Zvagßä 

ausgfefertigre Urkunde vorgelegt wurde, in wdcber sie ihr freiwilliges VWhiben 

aussprechen, das von Maria B.geborene Kind nach dem katboliscben 

ntus taufen und in der katholischen Religion erziehen zu fassen. [Vgl. S. 146 f. tBtJ 

Da kein Gesetz besteht, durch weiclres evangelisblren ElteTn- 
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untersajrt wäre, ihre Kinder in der katholischen Kirche taufen 
und katholisch erziehen zu lassen, gleichwie sie gesetzlich nicht 
gebindert sind, Ober ein solches Vorhaben dem katholischen' 
Pfarrer mündlich oder schriftlich eine Zusage zu geben, so kann 
man weder in dem erwähnten Vorgänge der Eltern, noch in der 
Vornahme der Taufe des Kindes durch den katbofischen Pfarrer, 
welchem das Vorhaben der Eltern in gesetzlicher Welse nachge* 
wiesen vorlagO« eine den politischen Vorschriften znwtderlau- 
fende Handlung erkennen. Auf Grund der von den Eltern flreiwillig ge> 
gebenen Zusage musste ferner der Pfarrer sich aberzeugt halten, dass das von 
ihm getaufte Kind gesetzlich der katholischen Kirche angehOre, woraus die Be- 
recbdgnng zur Bestattung des Leichnames des bald nach der Taufe verstorbenen 
Kindes folgt. Bei dem Umstande endlich, als das in Rede stehende Kind nach 
dem fireien, durch kein Gesetz beschränkten Willen seiner Eltern der katholischen 
Kirche angehOrt, entfiel der Anlass zur Eintragung des belrelTenden Tauf* uqd 

Sterbeactes in den Matirlken des evangeHsehen Pa^ors von G.. wesshalb 

er auch zu diesem Behufe Matrikextracte von dem katholischen Pfarrer in Anspruch 
zu nehmen nicht berechtigt war. 

n) Ministerialerlass vom 18. Februar 1860, Z. 2021, 
an die StatthaltereiabtbeHnng in Ofen. 

betrdffmid di« rellgiitoe Brsiebung der von gonisofaten Ooufessionaverwuidten ertoeqg* 
t«a «nd 4uroh die nachgefolgte Ehe der Eltern legitimirten Kinder. 

Nach Lage der vorgelegten Verbandlongsacten bat die ledige katboliscbe 

Franeisca A.am 31. Jänner 1850 einen Sohn geboren, welcher durch 

die von der ganafiaten Frauensperson mit dm aassereheliehen Vater derselben. 


Gart U.. helvetischer Gonfession, am 21. Mai 1850 fesddoMeaea Ehe 

iegitimirt worden ist. 

CaN M.hat am 8. Mai 1850 vor dem katboliseben Pfarrer seiner 


Braat die^ Erklärung abgegeben, ins er im Falle, als ihn Gott wihread der 
mit <ihT beatnkbHgten Ehe mit Kindern segnen soHte, dieselben ohne Untersebied 
dw Gescblems in dem kalholischmi Glauben erziehen' oder ersiehen lassen werde. 
Uebwdiess sind die genmnten Brantleute zufolge' ihres HeiraGtscsntravtes vom 
20. Mai 1850 behufs der zweckmässigen Erziehung ihrer Kinder Qbereingafcom* 
men, dass dieselben ohne Untersebied des Gesobleehtas der Gontesaioo der Mutter, 
nämiieh der kstholisdien, folgen sollen. 

Bie mit nMits erwiesene Angabe des Carl M.. dass der bezogene 

Revers Ihm abgedraaien worden ari, wM von. dem kathaliaeben PCarrar, der 
diesen Revers» entgegengenommen bat, in Abrede gestellt. 

1) Ein Prager fUrsterzbischöfl. Cons.-Erl. v. 19. Febr. 1862 (Ord.-BI. 
IMi. Hr. 9.) Bohreibt den Seelsorgern aasdCilehlieh vor, auf den'Waaseh ahBthoUs<dier 
Eütetn deren Kind katholigch kirchlich zu taufen; im Tanfbuohe sei das Kind 
in der Subrik „katholisch“ einzuzeiohnen, jedoch die Confession der Eltern in den 
Bnbriken „Vater,“ „Mutter“ ersiohtlich zn machen. „Erklären die Eltern, das Kind ln 
der katk. Beligion erziehen lassen zu wollen, so ist diese 'Willenaerklärang, um- ihr 
die gesetzliche Beweiskraft zu sichern, in der Rubrik des getauften Kindes einzutragen, 
von den Eltern eigenhändig zu unterfertigen und dnreh das Zengniss des Seelsorgers 
nad'des'Patben mit dem Beisätze, dass die Eltern des Kindes ihnen von Petnon be¬ 
kannt seien, zn bestätigen (Hofkanzlei-Oecret v. 24. Deo. 1829, Z. 39,528.). — Doch 
kann die in Rede stehende Erklärung von den Eltern auch in einer anderen gesetz- 
UMben tasA vsrbliidHchen Form abgegeben werden, in wotehem FaBe dbsek Deotnnent 
j iM s ar arehfare airfaubeiwahren, zugl«i<^> aber im Tauf buche bei den eii^fetragenen 
Taofaltte sich auf oasselhe zu berufen ist.“ (YeringJ . " ' ‘ 
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Diess voTMsgesetzt, findet nun mit RQckblick auf die Bestimmong des 
Atterböcbsten Cabinetssdireibens vom 18. Juli 1888, zufolge deren die darcb die 
nacbgefolgte Ebe legitimirten Kinder, welche zur Zeit ihrer Legitimation das 
siebente Jahr ihres Lebens nod> nicht fiberschritten haben, in Absichi auf reii' 
gifise Erziehung so behandelt werden sollen, als wSren sie ehelich geboren wor¬ 
den, dem Recurse des Carl H.gegen das auf die katholische Erziehung 

seines ausser der Ehe erzeugten Sohnes lautende Erkenntniss der Oedenburger 
k. k. Stattbaltereiabtbeilung vom 23. September 1857, Z. 20,786, in-sofeme keine 
Folge zu geben, als dieser Sohn als ein Glied der katholischen Kirche anzusehen 
und zu behandeln, sohin zu dem katholischen Schul- nnd Religionsunterrichte zu 
verhalten und zu den gottesdienstiicben Uebungen einer anderen Confession nidit 
zuzolassen sein wird. 

o) Ministerialerlass vom 28. Februar 1860, Z. 2248, 
an die Statthalterei in Mähren, 

betreffend die Tsofe und religiöse Erziehung eines aus einer mit Bevers geschlossenen 

Ehe stammenden Kindes. 

Es hat der helvetische Confessionsverwandte Sl.bei der Eingebung 

dmr Ehe mit der katholischen M.das von zwei Zeugen mitgefertigte ftei- 

willige Versprechen abgegeben, alle in dieser Ebe erzeugten Kinder in der katbo- 
tischen Religion zu erziehen, nnd ist von der geschehenen Abgabe dieses Ver¬ 
sprechens der Seelsorger des genannten evangelischen Confessionsverwandten in 
die Kenntniss gesetzt worden. Hiernach muss das vom 9. October 1838 von der 

katholischen Gattin des Sl.geborene männliche Kind als der katholischen 

Kirche angehOrig angesehen und behandelt, und da der genannte evangeliscbe 
Mtte an seinem erwähnten Versprechen wortbrOcbig gehandeR hat, nach Mass- 
gäbe der Bestimmungen des Decretes der bestandenen k. k. vereinigten Hofluinz- 
lei vom 8. Juli 1842, Z. 20,466, vorgegangen werden. 

ln wieweit die jenseitige Verffignng vom 20. September 1859, Z, 24,415, 
mit dem Grundsätze dieser gesetzlichen Vorschrift im Eiidüange steht, findet man 

der dagegen eiogebrachten Vorstellui^ des Sl.keine Eolge zu gdten. 

Was jedoch das von dem Olmfitzer ffirsterzbiscbMIicben Consistorium unter dem 
8. November 1858, Z. 6974, gestellte Begehren anbeiangt, dass das in Rede 

stehende Kind des Sl.nöthigenfalls auch zwangsweise behufs der Nach- 

tragung der katholiscben Taufeeremonien zu dem katholischen Pfarrer nach . . . 
gebracht werde, so kfimmt zu erinnern, dass es dem ffirsterzbischfifiicben Ordi- 
nviate von Olmfitz anbeimgestellt bleiben müsse, durch die in sanem Wirknngs- 
kr^e gel^enen Mittel auf die katholische Mutter einzuwirken, dass sie an ihrem 
katholisch zu erziehenden Kinde die Taufeeremonien naehtragen lasse, dass es 
aber nicht zulässig erscheint, die Vornahme derselben durch den Beistand der 
bfirgerlichen Zwangsgewalt zu bewerkstelligen* Hievon ist jedoch lediglidi das 
genannte ffirsterzbischfifiiche Ordinariat zur Wissenschaft und das .... Bezirks¬ 
amt zur Damadiacbtung in Kenntniss zu setzen. 

Da ferner aus den diessfliligen Veihandlungsakten ersichtlich wird, dass 
die Vorschrift des bezogenen Hofkanzleidecretes in sofeme nicht zur Vollziehung 

gdcommoi sei, als der Seelsorger des Sl.nicht gleich nach der Trauung 

dieses Mannes mit M.von dem eriangten Klndererziebungsreverse durch 

den Pfarrer der katholischen Braut in die Kenntniss gesetzt wurde, so bat die 
k. k..die Aunneritsandteit des fOrsterzbischfiflidien Ordinarigtes von Olmfitz 
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auf die bieraof bezügliche Anordnang des Hofkanzleidecretes vom 8. Joii 1849, 
Z. 20,466, zu dem Ende zu leaken, damit dieselbe dem katholischen Seelsorgs* 
kieros in Erinnerung gebracht werde. 

p) Ministerialerlass vom 19. Mai 1860, Z. 726t, 
an den FOrsterzbischof von Olmütz, 

betreffend die AnsfUhrung der Kindererziehungs-Reverse, im Falle des Uebertrittes des 
katholisohen Ebetbeiles za einer anderen ebristlichen Cpnfeesion. 

Auf die schützbare Zuschrift vom 12. Mai 1860, Z. 591, habe ich die Ehre 
zu erwiedern, dass die Österreichische Gesetzgebung von der Voraussetzung aus* 
geht, dass die Kinder in der Religion ihrer Eltern erzogen werden. FQr den Fall, 
als die Eltern in dem Religionsbekenntnisse nicht Obereinstimmen, sind hinsicht* 
lieh der Religion ihrer Kinder jtufolge $. 140. des allgemeinen bürgerlichen Ge¬ 
setzbuches die politischen Vorschriften massgebend. Zu diesen gehört die Be¬ 
stimmung der Allerhöchsten Entschliessung vom 9. Juni 1842, welche das, Ver¬ 
sprechen, das ein Protestant bei Eingebung einer Ehe mit einer Katholikin flrei- 
wiliig zur Erziehung aller in dieser Ehe erzt'Ugten Kinder in der katholischen 
Religion abgibt, als eine durch das-Gesetz nicht verbotene Handlung erklirt und, falls 
der protestantische Gatte an diesem Versprechen wortbrüchig bandelt, die politi¬ 
schen Behörden anweiset, ihn Ober die an sie gelangte Anzeige der bei der katho¬ 
lischen Erziehung des betrelTenden Kindes gesetzlich interessirten Personen zur 
Erfüllung der in Absicht auf den katholiscben Schul- und Religionsunterricht ein¬ 
gegangenen Verbindlichkeit zu verhalten. 

Die später angeregte Frage über die religiöse Erziehung der von zwei 
Ehegatten, deren einer bei der nach Abgabe eines Kindererziebungsreverses statt¬ 
gehabten Ehe.cchliessung katholisch war, aber während der Ehe einem nicht kalbo- 
lischen Religionsbekenntnisse sich zugewendet hat, erzeugten Kinder ist von der 
bestandenen vereinigten Hofkanzlei wiederholt dabin gelöst worden, dass zwischen 
den vor und nach dem Abfalle des katholischen Galten geborenen Kindern zu 
nnterscbelden komme. Me ersteren sind in Ansehung des von dem nicht-katholi¬ 
schen Vater gegebenen Kindererziehunsreverses nach Massgabe der Allerhöchsten 
Entschliessung vom 9. Juni 1842 katholisch zu erziehen, wogegen bezüglich der 
letzteren an dem Grundsätze festgefaallen wurde, dass zwei nicht-katholische 
Gatten ungeachtet des bei der Eingebung der ursprünglich gemischten Ehe abge¬ 
gebenen Kindererziebungsreverses nicht gehindert werden können, die von ihnen 
erzeugten, nach dem Abfalle des katholischen Ehetheils gebornen Kinder in ihrem 
Religionsbekenntnisse zu erziehen. 

In dieser Richtung sind mit den Hofdecreten vom 14. Jänner und 7. Oetd- 
ber 1847, Z. 40,837 und 31,374, mehrere Länderstellen zur Entscheidung vorge¬ 
kommener Eälle angewiesen und hiervon auch die k. k. Consistorien Augsburger 
und helvetischen Bekenntnisses in Wien verständiget worden. 

Die erwähnten Erklärungen der bestandenen vereinigten Hofkanzlei finden 
in dem Umstande ihre Begründung, dass überhaupt keine gesetzliche Vorschrift 
besteht, der zufolge zwei protestantische Ehegatten verhalten werden konnten, 
ihre Kinder der katholischen Kirche zur Taufe und Erziehung zu übergeben, auch 
nicht für den Fall, dass zur Zeit der Eheschliessung der Mann oder beide Ehe¬ 
gatten katholisch waren, folglich die katholische Erziehung aUer Kinder gesetzHdt 
gesichert schien. 

Eure .... werden es nicht in Abrede steilen, dass der katholische Gattb 
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aocb w«iiii er sieb bei der CbescbiiessoDg anf das Feierlicbste verpflichtet lifitte, 
in der katboliseben Kircbe za leben und zu sterben, nicht verhindert werden 
kOnne, von dieser Kirche abzufallen. Die weltliche Gewalt, welche selbst unter 
solchen Umständen den Abfall von der Kircbe als eine gesetzlich nicht verbotene 
Thatsacbe nicht verhindert, kann sich auch der Anerkennung des Umstandes nicht 
entziehen, dass durch diese Thatsacbe die Verhältnisse, unter denen der Reirers 
Ober die Kindererziehung ausgestellt war, eine Aenderung erlitten haben, von 
welcher die Frage sehr wesentlich berührt wird, in wie weit es gerechtfertiget 
und ausführbar erscheint, in' die innersten Familienverhäitnisse mit äusseren 
Zwangsmitteln einzngreifen und die Erfüllung des im Reverse gegebenen Ver« 
Sprechens zu erzwingen. 

Hierin kann der von Eurer .... hervorgehobene Umstand, dass in den 
in der OlmOtzer ErzdiOcese ausgestellten Kindererziehungsreversen (Re Eventuali¬ 
tät des Abfalles des katholischen Gatten berücksichtigt erscheint, nichts ändern, 
weil für die Behörden, deren zwangsweises Eingreifen in dieser AngeTegenhelt 
in Anspruch genommen wird, nicht der Wortlaut des Reverses, sondern dfe be¬ 
stehenden politischen Vorschriften massgebend sind, nach denen zu benrtheilen 
kömmt, in wieferne es die Regierung für zulässig erkennt, die Ober die Kinder- 
erziebung gegebenen Zusagen ausfOhren zu helfen. 

Als Oolche Vorschriften muss ich von mefnem Standpunkte die bezogenen, 
auch den nicht-katholischen Confessionen bekannt gewordenen Hofdecrete ansehen, 
von denen abzugehen ich mich um so weniger für berechtiget halte, als ich dio 
Ueberzeugung Eurer .... nicht theilen kann, dass diese Sache mit dem Artikel 
I. des Coheordates in Verbindung stehe, und die kirchlichen Vorschriften über die 
Gewährung der Dispensen von dem Eheverbote der Confessionsverschiedenheit 
nicht eine ausnahmslose, durch die Staatsgesetzgebung unter allen Umständen 
garantirte Gewissheit Ober die katholische Erziehung der Kinder aus gemischten 
Ehen, sondern eine moralische Sicherheit über die Erfüllung der gegebenen Zu¬ 
sage verlangen. 

q) tfinisteriälerlass vom $. August 1860, Z. 6644, ' 
an die Statthalterei ln Ungarn, 

betreffend die religiöse Erziehung des nnehelichen Kindes einer evangelischen Mutter 
^ und eines bekannten katbelischen Vaters. 

In Erledigung des Berichtes .... findet m«n der k. k.zu erölT- 

nen, da 3 s zufolge des Allerhöchsten Cabinetsschreibens vom 18. Juli 1838 unehe¬ 
liche Kinder in der Religion ihrer Mutter erzogen werden sollen. Dadurch ist 
aba die Bestimmung des Hofrescriptes vom 1. März 1816, Z. 2770, nicht berührt 
worden, welches dem bekannten katholischen Vater des mit einer nicht-katholi¬ 
schen Peison ausser der Ehe erzeugten Kindes das Recht einräumt, dasselbe in 
der katholischen Kirche taufen und katholisch erziehen zu lassen. 

Damit aber den Schwierigkeiten vorgebeugt werde, welche durch die 
Geltendiuachapg dieser Bestimmung herbeigefübrt werden könnten, ist darauf zu 
sehen, dass dieselbe wJder den Willen der nichtkatholischen Hutter nur dann zur 
Ausführung gebracht werde, wenn der ausserehelicbe Vater bei dem betreffenden 
katholischen Seelsorger vor zwei Zeugen die in dem Taufbuche anzumerkende 
Erklärung abgibt, dass er der Vater des unehelichen Kindes sei und dasselbe 
nach Massgahe des bezogenen Hofrescriptes in der katholischen Kirche getauft 
nndfkatholisch. erzogen wissen wolle. 
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Xcll la^e znm< Scblnsae meioer ZaMQamenstellnn^ der in Oester- 
reioh- geltenden gesetzlichen i^stimmungen über dib gemischten' Ehen, 
bevor ich auf die Prüfung der für BeiDehältung und für ÄbSndentng 
derselben geäusserten Ansichten und Gründe eingehe, noch (aus 
Schulte’s Schrift über die gemischten Ehen S. f.) die BeatiiU<- 
mung'en folgen über 

V. I)ie Lösung der gemischten Ehe. 

ffieiAber gelten folgende Sätze: 

1) Ekle als gemisohie d. .h. swiachea eener Iqatbnlischen und 
ebnet niehtkatholischen ehristli^en Persou geechluesene vollzogene 
Ehe ist üna!uflö,slich. A. B.. G. B. 111. Eheges. vom 8. Oci. 
18^6, §. ü7. Dies erlddet auch keine Ausnahme dadurch, „dass 
bei^ Theile in Eolge einer Aendetung des Eeligionsbekenutnisses 
ein^ nicht katholischen Kirche oder Religltmsgeeellsohaft zugethan 
sind.*' 

2) Eine Ehe, welche zwei nichtkalholische Christen abachlosseti, 
£e später katholisch wurden,, ist unauBösUch« weuugleieh beide wie¬ 
der den katholischen Glauben verlassen. Eheges. §.57. 

3) Eine Ehe, welche zwei nichtkatholische Christen geschlossen 
haben, von denen einer katholisch geworden ist, bleibt für den nicht- 
katholischen Theil auflösbar. Eheges. $. 66. 67. 

4) Sind beide Gatten einem niehtkatholischen Bekenntnisse zn- 
gethan, so können, wenn bei Eingehung der Ehe beide oder einer 
katholisch waren, oder beide später in die katholische Kirche eintraten 
nnd wieder austraten, Hindernisse der Gültigkeit, weloho .dem Korehenf- 
gesetze firemd sind» nicht geltend gomaebt werden. Eheges. 56. 
Dieser Satz ist nur eine Consequenz aus dem stü) Num. 1. und 2. 


yi. Geriehtsbarkeit in gemieelrteB Bhem 

Die positiven Vorschriften hierüber sind: 

1) Die Klage sowohl wegen Ungültigkeit als auch Scheidung 
von. -Tisch und Bett gehört vor das katholische Ehegericht, wenn die 
Ehe als ungemischt katholische oder als gemischte abgeschlossen 
wurde, so lange noch e i n Theil katholisch ist. ^ Eheges. §$. 43. 59. 

2} Die Ehesache gehört nicht vor das katholische Ehegericht, 
wenn eine als gemischte oder ungemischt katholische geschlossene 
Ehe durch Religionsänderung zur rein nichtkatholischen geworden ist. 
Ehegesetz §.56. 

3) Ist eine ursprünglich rein nichtkatholische Ehe durch ReÜ- 
gionsänderung zur gemischten geworden, so kann jeder Theil bei dem 
Eheg^clUc klagen, das für seine Glaubeusverwandten competent ist. 
Eheges. $.66. 

4) Hat in diesem Falle (unm. 3.) das katholische GerlcM di$ 

tebenslimg^ehe Beheidung oder die Scheidung auf unbestimmte Zmt 
erkänttt, so kann kn erstwi Falle der niehtkalholische Getto M^st, 
im letztem nadi Ablauf von drei Jmtam bei seimm Bluegiericbte. Ai 
Trennung des Ehebattdes nachsuehett. Ehegee. Mv 
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5) lat eine nraprOnglich nichtkatholiaclie ^a snr gemischten 
geworden, ao kann der nichtkatholiache Theil tot seinem Ehegerichte 
eine anf die Gesetze gestützte Nichtigkeitsklage anatellen, unter denen 
die Ehe zu Stande kun. Eheges. $. 44. 

6) In, diesem Falle kann der katholische vor seinem Gerichte 
nach dem Kirchenrechte klagen. Eheges. $. 45. 

7) Das katholische Ehegericht ist seit 1. Januar 1857 im gan¬ 
zen Kaiserstaate das betreffende kirchliche (Pat. vom 8. Oct. 1856, 
art L), das nichtkatholische für die nichtnnirten Griechen in Ungarn, 
Croatien, Slavonien, der Woiwodschaft, Serbien, dem Banate, eheÜGüls 
das kirchliche (Pat. vom 29. Nov. 1852 art. IIL), in Siebenhih^n 
für alle auch nichtkatholischen christlichen ConfessionM das kirchliche, 
in den übrigen Kronländem für die Nichtkatholischen das competente 
Civilgericht bis zu dem Momente, dass „nach Fesslellong des mate¬ 
riellen und formellen protestantischen Eherechtes und nach Kund¬ 
machung der Uebergangsbestimmnngen die Gerichtsbarkeit über ev«i- 
geüsche Eheangelegeuheiten ausschliessend von evangelischm Gerichts¬ 
behörden^ wird ansgettbt werden. Patent vom 8. April'^1861 $. 14. 

(Fortsetzung folgt.) 


Rechtsquellen und Rechtsentscheidungen. 

1* •estenvelds. 

1. Yorstellnng mehrerer österreichischer Bischöfe vom 
18. December 1862 an das k. k. Staatsministerium 

gegen den Ministerialerlass vom 31. Ai^ost 1802 Ober die StaatsconUolle bezOg; 
lieh der Verwaltang des KirchenvermOgens 0« 

Hockujoblgeborner Herr Staat$mini»ter I Oie ergebenst Unter- 
zdehneten erlauben sich die Aufinerksamkeit Eurer Exellenz auf eine 
Angel^enheit zu lenken, welche durch ihren Zusammenhang'mit Le¬ 
bensfragen eine Wichtigkeit erhSlt, die auf den ersten Blick ihr durch¬ 
aus nicht zu gebühren scheint. Die allerh. Entschliessung vom 3. 
October 1858 [im Archiv YII, 290 ff.] hat die Bedingungen aus¬ 
gesprochen, unter welchen die Yerfügungen der Bischöfe über das 
Pfründen- und Gotteshaus-Yermögen ids zu Recht bestehend erkannt 
und den Behörden die entsprechenden Weisungen ertheilt werden 
sollten. Es war diess das Endergebniss ■ von zehnjährigen Yerhand- 
langen und wiederholten gesetzlichen Bestimmungen, auf welche die 


1) Wir entnehmen dieses StUok^ 'wie die darauf folgende Antwort des Staats- 
ministerioms der Olmiitier Cons. Gurr. 1863. Kr. IV. Das OlmUtzer fürster»- 
bischdfl. Consistorinm bemerkt bei Mittheilung derselben, dass in Folge des Antwort- 
Schreibens des Staatsministerinms die mit der Cons. Gurr. I. v. J. 1860 fiir die Ers- 
dideese Olmttti erlassenen Normen Ober die Verwaltung des Kirchenvermögens, imi- 
besondere auch §. 51. derselben in Kraft bleiben. Wir erbteltoi zwar die Gons. 
Gurr. I. ▼. J. 1860, aber nicht die VerwaltuhgSTorsohriften und erlauben uns die Bitte 
um dwen gitflge nachbrOi^che Zusendung an die Eedaodon des Archirs: 

Prof. Vtfing zu Heidelberg. . 
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ergebenst Unto-zdchneten zuriickdeiiten mfieaen, iim die Angelegen¬ 
heit in das richtige Licht zu stellen. Wenn die Kirche das Rechft 
ha# Eigentham zn erwerben, so hat sie auch das Recht ^ ihr EigeaT 
thum zu verwalten. Wer ihr das Recht abspricht, das Kirchengjvt 
za verwalten^ der muss,'um folgerichtig zu sein, behaupten, dass es 
gar kein wahres und eigentliches Kirchengut gebe. Hieran hat die 
östmeichische Gesetzgebung niemals gedacht. Nach den Bewegungen 
des Jahres 1848 wurde durch die am 4. März 1849 erlassenen Yer- 
fassungsgesetze allen gesetzlich anerkaimten Kirchen- und Religions¬ 
gesellschaften, also vor Allem der katholischen Kirche der Besitz und 
Genuss ihrer für Cultus-Unterrichts- und Wohlthätigkeits-Zwecke be- 
stimtnten Anstalten und Stiftungen, und die selbstständige Ordnung 
und Verwaltung ihrer' Angelegenheiten zugesichert. Die Regierung 
Seiner Majestät fühlte die'Unmöglichkeit, die zahlreichen VerfUgungm, 
welche erforderlich waren, um die ausgesprochenen Grandsätze ins 
Leben einzuführen, im Wege gewöhnlicher Yerordnungdh zu treffen: 
denn wenn der Staat zwar die Selbstständigkeit der Kirche in Ord¬ 
nung und Verwaltung ihrer Angelegenheiten anerkennen, aber zugleich 
behaupten wollte, die Festsetzung der Rechte, welche die Kirche kraft 
ihrer Selbstständigkeit zu üben habe, stehe ihm allein zu, so wäre 
diess ein handgreiflicher Wid^spruch. Es wurden daher sämmtliche 
Erzbischöfe und Bischöfe von Oesterreichs zum deutschen Bunde ge¬ 
hörigen Ländern, dann von Galizien und Dalmatien zu einer Ver¬ 
sammlung eingeladen, auf welcher die Anwendung und Durchführung 
des Grundsatzes der kirchlichen Selbstständigkeit vorbereitet werden 
sollte, und sie folgten dem Rufe mit grösster Bereitwilligkeit. Die 
Wenigen, welchen es schlechthin unmöglich war, die Reise zu unter¬ 
nehmen, sandten Stellvertreter. Auch an mehrere ungarische Bischöfe 
erging eine Einladung, und trotz der gänzlichen Zerrüttung, welcher 
die östliche Hälfte des Reiches im Frühlinge 1849 preisgegeben -war, 
erschienen die damaligen Bischöfe von Fünfkirchen und Agram, die 
nunmehrigen Cardinäle von Gran und Agram. Während die Streif- 
schaaren der Insurgenten bis gegen Presburg drangen und am Rheine 
die Republik ausgerufen wurde, beriethen sich zu Wien die Bischöfe 
der verschiedensten Länder und Stämme in unerschütterlicher Ruhe 
und voller Eintracht über die kirchlichen Angelegenheiten, und die 
Thatsache ihrer Versammlung ermahnte zugleich Alle, welche die 
Verlegenheiten des KaisCrthums mit Schadenfreude betrachteten, dass 
es noch Ein Oesterreich gebe. 

Im Laufe dieser Verhandlungen wurden auch über die Verwal¬ 
tung des Kirchenvermögens umfassende Erklärungen gegeben und die 
Veränderungen bezeichnet, welche in der bisherigen Ordnung der 
Dinge vergehen müssten, wenn die selbstständige Verwaltung des 
Kirchen Vermögens nicht ein leeres Wort bleiben solle. Die ■ Aus¬ 
führung schritt langsam vorwärts: denn gross war die Menge Dessra, 
was die Regierung zu ordnen und zu gestalten unternahm; aber me 
Anerkennung des Grundsatzes wurde niemals in Frage gestellt, son¬ 
dern bei jeder Gelegenheit bestätigt. Die am 31. December 1851 
verfügten Aenderungen übten auf die der Kirche ertbeilten Zusicher- 

ZnU? Ar KinbmnAt. X. . H 
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üngeii keinen Einfläss: denn der ganze Inhalt des zweiten Artikels 
der Verfassung vom 4. März 1849 wurde ausdrücklidi in Kraft er¬ 
halten. Die Vereinbarung mit dem heiligen Stuhle, durch welche 
sowohl die Selbstständigkeit, der österreichischen Kirche, als auch die 
Berücksichtigungen, welche der Staat in Ansptueh nahm, auf den 
festen Cimnd eines Vertrages gestellt wurden, liees natibrlich die Ver¬ 
waltung des Kirchenvermögens unberücksichtigt; sie ging jedoch in 
keiner Beziehung Über das längst Anerkannte und Zugesicherte hinaus. 
Es würde im dreissigsten Artikel festgesetzt, die Verwaltung des Kir- 
0 chenvermögens solle von Jenen geführt werden, welchen sie nach dem 
Kirchengesetze zusteht; allein wenn die Verwaltung des EJrehengutos 
zu den kirchlichen Angelegenhdten gehört, so versteht es sich voll 
selbst, dass die Kirchengesetze dabei -massgebend sein iMsseR. Wer 
diess anstritte, würde der Kirche nicht einmal so viel Recht zuge- 
stehen, als jeder Eisenbahngesellschaft eingeräumt ist. Als daher im 
Jahre 1856 *d!e Erzbischöfe und Bischöfe des ganzen Kaiserthnmes 
sich versammelten, um die Ausführung des Concordates zu berathen, 
sahen sie mit vollem Rechte die kirchliche Verwaltung des Kirchen¬ 
gutes als festgestellt an. Sie legten also im Einklänge mit den Be¬ 
schlüssen, Welche die im Jahre 1849 gehaltene Versammlung gefasst 
hatte, die Grundsätze dar, nach welchen sie die Verwaltung des 
Pfründen- und Gotteshaus-Vermögens zu leiten gedächte« und ersuch¬ 
ten, CS möchten an die Behörden darüber die nöthigen Weisungen 
erlassen werden. In Betreff der Erhaltung des Stammvermögens der 
Kirche ist der Staatsgewalt Alles, was sie wünschen kann, gewährt: 
denn kraft des Concordates kann das Kirchenvermögen ohne die Zn- 
stimmuhg Seiner Majestät weder veräussert noch mit einer betritcht- 
lichen Last beschwert Werden. Allein der ‘Staat hat unstreitig auch 
ein Interesse daran, dass das Vermögen der zahlreichen Kfrohen, 
welche dem Patronate des Landesfürsten oder öffentlicher Fonde un- 
telrstehen, mit Einsicht verwaltet und das sich ei-gebende Jahresein¬ 
kommen zweckmässig verwendet werde. Daher wurde für die Patrmie 
äüf die Verwaltung des GötteShaus-Vermögens so viel Einfluss ln 
Anspruch genommen , als mit dem Grundsätze selhststäudiger hirch- 
licher Vermögens-Verwaltung irgendwie verträglich ist und Niemand, 
welcher die einzelnen Punkte ruhig und sachkundig erwägt, wird iw 
Abrede stellen, dass der als Bedingung gesetzte Einfltuss vollkoimaoeö 
hinreicht, um auf eine zweckmässige Gebahrung mit dem Gotteshaus- 
Vermögen erfolgreich einzuwirken. Sänrmtliche Erzbischöfe Und Bi*- 
schöfe der Länder, für welche die allerhöchste Entschliessuug vom 
3. October 1858 [im Archiv VH, ^290 ff.] ergingen ist, haben ihre 
Verfügungen dem Ministerium vorgelegt; das Ministerium hat aner¬ 
kannt, dass durch ihre Verfügungen die gestellten Bedingungen ee- 
füllt seien und die Weisungen, welche zu Ausführung derselben noth- 
wendig sind, an die Behörden erlassen; auch ist überall mit Aus- 
lialime der Kirchen-ProvinZ Prag, w^ die den Behörden bereits -er- 
theilten Weisungen wieder eingestdlt wurden, und der Kkclienprovin- 
ien Lemberg, wo vorerst die Scheidung des Pfründen- und Gottea- 
haus-Vermögens Vollzogen wezden muss , die k^ch^che VerwaitoBg 
, dis Gotteshl^-Vermögenft in’s Leben getreten. 



4. Bipclidfe v. Dee. 1M2 («gen d. ^.'Erl v. i). Ang. 

. 80 laogOQ V^l^i)dlm\gen uu4 ngcli4ßin 4*^ den 

Wdnachen der kai^erUchen Begieri^^ und d^r bi^keri^U ^ 

viel eingergumt hatten als olm« den Grundsatz aufgugeb«n n^ögiicb if^gr, 
kannte man niit gutem Grqnde hofiEpn, dass die Sacke endlick einma) 
sWIt Schlüsse gekommen sei nud di? Vwwaltung 4?^ Gottea^us- 
Yermögeus nach jenen Bestimmungen > welch? die I^ginrung Seiner 
lllfdeätät ausdrücklich als zu Bscht bestehend erkannt hat, ung?stürt 
vor sich geben werde. Die Unterzeichneten können daher Euer £x- 
cellenz nicht verhehlen, dass sie den Erlass des k. k. Steatsministe- 
rinms vom 31. August 1. J. mit Bedauern erhalten h?i^?n- DurcA 
<h*e allerh. EnUchliesaung vom 3 . October 1858 wird verlangt, dugs 
fjondeshthorden jährlich ein Auszug am den Ißrchenr^phnigugen 
vorgelegt und die allfäl^ge Vermehrung oder Yermit^derung d^s 
Pfründen- und Gotteshaus- Vermögens ersichtlich gemacht werde. Die 
PischÖfe haben diess in ihre Anordnungen über die Verwaltung des 
Kirchenvermögens auf genommen und die Regierung Seiner Majestät 
hat es als vollkommen hinreichend anerkannt und zwar nicht nt*r 
in frifherer Zeit, sondern auch im December v. J. als die Anord¬ 
nungen, welche der Metropolit und die Bischöfe der Kirchenprovinz 
Prag, getrpffen hatten^), die Beistimmung des k. ft. Staatsministe- 
riums erhielten und den Landesbehörden mit den erfor^licfien Wei¬ 
sungen zugesandt vmrden. Es sinf, attch diese Vorlagen vollkom¬ 
men hinreichend. Von solchen Pfarren, welche einem landesfürst- 
lichen oder Fonds-PatroncUf nicht unterstehen, wurde niemals mp^r 
verlangt als ein Auszug der Jahresrechnung. aber dip lanjep- 

fvrstlichen und Eonds-^atronate betrifft, so ißt ja dem Patronats- 
Cofnmissär alle Gelegenheit geboten, sich von dpn Zuständen der 
Verwaltung und der Richtigkeit der darüber gelegten Rechnung dip 
gpnouestc Kenntnis» W verschaffen. Hat er ^eit n°d Geduld dazu, 
so kann er gllen Sitzungen der ^rchenvermÖgensvc)rw^ltung l^iwohi^en 
und somit auch bei Aufnahme 4?^ Jahresrechnung gegenwärtig sein* 
Ist diess nmht (der jPall, so werden ihm all? Gegenstände von einiger 
Bedeutung und insbesondere die J^rcheprcchnung sammt Beilagen zu 
dem Zwecke mitgetheilt, damit er darüber seine schriftliche Aeusse- 
rung gebe. Wenfi er also der Sache einige Aufmerksamkeit tr^dmet, 
so könnmi ihm grobe Verstpsse unmöglich entgehen und eben so fre* 
n^ könnte es ihm verborgen bleiben^ wenn der Auszug ungenau ab- 
gn^eaat würde und keine getreu? Darstellung der Reohuui^gsargebnisae 


1) Ygl. die Vorsobriften vosa 24.5eptamb«r 12?0 über Verwaltung des Kirchen- 
Yei^ögeiM in der bö]imi8<die& Kirchenpri^rins im Archiv VIIL, 310—833., daf ober- 
hirüiehe Schreiben des Cardinal-Fürstersbischofs von Prag vom 33« December 1^1 im 
Ar 9 hiV YII., 460—467., und den Vollzngserlass des filrsterzbisohöfi. Consistodunui 
zu Prag vom 27. December 1861 im Archiv Vm., 148—152. Die weiteren densel¬ 
ben Gegenstand betreffenden Erlasse des Prager fursterzbisohofl. Consistorimns Tom 
6. und 12. Februar und vom 4; JuM und 24. December 1862, sowie die einschUlgigeQ 
Et'li^se der übrigen hoohw» bisehöttohen Ordinariate Oesterreichs, mit deren Ab^uek 
wir zum;Theil schon längere Zeit wegen Mangel an Baum Im BUcCstai^de aiad, 
den wir, soweit dieselben uns zngesandt itiiid, de m näc h st nackteagepi« ^an vgl. auch 
juaemie ZusammensMlang tm ^krehiv yn«, 2^ ff. iQP* B*} 
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enthielte oder wenn die Erhöhung oder Verminderung des Gotteshaus¬ 
vermögens unrichtig angegeben wäre. Dennoch wird durch den Er- 
lass vom 31. August l. J. den Vorstehern sämmtlicher Pfarr- und 
Filialkirchen vorgeschrieben, statt des Bechnungsauszuges ein nicht 
documentirtes Bechnungs-Duplicat vorzulegen, und die den Controlls- 
behörden erlheilten Anweisungen, welche mehreren Bischöfen zuge- 
Joommen sind, scheinen die Absicht vorauszusetzen, die Verwaltung 
des gesammten Gotteshausvermögens einer in’s Einzelne gehenden 
Controlle zu unterwerfen. 

Diese' Aenderung des bereits Festgesetzten kann in keiner Hin¬ 
sicht als eine gleichgiltige bezeichnet werden. Was den Umstand 
hetrifGt, dass statt des Rechnungsauszuges eine Abschrift der Rech¬ 
nung verlangt wird, so ist diess, an sich betrachtet, allerdings leine 
Sache von grosser Bedeutung; indessen darf doch die Belästigung, 
welche den Seelsorgern daraus erwächst,' nicht so gering angeschlagen 
werden. Die Seelsorger sind ohnehin mit Berichten, Ausweisen und 
Tabellen überhäuft. Derlei kleine doch regelmässig wiederkehrende 
Belästigungen machen auf den Menschen nicht immer den Eindruck 
einer j^einigkeit. Zudem ist die Vermehrung der Arbeit, welche 
durch das Rechnnngs-Duplicat herbeigeführt wird, in vielen Fällen 
keine unbedeutende, sondern eine sehr empfindliche. Auch kömmt 
sie den Seelsorgern ganz unerwartet, und ist für jene, welche einem 
landesfürstlichen oder Fonds-Patronate nicht unterstehen, etwas völlig 
Neues und Unerhörtes. Die verlangten Abschriften werden aber un¬ 
nütz sein oder es müsste eine Vervielfältigung der Geschäfte ein- 
treten, bei welcher die angewandte Mühe zu den geringen Vortheilen, 
welche sich in seltenen Fällen etwa ergeben können, in gar keinem 
Verhältnisse stünde. Wären die Rechnungen von den Kirchenvor¬ 
stehern nach Beseitigung der Anstände, die der Patronatscommissär 
etwa erhöbe, zu Stande gebracht, von dem Dechant begutachtet, 
und von der bischöflichen Buchhaltung geprüft und von dem Ordi¬ 
nariate gutgeheissen, so begänne die Sache bei den landesfürstlichen 
Controllsbehörden von- Neuem und die Geschäfte derselben würden 
sich verdoppeln, weil sie früher bloss die Kirchen des landesfürstlichen 
und Fonds-Patronates betrafen. Die Schattenseiten des künstlichen 
Gebäudes der österreichischen Verwaltung sind oft genug herausge¬ 
hoben und nicht selten übertiüeben worden: es ist aber unläugbar, 
dass durch ein Uebermass von Formalitäten und Controllen Zeit und 
Kraft verschwendet wurden und die Vorsichtsmassregeln eben in Folge “ 
ihrer Anhäufung die beabsichtigte Wirkung grossentheils verfehlten. 
Sollte'die Regierung Seiner Majestät beabsichtigen, die Verwaltung 
des ^rotteshausvermögens nach einem kurzen Zwischenräume einfacherer 
und vollkommen genügender Formen, noch weitläufiger und schwer¬ 
fälliger zu machen, als sie früher war? Ist diess nicht der Fall, so 
werden die Rechnungs-Abschriften sich als überflüssig erweisen. 

Ueberdiess erhält die Angelegenheit durch die Eigenthümlichkeit 
der Sachlage eine Bedeutung, welche ihr sonst allerdings fremd wäre. 

Die künstlich -angelegten Wühlereien, durch welche man die 
katholische Kirche angreift, sind allbekannt. Es ist diess der Gang 
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der Dinge, aeit die'Revolution zum Handwerke geworden ist. Man 
beginnt mit Religion und Kirche, und weiss sehr wohl, was man thut. 
Ist die Achtung vor einer höheren Welt und ihren Gesetzen bis auf 
einen gewissen Grad erschüttert, so ist der Wallbmch geöffnet und 
man kann ohne sonderliche Gefahr die Hand an den Thron legen. 
Concordat heisst das Schlagwort, mit welchem man für den Augen¬ 
blick hanthirt; es gilt aber der Kirche, es gilt dem Christenthume. 
Natürlich werden alle Interessen und Leidenschaften zu Hilfe gerufen, 
und alle Lügen, welche den Erfolg der Verhetzungen fördern können, 
mit Gewandtheit ausgebeutet. In diesem Sinne bemüht man sich seit 
zwei Jahren, die Veränderungen in der Verwaltung des Kirchenveir- 
mögens, auf deren Ausgangspunkt und Berechtigung bereits hinge- 
deutet wurde, in ein falsches Licht zu stellen und alle dabei Bethei¬ 
ligten aufzureizen. Dass daran die Freundschaft für die Patrone einen 
Antheil habe, wird wohl kein Urtheilsfähiger glauben; diese gehören 
ja fast alle einem Stande an, welchen die Bewegung niemals unter 
ihre Schoosskinder gezählt hat. Mcm will in dem (^oncordate eine 
Lück^ machen; wo und wie es gelingt, ist gleichgiltig. Aus diesen 
offenkundigen Bestrebungen ergibt sich ein besonderer Grund, den 
Erlass vom 31. August zu bedauern. Es wird durch denselben über 
die Bedingungen hinausgegangen, welche die ällerh. Entschliessung 
vom 3. October 1858 festgesetzt hat und nach deren Erfüllung die 
bischöflichen Anordnungen über die Verwaltung des Kirchenvermö¬ 
gens von der Regierung Seiner Majestät ausdrücklich als zu Recht 
bestehend sind anerkannt worden; auch ist die beigefügte Bestim¬ 
mung auf eine Controlle berechnet, durch deren folgerechte Dur ehr- 
führung die so oft verheissene und anerkannte Selbstständigkeit der' 
kirchlichen Vermögensverwaltung thatsächlich aufgehoben würde. Die 
ergebenst Unterzeichneten sind weit entfernt zu besorgen, dass dieser 
Verfügung die Ansicht zu Grunde liege, als seien die Gesetze und 
Verträge, welche der Kirche zu Gute kommen, nichts in voller Rechts¬ 
kraft Bestehendes, sondern in so weit sie bestimmend in’s Leben ein- 
treten, stets von dem Ermessen der Verwaltungsbehörden abhängig. 
Aber jene Parteien, die keinen Umstand übersehen, welcher zum He¬ 
bel der Verhetzung brauchbar ist, könnten den Vorgang in diesem 
Sinne deuten, ohne dass man zu behaupten vermöchte, sie hätten, 
wie es ihnen sonst oft genug begegnet, damit etwas Widersinniges, 
gesagt. Diess reichet weit über die nächste um Abschriften sich 
drehende Frage, weit über die ganze Angelegenheit der Vermögens¬ 
verwaltung hinaus und ist der vornehmste Grund, welcher die Unter¬ 
zeichneten bestimmt hat, sich an Euer Excellenz zu wenden. 

Wenn die Staatsgewalt beiträgt, dass das Gotteshaus-Vermögen 
sorgsam und zweckmässig verwaltet werde, so können die Bischöfe 
ihr dafür nur dankbar sein. Am kürzesten und wirksamsten wird 
diess durch einen wohlwollenden und verständigen Patronats-Commissär 
geschehen, dessen Bemerkungen fast immer bei dem Kirdienvorsteher, 
gewiss aber bei dem Bischöfe eine gerechte Würdigung finden werden. 
In dem Erlasse vom 31. August 1. J. wird die Notwendigkeit eines 
Rechnungs-Duplicates aus döm Umstande hergeleitet, für den 


isfe Oest erreieb: Erlass dte k. k. Staatsministerioms vom tO. Felnuaar 1^93. 

Biechnuii^atidstig ein allgeinein anwendbares Formular sich sch#er 
vörkeichnen lasse. Hingegen muss man den Umstand in Erinnerung 
bringen, dass ja Rechntingsauszüge für die k. k. ControllsbehSrden 
nichts Nbues S^nd. Seit diese überhaupt mit Kirchenrechnungen aich 
be'IhsBen, haben sie dieselben Von Gotteshäusern, welche keinem lan- 
desfiirstlichen oder Fonds-Patronate unterstehen, niemals andets als 
im iküsziige erhalten. Es liegt habe, die Form dieser längst bekahtt- 
ten ünd niemals beanständeten Auszüge auch auf die Rechnungen der 
Stehen aniüWenden, über tfrelche der Landesfürst oder ein üfientlicher 
Fond das Patronatsrecht übt. Wird einige Erweiterung gewünscht, 
so weiten dfe Bischöfe dazu bereitwillig die Hand bieten. Es han¬ 
delt sich nut danim, dass die Vorlage das bleibe, was sie nach der 
alleth. Entschliessung sein soll, nämlich ein Pechnungsauskug. Die 
er^benst ünteraeichneten stellen an Euer Excellenz das Ersuchen, 
die Öaehe in dieser Weise beizUlegen ünd erneuern kn^leich den Aus¬ 
druck ihrer Vollkommensten Verehrung. 

^ien, am 18. December 186t. 

J^riedrich Caräinal Schwarzenberg, Fürst-Erzbischof vorf Prag. 

— Joseph O^mar Cardinal Fürst-Erzbischof von Wien. 

— Maximilian <^öseph von Tamöczy, Fürst-^Jrzbischof von Salzburg. 

— Triedrich Landgraf v. Fürstenberg, Pürst-Erzbischof von Olmfltz. 

— Gregor Sxpmonowicz^ Erzbischof von Lemberg (arm. Rit.) ■ — Franz 
Xcever von Wierzchleyshi, Erzbischof von Lemberg (lat. Rit.) — Gre- 
gor Freiherr von Jachinmvicz, Erzbischof von Lemberg (griech. Rit.) 

— Johann 'Valerian Jirsih, Bischof von Bndweis. — Franz Joseph 
Itudigier, Bischof von Linz. — Ottokar Maria, Graf von Aiterns, 
Fürst-Bischof von Seckau. — Fenedict von Ficcabona, Fürst-Bischof 
von Vrient. — Vincenz Gasser,, Fürst-Bischof von Brixen. — Georg 
Dohrilg, Bischof von Parenzo-Pola. — Bartholomäus Widmer, Fürst- 
Bischof von Laibach. — Spiridion Litwinoioiez , Bischof von Canata 
'und 'GeneralVicar von Lemberg (griech. Rit.). 

2. Erlass des k. k^ Staatsministerinms vom 10. Febr. 1863 

lüs Mttw&n eur .<üe vorstehende l^abe ,der fitsohtife vom l'S becember t86S 
nebst der betreffenden Kondmachung der k. k. Statthalterei von Mähren vom 
28. Febriiar 1863 an den FOrsterzbischof von OlmOtz. 

Ekfchgebffmer Hoehwürdigster Fürst-Erzbischof! Das k. k. 
Staataiainlatermm hat unterm. 10. v. Mts. i) Z. 1135/21 0. U. I^ch- 
stebendea anher zu eröfinen geruht. 

Durch den hierämtjichen Erlass vom 31. August 1862 Z. 6500 
C. U. sind die mit der Obersten-RechanngSTContre^s-Behörde verein¬ 
barten Modalitäten vorgezdehnet worden, unter denen das in der 

1) £8 inoss wohl heissen: 10. Februar, d. h. also; d. M. Vgl. den wten fol- 
. ‘erlass des Wiener fUrsterlMSehön. Consist. vom 96. Mitrz 1863 über dedi^en 

«tngenstaad.. .And) die St. P öl teuer Co ns. Curr. 1863. Nr. 6. sub IV. theilt den 
Inhalt dieses Ministerialerlasses mit dem Bemerken mit, dass darnach die Bestim- 
•mniigen des 56. d'w Coiis. Curr. 10. vom, Jahre 1860 über die Verwaltmig des Eir- 
dienvermSgetts in Hraft blefben. AuoU im Sstlnbeirger Verordnu-Bl 1668. V. 
Sttb 2(k nnd im Brixener Biöo.rBl. 1868. IV. Stück sub 12. liegen bereits betref¬ 
fende BekaoxUaumUimj^ Üdr tOrÜläSrikte vor. (1>. B.) 
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allerh. Entschlifissuqg vom 3. October 1858 vorbehaltene Recht der 
Staatsverwaltung, sich von der ungeschmälerten Erhaltung der Sub¬ 
stanz des Kirchengutes die Ueberzeugung zu verschaffen, geüht werden 
soll. Behufs dessen wurde von den bischöflichen Ordinariaten die 
Einleitung in Anspruch genommen, dass in jedem Jahre von sännnt- 
lichen Pfarr- und Filialkirchen ohne Unterschied des Patronates ein 
sicht documentirtes Duplicat der Eirchenrechnnng des Vorjahres, dann 
ein der Form dieser Rechnung entsprechender Auswds über die im 
Vorjidhre vorgefallene Vermehrung oder Verminderung der Substanz 
des freien und belasteten Kirchenvermögens und Pfründengutes unter 
Anschluss der ungestempelten Abschriften jener Urkunden über die 
im Vorjahre zu Gunsten der betreffenden Kirche oder Pfründe erriich- 
teten Stiftungen an die k. k. Landes - Staatsbuchhaltung, beziehut^s- 
- weise Staatsbnchhaltungs-Abtheilung gelange, wobei dis Amtshandlungen 
angedeutet worden sind, welche die genannte k. k. ControllsbehördMi 
bezüglich dieser Nachweise theils zur Gewinnung der erwähnten Ueber¬ 
zeugung, theills in Folge der durch die bezogene a. h. Entschliesaung 
dem Patronate der Kirchen und Pfründen eingeräumten Einflussnahme 
auf die' Verwaltung des Kirchen- und Pfründengutes vorzunehmen 
haben. 

Diese ganz und gar im Sinne der a. h. Entschliessung vom 
3^. October 1858 gehaltenen Verfügungen haben mehrseitige Einwen¬ 
dungen hervorgerufen, von denen das k. k. Staatsministerium nur jene 
als beachtenswerth anzuerkennen vermag, die auf dem Wortlaute der 
bezogenen a. h. Elntschliessnng fussend eine Ueberbürdung der Kirchen¬ 
vermögens-Verwaltungen mit Schreibgeschäften besorgt, wenn diese 
verhalten werden, statt eines Auszuges der jährlichen Kfrchenrechnung 
ein vollständiges Rechnungsduplicat zum Amtsgebrauche der k. k. 
Contnollsbehöiden zu verfassen. 

Da es der kaiserlichen Regiecung darum zu thun ist, jn allen 
Dichtungen die thunlichste Vereinfachung anzubahnen, so ist mit der 
Obersten-Rechnungs-Controll-Behörde das Uebereinkommen getroffen 
worden, in Hinkimft zum Zwecke der Prüfung des unversehrten Be¬ 
standes des Stammvermögens der Barchen und kirchlichen Pfründen 
von den Verwaltungen dieses Vermögens, statt der in dem Eingangs 
bezogenen Erlasse angedeuteten Rechnungs-Duplicate nur einfache 
Rcchnungsextracte in Anspzuch zu nehmen. Nadidem jedoch, 
wie bereits in dem mehr erwähnten Erlasse bemerkt wurde, für diftse 
Rechnungsextracte ein allgemein anwendbares Fonnnlar nicht yorge- 
zeichnet werden kann, so muss es nach dem weiteren Inhalte der mit 
der Obersten-Rechnungs-Controlls-Behörde getroffenen Vereinbarung den 
betreffenden Rechuungs-Controlk-Behörden unbenommen bleiben, die 
an sie gelangenden, nach dem Ermessen der bischöflichen Ordinariate 
verfassten Rechnungsextracte, deren Form oder Inhalt den Zweck der 
in Rede stehenden Prüfung nicht erreichen lassen, der politischen 
Landesbehörde unter Andeutung der erforderlichen Verbesserungen 
vorzulegen, damit diese Behörde die Einsendung entsprechender Vor¬ 
lagen erziele. 

Hievon ist den bischöflichen Ordinariaten zur weiteren beUehW^Q 
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Veranlassnng mit dem Beifügen die Mittheilung zu machen, dass die 
landesfürstlichen Controllsbehörden bei der Benrtheilung der Form, 
wie auch bei der Prüfung des Inhaltes der Rechnungsextracte den 
dnrch die a. h. Entschliessung vom 3. October 1858 vorgezeichneten 
Standpunkt einnehmen, sonach die Coutrolle der Verwaltung des kirch¬ 
lichen Gotteshansvermögens nur in der Richtung pflegen werden, dass sie 
sich überzeugen, ob.die Vermögensubstanz etwa ohne gesetz¬ 
liche Bewilligung belastet oder vermindert worden sei, 
dann ob eine Vermehrung dieser Substanz stattgefunden 
habe, die' sowohl bei zugewachsenen Stiftungen, als 
auch bei anderen Erwerbungen mittelst ungestempelter 
Abschriften der betreffenden Urkunden nachzuweisen 
kömmt. 

Was endlich die Bestimmung des hierämtlichen Erlasses vom 
31. August 1862, Z, 8500 C. U, anbelangt, welche die Prüfung der 
Rechnungen von Kirchen des landesfürstlichen, dann des auf 
dem Religions- oder Studienfonde beruhenden Patronates 
betreffen, so widerstreiten dieselben ebenso wenig dem Inhalte der a. h. 
Entschliessnng vom 3. Oct. 1858 als sie die den bischöflichen Ordinaria¬ 
ten zustehenden Berechtigungen berühren, doch verkennt man nicht, dass 
die auf Grund der dem Patronate gewährten Rechte yorzunehmende 
Prüfung der erwähnten Rechnungen mehr Sache der Patronatscom- 
missäre, als der landesfur^itlichen Rechnungscontrolls Behörden ist, wor- 
nach die letzteren die ihnen durch den mehrerwähnten hierämtlichen 
Erlass in dieser Richtung vorgezeichneten Functionen nur dort zu 
üben haben werden, wo die Bestimmungen der a. h. Entschliessung 
vom 3. October 1858 in Betreff der den Patronen zugesicherteii Ein¬ 
flussnahme auf‘die kirchliche Vermögensverwaltung zwar bereits ein¬ 
geführt, aber für die oben bezeichneten Patronate Commissäre nüt der 
Anweisung des in dem hierämtlichen Erlasse vom 31. August 1862, 
Z. 8500 C. U. besprochenen Wirkungskreises noch nicht bestellt sind. 

Die Statthalterei beehrt sich von dieser hohen Anordnung Euer 
fürstlichen Gnaden mit dem dienstböflichen Bemerken in Kenntniss 
zu setzen, dass hiedurch die mit dem hierortigen Schreiben vom 24. 
October v. J. Z. 24960 angesuchten Verfügungen modificirt werden, 
und dass man, insoferne hiedurch in der für die Repräsentanten der 
landesfürstlichen Patronate bestehenden Instruction eine 'entsprecbmide 
Modification sich als nothwendig darstellen sollte, seiner Zeit die MH- 
theilnng machen mrd. 

Genehmigen Euer fürstlichen Gnaden den Ausdruck meiner aus¬ 
gezeichnetsten Hochachtung mit der ich die Ehre habe, zu verharren. 

Brünn, am 28. Februar 1863. 

Euer fürstlichen Gnaden erj^ebenster Diener. 

Für den Statthalter: Metzbu/rg. 

Auu. d. Red. Dm Wiener Diöc.-Bl. 1863. Nr. 19 f. enthält nunmehr 
nneh eine Instruction für die laude-sfurstlichen Patrountscommissäre, 
als welche die k. k. Bezirksämter bestellt sind. Dieselbe folgt im nächsten Hefte des 
Archivs. Die vereinbarten Normen über die Staatscontrolle in Betreff des Vermögens 
der Kirchen öffentlichen Patronates sind auch bereits verkündet in dem Salzburger 
fürsterzbischöfl. Verordnungs-Blatt 1863. V. sub. und im Brixeuer 
Diöc.-BI. 1863. IV. Staek sab 20, 



Wiäi. f. e. b. CtDs. 26. Min tMt: Kirdi.^Ritin.«folr. f. d. k. k. Contr.-Bcdi. 160 

3. Erlastt des fiirsteribischöfl. Cousistoriums zu Wien 

vom 26. März 1863, 

fiber die Kirchenrecbnungsextracte zum Amtsgebraucbe 4er k. k. ControUsbebOrdmi. 

(Aus dem Wiener Diöcesan-Blatt 1863. Nr. 9.) 

Mit der f. e. Consistorisl-Currende Nr. 9. vom Jahr 1862 [im 
Archiv IX, 449 ff.] sind den f. e. Kirchen Vermögensverwaltungen 
die Modalitäten dargelegt worden, auf welche sie bei der Gebahrung 
mit dem Gotteshausvermögen, dann bei der Abfassung und Vorlage 
der Eirchenrechnungen ihr'Augenmerk richten sollen, wobei insbeson¬ 
dere hervorgehoben wurde, was zu geschehen habe, um der kaiser¬ 
lichen Regierung und den Kirchenpatronen die Ausübung 
jener Befugnisse zu ermögUchen, welche denselben durch die aller¬ 
höchste Entschliessung vom 3. October 1858 Vorbehalten sind und 
in den Bestimmungen des Proviucial-Coiiciliums (Tit. VII. cap. VI.) 
ihren Ausdruck gefunden haben. 

Die bezogene allerhöchste Entschliessung verlangte, dass bei 
der Verwaltung des Kirchenvermögens das landesfUrstliche, die Be¬ 
wahrung dieses Vermögens betreffende Recht gesichert bleibe, zu 
welchem Behufe den kaiserlichen Landesbehörden ein Auszug der 
jäh rlichen Kirchenrechnungen vorzulegen, die allfällige 
Vermehrung oder Verminderung des Gotteshaus- und 
Pfründen Vermögens ersichtlich zu machen und bei Stiftungen, 
weldie EU Gunsten von Kirchen oder Pfründen gemacht werden, ein 
ungestempeltes Exemplar der Urkunde einzusenden ist. 

Zur Ausführung dieser Bestimmung hatte das k. k. Staatsmini- 
stmrium für angemessen befunden, mit dem Erlasse vom 31.'August 
186^, Z. 8500 C. U., anzuordnen, dass die Vorsteher säramtlicher 
Pfarr- und Filialkirchen, ohne Unterschied des Patrmiates, dem sie 
unterstehen, der an ihre kirchliche Diöcesanbehörde vorzulegenden 
documentirten Jahresrechnung über die Verwaltung des freien und 
belasteten Kirchenvermögens statt des oben angedeuteten Auszuges, 
für welchen ein allgemein anwendbares Formular sich schwer vor¬ 
zeichnen lässt, ein nicht documentirtes Rechnungs-Duplicat anschlies- 
sen, desgleichen mit der erwähnten Jahresrechnnng einen der Form 
dar Kirchenrechnung entsprechenden Ausweis über die im Laufe des 
Verwaltungsjahres vorgefallene Vermehrung oder Verminderung der 
Substanz des freien und belasteten Kirchenvermögens und Pfründen- 
gutes, dann die ungestempelten Abschriften jener von dem bischöflichen 
Ordinariate genehmigten Urkunden an die erwähnte Diöcesanbehörde 
einsenden, welche während des Verwaltungsjahres über die zu Gun¬ 
sten der betreffenden Kirche oder Pfründe errichteten Stiftungen zu 
Stande gekommen sind. 

In dem bezogenen Ministerialerlasse war zugleich angedeutet, 
dass tfese Rechnungsduplicate, Veränderungsausweise und Stiftsbrief¬ 
abschriften zur Vorlage an die k. k. Landes-Staatsbuchhaltungen be¬ 
stimmt sind, welche daraus in Uebung des oben bezeicluieten landes¬ 
fürstlichen lichtes die Ueherzeugung schöpfen sollen, ob das Stamm¬ 
vermögen detr Gotteshlinser und kirohUchen Pfründen unyeraelirt 
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eriialten, vorgekoritanene Vern^lgensveriMlnnihgein ri<^ig efaigdsteUt 
und fruchtbar gemacht worden sind, dann, ob keine unbefugte Ver- 
äteserung oder Belastung des erwähnten Vermögens Statt gründen 
habe. 

Laut eines mit Note der k. k. Statthalterei vom 6. März 1863, 
Z. 7855, neuerlich herabgelangten Erlasses des k. k. Staatsministe- 
riöms vom 10. Eebruar 1868, Z. 1135 C. ü. sind gegen die voran¬ 
stehende Anordnung Einwendungen erhoben worden *), welche aüf dem 
Wortlaute der allerhöchsten EntschUessung vom 3. October 1858 
fussend, die Be8orguis.s zum Grunde haben, dass die Kirchenvermö¬ 
gens- und Sftftungsverwaltnngen mit Schreibgesd^fien ttbeihürdet 
werden, wenn sie statt des in der bezogenen allerh. EntschUessung 
bezelchneten Auszuges cter jährlichen Ebrchenrechnungen ein vollstihi- 
diges Kechnungsduplicat zum AmtSgebrauohe der k. k. Controbbe- 
hörden zu verfassen haben. 

Die kaiserliche Regierung hat in entsprechender Würdigung die¬ 
ser Einwendungen in dem zuletzt angeführten Staatanainistenalerlasse 
dklärt, dass es ihr darum zu tbun sd, in allen Beziehnngen die 
Üiuelic^ste Geschäftsvereinfachung anzubahnen, in weldier Richtung 
das k. k. Staateministerium mit dm* k. k. obersten Redmungs-Con- 
trolsbehörde dahin überein gekommen iet, dass in Hinkunft zum Zwecke 
der Prüfung des unversehrten Bestand des Siammvermögens der 
Kirchen und kircWichen Pfründen von den Verwaltungen dieses Ver¬ 
mögens statt der in dem Staatsministerialerlasse vom 31. August 186fi, 
Z. 8500 €. U., angedeuteteü RechUungsduplicate nur einfaeho 
Sechhnngsextrakte in Anspruch genommen werden. .Dieser Er- 
Idärimg ist jedoch beigefügt, dass es nach dem Inhalte der von dem 
StaatsministeriUH) .rait der obersten Rechnnngs-Controlsbehörde getrof¬ 
fenen Vereinbarung bei dem bereits in dem Ministerialerlaese vom 
31. August 1862 bemerkten Umstande, als iiir diese Rechnungsextrakte 
du allgemein anwendbares Formular nidrt vorgezeichnet werden kann, 
den betreffenden Rechnuiigs-Gontrolsbehörden nnbeuonuhen blefl>en 
müsse, die an sie gdangenden, nach dem Ermessen der bischöflichen 
Ordinariate verfassten Bechnungsextrakte, deren Form oder Inhalt den 
Zweck der in Rede st^enden P&üfung nidbt erreichen lassen, der 
politischen Landesstelle unter Aadeutung der erforderlichen Verbee- 
serungen vorzulegen, damit diese Behörde ^ Einsendung der ent¬ 
sprechenden Vorlage erziele. Uebrigens hat das k. k. Staatoiainiste- 
riom von neuem ^e Versichentitg ausgespreohmt, dass' die landes- 
fürstlidhen Controlebdiörden bei der Beurtheiluug der Form, wie avcti 
bei der Prüfung des InbaJSes der ReCbnungsextrakte den durch die 
allerhöchste EntscMieseung vem 3. OotOber 1858 vorgeaeichneteu 
Standpunkt einnehmen, sonach die Controle der VerwaRung des Got¬ 
teshaus- und Pfiindeuvermögeim mir in ddr Richtung pflegen werden, 
dass sfe sich überräugen, ob die Termögensäubshuiü etwa ohne ge- 
s^tzücfae Bewilligui^ belastet oder veitmindert worden sei, dtuMk, Mib 


1) ßs ist hier das oben S. 160. ab^edruckte Schreiben der Österr. BisdhÖfe nn 
dnn Blsbatt^binistor, d. d; 18s Becmdber 1868 gemeint« (D. Bi d* A.) 
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eine dHMer SNriMstMHi hnb», die eow^ ke! 

Ue dtiek bei anderm Erweii^nngen Mitteln 
tingestewpelteir Abschriften der betreffenden Urkunden 
nat^znwdeen kdinmt. 

Hiernach genügt es, wenn die iürsterfebisehbffichen Kindienveiv 
aaügene-VMWaltungea , wie auch die Verwnltungra geisdicher Stiftun¬ 
gen, in Hinkunft den Ekeheorecbnungeu statt der in der Gonsistorial- 
Currende Nr. 9. vom Jalur 1862 bezeichneten.undocumentirten Rech- 
nungsduidicate einfache Recbnungsextrakte anschliessen, in 
weichen die im Raufe des Rechnungi^'ahres stattgehabten Yermögens- 
Yefmehrungen oder Yermiademngen und Belastungen ersichtlidi zu 
machen, und die Yeruiehmegen durch die betreffenden ungestempelten 
Sttftungs- oder Erwerbsurkunden uachzuweisen, hinsichtlich der Yer- 
mmderungen und Belastwigen aber die erlangten Bewilligungen zu der 
bewirkten Yeränderung der Yermögenssubstanz anzndeuten sind. 

Die Bestimmung der Form dieser Rechnungsextrakte ist dem 
BrmessMi der bisehüffiehen Ordinariate anheimgestdlt; jedoch soll es 
den laudesfürsdichen Controlsbehörden unbenommen sein, die Ergänz¬ 
ung derselben im Wege der politisehen Landesstellen in allen jenen 
Fällen zu erwirken, in welchen sie aus dem Inhalte der vorgelegten 
Rechnungsextrakte und der-dazu gehörigen'Nachweise die Ueberzeu- 
^ng nicht gewihhen können, ob und welche Yermehrungen, Yermin- 
derungen Oder Belastungen der Vermögenssubstanz stattgeftinden haben, 
dann ob bezüglich der YCrmindetüngen und Belastungen die durch 
daa Hcsetz vorgezeichneten Bewilligungen nachgesucht und erlangt 
Yorden sind. 

Diess vorausgesetzt, sind die den Eirchenrechnungen beizulegeu* 
den einfachen Rechnungsextrakte nach dem mit der Consisto- 
rial-Gtifrende Nr. 9. Vöm Jahr 1862 vorgezeichneten Refchnungs-Eot- 
midare in der WCise zu verfassen, dass in die einzelnen Rubri¬ 
ken der Bihnahmen und Ausgaben, mit HtnWeglassung des 
Details, ndr die beeinUahmten und verausgabten Summen 
eifageiftellt Yerden. 

Diese Regel hat jedoch ihre Ausnahmen, weil die k. k. Staats- 
btfchhaltungen ftür ihre Amtshandlungen die Einsicht in das Detail 
'einiger Eifinahms- und Ausgabs-Rubriken der Eirchenrechnungen be- 
nöthigen. Diese Buchhkltlingen haben nämlich nicht bloss sich zu 
überzeugen, ob und welöhe Yermehrungen, Verminderungen oder Be¬ 
lastungen der Yermögenssubstanz der mrchen und kirchlichen Pftrfin- 
Öen eingetreten sind; es liegt ihnen auch ob, behufs der Bemessung 
der aus Anlass der Ueberkommung kirchlicher Pfründen zu entrich- 
thuden feebtßtren (vergl. DHfeesanblatt Nr. 2. S. 19.<), dann zur Er- 
rnftec^üng der gesetzlichen Beiträge kirchlidier Pfründner zu Pfarr- 

1) Das Gesata vom IS. Doteembor 1S62 {EeichsgcMwtablatt Nr. 89.) e»t- 
haltend einige A’bändermigeii der Gebührengesetae vom 9. Februar und 
2. August 1850 werden wir, soweit es die Kirchen- und Stifkungsverwaltungen und 
die kirchlichen PfrüDdeo angeht, mittheilen, sobald etwas über die Fortdauer dieses 
Gesetzes ifber den provisorischen Zeitraum vom 1. Januar bis 31. October X863 hinaus 
ftfSfiitete. '(p. ifc d-^ 
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baiuten, ferner zur Entzbferung der aus dem Religionsfonde zu verab- 
folgeiiden Congriia- und Detationsergünzungen und Pfarreinkommens- 
Ausweise zu vwfassen, endlich in die zum Zwecke der Statistik zu 
liefernden Tabellen bestimmte Daten einzustellen, die aus den Kir- 
ehenrechnungen zu entnehmen sind. . 

Um die erwähnten Amtshandlungen mit der wttnschenswerthen 
Verlässlichkeit vollziehen zu können, werden die landesfürstlichen 
Buchaltungen ohne Zweifel beanspruchen, dass in den Kirchenreehnungs* 
extrakten bei den Einnahmen Post Nr. 1., der anfängliche Ver- 
mög^nsstand, dann in der Rubrik „neuer Empfang^^ die zurück- 
gezahlten, neu zugewachsenen und neu angelegten Kapitalien, dann 
die verloosten und umschriebenen Schuldpapiere, endlich die 
Vermächtnisse und Geschenke in der in dem Rechnungsfor- 
mulare vor gezeichneten Weise specificirt werden. Dasselbe gilt von 
den auf diese Einnahmen Bezug nehmenden Ausgabsrnbriken 
Vm., IX. u. X. Es liegt auf der Hand, dass dnrch bloss summarische 
Dateii der erwähnten Einhahms- und Aus^bsrubriken eine verHLSsliche 
Ueberzeugung von dem unversehrten Bestände, von der Vermehrung 
oder Verminderung des kirchlichen Staramvermögens nicht gewpnnen 
werden könne. ^ 

Wenn ferner einzelne Kirchen pei^ennirende oder vorübergehende 
Beiträge von Cameral-Aerar, von Ständen, Städten und 
Gemeiden oder von anderen nicht dotirten Fonden, z. B. 
von anderen Kirchen, gemessen, so sind diese Einnahmen in den Kir- 
chenrechnungsextrakten gleichfalls au specificiren, weil diese specifi 
sehen Angaben für statistische Zwecke benöfhigt werden. Aus dem 
bezeichneten Grunde ist ferner die abgesonderte Einstellung der Stif¬ 
tungsbezüge des,kirchlichen Pfründners in der Ausgabs- 
rnbrik II. „auf Stiftungsgebühren“ erforderlich; desgleichen hat hin¬ 
sichtlich der Ausgabsrubrik IV. „aufSteuernundGaben,“ der Kir- 
chenrechnungse.xtrakte ersichtlich zu stellen, wie viel auf Einkommen¬ 
steuer von öffentlichen Fondsobligationen, auf Stempel zu den 
luteressenquittungen, als Grund- und Häusersteuer, und als Gebüh- 
renäquivalent verausgabt worden ist, endlich sind die etwa aus dem 
"Kircheneinkommen geleisteten Beiträge an andere nicht dotirte 
Fonde, z. B. an andere Kirchen, an den kirchlichen Pfründner u. dgl. 
specitisch anzugeben. Der Betrag der Stiftungsbezüge des kirchlichen 
Pfründners ist aus dem in der Consistori^^-Currende Nr. 9. vom Jahr 
T862 zur Beilage zur Ausgabsrubrik H. bezeichneten Ausweise zu 
entnehmen. 

Ferner darf am Schlüsse der Kirchenrechnungsextrakte die Nach¬ 
weisung des Standes der sämmtlichen Stiftungs-, Kirchen- 
n n d P farr-Kapitalien nicht fehlen, für deren Verfassung das der 
Consistorial-Currende Nr. 9. vom Jahre 1862 angeschlossene Formu¬ 
lar mit Hinweglas.sung der Colonnen „Verfallszeit der behobenen In¬ 
teressen,“ „Einkommensteuer“ und „erforderlicher Stempel“ zu dienen 
hat, wobei noch zu bemei’ken kömmt, dass es für die Zwecke des 
Kirchenrechnungsextraktes genüge, wenn in der Colqnne „Interesseu 
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in 8. W.^ die Samme der behobenen Interessen von jeder Kategorie 
der so nachgewiesenen Obligationen angesetat wird. 

Mit Berücksichtigung der voranstehenden Andeutungen sind in 
Hinkunft die statt der undocumentirten Bechnungsabschriften den Kir- 
chenrechnungen beizulegenden Kirchenrechnnngsextrakte zu 
verfassen und ist denselben eine Abschrift des Verzeichnisses 
über die bei der betreffenden Kirche und Pfründe im Rechnungsjahre 
in dem Vermügensstande und in den inventarischen Geräthschaften 
eingetretenen Veränderungen (vergl. das bei der Consistorial-Gur¬ 
rende Nr. 9. vom Jahr 1862 befindliche Formulare zur Schlussbe¬ 
merkung Nr. VIH. der Nachweisnng des Kapitalienstandes) «anzuschlies- 
sen. Desgleichen kommen den in Rede stehenden Kirchenrechnungs¬ 
extrakten ungestempelte Abschriften der Urkunden beizulegen, 
welche über die bei einer Kirche oder Pfründe des Rechnungsjahres 
zugefallenen Vermehrungen des Stammvermögensenrichtet wer¬ 
den sind, Wobei das f. e. Consistorinm Sorge tragen wird, dass die 
bei demselben zurückgehaltenen ungestempelten Exemplare der Urkun¬ 
den, welche während des Rechnungsjahres über die zu Gunsten der 
betreffenden Kirche oder Pfründe errichteten Stiftungen zn Stande ge¬ 
kommen sind, mit den Kirchenrechnungsextrakten an die k. k. n. 
ö. Staatsbnchhaltung gelangen. 

II. üftsalirrelclt beldeir Melllen. 

a) Decret. s. Congr. Bit. d. 5. Martii 1863, 

de reUcendis pro tempore orationiOus pro rege in ecelesiis ntriusque regal 

.^iciliae. 

(Atu der Tariner Armonia vom 3. April t86.3.) 

Regni utriusque Siciliae. 

Quamvis in Missali Romano feria sexta in Parasceve appositae 
eonspiciantur sub Sigla N. N. Orationes pro Rege, et eodem pariter 
modo de eo mentio fiat sequenti Sabbato Sancte in Praeconio Paschali; 
attamen inhibitum omnino est tum in officiis illorum dierum, tum in 
canone Missae, tum denique in caeteris Liturgicis Orationibus, quoties 
eadem recurrit Sigla, nomen cnjuscumque Regis vel Imperatoris spe- 
cialiter apponere, nisi data a Sancta Sede facultate. Quapropter 
Sanctissimus Dominus Noster Pius Papa IX. expresse mandavit, ut, 
iisdem perdurantibus temporum circumstautiis, in Ecclesüs Regni 
utriusque Siciliae feria sexta in Parasceve Orationes pro Rege omnino 
reticeantur, et sequenti Sabato Sancto Praeconio Paschali finis impo- 
natur per verba — regere et conservctre digneri» — contrariis qui- 
buscnmqne non obstantibtts. 

Datum Romae, die 5. Martii 1863. 

C. Episcopus Portuen. et S. Rufinae 
Card. Patrizi S. R. C. Praefectus. 

Locus t Sigilli. D. Bartolini S^ C. R, ßecretariüs. 
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h) Oeereäm S. €.'K», 4. ». AMt 
de supprimendo illegitint edito onthw divini »fllcii ID prhi« feg^li «dpel4 P<ü«r 
tin« NeapotltaD« et prahibencUs precibus pro. rege Vietorip Etpinanoele tanquam 

rege Italico. 

' NeapoUU^nQ. 

lioverendissime Pc^Bine! Qiipvis dpstit]gti;(s mre, |mo arbitrario 
tMUnino, quaai OrdioarU poUenea facpUptibqa, inl^fo htyus «inm 1863 pro- 
posuisti typiä casum Qrdinem Divini ofp^ü ß4 cqnofi^aa et ad 

Misioe sacrificiwn quotidie servandum in frima regqli capellq palatina 
neapolitana, totaque regcdi Juri$di6tione, veli^i vnipqiDdr <esses, post 
mortem arcÜepiscopi NaseUi capeUani omjpns 4< Pec. 1862 factam] 
in regno ntriusque Siciliae , per decretum Sanctae persopas cum 
ecclesiis et locis omnibos regi cleri neapoUtaol subjnctps fpis^e^nrisdictioni 
Qj-dinariofam dioecesium, in qiiibos morpptor, ac proinde ju^ofa Calen- 
darium dipocesanum horag canQpicaq ipsi persolvere tonantur, i|t oneri 
Divini officU persolvendi satisfaciant. £t ut indu];>ia appttrefet, qup 
spiritn adductos banc Ubrum te publicapse grati»^ in ipsa fronte libri 
scribere non dubiftasti editua rmmdato regio; qqasi Epclesia in pro- 
ponenda ministrU suis actcrae IHurgiae dipMbbtiPP^ a paeculf^ aucto- 
ritate pendere debereti 

Intus vero illegitimum hunc ordiuem Diyini pfficii baec adno* 
tata conspiciuntur: pag. 11. sub die prima Februarii: Hoc mane fit 
publice S. Cruciatae procurr. anno 1863. — Pag. 16. sub die 
14. Martii: Hoc nrnne ab die natal. regia aunhd Vietorii Emma- 
nuelia precatur: Deum (sic), ut una cum regno italico proapere- 
tur; idcirco cum in Miaaa tum aliia aolemn. funct. addit. orat. Quae- 
aumua omnipotena Deua, ut famulua tuua, Victoriua Emma¬ 
nuel, rex noater, qui tua miaeratione auacepit Italiae regni gu- 
bemacula etc. — Pag. 21. sub 4ie 3. Aprilis, faria nimirum sexta 
in Parasceve: Orandum erit pro aereni^aimo rege noatro Victorio 
Emmanuele etc. dicendum ut sequitur: Oremua etc. et pro religio- 
aiaaimo rege noatra Victorio Emmanuele, ut Deua et Dominua 
noater aubditaa ill4 faeiat omne« barbaraa naiionea, ad p&petuam 
paeem. Oremua, Flectamua etc. ornnipotena etc. Reapiee propitiua ad 
Italiae Regnum, ut qui etc. *— Eadem pagina Sabbato Saocto 
ad Praeconium Paschale: Reapiee etiam ad religwaiaaitmtm Regem 
noetnm Victorium Emmanuelem, «u^a. iu Deua etc. —• 
Tandem pag. 80. sub die 6. Junii: Craatina die, cum reeurrat eom- 
anemoratio Unionia Jtalicae, diett: Ta Deum in ammbua aeele- 
aiia regalia juriadicHonia, infine addR. Oratia pro rege. (Hmc- 
awmua omnipotena Deua etc. 

Porro quamvis ln Missali Romano isria sexta in Panwueve 
positae conspiciantur sub sigla N. orattenes pro rege , et eodün 
pariter modo de eo mentio fiat sequenti Sabbato Sancto in pnsacoaio 
Paschali, attamen inhibitum .emaino aat tum in offiojjs Ulampt dierum, 
tum in canene missae, tum deidque in .eaeteris litur^cis orationibus 
quoties eodem recwrit sigla, nomen ci^'uscumque regis vel imperato- 
ris specialiter apponere, nisi data a sancta sede facnltate. Hinc ea 
siagttla, quae inexeusabiU «ns«, et contra Ecclesiae kfss ^ eodem 
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OWUne Dlrliai elScii typia mandasti, ob oculoa habttit aanctissi- 
nras Dominus, noater Piua Papa IX. illico praecepit tibi injungi pwr 
praesentes litteras, ut quacumque cunctatione remota, recuperes exem* 
plaria ouinia et singnla hujuä ordinis Divini Officii sub poena a re- 
Inctantibus incurrenda non satisfaciendi oneri. Divini Officii persol- 
vendi, aliisque ab ecclesiaaiicis legibus inflictis. Et quoniam dubitari 
nullo modo potest te per ejusmodi factum incurrisse censuras, et ec* 
desiasticas poehaa illaa quas praeter alioa Romanos PoQtifices in sua 
censtitatione quum 8(tnctis$imum Eucharistiae aacramentum enumerat 
sa mem. Clemens Piqta VUl., ae tardas, qaaeso, consulere e<mscien- 
tiae tuae, nt divinae indignationis ultionem effugere possis. 

Tui studioaus. 

Romae die 12. Martii 1863. 

C. Episcop. Portnen. A. S. Rufinae 
, Card. Patrizi S. R. C. Praefeetus. 

Locus f Sigilli. D. Bartolini S. R. C. Secretarius. 

o) Di« F^kf. P«stseitnng 1803. Nr. 281. meldet: Oer Osservatore Rnmano 
enthält ein Deeret der Bituecongregation, welches der QeUÜichkeii verhütet, eich 
ohne Erlaubniss der Bischöfe an den Functionen und Tedeums zur Feier der, 
itaUenUchen Einheit oder bei anderen derartigen festlichen Anlässen zu b^heiligtn 

d) Das Freiburger Kirchenblatt 1863. Nr. 34. 25. bringt in deutscher lieber- 
Setzung eine „Vorstellung der neapolitanischen Bischöfe vom 4, Mai 1863 an den 
König Victor Emmanuel gegen das beeret vom 5. März 1863, veröffentlicht in 
Turin bezüglich des königl, Exequatur/^ dem die Erlasse des Papstes und der päpft* 
liehen kirchlichen Behörden unterworfen werden sollten. 


lilteratiir. 

1. Adreuan ud Proteste gegen das m der xweiten Kammer der Stlnde 

M Darmstadt beschlesseae Kirebengesets. Haias, Fraax Kirchheim 

1863. 108 g. 8. (4 8gr.) 

Die grossh. hessische Regierung legte den Kammern einen meistens dem badi¬ 
schen Kirchengesetze von 1861 nacbgebildeten Gesetzentwurf vor, den die 2. Kamiper 
in einer aufs Iföchste kirchenfeindlicken Richtung umgestaltete. Wir kommen dsrauf 
zurück. Die Katholiken Hessens, der Klerus voran, haben sich aufs Mannhafteste 
dagegen erhoben. Zeuge dessen sied insbesondere auch die zahlreichen Adressen und 
Proteste an den Gk'ossherzog, an die beiden Kammern und an einzelne Abgeordnete, 
die in vorliegender Schrift tbeils abgedruokt, Iheils aufgezählt sind. Von bleibendem 
Interesse sind namentlich die Adresse der gesummten Pfarrgeistlichkeit der Diöeese 
Mainz an den Grossherzog, die Resolutionen und die Adresse der freien Cooferenz von 
79 Gelstüchen zu Gaualgesheim an den Bischof nebst der Antwort desselben (dazu 
kommt noch eine jetzt im Mainzer Jonrnal 1863. Nr. 153. enthaltene Adresse der Con- 
ferenz an d^ Grossherzog), sowie die Erklärungen des bischöflichen Ordinariates 
Iregen verschiedener und gehässiger Behauptungen der Abgeordneten Schulz, Mete 
(des bekannten National vereinsreisenden) und Hofmann I, 

3. Fr. K> m USniilniirKaiuem» jirix ntr. Dr. et preibyter enrxtu. 

TrxeUtu j[arldlco canonicas de inegnlarttotlbus. Hobastertt sotttlb« 
TbeUing* 1868 . Faxe. I. (VI at 208 pagg. 8.) (Vs Tblr.) 
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Eine 8^ gründliche nnd aaeföhrliehe Daretelliuig der ebenao prakdaoh 
t^en wie schwierigen und bestrittenen Lehre von den Irregularitäten, die auf den 
umfassendsten Literatur- und Quellenstadien beruht und einer wesentlichen Lücke in 
der oanonistischen Literatur abhilft. Heft 1. behandelt Begriff und Wesen, Ursachen, 
Wirkungen, Dispensation von den Irregularitäten und einen Theil der irreg. ex delicto. 
Ueber die Methode und Darstellung im Einzelnen berichten wir nach Erscheinen der 
für die nächste Zeit in Aussicht gestellten 2. und 3. (Schluss-) Lieferung. 

3. Die lathoUkeafrage In Holfteia. Yerhandliiafea der Itsehew Itiade« 
versammluBg im Jatoe 1863 lehat Akteafttekea daii ud BeleadH 
tvag derselben. Hambarg 1863. In Gemmiaatra bei lermaai Ufaeker 
in Altona. 88 8 . gr. 8. (V, Thlr.) 

Den ersten Theil dieser interessanten Schrift(S. 1—42.) bildet eine „Rede, welche 
am 19. März 1863 im Ständesaal zu Itzehoe nicht gehalten worden ist, aber viel¬ 
leicht gehalten worden wäre, wenn ein Katholik in der Versammlung Sita und Stimme 
hätte.^ Der zweite Theil enthält als Anhang d^zu 1) den Entwurf eines Gesetzes be¬ 
treffend die Religponsübung und Gemeinde Verhältnisse der von der Landeskirche sich 
getrennt haltenden christlichen Glaubensgenossenschaften im Herzogthum Holstein; 
2) die Motive zu vorstehendem Entwurf; 3) eine tabellarische Uebersicht Uber fremde 
Religionsverwandte im Herzogthum Holstein am 1. Februar 1863 ^); 4) den Ausschuss- 
foerioht über den obigen Entwurf und zugleich über eine Proposition des Abgeordneten, 
Etatsrath Preusser, hei Sr. Majestät zu beantragen, dass der Stände Versammlung 
der Entwurf eines Gesetzes vorgelegt werde, durch welches den Katholiken eine 
freiere Stellung gewährt wird, dass zugleich aber thunliohst bald eine aus Theologen 
imd Laien zusammengesetzte Commission bestellt werde behufs Anbahnung einer 
aynodalen und presbyteralen Ordnung für die holsteinische Landeskirche durch Auf¬ 
stellung eines dessfälligen Verfassungsentwurfs; endlich 5) einen Auszug aus der hol¬ 
steinischen Ständezeitung, welche das Protokoll der Sitzungen vom 17. und 19. März 
resp. der Verhandlungen über obigen Entwurf und Ausschnssbericht enthält. 

Der von der dänischen Regierung im März d. J. in Folge dringender Verwen¬ 
dungen der kaiserlich österreichischen Regierung den zu Itzehoe versammelten Stän¬ 
den des Herzogthums Holstein vorgelegte Entwurf eines Gesetzes über die den nicht- 
lutherischen Glaubensgenossenschaften zu gewährenden Rechte und Freiheiten in Aus¬ 
übung ihres Cultus beseitigte zwar manche der seitherigen unerträglichen Bedrückun¬ 
gen der religiösen und kirchlichen Freiheit (vgl. darüber Archiv VI., 360 ff.) war 
aber noch immerhin hn Geiste bureankratisoher Engherzigkeit verfasst und hielt noch 
an einem System staatlicher Bevormundung fest, namentlich in den §§. 2. 4. 5/ Vor¬ 
trefflich waren aber die ganz im Geiste der Parität gehaltenen Bestimmungen in 
§§. 6. 7. 10. über die gemischten Ehen und die religiöse Erziehung der 
Kinder, die aber durch die Beschlüsse der Ständeversammluug In deterius umge¬ 
wandelt wurden. Der Ausschuss der Stände Versammlung hatte es sich, wie wir aner¬ 
kennen müssen, angelegen sein lassen, den Entwurf im Sinne einer grösseren kirch¬ 
lichen Autonomie zu verbessern und daraus einige der drückendsten Beschrän¬ 
kungen entfernt, welche von den Anhängern der Staatsomnipotenztheorie ersonnen 
waren. Es mochte der Ausschuss dabei wohl von dem Wunsche geleitet werden, ein 
praecedens für die demnächst mit der Regierung zu vereinbarende Organisation der 
evangelischen Landeskirche zu sohaffsn. Jedoch durch die Verhandlungen und Be¬ 
schlüsse der Ständeversammlung selbst erhielt das Gesetz das Gkpräge einer dem 
Regierungsentwurf selbst keineswegs vorzuwerfenden confessionelleu Gehässigkeit und 

1) Dieser von 'der Regierung vorgelegte statistische Nachweis soll indessen 
(^ach dem Mainzer Journal 1863. Nr. 91.) manche Irrthümer enthalten nnd napient- 
lich betreffend die Ziffer der Katholiken NeumUnsters um mehr als die Hälfte zu 
niedrig gegriffen haben« 



f . 

Ohkr, UAib. I. fikzteta&g; Sifaiilfinif«; Mttuftmff, Pfiimthiilen in lUni. 177 

41« ,>nk)it «offa figaii die «adirfii Io dem 

><to8etee bedachten Caofeaeiooea. Mehrere kirchliche loatitiitionen wurden io Verruf 
erklärt^ gleichzeitige aber, ebenfidls me natürlich, viel von Duldung, Freiheit 
#ereehtigkeit geredet Wohlgerundete Phrase sollten die Bedrückung der Kirche 
verdecken, unter hochtrabenden Red^ von der Wahrheit des lauteren Wortes ufid ' 
der Macht des Evangeliums solhe die Furcht vor der Freiheit des Wortes verborgen 
trerden. Daneben erfahren wir u. A. aus dem Munde des Grafen Reventlow- 
Jeri4)eck, dass die holsteinische Landeskirche sich in einem „traurigen Zustande^ 
beflndet Wir ^ithalten ims Jedoch jeden weiteren Wortes darüber, nachdem diesel¬ 
ben in der voriiegpsnden Sdbrift in der nicht gehaltenen geistvollen Rede einer Be- 
lenelitung and KiitaL untmogon worden, die nicht schlagender sein könnte. Wir 
werden, soweit es der sparsame Raum unseres. Archivs erlaubt, noch eine Reihe tref¬ 
fender Bemerkungen aus dieser (auch in den „Rhein. Blättern^ BeU. zum Mainzer 
Jkmrnal 1863. tm 4ofsog vollständig abgednickten) Rede nachtragen, sobald uns 
dic/^ublioat^ des jetzt in Kopenhogen der königlichen Sanction harrenden hoTsteini- 
sehen Kirchengesetzes au einer Mittbeilung und Besprechung dessetben Anlass gibt. 

4. Lehrbaeb der Eniebong ud des ünterriebts, eise System. DarsteUifK' 
des gesammtsB kstbolUcbsa Tolksscbnlwesens fttr 6eistlicbe ud 
Lebrer von Alojr« Muri Ohler, Direetor am grossb. ScbaUebrer* 
Eemlnar xa Beasbeim. Dritte verbesserte Aaflsge. Maiax, Terlag tu 
fraaz Kirebbeim 1863. XXiy ud 738 8. Lex.-8. C^Vs Tblr.) 

Eine Auswahl des Besten aus den Schriften der ausgezeichnetsten Pädag^og^, 

Jm Ganzen aber eine selbstständige, erschöpfende, sehr übersichtliche und Idare Dur- 
Stellung des Volksscbulwesens zur Einführung in die Praxis desselben. Durch 
gprösseren und kleineren Druck ist zweckmässig das für den Anfänger und das für 
den Eingeweihten Bestimmte hervorgehoben. Der Verfasser betont namentll<^ die 
Nothwendigkeit einer christlichen Erziehung (8. 58 ff.) und spricht sich für 
eine innige Verbindung der Kirche und des Staates in Betreff der Volksschulen, also 
gegen die sog. Communalschulen aus (S. 127 ff.). Für den Werth und die Gediegen¬ 
heit des ganzen schön ausgestatteten Werkes spricht auch der Umstand, dass binueo 
zwei Jahren bereits eine dritte Auflage nöthig wurde. 

ö. Die Scbalftrage im Droubenogtbnm Hessea, eia Wert ^aet Lebren u 
leiae Staadesgeaossea ud alle Scbalfreuade; beraasgegebea ud mit 
ZosAtzea vermehrt von einem Geistlicbea des Blstbams SCnx. Fraat- 
fort a. 1., Verlag fttr Knast and Wissensebaft. 1863. 55 8. 8. ('/e Tblr.) 

Die auch während der Revolution^ahre 1848—1849 von den sogenannten Libe¬ 
ralen begehrte Aufhebung der Confessionsschulen und Einführung von Oommunal- 
schuleu (m. s. gegen dieselben auch die bischöflichen Hirtenbriefe jener Zeit, z« B. 
den des hochw. Bischofs von Speyer vom 20. Mai 1848, in den dortigen Genu^ 
ralien Nr. 136. S. 439 ff.), tritt eben jetzt wiederum in Hessen und Buden in. den 
Vordergrund. Vorstehende Schrift schildert den Kampf in Hessen, besonders in Mmni 
Wir registriren hier ferner eine vortreffliche Schrift des Bedaeteurs des Süddeub* 
sehen kathol. Schul Wochenblatts: 

6. Rmlfins, trider die CammnaalscbaleB. laiax, Ki^ferberg. 1863. 

7. JWoarans, ChrlBt., DomcaDitalar ud Regens. Me katbaliaabM 

Pfarrschnlea der Stadt Mabix. laiax, Kirekkeim 1868. ff i. 100 f. 

, 8. (Vs Tblr.) 

Eine kernige, gründliche, historische Darstellung der Mainzer Schulen zur 
hm r äüf S t lichen, zur französischen und seit 'der Zeit des Grossh. Sohuledictes von 1832 
Us 1848 and von da bis zur Gegenwart. Daran schliessen sich die ausgezeichnetsten 
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prinoipi^nen Erortenmgen Uber die Naehtbefle der Commimale^iilen^ den Kataea uad 
die Berechtigung der Pfarrschulen, das beste Classensystem für die Volkssclutle und 
eine statistische Uebersicht über den katholischen Sdinlfond« „Die Verfassung s^bst 
verbietet, Unterrichtsstiftungen ihrem Zwecke zu entfiremden. Bo lange also ^ 
hessische Verfassung steht und das Becht schützt, ist der kath(dische Charakter unse-' 
rer Schulen gesichert; die Revolution allein kann sie uns rauben. Wer weiss aber, 
wann der „„Fortschritt*^** sich zur Revolution gestaltet?** Damit sohliesst Mou£ang^l 
allgemein beac^tenswerthe Schrift. Sehr interessant und belehrend in derselben Ri^- 
tnng tmd zugleich Uber die so greUe im grössten Massstabe in g^nz j^eussen vorhan* 
dene unparitätische Behandlung der katholischen Unterrichtsanstalten ist folgende 
Schrift, die wir überall, namentlich den Katholiken unseres ganzen deutschen Vater¬ 
landes, zur LectUre empfehlen möchten: 

8. Uebkr deti crafessioiielleii Charakter der bbhereii BUdangiaaataltea. 
TerhaadlOBgen des preossischea AbgeordaeteBhanes mm 3. oad 4. 
MAn 1863. Faderbora, ia CoaiBiissioa bei ScbBaiagh. 1863. gr. 8. 
134 S. (Vslbte.) 

Es ist dies ein besonderer Abdruck, aus den stenographischen Kammerberich- 
tki« Wir Süden darin sowohl die Reden deijenigen Mitglieder der katholischen 
dbpac^n (Dr. «Schult^» beide Reicheiisperger, Plassmann, v. MaJlinck- 
rodt), welche für Beibehaltung des confessioneilen Charakters der 
höheren Lehranstalten gesprochen haben, als die ihrer Gegnei/ (v. Sybel, 
Krause, Techow, Waldeck), Das tiefe Gewicht 'der von den Rednern der katho¬ 
lischen Fraction vorgebrachten Argumente und Thatsachen bewirkten die Zurückwei¬ 
sung der Frage behufs eingehender Prüfung an die Unterrichtscommissfon nnd damit 
wenigstens Tür jetzt die Abwendung der Aufhebung des confessionellen Charakters 
der höheren Unterricbtsanstalten. 

Ebenso wurde vor Kurzem die beantragte Aufhebung des katholischen Cha¬ 
rakters der Universität Wien (vgl. über diesen auch Archiv VUL, 272 ff. Wiener 
Zeitschrift für die gesammte katholische Theologie Bd. 11. Heit 3. S. 
500—572. Köln. Bl. 1863. Nr. 123. Histor. polit, BL Bd. 51. S. 939—946. Linzer 
Theol. prakt. Quartalschrift Jahrg. 16. Heft 3. S, 363 ff.) von der Majorität der 
Wiener Uuiv^sitätscoUegien abgelehnt. Darauf bezieht sich die 

3. Tor&ouMraag des DoctorcoUogiams der theologischea FacoltAt aa der 
k. k. Uaiveraität la Wiea, Aber das Cesach des pretestaatisch-tbeo> 
logischea Lehrkörpers am Anftaahme ia dea UaiTersitAtsverbaad. Als 
Haaascript gedruckt. Wiea, 1863. Hechitaristeadrnckerei. 54 8. 8. 

Neben 16,298,470 Katholiken wohnen in den österr. deutsch-slawischen Krön- 
ländern (nach der Zählung von 1857) 292,253 Protestanten, '356,549 nichtunirte Grie- 
dien und Armenier, 620,578 Juden. Die Protestanten besitzen seit Franz 1. eine 
eigmie theologisehe Lehranstalt in Wien mit allen Facultätsrechten. Die Candidaten 
der protestantischen Theologie können an ihr alle ihre Studien absolviren; es ist ihr 
unter dem jetzigen Kaiser auch das Promotionsrecht übertragen; das Ministerium hat 
dafür gesorgt, ihren Studirenden auch den Besuch philologischer, philosophischer und 
historischer Vorlesungen au der Universität zu ermöglichen. Die Wiener Universität 
gelbst Ist; ab^ niebt bloss eine stiftungsgeniäss katholische, hauptsächlich aus Kirohen- 
güteni unte^^Aaltene, sondern ihre Mitglieder haben von Alters her auch noch eine Reihe 
von kirchlichen Rechten und Pflichten. Es sind zwar bisher auch nichtkatholische 
Professoren an der Wiener Universität angestellt worden; gegen den Eintritt von 
Nichtkatholiken in den Senat hat aber dieser im Jahre 1851 protestirt und das Mini¬ 
sterium hat damals den „corporativen Charakter** und „gewisse Rechte und Funetio- 
hSn** der Universität, an denen eip Nichtkatholik keinen Anthefl haben könnte, aus- 
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drSlcklich ADerkannt.' Die Aaftialuii# eiper evAiifelL^li-theologiBchen Facnlt&t io den 
Verband der Universität würde aber natüriich den gmndrechtliehen Charakter der¬ 
selben in wesentlieh anderer Weise alteriren, als die AnsteUung von nichtkatholisoben 
Professoren in den drei weltttchen FaeoHäten. {kl hätte einen Sinn, wenn die Pro¬ 
testanten in Oesterreich die Gründung einer eigenen protestantischen Faeoltät ver¬ 
langten. Diese wäre aber natur- und sachgemäss, da von den 3,233,436 österr. Pro¬ 
testanten 2,860,139 in Ungarn und Siebenbürgen wohnen, nach Ungarn m verlegen, 
etwa nach Debreczin, wo bereits eine reich dotirte protestantische Lehranstalt für 
Jnrisinndenz, Philosophie und reformirte Theologie besteht Eine solche Forderung 
könnte einigermassen mit dem Wunsehe der Katholiken in Preussen, eine katholische 
'Universität au erhalten, hi Parallele gesetnt werden, wiewohl die numerischen Ver- 
hiytoisse (in Preussen Vs Katholiken) sehr verschieden sind. „Warum fordert man 
aber,^ um mit Schulte (Betrachtungen Uber die Stellung der Katholiken und der pro- 
•tedtantischen Confession. Prag, 1861. S. 18.) zu reden, „von Oesterreich, dass es dmi 
stiftungsmässigen Charakter seiner katholischen Universitäten aufgebe, während man 
im Auslande sorgfältig den protestantischen Charakter der Universitäten u. s. w. 
aufrecht hält, von den paritätischen aber die Katholiken, soweit nur immer möglich, 
fern hält? Ist das gleiches Mass? Darauf, dass diese Universitäten grossentheOs 
nicht ans dem Staatsschätze, sondern aus katholischem Kirchengute erhalten werden, 
soll nicht einmal Gewicht gelegt werden.^ Man vgl. namentlich auch die im Archiv 
Vn., 332. IX., 169. angeführten Schriften: Beleuchtung der Parität, Denkschrift über 
die Parität. Freiburg bei Herder. 1862. 

10. Hmllsehe Ftbelii des h. OyiHl, Ibmetst tob Stemi Fertteht Mher 

Pfurres ond Semiiardlreetor. 2 . All. Leebsebftta, R. Buer 1068. 
Umd2S2S.8. 

Am 5. Juli 1868 wird nach Decr. s. Congr. Bit. d. 5. Febr. 1868 (vgl. Ohnlitser 
Cons. Curr. 1863. Nr. V.) das tausendjährige Jubiläum der Ankunft des h. Brüder¬ 
paares Metbod und Cyrill in Mähren wie in anderen slavisdien Diöcesen ge¬ 

feiert. Das vorliegende Werk ist eine sehr passende Festgabe. Es enthält eine 
Lebensgeschichte der Heiligen und führt den ziemlich sicheren Nachweis, dass der 
h. Cyrill der Verfasser der ursprünglich griechisch, dann slavisch verfassten, von 
Balthasar Corderius 1630 zu Wien herausgegebenen Apologi morales sei Manche 
Beweisgründe sind zwar ziemlich ungenA und ungenügend, wie z« B. die Berufung 
auf ein Geschichtswerk der Art, wie das von G. Weber (S. XLIII.). Den Haupt* 
theil des Buches bilden die in ihrer Art mit Thomas von Kempen und der Philotbea 
des h. Franz von Sales vergleichbaren vier Bücher der recht fliessend und lesbar in*s 
Deutsche übersetzten sehr geistreichen und für denkende ernsthaftere Leser sehr an¬ 
ziehenden moralischen Fabeln selbst. Das Gedicht, womit das Werk dem Fürsterz- 
bischof Friedrich von Olmütz zugeeignet wird, wäre, da es zu wenig dichterischen 
Geist und keine poetische Form verräth, besser weggeblieben. 

11. Promemoria für den hochw. Herrn Ile. Adames, Blachef ?on lallkBr- 

nassna, Apoat. Ticar ?en Lnxemhnrg, ala Beklagter gegen Hem M. 
■etz, Terantwertlicher Redactenr und Eigenthümer dea „Ooirrlir 4i 
Grand-Dnchi de Lnxembonrg'' ala Klüger. Ana dem Frauöaiaehei 
überaetzt. Luxemburg. Bflcki 1863. 28 8. 4. / 

Diese vom Obergerichts-Advocaten Ernst Simons d. d. Luxemburg 12. Mai 
1863 verfasste Denkschrift behandelt die am Schlüsse des vorigen Bandes des Archivs 
erörterte Klage des Herrn Metz auf Schadensersatz wegen des kirchlichen Verbotes 
'Seiner Zeitung. Metz verlangte (nach den Köln. Bl. 1863. Nr. 168.) wiederholt Aus¬ 
setzung der Verhandlungen. Das €lerieht ging das zweite Mal nicht darauf ein, und 
verfälite den Kläger, welcher selbst ebensowenig wie sein Advocat erschienen war, in 
die Kosten. Wir werden, sobald es der Baum erlaubt, einen Auszug aus der scharf¬ 
sinnigen und gründlichen Denkschrift von Simons mittlmilen. F. 
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M f B c c Ile B. 

1. IfimaibMtnd 4er Sic«l»* ib 4 RegnUrgeUtUekkett der ftrsten- 
MeekMUebeii Wteaer Ufeeee Mf das lahr 1863. 

Ytarrelen 421, Locallen 79, VIcariaJe 7, Beneflclen 60, AusWlfspriester* 
stellen 14, Weltpriester 660, Ordenspriester 230, Seel^ 1,169,838. (Davon kom- 
jDcn auf die Stadt Wien allein ^ Pfarren, 38 Klöster und Nebenkirchen, 136 
Weltpriester* 34 Ordenspriester, 467,500 Seelen mit Aosscbkiss des Militärs.) 

Patrraate: I. tm de» Canonicaten der Metropolitankirt^: LaO' 
-deetaenr 6, Uaiversltfit 4, Fdrst Liebtenstein 4; //. an Pfarren, LocaUm mtd 
BenefieUn: A) Oeffentllclie Patronate: a) LandesfBfst 72 dhd anOScM* 
iden je zweimal der Kaiser and das dritte Mal der Erzbisebof; b) Oesterr. 
Itetionalbank 6; c) k. k. FamiliengOterdirection 10; d) k. k, AvitiealgOter* 
direction 4;.e) k. k. Waldamt 1; O Religionsfond 94; 6) Privatpatronate 171. 
des Erzbischofs 26 und die 6 obenerwähnten mit dem Landesfbrsten jedes dritte 
Bai altemirenden; geistliche Patronate 32; 26 werden als der Gatslnhabung zu- 
stebend (dingliche Patronate) bezeichnet; BegolarpfTOnden 133. 

IRratmbitcbfillicbe« Alomubt: l—IV. Cors: 81. — Höhere BUdungs* 
MStalt in Wien fbr Geistliche firemder Diöcesen: 1) zum h. Augastin mit 25 Miä- 
gliedern; 2) Päzmäny’sches Collegium: 53 Alumimn in 4 Cnrsen. 

: Slfffltt 1) ^Anpmtinerchorktrrii ^ KlosMmeilbtfpg: fiS Prkider, 11 

Oerikfit,' 2 Novizen; 2) Oisterdetiser zu heil. Kreuz: 48 Priepter, 11 Kleri¬ 
ker, 2 Novizen; 3) Cistercienser zu Neukloster: ?vieat»i 2 Kleriker, 

1 Nwilze; 4) Benedictinerabtei Schotte» in Wien: 69 Priester, 7 Kleriker, 
5 Novizen. 

niilWlkHsttr: 1) 8 Klöster der barmherzigen Brüder; 2) 4 Bar- 
nabitencollegien; 3) 2 Dominicaner: ”4) 3 Frandscaner ; 5) 2 Kapu¬ 
ziner; 6) 1 Lazaristencfmgregation; 7) 2 JesuitencoUegi^n; 8) 1 Me- 
chitaristenabtei; 9) I Missionspriesterinstitut; 10) 8 Minoritenconvente ; 
11) 6 JtedemptoristencoUegien ; 12) 0 Serviten; 13) 1 Brüder der christ¬ 
lichen Schulen. Diese Männerklöster enthalten zosjanunen 259 Priester, 63 
Klerikor, 182 Laienbrflder, 21 Novizen. 

. fraonklölUr: Je ein Hans der Elisabdhinerinnm, Salesianerin- 
men, ürsttHnerirme», Frauen vom guten HiHen, Klosterfrauen vom 
otterheiHgsten Erlöser, Schicestem des dritten Ordens vom h. Franz 
von Assisi, Schwestern der christlichen Liebe, Schwestern vom armen 
Kinde Jesu, Schwestern vom göttlichen Erlöser. Sie enthalten zusammen 
iM üborschWestern, 387 Lüensehwestelm, 126 Novizen. Davon kommen auf das 
fnatMUt der 'bicrWiker^if/en Schwestern des h. Vlncenz von Paul (seit 1832) 
Zb'lBBltipendoif Ni Utfen nfft 5 Fhiblhäusern : 128 Laienschwestera und 5 Novizen. 

■ ■ ' 'I ’ ' ’ - . 

3. MstMik der EndUceae Köln (nach der 10. .Ausgabe des »Handbuch’s der 
, Erzdiöcese Köln pro 1863.c) 

Der Sprengel der Erzdiöcese Köln umfasst 207 Quadratmeilen und zdrlällt 
bat 44 mehr ader minder ausgedehnte Deeanate, deren jedes einen Laaddeebantan 
amn Vorstände hat, aowie wiederum jedes Decanat in zwei Definitionen einge- 
thetH ist, deren jeder ein Pfarrer des Deeanats als Definiter vorgesetst ist <vgi. 
oben S. 67.). Die Oesaramtzabl der Pfarreien betrtgt 766. Davon kommen anf 
die 10 Deeanate der rechten Rhehiselte 170. Die Pfarreien in^üden 34 Deemten 
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mT den üBkea Bliedaifer, dcrc» Awahl gegettwirtig 61 g betfigt, zerfalleo, 
iatflfem odt denselben eine &t«aisbesnld«ng verbanden bt, h) drei Klassen: 16 der 
ersten Klasse (mH S93 Thlr. 22*/» Sgr. Gehalt), 81 der zweiten Klasse (mit 
262*/» Thlr. Gehalt), die Obrigen der dritten Klasse. Die der ersten and zweiten 
Klasse sind Haaptpfarreien, die der dritten Klasse Hülfoprarreien. Von diesen sind 
49 während der letzten 38 Jahre neu errichtet und wiederhergestelli, and ge> 
oiessen kein Staotsgebalt, sondern haben ihre Dotation theib aus dem ursprOng* 
lieh eigenttaOmlidien Vermftgen der erhobenen Kirchen und Kapellen, fheils aus 
SdtenkongeD und Stiflongen ganwr Geaaeinden oder einzelner Wohltbäter er¬ 
worben. (lieber die Patronatsfrage in Betreff der ErzdiOcese vgl. Archiv 
m, 227 ff. IX., ITO ff. *69 ff.) 

Die Zahl der PCsirer ist im Ganzen 776, Vkarien und Bectoren 711, 
sonstige Stiftungen 97, Ordensmstalten 89, Ordenspriester 91. die Gesammtzahl 
der Priester 1764; Pfarrkirchen 786, Stiftskirche 1, Nebenkircben und Kapellen 
606, Elementarschulen 1689, bOhefe Schnleii fUr Sühne 54, für Töchter 27, Ge-- 
sammtza^l der Katholiken 1,368,100; Akatholiken 457,194; Jaden 16,878. 

Minnerklüster: I Dominicaner (4 Priester, 2 Laienbrüder), 4 Jesuiten- 
co B o gi o n (40 Patres), 5^ Ijizaristencftngregatlonen (19 Patres), 1 Bederoptorbten 
(6 Patres), 3 Franziscanerklöster (18 Patres, 7 ftatres clerici, 19 Laienbrüder), 
1 T rappbt e n <6 Patres, 17 Laienbrüder), 6 Alexianer von der Begel des h. Aagu- 
atip 4«r Krankenpflege (47 Mitglieder). 2 Brüder der chrbtL Schalen nach der 
dritten Ordensregel des h. Franz von Assisi (15 Mitglieder). Summa: 180 Mit¬ 
glieder. 

f rauenklüster: 1 Benedi^tinerinnen von der ewigen Anbetung (28 Sehw.)^ 
1 Clarbsen-Colattinen (15 Schw.), 2 Cannelltessen (25 Schw.), Congreg. de Notre 
Dame des sei. Pet. Foomier (18 Schw.), 3 BecoIIectinnen (84 Schw.), 1 Kloster- 
Schwestern zim b. Salvator (9 Sdiw.), 7 Ursolinerinnen (117 Schw.), 11 Schwe¬ 
stern vom armen Kinde Jesa (196). 11 Barmherzige Schwestern vom h. Carl 
Borromäqs (72). 5 Schwestern der christlichen Liebe (84), 20 Arme Dienstmägde 
(78), 15 Arme FranziscanfrjnBen vom dritten Orden gegründet zu Aachen (176)y 
8 Franziscanerinnen von der heiligen Familie von Eapen (28), 4 Arme Schwe¬ 
stern vom h. Franziscus nach der dritten Ordensregel aas dem Matterkloster zur 
h. Elisabeth in Heythalzen (47), 1 Arme Franziscanerinnen von den hh. Herzen 
Jesu und Mariä vom dritten Orden des h. Franziscus (4), 2 Frauen vom guten 
Ifirten (23), 5 Töchter vom heiligen Kreuz (59), 2 Schwestern des h. Vincent 
von Tatff (IX), 2 8cirt re 8 i g m von der h. KBsabeth uadi der Bi^ct des.h. Fran- 
ziscus von Aachen C40), 1 Schwestern von der h. Elisabeth nach der Kegel des 
h. nwnzbeas im GasUmns Kloster za Düren (7), 1 Barmherzige Schwestern 2hr 
h. Eibabeth (15), 1 Wkrtenonnew-Rloster aor h. Moria (11), 1 Wartenonnen zur 
h. Elisabeth (11), 1 Filialklostergemeinde der beiden vorstehend genannten Klöster 
(22), 2 Barmherz^ Schwestern des b. Augustin (17), 1 Christenser-Fraaen- 
kloster nach der Begel des h. Augustin (12), 1 Ceiiiten-Kloster zur b. Gertrud 
(13), 1 Klösterliches Institut für Fraaen, genannt Stephans-Hof (6), 1 Arme 
Schalschwestern von unserer lieben Frau von München (3), Schwestern zu onse- 
ra liebgn FTau ans Coesfeld (3). Sonma: 1125 Schwestern. V, 
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7. SitzuQ^A ies €Molit 0 iofM fanden in im aioliB Jahre« SiMt: 

ia erster Instanz . . • 149 
in den höheren , . . 107 
256 

8. Ta^^satmingen behufs Einremahme von Qetteni Zeugen u. s. w. wurdan 


gehalten: 

1867 151 

18M.15t 

1859 .. .157 

1860 .158 

1861 .141 

1861.178 


Sunttna 1188 


9. 


Sunwariscbe Uebersicht aller Klegen in den Jahreii 1867 bis 1868. 
fikdieidilagaUagaachen Vincularsdchen Sponsaliensaohen 
581 ' 15 381 


989 


10. Der Bfezirk des Prager Bhegeriehts endiiUt kathelisihe Einwohner in run¬ 
der Zahl: 

in erster Xnstnna 
Ersdiöoese Prag 


mit 

IfiiOfiOO 


in der MetropoHtan- 
DiÖceseo Bndweis 

Königgrätz 

Leitaserlla 

mit 

8^»000 


delei^irteii zweiten Instanz 
Erzdiöcese t^en 
II Salzbarg 


mit 
1,300|000 


4,760,000 

in dritter Instanz: a) die Eradiöeese JLembeig rit Ut. und deren Suffiragan-Diöcesen 
mit ...; . . 1,460,000 


b) die mXhrlsche Kirchenprevint mit . .. 1,100,000 

8umine . . 3,650,000 

11. Von den Appellationssachen faMen ahf 

a. die Metröpolitdbinstanz 
ScheiduDgssaohen . . 98 

Tinculanmehen . . .^ 2 

Sponsaliensachen ... 1 

42 

b. die delegirte zweite Instanz 
SeheMuagssaehen . * 909 

Vincnlarsachen ... 1 

Sponsaliensachen ... 3 


218 nnd hievon fast 100 auf die 

Erzdiöcese Wien. 

12. Der Schluss: es lebten keine anderen Etregatleii getreMft, lUe die, wel¬ 
chen die Scheidung gerichtlich gestattet iet, würde Mn sMif faieAer sein. Hunderte 
trennen sich ohne solche Erlanbniss, sowie in den seltensten Püllen die OeaMneMnift 
hergestellt wird, Trenn die Scheidung abgeschlagen ist. Dies ist erfahmt ^ g em l ss 
fhrtgesteUt. 

Prag, den t. HKri 1868. 

Schulte, 













Spaniens Verhandlungen mit dem römischen Stahle. 

Von Prof. pr. HergenrOther in WOrzburg. 

(Forteetsnng, vgl. Archiv X., 1—45.) 

III. Die Concordate Spaniens mit Rom unter Philipp V. 

(1700—1737.) 

Nach dem Tode Carls ü. (1. Nov. 1700) brach der spanische 
Erbfolgekrieg aus, der dem römischen Stuhle trotz der öfter erklärten 
Neutralität die schwersten Verlegenheiten und Kränkungen bereitete *}. 
Philipp y. war am 14. April 1701 in Madrid eingezogen und hatte 
den Cardinal Portocarrero, dem er zunächst die Krone verdankte, zum 
ersten Minister ernannt; er schien anfangs im unbestrittenen Besitze 
des Landes zu sein und die Ansprüche des Erzherzogs Karl wenig 
zur Geltung zu kommen. Als nachher König Philipp Italien bereiste 
und am 16. April 1702, in Neapel einzog, von dort den Marquis von 
Louville nach Rom sandte, um dem Papste seine Ehrfurcht zu be¬ 
zeugen, antwortete Clemens XI. mit einem eigenhändigen Schreiben ^ 
vom 2. Mai und mit der Sendung des Cardinais Karl Barberini als 
'Legaten, über welche Sendung der Kaiser so beleidigt ward, dass er 
seinen Gesandten, den Grafen Lamberg, von Rom abberief. Philipp 
musste bald nach Spanien zurückkehren, wo ihn Oesterreichs Bund^s- 
'' genossen schwer bedrängten und Erzherzog Karl bald in Catalonien 
eindrang2). Bald (1705) rief Philipp V. seinen Gesandten, den Her¬ 
zog von Uerda, von Rom ab, weil der Papst Karl m. wie ihm den 
Titel eines katholischen Königs, gab, obschon er ausdrücklich erklärte, 
damit nicht den Rechten eines Anderen präjndiciren zu wollen 3). 


1) Maroh. Franc, M. Ottieri, Istoria delle guerre awennte in Europa e paiti- 
colarmente* in Italia per la snoceBsione alla monarohia di Spagna. dall’ anno 1696 
all’ a. 1725. Borna 1728. 

2 ) Moroni, 1. c. p. 141—144. 

3) Nach den Worten Clemens V.: Si qnem snmmns pontifez snb titnlo ctgos- 
übet dignitatis ex oerta scieiitia, verbo, constitutione vel literis nonünet, honoret sen 
quovis alio modo tractet: per hoo in dignitate Ula ipsum approbare non intelUgatnr, 

MUr Ar ZliibinmiM. Z. 13 
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Als Clemens XI. am 15. Januar 1709 einen Vertrag mit dem Kaiser 
hatte abschliessen müssen *) und auf seine Präsentation hin Bischöfe 
instituirte, wie am 19. Februar 1709 den Emmanuel Sanjust y-Pages 
für die Kirche von Vieh in Catalonien, für die 1708 dem von-Philipp V. ' 
Präsentirteh die Bestätigung ertheilt worden war 2), entbrannte Philipp V. 
in heftigem Zorn, verbot allen Verkehr mit Rom wie die Geld¬ 
ausfuhr, sperrte die Nuntiatur und liess den Legaten Anton Felix, 
Erzbischof von Damascus, über die Grenze bringen 3). Der Papst 
seinerseits protestirte am 11. October 1709 und 17. October 1711 
gegen die Massregeln des Königs und erklärte sie für nichtig ^). Bis 
zum Frieden von tJti;pcht blieben die diplomatischen Beziehungen 
zwischen Rom und Philipp V. suspendirt. Nachher wurden unter 
FVankreichS Vermitthing (seit 1713) Unterhandlungen eingeleitet; die 
spanische Regierung setzte eine Junta von Canonisten und Vertrauens¬ 
männern ein, welche nach den in den Archiven vorhandenen Acten 
sehr eingehende Instructionen verfasste, die dem nach Paris abgehen¬ 
den Don Rodrigo de Viüalpando (nachher Marquis de Compuesta) zn- 
geförtigt wurden, der mit dem dortigen Nuntius Aldovrandi unterhan- * 
delte. Im Jahre 1714 ward auch in Paris eine Uebereinkunft zwischen 
beiden zu Staude gebracht, deren Ratification aber der päpstliche 
Stuhl verweigerte. Obschon indessen diese Verhandlungen gescheitert 
waren, wurden doch sogleich wieder neue in Angriff genommen®). 

In diese Zeit gehört der berühmte Antrag (Pedimento) des Fis- 
cäls Melchior de Macanaz, der in vollen! Conseil am 19. Dec. 1713 
übergeben ward und durch weitere Schriftstücke vom 21. December 
1713 und 2. Januar 1714 noch erweitert wurde®). Der Antrag repro- . 
ducirte hauptsächlich die Denkschrift des Chumacero ohne wesentliche 
Abänderung. In seinen weiteren Schriftstücken nahm Macanaz auch 
auf den Stand der Verhandlungen Rücksicht, deren unbefriedigenden 
Ansgang er dann hauptsächlich 'den Intriguen des berühmten Alberoni ^ 
zur Last legte. Die Grundsäte des Macanaz, dessen Fusstapfen nach- 


aut quidqaam ei tribuere novi juris. (Supplem. ad Nat Alex. Hist. Eccl. t II. p. 197. 
ed. Bing. 1791 dies. 1.) 

1 ) Hbmoires pour servir ä l’Mstoire du XVIU. sidcle par M, de Lamberty 
t. V. p. 253 seq. 

3) Bigant. in Beg. il. Cane. §. 1. n. 8. 7. p. 323. 

3) Coleccion de los Concordatos p. 32. 

4) Bull. t. X. p. 270. ed. Born. Roseoväny, Hon. t. 1. p. 232—235. n. 218. 

5) Coleceion p. 82. 33. 

6 ) ib. p. 33. 34. Dieses Pedimento wurde um 1885 unter dem Mtnister Qomea 
Becerra wiederum abgedroekt. 
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m 

b«t Graf CbaipomaiMs folgte, waren am wenigsten geeignet, eine Ycnr^ 
einbarang berbeiznfibren ^). 

Erst gegen da» Ende des Jahres IT 16 gestalteten sieb ^ itns^ 
^diteir aof eine Vereinbarung gttnstigev. Am 19. Januar 1717 erhielt 
des neuomannte NuntlBs Pompejns AldOvrand), Ersbisehef Ton Jfeu* 
ciiaarea, die Vollmaeht, die Spanier ron den Censnren zu absolviran, 
die sich iri^e devselben bei den Vorgängen von 1709 zt^aogeuT), 
und am 17. Juni 1717 ward zwischen ihm und dem ersten Mininter 
Jahns Alberont ein neues Conoordat abgeschlossen 9). 

Dteses neue Concordat ist den späteren spacisehen Gdeheten fast 
^ ebenso nnbekaiMt geblieben'als das'von 1714; die Meisten haben 
ihre ganze Kunde davon aus einer Note des Cardinais Consalvi^) rem 
Jahre 1802 geschifft S). Sicher ist die Annahme falsch , der Kbnlg 
habe das Concordat von 1717 nicht ratificirt^); denn Ceosalvi setast 
offenbar die beiderseitige Ratification voraus; aber es kam dasselbe 
in Folge neuer Zerwürfoisse nicht zur Ausführung; wt^scheinlich 
nntraliess man auch die feierliche Art der Pnblication, ganz wie m 
bei dem unten zu besprechenden ConeOrdate von 1737 geschah. Ebaiso 
unrichtig ist die Behauptung, es habe eßese Uebereinkunft bloss .die 
Concordia Pacheneti abschaffen und alle Hindernisse und Restrictionen 
in der Ausübung der Nuntiaturrechte beseitigen wollen, was wohl am 
meisten die Regierung zur Verwerfung dieser einem Rückschritt gleich* 
kommenden Stipulationen bewogen habe'^). Denn wenn auch hrsten 
Artikel von 1717 analog dem Artikel 1. ton 1737 der Nuntius in 
seine Amtsfunctionen wieder eingesetzt ward, was ein nothwend^r 
Schritt der Aussöhnirng war, so ward er do^ nur in die Rechte re- 
stitnirt, in deren Besitz er vor dem Brache gewesen, und dass dieses 
Concordat auch mit anderen Dingen, und nicht blos» mit den Nttutia- 
turrechten sich beschäftigte, ja dem von 1737 analog war, das hätte 
man schon aus Rigantins ersehen können. Der genannte Canowiet 
führt daraus den Artikel 9. an, der dem sechsten der Conv^tion von 
1737- entspricht, und erwähnt eine dasselbe Document anführende Ent¬ 
scheidung der Rota vom 4. Februar 1729. Darin wird ein päpst- 


1) Cattmo, Hist. vol. I. p. 207. 208. 

Soll. Rom. t. Xn. p. 571-573. Gonst. 152. 

' 9) Coleceloir p. 84. 

4) Artaitd, "Vle de Pie TU. t. I. ehap. 17. 

5) Coleocion 1: c.: Del contenido de eete eencordato «pfMS tenemos 

niAa iMftieiafl positiYad que lae eeeasae q«€ dÄ #1 labaflero Ai^taud m la Tida del 
P4pa Ke TU., insertandor nn« isiata del Oardenal^Coiwalvi. 

6) ibid. 

1) ib. p. S&. 
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liebes Breve an die spanisehen Bischöfe verheissen, nach dem die' 
erectio beneficiorum ad tempus limitatam verboten bleiben soll 
Anderwärts theilt er den Artikel 5. über die Coadjutorien mit, die 
vom päpstlichen Stuhle nur dann verliehen werden sollen, wenn der 
Coadjntns über 60 Jahre alt oder von habituellen Krtmkheiten heim- 
gesneht lind zum Dienste der Kirche völlig unfähig sei; nebstdem 
sollen stets Zeugnisse von den Ordinarien oder Capiteln vbrausgehen; 
letzteres setzte auch Art. 17. der Uebereinknnft von 1737 fest, die 
Rota entschied am 4. Februar 1729 unter dem Vorsitze Aldovrandis 
mit Bezugnahme auf jenen Art. 5. für die Ungiltigkeit einer Coa4jutorie 
in Segovia^). Nebstdem wird auch sonst bezeugt, dass das spätere 
Concordat von 1737 ganz dem von 1717 entsprach 3), das nur in eine 
höchst ungünstige Zeit gefallen war. Die religiösen und politischen 
Interessen wurden damals von Seite des spanischen Bofes vielfach 
mit einander vermischt und immer traten neue Zerwürfnisse hervor, 
obschon Alberoni noch 1717 den lange ersehnten Cardinalshut er¬ 
halten. Clemens XI. suspendirte die dem König concedirten Kirchen¬ 
zehenten wie die Einkünfte der Krenzbulle, weil diese zum Kampfe 
gegen' die Türken bestimmten Kirchengüter zum Kriege gegen den 
Kaiser und den Herzog von Savoyen verwendet wurden, und 1718 
weigerte er sich, den Cardinal Alberoni als Erzbischof von Sevilla 
zu bestätigen, Darüber beleidigt, rief Philipp V. durch seinen Ge¬ 
sandten Cardinal Aquaviva alle Spanier von Rom zurück und verböt 
den Vericehr mit dem Nuntius Aldovrandi, der alsbald, ohne vom 
Papste dazu ^torisirt zu sein, Madrid verliess und nach Italien 
zurückkehrte. Nbch dem Sturze des Ministers Alberoni^) (5. Decem- 
her 1719) versöhnten eich Papst und König; der neue Nuntius Ale¬ 
xander Aldobrandini ward ehrenvoll aufgenommen, in alle früheren 
Rechte wieder eingesetzt und die Suspension der kirchlichen Subsidien 
vom Papste revodrt^). Eine ./neue Uebereinkunflt scheint nicht abge- 

1 ) Eigant, io Reg. IX. Canc. §. 2. n. 32. 33. t. II. p. 24. Der Artikel lautet: 
Nono. Sua Santitk aooorda, che io avvenire non si permetta piu l’erezione de* benefizU 
ad tempus limitatum, e per un tal effetto Sua Santitk n’avauzerä gl* ordini e lettere 
circolari alli Vescovi di Spagna. 

2) Eigant, iu Reg. XLV. §.. 1. n. 218. 219. t. III. p. 399. 400. Der italienische 
Text lautet: Quinto. Non si ammetteranno dalla sede Apostolica le Coa^jutorie, se 
non quando il Coa^juto passi li 60 anni d’etä, o ehe lo steeso sia ineommodato da 
malatie abituali e gravi, che Finabilitino a servire alla Chiesa, n4 dette Coa^iutorie 
si ammetteranno, se prima non preoedonp Fattestazioni degli Ordinarii o de’ Capitoli. 

3) Supplem. ad Natal. Alex. 1. c. p. 286 seq. 

4) Eine neue, dem schwer angeklagten Diplomaten vielfach günstigere Biographie 
ist von Stefano Bersani veröffentlicht: Storia del Cardinale Giulio Alberoni. Piacenza, 
Solari 1861. 

5} Moroni, 1. c. p. 145. 146. Snpplem. ad Natal. Alex» L c. p. 214. 215. 
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schlossen, vielmehr der Fortbestand der 1717 festgestellteu stillschwei¬ 
gend vorausgesetzt worden zu sein. 

In diesen Wirren und Kämpfen, die Spanien seit zwei Decennien 
h^^gesucht, war die kirebliche Disciplin vielfach gelockert, ja zer¬ 
fallen und viele heilsame Decrete des Concils von Trient waren ganz 
vernachlässigt. Diesen Missständen suchte die Bulle lunocenz’ XTTT . 
Apostolici ministerii vom 13. (al. 23.) März 1723 abzuhelfen, welche 
als auf Audringen Philipps V. und nach dem Rathe des berühmten 
Cardinais Beiluga y Moncada, Bischofs von Cartagena, dann von 
Cordoba*) erlassen von den Spaniern unter den Concordaten aufge¬ 
führt zu werden pflegt*). Sie wurde durch künigliclies Decret vom 
9. März 1724 zur strengen Beobachtung eingescbärft*) und nachher 
von Benedict XHl. durch das apostolische Schreiben In supremo nü- 
litantis Ecclesiae*) vom 23. September 1724 und die Constitution 
Pastorali^) von 1726 bestätigt und erneuert, die spanische Staatsge- 
setzgebnng stimmte vollkommen mit ihren Anordnungen überein'^. 
Diese betreffen folgende Punkte : 1) Die Aufnahme in den geistlichen 
Stand und die zu grosse Anzahl niederer Kleriker ohne Ben^cien*). 
2) Den Dienst der Klerikal-Alumnen in den Catbedral- und anderen 
Kirchen*). 3) Die Kenntnisse und Eigenschaften der Weihecandidaten 
und deren Prüfung vor Ertheilung der Dimissorialien behufs der Er- 
theilung der Weihen durch einen fremden Bischof^*). 4) Das Ein- 
.schreiten der Bischöfe gegen unwürdige und pflichtvergessene Kleri¬ 
ker **). 5) Die Theilnahme der Geistlicben an der feierlichen Conveut- 
messe und an den Pastoralconferenzen i*). 6) Die Supression der Bene- 

1) Die üoleociuu de los Concordatos p. 63—80. gibt den spanischen Text und 
bemerkt: Este doc«mento no se balla en el Bulario Romano. Das ist aber gana nn- 
nchtig. Die Bulle steht Bullar. Rom. P. VH. t. Xm. ed. Luxemb. 1740 p. 60—^. 
Const. 32. Vgl. noch Colecoion de las Bulas, Oonstituciones del 8. P. Benedieto XIV. 
con ilttstraoiones y resoluciones. Madrid 1791 t. IIL p. 70 seq. 

2) Vgl. Uber ihn Ducreux, Hist, eccles. t. VII. p. 304. , 

3) Coleccion p. *80. 31. 63 seq. 

4) Ley 11. L. I. tit. 1. Novis. Rec. — Coleccion p. 89. 

5 ) Bull. Rom. t. XI. p. 350. ed. Rom. — Rigant in Reg. XXIV. Cancell. 5. 
n. 110. t. n. p. 465. 

6 ) Bull. Rom. t. XII. p. 82. 

7 ) Dem §. 1. der Bulle im spanischen Texte entspricht in der Novisima Reco- 

pilacion die ley 6. tit. 8. L. I., dem §. 2. daselbst L. 9. tit. 10. L. I., dem §. 4. die 
Ls 8. tit. 8. L. I., dem §. 6. die L. 6. tit. 10. L. I. — Vgl, Coleccion cit. p. 90—92. 

8 ) Const. lat. §. 2. 3. (span. Text §§. 1. 2.) nach Trid. Sess. XXIII. c. 4. 

16. de ref. 

9 ) Lat, §. 4. hisp. §. 3. nach Trid. 1. c. c. 16. ' • 

10 ) Lat. §§. 5-7. hisp. §§. 4. 5. nach Trid. 1. c. c. 3. 4. 13. 14. Sess. XXI. 
c. 2. de ref. 

11 ) Lat. §. 8. hisp. §. 6. — Trid. Sess. XXHL c. 6. de ref. 

12) Lat. §, 9. hisp- §. 7. — Trid. 1. o. c. 10. 
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fielen für Miooristen ohne festes £inkoHiiaen t). 7) Die pflichtgemäese 
Ausübung des Predigtamtes Seitens der Seelsorger*). 8) Die viearii 
peipetui and deren Coogrua^). 9) Die Errichtung neumr Pfarreien 
und Pfründen*). 10) Die Wahrung der bischöflichen Vorseobte u^d 
Ehren ^). 11) Die Eegulasen, die 2aU der in ein Kloster Aii&uneh- 

menden, die Ertheilnng der Dimissorien für dieselbmi,-dic Clansur der 
Nosnem*), die Absdiaflnng der alten Ordensprivilegiea ^). IS) Die 
Beiebtväter überhaupt und insbesondere die <ftar Nonnen^ 13) Die 
Missbrüttcdie auf liturgischem Debiete, die Messen und PriTatorateden. 
14) Die IcirchUche Gerichtsbarkeit und die Beobachtung der tridentiui- 
sebon Disciplismrdecrete übediaupt ^). Diese reichhaltige und die 
Reinheit der Ekchensucht strenge' aufrecht erhaltende Bolle war das 
Resultat einer langen Berathang, für die Innocenz Xin. eisie <cdgene 
Congregation eingesetat thalte; sie fcmu aber doch nicht in aRen ihren 
Theilen «ur Ausführung. 

’ünher Clemens XD. (17S0-*“1740) daota’ten anfatngs die ‘flruud- 
schnftBchtai Bezlehungmi des spanischen Hofes nu dem päpstlichen 
Stahle lOrt. Der neue Papst heiligte am 4. ©ecanber 1780 Äe 
Statuten fler von Philipp V. gegPündoten üuivCTsität von Oervaria in* 
OntsdonSen*®) nnd aim <6. November 1781 die Statuten der von Franz 


1) liat. 10. hlst>. §. e. — Bess. XXI. i. 8. de ref. Vgl. Stovis. K. L. 
I. tü. ae. 

2) Lat. §. U, hiep. §. 9. — Jrid. Sess. XXiy. c. 4. de ref. 

B) In Spanien Ixatten die geisQiohen Behörden ohne Unterschied auf die Vioa* 

rien and ‘Cofa^toren lUeht oitirter Pfarreien das von V*iu8 V. «ur fiir unirte Pfarreien 
Festgesetote aqgewendet Novis. B. L. 2. tit. 16. L. I. Coleocion p. 94. Dag^en ist 
die Declaration in unserer Bulle §§. 12. 18. (span. Text §. 10. 11.) .gerichtet: Decla- 
rwBos, constitationem illam ^Pii pertinere diuntsaat ad vicarios jkerpietnos Ularum 
ecelesiarttoi pavoctkialiain, unae aliis eodesüs, monasteriiß,'cqUegiis, beneficiis et locis 
piis nnitae sint, nee non portionem «utnuam-frootuum, qnae ibidem statuitur assignanda 
ipsis vicariis, in summa neu msjort -quam 100 nec iminori qnam 80 scutomm intelligi 
debere de sentis argenteis juliornm 10 monetae Bomanae pro quolibet sout«. Vgl. 
Trid. Sess. Vn. o. 5. de lef. 

4) Lat. §. U. hisp. §. 12. V«l. Trid. Sess. XXL c. 4. de ref. 

5) Lat. §. 15. hisp. §. 13. — Trid. Sess. XXV. c. 6. de ref. Vgl. anch Bovis. 

L. 2. tit. 8. L. I. 

6 ) Diese ward onoh in den spanischen Concilien strenge eingeschärft, so im 
Conoil von Valladolid 1322 can. 13., in dem von Toledo 1582 act. 3., in dem von 
Valencia 1565 Sess. IL tit. 3. c. 19. Vgl. Coleccion p. 95. 96. 

7) Lat. §§. 16—18. hisp. 14—16. — Trid. Sess. XXV. c. 3. 5. de reguh Greg. 
Xin. Const. 13. Jan. 1675. 

8 ) Lat. §§. 19-21. hisp. 17-19. - Trid. Sess. XXIU. c. 15. de ref. Sess. 
XXV. c. 10. de regul. — Innoc. XIL Const. 19. Api'ü 1700. Clem* XU Censt 7. 
Snpema §. 4. 

9} Lat §§. 22.-29. hisp. §§. 86-27. 

10 ) Const. Imperscrntabilis BuU. Bom. t XIV. p. 96 seq. 
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Ferrer mit füjui a 4 il 0 cen Weltpriestern in Saregossa und den Suffrag' 
anbistliümem errichteten Scminarien ^). Noch ain 10. September 1735 
ernannte der Papst auf Bitten des Sofes den neunjährigen lufanten 
JLiudvrig aum Gonnnendaitor, Administrator und Dispensator in tempo* 
ralibus. tantum für das £rzbis&nm Toledo, so dass er nach Erlangung 
des gesetzlichen Alter.s wirklicher Erzbischof werden sollte *), und am 
4. Februar 1736 verlieh er dem Grosskaplan der spanisf^en Heere 
ausgedehnte kirchliche Facultäten 3). Aber der neue Krieg seit 1735 
störte bald wieder das gute Einvernehiaen- Kaiserliche und spanische 
Truppmi durchsogen und brandschatzten den Kirchenstaat; die Spanier 
erlaubten sich Werbungen daselbst und schleppten sogar gefangen ge¬ 
nommene päpstliche Hnterthanen als Bekruten mit sich fort, was zu 
vieleu 'Volksaufständen führte*). In Rom entstand 1736 ein Auflauf 
den die Oesterreicher heimlich befördert haben sollen, gegen die Spa¬ 
nier wegen ihrer gewaltsamen Rekrutirungen, besonders in Trastevere. 
Der spjmische Gesandte Cardinal Aquaviva w'wd vom Volke insultirt, 
sein Palast angegriffen, viele Spanier misshandelt, einer schwer ver¬ 
letzt- Die Spanier waren nicht nachlässig und schritten ihrerseits pin. 
Die päpstliche Regierung hatte keinen Theil an dem Tumult; sie 
t hat Alles, ihn zu beschwichtigeu, soweit ihre Kräfte reichten 5). Am 
25. Härz 1736 musste von den Bevollmächtigten des römischen Vol¬ 
kes, dem Fürsten Santa Croce und dem Marchese Crescenzi mit den 
erbitterten Trasteverinern eine Capitulation *) abgeschlossen werden, 
die den Tumultuanten Amnestie zusicherte; jüber die verlangte Aus¬ 
weisung aller Spanier imd die beabsichtigte Demonstration gegen die¬ 
selben wurden verweigert. Der Papst gab Philipp V. jede mögliche 
Satisfation; aber die Spanier nahmen sich dieselbe schon vorher |» 
Velletri, Ostia und Palestriua, während man in Madrid allen Verkehr 
mit Rom abbrach und den neuen Nuntius Silvio de Valmiti picht zu- 
liessDer spanische Hof war ülAr den Papst auch wegen der 
neapolitanischen Angelegenheit und wegen der Weigerung, don allzu¬ 
jungen Prinzen Ludwig Anton zum Erzbischof von Toledo zu ernennen, 
höchlich erbittert. Die spaaisdien Cardinäle Aquaviva und Beiluga 
mussten Rom verlassen ®). Inzwischen dauerte dieses Zerwürfniss nicht 

1) Const. Militantis 49. ib. p. 166—J.73. 

2) Rmnt. in Eeg. XXTV. Canc. .§. 2. n. 35. t. H. p. 373. not». 

3) Dies Breve bei Ferraris V. Cap^anna mifitum t B- p. 301—3C|5. ed. Paris. 

4) Schröckh, Kirchengssch. ssit 4er Beformatipn Bd. VI. 8- 419—420. ^ 

5) Castülo, Hist vol. I- p. 309. 

6 ) Her Text bei CastiUi, vol. I. Apend. n. 14. p. 183. 184. 

7) Cwmo L p. 209. 

Ä ftwyjiw»* ad jiUtai. t H. p. 231^-285. 
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lange. Schon am 23. December kündigte der König im Conseil die 
Eröffnung neuer Verhandlungen mit dem römischen Stuhle an, wobei 
er aber noch* das' am 24. October erlassene Decret, das die Vorlage 
aller päpstlichen Bullen, Breven, Rescripte, mit Ausnahme der Erlasse • 
der Pönitentiarie an den Staatsrath forderte und' gewissermassen den 
Inhalt der Pragmatika vom 16. Juni 1768 anticipirte, als das taug¬ 
lichste Mittel bezeichnete, vom römischen Hof das schon seit zwei 
Jahrhunderten Verlangte zu erhalten^); bald kamen ihrem Wunsche 
gemäss mit königlicher Erlaubniss die genannten zwei spanischen 
Cardinäle nach Rom zurück, Aquaviva selbst wünschte den Tumult 
in Trastevere in Vergessenheit zu bringen und von einer weiteren 
Genngthuung in dieser Beziehung war keine Rede mehr. Der am 
Hofe einflussreiche Bischof von Malaga, 'Kaspar Molina, wirkte auf 
eine völlige Aussöhnung mit Rom hin^). 

Diesesmal dauerten die Unterhandlungen nicht lange. Päpstlicher 
Bevollmächtigter war der Cardinal Firrao, spanischer del schon ge¬ 
nannte Gesandte Don Troyano de Aquaviva y Aragon, Cardinal von 
St. Cäcilia *). Sie brachten das Concordat am 26. September 1737 
zum Abschluss*), das von Philipp V. am 18. October, von Clemens 
Xn. aiu 12. November 1737 ratificirt ward®). In mehreren Punkten 
nahm das neue Concordat das von 1717 wieder auf*); Hauptgegen¬ 
stände waren die Beschränkung des Asylrechts, die Reintegiation der 
Nuntiatur in Madrid, die Einschärfung mehrerer tridentinischen Decrete, 
das Verbot der beneflcia temporaria, .Wiederholung mehrerer Bestim¬ 
mungen der Bulle Innöcenz XIH. und die Anträge des spanischen 
Hofes bezüglich neuer Beiträge der Geistlichkeit zu den Staatslasten ' 
und bezüglich des allgemeinen königlichen Patronats^). Schon d^ 


1) OoleccioD de los Concordatos p. 35. 36. 

2 ) Siipplein. ad Nat Alex. Hist. ecol. t. II. p, 286. 

3) Coleccion p. 36. 

4) Coleccion p. 99 seq. 

5) ib. p. 114. nota. ' 

6 ) Sappl, ad Nat Alex. 1« c.: Itaqne eonfeota res est oeagna ex parte shoilibus 
condhiombaB, de quibus sedentö P. Clemente XI. convenerant marchio Compostae et 
Pompejos Aldovrandus, ad eam rem destinatus, quaeque numquam firmae rataequef 
habitae inerant. 

7) ibid. p. 286. 287.: Haeo fuerat summa: ut eoclesiarum immunitas circnm- 
scriberetur, utque promulgata de bomicidis coiistitutio ad Hispaniarom regnum exten- 
deretnr: nt monerentnr episcopi de servandis Conc. Trid. deoretis, quae de clericorom 
ordinatione interposita faerant: ne cui temporaria benefioia erigere liceret; oautam- 
que, ne in constitaendis cleribomm patrimoniis regio ^aerario quid esset fraadi: ut 
appellatioues caussarum benefioiorum, quae summam ^4 aureorom dnoatorum exoe- 
dunt, nec non jurisdictionis; matrimonii, decimarum et jorispatronatos, hisque similinm 
fierent ad Ponüficem, oeterae vero oausae otpote leviorls momenti ordi&arlis loconim 
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Deber das Concardat v. J. 1737, art. 1—4. 

Eiagang dieser Convention besagt, dass der König dem heiligen Vater 
das unter Clemens XI. von dem Biarqnis de la Compuesta Don Josö 
Rodrigo Villalpando ausgearbeitete Resumö verschiedener Vorschläge 
ttberreichdh und Se. Heiligkeit dasselbe zur Begutachtung verschiede¬ 
nen Cardinälen mittheilen und dann seinen Bevollmächtigten mit dem 
spanische Gesandten unterhandeln Hess. Dies Concordat war im 
Ganzen dem römischen StuUe sehr günstig und ging nur zum Theit 
anf die Forderungen des spanischen Hofes ein. 

Der erste Artikel gab dem römischen Stuhl Genugthunng für die 
gegen die Nuntiatur getroffenen Massregeln; der Nuntius, sein Tribu¬ 
nal und seine Beamten sollten ohne die geringste Schmälerung ihre 
früheren Rechte und Befugnisse geniessen, alle entgegenstehenden 
Decrete aufgehoben und Alles auf den Stand vor den letzten Differen¬ 
zen zurückzuversetzen sein mit einziger Ausnahme der durch das 
gegenwärtige Concordat getroffenen Veränderungen. Der Verkehr mit^ 
dem römischen Stuhl und der Vollzug der päpstlichen Bullen wurde 
, für wiederhergestellt eiidärt; spanische Schriftsteller stritten darüber, 
ob damit das königliche Placet ganz ausgeschlossen sei ^). Art 2—4. 
handeln von da* Beschränkung des Asyhrechtes. Dasselbe soll den 
Mördern und Wegelagerern, auch im Fall eines einzigen und ein¬ 
fachen Angriffs, bei dem Tod oder Verstümmlung erfolgt, nicht zu 
gut kommen, die für den Kirchenstaat 1734 erlassene Bulle In supremo 
jnstitiae solio gegen 'die Localimmunkät der Mörder auf Spanien aus¬ 
gedehnt, zum Majestätsverbrechen auch die Conspiration zu einer 
gänzlichen oder theilweisen Beraubung des katholischen Königs an 
seinen Dominien gerechnet werden. Die ausserhalb einer Freistätte er- 


judicibus committereDtur: ut Judicium esset episcoponim designandi post consucta 
certamina magis idoneos, qui paroeoias regerent, quoties earum conferendarum Ponti¬ 
fex sua facultate uti deberet, iisque ue imponerentur pensiones, decretum est: ut bene- 
^ fteiorum redditus ex integro taxarentur: ne cui quis daretur in canonicatu af^utor 
sine testimonio episcopi,non modo de ejus scientia et honestate, sed et de uecessitate 
et utilitate ecclesiae; neve pensionis onere gravaretur: ne pontificio oratori amplius 
faeuHas esset, dimissorlas, ut ajuut, literas concedendi: ne is, usquedum memorata 
taxatio absolveretur, suo jure uteretur oonferendi beneficia, quae summam 24 duoato^ 
rum^ non exoedunt, nisi judicio episcoporum ac certis testimoniis de eorum censu con- 
stet: ne eidem causas amplins delegare lioeat, praeterquam judicibus synodalibus, vel 
aliquibus dignitates in ecelesiis cathedralibus obtinentibus: ut tertia pars fructuum 
ecclesiarum yaoanthun in earum et pauperum subsidium aasignaretur. Ad constitueu- 
. dam vero controversiam beneficiorum jurispatronatus conventum fuit, ut ultro citroque 
aliqui eligerentur, quibüs causäe cbgnitio committeretur, et interea temporis, ne quid- 
quam ab Hispaniae rege moveretur, sed beneficia, quae ad eam oontroversiam per« 
tinerent, a Pontifice eorumque ordinariis collatoribus suis mensibus oonferrentur. Be- 
aUglich des letzteren Punktes erwähnt das Concordat von 1737 in Zusammenhang 
mit dem von 1753 auch Moroni, t. XVI. p. 38. V. Concordato. 

1) Colecdon p. 137. 138. 
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griffenen VmHbrecher können in Zukunft keine Immunität geltend ma¬ 
chen und nicht mehr ihre BeatitniÜon au die Kirche veriangen; die 
Einsiedeleien und Lmidkirchen, in denen das Sanctissimum nicht auf« 
bewidirt wird oder in deren unmittelbarer Nähe nicht mn fSr dessen 
Betrachnng bestimmter Priester wohnt, können, wofern nicht in ihnen 
cum frequentia pOpüli das Messc^fer dargebracht wird, kein Asylrecht 
geniessen. Ueber diese Modificationen des Asylrechts werden besonn 
dere päpstliche Breven zugesichert. Der fünfte Artikel des Concordats 
ist gegen die za grosse Zahl der Gästliohen und die Täuschungen 
gerichtet, die bei Feststellung des titulus patrimonii vorkamen; er 
verheisst, dass Se. H^igkdt durch besonderes Breve die Beobachtung 
der tridentiniechen Vm'schriften Sess. 21. cap. 2. Sess. 23. cap. d. de 
^ref. unter Androhung der festgesetzten Strafen einschärfen wird, die 
von der Zulassung zum geistlichen Stande hande^ Das patrimonium 
'der Geistlichen soll nicht mehr als 60 römische Scudi (600 sptmische 
Silberrealeu von je 16 Cuarto’s) jährlich betragen i). Gegen die biäberigen 
Betrügereien sowohl bet Feststellung dieses Patrimoniums als ausser¬ 
halb derssüben, wo durch fii^irte Veräusserungen, Schenkungen, Con- 
tracte die wahren Eigenthflmer bestimmter Güter sich den Staatslaetmi 
entzogen, soll nach einem an den Nnntius zu richtenden Breve mit 
der dems^b^ reservirten Excommunication latae sententiae einge- 
schtitten werden. Der Hauptinhalt dieses fünften Artikels ist ganz der 
angeführten Bulle Innocenz’ Xlll.^) conform. Artikel 6 verbietet die 
Erriditung der beneficia ad tempns, die dem Begriffe des Beiiefieiums 
selbst widerstreiten, und erklärt, dass die temporär errichteten keiner¬ 
lei Exemtion geniessen sollen. Die zwei folgenden Artikel beziehen 
sich auf die beantragten erweiterten Beiträge der Kirchen und Geist¬ 
lichen zu den Staatslasten. Es hatte der Hof von Madrid verlangt: 
a) ln Ansehung der schweren Belastung der spanischen Unterthanen 
weltlichen Standes, die kaum mehr die von den Bedürfnissen der , 
Monarchie geforderten Contributionen aufzubringen vermöchten, möge 
das Indult, kraft dessen die Geistlichen zu der Auflage von IflVz 
Honen auf Fleisch, Essig, Wein und Oel beizntragen haben, ebenso 
auf die weitere Auflage von 4^2 Millionen auf dieselben Producte für 
die UnterbaltuBg von 8000 Soldaten ausgedehnt, b) aus gleichem 
Grunde alle seit der Thronbesteigung Philipps V. (Ifl. November 1700 
Tag der Proclamation) von dem Klerus unter was immer für einem 
Titel erworbenen Güter denselben Lasten wie die der Laien unter- 


1) Colecoion p. 138. 

2) 8. hisp. §§. 5. 6. 
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worfen werden. Der idmiacbe Stuhl erklärte nun ad &) Art. 7. er 
könne darauf kein bestimmtes Indult j;ewähren, bevor er ermittelt 
1 ) ob die neue Auflage von 47 } Millionen in sechs oder in einem 
Jahre gefordert werde, 2) welches die G-rösae und Beschaffenheit der 
Lasten des spanischen Klerus überhaupt sei; wolle aber doch inzwi¬ 
schen ein Indult auf bloss fünf Jahre ertheilen, womach die Geist¬ 
lichen ihren Antheil an der neuen Auflage in sechs Jahren zu ent¬ 
richten angewiesen würden, doch dürfe dieser nicht 150,000 spanische 
Dukaten jälwlich überschreiten; man wolle nähere Informationen 
über die Lage des Klerus einziehen; sollte eine Prorogatio« dieses 
Indults nach fünf Jahren lücht zugestanden werden, so könne keines¬ 
falls daraus ein Bruch des gegenwiü'tigeu Concordates gefolgert wer¬ 
den. Art. 8. resolvirt aff b) der heilige Stuhl könne die gleiche Be¬ 
lastung der Kirchengfiter mit den Laiengütera nur in der Art zuge- 
stehen, dass alle seit dem Datum dieses Concordats erworbenen davon 
betroffen würden, mit der in der alten Disciplin und namentlich in 
Hinsicht auf den mansus der Karolingerzeit begründeten 7 Ausnahme, 
dass die Güter der ersten Stiftung, das ursprüngliche Dotalgut davou 
ausgenommen, sowie mit der Bestinunung, dass die in Zukunft erst 
von der Kkcbe zu erwerbenden Güter damit auch frei seien von jenen 
Auflagen, welche die Geistlichen kraft besonderer päpstlicher Conces- 
sionen zu entrichten haben; aUch sollte die Execution der zn ent¬ 
richtenden Lasten nicht durch die weltlichen Tribunale, sondern durch 
die Bischöfe vorgenonunen werden. Der neunte Artikel über lOeri- 
ker der niederen Weihen , die durch eigene Schuld nicht zu den 
höheren Qrdines gelangen und keine Exemtion von den Staatslasten 
gemessen sollten, war der spanischen Gesetzgebung und der Bulle 
Innonenz XIII. conform, der zehente entbrach den tridentinischen Be¬ 
schlüssen über den gemässigten Gebrauch der Censuren; der .eilfte, 
der'eine Visitation der Klöster anordnete, kam den Wünschen des 
Madrider Hofes entgegen. Der zwölfte betraf kirchliche Rechtssachen, 
befriedigte mehrere der geäusserton Wünsche, aber,' wie scdwu die 
die späteren Postulate zeigen, keineswegs alle. Am Artikel 13. wurde 
der vom Concil von Trient 7, wie die Spanier rühmen, auf Antrag *) 
des Erzbischofs von Braga Bartholomäus de Martyrihus verordaete 
Concurs für die Vergebung von Pfarreien attgemein, awdi für die in 


1) Colecoion p. 189. 140. ^ 

2) Karl II. Ley 9. tit. 10. L. I. N« B. — Iwioc. XJTf. Gonst. cit. §. 2. (bisp.) 

3) Trid. Sess. 24. c. 18. de ref. 

4) Vida del ven. Bartolom^ de los lf4rtires por Fr. Luis de f orde- 

nada pqr . M pw L. fi. e. 14. Cettoaioa 151. 
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Curia erledigten und sonst dem Papste reservirten Seelsorgsstellen in 
der gewöhnlichen Weise vorgeschrieben, so dass die vorher beklagte 
Verleihu^ durch päpstliche Breven ohne denselben aufhörte. Die 
Artikel 1'4. und 15. handeln von der Imposition von Pensionen auf 
Beneficien Seitens des römischen Stuhles. Obschon seit alten Zeiten 
von den Päpsten auf kirchliche Pfränden Pensionen aus verschiedenen 
Anlässen gelegt wurden, wozu das Concil von, Chalcedou ein Beispiel 
gab ^), und auch Macanaz zugestand, dass sie in Spanien seit dem 
zwölften Jahrhundert häufig wurden *), so wurden sie doch als eine 
Quelle vieler Missbräuche betrachtet und von den Concilien wie von 
den Päpsten nach -und nach beschränkt*). In Spanien reclamirteii 
gegen sie mehrere Bischöfe sowie die Cortes von 1632 und darnach 
die Denkschrift des Chumacero *), und die* Könige suchten weitere 
Schranken zu errichten *). Innocenz XII. befahl bereits, in der 
Datarie zu publiciren, dass die spanischen Curatbeneficien nicht durch 
Pensionen za belasten seien, was ein Gesetz Karl’s II. *) von 1693 
darnach sanctionirte, von Benedict Xni. wurde diese Vorschrift am 
25. September 1724 erneuert'^). Das Coiicordat beschränkte die Auf¬ 
lage von Pensionen auf Curatbeneficien dahin, dass diese nur zu Gun¬ 
sten des resignirenden Bei^eficiaten, sofern der Bischof dessen Ent¬ 
sagung für zweckmässig und nützlich erachtet, und dann für den Fall 
einer Vereinbarung zwischen zwei um dieselbe Pfarrei Prozess füh¬ 
renden Geistlichen damit belastet werden könnten; was aber die ande¬ 
ren Beneficien betrifft, so soll es bei der bisherigen Praxis sein Ver- 
/ 

bleiben haben; es sollen aber keine Renovatorieu für die auf die Zu¬ 
kunft vergebenen Pfründen entrichtet werden mit Ausnahme derjenigen, 
die zu Gunsten der bereits früher von der Datarie mit Pensionen ver¬ 
sehenen Personen sind *). Artikel 16. beschäftigt sich mit den Miss¬ 
ständen, die aus der Unsicherheit vieler Einkünfte geistlicher Pfrün¬ 
den und der Verschiedenheit in der Angabe der'Erträgnisse (Fassion) 
der Pfründebesitzer hervorgingen. Es wird die Anfertigung eines ge¬ 
nauen Etat aller sicheren und unsicheren, ständigen und unständigen 


1) Van Espen, Jus eccl. uuiv. t. 111. p. 141. ed. Venet. 1769. 'Thomassin. P. 
111. L. n. c. 29. n. 3-5. 

2) Abhandlung vom 2. Januar 1714. Coleccion p. 246. 

8) Trid. Sess. XXIV. o. 13. de ref. Gone. Compostell. 1565. act. III. c. 41. 
Thomattin 1. o. c. 31. n. 14. P. I. L. .1. c. 70. n. 8. 

4) Coleccion p. 152. 

5) L. 1. 2. tu. 28.; 1. 1. tit. 19. L. I. N. R. 

6) L. 3. tit. 23. L. I. N. R. 

7) Coleccion p. 152. 

8) Bestinunter ist das in dsm erläuteradsa Breve §§. 33—36i aosgedrUokb 
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Ebikttnfte aller, auch der Patronatsbeneficien angeordnet, nur mit 
Ausnahme der in den Büchern der apostolischen Kammer taxirten 
Consistorial-Pfründen. Die Bischöfe und die von der Nnntiatur, be¬ 
stimmten Beamten sollen zusammen diesen Etat anfertigen, der ganz 
den Vorschlägep von Chumacero und Pimentei entsprach^). Bis zur 
Bändigung dieser Arbeit soll das bisher beobachtete eingehalten und 
nach ihrer Ausführung die Art und Weise festgesetzt werden, wie 
die Datarie und die apostolische Kanzlei vor zu grossen Nachtheilen 
bewahrt werden. Nach Artikel 17. sollen an Cathedral- und Collegiat- 
kirchen keine Coadjutorien für die Präbenden ohne Zeugnisse der 
Bischöfe sowohl über die Tauglichkeit der zu bestellenden Coadjutoreu 
als den Nutzen oder die Nothwendigkeit der Massregel verliehen, und 
wenn diese verliehen sind, keine Pensionen darauf gelegt werden. 
Diese Bestimmung, die anfangs nicht ausgeführt worden sein soli^); 
war den Wünschen Philipp’s V. ganz gemäss, der .sie am 24. August 
und 2. September 1745 neu einschärfte 3). Ebenso Artikel 18., der 
den Nuntien die Ertheilung von Dimissorien nach den früheren Deere* 
ten überhaupt verbot. Die Facultät des Nuntius, Benefieien zu ver¬ 
leihen, die nicht über 24 Kammerdukaten Einkünfte hatten, blieb un¬ 
angetastet. Da aber oft Streitigkeiten über die Richtigkeit der An¬ 
gaben über den Ertrag entstanden, so bestimmt Artikel 19., dass dem 
die neue Taxation abhelfe, die in Artikel 16. stipulirt ist, bis 
dahin aber der Nuntius keine solche Verleihung vornehmen soll, ohne 
dass verlier‘vor dem Diöcesanbiscliof eine Untersuchung über* die Er¬ 
trägnisse des fraglichen Beneficiums stattgefunden hat. Nach Artikel 
20. sollen in Rechtssachen, die nicht an die Richter Aes Nuntiatur- 
Mbunals kommen, vom Nuntius nur die in den Synoden ernannten 
Richter oder Dignitäre der Cathedralkirchen delegirt werden. Das 
G-esneh um Qrmässigung der Sporteln und Gebühren des Nnntiatur- 
tribunals resp. um deren Zurückfübrung auf das Hass der bei den 
königlichen Gerichten gebräuchlichen Taxen wird in Artikel 21. nicht 
erledigt, sondern die Sache bis auf das Eintreffen' weiterer Informatio¬ 
nen in Rom verschoben. Was die Edagen über die Spolien betraf, 
so setzte Artikel 22. fest, dass in Zukunft ein Dritttheil derselben für 
die Kirchen und die Armen des Landes verwendet werden, sonst aber 
die bisherige Praxis fortbestehen solle. Eine königliche Anordnung 
bestätigte noch diese Vertiignng^). 


1) Coleccion p. 152. 153. 

2) Mayan», 01>8ervac. n. VUL 

3) Coleccion p. 153. 

4) Lib. n. Noy. tit. 13. 
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ITeber die Flrage des allgemeineir kSniglichen Patronats (Art.* JSf.) 
ward spätere Vereinbamirg Vorbehalten ; ebenso (Art. 24.) über andere 
Ptmkte, die das Resmn^ von VÜlalpando enthielt. I>cr letzte Artikel 
(25.) betrifft die Ratificationen. 

Wir lassen nttn das Concordat selbst in dentscbem nnd spani¬ 
schem Texte folgen 1). <■ 


Concordat zwischen - Papst 

Clemens XII. and König 
Philipp V. vom Jahre 1737. 

Se. kath. Majestät Philipp V., 
König ven Spanien, von dem Ver¬ 
langen beseelt, für die Ruhe und 
das öffentliche Wohl Ihrer Reiche 
durch die Betreibung eines zweck¬ 
mässigen Regulativs über gewisse 
Kapitel in Betreff der Kirchen und 
der Geistlichen Vorsorge zu tref¬ 
fen, und bestrebt, nicht nur mit* 
telst einer festen und unaufiös* 
liehen Vereinbarung mit dem hei¬ 
ligen Stuhl die gegenwärtig be¬ 
stehenden, zwischen diesem nnd 
der spanischen Krone entstandenen 
Differenzen zu beendigen, sondern 
ebenso auch jedweden Stoff oder 
Anlass zu beseitigen, der in Zu¬ 
kunft der Ursprung neuer Miss- 
helli^eiten und Meinungsverschie¬ 
denheiten sein könnte, liess Sr. 
Heiligkeit dem glücfalich regieren¬ 
den Papste Clemens XH. ein Re* 
sumd verschiedener Anträge, ver¬ 
lässt, von Don Jos^ Rodrigo Vil- 
lalpando, Marquis von La Com- 
puesta, Ihrem Ministee, in der 
Zeit des Papstes Clemens XL heil. 
Andenkens, und damals dem ge¬ 
nannten Papste mitgetheilt, mit 
der Bitte 'vorlegen, es wolle Se. 
Hefiigkett mit Ihr» apostolisch») 
Autorität huldvolle Vorsorge tref¬ 
fen nach Massgabe der in genann¬ 
ter Schrift formulirten Wünsche 
und Anträge. Nicht weniger war 


CoBcordato 
d e 
1737. 

Beseando la Majestad Catdlica 
de Felipe V. rej- de las Espanos, 
dar providencia para la quietud 
7 bien publico de sus reinos, con 
la solicitud de algnn reglamento 
oportuno sobre ciertos capitulos 
concernientes ä sus iglesias y ede- 
siästicos'; y queriendo, no solo 
terminar por medio di una firme- 
e indisoluble eoncordia con la 
Santa Sede, las acaecidas diferen- 
cias que al presente ocurren, sino 
tambien quitar cualquiera materia 
y ocasion que pueda en addante 
ser or^en de nuevos disturbios y 
disensiones, hizo presentar d la 
Santidad de N. M. S. P. Clemente 
XII. que reina felizmente, un re- 
sumen de varias proposiciones qiie 
fonnö el Sr. don Josd RodrlgOi 
VÜlalpando, marqnds de la Com- 
puesta, SU ministro en el tiempo 
del pontificado de su antecesor 
Clemente XI. de santa memoria, 
y se comuBied entonces al P^ti- 
ice referido, suplicando i Su Saa- 
tidad que pnovidenoiase beBigasr 
mente con su ‘ autoridad Apostd- 
Uca al tenor de las instancias y 
demandas que en el resumen in- 
sinuado iban espuestas; y no de- 
eeaaido menos Su Santidad eoOpe- 
rar al bien de aquel reino y 
especialmmito d la qmetBd y tran- 
quilidad d'el dleroi ptur» quo, libre 


1) Coleccion de loa Conoordatoa. Madrid 1848. p. 89-*114« 
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Se. Heiligkeit von äem Wunsche 
erfüllt zum Wohl dieses Reiches 
und besonders für die Ruhe und 
Sicherheit des Klerus mitzuwirken, 
damit derselte fi»i von allen Be¬ 
schwerden und Yerlegehheiteii mit 
grösserer Leidhtigkeit dem Di^ste 
Glottes sich widmen, auf das Heil 
und die Leitung der ihm anver¬ 
trauten Seelen seinen Eifer richten 
könne, und ganz besondelrs rich¬ 
tete Dieselbe ihr Verlangen da¬ 
hin , Sr. Majestät neue Belege 
Ihrer väterlichen Gesinnung und 
Ihres beständigen Wunsches zu 
geben, mit derselben eine aitf* 
richtige, Tollkonunene und dau¬ 
ernde Verbindung imd inniges 
Einvernehmen auhrecht zu erhalten. 
Nachdem nun Se. Heiligkeit das 
Gutachten einiger HH. .Cardinäle 
über besagte Anträge vernommen, 
zeigte Sie sich geneigt und geson¬ 
nen alles Dasjenige zusugestehen, 
was zugestanden werden könne 
unbeschadet der kirchlichen Im¬ 
munität und Freiheit, der Autori¬ 
tät und Jurisdiction des apost. 
Stuhles und ohne Benachtheiligung 
der Kirchen selbst.,In Folge die¬ 
ses' wechselseitigen Verlangens 
hab^ *6e. Heiligkeit und Se. kath. 
Majestät uns Endesnnterschriebene 
beziehungsweise beauftragt und 
uns die nöthigen Facultäten ver¬ 
liehen, um die erwähnte Angele¬ 
genheit zu berathen, zu verhandeln 
und zu beendigen, wie sich ans 
d^ uns beziehungsweise ertbeilten 
und wörtlich am Schlüsse gogen- 
wifetigeu Tractats zu inserirendent) 
Vollmachten ergti)t; und nachdem 
wir alle vorgenannten Gegenstände 

1) Diese Doenmente sind hier wegge- 
blieben, da sie kein Interesse darbieten. 
Die Vollmacht des spanischen Hofes für 
Cardinal Aquaviva, ist vom 5., die päpst¬ 
liche für Cardinal Firrao vom 24. Sep¬ 
tember 1737 datirt. 


' de todas moleMias y embaiauen, 
pheda mas facilmonte dodäearso 
I al Cttlto diVmo, y aplicarse ä la 
salud y euidado de las almas qiw: 
tiene & su cargo: eetendiendo con 
especialidad su anhnlo ä dar & 
Sn Majestad nuevas prucbas de 
su paternal afeelo y de su emot- 
staate deseo de mantenerle uun 
sincera, perfecta y perpotna cor- 
respondenCia y Union; despues d« 
haber oido el parecer de algunos 
senores cardenales sobre las dichas 
proposiciones, se mosttd propenso 
y ^puesto i conceder todo aquello 
que pudiese ser eoncedhlo, dejando 
i salvo la immunidad y lil^rtad 
eelesiästica, la autoridad y juris- 
diecion de la Silla ApostdUca, y 
sin perjuido de las mismas igle- 
sias. En consecueneia de sus re- 
ciprocos deseos, Su Santidad y S. 
M. G. respectivamente nos depu- 
tarOn y concedieron las faeultades 
necesarias & Kos los infrascriptos^ 
para que unidos confiridsemos, 
tratäsemos y concluydsemos el 
menciOnado negocio, come oonsta 
por las plenipoteBcias que re8i)e<^• 
tivatuente se nos dieron y ae hi- 
sertarän ä la letra al fin del 
preaente tradado ; y finalmente 
despues de examinades y cobtro- 
vertidos maduramente todos los 
dichos asuntes, acordamos los si- 
guientes articulos. 


1) Estos dooomentos ae omiten en la 
presente publicacion mediante su ningun 
inter4s. La plenipotencia conferida poi* 
el rey al cardenal Aquaviva llevaba lä 
fecha de 5. dfr setiembre^ ano de eaW 
cöneer^dx);^ la dada por d Papa al ear«> 
deaal Firrao «0 eapidl6 4 14. d4 los mi#- 
moa« 
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reiflich geprüft und hin und her 
besprochen haben, sind wir end¬ 
lich über nachstehende Artikel 
übereingekommen. 

Art. I. 

Se/ kath. I^ajestät, ii^ der Ab¬ 
sicht , Allen das vollkommene 
Einvernehmen, das Sie mit Sr. 
Heiligkeit und dem apost. Stuhl 
zu unterhaltmi wünscht, sowie Ihr 
ängstliches Bestreben, der Kirche 
ihre Rechte zu ^halten, zu erken¬ 
nen zu geben, wird den Befehl 
ertheilen, dass der Verkehr mit 
dem heil. Stuhl vollständig wie¬ 
derhergestellt , den apostolischen 
Bullen und den Erlassen in Ehe¬ 
sachen wie früher Vollzug gege¬ 
ben, der von Sr. Heiligkeit be¬ 
stimmte Nuntius sowie das Tribu¬ 
nal der Nuntiatur und seine Be¬ 
amten ohne irgend eine (auch 
noch so geringe) Schmälerung in 
ihre Ehren, Befugnisse, Jurisdic¬ 
tionen und Prärogativen, deren 
sie sich in der Vergangenheit er¬ 
freuten, wieder eingesetzt werden; 
und demgemäss, dass in jedweder 
Materie, welche die Autorität des 
heiligen Stuhles wie die kirchliche 
Jurisdiction und Immunität an¬ 
geht, Alles dasjenige zu beobach¬ 
ten und auszuführen ist, was vor 
den letzten Misshelligkeiten be'ob- 
achtet und ausgeführt ward, mit 
einziger Ausnahme dessen, worin 
kraft des gegenwärtigen Concor- 
dats irgend eine Aenderung, oder 
Disposition gemacht werden sollte; 
in .Bezug worauf das in demselben 
Festgesetzte und Bestimmte zu 
beobachten ist; mit Beseitigung 
und Abrogation jeder etwa einge- 
führten Neuerung und ohne dass 
was immer für Weisungen und 
Decrete entgegengesetzter Art, die 
in der Vergangenheit von Sr. Ma¬ 
jestät oder deren Ministem erlas¬ 
sen wurden, entgegenstehen sollen. 


Artieulo I. 

Su Mi^estad Catdlica, ptua ha- 
cer ä todos manifiesta la perfecta 
Union qne quiere tener con Sn 
Santidad y con la Sede Apostd- 
lica, y cuan de corazon es su 
ansia de conservar sus ^echos 
ä la Iglesia, mandarä qne se 
restablezca plenamente el comer- 
cio con la Santa Sede: que se 
dd como antes ejecucion ä las 
bulas apostdlicas y matrimoniales: 
que el Nnncio destinado por Sn 
Santidad,. el tfibunal de la Nun- 
ciatura y sus ministros se rein- 
tegren sin alguna disminucion 
(aun levisihia) en los honores, 
facultades, jurisdicciones y prero- 
gativas que por lo pasado goza- 
ban : y en conclusion que en 
cualqnier materia que toque & la 
autoridad de la Santa Silla, como 
ä la jurisdiccion d inmnnidad 
eclesidstica, se deba observar y 
practicar todo lo que se obser- 
^ vaba y practicaba antes de estas 
dltimas diferencias: exceptuando 
solamente' aquello en que se hi- 
ciere alguna mutacion d dispo- 
sicion en el presente concordato; 
por drdeii ä lo cual se obsm:- 
vard lo que en el se ha estable- 
cido y dispnesto, removiendo y 
abtogando cualqniera novedad que 
se haya introducido, sin embargo 
de cualesquiera drdenes y decre- 
tos oontrarios en lo pasado por 
S. M. 0 sus ministros.. 
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Art. H. 

Um die IHTentliche Ruhe und 
Sicherheit aufrecht zu erhalten und 
zu verhindern, dass in der Hofhmng 
auf das As^ einige grössere Ver¬ 
brechen begangen werden, die 
schwerere Unruhen veranlassen 
könnten, wird Seine Heiligkeit in 
Cireularschreiben an die Bischöfe 
die nothwendigen Anordnungen 
erlassen, um festzuslellen, dass die 
Local-Immunität in Zukunft den 
Strassenräubem, Meuchelmördern, 
Wegdagerern ‘keinen Schutz ver¬ 
leihe, auch im Falle eines einzi¬ 
gen und einfachen Anfalls, wenn 
nur in eben diesem Akt der Tod 
oder Verstümmelung der Glieder 
in der Person des Angefallenen 
erfolgen sollte. In gleicher Weise 
wird sie anordnen, dass das Ma- 
jestätsverbrechen, welches dnreh 
die apost. Constitutionen von der 
Wohlthat des Asyls ausgeschlos¬ 
sen ist, ebenso auch diejenigen 
Umfasst, welche Verschwörungen 
anetlften oder unternehmen sollten, 
die darauf gerichtet sind, Se. Ma¬ 
jestät ihrer Dominien entweder 
ganz oder zum Theile zu berau¬ 
ben. Endlich um soweit es mög¬ 
lich das Ueberhandnehmen der 
Mordthaten zu verhüten, wird Se. 
Heiligkeit mit anderen Circular¬ 
schreiben die Bestimmung der jüngst 
für den Kirchenstaat erlassenen 
Bulle In supremo ju$titiae iolio 
auf die spanischen Königreiche 
, ansdehnen. 

Art. m. 

Da in einigen Gegenden $e 
Uebung eingeführt worden ist, dass 
die ausserhalb des geweihten Orts 
ergriffenen Verbrecher Immunität 
vorschtitzen und der Kirche zurück- 
gestellt zu werden verlangen, auf 
den Grund hin, dass man sie aus 
derselben oder von as^dberechdg- 
ten Orten herausgezogen, um auf 

AnU« AtUNkNmkt. X. 


Art. n. 

Para mantener la quietud y 
tranqüilidad publica 4 impedir ^üe 
con 1& esperanza del asilp se co- 
metan algunos mas graves deHtos, 
que pnedan ocasionar ^ mayores 
distnrbips, darä Su Santidad en 
cartas circulares & los obispos las 
drdenes necesarias para establecer 
que inmunidad local no sq- 
ffague en adelante & los saltea- 
dores 6 asesinos de caminos, aun 
en el caso de un solo y simple 
iqsulto, con tal que en aquel 
acto mismo se sig^ mnerte 6 
mutilacion de miembros en la 
persona del insultado. Igualmente 
ordenarä que el crimen de lesa 
magestad, que por las cpnstltu- 
ciones apostolicas estä esclnido 
del beneficio del psilo, comprenda 
tambien d aquellos que maquina- 
ren 6 trazaren conspiraciones di- 
rijidas & privar d S. M. de sus 
dominios en el todo <5 en parte. 
Y finalmente ppra Impedir en 
cuanto sea posible la frecnepciä 
de los homicidios, estenderd 3p 
Saptidad con otras letras circu¬ 
lares d los reinos de Espana la 
disposiqipn de la bnjp que co- 
mienza: In supremo justitiae so.- 
lio, publicada dltimamente parp 
el Estado Eclesidstico. 


Art. HI. 

Habidndose en plgiinas partes 
introducidp la prdctlca d<^ 
reos aprehendidps .füera dol lugpr 
sagrado aleguen inmunidad, y 
pretendan ser restituldos d la Igle- 
sia por el titulo di haber sidp 
estraidos ße ella, 6 de ^arps 
inmunes en cuaiquiera tiempo, 
hnyendo de este modo el castigo 
14 
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diese Weise der ihren Verbrechen 
gebührenden Strafe zu entgehen — 
einen Brauch, den man gemeinhin 
mit dem Namen: „Becht der Frei¬ 
stätte“ bezeichnet: so erklärt Se. 
Heiligkek, dass die Verbrecher in 
solchen Fällen keine Immunität 
geniessen, und wird darüber den 
spanischen Bischöfen ein Circular¬ 
schreiben zusenden, damit sie in 
Uebereinstimmung damit ihre Edicte 
publiciren. 

Art. IV. 

Da Se. Majestät besonders 
darauf drang, dass man Massregeln 
gegen den Missbrauch treffe, der 
aus der Zuflucht entsteht, welche 
die Verbrecher in Einsiedeleien 
und Landkircben suchen und die 
ihnen bequeme Gelegenheit bietet, 
ungestraft andere Verbrechen zu 
begehen: so wird auf gleiche Weise 
in Circularschreiben an die Bischöfe 
ausgesprochen werden, dass ge- 
pannte Landkirchen und Einsiede¬ 
leien, in denen das heiligste Sa- 
crament nicht aufbewahrt wird oder 
bei denen nicht im anstossendeu 
Hause ein Priester für die Be¬ 
wachung wohnt, unter der Be¬ 
dingung dass in ihnen nicht mit 
häufigem Zudrang von Menschen 
das Messopfer gefeiert wird, der 
Immunität nicht gemessen. 

Art V. 

Damit nicht die Zahl der zu den 
heij. Weihen Beförderten übermäs¬ 
sig und ohne alle Nothwendigkeit 
zunehme und damit die Eirchen- 
äucht in Bezug auf die Kleriker 
der niederen Weihen mit Nachdruck 
aufrecht erhalten werde, vrird Se. 
Heiligkeit mit einem besonderen 
Breve dringend die Beobachtung 
des Concils von Trient einschärfen, 
namentlich über dasjenige, was in 
der 21. Sitzung cap. 2. und in 
der 23. Sitzung c. 6. de ref. ent¬ 
halten ist, unter den Strafbestim- 


debido d sns delitos, cnya prdc- 
tica se llama comunmente con 
el nombre de Iglesiai frias; de- 
clara Su Santidad, que en estos 
casos no gocen de inmunidad los 
reos, y espedird d los obispos 
de Espana letras circulares sobre 
este asunto para que en su con- 
formidad publiquen los edictos. 


Art. IV. 

Porque S. M. particularmente 
ha insistido en que se provi- 
dencie sobre el desörden que nace 
del refugio que buscan los de- 
lincuentes en las ermitas d igle- 
sias rurales y que les da ocasion 
y fadlidad de cometer otros de¬ 
litos impunemente; se mandard 
igualmente d los obispos por le¬ 
tras circulares, que no gocen de 
inmunidad las diclias iglesias ru¬ 
rales y ermitas en que el San- 
tisimo sacramento no se. con- 
scrva, 6 en cuya casa contigua 
no habita un sacerdote para su 
custodia, con tal que en ellas no 
se celqbre con frecuencia el sacri- 
ficio de la misa. 


Art. V. 

Para quo no crezca con esceso 
y sin alguna necesidad el nümero 
de los que son proino.vidos d las 
ördenes sagradas, y la discipliua 
eclesidstica se mantenga con vi- 
gor por örden d los inferiores 
cldrigos; encargard S. S. estrecha- 
mcnte con breve especial d los 
obispos la observancia del Con- 
cilio de Trento, y precisamente 
sobre lo contenido en la ses. 
21. cap. 2. y la ses. 23. cap. 6. 
de Reform., bajo las pcnas que 
por los sagrados cdnones, per el 
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mmigen, die durch die heil. Cano- 
ues, durch eben jenes Concij und 
die apostolischen Constitutionen 
festgestellt sind; und um die Be¬ 
trügereien zu hindern, die sich 
Einige bei Festst^ung der Patri¬ 
monien erlauben, wird Se. Heilig¬ 
keit anordnen, dass das Patrimo¬ 
nium für die Geistlichen künftighin 
die Summa von 60 rüm. Thalern 
jährlich nicht überschreiten soll. 

Nebstdem da von Seite Sr. kath. 
Majestät das Ansuchen gestellt 
wurde, es möge gegen die Betrü¬ 
gereien und Täuschungen Vor¬ 
sorge getroffen werden, welche sich 
öfter Geistliche sowohl in der Fest¬ 
stellung der erwähnten Patrimonien 
als auch ausserhalb dieses Falles 
durch fingirte Yeränssernngen , 
Schenkungen und Verträge zu dem 
Zweck zu Schulden kommen las¬ 
sen , auf ungerechte V^eise die 
wahren Besitzer der Güter unter 
diesem falschen Vorwände von 
den Beiträgen zu den königlichen 
Gefällen zu befreien, die sie nach 
ihrem Stande und ihrer Stellung 
zu entrichten verpflichtet sind: so 
wird Se. Heiligkeit gegen solche 
Unzukömmlichkeiten mittelst eines 
an ‘den Nuntius gerichteten und in 
allen Bisthümem zu verkündigen¬ 
den Breve Vorsorge treffen, 'worin 
canonische und geistliche Strafen 
mit dem ipso facto eintretenden, 
dem Nunthis und seinen Nachfol¬ 
gern reservirten Bann geg.en jene 
ausgesprochen werden, die solche 
Unterschleife und betrügerische 
Contracte eingeheu oder zu ihnen 
mitwirken sollten. 

Art. VI. 

Der Brauch kirchliche Beneficien 
zu errichten, die nur auf beschränkte 
Zeitdauer bestehen sollen, bleibt 
gänzlich abgeschafft und Se.Heiligr 
kek wird Circularschreiben an die 
8 panischen Bischöfe, wenn es nöthig 


m 

concilio mismo j por constitncio- 
nes apostölicas estän estableci- 
das: 7 ä efecto de impedir los 
ftaudes que hacen algunos en la 
constitücioii de los patrimonios, 
ordenarä S. S. que el patrimonio 
sagrado no esceda en lo veni- 
dero ^la soma de 60 escudos de 
Roma en cada un ano. 


Demas de esto,. porque se hizo 
instancia por parte de ^ S. M. C. 
para que se provea de remedio 

6 los fraudes y colusiones que 
hacen muchas veces los eclesiäs- 
ticos, no solo en las constitucio- 
nes de los referidos patrimonios, 
sino tambien fiiera de dicho caso, 
fingiendo enagenadones, donaciones 

7 contratos ä fin de eximir in- 
justamente & los verdaderos du- 
enos de los bienes bajo de este 
falso color de contribuir & los 
derechos Reales, que segun su 
estado y condicion estan obliga- 
dos ä pagar, proveerä S. S. & 
estos inconvenientes con breve 
dirigido al Nnncio Apostölico 
que se deba publicar en todos 
los obispados, estableciendo pe- 
nas canönicas y espiritnales con 
esctHDUnion ipso f<tcto incurreh- 
da, reservada al mismo Nuncio 
y ä sns sucesores, contra aquel- 
los que hicieren los fraudes y 
contratos ctflusivos arriba es- 
presados 6 cooperaren & ellos. 


Art. VI. 

La costumbre de erigir bene- 
ficios eclesiästicos que hayan de 
durar por limitado tiempo, queda 
abolida del todo, y S. S. espe- 
dird letras circulares d los obis- 
pos de Espana, si foere necesa- 
14 ^ 



304 Hergeni^tker. Sptblens IFlrimdlaigeir dlt JBOk rtmiseBen StnMe. 


seih sollte, eriasses, io dOnen ihnen 
anbefbhlen wird, in Ztikanfil: keine 
solch« Errichtting yon Benedeien 
ad tempus mKsnlassenj da diese asit 
jener P«rpe1nität und Dauer errich¬ 
tet sein müssen, welche die heiligen 
Clanones yorschreiben; und die in 
andwer Weise ertichteten sollen 
keinerlei Ex«B^en gemessen. 

Art. Vn. 

Da Se. M^gestät hat yorstellen 
lassen, dass deren weltliche Vasal¬ 
len sich in der Unmöglichkeit be&i- 
deb mit ibten eigenen Gütern and 
Besttzungenalle die für die dringen¬ 
den Bedürfnisse der Monarchie noth- 
wendigm Lasten zu bestreiten, und 
Sr. Heiligkeit das Anziehen stellte, 
dass das Indult, kraft dessen die 
Gieistlichen zu den Millionen 
beitragen sollen, die auf die vier 
Produete Fleisch, Essig, Od und 
Wein aufgelegt werden sind, ebenso 
auf die Millionen aui^edehnt 
werde, welche von denselben Pro- 
ducten für Beehnuhg der neuen Auf¬ 
lage von 8000 Soldaten erhoben 
wmrden: so hat Se. Heiligkeit die 
gewünedite Vergünstigung nicht 
zugestehen künnen, solange sie noch 
nicht genug darüber informirt ist, 
'Ob die 4 Y 2 Millionen Dukaten spa¬ 
nischer Münze , welche, wie eben 
bemerkt, von den Wdtliehen für 
Rechnung der neuen Auflage und 
den Tribut der 8000 Soldaten be¬ 
zahlt werden, in sedm Jahren oder 
in einem Jahre gefordert sind, und 
bevor sie eine vollständige und spe- 
cifleirte Information über die Quan¬ 
tität und Qualität der anderen La¬ 
sten erhalten hat, welchen die Geist¬ 
lichen unterworfen shid; doch soll 
dieser Artikel in der Schwebe ge¬ 
lassen werden, bis genannte Auf¬ 
lagen liquidirt werden und man er¬ 
kennen kann, ob es angemessen ist, 
^e Geistlichen neeh mdir zu be¬ 
lasten als sie bereits belastet sind. 


rio, thatiddndbleB qüe ho permi« 
tan eil addante semojahtes erec- 
ciones de benefimos äd tempus; 
debiendo «stos ser institnidoa con 
aqnella perpetuidad que ordmtan 
los c&nones sagrades ; y los que 
estin erigidos de otra manera no 
gocen de esencioh alguna. 

Art. VH. 

Habiendo S. M. heeiKv repne- 
sentar que sus vasallos legos 
'estän imposibilüados de subveair 
con sus propios bienes j haden- 
das ä todas las cargas necesarias 
para octtrrir d las ürgencias de 
la monarquia, y habimido supli- 
eado d S. S. que el indulto en 
cuya virtud contribnyen los ecie- 
sidstioee d los 19 mdUones y 
medio im^estos aobre las cuatro 
especies de came, vinagte, ueehe 
y vino, se estienda tambien d 
los cuatro millones 7 medio que 
se cobean de las mismas espe- 
des por euenfea del iwevo bn*> 
puesito de los 8000 soldados: 
S. S., basta tanto que sepa con 
distincion si los cuatro ir^onea 
7 medio de dneados de moneda 
de Espana que pagan los segfe- 
rea, como arriba se dijo, por 
Guenta del nuevo impnesto, 7 
por el tributo de los 8000 sold»- 
dos, se exgen d en sds anee 6 
en uno; 7 liasta tener una plena 
7 etpecifica inftirmaeion de la 
cuautidad 7 oialidad de las otras 
cargas d que los eclesidsticos estdn 
sajetos, no puede acordar la gracia 
que se ha pedtdo; d^ando sm em- 
bargo suspenso esteartieuio haste 
que se liquiden dichos impuestos, 
7 se reoenozca si es conTeniente 
gtevar d los edesidstioos mas de 
lo que al presente estdn ^raVa- 
dos. Su Sentidad, por dar d 8 . 
M. entre tanto una nuewa jprusba 
dd deseo que Hebe de ioompht- 
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Um inzwiaohen Sr. Majeetät einen j c«rle en «umto sea posible, le 


neuenBeweis Ihres sehnlichen Wun¬ 
sches zu geben, Derselben soweit 
naöflich gefällig zu sein, wird Se. 
Heiligkeit Derselben dn Indult auf 
bloss fünf Jahre verleihen, kraft 
dessen die Geistlichen die bereits 
erwähnte neue Auflage und den 
Tribut der 8000 Soldaten auf die 
erwähnten Producte Essig, Fleisch^ 
Gel und Wein in -derselben Ferm 
wie die lOVe Millionen bezahlen 
sollen, jedoch unter der Bedingung, 
dass die genannten 4 Y 2 Millionen 
auf sechs Jahre vertheilt entrichtet 
werden sollen und dass der von den 
Geistlichen beizutragende Antheil 
nicht die Summe von 150,000 Du¬ 
katen spanischer Münze jährlich 
überschreite. Es reservirt sich in¬ 
dessen Se. Heiligkeit die nöthigen 
Nachforschungen zu veranstalten 
und sich ^e schon bemerkten In¬ 
formationen zu verschaffen, bevor 
Sie über diesen Gegenstand eine 
andere Bestimmung trifft, mit der 
ausdrücklichen Erklärung, dass für 
^n Fall Dieselbe oder deren Nach¬ 
folger diese bloss auf fünf Jahre ge¬ 
währte Vergünstigung nicht zu ver¬ 
längern eiuwilligen sollten, niemals 
daraus ab^eleitert und gefolgert wer¬ 
den könne, dass dadurch gegenwär¬ 
tiges Goncordat verletzt worden sei. 
Art. Vin. 

Aus demselben Grunde der sehr 
sehwwen Auflagen, mit denen die 
Güter der Laien belastet sind, und 
deren Unfähigkeit sie ferner zu tra¬ 
gen, die im Xaufe der Zeit eintre- 
ten müsste, wenn bei der Vermeh¬ 
rung der von Geistlichen durch Erb¬ 
schaften, Schenkungen, Kauf und 
andere Bechtstitel erworbenen Güter 
die Quantität der ^etzt von Laien, 
die mit der Last der königlichen 
Steuern beschwert sind, besessenen 
Güter sicflr vermindert,hat der katho- 
liedM ^önig Se. Heili^it gebeten. 


concederä un indulto por solos 
cinco Mios, en virtud del cual 
paguen los edesiästieos el ya 
dicho nuevo impuesto y el tri- 
buto de los 8000 soldados, sobra 
las cuatro mencionadas especies 
de vinagre, carne, aceite y vino, 
en la misma forma que pagan 
los 19 millones y medio; pero 
con tal que los dichos 4 miUo- 
nes y medio se paguen distri- 
buidos en seis anos; y que la 
parte en que deben oontribuir 
los eclesiästicos no esceda la su- 
raa de 150,000 ducados anuos 
de moneda de Espana. Res^r- 
vase entre tanto S. S. el hacer 
las diligencias y tomar las in- 
formaciones ya insinuadas antes 
de dar otra disposicion sobre la 
snjeta materia; con ec^resa de- 
claracion de que, en caso que 
S. S. 6 sus sucesores no vengan 
en prorogar esta gracia, conce- 
dida por los' cinco anos, d mas 
tiempo, no se pueda jamds decir 
ni inferir de esto, que se ha 
contravenido al presente concor- 
dato. • 


Art. VIIL 

Por la misma razon de los 
gravisimos impuestos que estan 
gravados los bienes de los legos 
y de la incapacidad de sobrelle- 
vsrlofl d que se reducirian cpn 
el discurso del tiempo, si aumen- 
tdndose los bienes que adquieren 
los eclesidsticos por hereneias, 
donaciones, compras ü otros titu- 
los, se disminuyesse la cuantida^ 
de aquellos en que hoy tienen 
los seglares dominio y estan con 
el gravamen de los t^utos t4- 
gios; he pedido d S. S. el Bey 
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es möge Derselben gefallen anza- 
ordnen, dass alle Gäter, welche die 
Geistlichen seit Beginn seiner Re- 
giemtig erworben haben und noch 
in Zukunft unter was immer fär 
einem Titel erwerben werden, eben 
denselben Lasten wie die Güter der 
Laien unterworfen sein sollen. Se. 
Heiligkeit hat die Quantität und 
Qualität der -genannten Lasten in 
Erwägung gezogen sowie auch die 
für die Laien in dem Falle, dass in 
Ansehung der zukünftigei^ Güter 
keine Vorsicht getroffen würde, ein« 
tretende Unmöglichkeit sie ferner zu 
tragen; kann aber nicht dazu ein¬ 
willigen, dass alle Geistliche, so 
wie die Bitte verlangt, beschwert 
werden und wird daher bloss dazu 
ihre Zustimmung geben, dass alle 
jene Güter, die aus was immer für 
einem Titel von irgend einer Eirche^ 
. frommen Stiftung oder geistlichen 
Commnnität erworben und desshalb 
hl die „todte Hand** fallen stellten, 
von dem Tage an, an dem die gegen¬ 
wärtige Uebereinkunft unterzeichnet 
wird, für immer allen königlichen 
Auflagen und Steuern, welche die 
Laien entrichten,-unterworfen blei¬ 
ben sollen, mit Ausnahme der Güter 
erster Fundation und mit der Be¬ 
dingung, dass eben diese Güter, 
welche in Zukunft erworben werden, 
von den Auflagen befreit bleiben, 
welche die Geistlichen in Folge apo¬ 
stolischer Concessionen entrichten, 
und dass die weltlichen Behörden 
sie nicht verbinden können sie zu 
befriedigen, sondern dieses die Bi¬ 
schöfe zu vollziehen haben. 

Art. IX.' 

Da es der Wille des heil. Concils 
von Trient ist, dass diejenigen, 
welche die erste Tonsur erhalten, 
Beruf zum geistlichen Stande haben, 
und dass die Bischöfe nach einer 
reiflichen Prüfung sie bloss denen 
ereilen, von denen sie mit Wahr- 


Catdlico se sirva ordenar que 
todos los bienes que los ecle- 
sidstioos han adquirido desde el 
principio de su reinado, 6 que 
en adelante adquirieren con cual- 
quier titulo, estan sujetos d aquel- 
las mismas cargas d que lo estan 
los bienes de los legos. Por 
tanto, haldendo considerado S. S. 
la euantidad y cualidad de di- 
chas cargas y la imposibilidad 
de soportarlas, que los legos 
se reducirian si por örden d los 
bienes fnturos no se tomase al- 
guna providencia, no pudiendo 
convenir en gravar d todos los 
eclesidsticos como se suplica, con- 
descenderd solamente en que to¬ 
dos aquellos bienes que por cual- 
quier titujo adquirieren cnalqulera 
iglesia. Ingar pio 6 comunidad 
eclesidstica, y por esto cayereu 
en mano mnerta, queden per- 
pdtuamente sujetos desde el dia 
en que se firmare la presente 
concordia, d todos los impuestos 
y tributos rdgios que los legos 
pagan, d escepcion de los bienes 
de primera fnndacion; y con la 
eondicion de que estos mismos 
bienes que hnbieren de adquirir 
en lo futuro, queden Hbres de 
aquellos impuestos que por con- 
cesiones apostölicas pagan los 
eclesidsticos, y que no puedan 
los tribunales seglares obligar- 
los d satisfacerlos, sino que esto 
lo deban ejecutar los obispos. 


Art. IX. 

Siendo la mente del Santo 
Concilio de Trento, que los que 
reciben la priihera tonsura ten- 
gan vocacion al estado eclesid- 
stico, y que los obispos, despnes 
de un maduro exdmen, la den d 
aquellos solamente de quienes 
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scheinlichkeit hoflfen können, dass 
sie in den geistlichen Stand mit der 
Absicht eintreten, der Kirche zu die- , 
nen und zu den höheren Weihen 
vorznschreiten: so wird Se. Heilig¬ 
keit bezüglich der Klerikei;, die nicht 
Beneficiaten sind und die keine Ca- 
pellanien oder Beneficien haben, 
die den dritten Theil der von der 
Synode für das kirchliche Patrimo¬ 
nium festgesetzten Congrua über¬ 
schreiten, wofern sie nach Erlangung 
des von den hml. Canonen,vorge¬ 
schriebenen Alters' durch eigene 
Schuld oder Nachlässigkeit nicht zu 
den heiligen Weihen befördert wur¬ 
den, die Concession ertheilen, dass 
die Bischöfe, nachdem sie die nöthi- 
gen Mahnungen voransgeschickt, 
ihnen einen fixen Termin für die 
Erwerbung der höheren Weihen be¬ 
stimmen, der nicht über ein Jahr 
hinausgehen darf, und äass wenn 
jene nach dessen Ablauf durch eigene 
Schuld oder Nachlässigkeit noch 
nicht zu diesen Weihen befördert ^ 
sind, sie keinerlei Exemtion von den 
öffentlichen Abgaben gemessen. - 
Art. X. 

Da man die Censuren gemäss der 
Anordnung der heil. Canones und 
der ausdrücklichen Verfügung des 
Concils von Trient Sitz. 25. de Ref. 
c. 3. nur in mbtidhtm gebrauchen 
soll: so wird man den Bischöfen 
einschärfen, dass sie diese concilia- 
rische und canonische Bestimmung 
beobachten und nicht bloss derselben 
sich mit aller gebührenden Mässig- 
uiig bedienen, sondern sich auch 
enthalten sie zu verhängen^ so oft 
man mit den gewöhnlichen Mitteln 
der Real- oder Personal-Execution 
dem Bedürfnisse sie aufzulegen ent¬ 
gegnen kann, und dass sie von den¬ 
selbenbloss dann Gebrauch machen, 
wo man nicht zu einer der genannten 
Execntionen gegen die Schuldigen 
vorschreiten kann und diese sich 


probablemente esperen que entren 
en el örden clerical con el fin 
de servir & la Iglesia y de 
encaminarse 4 las ördenes mayo- 
res; Sn ^antidad, por örden & 
los clerigos que no füeren bene- 
ficiados, y 4 los que no tienen 
capellanias ö beneficios que esce- 
dan la' tercera parte de la cön- 
grua tasada por el sinodo para 
el patrimonio eclesi4stico, los 
cuales , habiendo cumplido la 
edad que los sagrados c4nones 
han dispnesto, no füeren promo- 
vidos por s,n culpa ö negligencia 
4 los ördenes sacros, conceder4 
que' los obispos, precediendo las 
advertencias necesarias, les sena- 
len para pasar 4 las ordönes 
mayores un termino ^o que no 
esceda de nn ano; y que si 
pasado este tiempo no fueren 
promovidos por culpa ö negli¬ 
gencia de los mismos interesados, 
que en tal caso no göcen exen- 
cion alguna. de los - impnestos 
pöblicos. 

Art. X. • 

No debiöndose usar 'de las cen- 
suras sino es in subsidium, con- 
forme 4 la disposicion de los 
sagrados c4nones y al tenor de 
Io que est4 mandado por el Santo 
Concilio de Trento en la Ses. 
25. de Ref. c. 3., se encargar4 
4 los ordinarios que observen la 
dicha disposicion conciliar y c4- 
nonica; y no solo que las usen 
con toda la moderacion debida, 
sino tambien que se abstengan 
de fulminarlas siempre que con 
los remedios ordinarios de la eje- 
cncion real ö personal se pueda 
ocurrir 4 las necesidades de im- 
ponerlas, y que solamente se val- 
gan de ellas cuando no se pueda 
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halsstarrig weigern, den Urtheilen 
der geistlichen fochter sich zu 
unterwerfen. 


Art. XI. 

Da man voraussetzt, dass eich 
bei den geistlichen Orden einige ' 
Missbrauche und der Verbesserung 
bedürftige Unordnungen vorfinden, 
so wird Se. Heiligkeit die Erzbischöfe 
mit den nothwen^gen und zweck- 
piässigen t'acultäten zur Visitation 
der Röster und Ördenshäuser de- 
putiren unter der Weisung die Visi- ! 
tationsakfen zur Erlangung der 
apostol. Bestätigung einzusenden} 
unbeschadet der Jurisdiction des 
apostol. Nuntiusf die inzwischen und 
auch während der Dauer der Visi¬ 
tation durchaus in ihrer &aft nach 
der Forin seiner Fäcultäten und des 
Rechtes bleibt; zugleich ist den 
Visitatoren die Frist bestimmt, dass 
sie dieselbe binnen dreier Jahre zu 
been^geu haben. 

Art. XÜ. 

Die Verfügung des heil. Concils 
von Trient in Betreff der Rechts¬ 
sachen erstbr Instanz wird man 
genau beobachten lassen und was 
die Sachen in der Appellations¬ 
instanz angeht, so sollen die wich¬ 
tigeren, wie die der Benefieien, die 
den Werth von 24 Golddukaten der 
fiounmer übersteigen, diejurisdictio- 
nalen» die Ehesa^en, die Zehent- 
und Patronatsstreitigkeiten und an¬ 
dere derselben Art, in Rom ent¬ 
schieden werden; die von geringerer 
Bedeutung wird man Riehtern in 
partibu» übertragen. 

Art. Xm. 

Der Goncurs zu allen Pfarrkir¬ 
chen, auch wenn äejuxta decretum 
et in Roma erledigt sind^ wird in 
parUbus in der bereits festgesetzten 
Form gehalten und die Bischöfe 
werden die Facultät haben die wür- 


proceder ä alguna de didias ge- ^ 
cuciones eontra los rees; y estos se 
mostraren contumaces en obedecer 
los deeretos de los jueces ecle- 
siästicos. 

Art. XI. 

Suponidndose que en las drde- 
nes reguläres hay algunos abusos . 
[ y desördenes diguos de corregirse, 
deputard Su Sautidad d los metro- 
politanos con las facultades nece- 
sarias y convenientes para visitar 
los monasterios y casas reguläres, 
y con instruccion de remitir los 
! autos de la visita, d fin de obte- 
ner la aprobadon apestölica, sin 
perjuicio de la jurisdicciou del 
nunoio apostdlico, que. entretanto 
y aun mientras durare la visita, 
quedard en su vigor en todo, 
segun la forma de sus facultades 
y del derecho; y establecido i 
los visitadores tdrmino fijo para 
que la deban coneluir dentro del 
espacio de tres anos. 

Art. XH. 

La disposicion del sagrado Con* 
cilio de Trento eonoerniente d las 
causas de primera instancia, se 
hhrd observar eKactamente ^ y en 
cuabto d las causas en grado de 
apelacion, que sen mas relevan¬ 
tes, eomo las beneficiales que pa- 
san del valor de veinte y cuatro 
dttcados de oro de edmwa, las 
jurisdicifionales, matrimoniales, de- 
cunales, de patronato y otras de 
esta espeoie» se eonocerd de eilas 
en Roma; y se cemeterdn d jueoes 
in parUbue las que sean de menor 
importancia. 

Art Xni. 

El concarso d todas las iglesias 
parroquiales, aun vacantes ^uxta 
decretwn et in Roma, se hard m 
partibm en la forma ya estable- 
cida, y lee ubispos tendrdn la 
facultad de nombrar d la persona 
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digeron Individtwn 'zu eraennon, 
vVenn dio Erlodlgiing in don dom 
Papste reoervirten Monaten eintritt. 
Boi den anderen ErledigungsfaUon, 
audi wenn sie sieh in Folge go- 
sebefaener Provision ergeben, wer¬ 
den die Ordinarien die Namen der 
Approbirten mit Untersebeidung 
derselben in erster, zweiter und 
dritter Klasse und mit genauer 
Bezeichnung der Requip der 
Bewerber beim Concurs einsrichen, 

Art. XIV, 

In Berücksichtigung des gegen* 
Wärtlgen Cencordats und ebenso in 
Rücksicht darauf, dass die Pfarreien 
in Spanien in der Regel nicht reich 
und einträglich sind, willigt Se. 
Hdligkeit ein, dass keine Pensionen 
auf sie gelegt werden, mit Ausnahme 
derjenigen, die zu Gunsten der 
Resignirenden ihnen aufgelegt ww- 
den sollten, im Falle, dass man die 
Entsagung mit Zeugnissen der Bi¬ 
schöfe für zweckmässig und nützlich 
eracht^ wie auch für den Fall 
der Vereinbarung zwischen zweien, 
die um dieselbe Pfarrei streiten. 

Art XV. 

Was die Reservation von Pen¬ 
sionen auf andere Ben^cien.angebt, 
so wird man ebendasselbe beobach¬ 
ten, was bis zu den letzten Diffe¬ 
renzen in Uebung war; jedoch sol¬ 
len künftighin. keine Renovatorien 
für Präbenden und Beneficien mehr 
besahlt werden, die in Zukunft zur 
Verleihung kommen sollten; unbe¬ 
rührt davon bleiben aber die künf¬ 
tigen Renovatorien, die zu Gunsten 
der Privatpersonen dienen, welche 
durch die Datarie schon die Pen¬ 
sionen erlangt habmi. 

Art XVL 

Um die Unzukömmlichkeiten äu 
vermeiden, die sich' aus der Unge¬ 
wissheit der Renten von Beneficien 
und aas der VersdUedenheit er¬ 
geheg, mit der die I^cvkUrtea 


mas digna cuaado vacare la 
parroquia en los meses reservados 
al P^i^ En las demas vacantes, 
aanque seao por resultas de las 
ya provistas, los ordiparios remi- 
tiran los nombres de los que 
fueren aprobados, con distinciou 
de las aprobaciones en primero, 
segnndo y tercer grado, y con 
individuacion de los reqoisRos de 
los opositores al concurse. 

Art XIV. 

En consideracion del presente 
coneordato y eii atencion tambien- 
ä que regularmente no eon pin- 
gues las parroquias de Espana, 
vendrä 6u Santidad en no im- 
poner penaiones sobre ellas, ä 
reserva de las que se hubieren 
de cargar i favor de los que las 
reslgnan, en caso de que con 
testimoniales de lös obispos se 
juzgue conveniente y ütil la re- 
iiuncia, como tambieu en caso de 
coucordia ^tre dos litigaates sobre 
la parroquia misma. 

Art XV. 

En cuanto i la reserva de 
pensiones sobre los demas bene- 
fictos, se observarä aqnello mis- 
mo que hasta estas ültimas dife- 
renefas se ha practioado; pero no 
se hardn pagmr renovatorias en 
lo venidero por las probendes y 
benefidos qoe se hubieren de 
conferir en lo fnturo, quedando 
intaetas las renovatorias futuras, 
que codieren en favor deaquellas 
personas particulares que por la' 
Dataria him teoido ya las pen- 
sienes. 

Art XVI. 

Para evitar los inconvenieates 
que resultan de la incertidumbre 
de las rentas de los benefiefos y 
de la varieiad exm que los mis- 
mos provistM espreswABu vator 
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selbst ihren Ertrag angeben, kommt 
man dahin überein, dass ein Etat 
der sicheren und der unsicheren 
Einkünfte aller Präbenden und 
Beneficien, auch wenn sie Patronats- 
Pfründen sind, angefertigt werde 
und dass dieses durch die Bischöfe 
und die Beamten, welche von Seiten 
des heil. Stuhles der Nuntius zu 
bestimmen haben wird, geschehe; 
mit Ausnahme jedoch der Kirchen 
und Consistorialpfründen, die in 
den Büchern der apost. * Kammer 
tazirt sind, in Betreff deren keinerlei 
Neuerung Statt haben wird; solange 
aber, dieser Etat noch nicht ange¬ 
fertigt ist, wird man das Herkömm¬ 
liche beobachten. Sobald die neue 
Taxation angefertigt sein wird, soll 
man, bevor sie zum Yollzug gelangt, 
die Art und Weise feststellen, welche 
einzuhalten ist ohne dass die Datarie, 
die Kanzlei und die Providirten 
benachtheiligt werden , sowohl In 
Bezug auf die Auflage von Pensionen, 
als in Bezug auf die Kosten der 
Bullen und die Entrichtung der 
Halbannaten; inzwischen wird man 
in derselben Weise das einhalteu, 
was bis jetzt Brauch gewesen ist. 

Art. XVn. 

Es sollen sowohl aii Kathedral- 
wie an Collegiatkirchen keine Co- 
a^utorien verliehen werden ohne 
literae testimoniales der Bischöfe, 
welche die Fähigkeit der Coad- 
jutoren an ihnen Cp.nouicate zu 
erlangen bezeugen, und was die 
Fälle von Nothwendigkeit und 
Nutzen der Kirche betrifft, so hat 
man ein Zeugniss des Ordinarius 
oder der Kapitel vorzul^en, ohne 
welches genannte Coadj utorien nicht 
verliehen werden. Wenn sich in¬ 
dessen Anlass zur Verleihung von 
solchen ergibt, so werden ihnen 
in Zukunft keine Pensionen oder 
andere Lasten zu Gunsten des 
Eigenthümejs, noph auf sein An« 


se conviene eif que se forme un 
estado de los rdditos ciertos i 
inciertos de todas las prebendas 
7 beueficios', aunque sean de 
patronato; j que este se haga 
por medio de los obispos y mini- 
stros que por parte de la Santa 
Sede habrä de destinar el nuncio, 
esceptnando empero las iglesias y 
beneficios consistoriales tasados 
en los libros de cäraara, en los 
cuales no se innovarä cosa algnna: 
pero mientras este estado no se 
formare se observarä la costumbre^ 
Lnego que la nueva tasacion estd 
hecha, antes de ponerla en eje- 
cucion, se deberä establecer el 
modo coii que se ha de practicar, 
sin que la Dataria, Cancelaria ni 
los provistos queden perjudicados, 
tanto por 1 q que mira ä la 
knposicion de las pensiones, como 
por lo que mira al costo de las 
bulas y paga de las medias 
aiinatas; y entre tanto se obser- 
varä del mismo modo lo que 
hasta ahora ha sido de estilo. 


Art. XVH. 

Asi en las iglesias catedrales, 
como en las colegiatas no se con- 
cederan las coadjutorias sin letras 
testimoniales de los obispos, que 
atesten ser los coadjutores idoneos 
ä conseguir en ellas canonicatos; 
y en cuanto ä las causas de la 
necesidad y utilidad de la Igle- 
sia, se deberä presentar testi- 
monio del mismo ordinario. 6 
de los cabildos; sin cuya cir- 
cunstancia no se concederän di- 
chas coadjutorias. Llegando em¬ 
pero la ocasiOD de conceder al- 
guna, no se le impondrän en 
adelante ä favor del propietario 
pensiones ü otras cargas, ni 4 su 
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suchen zu Gunsten einer dritten 
Person aufgelegt werden. 

Art. XVra. 

Se. Heiligkeit wird den apost 
Nuntien gebieten, niemals Dimis- 
sorien zu ertheilen. 

Art. XIX. 

Da es eine der Facultäten des 
apost. Nuntius ist, Benefiden, die 
nicht über 24 Kammerdukaten 
hinansgehen, zu verleihen, und da 
häufig unter den Providirten Strei¬ 
tigkeiten darüber entstehen, ob die 
Angabe des Werthes richtig oder 
unrichtig ist: so Wird man diesem 
Missstande mit der Massregel der 
neuen , obenerwähnten Taxation 
al^elfen, in welcher der Ertrag einer 
jeden Pfründe bestimmt und sped- 
ficirt sein wird. Bis jedoch die 
genannte Taxation bewirkt sein 
wird, wird Se. Heiligkeit ihren 
Nuntius anweisen, nicht zurCollation 
irgend eines Beneficiums zu schrei¬ 
ten, ohne vorher ^e Akten des 
Processes erhalten zu haben, der 
über dessen Ertrag vor dem Bi^ofe 
des Ortes, in dem es errichtet ist, 
apfzunehmen ist; in diesem Process 
ist durch Zeugniss der Nachweis 
der sicheren und unsicheren Früchte 
der Pfründe festzustellen. 

Art. XX. 

Die Rechtssachen, welche der 
apost Nuntius Anderen als den 
Richtern seines Gerichtshofs zu 
delegiren j)flegt und die judices in 
curia heissen, sollen nur den von 
den Synoden ernannten Richtern 
oder Personen, die eine Dignität 
an Kathedralkirchen inne haben, 
delegirt werden. 

Art. XXI. 

Was die vorgelegte Bitte betrifft, 
dass die Gerichtskosten undSporteln 
bei dem Tribunal der Nuntiatur auf 
die bei den königlichen Tribunalen 
in Anwendung kommenden Taxbe- 
stimmnngen reducirt, werden und 


instancia en favm: de otra tercera 
persona. 

Art. XVin. 

Sn Sandidad ordenarä ä los 
Nnncios Apostdlicos ^e nunca 
cottcedan dimisorias. 

Art XIX. 

Siendo una de las facnltades 
del Nuncio Apostdlico conferir 
los beneficios qne no escedan 
de veinfe y enatro ducados de 
cämara; y resultimdo muchas 
veces entre los prövistoe contro- 
versias sobre si la relacion del 
Valor es verdadera 6 falsa; ee 
ocurrirä i este ineonveniente con 
la providencia de la nueva tasa 
qne se dijo arriba, en la cual 
estarä determinado y especificado 
el valor de cualquiera beneficio. 
Pero hasta tanto que dicha tasa 
se haya efeetnado, ordenarä Su 
Santidad ä su Nuncio, qne no 
proceda & la coladon de beneficio 
alguno, sin haber tenido antes 
el proceso que sobre su valor se 
huMere formado ante el. obispo 
del lugar en donde estä erigido; 
en cnyo proceso se hari por 
testimouio la prueba de los fru- 
tos ciertos 6 inciertos del bene¬ 
ficio. 

Art XX. 

Las causas que el Nuncio 
Apostdlico snele delegar & otros 
que ä los jueces de su au^encia 
y se llaman jueces in curia, 
nunca se delegarän sino es ä 
los jueces nombrados por los 
sinodos, 6 ä personas que tengan 
dignidad en las iglesias cate- 
drales. 

Art XXI. 

Por lo qne mira & la instancia 
qne se ha hecho sobre qne las 
costas y espdrtulas en los jnicios 
del tribunal de la Nunciatura 
se rednzean al arancel que en 
los tribnnales. Reales se practica 
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nicht darüber binaiiegebea möchtea, 
so ist man, weil es nöthig ist 
weitere Informationen zü erlangen, 
um dSe abgebllehe Ueberscfareitung 
der Taxen der Nuntiatur constatiren 
und über die Notbwendigkeit ihrer 
Ermässigung urtheilen zu können, 
dahin übereingekommen, dass hieför 
Vorsorge getroffui werden soll^ 
sobald die darüber verlangten In<- 
structionen in Rom eintreffen. 

Art. XXII. 

In Betreff der gpolien und' der 
Ernennung ihrer Einsammler wird 
man das Herkömmliche beobachten; 
und was die Einkünfte erledigter 
Kirchen migeht, so wird, gleichwie 
die Päpste, und beso'hders Se. 
Heiligkeit der jetet glücklich re~ 
gierende Papst, nicht unterlassen 
habep, stets zum Gebrauch und 
Nutzen derselben Kirchen davon 
einen guten Theil su verwenden, 
ebenso jetzt Se. Heiligkeit die An¬ 
ordnung treffen, dass in Zukunft 
der dritte Th^ derselben zum 
Dienste der Kirchen und der Armen 
angewiesen werde, jedoch mit Ab¬ 
rechnung der davon zu bezahlenden 
Pensi(men. 

Art XXIIL 

Um den Streit über die Patronate 
freundschaftlich auf dieselbe Weise 
zu beendigen, auf welche die anderen 
Fragen erledigt wurden, wie Se. 
Heiligkeit wünschte, sollen nach¬ 
dem man die gegenwärtige Verein¬ 
barung in Vollzug gesetzt haben 
wird, von Sr. HeiligkeU und von Sr. 
Majestät P^sonen depütirt werden, 
um die beiden Theilen zur SeUe 
stehenden Rechtsgrüude zu unter¬ 
suchen ; und .inzwischen wird man 
in Spanien von weiterem Vorgdien 
in dieser Sache Umgang nehmen; die 
erledigten oder erledigt werdenden 
Pfründen, über welche die Frage des 
Patronats erhoben werden könnte, 
seUiiL ypn. Srw Heiligkrtt «d« im 


]r w) ]e rscedan; sioido necesario 
tomar otras informa<üones para 
verificar el esceso que se sienta 
de las tasas de la Nunciatura 
7 juzgar si hay neeesidad de 
moderärlas ; se. ha eonvenido en 
que se dard providOucia luego 
que lleguen 4 Roma las instruc- 
ciones que se'tienen pedidas. 


Art. XXH. 

Acerca de los espolios y nom- 
bramiento de sus colectores se 
obswvard la eOstumbre; y en 
cnanto d los frutos de las iglesiaa 
vaoaates, asi como los Sumos 
Pontifices, y particularmente la 
Santidad de N. M. S. Padre que 
hoy reina felizmente, no hani 
dejado de apliear siempre para 
USO y servieio de las mismas 
iglesias una buena parte; asi 
tambien ordenard Su Santidad, 
que en lo porvenir se asigne la 
tercera parte para servieio de las 
iglesias y pobres, pero desfalcändo 
las pensiones que de ella hubieren 
de pagarse. 

Art XXm. 

Para terminar amigablemente 
la controversia de los patronatos 
de la misma manerä que se han 
terminado les otras como Su San¬ 
tidad desea ; despues que se 
haya puesto en ejecucion el^ 
presente ajustamiento, se deputa-' 
rdn personas por Su Santidad 
y por Su Magestad, para reco- 
nooer les . razones que asisten 
d aifibas partes; y .mitretanto 
se suspenderd en Espana pasar 
adelante en este asunto; y los 
benefieios vacantes 6 que vacaren, 
sobre que pueda recaer la dls- 
pnta del pidronato, se ddterdn 
proveer por Su Santidad, o en 
sns;, meses [mr los retqieetivos 
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lhr«ii Monatok von den'betreffenden 
Or^narien besetzt werden, ohne 
dass nuin die Providirten an der 
Besitinahme hindert. 

Art. XXIV. 

Alle anderen Sachen, die ln dem 
erwähnten, von dem Hrn. Marquis 
delaCompnestaD. J.R. Villalpando 
verfassten und Sr. Helligkeit, wie 
oben bemertct ward, vorgelegten 
Resum^ beantragt und verzeichnet 
sind, über die man im gegenwärtigen 
Tractat nicht tibereingekommen iid,' 
werden fernerhin in eben der Weise 
wie bisher und vor Alters behandelt 
werden, ohne dass sie jemals von 
Neuem streitig werden könn««i. Und 
damit man nie über die tdentität 
des genannten Resumd zweifeln 
könne, sollen zwei Exemplare da- 
sein, eines, das Sr. Heiligkeit ver¬ 
bleibt und eines das man Sr. Ma¬ 
jestät zusenden wird, beide von uns 
Endesunterzeichneten beglaubigt. 

Art. XXV. 

Wo nicht zu gleicher Zeit die 
zwischen demlieil. Stuhl und dem 
Hofe von Neapel anhängigen An¬ 
gelegenheiten bereinigt werden soll¬ 
ten , verspricht Se. Majestät in 
Wirksamer Weise dabin zu wirken, 
dass dieselben glücklich und sorg¬ 
fältig vorgenommen niid beendigt 
werden; jedoch wenn das nicht 
sollte erreicht worden können, je 
wenn dadurch (was Se. Heiligkeit 
■Seht verwirklicht zu sehen hofft) 
in irgend einer Zeit die Uneinigkeit 
und die Unaimehmlichkeiten sieh 
vermehren sollten, so verspricht 
Se. Majestät, dass sie desshalb nie ’ 
gegen die jetzige Uebereinkunift 
handeln noch auf hören wird, in dem 
bereits hergestelMen guten Einver¬ 
nehmen ndt dem tqtost. Stahle .zn 
vurhleiben. 

Art. XXVL ^ 

Se. und 8 e. kath. 


ordinaflos, ein linpedir la peseeöon 
ä los prortstos. 


Art. XXIV. 

Todas las demae oosas qne ee 
pidieron y, espmaron en el re- 
snmen riferido fermado por el 
senor marqiiös de la Corapnesta 
O. Jo^ Bodrifo VlRalpondo, 7 
qne «e exbtfaid a Su Santidad, ' 
come arrlba se d^, en tea 
cuales no se ha oonvenide en 
el presente tratado, oontlnuerdn 
ohservdndose en lo fuiairo del 
modo qne sc obeervaron y prac- 
ticaron en lo antiguo, sin que 
jamds s« pnedan controvertir de 
nuevo. Y para qne hunca se 
pueda dudar de la identidad del 
dicho resnmen , se harän dos 
exemplarcs, uno de los qnales 
qnedarä ä S. S., y , otro se 
enviarä ä S. M., firmados ambos 
por Nos los infrascritos. 

Art. XXV. 

Si no se ajustaren al mismo 
tiempo los negocios pendlentes 
entre la Santa Sede y la cörte 
de Näpoles, promete S. M. co- 
operar con eficacia ä que se 
espidim y conduyau fellz y cui- 
dadosamente; pero cnmdo oste 
no pudiese eonseguirse, antes ei 
por esto (k) que 8 . 8 . espera 
que no suceda) en algun tlempo 
se aumenftaren las discoiflias 7 
slnsabo'res; promete 6 . M. qne 
jamds contravendrd per esta causa 
& la presente concordia, ni dejard 
de perseverar en la buena armonta 
estableeida ya con la Santa Sede 
apostöhcm. 


Art. XXVI. 

Sn Sautldad y 8 . M. catdUca 
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Majestät werden die gegenwärtige 
Uebereinkunft genehmigen und rä- 
tiiicireu; und die Ratificationsur¬ 
kunden sollen gegenseitig binnen 
zwei Monaten, oder wo möglich 
noch fräher, consignirt und ans* 
gewechselt werden. 

Zu Urkund dessen haben wir 
Endesunterzeichnete kraft der re- 
spectiven, vorher angeführten Voll-' 
machten Sr. Heiligkeit und Sr. 
kath. Majestät gegenwärtiges Con- 
eordat unterschrieben und mit 
Unseren Siegeln versehen. 

Im i^ost. Palast des ’Quirinal 
am 26. Sept 1737. 

(L. S.) O. Cardinal Firrao. 

(L. S.) T. Cardinal Aquaviva. 


aprobärdn y ratificardn el tratadö 
presente; y de las letras de rati- 
ficacion se hard respectivamente 
-la consignacion y cange en el 
tdrmino de dos meses 6 antes si 
fuere posible. 

En fd de lo cual Nos los in- 
frascritos, rni virtud de las respec* 
tivas plenipotencias antes espre* 
sadas de Su Santidad y de Su 
Magestad catdlica, hemos flrmado 
el presste concordato y sellddolo 
con nuestro proprio seUo. 

' En el palacio Apostdlico del Qui- 
linal en el dia veinte y seis de setiem- 
bre de mil setecientos treinta y siete. 

(L. S.) G. Cardmal Firrao. 

(L. S.) T. Cardenal Aquaviva. 


(Fortsetzung folgt.) 


Eijie Entscheidung des ProVincialgerichtshofs zu Mailand vom 
3. September 1861 über die Art der Anwendung des tridenüni- 
schen Ebegesetzes und die Gültigkeit eines erschlichenen Ehe* 
bflndnisses, mit einer Einleitung 

von Prof. Dr. Freiherm v. M o y. 

Wir 'entnehinen dem zu Venedig erscheinenden Eeo dei Tribunali 
vom 3. und 10k Oecember 1861 nachstehenden Eherechtsfall, der am 
3. September 1861 durch den Provincialgerichtshof zu Mailand, ver¬ 
möge der ihm durch die piemontefiische Gesetzgebung zuerkannten 
Competenz entschieden wurde. Der Fall ist an sich interessant, ja 
sogar piccant. Das Eco dei Tribunali rühmt mit Emphase die grosse 
Gelehrsamkeit, mit welcher die Gründe dieser Entscheidung entwickelt 
wurden. Wir finden' den Fall und die vorliegende Entscheidung 
vorzügUch unter einan anderen Gesichtspunkte lehrreich. Man 
ersieht nämlich daraus in recht auffälliger Weise, was aus der 
kirdilichen Ehegesetzgebnng würde, wenn deren Anwendung, trotz 
dem Concil. Trident. Sess. XXIV. C^n. XII. de ' sacram. Matri- 
monii und c. 20. Sess. XXIV. de Bef., den weltlichen Gerichten 
überlassen würde. Der Provincialgerichtshof von Mailand haU sich 
für den vorliegenden Fall eine eigene Theorie gebildet, weldie im Eco 
dei Tribunali in folgenden Sätzen dem Texte des Urtheils voran* 
gestellt ist: 

„Soll eip Gtorichtshof ein Urtbeil nach canonischem Rechte imien. 
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so kann er sich nicht mit Ansichten von Eirchenfeehtslehrern begntt« 
gen, so berühmt -dieselben auch sein mögen, sondern muss den Text 
des Gesetzes selbst, und somit die Anordnungen des Conciliuras von 
Trient zu Rathe ziehen. (Decr. de reformatione.). 

Nach diesem Gesetze sind die der Ehe vorhergehenden Verkün¬ 
dungen jenem Pfarrer übertragen , welchem die Contrahenten nach 
ihrem Domicil unterstehen; diess sind jedoch nur gesetzliche , nicht 
aber wesentliche Förmlichkeiten. 

Die Ehe wird durch die Erklärung der gegenseitigen Einwilligung 
geschlossen. 

Diese Erklärung der gegenseitigen Einwilligung muss vor einem 
Pfarrer, oder vor einem anderen berechtigten Priester erfolgen, unter 
Zuziehung von zwei oder mehreren Zeugen; diess ist eine wesentliche 
Förmlichkeit. 

Ungültig und nichtig ist die Ehe, deren Abschluss ohne Beisein 
eines Pfarrers oder anderen Priesters, oder aber in Beisein eines 
Pfarrers etc., aber ohne die vorgeschriebene Anzahl von Zeugen ver¬ 
sucht wurde. 

Es ist nicht vorgeschrieben, dass der Pfarrer der 
eigene der Contrahenten sei. 

Die priesterliche Einsegnung steht dem eigenen Pfarrer zu, ist 
jedoch eine lediglich gesetzliche Förmlichkeit. 

Wenn die Einsegnung auch unterlassen, oder von einem anderen 
Priester vorgenommen würde, so hebt diess die Gültigkeit der Ehe 
nicht auf. 

Kein Pfarrer darf, bei Strafe der Suspension, ohne besondere 
Delegirung Brautleute einer anderen Pfarre trauen. Diese Suspension 
ist jedoch lediglich eine Disciplinarstrafe. 

Der herrschende Grundsatz in den Anordnungen des Conciliums 
von Trient war, die Ehen zu begünstigen, und deren Gültigkeit zu 
schützen, wenn -nur die ausdrückliche Einwilligung beider Tbeile 
unzweifelhaft vorliegt. 

Auch der Gerichtsgebraueh der s. Congregatio Concilii war immer 
d^in gerichtet, Ehen, welche zwar bezüglich der Förmlichkeiten nicht 
ohne Gebrechen, in ihrer Wesenheit jedoch, bezüglich der gegenseitigeh 
Einwilligung vollkommen waren, als gültig anzuerkennen. 

Das Ehehindemiss früherer Verlobung ist nur ein aufschiebendes 
und löst sich von selbst in Folge der mit einer anderen Person ein- 
gegangeneu Ehe auf. 

Eine vor dem Pfarrer des Quasidömicils eingegangene Ehe ist 
gültig. 

Im .Zweifel, ob eine Ehe gültig sei, oder nicht, ist immer auf 
Gültigkeit zu erkennen.“ 

Ueber die Frage seiner Competenz hat der Gerichtshof, trotz 
seines Respects für die canonischen Satzungen und den Text der Tri- 
dentinisehen Vorschriften, kein Wort verloren. Diese Competenz vor¬ 
aussetzend, spricht sich vielmehr der Gerichtshof noch überdiess das 
Recht zu, bei Anwendung der Vorschriften des Tridentinum ledig-, 
lieh den Text des Gesetzes seihst, ohne die. „Ansicb- 
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ten von Kirchonreciitsl«)!]'^, so bortthewt dioeolben aucK niOgOn,* 
kn Eath« zu ziehen, und scWebt damit stillschweigend die Ads»prö^;e 
der Congr. CoJicil. Trid. Interpr. bei Seite, <Ane der ,Worte Papst 
Pius IV. in der Publicationsbulle zu gedenken: Si eui ver© in eis 
(decretis seil.) aliquid obsenrius diotnm et statntuni fuisse, eamque ob" 
causam interpretatlone aut decisione aliqua egere visum fiierit, ascen- 
dat ad locum, quem Dominus elegit, ad sedem vtdelicet apostolicam, 
opinium fidelium magistram, cujus auctoritatem etiam ipsa saqcta 
spiodus tarn reverenter agnovit. (Sess. XXV. Decr. de fine Condlii 
et confirmatione petenda a sanctissimo Domino Nostro.) iNos euim 
dlffionltates et conteeversiss , si quae ex eis decretis ertse foerint, 
n<d»s deolarandas et dividendas, quemadmodum ipse qnoqne synodus 
dewevit, (ftess. VII. Decret. de leform. Sees. XXV. c. S*!. de reform.) 
reservamus, parati, sicut ea de nobis merito confisa est, omnium pro- 
vineiarum necessitatibus ea ratione, quae commodioe noble rtsa fuerit, 
providere; decemmtes nikilominus irrihm et irmne, si seeus sfuper 
Ms a qu0quam queeois auetoritate scimter vei ipn<mmter contigerit 
attentari. Nichtsdestoweniger hat der Gerichtshof die Entscheidungen 
der Congr.' Concil. Trid. Interpr. fleissig durchstöbert, aber die, welche 
seiner Auslegung geradezu so entgegenstehen, als ob sie direct gegen 
tfieselbe gerichtet irftren (Romana 22. Febr. IfiS*!. TheatSna 18. Nov. 
1683. Bovinen. 22. Sept. 1697. Lauretena 13. Jul. 172&) hat ev 
übersehen. Wir habeti einzelne seiner Behauptungen durch Noten 
unter 'dem Texte berichtigt und es könnte, gegenüber seiner Auslegung 
der 1. 1. Sess. 24. de Ref. Matr., die eben erwähnten Entscheidungen 
der S. Congr* Concil. Trid. Interpr., welcher allein die Auslegung 
des ConoSls von Trient Vorbehalten isi^ anzuiühren genügen. Allein 
wir können uns doch nicht versagen, ^ Widersinnigkeiten kurz her- 
vonsuheben, die sich der hohe Geriditshof bei seiner Entscheidung 
hat CU Schulden kommen lassen. Er sagt: „Die Ehe wird durch 
die Erklärung der gegenseitigen Ehawittignng geschlossen. Diese Er¬ 
klärung muss vor einem Pfarrer, oder vor einem anderen bereehtigteii 
Priester erfolgen, in Anwesenheit von zwei ©der mehreren Zeugen ; 
diese ist eine -wesentliche Förmlichkeit. Ungültig und nichtig ist die 
Ehe, deren Abschluss ohne die Assistenz eines Pfarrers oder anderen 
Priesters, oder aber- mit Assistenz eines Pfarrers etc. aber ohne die 
vorgesdiriebene Anzahl v<m Zeugen versucht wtude. Es ist nicht 
vorgeschrl«hwn(?I), dass der Pfarrer der eigene der Contra- 
henten sei.^^ Diese Theorie stüzt sich darauf, dass das ConeiKwi, 
zwischen der Vorschrift der E^Mverk^dung durch den eigenen 
Pfarrer der Brautleute und der der Einsegnung durch den eigene^n 
Pferrer, bei ^Erwähnung des Wortes: Parochns, wo von der CJwsens- 
erklärung vor demselben die Rede ist, das Beiwort: preprius beizn- 
setzen unterlassen hat. 'Das' kann nicht rnKtbsiehtfifh geschoben sein, 
sagt der Gerichtshof, und folgert daraus, dass zur Veritündung und 
zur Einsegnung nur der eigene Pfarrer, zur Vernehmung der CkM»- 
sevserklürung aber jeder Harrer competent sei. „^Das soll dasClon- 
eflium veiittgt haben, um das ZustandekouMBen der ^ben zu eiiekdi* 
terni -r- Es wäre also Im Gründe ntn der sehon srtt Innaoenz m. 
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aHgemein vorgesehri^bcnen dreimaBgefft Tefkttiidung der beabsdchtiglm 
Ehe darch den eigenen Pfarrer noch die ziemlich indifferente Vor« 
Schrift beigeftigt worden, dass die Einsegnung, wenn sie überhaupt 
stattfinde, durch den eigenen Pfarrer zu geschehen habe und dase 
über die geschlossenen Ehen ein eigenes Buch zu führen sei. Denn 
wenn die zur Gültigkeit der Ehe allein erforderliche Consenserklilrang, 
woferne die nöthigen Zeugen zugegen sind, vor jedem beliebigen 
Pfarrer geschehen kann, so ist zur Abwehr und Verhinderung heim¬ 
licher Ehen offenbar so gut wie gar nichts geschehen. Das Concilinm 
wollte aber diesen heimlichen Ehen eben dadurch tin efficacius reme- 
dium entgegensetzen, dnss es die Contrahenten in die Unmöglichkeit 
versetze (omnino inhabiles reddit), ohne Dispensation eine andere ab 
die vom eigenen Pfarrer vorher verkündete d. h. eine heimliche Ehe. 
einzugehen. 

Eine diese Absicht sicherer vereitelnde Bestimmung hätte es 
nicht treffen können, als die vor was immer für einem Pfarrer ge¬ 
schlossene Ehe für gültig zu erklären. Was sollten denn die Ver- 
kündnngen für einen Zweck haben, wenn dennoch, ohne Rücksicht 
auf dieselben, der Eheconsens von jedem beliebigen Pfarrer mit voller 
Rechtswirkuug erklärt werden könnte? Mit viel grösserem Recht, als 
der Provincialgerichtshof von Mailand sagt, dass das Wort proprins 
vor parochus hätte wiederholt werden müssen, können wir wohl sagen, 
dass beim Worte parochus das Wort quidam oder qualiscunque bei¬ 
zusetzen gewesen wäre, wenn diess hätte ansgedrückt werden sollen. 
Eben so hätte es in dem Satze: Qui aliter quam praesente parocho 
etc., heissen müssen: Qui aliter quam praesente parocho quodam etc. 
Es bedarf jedoch dieser Erwägungen gar nicht; denn es ist logisch 
unmöglich, unter dem parochus der im zweiten Theile des mit Verum, 
qunm sancta synodns beginnenden Satzes vorkommt, einen anderen 
Pfarrer zu verstehen, als eben den im ersten Theile bezeichneten 
proprius contrahentium parochus, weil der ganze Satz sonst keinen 
logischen Zusammenhang hätte; und die ganze Bestimmung keinen 
logischen Sinn mehr darböte. Nach Wiederholung der lateranensischen 
Vorschrift über die Eheverkündigungen durch den proprius contra¬ 
hentium parochus, fährt die Synode fort: quibus dennntiationibus 
factis, si nullum legitimum opponatnr impedimentum, ad celebrationem 
matrimonii in facie ecclesiae procedatur, ubi parochus, viro et muliere 
interrogatis, et eorum mutuo consensu intellecto, vel dicat etc. Das 
Concilium fasst also hier alle zum gesetzlichen Abschluss einer Ehe 
gehörigen Schritte als eine fortlaufende, in ununterbrochenem Zusam¬ 
menhang stehende Reihe von Handlungen auf und es ist logisch un¬ 
möglich, sich den am Ende die Worte der Bekräftigung des geschlos¬ 
senen Bündnisses aussprechenden Pfarrer als einen anderen zu denken 
als den am Anfang die Verkündungen vornehmenden parochus propriUs. 
Wäre dem nicht so, so böten die Worte: Qui aliter quam praesente 
parocho, vel alio sacerdote de ipsiua parochi vel ordinarü licentia.... 
ebntrahere attentabunt, gar keinen vernünftigen Sinn dar; denn der 
Ipse paroebus ist doch offenbar nicht jeder beliebige, sondern nur der 
oben bezeichnete parochus proprius, so wie auch der Ordinarius' fieio 
AnUf an fiwSiniM. X. 15 
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andeter ist, ids der, dessen Jurisdktion die Brantiente unterstehen. 
Was sollte ferner das Erforderniss einer besonderen licentia für den 
Priester, der nicht Pfarrer ist bedeuten und von welchem Pfarrer 
sollte er sich dieselbe verschaffen, wenn keiner ausschliesslich berech¬ 
tigt wäre ? Ist diese aber der Pfarrer, der ausschliesslich zur Pro- 
clamation und zur Einsegnung befugt ist,, so käme das seltsame Re¬ 
sultat heraus, dass bei der Erklärung des Eheconsenses vor einem 
einfachen Priester die Competenz des die Licenz ertheilenden Pfarrers 
über die Gültigkeit der Ehe entscheide, bei der Erklärung desselben 
aber vor irgend einem beliebigen Pfarrer die Competenz dieses letz¬ 
teren für die Gültigkeit der Ehe ganz und gar gleichgültig wäre. 
Wenn es dann weiter heisst: Habest parochus librum, in quo con- 
jugnm etc. normale etc, describat, so ist doch offenbar hier wieder 
nur derselbe parochus proprius gemeint, den die Synode im ganzen 
Verlauf ihrer Verordnung um Auge hatte, und ein anderer kann gar 
nicht gemeänt sein, weil diese Bestimmung unmittelbar nach derjenigen 
steht, wodurch den Geistlichen, die unbefugt Angehörige einer fremden 
Pfarrei trauen, die .Strafe der Suspension auferlegt wird. Was müsste 
man endlich von der Consequenz und Logik der Väter des Conciliums 
denken, wenn sie bezüglich der <an sich nicht wesentlichen Procla- 
mation und Benedicüon die Competenz des eigenen Pfarrers der Braut¬ 
leute so streng gewahrt, hinsichtlich des wesentlichen Aktes der Ver¬ 
nehmung des Eheconsenses aber dieselbe als vollkommen gleichgültig 
betrachtet und behandelt hätten ? Es ist aber für die gegenwärtigen 
Zustände charakteristisch und höchst lehrreich zu sehen, welche Spitz¬ 
findigkeiten man im sog. italienischen Königreiche aufbietet, um den 
Schein einer streng gewissenhaften und kirchlichen Haltung zu wah¬ 
ren, während man' in der That die wesentlichsten Grundlagen der 
kirchUchen Disciplin vernichtet, um das erschlichene Ehebündniss 
eines piemontesischen Unterthans mit einer reichen Venetianerin auf¬ 
recht zu erhalten. Das venetianische Eco dei Tribuuali hat durch 
das Lob, welches es der in den Entscheidungsgründen dieses Urtheils 
entwickelten Gelehrsamkeit gespendet, unseres Erachtens den Ruf 
seiner eigenen Gelehrsamkdt schwer compromittirt. 

Wir wenden uns nun zu dem Thatbestande des in Rede 
stehenden Eherechtsfalles und den Entscheidungsgründen des 
Mailander Gerichtsliofes, 

1. Der Thatbestand. 

Die thatsächlichen Verhältnisse, welche dem Prozess zu Grunde 
liegen, erschienen theils widersprechend und schwankend, theils unvoll¬ 
ständig und dunkel. Es war daher die erste Aufgabe des Gerichts¬ 
hofes, Alles möglichst zu erforschen, zu sichten und möglichst über¬ 
sichtlich zusammenzustellen. 

Kaum war im Jahre 1851 die Trauung des Fräuleins Josefa 
V. Morosini mit Herrn Alexander v. Negroni-Prati vollzogen, als iu 
dw Familie Morosini > schon neue Pläne zu einer zweiten Verbindung 
auftaachten. 
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Sei es, dass die Eltern die Anseichen einer gegenseitigen'Neignnj 
zwischen ihrer Tochter, Fräulein Christina, und Herrn Hieronimus 
Negroni entdeckten, sei es,^ dass diese den Gedanken der Familie zum 
ihrigen machten, und sich damals gegenseitig zu einander hingezogen 
fühlten, Thatsache ist es, dass im October jenes Jahres (1851) das 
Wort bereits gegeben war, dass sie schon als Verlobte galten. ,Wie 
sehr sich diese Neigung im Laufe eines Jahres des Fräuleins Morosini 
bemächtigen konnte, gibt sie selbst in einem yertraulichen an ihren Verlob¬ 
ten gerichteten den Prozessakten beigefügten Briefe zu erkennen. Unge¬ 
achtet der Bestürzung über die gegen die angestrebte Verbindung wiederholt 
auftauchenden Schwierigkeiten wies das Fräulein in diesem Briefe 
doch auf das vorgerückte Alter ihres Vaters, auf dessen Wünsche, 
und auf die theuersten Erinnerungen der Familie hin, und richtete im 
Feuer der Leidenschaft an den Bräutigam die liebeathmende Auffor¬ 
derung, sie ohne Zögern aus ihrer unerträglichen Lage zu befreien. 

Schwierigkeiten waren auch wirklich vorhanden. Als nämlich 
Fräulein Johanna Pravide Prato von Vigevano von der von Herrn 
V. Negroni beabsichtigten Verbindung Eenntniss erhalten hatte, brachte 
sie bei der Vorgesetzten bischöflichen Curie das Ehehindemlss wegm 
früheren Verlöbnisses zur Anzeige. 

Die abschlägigen Antworten des Herrn v. Negroni, welche der¬ 
selbe auch während dieses Prozesses wiederholte, und seine Ver¬ 
sicherungen, jenem Frauenzimmer durchaus fremd zu sein, hatten 
nicht zu hindern vermocht, dass der Generalvicar von Vigevano ein 
Rundschreiben an die lombardischen Ordinariate erliess, um denselben 
das Vorhandensein des angezeigten Hindernisses bekannt zu geben. 

Die den Abschluss der Ehe vorbereitenden Handlungen mussten 
desshalb notbwendig auf die Weigerung der Pfarrer stossen; diess 
geschah zuerst bei dem Pfarrer von St. Babila in dieser Stadt (Mai¬ 
land), in dessen Pfarrei die Braut wohnte, dann bei dem Pfarrer von 
Vezia im Kanton Tessin, zur Diöcese Como gehörig, wo die Familie 
Morosini ihren Sommeraufenthalt hatte. 

Die Familie Morosini und Herr Hieronimus v. Negroni waren 
entschlossen, alle nur möglichen gesetzlichen Schritte zu thun, und 
nichts nnversneht zu lassen, um die beabsichtigte Verbindung sicher, 
und ohne sich einer Makel auszusetzen, zu ermöglichen. 

Sie beriethen sich mit dem hochwrürdigen Franz Zanzi, Erz¬ 
priester von Monza; aber der Rath dieses Prälaten, eich mit dem 
opponirenden Fräulein Pravide Prato mittels einer Summe Geldes 
abzufinden, fand bei Niemand in den beiden Familien Anklang, und 
zwar well man daraus für die Zukunft einen möglichen Nachtheil 
bezüglich eines Kindes befürchtete, welches« von jenem Frauenzimmer 
eben diesem Negroni zngeschrieben wurde. 

Weder die Eltern des Fräuleins Morosini, noch auch diese selbst 
gemeinschaftlich mit ihrem Verlobten, unterliessen es, ein nipständ- 
liches Gesuch sowohl an den nunmehr verstorbenen Hochwürdigsten 
Erzbischof von Mailand, als auch an die lombardische Statthalterei 
zu üben%ichen, um nicht nur die Unwahrheit, sondern auch die 
juridische Unstatthafttgkeit des vorgeblichen Ehehindetnisses gegenüber 

16 * 



'SfiÖ üfojr- ßttsefieidtaag des ihrorinc-Gerfc&teAoß zu HaHabd r. 9. Sept. 186 t. 

dem hier geltenden €5vilge8etze z« beleuchten ; aber auch diese Ge¬ 
suche erhielten einen abschlägigen Bescheid. 

Der Vater, Herr Johann Baptist Ätörozini, berieth sich auch 
persönlich mit dem Hoehwürdigsten Erzbischöfe Romilli, und richtete 
Anfragen an den Erzbischof von Vercelli, aber alles dieses ohne - 
besseren Erfolg; da die Opposition des Fräuleins Pravide fortdauwte, 
musste auch das Verbot des Viears von Vigevano fortbestehen. 

Die beiden Familien Hessen sich jedoch durch diese misslungenen 
Versuche n!cht abschrecken; sie blieben behanrlich in ihrem Vorhaben, 
dazu ermuthiget durch die gegenseitige Neigung der Verlobten, und 
vielleicht auch genöthigt durch das vorzeitige Bekanntwerden der 
Verlobung, und wendeten mit Ausdauer jedes nur immer gesetzliche 
Mittel an, ihr Vorhaben auszuführen; und so wie sie in diesem Ent* 
schlosse einig waren , so waren sie es auch in der Thätigkeit dem 
selben zu voHfuhren. 

So wendete sich wirklich auch der Herr Hieronimus v. Negroni 
selbst an seinen Freund, den Herrn Ingenieur Reschisi, in dessen 
freundschaftlichen Verhältnissen zum Hochwiirdigsten Bischöfe von Lodi 
Cr eine einflussreiche Unterstützung zu finden hoffte. Reschisi that 
auch wirklich das Seinige, besprach sich, nachdem er der vollen Zu¬ 
stimmung der Familie Morosini gewiss war, mit dem Prälaten, klärte 
ihn über die Angelegenheit, und insbesondere über das zum Vorschein 
gekommene Hinderniss auf, und erhielt von ihm di« beruliigeBiie - 
Versicherung, -dass er keinen Grund sähe, sich dieser Ehe zu widere 
setzen. ' . *, 

Die Verlobten unterwarfen sich nun vertrauensvoll den Anord¬ 
nungen des Hochutiirdigsten Bischofes. Fräulein Morosini nahm ihren 
Aufenthalt zu Lodi im Hause des Herrn Ingenieurs Picozzi; Herr 
Negroni, welcher sich einen grossen Theil des Jahres in Badia, einer 
Besitznng seines Bmders aufhielt, begab sieh ebenfalls dahin, um 
dort sein Domicil zu begründen. 

In der Zwischenzeit aber, und so .zu sagen am Vorabende der 
Trauung änderte der Hochwürdigste Bischof seine Ansicht, wozu ihn 
nach Angabe des Ingenieurs Reschisi selbst, die bischöfliche Curie 
. von Vigevano bestimmte; um weiter vergehen zu können, legte er 
den Verlobten verschiedene Bedingungen auf, und verlangte insbesom 
dere vom Herrn Negroni, dass er auf die sardinisehe Staatsbürger¬ 
schaft verzichte, um österreichiseher Unterthan zu werden. Diese 
Vorschläge wurden jedoch nicht angenommen. 

Graf Morosini lenkte dann, wie er selbst angibt, sein Augen¬ 
merk auf die Pfarrer des Kantons Tessin. Aus der Schweiz abstamr 
mend, wusste er wohl, dass die Strenge des dortigen Klerus beson* 
ders in Ehesachen minder gross sei. Da er überdiess, wie schon 
bemerkt, zu Vezia, einer von der lombardischen Gränze nicht sehr 
entfernten Ortschaft, einen Sommeraufbnthalt mit Grundstücken besass, 
so stand ihm auch ein passender Punkt zu Gebote, von welchem aus 
er sein Vorhaben vollführen konnte. * 

Da nun nach Vorschrift des Kantonalgesetzes vom 9.; Juni 18ä3 
Fvemd^ welche sich ith . Kaatmi Tea^ .verebGBdten Woilent'i’binb 
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Eluition von 3000 Fri^ca,Idsten müssen, um die Gemeindeq beson¬ 
ders bezüglich der Xiast des Unterhaltes für arme, aus solchen Ehen 
hervorgehende Kinder, sicher zu stellen, so leistete Graf Morosiui 
mittelst Urkunde vom 14. Juli 1853 für Herrn Negroni Bürgschaft. 
mit einer Summe von 5000 Francs, und der Staatsrath der Kantonal¬ 
regierung erklärte mit Beschluss vom 18. desselben Monates, dass 
dem Abschlüsse der Kegroni-Morosiui’scheu Ehe nichts entgegenstehe. 
Man hielt vorläufige Nachfrage zu St. AbboUdio und zu Bellinsona;, 
aber die Pfarrer dieser Ortschaften enthielten sich dem eingelaufenen 
Rundschreiben zufolge jeder Einmischung. Es war dem Br. Johann 
Baptist Muschietti, Arzt in Agno, und Mitglied des grossen Kantonal- 
rathes Vorbehalten, sich.für die Verlobten in’s Mittel zu legen. 
Freund der Familie Morosini, und von dem Verlaufe der Angelegen¬ 
heit unterrichtet, gab er den Bitten des Grafen Morosiui, einen Pfarrer 
aufzi^nden, inrelcher di^ so angefeindete Ehe einsegnen wollte, nach. 

Da Dr. Muschietti mit dem hochwürdigen Herrn Josef Ram^li,' 
Pfarrer von Cademario in freundschaftlichem Verkehre stand, »o wen¬ 
dete er .sich an diesen. Nachdem er sich noch vorläufig übcor die 
Einzelnheiten des.Falles untarrichtet, und von den betreffenden Urkun¬ 
den Einsicht genommen hatte, berichtete er hierüber dem Grafen 
Morosini, welcher ihm auf sein Verlangen das Zeugniss über den 
ledigen Stand beider Verlobtenund die Erklärung der Kantonal¬ 
regierung bezüglich der erfüllten Kautionspfiieht übergab. 

Diese Urkunden wurden nun dem Pfarrer von Cademario ein- 
gehändiget, welcher jedoch den Abgang der Dele^ong des zuständi¬ 
gen Pfarrers bemerkbar machte, und erklärte, dass es'unumgänglich 
nothwendig sei, dass einer äet beiden BraUttheile in . seinem Pfmrr- 
bezirke den Aufenthalt nehme. Er fügte jedoch bei, dass wenn .die¬ 
ses nicht ausführbar wäre, er selbst diesem Mangel dadurch abh^eu 
würde, dass er den Grafen Morosini und dessen Tochter Christina in. 
das Verzelchniss der Gemeindebürger von Cademario anfnehmeu liesse. 
Durch obiges Vorgehen, schloss der Pfarrer, oder durch die Erklärung 
der' Gemeindevorstehung von Cadeniario, dass ein Brauttheil unter 
den dortigen Gemeindebürgem eingeschrieben ist, würde das von den. 
canonischen Gesetzen geforderte Doinicil festgeatdlt, und die Ehe., 
künnte gültig geschlossen werden. 

Muschietti legte dem Grafen Morosini über das nüt dem Pfarrer ’ 
von Cademario getroffene Uebereinkommen genaue Rechenschaft ab: 

Es scheint, dass der hochwürdige Ramelli das Aufgebot, d. h. 
die dreimalige Verkündung der Ehe an drei verschiedenen unmittelbar 
aufeinander folgenden Feiertagen (23. urid 30. October, und 1. Novem¬ 
ber) in der Pfarrkirche von Cademario vorgenommen habe. Weil kurze 
Zeit nach der mit Dr. Muschietti getroffenen Verabredung Alles für 
die kirchliche Einsegnung vorbereitet war. 

Die Nachricht hievon erhielt die Familie Morosini durch Ver¬ 
mittlung des Dr. Muschietti selbst am 6. November 1853 zu Pessano, 
wo sie im Palaste des Herrn Ingenieurs v. Negroni-Prati gemein-’ 
schaf^ch mit dessen sich auf hielt. ^ Auch Herr Hiero^mtus 
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Negroni war dort als Gast, wahrscheinlich in Erwartung der Anord¬ 
nungen des Pfarrers. 

Am folgenden Morgen verliessen der Graf Morosini, die Yer- 
lobten und die andere Tochter, Fräulein Earolina von Morosini, 
Pessano. Herr Hieronimus Negroni begab siidi über den Lugo 
Maggiore nach Magadino, um von dort in die Schweiz zu gelangen ; 
Graf und Fräuleins Morosini wendeten sich nach Como, um bei 
Chiasso die Schweiz zu erreichen, und sich nach- Yezia zu begeben. 

Die damals bestehende Blokade der Schweizergränze nüthigte 
den Grafen Morosini, sich in Como dem commandirenden General 
Sänger vorzustellen, welcher, obgleich von dem Sachverhalte in Kennt- 
niss gesetzt, doch nur einen zweitägigen Aufenthalt in der Schweiz 
bewilligte, und nicht einmal das Mitnehmen des Kutschers gestattete, 
welcher in Como Zurückbleiben musste. 

Vater und Töchter Morosini gelangten noch am nämlichen Tage 
nach Yezia; Herr Hieronimus Negroni kam am folgenden Morgen, 
den 8. November, 'dahin. 

Die Kürze der Zeit gestattete keine Zögerung; die Gesellschaft, 
bestehend ans dem Grafen Morosini, ..den Verlobten, dem Verwalter 
des Hauses Morosini in Vezia, Johann Rossini, denen sich später zu 
Bioggio auch Dr. Mnschietti anschloss, brach nach Cademario au^ 
und durchwanderte zu Fuss den gebirgigen Theil des W^es, welcher 
mit Wagen nicht befahren werden konnte. 

^ Cademario ist eine im Gebirge gelegene Ortschaft, in gerader 
Richtung zwei italienische Meilen von Vezia entfernt; man braucht 
jedoch zwei Stunden, um den in vielen Wendungen sich hinziehenden 
. Weg zu durchwandern; die Ortschaft untersteht dem Decan (vicario 
foraneo) von Agno, und gehört zur Diöcese von Como. Dem Pfarrer 
Ramelli war jedoch das die Trauung verbietende Rundschreiben des 
Vicars von Vigevano nicht zugekommen. 

Um die Mittagszeit langte die Gesellschaft in Cademario an,; 
begab sich in das Pfarrhaus, und stellte sich dem hochwürdigen 
Ramelli vor, welcher aUsogleich Anstalt zur Vornahme der Trauung 
traf. Dieselbe wurde mit den vorgeschriebenen Ceremonien vollzogen, 
und es waren dabei nebst dem Herrn Grafen Johann Baptist Morosini 
noch als Zeugen gegenwärtig: Dr. Johann Baptist Mnschietti, Peter 
Pianea von Cademario und Karl Righetti, Secretär des dortigen Ge¬ 
meindevorstandes. 

Nachdem die Neuvermählten nach Vezia zurückgekehrt waren, 
machten sie auch die Rückreise nach Pessano auf denselben Wegen, 
wie sie gekommen waren, und zwar in der innigsten Ueberzeugung, 
Alles in Ordnung abgemacht zu haben, denn sie äusserten, dass nicht 
einmal der Papst ihre Ehe auflösen könnte. 

Das eheliche Zusammenleben begann nun im Hause des Herrn 
Ingenieurs Alexander Negroni-Prati von Mailand, welcher, reich wie 
er war, seinen Bruder und seine Schwägerin mit allen Annehmlich¬ 
keiten des Lebens umgab. 

Ungeachtet einer gewissen Verschiedenheit des Charakters störte 
\docfar wi^end- des ersten Jahres des Zusammenlebens keine Miss- 
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helligkeit die Eititracht dieser Eheledte. Ein einziger Krimmer scheint 
ihre Lage getrübt zu haben, als sie nämlich erfuhren, dass der Hoch¬ 
würdigste Bischof von Como in Folge einer geheimen Untersuchung 
das Verhalten des Pfarrers von Cademario bezüglich ihrer Trauung 
scharf gerügt habe. Der Unwille darüber zeigte sich bei Frau Moro- 
sini so heftig, dass sie, ihren Gemahl hievon benachrichtigend, die 
ganze Strenge des Gesetzes gegen den falschen Ankläger heraus¬ 
forderte (Schreiben vom 3. August 1854). 

Der Hochwürdigste Bischof von Como hatte in der That durch 
eine geheime Anzeige des Decans von Agno schon im Beginne des 
Mbnates Jänner 1854 erfahren, dass der Pfarrer von Cademario die 
Negroni-Morosini’sche Ehe eingesegnet habe. Die Anklage war /luf 
die Incompetenz des Pfarrers gerichtet, weil er ohne Delegirung der 
Trauung von Brautleuten angewrohnt habe, welche nicht zu seiner 
Pfarrei gehörten. 

Der Hochwürdigste Bischof hatte ohne weiters im brieflichen 
Wege, und zwar mittels des Anzeigers selbst, des Decans von Agno, 
eine Untersuchung eingeleitet, und letzterer correspondirte von seiner 
Seite wieder direct mit dem Pfarrer von Cademario. 

Die Correspondenz wurde sehr lebhaft, um nicht zu sagen 
heftig, geführt. Der Pfarrer Ramelli übermittelte an den Hochwür¬ 
digsten Bischof zu seiner Rechtfertigung ein Zengniss der Gemeinde¬ 
vorstehung von Cademario vom 9. Februar *1854, des Inhaltes, dass 
Herr Johann von Morosini nebst seiner Familie als Bürger jener 
Gemeinde anerkannt werde. 

Der Decan gab nun zwar in seinen motivirten Zuschriften an 
den Bischof die formelle Authenticität jenes Zeugnisses, nicht aber 
dessen Richtigkeit zu; und um seine Behauptung, dass der Graf 
Morosini ein Lombarde, und kein Angehöriger der Gemeinde Cade¬ 
mario sei, zu bekräftigen, überschickte er an den Bischof ein Ver- 
zeichniss der Activbürger jener Gemeinde vom 15. April 1854, wel¬ 
ches er heimlich ans der Kanzlei des Friedensgerichtes von Agno zu 
erhalten wusste. 

Aus der Untersuchung geht hervor, dass von Seite der bischöf¬ 
lichen Curie von Como bezüglich dieses Verzeichnisses ein gewissen¬ 
haftes. Stillschweigen beobachtet wurde. Mittels des Decans erklärte 
der Bischof dem Pfarrer Ramelli allerdings, dass er sich im Besitze 
eines Certificates befinde, welches von jenem vom 9. Februar 1854, 
obsdion vom Syndicus Jermini selbst ausgestellt, ganz verschieden 
sei; aber er gab ihm nie weder Einsicht in dasselbe, noch eine Ab¬ 
schrift davon. Der Pfarrer Ramelli scheint bei seiner Behaup¬ 
tung zu hartnäckig stehen geblieben zu sein, vielleicht ermuthigt 
durch die Versicherung des Syndicus Jermini, nie ein anderes, dem 
vom 9. Februar 1854 widersprechendes Zeugniss ausgefertigt zu 
haben. 

Am 2. Juli 1854 erklärte der Hochwürdigste Bischof von Como 
mit Rücksicht auf die Anordnung des Conciliums von Trient, sess. 
24. I. de reformatione, und auf die Incompetenz des Pfarrers von 
Cademario, die Negroni-Morosinfsche Ehe von Seite der Kirche für 
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upgUltfg iui4 niohtig. Er erhärte zugleich, dass der Pfarrer Josef 
Baoielli in die vom Concilium von Trient ipso jure verhängte Suspen¬ 
sion verfallen sei, welche so lange zu dauern habe, bis er davon von 
dem, welchem es zustehe, losgesprochen werde. 

Der ^ochwürdigste Bischof schloss den bezüglichen Erlass mit 
dem Aufträge, denselben dein Pfarrer, und mittels der kirchlichen 
Obrigheit auch' dem Herrn Hieronimus Negroni und der Christina 
Morosini bekannt zu geben. 

Der Pfarrer 'wurde davon mittele einer Zuschrift des Decans von 
Agno verständigt. Er unterwarf sich der bischöflichen Entscheidung 
nicht, fuhr in der Ausübung seiner seelsorglichen Obliegenheiten fort, 
und appellirte nach Kom. Als er in Abwesenheit des Bjscbofes von 
dem* Capitelvicare aufgefordert wurde, sich dem Gehorsame zu unter¬ 
werfen und von dem Bischöfe die Lossprechung von der über ihn 
verhängten Strafe zu erbitten, zeigte er Widerstreben und beharrte 
auf seiner Beschwerde. 

Der Papst nahm das Gesuch gnädig auf, und der Pfarrer 
Ramelli büsste seine Strafe mü einer achttägigen 2iurüekgezogenheit 
jm Kloster Gibellina ab. ^ 

Was die J^egroni-Morosini’schen Eheleute btetrifft, so hatte schon 
das Jahr 1809 begonnen, ohne dass ihnen bis dahin der bischöfliche 
Erlass vom Jahre 1854 eröffnet worden wäre. 

Sie hatten in diesdr Zwischenzeit ohne offenkundige Zerwürf¬ 
nisse miteinander gelebt, und nur kleine Misshelligkeiten, welche aus 
dem ihnen innewohnenden Eigensinne entsprangen, trübten manchmal 
ihr eheliphes Glüpk- Eein Theil hatte sich je der. Achtung des ande¬ 
ren unwürdig gemacht, und der Gatte wusste immer durch -seine 
Schmeicheleien, welche übrigens bei ihm nicht an der Tagesordnung 
waren, sich wieder die Zuneigung seiner Gattin pu gewinnen. 

Oie Nachricht yon der gegen den Pfarrer von Cademario durch¬ 
geführten Untersuchung hatte ihr Gemüth tief erschüttert, aber 4ie 
Ueberzengung von der Unauflösbarkeit der Ehe genügte, um sic immer 
wieder zu beruhigen (wie diess von den Fräulein Carolina und Josefa 
Morosini und von dem Ingenieur Alexander Negroid-rPrati l/ezeugt 
wird). 

Wenn übrigens Graf Morosini in seiner Zuschrift an den Decan 
von Agno, d. d. Varese den 13. September 1854, der Wahrheit treu 
blieb, so war seiner Tochter Christina die Entscheidung über die Un¬ 
gültigkeit ihrer Blhe bekannt^ und sie war darüber bestürzt. 

Die erwähnte Zuschrift wurde vom Decan von Agno an den 
Bischof von Como übergeben, findet sich unter den bischöflichen 
Untersuchungs-Akten, und wurde vom Verfasser, Grafen Morosini, als 
ächt anerkannt. Sie ist folgenden Inhaltes: 

Hochwürdiger Herr Decan! 

Varese, am 13. September 1854. 

Ich war gestern in^Como und habe mich dort über den ganzen 
Q’^'Ug der Untersuchung)) so wie übey die Corresppndeuz bezüglich 
dey vqm iluralen von C^emario, jJsj k*favror 4er Braut, 
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Torgenommenen: Einsegnung der Ehe ineiner Tochter Chrisdna unter¬ 
richtet. Ich fühlte mich dabei empört, nicht so fast wegen der Par¬ 
teilichkeit der Curie, welche ihre Entscheidung auf ganz andere IKnge, 
ids auf die ihr vorgelegten, aber nicht beachteten, gesetzlichen Urkun¬ 
den gründete, als vorzüglich desshalb, weil loh mich überzeugte, dags 
Euer Hochwürden den feindseligsten Antheil daran genommen haben.' 
Wie schön ist nicht das Amt des Friedens und der Heiligkeit, aber 
Sie haben sich^ nicht diesem Amte gemäss benommen. Sie haben 
vorgezogen, zum. Erlasse einer Entsdieidung behfllflich zu sein, welche 
gegen die Anordnungen des Conciliums von Trient und selbst gegen 
die Gerechtigkeit verstosst. Sie wollten den Frieden und die Zufrie¬ 
denheit zerstören, die nach so vielem Missgeschicke meine Familie 
und die beiden Neuvermählten beseligten, welche seit fast einem Jahre 
glücklich und zufrieden miteinander lebten. Nun abef ist meine arme 
Christina nach so vielen Verfolgungen an das Bett geiessdt, und ich 
weiss nicht, wann sie ihre frühere feste Gesundheit wieder erlangen 
werde, wenn sie überhaupt noch die Kraft hat, diess zu überleben. 
Dessenm^eaebtet lasse ich mich durch diesen erbitterten Krieg, wel¬ 
chen man gegen zwei achtbare Familien führt, nicht entmuthigen; 
nur gewichtigen Gründen und einem gesetzlichen Vorgehen werde ich 
mich unterwerfen, nicht aber der Willkür eines Bischofes, welcher eine 
vor dem Civil- und canonischen Gesetze vollkommen gültige Ehe 
eigenmächtig für ungültig erklärt. Nie kann die Verbindung meiner 
Tochter angefochten werden, weil, was Gott verbunden hat, mensch¬ 
liche Gewalt nicht aufzulösen vermag; Eigensinn und Verfolgung 
werden wir aber mit Gleichem vergelten. Die durch Unrecht hervor¬ 
gerufene Erbitterung eines Vaters kann für Jeden, wer er duch seia 
' mag, gefährlich werden, vorzüglich aber für Jemand, der sich jesuitisch 
für einen Freund ausgehend, doch boshafter Weise Jenem Verdruss 
zu bereiten suchte, der in gutem Glauben ihn achtete. Aber Gott 
wird Den zu»strafen wissen, der sich so verhasst machte. Ich ver¬ 
bleibe einstweilen 

Ihr ergebener Diener B. Mefrosini: 

Auch Aug^o Bossetti, Koch der Familie Morosini, bezeugt, 
dass während er sich im Sommer 1854 mit seiner Herrschaft zu 
Vezia auf hielt, daselbst die Nachricht verbreitet war, dass der Pfarrer' 
von Cademario excommunicirt worden sei, und dass der Päpst die 
von demselben eingesegnete Ehe des Herrn Negroni und des Fräu¬ 
leins Morosini für ungültig erklärt habe. 

Welches aber auch der wahre Stand der Dinge gewesen sein 
möge, aus den Zeugenaussagen geht als allbekannt hervor, dass Chri- 
süna Morosini sehr häufig und vertraulich von einem reichen Herrn 
besucht wurde, und von diesem die Zusicherung erhielt, dass erhielt ■ 
wäre, sie zu ehelichen, wenn sie ihrer Ehe ledig würde. 

Es war damals, nämlich im September 1859, dass Christina 
Morosini selbst durch zwei auf einander folgende, dem geistlichen 
Gerichtshöfe in Como überreichte Eingaben den Erlass vom 2. Juli. 
18ä4 zur K^untoiss brachte. Kaum hatte sie am 20. desselben Mona-' 
tes Sqttember die Eröffnung obigen Erlasses erhalten, so btseh sie*' 
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sogleich das ehelidie Zitsammmleben und' zog sich in ihr vSter* 
lidies Haus zurück, um sowohl ihre Befreiung, als auch eine neue, 
glücklichere Verbindung anzustreben. Die Gründe, welche die Eröff-- 
nung der Entscheidung an die Negroni’schen Eheleute durch mehr als 
fünf Jahre verzögerte, sind am Schlüsse des bischöflichen Erlasses 
vom 28. August 18b9 selbst angeführt, und lassen sich in der Be¬ 
hauptung zusammenfassen, dass der Aufenthalt der angeblichen Ehe¬ 
leute unbekannt war. 

Aus anderen Erkenntnissen jener bischöflichen' Curie geht her¬ 
vor, dass sich ihr auch^der Zweifel über die Gesetzlichkeit ihrer Ent¬ 
scheidung den lombardischen Civilbehörden gegenüber, welche in sol¬ 
chen Entscheidungen die Competenz für sich in Anspruch nahmen, 
und mithin' auch über die Gesetzlichkeit der Eröffnung aufdrängte. 
Später aber gerieth es, wie man leicht denken kann, in Vergessenheit. 

Auf diese Art sollte der Erlass des Bischofes von Oomo, wel¬ 
cher die Ehre und das Verhältniss zweier Eheleute sehr zweifelhaft 
erscheinen liess, im Jahre 1859 von einem der bdden Ehetbeile 
selbst an’s Licht gezogen und geltend gemacht werden, und zwar 
von Frau Morosini, von ihr, welche fünf Jahre früher von ihrem 
eigenen Vater dem Decan von Agno als ein erhabenes Opfer ehelicher 
Liebe dargestellt ^rde. v ' 

II. Die Entscheidungsgründe. 

Dem Studium und der Entscheidung dieser Rechtssache mussten 
vorzüglich jene Gesetze zu Grund gelegt werden, unter deren Wiik- 
samkevt die angefochtene Ehe geschlossen wurde. 

Im Jahre 1853 galt im Kanton Tessin der Artikel 60. des 
Civilgesetzbuches, welcher lautet: „Die Ehe muss vor dem Pfarrer, 
oder seinem Bevollmächtigten, in Gegenwart von zwei Zeugen, nach 
den Anordnungen und Gebräuchen der katholischen Kirdi»gescMossen 
werden.“ 

Diese Anordnungen und Gebräuche sind in der 24. Sitzung des 
Conciliums von Trient*(de reformatione matrimonü) enthalten, welches 
vermöge Bestätigung des Bischofes von Como in den ka^olischen 
Kantonen der schweizerischen Eidgenossenschaft, den Kanton Tessin 
einbegriffen, publicirt worden ist. 

Es galt zu jener Zeit auch das Gesetz des grossen Rathes der 
Republik und des Kantons Tessin, vom 9. Juni desselben Jahres 

1853, welches den Aufenthalt und die Ehe der Fremden regelte. . 

Die Klägerin, gestützt auf das bischöfliche Decret vom 2. Juli 

1854, verlangt' die Ungültigkeit der Ehe wegen Incompetenz des 
Pfarrers von Cademario, sei es wegen Abgang, des Domicils oder 
Aufenthaltes der Brautleute, oder eines derselben in seinem Pfarrr 
gebiete, sei es wegen Mangel der vorgeschriebenen Ermächtigung. 

Der Geklagte, Hieronimus Negroni, dagegen vertheidigt die Gül¬ 
tigkeit der Ehe vorzüglich auf Grundlage des Zeugnisses des Gemeinde¬ 
vorstandes von Cademario vom 9. Februar 1854, welches erklärt, 
dass Graf J. B. Morosini tmd seine Familie daselbst das Dopüdl - 
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haben, and anf Grandlage des erwähnten Gesetzes becüglidi der Ehe 
von Fremden. 

Die Vorschriften des Conciliums von Trient, die Gesetze von 
Tessin, und nachhUlfsweise die Erklärangen der heiligen Gongregation, 
die Meinungen der Kirchenrechtslehrer in Auslegung des auf den 
speciellen Fall dieser angefochtenen Ehe angewendeten Tridentinmns 
mussten mit gehöriger Bedachtnahme auf das mit vorzüglicher Um* 
sicht und Gelehrsamkeit verfasste Gutachten des Vertheidigers der 
Ehe, die meritorische Entscheidung und Lösung vorbereiten. 

Vor dem Concilium von Trient musste sich die geheime Ehe, 
obsehon in ihrer Wesenheit ein wahrer und gültiger Vertrag, doch 
in ihren Wirkungen als nachtheilig und verabscheuungswürdig dar- 
stellen, weil sie des gesetzlichen Beweises über die gegenseitige Ein¬ 
willigung der contrahirenden Theile entbehrte. Zur Vermeidung so 
schädlicher Folgen verlangte das öcumenische Concilium (von Trient) 
das Zeugniss von drei Personen, von denen eine, wie Pallavicinö 
(L. XXn.) sagt, stabilis testis sein sollte, und wie Benedict XIV. 
(de Synodo 1. XII. c. XXni.) erklärt, non tamquam minister sacra- 
menti, sed tamquam testis autorizabilis pro Ecclesia, und ^ese Perstm 
war der Pfarrer. 

Die Eigenschaft des Pfarrers als eines beglaubigenden aber 
einfachen Zeugen wird von der Mehrzahl der Kirchenrechtslehrer und 
besonders von Jenen angenommen, welche den Grundsatz vertheidigen, 
dass die Contrahenten selbst Ansspender des Sacramentes der Ehe 
seien. Man kann desshalb leicht einsehen, wie die Gongregation des 
Conciliums auf eine Anfrage in einem concreten Falle, am 3. März 
18d4 die Antwort geben konnte: „matrimonium factum coram paro- 
cho denuntiato excommunicato, utique valere“ {Qallemart, Gommenti 
alla sessione XXIV. de reformatione). 

Nachdem so die Aufgabe des Pfarrers festgestellt ist, werden 
auch seine Obliegenheiten, so wie jene der übrigen Zeugen und der 
Contrahenten nach den Anordnungen des Conciliums von Trient fest¬ 
gesetzt. 

„Anteqnam matrimonium contrahatur, ter a proinrio contrahen- 
tium parocho, tribus continuis diebus festivis in ecclesia inter missa- 
ram solemnia publice denuntietur, inter quos matrimonium sit contra- 
hendum^^^ 

Das Concilium hat die Gültigkeit der Ehe nicht von der Vor- 
bahme der Verkündungen abhängig gemacht, oder wie die Theologen 
sagen: non apposuit clansulam irritantem^ und es ist notorisch, wie 
diese Verkündungen in der Praxis auf zwei oder eine beschränkt 
werden, und dass in einigen besonderen Fällen gänzliche Nachsicht 
derselben zugestanden wird. 

Die Kirchenrechtslehrer stimmen in der Ansicht überein, dass 
das Unterlassen der Verkündungen keine Wirkungen hervorbringe, 
welche auf die Gültigkeit der Ehe Einfluss haben könnten. „Quaif- 
tumvis synodus Tridentina enixe desideret, ne mätrimonia sine prae- 
viis hisee proclamationibus contrahantur, noluit tarnen ab iis validi- 
tatem matrimonU dependere, neque earum omissionem impedimentura 
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dkimend ess^ , at' decl^ravit S. Congregatio Coniälü'iaterpres, et 
nnanimi consensu fatentar Doctores, estque conformis ipaa quetidifwa 
praxis. Van-Espen, p. II. tit. XXII. De sponsal. et matrim. 

Das Goncilium fäkrt fort, und bezeichnet die Form für die: 
Trauung; es bedient sich hier zum Unterschiede von den VerküiiT 
dtti^n, für welche es den eigenen Pfarrer der Contrahenten ver¬ 
langt,. des Ausdruckes: parochus, ein Pfarr»: „ubi parochus, vi|o 
et muliere interrogatis, et eorum mutno consensu intellecto, vel dicat: 
egb vos in matrimonium conjungo etc.^ 

Dann folgt die Anordnung, welche von der * Klägerin zur Be- 
gi*ündung ihrer Behauptung angeführt wird:' „Qui alUer quam prae- 
sente parocho, vel alio sacerdote , de ipsius parochi seu Ordinarii 
licentia, et duobus vel tribus testibus, matrimonium contrahere atten- 
tabunt, eos S. ^ynodus ad sic contrahendum omnino inhabiles reddit, 
et hnjusmodi contractus irritos et nullos .esse decernit, prout eos 
pcaesenti decreto irritos facit et annullat.^ • 

Nicht ohne Aengstlichkeit machte sich dieser <G-erichtshof daran, 
in den buchstäblichen Sinn der eben erwähnten Aüordnung einzU' 
dringen: Er berieth die Ansichten der Kicchenfechtslehrer, und fand 
bei ihnen die Ueberzeugung vorwaltend, dass das Goncilium hmr auf 
den eigenen Pfarrer, d. h. auf jenen Pfarrer hinweisen dürfte, wel¬ 
cher bei den Verkündongen‘als der eigene bezeichnet wurde. So. 
gewichtigen Ansichten gegenüber konnte der Gerichtshof deren über- > 
wiegendes Ansehen um so weniger misskennen, als die Ptaxis sowohl 
in diesen Staaten, als auch im Kanton Tessin damit übereinstimmt, 

Aber die Ehe, von welcher hier die Rede ist, überschreitet einen 
Wendepunkt (tiaversa una crisi), dessen Wichtigkeit man nicht ver* 
rmgern, dessen Gefahren man der Familie und der Gesellschaft gegen- 
über nicht verbergen darf. Es gibt ein anerkanntes. Allen zustehen¬ 
des Recht, welches sich weder vernichten noch läugnen lässt, es ist das 
Recht auf iVertheidigung der ehelichen Verbindungen. Dieses Recht, 
begriindet für den Gerichtshof die Verpflichtung, sich nicht mit An-, 
sichten von Rechtslehrern zU begnügen, sondern sich an das Gesetz, 
an däs Goncilium, an den Inhalt des Textes selbst zu halten und dort 
die Lösung des Falles zu suchen. /: 

So wcrthvoll. auch die Ansichten der Kirchenrechtslehrer sein 
mögen, so kann man doch nie zugestehen, dass deren Ansehen jenes 
des Tridentinnms überwiege *■). Aus den Blättern fl^S öcnmenischen 
GoncUs, und nicht aus den Glossen der Ausleger musste der Gerichts¬ 
hof vorzugsweise die dem Fsdle entsprechenden Anordnungen entneh¬ 
men. Ein hievon abweichendes Vorgehen würde einen tadelnswürdi-. 
gen Missbrauch des Richters in sich schliessen, die Ansichten von 

1) Anm* des Üebers. Es kann sich hier doch wohl offenbar nicht um eine 
Gegenüberstellung des Ansehens des Tridentinums und seiner Ausleger handeln, son¬ 
dern nur um das Ansehen der verschiedenen Ausleger unter einander. Die Auslegeii* 
sollten also hier nicht dem Tridehtinum, sondern der Auslegung d^s Tridentinums 
durch den Gerichtshof gegenüber gestellt werden. [Von einfachen Aneiehten der 
Bechtslehrer ist auch hie^ nieht sm redend wo klal^ und bündige Eatsoheidtingen der 
Cengregatid Cd{ieUii toriiegeiu > 
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Rechtslehrem zn Gresetzeri zu erheben, und das Gesete der Synode für 
nichts weiter, als einen Stoff für MeinungsverschiedenheRen zn haiten. 

Wenn man den Text des Satzes: qai aliter e.tc. untersucht, so 
bemerkt man die Auslassung des Adjectivs: proprius; dadurch wird 
ein mehr allgemeiner als besonderer Begriff festgestellt, verschieden 
Von den anderen wesentlichen Stellen des Decretes, in welchen, wenn 
der eigene Pfarrer nothwendig ist, diese mit.: proprius ausgedrnckt 
wird, z. B. bezüglich der Verkündungen: ter a proprio contrahentinm 
^paroeho; und weiter, wo es sich um die priesterliche . Einsegnung 
handelt: statuitque benedictionem a proprio parocho fieri. 

Wenn man aber von dem Folgenden auf das Vorherge^nde, 
von den Wirkungen auf die Ursachen schliesst, und den Satz: qui 
aliter mit dem darauf folgenden vergleicht , so ergibt sich eine Yer-> 
bindung von Sätzen, welche die Natur jener Ehen erklärt, welche die 
Synode als ungültig bezeichnen wollte: „Insuper parochum vel alium 
sacerdotem, qui cum minore testium numero, et testes, qui sine paro* 
cho vd sacerdote hujusmodi contractui interfueriut, nec non ipsos 
contrahentes, graviter arbitrio Ordiiiarii puniri praecepit.‘^ Diese An¬ 
ordnung lautet in deutscher Uebersetzung wie folgt: 

„Ueberdiess (d. h. ausserdem, däss jene versuchten Ehen ungülr 
tigund nichtig »nd) schreibt die Synode vor, dass der Pfarrer oder 
ein anderer Prfoster, welche# mit einer geringeren Anzahl von Zeu¬ 
gen, und die Zeugen, welche ohne Pfarrer oder anderen Priester sol¬ 
chen Vertragsabschlüssen anwohnten, so wie die contrahirenden Theile 
selbst, nach Gutdünken des Bischofes streng bestraft werden sollen. 

Nun klebt aber jenen versuchten Ehen der Makel der Heimlich¬ 
keit an, weil ihre Eingehung ohne Beisein der vorgeschriebeneu 
Anzahl von Zeugen, oder des Pfarrers oder eines anderen Priesters 
versucht wurde; daher die Strafe für den Pfarrer, oder für einen 
anderen Priester, welcher dem Vertragsabschlüsse mit einer geringeren 
Anzahl von Zeugen beiwohnt ; Strafe für die Zeugen, welche ohne 
den Pfarrer oder einen anderen Priester aesistiren; endlich Strafe 
auch für die contrahirenden Theile selbst. 

Wenn aber ein nicht zuständiger Pfarrer intervenirte, kacm man 
da wohl behaupten, dass der Pfarrer nicht intervenirte ? 

So grosse Vorsicht aber auch die Meinung erfordern mag, 
welche sich .als eine logische Folge der oben angeführten Antwort 
(der heiligen Congregation) ergibt, so vereinigt sich doch Alles, um 
die Ueberzeugung au begründen, dass die von einem nicht zuständi¬ 
gen. Pfarrer, jedoch im Beisein W vorgeschriebenen; Anzahl von Zeu¬ 
gen vorgenommene Trauung, von dem buchstäblichen Sinn des Satzes: 
qui aliter, nicht ausdrücklich mit Ungültigkeit bedroht zu sein scheine; 

Das Tridentinum ifälut fort: „Pra^erea eadem S. %nodus hor^- 
• tatur, nt conjuges ante benedictionem sacerdotalem, in templo susci- 
piendum, in eadem domo non cöhabitent; statuitque, benedictionem a 
proprio parocho fieri; neque a quoquam, nisi ab ipso parocho, vel äb 
Ordinario licentiam ad praedictam benedictionem faciendam alii sacer- 
doti concedi posse, quacunque consüetudine, etiam immemorabili,, quae 
potius corruptela beende est, vel privilegio non obstanfo^^^ , . 
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Ifit der den Contrahenten beigelegten Eigenschaft rem: conjnges, 
wollte das Conciliom, wie es scheint, zu erkennen geben, dass ^ie Ehe 
dnreh die Einwilligung beider Theile ihre wesentliche und wahre 
Wirksamkeit erlange. • So bemerkt Carriere (vol. I. pag. 64.); „EIrgo 
supponit antea perfectum, cum vocet conjuges;“ und Eugen lY. er¬ 
klärt (Goncilio Fiorentino deer. de sacramentis): „Causa efficiens ma- 
trimonii regulariter est mutuus consensus per verba de praesenti ex- 
pressus." Daher erklärt sich die einfache Ermiahnung an die Eheleute, 
vor der priesterlichen Einsegnung, quae est in templo suscipienda,' 
getrennt zu leben, und die nur für das Gewissen bestehende Ver¬ 
pflichtung eben dieser Einseg^nung; wenn sie daher unterlassen, oder 
von einem anderen Pfarrer vorgenommen vrird, so verletzt dieses das 
Gewissen, die ^Contrahenten versündigen sich, wie die Theologen 
sagen (!), aber es hebt die Gültigkeit der schon geschlossenen Ehe 
nicht auf*). 

Das Tridentinum fahrt fort: „Quod si quis parochus, vel alias 
sacerdos, sive regularis, sive secularis sit, etiamsi id sibi ex Privi¬ 
leg^, vel immemorabili consuetudine licere contendat, alterius paro- 
chiae sponsos, sine illomm parochi licentia, matrimonio conjungere, 
aut benedicere ausus fuerit; ipso jure tamdiu suspensus maneat, 
quamdiu ab Ordinario ejus parochi, qui matrimonio Interesse debebat, 
seu a quo benedictio suscipienda erat, absolvatm.^ 

Dieser lediglich die Disciplin betreffende Satz hat eben jenen 
Pfarrer im Auge, welcher bei der Trauung und Einsegnung,der Ehe 
von Brautleuten intervenirte, welche einer anderen Pfarre angehören, 
ohne Ermächtigung von Seite ihrem Pfarrers. Die Synode beobachtete 
jedoch Stillschweigen über die Wirkungen einer solchen Ehe. Die 
Rechtslehrer kommen auf den Satz: qui aliter etc. zurück, möchten 
mit freier Anwendung des Grundsatzes, dass die Assistenz eines Pfar¬ 
rers, dem die Brautleute nicht unterstehen, die Ungültigkeit der Ehe 
bewirke, vorstehenden Absatz als eine grössere canonische Strafe be¬ 
trachten. 

Der Wortlaut scheint jedoch die Behauptung der Rechtslehrer 
nicht zu begünstigen, weil das Tridentinum in die Sätze: qui matri¬ 
monio Interesse debebat, und: seu a quo benedictio, suscipienda erat, 
eine wirkliche Anerkennung der vollendeten Thatsache der Ehe hin¬ 
einlegt. Wenn nämlich die Synode nicht diese Anerkennung im Auge 
gdiabt hätte, so würde sie sich einer anderen Ausdrucksweise bedient 
haben, nämlich: jener, welcher bei der Trauung interveniren 
muss (nicht musste); jener, welcher die Einsegnung vor¬ 
nehmen muss (nicht musste)^). Wenn die Synode die eigen¬ 
mächtige Einmischung eines nicht competmiten Pfarrers für einen 
Grund der Ungültigkeit der Ehe gehalten hätte, so würde sie dieses 

1) Das Conoilinm seist vorausi dass die Consenserklarung vor dem competen^ 
ten parochus propfius erfolgt sei; hier wird ihm eine andere Voraussetzung unter¬ 
geschoben. (May.) 

2) Es ist von einer attentirten Ehe die Rede» bei welcher, damit sie gültig 
wäre, dei^ eigene Pfarrer interveniren musste. Das Conoilium hat sieh ganz richtig 
auagedrüokt. (MoyO 
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aasdrficklich erklärt oder doch zu erkennen gegeben haben, dass es 
sich um mehr als eine blosse Disciplinarvorschrift, um eine ^Anord¬ 
nung handle, von welcher die Gültigkeit der Ehe abhängig ist. 

Der Gerichtshof fand bei Prüfung der Tridentinischen Anord¬ 
nung, dass in ihrem Wortlaute jener biQd weitere, bald engere Sinn, 
welchen die Doctoren der Theologie durch eine erkünstelte und zu 
freie Auslegung herausgefunden hatten, nicht liege. 

Er hat auch gefunden, dass die wichtigeren Formalitäten dw 
Ehe wohl Missbräuche und besonders heimliche Ehen verhindere, 
dabei aber einen gewissen Schutz zu Gunsten der Gültigkeit der Ehen 
aufrecht erhalten. 

Endlich hat er gefunden, dass es vorherrschender Grundsatz der 
Synode war, Ehen zu begünstigen und deren Gültigkeit zu schützen^ 
wenn nur die ausdrückliche Einwilligung der contrahirenden Theile 
ausser Zweifel ist. 

Die Doctoren der Theologie haben dagegen entweder aus Aengst- 
lichkeit des Gewissens oder wegen Schroffheit ihrer Ansichten, dort 
eine engere oder weitere Auslegung vorgenommen, wo die Synode 
sich absichtlich nicht aussprechen wollte, vielleicht um für die Gül¬ 
tigkeit der Ehen jenen weiten Spielraum zu lassen, dessen die Gesell¬ 
schaft und die Kirche bedürfe. 

Man könnte auch gar nicht zugeben, ja nicht einmal daran 
denken, dass man bei der Fülle von Weisheit, welche die ausgezeich¬ 
netsten Prälaten der katholischen Welt mit zum Concilium brachten, 
das Decret de reformatione mit unbeachteten Lücken und nicht vor¬ 
hergesehenen dunkeln Stellen abgefasst habe *). 

Aus der Menge dieser Auslegungen entstanden später Unsicherheit 
und Anfragen an die Congregation, welche, wahrscheinlich, weil sie 
sich wieder im Besitze jener Vollmachten sah, welche die Synode 
den Bischöfen und dem Seelsorgeklerus übertragen hatte, dieselben 
si^h auch aneignete, und sich in deren Besitze erhielt^). 

Man darf sich daher nicht wundern, dass, während der Procu- 
rator Frankreichs, D'Aguesseau, im Jahre 1700 die Heimlichkeit der 
vor einem Pfarrer, dem die Brautleute nicht unterstanden, ohne Er¬ 
mächtigung und in einer Privatkapelle geschlossenen Ehe zwischen 
dem Herzoge von Guise und Frau Berghes, verwittwete Gräfin von 
Bossn, behauptete, die römische Rota dagegen erklärte: „Declaramus, 
praefatum matrimonium, „nt rite ac solemniter celebratnm, servatu in 
Omnibus forma sacri Concilii Tridentini, ac sacrotum canonijim, fhisse, 
et esse ad quosumque effectus validum et legitimum.'^ Plaidoyers, XVH. 


1) Diese Lücke, dieses Dunkel hat nur die wiilkürliohe, fiivole Interpretation 
des Gerichtshofes hervorgebraoht, hineininterpretirt. (MpyJ 

2) Das ist eine arglistige Verdrehang des wahren Sachverhalts, die vor den 
Anssprüchen des Ooncils, Sess. YII. Decret. de ref. Sess. XXY. e. 21. de ref. und 
Decret de fine Concil., so wie vor der Publicationsbulle Pius lY. in Nichts aerfällt 

(Moy.) 

3) Der hier angeführte Tenor des Ansspruches derltota und die sonst bekann¬ 
ten Entscheidungen derselben, berechtigen zu der Yermothnng, dass der fragliche 
Fall hier falsch dargestellt iteL (MoyJ 
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Wenn dieser GnrichtsWf hier nach Angabe der berühmtcBten 
Auctoren^ wie Palma, Sanchez, Barbosa, Vcm-Espen, Dagnano, 
Bonacina, Carriere, Clericati etc. die Antworten der Congregation 
des Conciliums auf die vielfachen und beständigen Anfragen der Bi¬ 
schöfe in besonderen Fällen Von JGhen zweifelhafter Gültigkeit hätte 
anführen wollen, so würde man deutlich gesehen haben, wie die Con¬ 
gregation beharrlich bei dem Grundsätze gehlieben ist, mehr die Gül¬ 
tigkeit der Ehen als die starre Beobachtung der Formen aufrecht zu 
erhalten ^). 

Um aber zu zeigen, in welcher Ausdehnung die heilige Con¬ 
gregation unter Anwendung der dehnbaren Anordnungen des Triden- 
tinums, in ihren Antworten immer die Gültigkeit der in den Formen 
mangelhaften, in ihrer Wesenheit bezüglich der gegenseitigen Ein- 
will%ang aber volikomniene Ehen anerkannt habe, lässt man hier 
drei derartige Rescripte folgen : 

' „S. Cöngregatio declaravit validum esse matrimonium contractum 
cöram parocho etiam invito et per vim adhibito, quamquam nihil 
eornm, quae agebantur, vidit et intellexit, si affectavit non intelligere; 
ut in parocho, qui sibi aures ohturaverat, etiamsi ex alia causa voca- 
tus, adhibitus tarnen ad illum actum. Item coram parocho tarn viri 
quam mulieris etiam in aliena parochia; imo et si Episcopus ijli 
matrimonium interdixerit. Item eornm parocho etiam minoribus tan- 
tum ordinibus initiato.“ Padre Felice, de saicramento matrimonü, 
cap. V. 

„Declaravit S. Congregatio: validum est matrimonium, cui paro^ 
chus assistit contra, prohibitionem Episcopi, siib nullitate matrimonü 
factam; quia Episcopus potest parodium inobedientem punire, minime 
vero matrimonium ex capite assistentiae irritare.“ Obiger Padre Felice, 
in dem erwähnten Werke, cap. V. 

„Declaravit S. Congregatio, validum fuisse matrimonium nobilis 
senensis, qui cum meretrice Senis discessit, ut proprium parochum 
evitaret, et ivit Romam, ibique ipsam meretrium in uxorem duxit.^^ 
Clericati, de sacramento matrimonü, decis. XXXV. *). 

Es handelt sich nun darum, die wesentlich nothwendigen Förm¬ 
lichkeiten von denjenigen auszuscheiden, welche sich nur auf unwe¬ 
sentliche Vorschriften und Disciplinargesetze beziehen. 

Es wurde schon bemerkt, dass die Verkündungen dem zustän¬ 
digen Pfarrer Übetragen sind, dass dieses jedoch eine einfache Vor¬ 
schrift ist. 

Die Erklärung der gegenseitigen Einwilligung muss vor einem 
Pfarrer, in Gegenwart von zwei oder drei Zeugen geschehen, und 
diese Förmlichkeit wurde, als' zur Gültigkeit der Ehe wesentlich, 
durch die Vorsicht der Synode von allen Beschränkungen frei erhal¬ 
ten, eben um die Gültigkeit der Ehe zu erleichtern^ 


1) Die vom Tridentinum vorgeschriebene Form ist von der Congr.'Concil. nie 
geopfert oder hintangesetzl;» worden. (Moy.) 

2) Die Competenz des Papstes^ als pastor pastoruäi, steht hier nicht in Frage. 

(Moy*/ 
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Die pi^esterliche Einsegnung, als blosser Akt einer fireiwflUgea 
Jurisdiction, steht dem eigenen Pfarrer zu; sie reducirt sich aber 
lediglich auf eine unwesentliche Förmlichkeit, weil die Synode'aner¬ 
kennt, dass die Contrahenten schon vor der Einsegnung Eheleute 
sind, nSmlich nach der Erklärung der gegenseitigen Einwilligung. 

Der erhabene Gedanke des Tridentinums bestand vorzflglieh 
darin, für die Ehe so biegsame Formen festzusetzen, dass dieselben 
sich mit der wesentlichen Förmlichkeit, d. i. mit der gegenseitigen 
Einwilligung der Contrahenten, leicht vereinigen lassen. So viel man 
auch darüber nachdenken mag, bleibt es unmöglich, ein^e andere Ab¬ 
sicht heranszufinden; man muss entweder von dem Wortlaute abwei¬ 
chen, um Gedanken und Begriffe hineinzulegen, welche auch nicht 
einen Schatten von Wahrscheinliclikeit bieten, oder man muss geradeso 
heim Wortlaute des Textes bleiben. 

Aus dem logischen, eder besser gesagt, buchstäblichen, oder 
wenn man will, grammatikalischen Sinne, gehen wie von selbst zwei 
Grundsätze hervor, welche auf die in Jlede stehende Ehe anwend¬ 
bar sind: 

a. Ungültig und nichtig ist die Ehe, deren Abschluss in Gegen¬ 
wart eines Pfarrers, aber ohne Intervenimng der vorgeschriebenen 
Anzahl von Zeugen versucht wurde, so wie auch jene Ehe ungülüg 
und nichtig ist, deren Abschluss in Gegenwart von zwei oder drei 
Zeugen, aber ohne Intervention eines Pfarrers oder anderen Priesters 
versucht wurde. 

b. Es ist keinem Pfarrer ohne besondere Ermächtigung erlaubt,* 
Brautleute einer anderen Pfarrei zu trauen, und diess hei Vermeidung 
der Suspension; die Ehe bleibt aber gültig, weil sie nicht mit Ungül¬ 
tigkeit bedroht wurde ^). 

Man könnte vielleicht einwenden, wenn man den Ritus ittr 
Trauungen auf diese Art festsetzen wollte, würde man gegen die ent¬ 
gegengesetzte auch im Kanton Tessin eingefiihrte und aufrecht erhal¬ 
tene Uebung verstossen, welche den eigenen Pfarrer der Braut für 
competent erklärt die Verkündungen vorzunehmen, bei Erklärung 
der gegenseitigen Einwilligung gegenwärtig zu sein und die priester- 
liehe Einsegnung zu vollziehen. 

Diese Einwendung berührt Jedoch vorstehende Grundsätze nidit. 
Der Gerichtshof greift die durch Gewohnheit eingeführte rituelle. 
Form nicht an, er vertheidigt auch nicht den Grundsatz, dass die 
Ehe vor was immer für einem Pfarrer geschlossen werden könne; er 
behauptet lediglich, dass wenn sie dennoch vor einem nicht zustän¬ 
digen Pfarrer und ohne Delegation geschlossen wurde, sie für gültig, 
angesehen werden müsse, eben weil die Synode sie nicht für ungültig 
und nichtig erklärt hat. 

Die Gegner werden darin vielleicht einen WldOTspruch sehen. 
Sie werden sagen: wie ist der Grundsatz, dass die Ehe nicht vor 


1) Diese Behsuptniig bembt auf der angeblichen Luoke in' den Tridentiniseben - 
Vorschriften, die oben schon als nicht bestehend, sondern durch den Qerichtshof in 
den Text des Gesetzes hineininterpretirt bemerklich gemacht wurde. (Moy.) 

ArAir Ar KiiAssrsckt Z. . 16 
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Jedem beliefbigen Pfarrer geschlossen werden könne, mit dem anderen 
Chrundsätze Tereinbar, dass sie gültig bleibe, wenn sie dennoch vor 
einem nicht zuständigen Pfarrer abgeschlossen wurde? Wenn die Ehe 
äiif diese Art gültig abgeschlossen werden könnte, so müsste es auch 
Jedermann gestattet sein, sie vor jedem belieMgen Pfarrer abzu* 
schliessen. 

Aber die Gegner bedenken nicht, dass der Pfarrer sich nicht 
dazu hergehen kann, weil das Concilium es ihm unter Androhung 
der Sirafe der Suspension a divinis untersagt. Ueberdiess besteht ja 
die Wachsamkeit des Decanes und des Bischofes, so wie jene ethische 
Bürgschaft, welche sowohl im Gewissen der Brautleute liegen muss, 
den Pfarrer keiner Unannehmlichkeit ausznsetzen, und im Gewissen 
des Pfarrers, seinen Pflichten und den Gebräuchen der Kirche nicht 
untreu zu werden. 

' So sind nun obige zwei Grundsätze in Einklang gebracht, und 
dieselben lassen sich in einer anderen, noch einleuchtenderen Formel 
so äusdrücken: 

Keinem Pfarrer ist es erlaubt, ohne Ermächtigung die Trauung 
zweier Brantlente, welche einer anderen Pfarrei angehören, vorzuneh- 
liien; hat er sie aber dennoch vorgenommen, so unterliegt er der 
Suspension a divinis, die Ehe ist jedoch gültig ^). 

' Aber noch mehr; es wurde schon weiter oben bemerkt, dass 
die Mehrzahl der Theologen behaupte, die Ausspender der Ehe seien 
die Contrahenten selbst; Clericati (decis. VI.) sagt hierüber: „Christus 
non immutavit naturam contractus matrimonil, elevando illnd ad 
^gnltatem sacramenti. Ergo etiam in esse sacramento contrahentes 
ipsi sunt ministri matrimonii; üterque efficienter concurrit vel physice, 
vel moraliter, ad gratiam producendam non solum in seipso, sed etiam 
in ältero conjuge; sunt amho unus minister totalis integraliter et duo 
partialer, quia sic concurrunt ad efficiendum contractum.* Es wird 
auch Niemand bezweifeln, dass Das, was die Wesenheit eines Sacra- 
mentes ausmacht, keine Veränderung erleiden, und dass die Kirche' 
Wohl erklären kann, welches Erfordemiss zum Vorhandensein eines 
Bacramentes wesentlich sei, dass sie dies aber nimmermehr zu ändern 
vermöge. Der Fall ist daher undenkbar, dass eine Handlung in einer 
gewissen Zeit und an einem gewissen Orte ein Sacrament sei, in einer 
anderen Zeit und an einem anderen Orte aber' nicht. Die erhabene 
sacramentale Wesenheit der Ehe geht aus der gegenseitigen Einwil¬ 
ligung hervor. Die übrigen Bedingungen, wie der h. Thomas sagt,' 
ad solemnitatem sacramenti pertinent, quibus omissis verum perficitur 
sacramentum, quamvis peccat qui omittit^). 


1) Um diese ganze Theorie zn entkräften, genügt es, die in Sehulte’a und 
iiieMer's Ausgabe des ConoiL Trident, p. 226—288. beigebrachtea Bniscbeidnngen 
der Congr. Concil. zu durchgehen. (Moy*) 

2) Wenn dieser Grund stichhaltig wäre, so hätte die Kirche die Gültigkeit des 
Eheyertrages auch nicht von der Intervention eines Pfarrers überhaupt abhängig 
machen können. Der Gerichtshof kommt hier mit sich selbst in Widerspruch und 
vergisst, dass die Synode seines Einwand durch die Worte: Qui aliter etc. oontra- 

, i ‘ ,; . • ' 
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Zur praktischen Anwendung der vorausgeschickten Erwägungen 
fibergehend, glaubte der Gerichtshof, dass kein Zweifel obwalten 
könne über die Gültigkeit der vom Herrn Hieronimns Negroni mit 
Fräulein Christina von Morosini eingegangenen Ehe. 

Das Ehehinderniss der früheren Verlobung des Herrn Negroni 
war nur ein aufschiebendes, nicht aber ein auf die Gültigkeit der Ehe 
Einfluss übendes, weil die Kirche immer anerkannt hat, dass Verlöb¬ 
nisse bei einer Ehe cum alia persona sich jure proprio auflösen. 
(Kugler, de sponsalibus.) Noch deutlicher drückt sich Carriere aus 
(vol. 11. p. 179.): Si, non obstante impedimento sponsalium, initum 
fuit matrimonium, validum est, ac proinde dissolvuutur sponsalia. 

Die von dem Pfarrer von Cademario in der dortigen Pfarr¬ 
kirche in tribus continuis diebus festivis vorgenommene dreimalige 
Verkündung hat den Anordnungen des Tridentinnms genügend ent¬ 
sprochen, obschon sie nicht in den betreffenden Pfarreien der Braut¬ 
leute erfolgt ist. 

Der ledige Stand der Brautleute und das notorische Nichtvor- 
handeusein was immer für eines auflösenden Ehehindernisses trugen 
dazu bei, die Beachtung obiger Vorschrift, welche überdiess rein 
positiver Natur ist, neu zu bekräftigen. 

Endlich haben die feierliche Erklärung der gegenseitigen Ein¬ 
willigung in Gegenwart von drei Zeugen und des Pfarrers von Cade¬ 
mario, so wie die von diesem ertheilte priesterliche Einsegnung den 
Vertrag zu gültigem und unauflöslichem Bestände erhoben. 

Uebrigens hat bei Entscheidung dieser Rechtssache der Gerichts¬ 
hof die NothWendigkeit eingesehen, alle jene Beweisführungen zu er¬ 
schöpfen, welche im Gebiete der Thatsachen für den rechtlichen Ge¬ 
sichtspunkt sich benützen liessen. Er betrachtete desshalb voraus- 
Mtznngsweise die Gültigkeit der fraglichen Ehe als zweifelhaft, indem 
er die Competenz des Pfarrers von Cademario als zweifelhaft hin¬ 
stellte, und wollte so eine vernunftgemässe Lösung versuchen. 

Um nun aber jeden Zweifel über die Competenz des Pfarrers 
von Cademario zu beseitigen, gab es drei Mittel: die Delegation, das 
Domicil oder Quasidomicil der Braut in jenem Pfarrbezirke. Es ist 
nachgewiesen, dass keine Delegation stattfand; wir wollen nun sehen, 
das Domicil oder Quasidomicil vorhanden war. 

Das eigentliche Domicil ist ausgeschlossen durch den Erlass 
des Staatsrathes des Kantons, ans welchem hervorgeht, dass Johann 
Baptist Graf Morosini nie weder Bürger noch Angehöriger der Ge¬ 
meinde von Cademario war, obschon er im Jahre 1853 schweizerischer 
Bürger und in das Verzeichuiss der Bürger von Li^ano eingetragen 
war, welchem Bürgerrechte er erst am 16. Juni 1860 entsagte. 

Es ist auch durch Zeugenaussagen die Unrichtigkeit der Be¬ 
hauptung erwiesen, dass Frä^ein Morosini, oder bei ihrer Minder¬ 
jährigkeit ihr Vater für sie ein factisches Domicil in der Gemeinde 
Cademario erworben habe. 


ber« «ttentabnnti eos S. S. ad sic oontrahsndttm omnino inhabücs reddit, schon im 
Voraus bsseitigt hat (Moy») 
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Aas den Anssagen des Dr. Muschietti ersieht man dagegen, 
dass der hochwürdige Pfarrer Ramelli es anf sich genommen habe, 
dem wirklichen Domicil ein Domicil der Wahl, oder wenn man will 
der Absicht oder des Berufes unterznstellen. 

Dass der Pfarrer dieses wirklich beabsichtigte, und dass er 
hierin mit den Ideen des Grafen Morosini übereinstimmte, ist erwiesen 
durch das Certificat des Gemeindevorstandes von Cademario vom 
9. Februar 1854; nur ist zu bemerken, dass der Pfarrer, weil er zu 
viel beweisen wollte, nämlich das wirkliche Domicil, gar nichts bewie¬ 
sen hat, d. h. nicht einmal das Domicil des Berufes. Wenn der hoch¬ 
würdige Ramelli dem Bischöfe mit Offenheit entdeckt hätte, dass er 
mit dem Grafen Morosini vorläufig übereingekommen sei, ein Domicil 
des Berufes zu begründen, und dass ein solcher Beruf räthlich er-. 
schien, um das Gewissen der beiden Morosini, Vater und'Tochter zu 
beruhigen, und um der durch die strenge Blokade des Kantons be¬ 
gründeten Unmöglichkeit eines factischen Aufenthaltes abzuhelfen, so 
hat der Gerichtshof wohl Grund anzunehmen, dass der Hochwür¬ 
digste Bischof sich anders verhalten haben würde. 

Und wirklich ist es in jenem Kantone sowohl gesetzlich zu¬ 
lässig als auch üblich, dass man durch die blosse Erklärung, an 
einem gewissen Orte sein Domicil begründen zu wollen, auch schon 
das Recht erwirbt, dort Civilakte vorzunehmen. Die Kirchenrechts-^ 
lehrer stimmen in der Ansicht überein, dass man das Quasidomicil 
schon am ersten Tage erwerbe, wenn nur der Beruf vorhanden ist, 
und man den Willen hat, dort zu bleiben. Statim vel a prima die 
adquiritur et fit paroebianus. 

Benedict XTV. (instit. XXXIV.) führt eine Entscheidung der 
heiligen Congregation folgenden Inhaltes an: „Declaravit valere ma- 
trimonium illius, qui in fraudem proprii parochi se contulit in paro- 
ehiam vicinam, ibique contraxit, modo quasi-domicilium ibi acquisierit; 
atqui tarnen in eo casn dici, neque adesse necessitatem, et nimias fore 
difficultates recurrerc ad parochum domicilii; ergo non tarnen ratione 
necessitatis admittitur parochus quasi-domieUii; ergo in praefato casu 
irritum non esset matrimonium.^ 

Dieser Erlass dw Congregation passt zwar nicht ganz genau 
auf unseren Fall, zeugt jedoch von der Absicht der Kirche, die Gül¬ 
tigkeit der Ehen durch eine sehr dehnbare Anwmidung der das Domi¬ 
cil und Quasidomicil regelnden Theorien zu begünstigen. 

Das c'anonische Domicil muss übrigens nach ganz anderen Ge¬ 
sichtspunkten beurtheilt werden als das bürgerliche. Nicht die Länge 
des Aufenthaltes, sondern der Wille und die Absicht tragen bei, das' 
canonische Domicil zu begründen, selbst dann, wenn man es nur 
gewählt hätte, um sich der Competenz des Pfarrers zu entziehen. 
Die Absicht, wäre sie auch unerlaubt, hindert nicht die aus der 
Handlang hervorgehenden Folgen. So entschied die Congregation ' 
des Conciliums über eine Anfrage des Erzbiscljofes von Köln, und- 
das Breve Urban’s VIH.: Exponi nobis etc. bestätigte diese Ent- 

i 
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Scheidung. Siehe Schulte, Handbuch des Eherecbtes 1. Theil 

§. 12 . 1 ). 

Aber noch mehr. Wer hat sich im vorliegenden Falle des 
Mangels des Domicils oder Quasidomicils schuldig gemacht? Das 
Fräulein Morosint musste als minderjährig jenes Domicil achten, 
auf welches der eigene Vater sie verwies. Dem Fräulein war hs 
nicht erlaubt, sich gegen die väterliche Gewalt aufzulehnen,. und noch 
weniger, sich ihr zu entziehen, um ein anderes Domicil zu suchen. 
Als der Vater seine Tochter zum Altar führte, stand dieser nur das 
Beqht zu, ihre Einwilligung zu ertheilen oder nicht. 

Die wahrscheinliche Unkenntniss bildet im canonischen Rechte 
einen Entschuldigungsgrund (excusat); bei dem Fräulein Morosini aber 
ist eine solche Unkenntniss bei ihrem minderjährigen Alter um so 
leichter zu entschuldigen, als die mehr als wahrscheinliche Ver* 
muthung für sie spricht, dass sie in theologischen Gegenständen we¬ 
niger unterrichtet sein musste als ihr Vster und der Pfarrer von 
Cademario. Toellier (tom. 1. tit. V.) glaubt ebenfalls, dass, wenn 
der Irrthum zweier Eheleute, oder desjenigen Ehetheiles, der im gutw 
Glauben sich befindet, zu entschuldigen und wahrscheinlich ist — il 
faut que la loi souffre la cause de sou erreur. 

'Auch unter diesem Gesichtspunkte würde die Frage bezüglich 
des Quasidomicils eine für die Gültigkeit der Ehe günstige Lösung 
finden. 

Der Gerichtshof ging nun, immer mit der Absicht ans den ge¬ 
machten Folgerungen für das Recht Nutzen zu ziehen, unter dem 
Schutze der Hypothese zu weiteren Betrachtungen über. 

Es ist erwiesen, dass die Klägerin in Begleitung ihres Vaters 
und ihrer Schwester, des Fräuleins Karolina, sich in Como aufhalten 
musste, um von General Sänger die Erlaubniss zu erhalten, in die 
Schweiz zu gehen, und dass Graf Morosini jenem Generale den 
Zweck des Ausfinges^ nämlich die Trauung seiner Tochter Christina, 
entdeckte. 

Ebenso ist erwiesen, dass am folgenden Morgen Graf Morosini, 
der Verwalter Rossini, die Brautleute, Fräulein Karolina Morosini und 
Dr. Muschietti sich gleichsam in Masso nach Cademario begaben, wo 
die Bevölkerung es gewiss auch nicht unterlassen haben wird, herbei¬ 
zukommen und die vom Pfarrer an den vorhergehenden Feiertagen 


1) Zar richtigen AuffasBung dieser Entscheidung ist zu bemerken,^dass dieselbe 
so lautet: si domicilium Vere transferatur, matrimonium esse validum. Dazu ist die 
a. a. O., Coneil. Trid. Can. et deoret. edid. Schulte et Bichter p. 226, unter Nr. 36, 
beigebrachte Entscheidung folgenden Inhalts in Betracht zu ziehen: Bacra etc. censuit 
dandam esse declarationem in abstracto in forma sequenti: Vir et mulier a loco suae 
habitationis absque intentione illam relinquendi discedentes, et ad locum alterius 
paroebiae solo animo illic matrimonium celebrandi, non autem domicilii cpntrahendi, 
se transferentes, ibi coram parocho illius loci matrimonium inter se contraxerunt, 
Supplicatur per Sacr. Congr. declarari: an hujusmodi matrimonium sit nuUum vel 
vaUdum. Sacra etc, secundum ea quae proponimtur, censuit esse nullum. Bomana 
.22. Febr. 1631. Similiter judicavit in The^tina ^3. Nov. 1633. Boyinen. 22. Septbr. 
1697. Laoretana 13. Juh 1725. (Moy-) 
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yerkii))deten Brautleute zu betrachten; und diess um so mehr, weil 
sich die Familie Morosini in jener Gegend eines besonderen Rufes 
erfreut. ' 

Es ist auch bekannt, dass der Secretär des Gemeindevorstandes 
von Cademario der Trauung beiwohnte, und dass zufolge Entschlies- 
sung des Staatsrathes des Kantons vom 18. Juli 1853 bekannt ge¬ 
macht wurde, dass der Negroni-Morosini’schen Ehe nichts entgegen¬ 
stehe. 

Diese Heirath hatte also, weit entfernt ein Geheimniss zu blei¬ 
ben, sogar Notorietät, und selbst eine amtliche Notorietäl erlangt, 
welche sich, um eine sehr enge Grenze zu ziehen, wenigstens auf 
die Ortschaften von Cademario und Yezia erstreckte. 

Der geachtete Canonist Sanehez führt die Meinung einiger 
Rechtslehrer an, welche die Gültigkeit der Ehe vertheidigen, quando 
publice contrahitur sciente majori viciniae parte, obschon ohne Bei¬ 
sein des Pfarrers. Diese Rechtslehrer ziehen in Betracht, dass eine 
Ehe, welche wegen Mangels aller vom Gesetze vorgeschriebenen Förm¬ 
lichkeiten als heimlich angesehen wird, wohl zu unterscheiden ist von 
einer Ehe, bei welcher Alles, was die Heimlichkeit der Ehe aufhebt, 
hinlänglich vorhanden ist; im ersten Falle ist die Ehe ungültig, im 
zweiten gültig. Sie fügen bei: „Quando matrimonium publice cele- 
bretur (sciente majori viciniae parte) intervenit aliquid aeqnivalens 
solemnitati petitae a Tridentino, ex quo finis ab eo intentus compara- 
tur; nam tune constat Ecclesiae de matrimonio, nec potuerunt contra- 
hentes, bo relicto, aliud inire: ergo est validum^).^' Will man das 
Ansehen dieser Theologen auf den vorliegenden Fall apvr^den, so 
geht ziemlich deutlich daraus hervor, wie sehr die Gültigkeit der 
bestrittenen Ehe dadurch begründet werde. 

Bei der Beweisführung kam der Gerichtshof auf das Gesetz 
des grossen Rathes der Republik und des Kantons von Tessin vom 
18. Juni 1853; es ist dem Bundesgesetze vom 29. November 1850 
nachgebildet und regelt im Absätze IV. die Ehe der Fremden in jenem 
Kantone. 

Die wichtigsten Anordnungen dieses Gesetzes sind folgende: 

Wenn ein Fremder im Kantone eine Ehe einzugehen beabsich' 
tiget, so muss er die Bewilligung der Regierung sowohl zu den Ver¬ 
kündungen als zur Trauung selbst einholen. Es handelt dann vop 
den Bedingungen, welche zur Erlangung dieser Bewilligung erforder¬ 
lich sind; da jedoch Hieronimus von Negroni die ^Bewilligung wirk- 
Uch erhalten hat, so ist es nicht nothwendig diese Bedingungen hier 
anzuföhren. 

Er schreibt vor, dass eine mit Ansserachtlassung des Gesetzes 
(nämlich der Regierungs-Bewilli^ng) eingesegnete Ehe als ungültig 
zu betrachten ist und daher keine gesetzliche Wirkung haben kann. 
Dass der' Priester (sic), welcher ohne ausdrückliche Bewilligung 
des Staatsrathes eine Ehe einsegnet, einer Geldstrafe von 50 bis 100 


1) Sanche» bat das BaisonseiiMnt niobt aagafUbrt, am «s la büUgaa. Ea ist 
offiwbar bodenlos. (MoyJ 
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Franes unterliegt und fUr Folgen verantwortlich bleibt; die Eigen¬ 
schaft: Priester, wird noch zweimal wiederholt, wo von den ihm 
obliegenden Pflichten die Rede ist. 

Der Zweck dieses Gesetzes ist aus einem zweifachen Gesichts¬ 
punkte zu betrachten; der- erste betrifft den wirklichen Vortheil des 
Landes, der zweite die Abwendung möglichen Nachtheiles. Der erste 
beabsichtigt das Zuströmen von Fremden durch Erleichterung der 
Ehen mit Tessineserinnen zu befördern, der zweite will durch die vor- 
gescbriebene Kaution verhindern, dass nicht Armuth und Lasten zum 
Nachtheile des Staates und der Gemeinden eingeschleppt werden. 

Wie der Vertheidiger der Ehe mit Klarheit darthut, scheint es 
ziemlich ausgemacht, dass dieses Gesetz bezüglich der Ehe von Frem¬ 
den den Absatz 60. jenes bürgerlichen Gesetzbuches sowie die An¬ 
ordnungen des Tridentinischen Decretes aufgehoben habe ^). 

‘ Der ganze formelle Begriff der Ehe von Fremden lässt sich in 
folgende zwei Erfordernisse zusammenfassen: Bewilligung des Staats- 
rathes und Erklärung der gegenseitigen Einwilligung von Seite der 
Brautleute vor einem Priester. Wenn nun Herr Negroni und Fräu¬ 
lein Morosini diesem Gesetze genügend entsprochen haben, so erscheint 
die Gültigkeit ihrer Ehe auch von dieser Seite begründet. 

Hier' musste nun der Gerichtshof die Hauptpunkte der ange¬ 
führten Beweise übersichtlich zusammenstellen. Gültigkeit der Ehe, 
gegenüber dem Wortlaute des Tridentinums; gegenüber den Antwor¬ 
ten der heiligen Congregation, ■ welche sich immer als Beschützerin 
der Gültigkeit der Ehen zeigte; auf Grund des Quasidomicils; auf 
Grund der Notorietät; auf Grund des Kantonalgesetzes über die Ehe 
von Fremden. 

Bei solcher Uebereinstimmnng des Kirchen- und Staatsrechtes 
erscheint daher die .Negroni-Morosini’sche Ehe als in ihrer ursprüng¬ 
lichen Existenz, wie sie am 8. November 1853 entstanden ist, wieder 
hergestellt. 

Sollte aber auch neuerlich wegen übermässiger Strenge der 
Zweifel auftauchen, um die Gewissheit zu verdrängen, so müsste doch 
aus dem Kampfe zwischen beiden die Gültigkeit der Ehe gleich sieg¬ 
reich hervorgehen. 

Wenn die Gültigkeit oder Ungültigkeit einer Ehe gleich zweifel¬ 
haft erscheint, so tritt als Schiedsrichter der besthnmte und unab- 
weisliche Spruch des Gesetzes auf. 

Es ist ein Grundsatz des Kirchenrechtes: ln dubio de valore 
matrimonii, semper est in favore matrimonii judicandum. Dieser 
Grundsatz, welcher von Benedict KIV. in seinem berühmten Erlasse, 
Dei miseratione, besonders eingeschärft wird, ist die vorzügliche 
Richtschnur der Yerfahrungs-Vorschrift vom 30. Juli 1819, unter 
deren Einflüsse die vorliegende Rechtssache behandelt wurde. In Ueber¬ 
einstimmnng mit diesem obersten Grundsätze erklärt Patuizi: Prae- 


1) Als ob ein Kirohengesetz, wodurch das Gewissen gebunden wird, durch ein 
StaatsgeseU einseitig aufgehoben werden könnte! Oder kann das Stgat^geetti dem. 
Gewissen den Frieden geben, irie Christus ihn gibt? Joen« XIV. 27. fVayO 
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terea matrimoniam est de se indissolubile; proinde nisi certe constet, 
onllum fuisse, non est locus solutioni dandus. Theologia moralis, 
tract X. De matrim. cap. 15. $. V. 

Um aber jede ängstliche Ungewissheit ferne zu halten, durfte 
dieser Gerichtshof nicht unterlassen auch die Entscheidung in einem 
mit dem vorliegenden fast identischen Falle anzuführen, welche im 
Kanton Tessin, gleichfalls in der Diöcese von Como ünd in Folge 
eines Disciplinar-Yerfahrens von Seite desselben Bischofes vorgekom¬ 
men ist, welcher die vorliegende Ehe für ungültig erklärte, und Rich¬ 
ter des Pfarrers Ramelli war. Es handelte sich um die zwischen 
Johann Baptist Meschini und 'Luise Meschini vor einem nicht zustän¬ 
digen Pfarrer, der fiberdiess ein Bruder der Braut war, und ohne 
fürmliche Delegation geschlossene Ehe. 

Der Hochwürdigste Bischof von Como erklärte sie für ungültig 
wegen Heimlichkeit; aber die apostolische Nuntiatur in Luzern, welche 
in Folge päpstlichen Auftrages vom 10. Juni 1839 als zweite Instanz 
bestellt wurde, erklärte: male füisse et esse judicatum, und bestätigte 
die Gültigkeit der Ehe. (Siehe das Werkchen mit der Ueberschrift: 
Qnod Deus conjunxit, homo non separet. Lugano, ivi dpi di G. 
Ruggia e C.) *}. 


1) Der Erlass des Bisobofes von Como lautete so: ' 

In Berücksichtigung der drei Verhöre, ans welchen hervorgeht: 

1. dass diese Trauung am 4. Jauner 1834 in der Pfarrei St. Antonin, im Pfarr» 
hause, und in Gegenwart des dortigen Pfarrers Josef Meschini, Bruders der Braut, 
und der erwähnten zwei Zeugen stattfand; 

2. dass der erwähnte Herr Johann Baptist Meschini, heimathberechtigt zu 
Magadino, sich nur wenige Augenblicke in der Pfarrei von St. Antonin aufgehalten, 
auch gar nicht die Absicht gehabt hat, dort seinen Wohnsitz aufzuschlagen, ja viel* 
mehr ausdrücklich^ erklärte, von dort mit seiner Braut wieder fortgehen zu wcdlen, 
wie diess dann auch geschah; 

3. dass die Braut, Fräulein Luise Meschini, im Laufe des Prozesses erklärt 
hat, ihre Heimath sei das väterliche Haus in Magadino^ sie habe nie in der Pfarre 
St Antonin übernachtet; sie habe sich nur zwei* oder viermal dahin begeben; ja ihr 
Bräutigam habe ihr sogar bekannt gegeben, dass jene Pfarre nicht der Ort ihres 
Aufenthaltes sein werde; 

4. dass diese Aussage des Fräuleins Luise Meschini im Widerspruche steht mit 
ihrer Erklärung Vom 2. Jänner desselben Jahres, welche von ihrem Bruder geschrie¬ 
ben und von ihr unterschrieben wurde, ohne irgend eine bestimmte Ahnung zu haben, 
ob das, was sie erklärte, eintreten würde oder nicht; 

5. dass somit Herr Josef Meschini, Pfarrer von St Antonin, nicht der eigene 
Pfarrer dieser Contrahenten wär, weil kein Theil das Domicil in jener Pfarre hatte; 

5. dass der erwähnte Herr Josef Meschini die Vorschriften des gemeinen 
Bechtes, und unsere Synodal-Statuten bei dieser Trauung in böser Absicht umgangen 
SU haben scheint; 

haben wir eridart, dass die oben erwähnte Ehe zwischen Fräulein Meschini 
und Herrn Johann Baptist Meschini, nach den Vorschriften des heiligen CondUmns 
von Trient (sess. 24. cap. I. de reform. matrim.)-wegen Heimlichkeit ungültig ist 

[Es wäre in hohem Grade interessant gewesen, die Gründe 
kennen SU lernen, aus welchen der Nuntius in Luzern die fragliche 
Ehe, trotz der angeführten EntscheidnngsgrUnde erster Instans, 
dennoch für gültig erklirtoi und es ist auffallend, dass der Gerichts« 
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Ebenso wenig durfte der Gerichtshof am Schlüsse dieser Dar¬ 
stellung unterlassen, die scharfsinnigen Worte D’Agnesseau’s, des auf¬ 
geklärtesten und strengsten Juristen Frankreichs anzufUhren. Als 
Anhänger des Rigorismus der gallicanischen Kirche zeigte er sich 
bezüglich der Formalitäten der Ehe als einen, Verfechter derselben. 
Während der franzüsische Episcopat sich begnügte, die Gegenwart 
des eigenen Pfarrers der Braut Zu verlangen, vertheidigte er folgende 
These: „Sur la necessitd de la pr^sence ou du consentement du 
propre curd de chacun des contractans pour la 'Validitd du mariage.^ 
Dessen ungeachtet schreibt er wörtlich Nachstehendes; 

„Es gibt Leute, welche, nachdem sie in einer fremden Pfarrei, 
ohne Erlaubniss ihres Pfarrers' oder Bischofes ihre Ehe geschlossen, 
und mehrere Jahre in ruhigem und öffentlichem Besitze ihres Stai\^es 
als Mann und Weib mitemander gelebt hatten, gegenseitig einander' 
überdrüssig werden, auf ^n Ursprung ihrer Verbindung zurückgehen 
und ans der von den (französischen) Anordnungen erkannten Ungül¬ 
tigkeit Nutzen ziehen wollen, um ihre Freiheit wieder zu erlangen. 

„In einem solchen Falle kann man wohl billig zweifeln, ob es 
den Contrahenten selbst freistehen könne, auf Grund ihres eigenen 
Vorgehens Klage zu führen, wenn weder Gewalt noch Verführung 
von einem der beiden Theile angewendet wurde. 

Indem nun D’Aguesseau die verschiedenen Ansichten hierüber 
anführt, spricht er sich selbst so aus: „Eis scheint, dass man jenen 
Eheleuten kein Gehör schenken soll, welche vor Gericht erscheinen, 
um ihre eigene Schmach zu offenbaren, und welche sich aus einer 
Handlung, deren sie sich selbst schuldig gemacht haben, einen Rechts¬ 
titel abzuleiten suchen, ihre Ehe aufzulösen." (Siehe Plaidoyers, 
LVn.)i). 

Aus allen diesen vorangeschickten Betrachtungen geht hervor, 
dass der Gerichtshof nur, seine Aufgabe erfüllte, wenn er die Gül¬ 
tigkeit einer Ehe schützte, welche sowohl im Bereiche der canonischen 
als der bürgerlichen Gesetze, und vor der Gesellschaft als eine Wahrheit 
des Rechtes, geheiligt durch die Wahrheit der Thatsachen, dastehen 
musste. 

Wegen der besonderen Natur dieser Rechtssache glaubte der 
■ Gerichtshof die Gebühren für den Vertheidiger der Ehe beiden Ehe¬ 
leuten zu gleichen Theilen aufbürdeu zu sollen. 

Mailand, am 3. September 1861. 


hof in seiner Unparteilichkeit (1) nicht für gut fand, dieselben eben¬ 
falls beitubringen. (Moy.)] 

1) Die Frage: Qni matrimoninm recosare possint, vel contra iUnd testidcarn 
welche der Gegenstand des Tit 18. Lib. IV. Decretal. bildet, gehört offenbar gar 
nicht hieher. Ein Geschlcchtsverhältniss, das keine Ehe ist, ist eine Verbindung su 
fortgesetzter TodsUnde: und die Kirche sollte Jemanden nöthigen in einem solchen 
Verhältnisse su bleiben, aas dem Grunde, weil er durch eigene Schuld in dasselbe 
gekommen?! (Moy.) 
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Das Impedunentom Ordinis und seine ^wendung auf den 
Klerus der orientalischen Biten, 

von Dr. Hngo Limmer, Sabregens und Consuttor zu Brannsbei^. 

1. Während nach Sanchez (de matrim. 1. 7. disp. 27. n. 4.) einige 
Gelehrte die den heiligen Weihen annexe Enthaltsamkeit ex jure divino 
ableiten, hat sich die Mehrzahl der Theologen und Canonisten nach 
dem Vorgang des h. Thomas von Aquin (2. 2. q. 88. art. 11.) der 
richtigeren Ansicht angeschlossen, dass nämlich eben jene mit den 
höheren ordihes als conditio sine qua non verknüpfte Continenz ihre 
Quelle in dem praeceptum ecclesiasticum findet, welches, wie Sanchez 
a. a. 0. bemerkt, den Aposteln seinen Ursprung verdankt. Und in der 
That sind die Majoristen unter den Klerikern seit den Zeiten der Apostel 
und* Kraft des Beispiels derselben zum Cölibat verpflichtet. Franz 
Anton Zaccaria weist in den ersten Capiteln seiner „Storia polerhica 
del Celibato Sacro“ (Roma 1774) nach, welches Beispiel uns hierin 
die Apostel hinterlassen, und welche gesetzlichen Bestimmungen sie 
entweder factisch getroffen haben oder aber mindestens, welche Sanc* 
tionen in ihrem Sinn gelegen hätten, um 

a) den Geistlichen der heiligen Weihen die Verehelichung zu 
untersagen, 

b) zu bestimmen, dass zum Presbyterat und Diacouat nur Per» 
sonen, die entweder ehelos oder wenigstens unius uxoris viri wären, 
zugelassen werden dürften; um endlich 

c) denen die vor der Ordination geheirathet, den Befehl zu 
geben, £e Frau als Schwester zu betrachten und sie zu haben, wie 
wenn sie dieselbe nicht hätten. 

Diese Grundsätze sind in der lateinischen und ursprünglich auch 
in der morgenländischen KJrehe Stets festgehalten worden; allmählig 
aber ist bei den Orientalen oder mindestens bei einer grossen Zahl 
derselben die Gewohnheit aufgekommen und geduldet, gemäss welcher 
man nach der Verehelichung licite die heiligen Weihen empfängt und 
das zuvor geschlossene matrimonium fortsetzt. (Vgl. Schelstrate, 
Acta Orient. Eccl. pag. 840 sq.) 

2. Anlangend das Verbot der Verehelichung nach Empfang der 
hohem ordines, so behaupten emige vom Cardinal Vinc. Petra (Comm. 
ad Constitutiones Apostolicas seu Bullas singulas Sum. Pontificum in 
BuUario Romano contentas. Romae 1705) angeführte Theologen, 
darunter Thom. Caietan, es sei erlaubt, eine solche Ehe zu contrahi» 
ren, unter Berufung auf den can. aliter dist. 31. („Aliter se orientalium 
tra^tio habet ecclesiarnm-: aliter hujus sanctae Romanae ecclesiae: 
nam eamm sacerdotes, diaconi, aut subdiaconi mätrimonio copulantur; 
istius autem ecclesiae vel occidentalium nullus sacerdotum a subdiacono 
usque ad episcopüm licentiam habet conjugium sortiendi^ etc.) Doch 
diese Meinung ist nicht sententia communis der Theologen und Canonisten, 
welche lehren, dass Papst Stephanus in jenem Canon zwar die Fort¬ 
setzung des vor der Promotion zu den heiligen Weihen geschlossenen 
Matrimoninms geduldet, aber nicht die Eheeingehung nach geschehener 
Ordination erlaubt habe. Andere Theologen, namentlich Basilins Pon- 
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tins (de sacr. matrim. 1. 7. c. 23.), machen geltend, dass vor dem 
Tmllanischen Concil in vielen Gegenden des Orients den Klerikern 
der höhern ordines, welche im Akt der Ordination sich zum Ver¬ 
sprechen des Cölibats nicht verstehen wollten, die Fortsetzung des 
zuvor geschlossenen Matrimouiums und auch die Eingehung einer Ehe 
gestattet war. Es geschieht dies unter Berufung auf Can. 9. (10.) des 
Concils von Ancyra, der in diesem Sinn nicht bloss auf dieDiaconen, 
sondern auch auf die Priester anwendbar sein soll. Indessen muss Pon¬ 
tius (ibid. n. 15.) selber gestehen, dass jene Ansicht eine singuläre, 
nicht häufig recipirte ist. Wie dem auch sei, immerhin unterliegt es 
keinem Zweifel, dass durch den sechsten Canon des im Orient gefeier¬ 
ten Trullanum oder Quinisextum die Contrahirung einer Ehe nach der 
heiligen Ordination verboten ward. „Deinceps nulli penitus hypodiacono, 
vel diacono, vel presbytero post sui ordinatlonem contrahere liceat. Si quis 
autem eomm qui in clerum accednnt, velit lege* matrimonii mnlieri 
conjungi, änteqnam hypodiaconus vel diaconus vel presbyter ordinetur, 
hoc faciat.^' Somit können in der orientalischen Kirche ^e Geistlichen 
der höhem ordines wohl die vor der Ordination eingegangene eheliche 
Verbindung weiter fortsetzen; allein sie dürfen sich nicht verheirathen, 
wenn sie ehelos sind, noch können sie ein zweites matrimoninm con- 
trahiren, falls sie Wittwer geworden. (Vgl. die dritte Novelle Leo’s des 
Philosophen bei Zachariae Jus Graec. Born. IQ., 70. und das Bhalli- 
sche Syntagma ITl., 41., woselbst' Baisamon ad can. 10. Ancyr und 
in seiner 39. äicöxptou, vom strengen kirchlichen Verbot der Ehe 
nach der Ordination handelt.) 

3. Die Päpste und die öcumenischen Concilien haben diess Ver¬ 
bot so angelegentlich überwacht, dass von ihnen die durch Kleriker 
nach der Promotion zu den ordines sacri attentirten Ehen als null und 
nichtig erklärt sind. Die Theologen diiferiren bezüglich der Bestimmung 
der Zeitepoche, in welcher die heiligen Weihen den Character eines 
impedimentum matrimonii dirimens erhalten haben. Nach Einigen sind 
solche Ehen in der lateinischen Earche stets als sacrilegisch und nich¬ 
tig angesehen worden (Soto de inst, sacerd. lect.' 5. de matrim. und 
Lupus dissert. de latin. Episc. et cleric. continent. c. 10. sq.). Andere 
schreiben dies annnllirende Gesetz Urban ü. oder Calixt 11. im Be¬ 
ginn des Xn. Jahrhunderts (Vasquez in 3. p. S. Th.^ disp. 249; c. 4.) 
oder dem zweiten öcumenischen Concil vom Lateran gegen die Mitte 
desselben Jahrhunderts (Pontius de sacr. matrim. lib. 7, c. 27. n. 2.) zu. 

Indem wir diese chronolo^sche Frage bei Seite lassen, führen wir 
einfach hier den neunten Canon des heiligen Kirchenraths von Trient 
sess. 24. de sacram. matrim. an: „Si quis dixerit, clericos in sacris 
or^nibus constitutos . . posse matrimoninm contrahere, contractumque 
validum esse, non obstante lege ecclesiastica vel voto . . anathema 
sit.^ Ans diesem Canon erhellt 

a) die auf kirchlichem Standpunkt unmögliche Läugnung des 

Satzes, dass der ordo sacer die Kraft besitzt, ein nach der Ordination ^ 
geschlossenes matrimonium zu annnlliren; i« 

b) andererseits resultirt aus demselben, dass jene den heiligen 
Weihen inhärlrende Kraft.ihre Genesis nicht dem jus divinum, son- • 
dm der len ecdesiastica oder dem votun yerdaakt. 
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4. Dies ist ebenso wahr, wie das Gegeatheil unhaltbar. Thatsäch^ 
lieh haben die Päpste mehrere Male von dem fraglichen Impediment 
dispensirt; sie hätten aber sicher nicht die Dispens ertheilt, wenn das 
Hinderniss de’ jure divipo wäre, wie etliche Theologen gemeint^ Es 
genügt der Hinweis auf einige Beispiele solcher päpstlichen Dispensen 
innerhalb der lateinischen Kirche, in welcher jenes Impediment sorg¬ 
fältiger als in der orientalischen Kirche gehütet worden ist. Pallavicini 
erzählt in seiner Geschichte des Concils von Trient B. 12. C. 8., dass 
Paul HI. drei Nuntien mit umfassenden Facultäten, zu denen auch die 
in Betreff der verheiratheten Priester zählte, mit den convenienten Ein* 

. Schränkungen und Bedingungen, nach Deutschland sandte ^), Ebenso. 
gewährte Julius HI. mit dem Breve Dudum vom 8. März 1554 dem 
Cardinal Reginald Polus die Vollmacht, zu Gunsten der Priester, 
Diaconen und Subdiaconen, welche in England eine Ehe attentirt, die 
Strenge der Canones und der disciplina ecclesiastica nachzulassen. 
■Das Breve Pius VII. Etsi apostoUcis vom 15. August 1801 versah 
den Erzbischof Spina von Corinth mit der Facultät über das impedi*. 
mentum ordinis sacri die Priester, Diaconen und Subdiaconen des 
Weltklerus' zu dispensiren, welche in der Zeit der französischen Re¬ 
volution ein matrimonium attentirt. Eine ähnliche Dispens erhielt 
unter dem Pontificat Gregors XVI. ein apostasirter Priester, der nach 
seinem Abfall von der Kirche sich mit einer Akatholikin verheirathet, 
dann aber durch die Gnade erleuchtet'öffentlich die Häresie abge¬ 
schworen, grosse materielle Opfer gebracht und um Convalidirung der 
attentirten Ehe gebeten hatte. Weitere Beispiele von Dispensen über 
das impedimentum ordinis fuhren Schmalzgrueber (t. 8. ad tit. qui 
clerici etc. §. 1. n. 13.) und andere Canonisteu an. Somit steht fest, 
dass der Papst von diesem Hinderniss des jus ecclesiasticum dispen¬ 
siren kann und dispensirt hat. 

5. Viel weniger kann hierüber ein Zweifel obwalten in An¬ 
sehung der Majoristen der orientalischen Kirche. Der Cardinal Petra 
zeigt in seinen Commentarien zu den päpstlichen Constitutionen (t. 4. 
ad const. 23. Eugenii IV. sect. unic. nn. 6 sq.), dass die Meinungen 
der Theologen darüber getbeilt sind, ob das impedimentum ordinis • 
bei den Orientalen einen die Ehe dirimirenden Charakter habe oder 
ob derselbe ihm abznsprechen sei. Einige, unter ihnen Thomas Caje- 
tan, halten mit Berufung auf den can. äliter dist. 31. dafür, die von 
den Orientalen nach Emplang der heiligen Weihen geschlossenen Ehen . 
seien nicht bloss gütig, sondern auch erlaubt. Andere, z. B. Arcudius 
und Verricelli, betonen die Unerlaubtheit, halten aber die Gütigkeit 
fest. Hingegen nennt die Mehrzahl mit Recht jene matrimonia nicht ^ 
bloss unerlaubte, sondern auch ungUtige. 

6. Die erste dieser drei Meinungen, die mit dem sechsten 
Canon des Concilium Trullanum und mit dem Gewohnheitsrecht der 
griechischen Kirche in 'Widerspruch steht, ist wahrhaft eine singuläre 
und, wie oben bemerkt, unvereinbar mit der communis sententia der , 
Theologen und Canonisten. 

Die zweite der von Petra erwähnten . Ansichten h^t mehr Vpr- 

16 . f- afls «n., ..«a Ommu 
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thei^iger als die erste gefunden. Zu ihnen z^len nicht nur Arcudius 
, (de concordia ecclesiae occidentalis et orientalis in septem sacramen- 
torum administratione 1. 7. c. 10.) und Verricelli (de apostol. mission. 
tit. 4. q. 98. dub. 13. §. 29. nn. 166 sqq.), sondern auch Pontius 
(de matrim. 1. 7. c. 27.) Papadopoli (Praenotiones p. 86.) und andere spe- 
ciell griechische Autoren nach dem Zeugniss desselben Cardinais Petra. Sie 
behaupten, dass die Orientalen ratione voti an der Eheeingehung nach der 
Ordination nicht gehindert seien; und darüber lässt das cap. cum oUm de 
clericis conjugaUs keinen Dissens aufkommen. Gleichzeitig machen sie 
geltend, auch die lex ecclesiastica lege kein Hindemiss in den Weg; 
denn die Canones der lateinischen Kirche, welche ein nach der Pro¬ 
motion zu den hühern ordines geschlossenes matrimonium annullireh, 
seien, weil nach dem Schisma promulgirt, von den Orientalen nicht 
acceptirt und darum bei denselben ohne praktische Folgen. Üeber-' 
diess sagen sie, dass die kirchlichen Gesetze des Morgenlandes jene 
Ehen entweder einfach oder mit einer Strafsanction verbieten, ohne 
eine Erklärung über ihre Validität oder Nullität zu geben, oder dass 
sie dieselben höchstens nefarias nuptias nennen (can. 3. et 26^- con- 
cil. quinisexti). Endlich weisen sie auf einzelne bei den Orientalen 
in Geltung stehende Gesetze hin, welche die Giltigkeit der fraglichen 
Ehen anerkennen. Als Belege citiren sie den ersten Canon dös Con- 
cils von Neoeäsarea, die Decrete von Siricius, den zweiten Canon des 
ersten Concils von Tours, und den vierten Canon des ersten Condls 
^ von Toledo. 

7. Diese Argumente sind triftig bekämpft und die angezogenen 
Documente trefflich in gegnerischem Sinn mit Kücksichtnahme auf 
den generellen Usus der orientalischen Kirche ansgelegt von einigen 
Autoren der dritten Classe, welche die von den Orientalen nach, der 
Ordination geschlossenen matrimonia nicht bloss als unerlaubt, son¬ 
dern als ungiltig betrachten. Es ist diese sententia communior mit’ 
gewichtigen Gründen von berühmten Gelehrten vertheidigt, unter wel¬ 
chen hier Azorms (instit. moral. 1. 13. c. 12. q. 5.), Sanchez (1. 7. 
de matrim. disp. 27. et 28.), Petra (1. c.), Pignatelli (consult. canon. 
tom. 8. cons. öl. per tot.) angeführt werden mögen. Das Haupt- 
fhndament dieser Ansicht besteht in der allgemeinen consnetudo der 
morgenländischen Kirche, welche das Matrimonium nach der Ordina¬ 
tion verbietet und die Trennung der vermeintlichen Ehegatten vor¬ 
schreibt ; woraus die Acceptirung der Constitutionen und Canones, ’ 
durch welche die fraglichen Ehen annullirt werden, von Seiten der 
Orientalen hervorgeht. Abgesehen von anderen Gründenj welche die 
erwähnte consuetudo bestätigen, macht Pignatelli die Bemerkung, dass 
die Orientalen in der von ihnen gemäss der Constitution Gregors Xin. 
Sanctissimus Dominus noßt^ abzulegenden professio fidei (bei Tho¬ 
mas a Jesu de convers.“ gent. 1. 6. p. 319.) erklären, sie nähmen 
nicht bloss die im symbolum fidei enthaltenen Dogmen, sondern auch 
die apostolischen und kirchlichen Traditionen, sowie die Constitutionen | 
und Observanzen der römischen Kirche an. "Hierzu kommt, dass der 
Justinianische Codex tit. de Epise. et clerie. im Einklang mit den 
heiligen Canones aussagt, „quod filii legitimi non sint, qui ex hujus- 
modi inordinata concupisceiitia nasenntur aut nati sunt." 
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8. So liegt denn die Nothwendigkeit am Tage, camal im Hin¬ 
blick auf den obenerwähnten neunten Canon des Tridentinums dem von 
den römisehen Tribunalen angenommeneq Satz: „ordinem sacrum in 
greecis esse impedimentnm dirimens, et propterea matrimonia post 
ordines contracta esse nulla et irrita^ beizustimmen (vgl. Aasemani, 
Bibi. jur. Orient. I, 478 sq.). Für die Italo-Crraeci hat Benedict XIY. 
in der Constitution Etai Paatoralia vom 26. Mai 1742 die Nullität 
der nach Empfang des Subdiaconats, des Diaconats oder des Pres- 
bjterats contrahirten Ehe bestimmt ausgesprochen (1. c. $. VH. De 
Seuramento Ordtnia n. XXVH.: „Si quis Subdiaconus, Diaconus vel 
PresbTter, post sacram Ordinationem, uxore mortua aliam duxerit, vel 
si uxorem non habebat, ducere fpraesumpserit, nednm excommuni- 
eationis latae sententiae poena, \ aliisque nostro, et successomm nostro- 
mm Romanorum Pontificum arbitrio infligendis, severissime punietur; ' 
verum etiam statim ab Ordine erit deponendus, et ab illegitima uxore 
separandus. Matrimonium cnim post recensitos Ordines contraetum, 
nuUum irritumque declaramus.“ Bvllarium Pontif. S. Congreg. de 
Propag. Fide IH, 39.}. Aber auch rücksichtlich der Ruthenen, Ar¬ 
menier, Chaldäer u. s. w., ist dasselbe Princip in der Praxis der hei¬ 
ligen Congregationen normal. Auch für sie ist der ordo sacer ein 
dirimirendes Ehehindemiss; alle welche matrimonia dieser Art atten- 
tirt, sind gehalten praetenaaa uxorea aeu potiua contn/dnnaa zu ent¬ 
lassen. So geschah es z. B. im vorigen Jahrhundert zu Folge der 
Remonstrationen des Chaldäisehen Patriarchen (vgl. Petra a. a. 0.) 
mit einem Chaldäisehen Diacon, der sich in Rom anfhielt und nach 
seiner Promotion zu den heiligen Weihen sich verheirathele; seine 
vermeintliche Frau ward für frei und ledig erklärt. . 

9. Papst Benedict XTV. erwähüt in der Instruction für die 
Gopten, welche mit den Worten Eo quamvia tempore beginnt (Bull, 
t. 1. constit. 129. pag. 515. edit. Prati 1845), der berührten ver¬ 
schiedenen Ansichten der Theologen in folgenden Worten: »Din mul- 
tumqne i^tata est inter theologos controversia illa plena jurgii ac 
dissidii: ui solum illicitum, an potius illicitum et invalidum reputari 
deberet metrimonium initum in Ecclesia orientali post collationem 
sacrorum ordinum, qnemadmodum nullum et irritum reputatur in 
Ecclesia occidentaU. Placuit sane pluribns, validqm sed illicitum 
censeri debere higusmodi matrimonium: tum quia canonicae sanctiones 
et decreta Ecclesiae occidentalis iilud irritantia protendi non possunt 
indole sua ad Ecclesiam orientalem: tum quia canones synodi trulla- 
nae, quorum semper a graecis commendata fuit auctoritas, nullibi ex- 
presse annnllant ,et irritant matrimonium post sacros ordines contra* 
etnm* Strenue c'ontra pugnarnnt alii pro omnimoda invaliditate: et 
saniori certe consilio: ntpote tuentes sententiam majoribus suffragiis 
suffultam et menti Congregationum Urbis consentaneam. Nullitatem 
matrimonii satis erui posse judicarunt ex ipso can. 3. concilii trul- 
lani bis verbis: Eia nefario videlicet diaaoluto conjugio. Favet etiam 
eidem sententiae auctoritas Jnstiniani Imperatoris, qui in codice a 
Gothofredo illustrato lib. 1. de epiae. et cleric. Novell. 45. hujusmodi 
nuptias nefarias et incestuosas appellat: et soboli inde prooreatae no- 
tam iUegitiinitatis et tupem patemaq, incontinentiae maculam inniit. 
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Et Ucet in juribus ecclesiasticis pptestati laicae sola relicta sit gloria 
obsequendi, non auctoritas imperandi: in subjecto tarnen casu loqui* 
tur Imperator 'relative ad sacros canones^ ibi: quae et sacris viitt 
$unt canonibus.‘^ Darum wird in derselben, Instruction §. 49. sup- 
ponirt, dass „apud fideles etiam Ecclesiae Orientalin nulla sint et 
irrita^ matrimonia post ordines sacros celebrata.** 

10. In einer anderen gleichfalls für die Gopten erlassenen Con¬ 
stitution* mit den Anfangsworten Anno vertente (Bull. töm. 3. const. 28. 
p. 242. edit. Prati a. 1846), hält Benedict XIY. fest, dass ein inner¬ 
halb der orientalischen Kirche nach der Ordination contrahirtes ma- 
trimonium „extra duhitationem nullum est." Gleichwohl erklärt er 
in ersterer Constitution, die Gewährung von Dispensen über das in- 
Rede stehende Impediment, namentlich bezüglich der Diaconen, wäre 
keineswegs etwas „novum ac inusitatum.“ - Zum Beweise dessen fährt 
er a. a. 0. §. 51. also fort: „Indubiis Ecclesiasticae Historiae monu- 
mentis edocemur, alias dispensatum fuisse, ut Orientales ad Uuitatem 
rpdeuntes perseverarent in foedere Matrimonii post sacros ordines 
contracti. Exemplnm hujusmodi Dispensationis exhibent Apostolicae 
Literae fei. rcc. Innocentii lY. Praedecessoris Nostri anno 1744 datae 
ad Magistrum et Priorem Fratrum Praedicatorum Terrae Sanctae, 
quibus idem Pontifex inter alia indulget, ut per Fratres dicti Ordinis, 
qui deputantur ad praedicandum Jacöbitis, Neostrifis, GiorgianiSf 
Graecis, Armenis, Maronitis, Mossolinis, aliisque Nationihus in Par¬ 
tibus Orientalibus ‘constitutis etc. dispensari valeat, ut Uli ex Natio- 
nibus numeratis, qui post susceptionem Sacrorum Ordinum, vel in 
gradibus, et casibus a Divina minime Lege prohibitis, MatrimonUf 
contraxeruntf remaneant in eisdem. Exstat dictamm literarum exem- 
plar authenticum Romae in Archivio Ordinis, exscriptum ad hdem 
Autographi asservati in Coenobio Yiterbiensi, ut videre est in novis- 
simo Bullario Dominicano, edito et illustrato ab Antonino Bremond 
dicti Ordinis Alunino tom. 1. pag. 136.“ 

11. Diess vorausgeschickt, gibt der Papst in der zweiten Con* . 
stitntion Anno vertente %. 12. auf das in Ansehung der Coptischen 
Diaconen proponirte Dubium: „An rectum, probe factum ac utile 
videretur, an potius scandalo esse posset, aliquem dispensare, qui 
uxorem post ordinem sacrum duxerit, ut eam rßtinere ac simul sacro 
ordine perfungi et . sacra rmnia exercere possit, quia hujusmodi 
dispensationes interdum a Sede Apostolica concessae fuerunt“ die; 
decretorische Antwort: „Recurrant ad Apostolicam Sedem in casibus 
particnlaribus: in quibus si ob graves causas dispensatio super ma- 
trimonio inito post ordines sacros concedenda videbitur, tune nullum, 
verbum fiat de renovatione Consensus.“ Des >Yeitern fügt er a. a. 0. 
$, 13. folgenden Commentar zu dieser Antwort hinzu: „In decreto 
mox relato haud mens nostra fuit consensus renovationem excludere, ■ 
quum matrimonium extra duhitationem nullum est: sed quum gravis. 
illa controversia, ut dictum est, adhuc vigeat, an matrimonium in 
Ecclesia orientali post ordinem sacrum. contractum perinde nullum sit 
ac in Ecclesia occidentali: an potius sit solnmmodo illicitum: et quum 
hqjusmodi controversia, exceptis Italo-Graecis etc. quoad caeteros 
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orientales graecos nullo adhue äecreto opoatoZtco .definita foerit, licet 
tribnnalia hnjus almae urbis opinioni eonim adbaereaht, qni baec 
matrimonia nulla existimänt, nihilominus satius visnm est, nt ad- 
veniente casu concedendi dispensationem conditio renovationis consen* 
sns non exprimatur.^ Daraus resultirt die geringere Schwierigkeit, 
il^elche bei den Klerikern der orientalischen Kirche im Vergleich zu 
denen des Occidents behufs Erlangung der Dispens über das impedi- 
mentum ordinis obwaltet. 

12. Seit dem Erscheinen der zwei gelehrten Benedicunischen 
Instructionen, die wir im Vorhergehenden citirt, sind häufiger als in 
früheren Zeiten Dispensen dieser Art ertheilt worden. So ward z. B. 
kraft Decrets' der S. Congregatio particularis de Propaganda Eide vom 
13. Februar 1758 (ein Decret, das die Approbation Papst Benedict’s 
XIV. erhielt) der Präfect der apostolischen Missionen von Ober-, 

. Aegypten für zehn t^ahre autorisirt, .Ehen coptischer Diacone zu con* 
validiren. Dasselbe ist mit chaldäischen Priestern der Fall gewesen, 

. welche „in infantili aetate ordinati*^ (vgl. Thomas a Jesu de Convers. 
Gent. lib. 7. pag. 361.) nach dem Gebrauch der Nestorianer sich 
verehelicht hatten, und die, zur Einheit der Kirche zurückgekehrt, „in 
conjugio in schismate contracto^^ verbleiben und die Functionen des 
ordo sacerdotalis ausüben durften. Dagegen kommt es wohl vor, 
dass ein griechischer Priester, der im Schisma nach der Presbyterats- 
weihe geheirathet, unter der Bedingung des erneuerteu Consenses im 
Ehestand verbleiben darf; er wird aber auf die Laiencommunion be¬ 
schränkt 

13. Unseren bisherigen Ausführungen reihen wir folgende zwei 
Observationen an: 

a) Folgen gleich die rfimischen Congregationen in praxi der 
Sentenz, dass die in der orientalischen Kirche nach der Ordination 
Contrahirten matrimonia null und nichtig seien, so ist diess doch bis¬ 
lang durch kein apostolisches Decret definirt, und in der Theorie, in 
der speculativen Sphäre bleibt es noch zweifelhaft, db jene Ehen den 
Charakter der Giltigkeit oder Ungiltigkeit tragen. Benedict XIV., 
welcher diess Dubium gleichsam wieder in’s Leben gerufen, bediente 
sich desselben, um Dispensen über das fragliche Impediment zu ver¬ 
sprechen, und um Dispensen zu ertheilen, selbst ohne der Erneuerung 
des Consenses Erwähnung zu thun. 

b) Die zweite Observation ist diese, dass es sich in allen 
Dispensfällen immer nur um matrimonia contracta und niemals um 
matrimonia eonirähenda handelt. Benedict XIV. nahm in der oben 
allegirten Instruction Eo quamoii tempore ohne Bedenken den Missio¬ 
narien jedwede Dispensationsvollmacht rücksichtlich der Coptischen 
Diaconen, welche im reifen Alter die in der Kindheit empfangene 
Ordination ratificirt hatten und darauf zur Verehelichung schreiten 
wollten. Der Grund hiervon ist a. a. 0. §. 41. in folgenden Worten 
ausgesprochen: „Nec opitulari quoquomodo potest Cophtis salutare 
propositnm ejurandi schismaticomm errores, seque devovendi ex animo 
unioni catholicae romanae Ecclesiae. Si enim dlvina tantum aspirante 
aura, nulloque humano impellente consilio in piae matris greminm se 
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susceperint et ad nos confugerint: facile etiam intelligent, ejusdem 
catholicae Ecclesiae disciplinae et observantiae eos conformari opor- 
tere: ideoqne subjici legi coelibatus, qnem promoti ad ordines sacros, 
sire latini sint sive graeci, in romana Ecclesia sancte et Inviolate 
custodiunt.“ Anlangend ferner die Diaconen, welche im Schisma 
nach geschehener Ratification der Ordination eine Ehe schon geschlos¬ 
sen hätten und in den Schoos der Kirche zurückznkehren begehrten, 
so befahl der Papst den Missionarien zuvor darüber nähere Auf¬ 
schlüsse zu geben: a. a. 0. $. 53. VI.: „An Diaconi ordinati 
in aetate pnerili, ministrent adulti in ordine suscepto, et in statu 
coelibe, ita nt inferri possit, eos ante nuptias ratam ordinationem 
habere ... An plus commodi et utilimtis vel potins scandali et 
detrimenti allatura sit rei Catholicae dispensatio super matrimonio 
inito post ordines sacros, libtatis in utramque omninm rationum et 
circnmstantiarum momentis.“ Hierauf Teservirte Benedict XIV. in der 
anderen Instruction Anno vertente dem apostolischen Stuhl die Dis- 
pensationsfacultät und gab die Regeln für die Praxis an. Endlich 
delegirte er durch das auch bereits berührte Decret vom Jahre 1758 
in einigen Fällen den Missionarien die Dispensvollmacht ad decem 
annos. 

14. ' Uebrigens liegt der Grund am Tage, warum in Ansehung 
der Dispensen die matrimonia contracta anders als die matrimonia 
contrahenda behandelt werden. Die Indulgenz des apostolischen Stuh¬ 
les muss grösser sein den erstern gegenüber als betreffs der letzteren. 
Es fällt der favor fidei, welcher vornehmlich eine Suspension kirch¬ 
licher Gesetze -veranlassen kann, in’s Gewicht. Derselbe ist aber ein 
sehr dringlicher, wenn es sich um einen Häretiker oder Schismatiket 
handelt,’ der in illegitime eheliche Bande verstrickt die Kirche nicht 
aus Obstinätion gegen den heiligen Glattben, sondern aus fleisch¬ 
lichen Rücksichten meidet, da er sich scheut, 'Weib, Kinder und Habe 
zu verlassen. Gegen ihn zeigt sich die Mutterkirche. barmherzig, sie 
entschuldigt die menschliche Schwäche, und um das Heil der Frau 
und Kinder besorgt, übt sie rücksichtlich des votum castitatis Nach¬ 
sicht, damit die ganze Familie zur katholischen Einheit zurückkehre; 
worin eine Species von utilitas publica liegt. 

15. Setzen wir nun etwa folgenden Casus: Ein Priester des 
orientalischen Ritus verheirathet sich, nach Empfang der Presbyterats- 
weihe Wittwer geworden, zum zweiten Mal und hat aus dieser ver¬ 
meintlichen Ehe mehrere Kinder, die er im Geheimen tauft. Er ist 
Muselmann geworden und erhält von den Türken eine monatliche 
Geldunterstfitznng. In Folge von Gewissensbissen begehrt er die 
Reconciliation mit der Kirche; aber von der prätendirten Frau nnd 
den Kindern mag er nicht lassen. Es fragt sich, ob in einem solchen 
Casus den kirchlichen Grundsätzen gemäss eine. Dispens möglich und 
räthlich wäre, ob die den Casus begleitenden Umstände hinreichende 
Gründe für Dispensgewährung darböten. 

16. Bekannt sind die Erörterungen der Theologen und Cano- 
nisten über die Natur der causae sufficientes für Gewährung von Dis¬ 
pensen. Einige (bei Sanchez, de matr. 1. 8. disp. 8.) halten dafür, 
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es. sei eine caMBti publicae utiHtatis notiiwendig. Andere (bei Franz 
Maria Pitmius, Disceptationes Ecclesiasticae in quibus frequentiora 
Ecclesiastici fori litigia continentur. Romae 1704. d. 72.) meinen, es 
reiche auch eine .causa privata hin; nur müsse dieser private Grund 
gewichtig und von der Art sein, dass er den aus der Dispens dem 
Gemeinwohl erwachsenden Schaden compensirt. Zu diesen letzteren 
gehört auch Suarez, der (de'legibus 1. 6, c. 18.) treffend zwischen 
den causae unterscheidet, ^e unmittelbar das Gemeinwohl betreffen, 
und denen, welche primär zwar sich auf das bonum privatum be* 
ziehen, aber finaliter doch auf den öffentlichen Vortheil hinauslaufen. 
Und mit Berufung auf die Autorität des h. Thomas schliesst er also: 
„Et D. Thomas dixit dispensationem recte dari, quändo lex quae 
communitati expedit, huic pCrsonae non expedit propter periculum 
malt vel impedimentum majoris honi: tune ergo subvenire per dis¬ 
pensationem redundat in commune bonum et ita est justum: erit autem 
injusta dispensatio, si sit propter privatum coinmodum, quod in com¬ 
mune bonum non redundat.'^ Man kann sagen, dass diese Doctrin 
durch die Praxis des apostolischen Stuhles sanctionirt ist, welcher 
bisweilen ohne den Concurs von causae publicae über das Gesetz des 
Coelibatus sacer und über die religiösen Gelübde dispensirt hat. 

17. Kehren wir zu jenem Casus eines orientalischen Prie¬ 
sters zurück, so bietet der Fall ohne Zweifel genügende Dispensgründe 
dar, d. h. Gründe, die ein bonum privatum vermitteln und ein malum 
privatum verhindern, und welche ihr Endziel in der publica utilitas 
finden. Jenem Priester würde die Rückkehr in den Schooss der Kirche 
erleichtert werden. Der Umstand, dass ihm trotz seiner enormen 
Vergehen aus Barmherzigkeit die kirchliche Dispens zu Theil würde, 
dürfte ihn geneigter machen, die äusseren Nachjheile und Gefahren zu 
ertragen, die ihm aus seiner Bekehrung erwachsen. Hinzu kommt, 
dass seiner vermeintlichen Frau die verloren gegangene honestas 
restituirt w'ürde, eine honestas, die sie vielleicht in bona fide einge- 
büsst; denn man kann in orientalischen Verhältnissen bona fides, 
wenn nicht betreffs der Erlaubtheit, so doch bezüglich der Giltigkeit der 
Ehe vermuthen; durch Aufhebung des factischen Concubinats würde ein 
grosses Uebel beseitigt. Endlich erhielten die Kinder der unglück¬ 
lichen Eltern den Charakter der Legitimität und es wäre deren katho¬ 
lische Erziehung gesichert. Freilich sind jene honestas und diese 
legitimitas an sich bona privata, laufen aber auf die utilitas publica 
hinaus, wie aus der lex 1. tit. 3. Digest, de solut. matrim. hervor¬ 
geht. Ebenso sind die erleichterte Bekehrung eines apostasirten Prie¬ 
sters, der nur aus Rücksicht auf seine Familie, die er nicht verlassen 
will, zurückgeffalten wird, sowie die Sicherung der katholischen Kin¬ 
dererziehung, bona privata, aber spiritueller Art und in sich gewich¬ 
tiger, als manche causae publicae utilitatis, wie z. B. die conservatio 
familiae conspicuae, die gleichwohl von den Theologen allgemein als 
genügende Dispensgründe angesehen werden. 

18. Kehmen wir nun an, der heilige Stuhl Hesse in dem be- 
regten Casus Dispens eintreten, so würde dieselbe selbstverständlich 
doch von folgenden Limitationen und Bedingungen begleitet sein: 
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ft) Der fragliche orientalische Priester, der abgefallen, 
den Mahamedanisnps znvor formell abschwlfren. 

b) Er mü8£rt:e sehr conclndente Zeichmi aufrichtiger Bene gegeben 
haben. 

c) Das Aergerniss, das aus der Dispens wegen der notorischen 
Delicte des Dispensanden entstehen könnte, wäre gut zu machen. 

d) Es müsste die Unmöglichkeit constatirt werden, in andrer 
Weise für das Seelenheil des unglücklichen Priesters, seiner vermbint' 
lichmi Frau und Kinder Vorsorge zu tr^en. 

e) Sinequanonbedingung wäre die renovatio consbnsus, lutn 
Mindesten mit der Clausei ad cautelam. 

i) Nicht minder würde jenem Priester nur die Laiencommunkm 
zu gestatten und das exerdtium ordinnm sacrorum zu intwdid* 
ren sein. 

g) Nach dem Tode der Frau, mit welcher er das matrimonium 
attentirt hat, wäre eine Wiederverheirathung unmöglich. 

h) Endlich müsste derselbe seinen bisherigen Wohnort und jede 
Gemeinschaft mit den Türken aufgeben, um den Glauben ohne Hdü 
bekennen, seine Kinder in der katholischen Keligion frei erziehen und 
das Aergerniss gut machen zu können. Wir verweisen hiefUr auf dto 
Worte Benedict’s XIY. in der an den Episcopat und deh Klerus 
Albaniens garichteten Constitution Quod Provindale Condlium vom 
1. August 1754, $. 5.: „Hlos denique, qui ex Mahumetanis Christiant 
sunt fäcti, vel qui illorum sunt filii, si de sua in Fide Constantia 
fidant, vereanturque, ne si Turcica deponant nomina, Dominantium 
poenas incurrant, easdemque subire formident, serio admoneatis, ut 
omnino regiones illas occulte deserant, et ad Tenras Cfaristianorum 
accedant, atque confugiant, in quibus et Dens, qui dat escam omni 
Carni, et Fidelium caritas minime ipsis deerit; maxime si Episcopo- ' 
ruiB commendatitüs Epistolis muniantur^' {BtUlarium Pont. S. Con- 
greg. de Propag. Fide in., 335.). 


üeber die Gompetenzfrage der geistlichen Gerichte 

von Dr. Heinrich Maas, erzbiscböfl. Kaozieidirector zu FreiborgJ. Br, 

Das „Archiv für katholisches Elirchenrecht^^ IV. S. 113«, V. 
S. 183. und Vn. 233. hat die Urtheile des Königl. Preuss. Gerichts¬ 
hofes zur Entscheidung der Competenzconflicte veröffentlicht, wornach 
dieser höchste Gerichtshof wiederholt erkannt hat, dass bei geriehb' 
liehen Verfolgungen wegen Amts- oder Diensthandiungen der katholi¬ 
schen Geistlichen dieselben wie die Staatsbeamten durch ihre (kirch¬ 
liche) Dienstbehörde zu vertreten seien, dass ferner die 
katholischen Erzbischöfe und Bischöfe als die Central- resp. 
Dienstbehörde der fraglichen Kirchenbeamten zur Erhebung 
des Conflicts bei solchen gerichtlichen Verfolgungen gegen die 
ihnen untergebenen .Geistlichen competent seien. 


17 * 
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vergl. mit ^ 3. der Verordnung vOm 33. Deoember 1844 ist das 
groash. Staatsuünisterium zur Entscheidung dnes zwischen den Ge¬ 
richten und den Verwaltungsbehörden entstandenen Competenzstreits 
bei;ttfe% und hat dasselbe wiederholt erkannt^), dass die bürgerlichen 
Gerichte über öffentlich-rechtliche Verhältnisse der öffentlichen DiMier, 
über deren dienstliche Stellung und ihre (öffentlich-rechüiche) Amts- 
haqdlnngen nicht zu erkennen haben. Die Qeistlidien sind in Baden 
schon durch $. 1. des Gesetzes vom 9. October 1830, sowie durch 
$. 857. d. Sbr. G. B. als öffentliche Diener erklärt und ist gerade 
darauf das in dem Sonderstrafgesetze gegen Kirchendiener vom 9. Oc» 
tober 1860 enthaltene privileginm odiosom gebaut. Die erwähnten Be¬ 
stimmungen bezüglich des Competenzconfiiets gelten also auch für die 
Geistlichen und die sie vertretende Kirchenbehörde. 

Vou diesen Grundsätzen und Entscheidungen ist aber die Staats- 
ministerialentschliessung vom 28. März 1863, Nr. 313. abgegangen 
und hat den von dem erzbischöflichen Ordinariate Freibnrg gegen die 
Zuständigkeit der bürgerlichen Gerichte erhobenen Con^etenzstreit ab¬ 
gewiesen. 

Ein Katholik ging eine Civilehe mit einer Frau ein, deren Ehe^ 
mtmn noch lebt. Der Pfarrer desselben sah sich veranlasst, in der 
Chrietenlehre das katholische Dogma von der Unauflöslichkeit der 
Ehe darznetellen, wornach eine, wenn auch bürgerlich gültige, sege- 
nanote Civilehe, welche bei Leb^iten eines Ehetheils mit einer drit¬ 
ten Person geschlossen wurde, als eine kirchlich gültige Ehe von 
des E^irche nicht betrachtet werde, sondern vor ihr wie jede Poljr- 
gande als ein Concubtnat geltet). 

In seiner Eigenschaft als' Religionslehrer warnte er die Kinder 
vor unnützem Herumstehen bei der fragUchen (dvilen) „Hochzeit. 

In Folge eines Beschlusses der Stiftungscommission x verw^gerte 
dwselbe Geistliche die Annahme eines dem Kirebenfond von diesem 
Cflvilehecontrahenten dargebotenen Geschenkes, und verbot ihm r^e 
andern Parochianen die Betretung des nur für die Sänger bestimmten 
Orgelraumes. 

Diese rein kirchlichen Amtshandlungen bildeten den Thatbestand 
einer gegen den fraglichen GeisZlichen bei dem Civilgericht erhobenen 
„Ehrenkränkungsklage,welche nach $. 9. des Gesetzes vom 5. Februar 
1851*) von dem Staatsministerium als zulässig erklärt wurde, ohne 


1) Beg.-BL S. 543. §. 3.: »Bel Entsoheidnng von Cora|ietenz8tre{tigkeiten haben 
die VontZade detjenigen Ministerien nicht nütaawfrken, welche bei der Entscheidung 
betheUigt sind; dagegen sind drei Mitglieder der Ckriehtsbhih beianaiehenwelche 
der Orosaherxog „beseiohnet“ und das Staatsndniateriam „an bernfen*' hat. 

S) Annalen der bad. Gerichte (Kurlsrube, Gross. 1848.) XVI. B. 3 ff., (Haan* 
baias, Boosheimer. 1853.) XX. S. 177. 

3) Marc. X., 6 ff., can. 2. Gone. Trid. sess. 24. de aaer. matriqi. 

4) Dieses Gesetz lantet: „Die strafgericbtliche Verfolgung eines öffentlichen 
Dieners wegen eines Amtsvergehens findet, insofern nicht die anständige Dienst¬ 
behörde selbst sie veranlasst oder zngibt, nur mit Genehmigung des Staatsministe- 
fllUDBS 
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dads die Dienstbekiirde des Ang^sgten, d. h. das erabischbfliehe 
Ordinariat auch nun gehört worden ist. 

Auf die hierauf von dem bürgerlichen Gerichte erkannte Ladung 
uiiob das erzbisdtöfliche Ordinariat durch Erlass vom 6. November 
1862, Nr. 11,610. Einsprache gegen die sofortige und überhaupt gegen 
die Zuständigkeit der bürgerlichen Gerichte zur Entscheidung des vor¬ 
liegenden rein kirchlichen Rechtsverhältnisses. Diese d&- 
torlsche und peremptorische Einrede reap. Conflictserhebung nmrde attf 
den citirteii $.9., sowie darauf gestützt, dass der Angeklagte lediglich 
kirchliche Amtshandlungen innerhalb seines kirchlichen Amtskreises 
ausgeübt „und nur gethan habe, was jeder Vorsteher einer „Corporation^ 
au thun berechtigt sei, nirgends aber ein bürgerliches Recht 
des Anklägers verletzt habe. Die Entscheidung Über kirchliche 
Rechtsverhältnissef Glaubens- und Sittengesetze stehe nicht 
den bürgerlichen Gerichten, sondern der Kirchenbehörde su. 
Das Amtsgericht erklärte diese Einreden für unbegründet und sich 
für zuständig, weil eine Ehrenkränkungsklage vorliege, welche die 
bürgerlichen Gerichte zu entscheiden haben, und wdl. die Bürchen- 
diener gemäss 13. des Gesetzes vom 9. October 1860 bezüglidi 
der auch im KirchendiMuite verübten Vergehen oder Verbrechen der 
Jurisdiction der bürgerlichen Gwichte unterstehen. Auch die dila¬ 
torische Einrede sei unbegründet, da gemäss des eitirten $. 9. die 
Genehmigung der Dienstbehörde zur Einleitung ^ner gerichtlichen 
Untersuchung gegen einen öffsntlidien Diener nicht Mfordeilich sei, 
wenn solche, wie hier geschehen, von der obersten Staatsverwaltungs¬ 
behörde ausgesprochen wurde. 

Gegen diese Entscheidung erhob das erzbischöflidie Ordinariat 
Beschwerde an das Hofgericht in Ereiburg und begründete solche da¬ 
mit, dass bezüglich des Thatbestandes die frühere Behauptung näher 
begründet wurde, wornach cUe Anklage kein Moment des Thatbe¬ 
standes einer bürgerlichen Ehrenkränknng, sondern lediglich die 
Ansübung kirchlidier Amtsreohte behaupte und die Genehmigung zur 
strafgerichtlichen Verfolgung eines Kirchendieners im Sinne des citir- 
ten Gesetzes und dessen Vollzugs Verordnung vom 11. Januar 18561) jeden¬ 
falls erst dann als erfolgt zu betrachten sei, wenn „seine Dienstbehörde 
sohdie zugegeben oder im Verweigerungsfalle das Staatsministerium hiezu 
die Genehmigung ertiieilt hat.“ Diese Staatsstelle sei indessen schon 
gemäss $. 1. 7. des Gesetzes vom 9. October 1860 nicht die „Dienst¬ 
behörde der katholischen Kirchendiener“ und könne desshalb in dieser 
Sache in keinem Falle in erster und letzter Instanz „mit Umgehung 
der Dienstbehörde die fra^iche Genehmigung ertheilen.“ 

Das Hofgericht wies durch Erkenntniss vom 31. December 1862, 
Nr. 3820. die Einrede der Incompetenz der bürgerlichen Gerichte so- 

1) R0g...BL Nr. Hl.; „§. 1. DU zastüiidigeii Dienstbehörden, welche die straf- 
gnrUhtliohe. Verfolgung öffeatlieher Diwer wegen Amtsrei^hen veranlassen oder au- 
gaben k ö n nen , sind . . . e. faiasiebtlioh der Diener der Stiftungen sowie hinidöfatliob 
der anderen öffentlichen Diener, die ihnen voegesetsten C<degialbehördMi, welche die* 
sdbea za eaUassen befugt eiad.«* C. Dies^ea Behörden sind zuständig, biO-ger^ 
liehe Klage gegen öffenüiohe Diener wegen Amvergehen hasoUMseni* 
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^wk i$ie KulSssigkieit des Competenkcoidlictes weil der Ankläger 

eine Ehrenkränknng behauptet habe, deren Bntscheidang den bürger¬ 
lichen Gerichten zustehe und nur den „Staatsverwaltungsbe¬ 
hörde n^ die Erhebung eines Competenzstreites znstehe. „Dem erz^- 
bischöflicben Ordinariate gegenüber seien die Gerichte in Entscheidung 
über ihre Competenz vollkommen selbstständig (!?), da für die Be- 
hikden der katholischen Kirche die Ausübung von Begierungsrechten 
der Staatsgewalt (!) keineswegs verbunden sei.“ Das Staatsministeriura 
sei die „immer unbeschränkt leghimirte Bdiörde zur Ertheilung 
der GeneWigung d% strafg^chtlichen Verfolgung dnes öffentlichen 
Dieners.“ 

Das erzbischöftiche Ordinariat erhob am 2^. Januar 1863 dM 
Competenzcooflict gegen diese Entscheidung an das Staateministerinm 
und führte hiebei aus, es stehe gemäss' der oben eitirten Verordnung 
vmn 20. October 1849 jeder Verwaltungsbehörde also auch der 
kirchlichen zu: „einen Competenzconflict über die Frage, ob diö Civil- 
jnetiz begründet sei, bei dem Staatsministerinm zu erheben.“ Die 
J urisdictioh des Ordinariats über kirchliche Be chts Verhält¬ 
nisse; und kirchliche Amtsvergehen der Geistlichen sei durch das 
positive Becht^) garantirt und ein Ausfluss der Existenz der 
Kirche als öffentliches Gemeinwesen, sowie ihrer Selbststän-- 
digkeit. Desshalb dürfe die Kirchenbehörde nicht verhindert werden, 
fibo' diese Verhältnisse zu entscheideu und es müsse ihr smnit auch 
das Beoht zustehen, gegen einen Eingriff der bürgerlichen Gerichte in 
ihre Jurisdiction den Conflict zu erheben und dagegen nicht „ohne 
Bechtsschutz“ zu bleiben. Im vorliegenden Falle handle es ach 
aber lediglich um' die Ausübung kirchlicher Amtsrechte, 
also um Bechtsverhälthisse, welche ausschliesslich der kirchlichen 
Jurisdiction unterstehen. Die Bezeichnung der Anklage als einer 
bürgerlichen Ehrenkränknng alterire dieses Bechtsverhältniss nicht, 
weil es nur auf den Inhalt derselben ankomme, welcher keine bürger¬ 
liche Jnstizsache berühre. Der Civiljustiz stehe über die fraglichen 
öffentlich-rechtlichen Verhältnisse Und Amtshandlungen kdn Urthell 
zu nnd es involvire desshalb die LadungsverfUgung einen Eingriff 
in die kirchliche Jurisdiction^). 

Wenn diese vom Staate geschützt, und wenn es anerkannt wer¬ 
den müsse, dass die Kirchenbehörde fik die Amtshandlungen ihrer 
Untergebenen verantwortlich sei, sie auch allein die vorliegenden Ver¬ 
hältnisse, insbesondere beurtheilen könne, ob ein Kirchendiener seine 
Amtspflicht erfüllt habe, so dürfe auch nur der Kirchenbehörde die 
Genehmigung zur gerichtlichen Verfolgung eines KirchencKeners zu- 


1) Hier sind j» nicht die Rechte der.Staats-, sondern der Kirchengewalt hl 

Frage! 

8) J. P. O. Art V. §. Sl. 48. Pvtttr, Deutsche Staatsverfassnng. QÖttlngen, 
1786. n., 481 ff. 'Mo$tr, Landeshoheit im QeistUehen 8. 889. R. D. H. §. 68. Bad. 
Verfass. §. 18. §. 1. 7. 16. Bad. Ges. 9. Oct 1860. C<nnm.-Ber. der IL Kammer hieau 
6* 9* V6rhandiL S. 23*| I. g, 27. 

' 8) MäbevUn, Staatoreoht L §. 175. Bonner, Staätorecht §. 8(MI. Kiüber, öffMitl; 
Beeilt dea deataeben Bundea |« 875. ^ 
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stehen. Andernfalls würde die Regierung und •Verwaltung der Kirche 
und die Aintshandlungen der Kirchendiener der obersten Entschei¬ 
dung des Staats re^p. der bürgerlichen Gerichte unterstellt.^ 

Die hierauf unterem 28. März 1863 erfolgte Staatsministerial- 
Entschliessung enthält keinerlei Motivirung und lautet einfach da¬ 
hin : ^es sei der in der Vorstellung des erzbischöflichen Ordinariats 
vom 22. Januar d. J. gestellten Bitte: „^erkennen zu wollen, dass 
die bürgerlichen Gerichte in dieser Sache nicht zuständig seien und 
daher die von dem Landamtsgericht Freiburg erkannte Ladung an&n- 
heben resp. das gerichtliche Verfahren in dieser Sache einzustellen 
sei““ keine Folge zu geben.“ 

Durch dieses Erkenntniss ist allerdings anerkannt, dass der 
Erzbischof als die Dienstbehörde der Kirchendiener zur Erhebung des 
Conflicts bei gerichtlichen Verfolgungen gegen dieselben wegen ihrer 
kirchlichen Amts- oder Diensthandlungen competent sei. Es ist auch 
dagegen nichts ausgesprochep, dass dem erzbischöflichen Ordinariat 
als Dienstbehörde der katholischen Kirchendiener gemäss §. 9. des 
citirten Gesetzes von 1859 das Genehmigungsrecht (wenigstens in er¬ 
ster Instanz) bei gerichtlichen V'erfolgungen derselben wegen kirch¬ 
licher Amtshandlungen zustehe^). 

Der vorliegende Competenzstreit ist aber durch diese Btaats- 
miuisterial-Entschliessung jedenfalls für materiell unbegründet erklärt 
. und so den Gerichten gestattet worden, über die fraglichen kirchlichen 
Verhältnisse zu artheilen. 

Das erzbischöfliche Ordinariat hat sich indessen mit dieser Ver¬ 
weigerung des Rechtsschutzes seiner Jurisdiction nicht beruhigt und 
hat sofort dasjenige Mittel ergriffen, w-elches bei einer solchen Ver- 
. Weigerung naturgemäss eintritt. Durch Ord.-Erl. vom 30. April 1863 
wurde bei den Gerichten wiederholt Verw'ahrung gegen die Ver¬ 
letzung der kirchlichen Jurisdiction mit dem Aufügen eingelegt, dass 
solche mit der cxcommunicatio latae sententiae^) bedroht sei. Hievon 
würde der Ankläger gleichfalls verständigt und derselbe zugleich wegen 
Eingehung der fraglichen polygamen Civilehe insolange mit dem per¬ 
sönlichen Interdict^) belegt, als er in dieser kirchlich nichtigen 
und strafbaren Verbindung verharren wird. 

Nachschrift der Redactiou. lii dem vorstehend dargestellten CompO' 
tensconfliot zwischen dem erzbischöfl. Ordinariat und dem Hofgericht zu Freiburg iaH 
zum ersten Male das Princip anerkannt worden, dass die Kiroheubehördo resp. die 


1) Das Staatsministerium war, wie aus Obigem ersichtlich, in vorliegendem 
Falle zugleich Richter in eigener Sache, indem die Beschwerde auch dahin ging, dass 
diese Staatsstelle gegen den §. 9. des Gesetzes von 1861 ohne Vorwissen der kirch¬ 
lichen Dienstbehörde die Genehmigung zur fraglichen gerichtlichen Verfolgung er- 
theilt hat. 

2) Dieses Recht des Ordinarius ist ausdrücklich anerkannt in dem dieser Ent¬ 
scheidung nachfolgenden Ministerialerlasse vom 18. Mai 1863 Nr. 5502« 

3) cap. 2. X. de for. compet., c. 4. x. de imm. eccl., Const. Greg. XIII.: 

„cum alias nonnulli.^ Bulle: „in coena D.“ • ^ 

4) c. 11. X. de spons. et matr., c. 11. x. de poen. et rem. , c. 2. x. de 

•eeund« hupt. Bulle Urban^s VUl. „Magnum üi Chr.^ 20. Juni 1637. 



Raogstofeo der caoonici bei Oplion eine« anderen Canonicats. 

Kirche nie selhstsljindiges Rechtssubjeot gegen die Eingriffe der Gerichte ip ihre 
Jurisdiction auftreten kann. Praktisch hat dieser Streit das für' die Kirche günstige 
Besultat gehabt, dass das Ministerium des Innern bei dem nächsten Falle dem Ordi¬ 
nariat gegenüber am^l3. Mai 1863 ausgesprochen hat: 

„Ckmäss §. 9. d^s Einführungsgesetzes zum Strafgesetzbuch findet die straf- 
gerichtlicbe Verfolgung in den Fällen, in denen es sieh um solche eines 
katholischen Geistlichen wegen eines AmtSTcrgeheus handelt auf Vermi* 
lassung oder Zulassung Wohldesselben als der zunächst zustäncUgen Dienst¬ 
behörde,^ „andernfalls mit Genehmigung des Staatsministeriums statt.^ ^ 
Desshalb wurde das Ordinariat zur Erklärung aofgefgrdert^ ob der betreffende 
Geistliche „seine dienstlichen Befugnisse und Pflichten überschritten habe^ und ob 
diese Kirchenbehörde die dienstbehördliche Genehmigung zur strafgericbtlichen Ver¬ 
folgung ertheile. 


Ueber die Rangstufen der canonici beim Wechsel der Canoni- 
catspfründen in demselben Capitel und über den Zeitpunkt der 
Erledigung eines Beneflciums bei der Annahme -eines zweiten 
ßeneücium incompatibile. 

I. In Oesterreich bestehen beim fürsterzbischöfl. Domcapitel zu 
Xt. einscbliessllch der zwei Dignitäten (des kifulii-teu Propstes und 
Dekans) 10, oder gegenwärtig, da zwei Plätze wegen zu geringer 
Dotation zeitweilig vereint sind, 9 Canonicatspfründen. Von diesen 
find vier, daruntei' auch jene zwei Dignitäten kaiserlicher Stiftung und 
werden von der mensa communis zu gleichen Portionen dotirt; je¬ 
doch haben die zwei Dignitarii noch ausserdem ihre besonderen für , 
dieselben gestifteten Einkünfte. Die sechs oder zur Zeit fünf übrigen " 
Canonicate beruhen je auf besonderen Privatstiftungen mit verschiedenen 
Dotationsbezügen. Die Confirmationsurkunde der Privatoaoonicate von 
Seiten des a. h. Bisthums- und Domcapitelpatrons enthält aber die aus¬ 
drückliche Clausel, dass sie in allem und jedem gleiche Beehte 
mit den übrigen Domherren (i. e. kaiserlicher Stiftung) gemessen sollen. 
Im^ Jahre 1858 bewarb sich einer der Canonici — wii* wollen ihn. 
Cajus nennen — der das am schwächsten dotirte Canonicat besass, 
um das gerade erledigte beste gräflich N.’sche Privat-Canonat, und 
erhielt dasselbe auch. Es war ein ähnlicher Canonicatspfründenwechsel 
seit dem Jahre 181Ö zum wiederholten Male vorgefcommen. Als dem 
Canonicus Cajus die betreffende Präsentation des Grafen N. mitgetheilt 
wurde, stellte man an denselben zugleich das Ansinnen, dass er sich 
mit allen Förmlichkeiten, als ob er noch kein Mitglied desselben Dom¬ 
kapitels wäre, solle instlaliren lassen und als ein neues Mitglied das 
letzte stallum im Chore einnebmen müsse, obgleich er vorher schon 
flt/j Jahre daselbst Domherr gewesen und nach dem senium der viert¬ 
letzte war. Cajus erhob sofort Einsprache gegen jenes Ansinnen und* 
verlangte 

1) dass seine Institutio auf das gräflich N.’sche Canonicat nur 
mit der Abnahme der professio fidei ynd dos juraroentum 
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in 'Bil^iebt der mit der neuen Pfründe speciell verbundenen kirch¬ 
lichen Verpi^btungen, darum mit völliger Hinweglaeeung aller sen- 
etigen Ritual-YorBchriften stattfinde, welche auf die eigentliche bnch- 
stäblich genommene Investirung und Installirung (vestes canonicas 
aeeipere et in stallum chori inducere) Bezug haben, well der Dpmherr, 
der wie Cajus dieses beiderseitige Recht in einem Domcapitel einmal 
OTwmrben hat, dasselbe insolange beibebalte, bis er nicht auf irgend 
eine Weise austrete oder durch einen competentos Maehtsprach aus 
dem Capitelsgremio entfernt werde. - 

2) Sollte aber audi wider alles Ywmuthen die Invesütnr mit 
Cajus gerade so wie vor fiVa Jahren, wo er Mitglied desselben Don^ 
capitels geworden ist, vergenommen werden, so werde hiedurch keine 
Unterbrechung seiues bisher gewonnenen Seniums begründet werden, 
indem 

a) das Decretum Yisitationis apostolici pro reformatiotte capRuU 
canonicorum eeclesiasticae cathedralis L. de 1621 eub 5. ausdrücklich be¬ 
sagt: Ad tollenda dissldia et Utes inter canonicas de praecedentia, 
majoritate et oificiis severe et inviolabilitw observandus est ordo, 
seeundum tpiem jusctß prioritatem imtallatiorm ubique teneaot locum. 

b) Auch sei der fragUche Seniumsrang bei diesem Domkapit^ 
durch einen Aggregationsakt festgestellt, indem der jeweiUge neu in- 
vestirte Domcapitular durch ein statutenmässig vorgeschriebenes jura- 
mentum (aufs Evangelium) in das Capitelgremium anfgenommen, dem¬ 
selben aggregirt wird; weldier Akt wohl nicht anullirt werde, wenn 
man auch eine andere Praebende in demselben Capitel erhalte; wess- 
halb auch beim C^us die besagte Aggregatio nicht wiederholt wurde. 

c) Ueberdiess besitze ausser den zwei Dignitäten keine Capitel- 
pfründe ein eigenes stallum iin Chore, sondern man rückt nach 
dem Senio vor, und derjenige bekommt das letzte, der am spätesten 
ins Gremium trat, nicht aber derselbe, welcher das zuletzt ausge- 
sdiriebene überkam. 

d) Analogien aus dem Militär-Beamteoleben u. s. w. sprächen 
klar für die Aufrechthaltung des einmal erworbenen Seniumsranges in 
demselben Capitelgremio, weil z. B. der Hauptmann, der Statthalterei- 
Rath etc. das Senium seit dem Eintritte in diese Categorie allen 
CoUegen gegenüber unangefochten fortbehalte, möge die Uebersetzung 
auch wohin immer erfolgen. Darum müsse aW auch 

e) die dem Cajus zugemutbete Degradirmsg im Publicum An- 
stoss erregen, als ob dieselbe durch ein Yersohulden desselben veran¬ 
lasst sein könnte. Endlich erscheine aber 

f) die besprochene Degradiruug auch unbillig wegen der hier¬ 
durch eintretenden ungleichen Behandlung der einz^en Mitglieder 
desselben Gremiums, indem Cajus um drei Plätze zurücktreten sollte, 
die drei Nacbmänner aber je um zwei vorrücken würden ; wohin gegen 
in angedeuteter Weise C%jus und seine drei Nacbmänner je um ein 
stallum vorrücken würden, lud gleichmässig auch jeder deiselbeo 
einen Nachmann mehr hinter sich hätte, wenn nämlich das verheriga 
Ganonicat des Cajus gleich besetzt werden möchte. 

g) Dass vor 40 Jahren eine gmm gleiche BehandlBe^r ^tr dSBk! 
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Baron T. vor sidi ging, zeuge gar nicht gegen den gegenwKrti^n 
Fall, indem derselbe wahrscheinlich nur darum nicht dagegen prote- 
atirt habe, weil er bald darauf dem Capitel und ans der Dibcese 
ausgetreten sei. 

II. Auf diese Eingabe erhielt Cajus nach ^nigen Stunden einen 
kurzen Bescheid des Inhaltes 

a) dass Cajus mit dem Tage, wo er auf das nene Oanonicat 
decretirt wurde, aufgehört habe, der vorherige Canonicus zu sein, und 
dass er nicht als solcher, sondern als angehender Graf N.’sche Dom¬ 
herr (drei Tage darauf) zur canonisohen Investitur im nämlichen An¬ 
zuge Wie zur ersten zu erscheinen habe; 

b) dass er den bisherigem Platz unter den Collegen verlieren 

und den Platz des jüngsten Canonicus einnehmen werde, und zwar 
nach dem Entscheide, der sacra Rituum congregatio ad 21. März 1609': 
'.^Canonicus vero, qui Canonicatum dimisit, et alium in eadem ecclesiastica 
impetravit, locum ultimi Canonicatus obtenti obtinere debet, nec potest 
obtinere locum' Canonicatus dimissiund endlich, ' 

c) dass der §. 5. der Decr^ta Visitatoris apostolici (vide a. in I.) 
die Privatcanonicäte des hiesigen Domcapitels nicht im Ange gehabt 
haben könne, weil dwen Errichtung erst im achtzehnten Jahrhundert 
allmählig begonnen sei. 

III. Nach diesem Bescheide glaubte Cajus, es bleibe ihm vor¬ 
läufig nichts anderes übrig, als sich zu fügen, um früher in den Ge¬ 
nuss des besseren Canonicates zu gdangen. Jedoch wandte sich Cajus 
an den Herrn Professor Dr. Joh. Friedrich Schulte zu Prag 
um ein Gutachten. Auf Grund des von diesem erhaltenen durchaus 
günstigen Gutachtens richtete Cajus darauf eine zweite Eingabe an 
das fÜFstbischüfl. Ordinariat, und wies darin nach, dass er doch nicht 
drei voBe Tage hindurch ohne Character und somit nun ohne Anspruch 
auf eine Dotirung von dem einen oder dem anderen Canomcate in 
Wirklichkeit gewesen sein könne, was auch die Buchhaltung durch die 
Sistirung der Dotation einerseits und durch deren Abweisung anderer¬ 
seits hinlänglich bewiesen habe, indem sie den Cajus keinen Augen¬ 
blick als undotirt behandelt habe. Ferner bemerkte Cajus^ dass es 
durchaus nicht einleuchte, warum der §. 5. der bezogenen Deorete 
für den vorliegenden Fall keine Geltung haben sollte, während man 
ihm solche in Ansehung der dortigen Privatcanonicate doch im übri¬ 
gen bisher stets zuei^annt habe, und dass sonst derlei Bestimmungen, 
wenn sie bloss für Canonicos caes. collationis gelten sollten, jeder 
natürlichen Veranlassung entbehren würden; indem man doch nicht 
annehmen könne, dass es bei der augenfälligen ^Selbstverständlichkeit 
noch einer positiven Anordnung bedurft habe, um den Rang derjeni¬ 
gen CoBegen zu bestimmen, welche von Einer mensa communis zu 
gleichen Portionen unterhalten werden. Dass aber die besproche¬ 
nen Decreta, wie die Constitutiones illius capituli de 1574 — wo es 
auch heisst: Canonici secundum senium incedunt —' und alle in 
kirchlicher Gesetzeskraft für das doii;ige Domcapitel wann immer er-' 
lassenen Anordnungen, welche hiusichtlicfa ihrer allgemeinen Geltung 

VMpfiichtttng durch -den h. BtBtsbrief de-amio 1461 & dem 



CSataditen tod Prof. I>r. J. Friedilcli Scimlte. 26Q 

Beisatze: „proat in doram statvtis et ordinationibns desaper ration«- 
biliter edendis videbitur contineri*^ schon vomhinein ihre Sanction eir> 
hielten, auch auf die Privatcanonicate volle Anwendung haben dürften, 
besagten noch klarer deren a. h. Bestfitignngsklanseln,' die dahin lau¬ 
ten , dass der betreffende Canonicus aller Gnaden, Freiheiten und 
Praerogativen, welche ein jeder aus dem Gremio der Canonici nach 
Inhalt des vom Kaiser Friedrich m. — Stifter des^ hiesigen Bisthtimes 
Und Domcapitels — errichteten Stiftbriefes de 1461 und der vom 
Kaiser Karl am 8. März 1717 — wo das fragliche Cauonicat schon 
bestand — erlassenen Aequiparations - Kesolntiou geniesst, gleichfalls 
theilhaftig werde. Zn dieser Aequiparations-Resolutlou möchte aber d^ 
erlauchten Nachfolger des a. h. Stifters des dortigen Bisthums und . 
Domcapitels der Umstand veranlasst haben, dass durch die Unbilden 
der Zeit von den 12 ursprünglich gestifteten Domcapitularstellen einige 
eingegangen sind, weil nämlich die mensn communis nicht mehr für 
so viele einen Ünlänglichen Unterhalt darbot; wesshalb man wilk 
fähiiger gewesen sein möchte, die angetragenen Canonicate prlvatlicher 
Stiftungen an deren Stelle mit ungeschmälerten Praerogativen treten 
zu lassen; was auch an sich billig erscheine, weil man denselben 
nebst den privatstiftlichen Obliegenheiten beinahe die nämlichen Lei¬ 
stungen wie den kaiserlichen Stiftungen zur Pflicht gemacht habe —^ 
indem diese je nur 16 Stiftmessen pro Serenissimis mehr zu verrich¬ 
ten, dabei aber keine Sakristeibeiträge zu leisten hätten -— und man 
sie übM’diess auch von der Besorgung oneroser'und nicht honorirter 
Aemter nteht ausschloss. 

Sodann bemerkte Cajus ih seiner zweiten Eingabe, dass das 
citirte Bruchstück des Decretes de 1609 auch abgesehen von dem 
Umstande, dass es bei Ferraris ohne Hiiiznfügung einer beson¬ 
deren Veranlassung und Tendenz angeführt wurde, schön durch 
seine Textirung allein — namentlich durch die Worte: Ultimi CanonicatUs 
obtmti locum obtinere debet — zu der Annahme führe, dass in die¬ 
ser Ausdrucksweise viel natürlicher ein anderer Sinn liegen müss^ 
der in einfacher Auffassung <tes gegebenen Wortlautes nur für andere als 
hier vorkommende Fälle seine voUo Anwendung zulassen .solltef 
besonders well in demselben Gapitel (nimirum VII. ad vocem: Canoni- 
catus) der Bibliothek des Lucius Fetraris zwei andere Decrete ejusdem 
congregationis Vorkommen, welche- obigem (in angenommener Deutung) 
geradehin widerstreiten sollten. Diese Citate lauten: „Omues Canonici 
eodem ordine sedent, quo venerunt in capitulum, aut accepemnt 
possessiOnem Canonicatns,^^ das andere aber: „Quando omnes sunt 
presbyteri, procedunt inter se secundum suam receptionem.“ 

Wir lassen jedoch zur weiteren Aufklärung jener scheinbaren 
Widersprüche das obenerwähnte Gutachten von Prof. Schulte 
folgeu: 

„Unter den gegebene faetischen Voraussetzungen sind meo voto 
die Fragen: ob, wenn ein Canonicus capitularis statt seines bisberigeU 
ein anderes Canonicat privatae (vel caesareae) collationis übernimmt, ' 

1. derselbe seinen Platz verloren habe, und als jüngster im 
Qapitel ansosehen sei? ^ . 
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2. wie die swtfte jDastdlataon su geschehen habe ? 
dahin an Ibsen t 

ad 1): Es irt aUgemeine Sitte, dass wo Optionsrecht gilt, der 
Canonicos, welcher b^ dner Vacana zn optiren hat, das nächst höhere 
optirt, respective, wenn er nicht will, der folgende u. s. f.; dass hie¬ 
durch der nächste und alle Nachmänner um einen Platz höher rücken 
und das letzte Canonicat in Betreff der Rangordnung stets als ^mant 
angenommen wird. Ob nun diese Veränderung durch Option eintrete, 
oder ob ein Canonicos m bestimmtes anderes Canonicat durch Präsen¬ 
tation u. s. f. erhält, bleibt sich offenbar gleich. Denn wenn schon 
durch die blosse Annahme der Präsentation sein bisheriges Canoniqpt 
vaeant würde, wäre das ebenso der Fall bei der Option. Wenn dess- 
halb im ersteren Falle derselbe mit der Annahme der Präsentation 
anfgehört hätte, Canonicos zn sein, wibre das auch der Fall bei der 
Option, und würde er somit auch hier immer das letzte Canonicat be¬ 
kommen quoad locum ordinis. 

Nun wird aber nicht durch den blossen Willen, ein anderes 
Canonicat zu nehmen, das bisherige vaeant, sondern erst durch possessio 
pacifica des zweiten, d. h. durch die wirkliche Innehabung des 
letzteren, dessen possessio in tiUilum (mein System des Eirchenrech- 
tes $. iS.). 

Wenn also ein Canonicos ein anderes Canonicat anniuunt, und 
in dessen Besitz' gesetzt ist, ist erst hiedurdt- sein bisheriges erledigt. 
Er hat somit nie, keinen Augenblick aufgehört, Canonicos zu sein, id 
folglich nicht de loco sno decidirt, sondern hat ihn behalten. Haben 
non alle Canonicate keine stalla fixa, weiche ohne Rücksicht auf die 
„Antianitas^^ die Namen der einzelnen Canonicate tragen, so ist, wenn 
das erledigte Canohicat von einem Vor manne innegehabt war, von 
selbst der neue Besitzer und die zwischen ihm und dem früheren Be¬ 
sitzer in Mitte stehenden je um einen locus vorgerückt; — ist das 
erledigte Canonicat von einem Nach manne des neuen Besitzers inne¬ 
gehabt gewesen, so rücken nur die Nachmänner des früheren Bedtzers 
je um einen Platz vor. In Betreff des locus in capitulo nn^ stallum 
in choro kommt offenbar stets das unterste (letzte) Canonicat in Er¬ 
ledigung d. h. der auf ein erledigtes Canonk^t eingesetzte und neu 
in das Capitel tretende Canonicos wird stets der letzte. Das wollen 
auch die beiden resolutiones sägen: „Omnes canonici loco sedent et 
procedunt, quo in capitulum venerunt aut aceeperunt possessionem 
can.'^ d. h. wo sie überhaupt ein can. erlangten,, und die letztere: 
Quando omnes sunt presbyteri, proc. inter se sec. suam receptionem. 
Dass alle Priester sind, habe ich stillschweigend vorausgesetzt. 

Ist mit dem Canonicate aber ausser der praebenda separata auch 
ein locus certas in choro (et capitolo) verbunden, so folgt von eelbstj 
dass durch Annahme eines solchen dessen Stelle unter Verlust dM 
bisherigen eingenommen wird. Das muss die s. Cong. Hit. in Ferraris 
Bibi, ad capit. VHL de 21. Martii 1609 geweint haben, denn sie legt 
ja dem Canonicate den loens bei (locum Ultimi i. e. posterioris, 
peetea percepti canon. oblenti . . . nec dtmissi). Wäre es anders, so 
hätte sie offenbar sagen müssen, locum, sntim, hunim hnoiifQue obten- 
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tarn (al> Ipo) 6btlnefe neqtdt, sed obfinere debet locom In fannm , oiti- 
mam ; weil wenn keine stalla fix& da sfaid, und mn auch annähiüb, 
der ein neues Canonieat Optirende u. s. f. sei bis zu dessen Besitzer¬ 
greifung' eine Zeit Nichtmitglied gewesen, die Lücke ron selbst durch 
Yorbitt der späteren ansgefüllt werden würde, and so die letzte 
Stelle vacant würde, aber nicht die Stelle eines i. e. des erhal¬ 
tenen Canonicates, wenn dieses keinen locus certus hat 

ad 2) Schreiben die Statuten keine besondere Besitzergreifbng 
yor, so genügt offenbar die formlose Einweisung durch Propst n. s. f. 
in Äe neue Praebende, wozu er natürlich cum insign. canon. erscheint, 
weil er ln keinem Falle — es sei denn etwa die förmliche Resig¬ 
nation und erst später der Erwerb des neuen Canonicates erfolgt — 
aufgeh^rt hat de gremio capituli zu sein. Es ist ganz richtig, dasii 
woföm die Statuten nicht mehr fordern, die Ablegung der prof. fidel 
et juram. eapltulare die Modi und Bedingungen des wirksamen Er* 
werbes sind mit der Modification, dass^bei Collegiat-Capiteln die 
professio fidei entfällt nach Entscheid der s. Cong. Rit. — yide pag. 
■332. Conc. Trid.' Richter et Schulte. Lipsiae 1853.“ 

So weit das Gutachten Schulte’s. Auf Grund desselben wurde 
um Reintegrirftng der Sache gebeten, allein acht Monate vergingen, ohne 
dass dieses Gesuch Erfolg gehabt hätte. Nach dem Tode des Fürst¬ 
bischofes fand man dasselbe unerledigt unter dessen Praesidialien. Das 
Capitular-Consistorium, resp. dessen Yicar (dem dieser Akt allrtn be¬ 
kannt wurde) konnte während d^ ISmonatlichen Sedisvaeanz, natür¬ 
lich qua judex in propria causa diesen Gegenstand nicht erledigen. 
Damm wurde das Gesuch b. m. vom K. Yicar einfach ad acta vor- 
besehieden, well ihm der Fragepunkt nach dem Wortlaute des vom 
Hochseligen angeführten Decretes an sieh schon über allen Zweifel 
entschieden vorkam. 

lY. Einige Monate nach der Besitzergreifiing leitete der neue 
Fürstbischof selbst das Gespräch auf jene Sache, und veraniasste da¬ 
durch den Cajus zu einer neuen dritten Emgabe. In dieser bat Cajus 
um die Erledigung des in d^ zweiten Eingabe gemachten Gesuche* 
um Reintegrirung der Bache und wiederholte kurz die in der zweiten 
Eingabe vorgebrachten Gründe. Namentlich bat er, dass der Gegen¬ 
stand, wenn dem Begehren hierorts nicht Folge gegeben werden sollte 
oder künnte, behufe endgiltig^r Entscheidung der s. Congregatio Ri- 
tuum gutächtlich vorgelegt werde, er fügte hinzu, dass er für seln^ 
Person auf die Consequenzen der nach seiner Erwartung ihm günsti¬ 
gen Entscheidung verzichte, und sich damit begnüge, dass das Intmessq 
seines Canonicates Im Priuclp gewahrt werde. 

Y. Nach mehr als fünf Monaten erfolgte eine Entscheidung, wd<d>« 
auf die Yorakten gar nicht einging und das Gesuch des Cajus ab¬ 
wies. In dem Bescheide wurde behauptet, es gelte als Rechts- 
praxls, dass in jenen Capiteln, in denen die Graduid-Yorrückung 
nicht statutenmässig bestimmt sei, die Uebemahnoe eines neuen CanOBi- 
cates £e Yerzichtleistung auf das vorbesessene in der Art in sieh schliessz^ 
dass der wechselnde Canonicus in der Capitularmi-Ordnung jenen 
Rang erhalte, den er einnehmen würde, wenn er erst in da* Capileb* 



2ir RAPptofe» «er ^ flptfMi matxea Cwmkais. 

gr-^nriuia-tirSre aa%enioingieb ^rä«n. — D!e Unstattbaltigkeit dieses 
Priftctps erscfaeint doch aa noch mehr aber durch die Beleuoh- 
tung der factischen Verhältnisse in I. und III. handgreiflich. 

Im Weiteren bemerkte die erwähnte Entscheidung des Fürst¬ 
bischofs, dass es ein vergebliches Bemühen wäre, über den Fall der 
Präeeedens unter den Canonikem in den allgemeinen kirchenrecht' 
liehen Grundsätzen Entscheidungen au suchen, weil das Canoniker- ^ 
Institut zu jung und zu unbedeutend für das Eirchenregiment sei, und 
insbesondere derartige Rangbestimmuugen in dasselbe nicht aufge¬ 
nommen worden seien. Es müssten daher einzelne Entscheidungen der 
römischen Tribunale und namentlich der Congregatio saerorum rituum, 
vor die der Gegenstand gehört, in, Betracht gezogen werden. Als Bei¬ 
trag zur Entscheidung über die zu beleuchtende Frage diene der 
Grundsatz: Possessio (Canonicatus) ut dieatur capta, debet Oanonicus 
sedere in sedt propria Canonicatus, de qua agitur et non -in alia. 
Kota in Vercell. Unit. Capit. 22. Junii 1598. Also im strittigen Falle 
in dem Graf N.’schen Stallum, weil in L. das Vorrücken nach dem 
Alter im Canonikatsbesitze bestimmt wird, welches aber damals das 
vom Bischofssitze entfernteste war. Ferner: Tenentur fidei professionem 
emittere etiam illi, qui denuo adipiscuntujr in Cathedralibus ecclesiis 
Canonicatum, quem antea habuerant et dimiserant, non obstante priori 
fidei professione. Et ratio est, quia, qui fuit' Canonicus et postea Ca- 
noaicatum dimisit^ non remanet amplins adstrictus praestUo juramento, 
ideoque si ad Canonicatum dimissum denuu red^eat, iterum jurare tene- 
tur. Barb. de Canon, capit. 17. n. 8. sq)ud Uueium Ferr. Canonic. 
Art. ni. n. 20. IV. n. 8. — Es gelte also bei der Uebernahme eines 
anderen Canonicates eben so das Erlöschen aller früheren Vorrechte, 
wie auch Verpflichtungen, weil die Installation in das neue Canonicat 
die Resignation des früheren vorausgesetzt. Massgebend seien aber die 
Entscheidungen der erwähnten Congr^ation S. Rituum ex Actis ejus- 
dem collecta cura Al. Gardellini Romae 1856. n. 757.: Hyeronimus . 
Fagns Canonicus Cassan. conquestus est Mario Gromito pariter Ca- 
nonico ejusdem Catbedralis, quod adeptus pinguiorem Canonicatum in 
eadem eccla praetendat retinere primum stallum et locum Canonicatus 
jam dünissi; et s. Gong. Rit. respondit: non posse retinere stallum 
Canonicatus jam dimissi, prout ahas deciaratum fuit in Gallien. 21. 
Martii 1609, Die 12. Julii 1628 n. 3585: Per transitum Canonici 
Dominici Gabrielli ad alium Canonicatum inter eundem et Atchipres-, 
byterium et Canonicos ecclesiae ejusdem exorta super jure praeeedentiae 
in cboro conbroversia — et S. Cong. Rit. tam in voce quam in scripto 
partibus informantibus auditis censuit: Canonico Gabriello competere 
locum secundi Canonicatus, et amplius dubium proponi volnit. Die 
11. Junii 1701. ln einem gleichen, mit dem in Frage stehenden ganz 
übereinstimmenden Falle habe die s. Cong. Rit. am 16. April 1842 ebenso . 
entschieden und sich auf die älteren Entscheidungen berufen Gard. 
n. 4939. Nach den angeführten, wiederholten, sich immer gleich*» 
bleibenden Bestimmungen von Seite der competenten Behörden, er¬ 
scheine es ganz zweckwidrig, über die Giltigkeit der Entscheidung in 
JI« einen. Zweifel zu hegen; und den Geg^tand nach Rom zur. Ent- 
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Scheidung Torlegen, würde man sidi nur der Gefahr awsetaen, den 
Vorwurf der Unwissenheit sich zuzuziehen. — 

Nachträglich wird noch bemerkt, dass Jemand in der causa des 
Cajus den unwiderleglichen Beweis in dem Citat des Fotmularium 
legale von Franc. Monacelli in titulo III. Formula IV. Seite 53. n. ■ 
31. Venetiis 1751 fand : Canonicus, qui mutavit Praebeudam et alterum 
Canonicatum per impetrationeni obtinuit, dicitur novns Canonicus, 
noviter receptus, et debetur ei locus in choro secuncU Canonicat^. 

VI. Der oben sub II. erwähnte erste Ordinariats-Erlass berück¬ 
sichtiget wenig, der letzte sub V. mitgetheilte aber gar nicht die Vör- 
akten'. Beide gehen von der Ansicht aus, 

a) dass die permutärenden Canonici in Rücksicht deren ersten 
Canonicate vorerst als verstorben anznsehen, und darum beim Antritte 
der zweiten so zu behandeln seien, als ob sie zum ersten Male in’s 
Capitel getreten wären; dass eben desshalb die Perroutanteii 

b) laut II. ohne Canonicat-Insignien zur Installation za erschei¬ 

nen haben, welche sie daselbst erst wie prima vice bekommen sollen; 
während in V. (übereinstimmend mit 1. sub I.) die Ablegung der 
fidei professio und des juramentum als genügend bezeichnet werden 
will; . 

c) dass beide in^ Consequenz dessen (oben sub a.) den Unter¬ 

schied zwischen Domcapiteln mit fixeen stallums, und jenen, wo die 
Rangordnung durch das senium zu bestimmen ist, vollends ignoriren 
und ihn als durchaus belanglos factisch behandeln, weil sie dem Ca¬ 
nonicate, welches zuletzt besetzt wird, locum ultimum anweisen, gleich¬ 
viel ob es ein älterer Canonicus ejusdem capituli oder sonst ein novus 
überkommt; - 

d) dass eben desswegen dem Gesuche des Cajus keine Folge zu 
geben sei, unbeschadet des nicht angefochtenen Grundsatzes, dass im 
fraglichen Domcapitel lediglich nur das senium die bezügliche Rang¬ 
ordnung sonst bestimmt. 

e) Alles dieses kommt aber nur daher, weil die Erledigung in 
V. die evidenten Aufklärungen des gelehrten Fachmannes keiner Be¬ 
achtung würdigte; während eben diese dem Hochseligen, der ein 
ausserordentlich gewandter und biederer Geschäftsmann war, wegen 
ihrer Gewichtigkeit bestimmt haben mochten, keine Entscheidung weiters 
zu fallen, da Er keine günstige geben wollte. 

Demnach war der Fragegegenstand für eine Appellation augen¬ 
fällig geeignet, und es konnte deren Erfolg kaum zweifelhaft sein. - 
Der Canonicus hört bei einer derartigen Permutatiou nicht auf, Canoni- 
cns zu sein, behält sein Senium; darum ist ,er nicht in das letzte . 
stallum' zu verweisen, wenn, wie vorliegend, die Can. Praebenden 
keine stalla üxa haben, sondern dieselben nur juxta prioritatem in- 
,stallationis occupirt werden. 

VII. Wir lassen zum Schlüsse hier weiter ein auf Grund des Vor¬ 
stehenden eingeholtes Gutachten von Prof. Dr. Freiherrn von 
Moy folgen; 

Wenn wir die vorstehende Darstellung .richtig aufgefasst hsdben, 
so besteht bei dem försterzbischöfl. Domcapitel au L., abgesehen von 
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den Würden tk» Propstee and Decans, keine Rangordnung^er PfrÜn^- 
den, sondern nur eine Rangordnung der Personen und diese richtet 
sich nach dem Senium. Die Pfründen unterscheiden sieh swar dem 
Einkommen nach, aber dem Range nach stehen sie einander gleich, 
und der Platz, den ein Domherr im Chor einzunehmen hat, bestimmt 
sich nicht nach der Pfründe, die er besitzt, sondern nach deni Zeit¬ 
punkte seines Eintritts in das Capitel. Mithin hSngt die Entschei¬ 
dung der vorliegenden Streitfrage, wie schon Prof. Schulte bemerkt 
hat, lediglich davon ab, ob Ganonieus Cajus in dem Momente, als er 
seine gegenwärtige Pfründe erwarb, als ausgetreten aus dem Capitel 
zu betrachten war. Nur wenn er als ausgetreten zu betrachten war, 
konnte er wie dn neu Eintretender behandelt werden. Nur hürte er 
aber nun auf Besitzer der einen Pfrüi\,de A. zu sein dadurch, dass er 
die Pfründe B. im selben Capitel antrat; d. h. er bürte auf kaiser¬ 
licher Capitular zu sein dadurch, dass er Graf N.scher Capitular 
wurde. Da er nur dnuch die Erwerbung einer anderen PfHinde am 
selben Capitel aufhürte, Besitzer seiner ersten Pfründe zu sein, so hat 
er offenbar nie aufgehört, Mitglied dieses nämlichen Capitels zu sein 
und sein Senium ist also keinen Augenblick unterbrochen worden. 
Es musste ihm unverkiimmert belassen werden. Dagegen sprechen 
auch nicht die in den fiirstbischöfl. Bescheiden angeführten Texte. 
Nicht die Entscheidung der Congr. Rit. d. d. 21. März 1609: Cano- 
nicus vero, qui Canonicatum dimisit, et alium in eadem Ecclesia im- 
petravit, locum Ultimi Canonicatus obtenti obtinere debet, nee potest 
qbtinere locum canonicatus dimissi; denn in dem fürstbiscböfl. Dom- 
capitel zu L. gibt es keine locos canonicatnum, sondern nur locos 
eanonicorum, weil die Canonicate einander gleichstehen und keines 
einen bestimmten Platz im Chor hat, sondern nur die Canoniker ihre 
locos secundnm senium einnehmen. Nicht die Entscheidung der Rota 
vom 22. Juni 1598: Possessio (Canonicatus) ut dicatnr capta, debet 
Canonicus sedere in sede propria Canonicatus de qua agitnr et non 
alfa, weil es in dem fiirstbischöfl. DomcapHel zu L. keine sedes pro- 
prias canonicatnum, sondern nur eanonicorum gibt und der frühere 
Graf N.’sche Canonicus, dem Cajus succedirte, nur das nach dem 
Zeitpunkt seiner Aufnahme ihm zukommende stallnm einnahm. Nidit 
die Entscheidung Barb. de can. capit. 17, Nr. 8. bei F&rrixris: Teneu- 
tur fidei professionem emittere illi, qui denuo adipiscuntur in eathe- 
dralibus ecclesiis Canonicatum, quem antea habuerant et dimiserant etc. 
well hier nicht der Fall vorliegt, dass ein Canoniker denuo kt ein 
Capitel eintrete, dem er früher angehört hatte, aus dem er aber aus¬ 
getreten War. Nicht ferner die Entscheidung der Congreg. Rituum 
bei QardeUini Nr.-757.: Hieronymus Faju^ Canonicus Cassan. con- 
questus est Mario Gromtto pariter canonico ejmdem Cathedralis, quod 
adeptus pinguiorem canonicatum in eadem ecclesia praetendat retinere 
primnm stallum et locum canonicatus japi dimitsi etc., weil es in L. 
keine locos canonicatunm, sondern, wie gesagt, nur locos eanonicorum 
gibt. Nicht endlich die Entscheidung derselben Congregation von» 
12. Juli 1628 Nr. 8585. r Per transitum Canomd Dominici Gabrielli 
ad alium Canqnicainm inter ettndem et Archipresbyterum et Canonleos 
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•cclesiae ejnsdem exorta anper jnre praeeedentiae in choro contro- 
rersia Ot 8. Gongr. Bit. taai in voee quam m scriptit partilma 
informantibus auditis cencnit: Canonioo Gabriello competere locum 
secundi Canonicatus etc., weil es in L. keinen locus primi, secundi 
etc. canonicatus gibt, sondern dort die Canoniker im Chor lediglich 
nach der Ordnung des Senium ihre Plätze einzunehmen haben. Eini¬ 
ges Bedenken könnte nur die in der vorstehenden Darstellung zuletzt 
angeführte Stelle aus Monaeelli, Formulare legale (Tit. 111. form. lY. 
S. 53. Nr. 1.) erregen, tvo es heisst: Canonicus qui mutOVit Prae- 
bendam et alterum Canonicatum per impetrafionem obtinult, dicitnr 
novtis Canonicus, noviter receptus, et debetur d locus iti choro 
$ecundi Canonicatus. Indessen ist offenbar auch hier unter dem loOuS 
secundi canonicattis nur der mit dem zuletzt erlangten (dem zweiteu 
im Gegensätze des früher besessenen ersten) Canonicate verbundeM 
Platz im Chor gemeint und nnr eben in Rücksicht dessen, dass der 
Tauschende nicht den ihm nach dem Senium gebührenden, sondern 
den mit seiner neuen Pfründe verbundenen Platz iih Chor einznneh- 
men hat, wird gesagt, dass derselbe wie ein neu Eintretender ange¬ 
sehen werden müsse. Da in L. solche bestimmte eigene Plätze ein¬ 
zelner Präbenden nicht bestehen, so ist auch diese Stelle auf die 
dortigen Verhältnisse nicht anwendbar. Wir haben das Werk von 
Monaeelli leider nicht zur Hand, um es zu vergleidien; aber bei der 
Optation, mit welcher Schulte sehr richtig den vorliegenden Fall vor¬ 
glichen hat, muss man unterscheiden, ob die Präbenden mit bestimm¬ 
ten Canonicaten verbunden sind oder nicht. Wo sie verbunden sind, 
vertauscht man mit der Präbende auch das Canonicat und da gilt ^ 
von MonaceUi angeführte Regel, dass Derjenige, der mit einer' anderen 
Präbende auch ein anderes Canonicat erhalten hat, wie ein neuer 
Canonicus angesehen wird. Ubicumque, sag^ Gibett, (corp. jur. dm. 
per regul. natur. ord. digestas et Colon. Allobrog. 1733. T. H. Tract. 
de Eccles. p. 165.) optio extendltur ad canonicatum sicut et ad prae- 
bendam, Ha ut optans acquirat novum Canonicatum quemadmodum et 
novam Praehendam, ibjdem etc. Das ist es nun gerade, was MontP- 
eeUi mit den Worten andeutet: Canonicus qui mutavit Praebendam 

alterum Canonicatum per impetrationem obtinuit etc. MHhin ist 
offenbar auch hier von einem Verhältnisse die Rede; welches in L. 
nicht Statt hat und mithin ist auch die fragliche Stdle aiff den Fail 
des Cajus in L. nicht anwendbar. Mithin hätte Cajus in L. nickt 
angehalten werden dürfen, wie ein neu angehender Domherr die In- 
vestitür der Graf N.’schen Präbende zu empfangen und seinen allea 
Platz gegen einen unteren zu vertauschen, anstatt um einen Nack^ 
. mann vorznrücken. 

' Vin. Zur Bestätigung der im Vorstehenden entwickelten Ansichten 
dient auch folgendes sehr gut motivirtes „Erkenntniss des erzblschöf- 
Mchen Metropolitan-Gerichtes zu Freiburg i. Br. vom ^2. März 1860, 
wnmach die Bewerbung und noch nicht acceptirte Collatur auf ein« 
Pfründe noch keine Incompatibilität resp. Vacatnr der seither besessO- 
hen Pfarrti in sich schliesst. 

Ar«h|T fir Kinkrait^t. t. 18 
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ürthelh In Sachen - 

der Fürstlich Waldburg*ZeihTrauchburg’schen Domänen-Kanzlei in 
Zeil, Lapdcapitels Hottweil, 
gegen 

das Hochwürdigste Bischöfliche Ordinariat in Rottenburg, 
Verletzung patronatischer Gerecht.same betreffend. 

Wird auf die von der Klägerin erhobene Beschwerde, gepflogene 
Verhandlung, geschehenen Vertrag und Berathung 

In Erwägung, dass die Pfründe — freier Collatur •*- Marga¬ 
rethenhausen im März v. J. ausgeschrieben wurde, Pfarrer Samuel 
Wolf in Dautmergen (klägerischen Patronats) sich darum beworben 
hat, die Collationsurkunde am 15. April v, J. entworfen und hier¬ 
durch Pfarrer Wolf auf die Pfarrei Margarethenhausen libere con- 
ferirt wurde, diese Thatsachen auch unbestritten sind; 

In weiterer Erwägung, dass, wie' aus den vorliegenden Akten 
des Beklagten und der Natur der Sache hervorgeht, Pfarrer Wolf 
die Collatururkunde erst Ende Apill oder Anfangs Mai v. J. erhalten 
haben konnte, es aber unbestritten feststeht, dass er schon am 3: Mai 
V. J. um Zurücknahme der geschehenen Collation einkam, und diesem 
Gesuche vom Revereudissimus Collator entsprochen würde; 

In Erwägung, dass Klägerin sich hierdurch beschwert fühlt und 
behauptet, Pfarrer Wolf habe die erwähnte Collation acceptirt, da¬ 
durch sei seine bisher innegehabte Pfründe Dautmergen vacant und 
Revereudissimus Ordinarius-loci habe durch die Nichtgewähiung der 
klägerischen Bitte um Vacanterklärung der Pfarrei Dautmergen ihre 
patronaüschen Rechte verletzt; 

In weiterer Erwägung, dass Klägerin den ihr hierwegen aufer¬ 
legten directen Beweis nicht erbracht hat, vielmehr die geschehene 
Acceptation mit Unrecht daraus folgert, dass in dem erwähnten Akte 
der Reverenz resp. der Bitte um Zurücknahme der Collatur solche 
Hege, während Pfarrer Wolf in der That gerade hierdurch sofort 
seine Nichtacceptation erklärte; 

Lotter 1. 3. q. 1. n. 27. Garcia p. 4. c. 2. n. 16. 

In fernerer Erwägung, dass ebensowenig eine resignatio oder 
acceptatio in der Competirung um die Pfründe Margarethenhausen 
liegt, da hierdurch keine Pfründe erworben wird, jeder Geistliche 
gleit^zeitig unbeschadet der canonischen Bestimmungen über Incom- 
patibilität um mehrere Pfründen competiren kann, und die coUatio 
eine donatio ist, welche nicht durch Bewerbung, sondern ergt durch 
die Annahme perfect wird. 

Leuten, for. benef. p. H. c. pr. q. 8., p. H. sect. HI. 
cap. ni. §. 5. q. 795. n* 2. 

In Erwägung, dass nicht bewiesen ist, dass ein hlegegen gerich». 

Particularrecht für Rottenburg bestehe, dieses auch rechtlich, 
weil gegen den Geist der canones verstossend und als consnetudo 
irrationabilis unzulässig wäre; 

In weiterer Erwägung, dass diese acceptatio durch die ge^ 
sehehene collatio und folgeweise Ernennung eines Pfarrverwesers 
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ab Seiten Reverendissimi Ordtoarii aitf die Pfarrei Dantmergen eben¬ 
sowenig ergänzt wird, als durch die von Ihm bewilligte und geschehene 
Zurücknahme der Collatiou, wodurch in der That nur die Nicht- 
acceptation constatirt wnrde; 

In weiterer Erwägung, dass in diesen vom Acceptanten gar 
nicht ausgegangenen Handlungen (CoUation, Ernennung eines Pfarrver- 
wesers) keine Acceptation, aber noch viel weniger eine Besitzergrei¬ 
fung der Pfründe Dantmergen liegt, also weder das eine, noch das 
andere bewiesen erscheint; 

In Anbetracht, dass eine institutio collativa erst nach erfolgter 
Annahme derselben Seitens des Conferirten perfect wird. 

Arg. c. 15. X. de praeb. (lU., 5.) cap. 17. de praeb. in 
VI. (III., 4.) 1. 1. D. de pact. ’ 

in vorliegendem Falle aber die Acceptation fehlt, wesshalb die CoUa- 
tion nichtig ist; ^ 

In weiterer Erwägung, dass de.sshalb der so ohne Rechtswir¬ 
kung Conferirte ancli nicht angehalten werden kann, sich in den Be¬ 
sitz der von ihm nicht acceptirten Pfründe zu setzen; 

Leuren 1. c. IH. 1. 1. q. 8. 17. 19. n. 8.; p. H. 

cap. 2. §. 8. y. q. 794., lib. HL sect. I. cap. 2. q. 97. 
Reiffenatuel, jus can. 1. IH. T. V. 5- H* 

In endlicher Erwägung, dass keine Rechtshandlung vorliegt, 
wodurch die Pfarrei Dautmergen vacant wurde, da sogar die Annahme 
eines zweiten incompatibeln beneficium erst mit der geschehenen pos¬ 
sessio desselben eine resignatio tacita bewirkt, was die Württemberg. 
Verordnung vom 21. Februar 1837 in Uebereinstimmung mit dem 
canonischen Rechte ausspricht, 

Ferraris, prompt, bibl. suh voc. resignatio n. 4. 
indem diese resignatio tacita nur aus der Bestimmung über die Incom- 
patibilität der Pfründen entspringt, solche aber erst dann eintritt und 
die Vacatur der seither besessenen Pfründe bewirkt, wenn der Bene-. 
Üciat die zweite incompatible Pfründe wirklich „recipirt^* hat, d. h. 
wie schon cap. 25. x. de praeb. (IH. 5.) beweist, im Besitze der¬ 
selben ist; 

cap. 28. X. de iH’aeb..(in. 5.) c. 3. 4. eod. Clem. c. 3. 
de praeb. (III. 2.) 'Extrav. comm. (III. 2.) Conc. Trid. 
sess. Vn. c. 4. de reform. sess. 24. cap. 17. de ref. 
Leuren. for. ben. Pars. HI. cap. I. sect. 1. $. 1. q. 2. 
3. 17. 18. 24. cap: 2. §. 1. q. 98. 99. Andr. Vallensis, 
de benef. lib. IH. tit. H. Rebuffus, prax. benef. tit. de 
non promotis intrA annnm n. 41. (edit. Venet. 1584) p. 316. 

In schliesslicher Erwägung, dass Pfarrer Wolf unbestrittener- 
massen nicht im Besitze der zweiten incompatiblen Pfründe (Marga¬ 
rethenhausen) ist, die erste Pfründe aber in seinem Besitze ist, und 
nur dann ipso jure vacant würde, W'eil und wenn er im Besitze der 
zweiten incompatibeln wäre 

Andr. Voll. L. H. T. 23. 

Devoti, instit. can« (Romae 1829) Tom. H. p. 336. 

18* 
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zn Keeht 

m Bzacliwerde döt KÜgeriti gegcii das Hochwürdigste Ordinariat 
Bfelttnbutg Wfegeii KichtvacanterklSrung def Pfami Dautmergen und 
wegen dadurch geschehener ^ Verletzung patrönatiöcher Rechte def 
E^sterCtt sei fHr‘ unhegriindet, die Pfartei Pautmergen für fortwährend 
dntch Pfarrer Samuel Wolf besetzt su -efklären, der dahin gehende 
Ausspruch Reverendissitöi Ordinarii locf zu bestätigen, desshalb die 
PfirstÜCh -Waldburg-Zefl-Trauchbdrg’sche Domänenkanzlei mit ihrer 
Beschwerde unter Verfüllung in die Kosten abkuweisen. 

V. R. W. 

i Dessen zur Urkunde wurde gegenwärtiges Erkenntniss gefertigt 
und mit dem grösseren Sigill versehen^ 

; So ge^idiehen Fteiburg den 22. März 1860. 

Erzbischöfliches Metropolitan - Gericht. 

gez. Litdov. Generalvicar. 

gez. Dr. Maa$. 


Sitd die Kirebwifabfiken, «m ate Kläger vor Gericht aufeutreten, 
verpflegtet, eine Aütorisatiön der bischöflichen Behörde 

vorzuTegen? 

nU’ Kritik ein« UrtbeUs des königl. preussiscben ebenribunals sem 19. Mai 186S. 

Wir theilten im Archiv VII. 256 ff. mit einer erläuternden 
Einleitung von Professor Dr. Heuser Entscheidungen des Rheinischen 
Appeliationsgerichtshofes zu Cöln vom 9. Januar 1862, vom 30. Oct. 
1855 und vom 20. April 1859 mit, worin die obige Frage bejaht 
wurde. Gegen dieses Urtheil vom 9. Januar 1862 wurde der Cassations- 
' recurs ergriffen und es erfolgte darauf (nach der Köln. Zeitung 1868 
Nt. 192. Köln. Blätter 1863 Nr. 201. Beil.) folgendes 

. Brtbeil des köUigl. Obertribunsls zu Berlin vom 19. Mai 1863 

"" in Saehen 

1. das. Stetiar-Eilinehiaara Heinridi Cordier in BUbe&atsli; 

9. der Kirchenfabrik der Pfarrkirche zu Batsenheim in der Person ihres ge¬ 
nannten Bendwiten Heinrich Cordier, Cass^ions«Kläger; 

gegen 

den Vioar Nicolaus Bettingen zu Bassenheim, Cassations-Verklagten. 

Auf den Cassatiohs-Recurs der Kirchenfahrik au Bara^heim: 
m Erwägung«, dass das angegriffene Urtheil die Kirchenfabr^L au Bassenheim 
lur Intervention in dem Rechtsstreite des Vicars Bettingen gegen den Steuer-Einneh- 
paer und Kirohen-Rechner Cordier für unqualificirt erklärt^ weil ihr die, nach der 
Annahme des Appellations-Richters, jetzt hierzu gesetzlich nothwendige bischödiche 
Autorisation von der bischöflichen Behörde zu Trier versagt wurde, und dass die auf 
den Mangel dieser bischöflichen Autorisation gCstutdste Zurückweisung der Inter- 
Wanientin den allein^en Gegenstand des ztfr Entscheidung vorliegenden Recursee 
bildet 9 ^ 



4es Mnigl. iweme. OticttillKiiiita v«n 19. Mai I8H. 


dim der Appellai^oDB-RiditBr die ¥ob ihm aiigeBommeBe gesetiUohe NothiW« 
digkeit eioer bisohöflioben Autorisation für die interYenirende Kirehenfabrik in der 
Bestimmung des Artikel 15. der gegenwärtigen Verfassung, veH>nBdmi mit dem Arti* 
kel 109. derselben, begründet findet, indem er in den betreffenden Erwägungs-Gründen 
seines Urtheils hierfür im Wesentlichen anführt, dass der Artikel 77. des Decrets vom 

30. Deeember 1809 von den Kirchenfabriken zur Anhebung von Processen, und folg* 
lieh auch zur Intervention in denselben, zwar nur die Autorisation des Präfectur* 
rathes, später die der an dessen Stelle getretenen Königlichen Regierung und nicht 
auch die des Bischofs verlange; dass aber, nachdem die Verfassungs-Urkunde vom' 

31. Januar 1850 im Artikel 15., übereinstimmend mit der Bestimmung des Artikels 12. 
der provisorischen Verfassung vom 5. Deeember 1848, die Selbstständigkeit der katho¬ 
lischen Kirche sowohl in Ansehung ihrer kirchlichen Einrichtungen, als auch bei der 
Verwaltung ihrer Fonds ausgesptochen habe, jener Artikel des Fabrik-Decrets, wel¬ 
cher die Selbstständigkeit der Kirche bei Verwaltung ihrer Fonds staatlich beschränke 
und sich daher mit der bezeichneten Verfassungs-Bestimmung im Widerspruche be¬ 
finde, sofort ausser Kraft gesetzt worden sei, da nach der ferneren Bestimmung des 
Artikels 109. der gegenwärtigen Verfassung nur noch diejenigen der bestehenden Ge¬ 
setze, die der Verfassungs-Urkunde nicht widersprechen, bis zur Abänderung durch 
ein späteres Gesetz aufrecht erhalten werden sollen; dass feiner die in dem Artikel 15. 
der Verfassung der Kirche, als solcher, wiedergegebene Selbstständigkeit auf die 
katholischen Local-Behörden, kirchlichen Local-Verwaltungen oder einzelnen Local- 
Verwaher des Kirchengutes, wie die Kirchenfabriken in dem angegriffenen Uriheile 
von dem Appellations-Riehter promiscue genahnt und der Kirche, als solcher, gegen*' 
Uber gestellt werden,, jedoch nicht übertragen, und dass namentlich dadurch nicht 
auch für sie eine Unabhimgigkeit bei Führung von Processen herbeigeführt worden 
sei; dass vielmehr sie, die Kirehenfabriken, nach der hierarchischen Einrichtung de^ 
kaÜioUschen Kirche, die sie den Bischöfen, als ihren Vorstehern, unterordue, zur Aun 
erkennung und Beobachtung derjenigen allgemeinen und besonderen Anordnungen 
verpflichtet seien, die von ‘den Bischöfen im Ausflüsse des denselben in den canont^ 
sehen Satzungen anvertrauten Ober-Aofsichtsreohtes über die Erhaltung und Verwal*«^ 
tung des Kirchen-Vermögens erlassen worden; dass der Bischof von Trier durct^ 
Bundschreibeii des General-Vicariates vom 4. October 1850 alle Kirchen-Vorstände 
seiner (den Pfarrbezirk der Kirche zu Bassenheim einschliessenden) DiÖcese angewie¬ 
sen, die Ermächtigung zur Führung von Kirchen-Processen nicht mehr bei der König¬ 
lichen Regierung, sondern bei dem Bischöfe naohzusuohen; dass hiermit auch die 
staatlichen Anordnungen in so fern übereinstimmen, als nach Rescript des Ministers 
des Cultus vom 3. Juni 1850 die Autorisation der katholischen Kirchenguts-Verwalter 
au Processen nicht mehr von den Regierungen zu ertheilen sei, und, dem entspre¬ 
chend, auch die Intervenientin selbst diS Autorisation zur Intervention nicht mehr bei 
der Staats-Behörde, sondern beim bischöflichen General-Vicariat naebgesneht aber 
nicht erhalten habe; 

dass zwar nur das Schluss-Resultat dieser Ausführung des Appellations-Rich¬ 
ters, nämlich die von demselben angenommene.gesetzliche Nothwendigkeit, dass die 
Kirchenfabrik zur Führung ihrer Processe vor den Landes-Gerichten nunmehr einer 
Autorisation der bischöflichen Behörde bedürfe, in dem Cassations-Recurs be¬ 
stritten ist; 

dass gleiidiwohl diese s^hliesslicbe Annahme des Appellations-Richters jene 
andere^ dass die Vorschrift des Artikels 77. des Deoretes vom 80. Deeember l^OS» 
die aar Processführung der Kirchenfabriken nur eine staatliche Autorisation erfor¬ 
dert, durch die Verfassung aufgehoben sei, zu ihr^r Vorbedingung hat, und dafs daher 
die Frage Uber die Existena oder Niebt^Existenz dieser Vorbedingung der Prüfung 
des CassatLone-Richters zunächst unterstellt ist; 

dass der Artikel 15. der gegenwärtigen Verlassung weder des Fabrjk-DeeirttS 
vom 10. I>eoember 1809 selbem noch überhaupt 4er K|roheafabrike% aimdrUojüisb 
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gedeoktf und dass ein« durch diese Verfassongs-Bestimmiuig dennoch erfolgte Aufr 
hebnng des Artikels 77. jenes Decretes daher nur aus dem allgemeinen Inhalte der¬ 
selben hergeleitet werden könnte; 

dass es aum Zwecke der desfallsigen Prüfung nothwendig ist, vor allem auf 
den Begriff der Kirchenfabrik, wie derselbe in dem Decrete vom *30. December 1809 
aufgefasst und festgehalten ist, zurUckzugehen; 

dass nicht bloss während und nach der französischen Revolutions-Periode, 
sondern auch in der älteren Landes-Gesetzgebung Frankreichs die Kirohenfabrik 
nicht als eine, auch in ihren Vermögens- und Besitzrechten von der Episcopal-Gewalt 
oder überhaupt von einer klericalen Behörde abhängige kirchliche Institution, sondern 
nach dieser Seite hin stets als eine wesentlich bürgerliche und communale Anstalt 
erachtet worden ist; £n France les fabriques sont consider^es comme des corps laiques, 
quoiqu’elles pprticipent aux Privileges de corps ecclesiastiques. Les juges eccleslas- 
tiques ne peuvent sans abus prendre connaissance de Feleotion, reddition de compte 
et autres ohoses cpncernant l’administration des marguilliers, purs lai'ques. Cfr. Dic- 
tionnaire de droit canonique et de pratique beneficiale confere avec les maximes de 
ln jurisprudenoe de F^^^ce, par Durand de Maillane. Lyon, 1786. — Principes sur 
FadndAktration temporelle des Paroisses, par M. Fabbe de Boyer. Paris, 1786. — 
Traitd du gouvernement spirituel et temporel des Paroisses. Paris, 1771. 

dass^ in thatsächlioher Bestätigung dieser Betrachtungsweise, während der 
Rerolution twischen dem Vermögensbestande der KirchenfabrUien nnd dem eigeni- 
Behen geistlichen Gute fortwährend unterschieden worden ist; 

dass, als es sich mn Ausführung des Decretes vom 2. November 1789 wegen 
Uebergangs malles Vermögens geistlicher Anstalten in die Hand der Nation, d. i. um 
Kealisirung des Satzes handelte: tous les biens ecclesiastiques sont ä la disposition 
de la nation, im Artikel 8. des Decretes vom 84. und 26. April 1790 die Kirchen«- 
falnriken auf gleicher Linie mit den in den Kirchspielen befindlichen Hospitälern, 
Armen- und Unterrichts-Anstalten von diesen kirchlicheh Gütern ausgenommen 
wurden: sont et demeurent except^s, quant ä pr^s^t, Tordre de Malte, les fabriques, 
les höpitaux, les maisons de charit4, les colläges et maisons d’institution; 

dass das Nämliche im Artikel 13. des Decrets vom 14. und 15. August 1790 
und im Artikel 7. des Decretes vom' 15. October desselben Jahres geschah; 

dass diese ^Aussonderung des Vermögens der Kirchenfabriken aus dem geist¬ 
lichen Gute in den Artikeln 1. und 13. des den öffentlichen Verkauf der Nationalgütcr 
einleitenden Decretes vom 28. October 1790 fast noch bezeichnender hervortrat, da, 
nachdem in dem ersten Artikel unter Nr. 3. alle geistlicben Güter, tous les biens du 
clergä, unter die zu veräussernden Nationalgüter aufgenommen worden waren, die 
Kirchenfabrikgüter, les biens des fabriques, und die in den Pfarrkirchen bestehenden 
und von den Kirchenfabriken verwalteten Stiftungen, les fondations etablies dans les 
äglises paroissiales, sowohl im Verlaufe desselben ersten Artikels, als Im Artikel 13. 
iiusdrücklich denjenigen Vermögens-Objecten beigezählt wurden, die bis auf Weiteres 
noch in den Formen der Communal-Verwaltung fortverwaltet werden sollten:, con- 
tinueront jusqu’ä ce qu’il en ait 4t4 autrement ordonn4, d’etre administr4 en veriu de 
Fartiele 59. du ddcret du 14. D4cembre dernier, ooncemant les municipalit^s. 

dass, als darauf in dem Decret vom 10. und 18. Februar 1791, relatif ä la 
Vente des immeubles affect^s ä Facquit des fondations, auch die zu Messen und ande¬ 
ren gottesdienstlichen Stiftungen in den Pfarrkirchen bestimmten Immobilien, immeubles 
räels, affeetds k Taqnit des femdations, des messes et autres Services etablis dans les 
äglises paroissiales et succursales, zum Verkaufe best immt wurden, den betreffenden 
Kirchenfabriken zur Deckung ihrer Cultus-Bedürfhisse und zur Erfüllung der Bdftnngs- 
swecke im Artikel 3. dieses Decrets vier pÜt. des Kauf-Erlöses ausdrücklich Vorbe¬ 
halten blieben: il sera payd provisoirement aux dites fabriques, sur le trdsor public, 
par le f^eeeveur du districti l^intdrlt k quatre pouf oent sai» retenue du produit de 
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le vente, ä la Charge de Temployer comme l’ent eti6 le revenn des dits blens, savoir 
aux depcnses du culte et k Tacquit des fondatfons; 

dass ein gleicher Vorbehalt zu Gunsten der Kirchenfabriken selbst noch im 
Artikel 2. des Decrets vom 19. August und 3. September 1792 wiederkehrte, bis dann 
endlich in dem Decrele vom 3. November 1793, (13. Brumaire II.) auch das gesammte 
Kirchenfabrik- und pfarrkirchliche Stiftungs-Vermögen^ tout l’actif affect6 aox fabri<^ 
ques et k Taquit des fondations, von dem französischen Fiscus gänzlich verschlungen 
wurde; 

dass völlig dieselben Anschauungen über die Kircbenfabrik als einer wesentlich 
coiiununalen Anstalt und über den von derselben zu verwaltenden Vermögensbestand, 
als der Verwaltung eines zu den religiösen Bedürfnissen der Gemeinde specialisirten 
Communal'Vermögens für die französische Staats-Gesetzgebung leitend blieben, als 
nach den Erschütterungen und Zerstörungen der Revolution die Gonsular-Regiening 
in der Convention mit dem Papste vom 26. Messidor IX. zu der öffentlichen Anerken¬ 
nung der katholischen Religion, ^als der Religion der grossen Mehrheit der französi¬ 
schen Bürger, zurückkehrte und durch das Gesetz vom 18. Germinal X. in den in. 
unzertrennlicher Verbindung mit dieser Convention publicirten organischen Arti¬ 
keln den ganzen gegenwärtigen äusseren Rechtszustand der katholischen Kirche in 
Franki'eioh neu begründete; 

dass ein hiermit ganz übe''eiQStimmeDder Rechtszustand der katholischen Kirche 
auch in ddn zu dem damaligen Frankreich gehörenden vier rheinischen Departements 
in*8 Leben tiat, nachdem, um zur Austührung des Gesetzes vom 18. Germinal X. eine 
gleiche Basis zu gewinnen, durch den (-onsular-Beschluss vom 20. Prairial jenes Jah¬ 
res hier diejenigen kirchlichen Anstalten, welche die neue loi organique in ihren 
Wiederherstellungsplan nicht aufnahm (les ordres monastiques, les congregations 
rögulieres, les titres et etablissements ecclesiastiques, autres que les ^veches, Ica 
eures, les chapitres cathedraux, et les seminalres ötablis ou k ötablir conformement k 
la loi du 18. Gerininalv dernier), auch in diesen neuen rheinischen Landestheilen blei¬ 
bend aufgehoben worden waren (sont suppnmSs dans les quatre döpartements de 
la Sarre, / de la Roer, de Rhin-et-Moselle et du Mont-Tonnere), und die Regierung 
zugleich alle und jede zu kirchlichen Zwecken bestimmten Güter, die der wiederher- 
zttstelleqden Anstalten nicht ausgeschlossen, ganz wie im übrigeiL Frankreich, Vorher 
zum Staats-Aerar eingez^ogen hatte; tous les biens, de quelque espöce qu’ils soientp 
i^>partenant tant aux ordres, congregations, titiCs et etablissements supprimös, qu'aux 
evechös, eures, chapitres cathedraux et seminaires dont la loi du 18. Germinal dernier 
ordonne ou permet Petablissement, sont mis sous la main de la nationj^ 

dass das neue Organisations-Gesetz und die im Artikel 76. desselben verheis-. 
sene Wiederherstellung der Kirchenfabriken hierauf in ganz Frankreich, die rheini¬ 
schen Departements einbegriffen, in der nachfolgenden Staatsgesetzgebung zu gleich* 
massigem Vollzüge gelangte; 

dass der Consular-Beschluss vom 7. Thermidor XL (26. Juli 1803), rölatif aux 
biens des fabriques. der die noch nicht veräusserten früheren Fabrikgüter, so viel 
deren noch vorhanden waren, ihrer früheren Bestimmung zurückgab, hinsichtlioh der 
für die Verwaltung dieser Güter massgebendeh Form in den Artikeln 3., 4. und 5. auf 
die speoielle Verwaltungsform der Communalgüter, forme particuli^re aux biens com- 
mupaux, ausdrücklich hinverweist, dass er bei der Verwaltung selbst dem Pfarrer 
nur eine berathende Stimme und nur in Gemeinschaft mit dem bürgerlichea Ortsvor¬ 
steher ein Vorsohlagsrecht für den Zweck der Präsentation der Mitglieder des Kirchen- 
fabrikrathes, der marguilliers, eiuräumt und im Besonderen auch die Rechnungslegung 
über das Fabrikvermögen ganz in der tur die Civilgemeinde besthnxhten Form imord- 
net: les .oomptes seront rendua en la meme forme que ceux des döpenses oo mm u n alez;^ 

dass das kaiserliche Decret vom 12. August 1807 die bürgerlichen Gemeinde^ 
Vorsteher, les maires des oommunes, unter Autorisation des Ünter-Präfecten zur 
Acchptation neuer S<dienkungen an die Kirohenfabriken qiulliffcirt erklärt und dabet 
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cUm DiöefMHi-Biaeliof nur in B^sag nnf die mit religiösen PlenstleiBtiiiigen belnsteten 
Schenkungen ein Zustiinmnngsrecht yorbehält; 

dass mit dieser Übereil hervortretenden und dnrehgreifenden Ghrundenscheuting 
des trensödselieB Beehtes, dass die Kirchenlabrik nur innerhalb der Gkmehide und 
f&r dieselbe bestehe, um ihr sur Bestreitung der materiellen CnltusbedUrlnisse an 
dienen, das Decret vom 30. December 1809, oonoemant les fabriquee des ^lises, den 
bereite vorhandenen Beehtsanstand nur weiter aasbiidete; 

dass die corporative Besonderheit, die auch in diesem neuesten und umfassend« 
sten Organisations-Decret für die Kirchenfabrik hergestellt bHeb, den communalen 
Charakter derselben eben so wenig alterirte, als dies hinsichtlich der gleicherweise 
für die Gemeinde etablirten Armenverwaltung, dem bureau de bienfaisance, geschah, 
mit welcher anderen Commnnal-Anstalt die neuen wie die alten franaösischen Liandes- 
Gesetzgebungen die Verwaltungs-Normen der Kirohenfabrik durchweg assimiliren; 

dass eine Alteration dieser Art namentlich dadurch nicht herbeigeführt worden 
ist, dass das neue Organisations-Decret für den Orts-Pfarrer und den Diöcesan-Bisehof 
auch in Bezug auf die Verwaltung des Fabrik Vermögens bestimmte Bechtsbefugnisse 
feststellte und, so viel es den Diöcesan-Bischof betrifft, neu gewährte, da dabei die 
ausschlaggebende Entscheidui^ nach wie vor der bürgerlichen Gewalt gesidiert blieb; 

dass das Decret vom 30. December 1809 die Beziehung der Kirchenfabrik sur 
Gemeinde und zum Staate dadurch vollends unlösbar machte, dass es in seinem vier¬ 
ten Kapitel der Gemeinde die Pflicht auflegte, für alles Das, was ans Fabrikfonds für 
die Cedtusbedürfhisse dersdben nicht aufkommen würde, mit Uurem eigenen freien 
Vermögen und den Steuerkräften ihrer Glieder einzustehen; 

dass diese Verbindung zwischen der Kirehenfabrik und der €kmeinde und 
dem Staate bis zur Stunde nicht bloss in und für Frankreich fortbesteht, sondern 
auch unter der späteren vaterländischen Gesetzgebung in dem „Gesetze vom 14. Mära 
1845,.betreffend die Verpflichtung zur Aufbringung der Kosten für die kirchliehen 
BedUrffiisse der Pfarrgemeinden in den Landestheilen des linken Bheinnfers,^ dadurch 
prinoipielle Anerkennung und ausdrückliche Bestätigung gefunden hat, dass Zuschüsse 
zu den Kosten fUr ordentliche sowie für ausserordentliche Bedürfnisse einer Pfhrr- 
gemeinde, welche bei Verkündigung des Gesetzes bereits auf dem Haushalts*Btat der 
0ivi 1 gemeinde standen, auch künftig von dieser, der Civi 1 gemeinde, nach näher 
bezeiohneten Modalitäten gewährt und beschafft werden müssen; 

dass sich auch in den früheren Gesetzgebungen der rheinischen Landestheile 
— in den betreffenden Jülich - Bergischen Verordnungen des Kurfürsten Karl Theodor 
und des Kölnischen Kurfürsten und Frzbischofs Joseph Clemens —, also sowolü unter 
der Herrschaft der dortigen früheren weltlichen als geistlkhen Landesherren die Ver¬ 
waltung des Pfarr- und Pfarrkirchenfabrik-Vermögens als eine wesentlich bürgerliche 
Angelegenheit charakterisirt und reglementirt findet; 

dass ferner auch in dem rheinischen Nachbarlande Belgien, wo der neue Staat 
^irohaus auf der Basis der Trennung von Staat uikd Kirche auferbaut wurde, die 
rechtliche Stellung der Kirchenfabrik zur Gemeinde und zum Staate, wie sie das 
Decret vom 30. December 1809 gesetzlich festgestellt, unverändert dieselbe geblie¬ 
ben ist; 

dass im Besonderen die processführenden Kirehenfabxiken dort zur Bglci^ag 
keiner anderen, als der dureh den Artik^*77. dieses Deorets vorgesehriebenen Staat- 
liehen Autorisation verpflichtet sind: que les fabriques des paroisses ne sont tmiues 
pour enercer des poursuites judiciaires, que d’ätre autorisöes par le eonseü de prd- 
freturd, rempiace" aegourd^hui par la döputation du conseil provinoial; que eela rdsulte 
de l’art. 77. du däoret du 80. DäcembrjS 1809; (Jugement du Tribunal de dn 

98. Mars 1840 et de la Cour d’appel de Bruxelles du 15. Avril 1848. Journal Beige 
des Conseils des fabriques et du contentieux des Cultes. Tom. Hl. p. 95—96.); 

dass Uberdless auch, 4ort wie in Frankreich selbst, das eigene Wohl und die 
Wohlfahrt der katholischen Kirche mit den Yoxsichriften dee Peqrets vam 90. Peoem?. 
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bfr I8M and unter diesen namentlich noch mH der dce Axtikeli 77. deseelben eo 
wenig nnvertrigUch fgefwideii worden ist, dies in der ulnatraction de UEv^qae de 
14^6 enr radminiatration dea fabriqnea dea ^glisee** vom 28. Januar 18S8 (Li8ge ehes 
P. Kereten, imprimenr de Teveohd) aor genauen Befolgung dieser Vorsohriften hirten^ 
amtlich ermahnt wird: nNous eroyons readre un veritable Service i notre Diocese, en 
rappelant ici quelques unes de ces dispositions, non point pour simple memoire, mais 
en Insistant sur Pobligation de s’y conformer.** — ,,Le fruit de cette exactitude sera 
le bien-8tre et la prosp4rite des ^glises.^ 

ln Erwägung, was nun den Ardk^ 15. unseres neuen Staatsgrundgeseties und 
die von dem Appellations-Bichter aus dem allgemeinen Inhalte dieses Artikels herge¬ 
leitete Aufhebung des Artikels 77. des Decrets vom 30. Oecember 1809 betrifft; 

dass dieser Artikel 15. wörtlich lautet: „Dk evangelische und die römisch- 
kaA(diaehe Kirche, so wie jede andere Religions-Gesellsehaft ordnet und verwaltet 
Angelegenheiten selbstständig und bleibt im Besitse und Qenuss der fUr ihre 
Cultus-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitsxweeke bestimmten Anstalten, Stiftungen und 
Fonds;“ 

dass die in den Eingangsworten dieses Artikels auch der kathoUachen Kirche 
gegenüber ausdrücklich anerkannte und' ihr in diesem Anerkenntniss gewährleistete 
Selbstständigkeit im Ordnen und Verwalten ihrer Angelegenheiten auf den Bereich 
dieser ihrer Angelegenheiten eben so ausdrücklich beschränkt ist; 

dass aber diesen ihren Angelegenheiten die staatsgesetzlicb organisirte Ver¬ 
waltung eines zunächst aus Staatsmitteln erwachsenen und, in Bedürfnissfallen, fort 
und fort aus den Stenerzuschlissen der sämmtlichen Civilgemeinde-Mitgiieder mit zu 
ergänzenden Communal-Vermögens bloss darum, weil die Benutzung und die Erträge 
desselben bestimmten Zwecken des katholischen Gottesdienstes gewidmet sind, selbst 
nach den von dem Appellations-Richter angezogenen canonischen Satzungen und der 
von ihm aus der hierarohiseben Einrichtung der katholisobeu Kirche hergeleiteteii 
Folgerungen, und selbst unter Zugabe der Anwendbarkeit dieser Satzungen und der 
RIohtigkeH dieser Folgerungen, unmöglich belzuzählen ist, wenigstens dn dem hier 
aUeln In Betracht tretenden Sinne nicht, dass sie, die Verwaltung dieses Vermögens, 
der Oberaalsicht der alles sonstige communale Vermögen überwachenden Landes- 
Obrigkeit, gerade In dem wichtigsten Punkte der Verwaltung, der Autorisation zu 
^ProcessfuhruDgen, sollte entzogen und der geistlichen Gewalt in der katholischen 
Kirfhe aassehliessUeh sollte unterworfen sein; 

dass die Subsumirung der Verraögens-Verwaltnng der l^rehenfabrik unter die 
Angelcgenholtea der katboliseben Kirebe in diesem Sinne anoh damit ungerechtfertigt 
bleibt, wenn in den Worten des Artikels 16. der Verfassung: „die katholisebe Kirehe 
ordnet und verwaltet ihre Angelegenheiten selbstständig,nicht bloss das verfasaangs* 
massige Anorkei yi taiss demjenigen Maasses der Selbstständigkeit dar katholischen 
Kirche im Ordnen und Verwalten ihrer Angelegenheiten vorlisgt, die sie bei Public 
oation der Verfassung bereits besass und die sie in den Artikeln 18. und 18. durch 
den freigegebeneii Verkehr mit ihren Obern und durch Aufhebung des EniennungSf, 
Vorschlags-, Wahl- und Bestätigungrechtes bei Besetzung geistlicher Stellen, so.weit 
dieses Recht bk dahin noch dem Staate zustand and nicht auf dem Patronat oder 
besonderen Rechtstiteln beruhte, dnreh die Verfassung erlangte, sondern wenn darin 
auch die verfassungsmässige Verhewzung .gefunden wird, dass die SalbstatändlgkeU 
der kstholisohen Kirche im Ordnen und Verwalten ihrer Angelegenheiten, über den 
also erweiterten Umfang ihres nunmehrigen Besitzstandes hinaus, künftig noch ver¬ 
mehrt werden solle, da sich die Erfüllung dieser Verheissung alsdann immer wieder 
nur bei solchen Angel^euheiten vollziehen würde, die die katholische Kirche ferner«. 
hin noch als ihre Angelegenheiten in Anspruch nehmen könnte, oder die ihr a i s 
solche nachträglich zuzugestehen wären; 

dass daher die Einäpsngsworte des Artikels 15. der Verfassung, mögen sie nun 
in dwn Sinn« «inM AMrk«Dntia*sM Ba4 4« 
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jetzt bereits bestehenden oder auch zugleich in dem der Verheissung einer noch künf¬ 
tig zu vermehrenden'Selbstständigkeit der katholischen Kirche iha Ordnen und Ver¬ 
walten ihrer Angelegenheiten aufgefasst werden, die Vorschrift des Artikels 77. des 
Decrets vom 30. December 1809 über die für die Kirchenfabriken erforderliche staat¬ 
liche Autorisation zur Führung ihrer Processe vor den Laudesgerichten nicht aufge¬ 
hoben, weil nicht berührt haben; 

dass dies eben so wenig durch die Schlussworte des Artikels 15. der Verfas¬ 
sung geschehen ist: „und bleibt — sie, die katholische Kirche — im Besitz und Ge¬ 
nuss der für ihre Cultus-, üi^terrichts- und Wohlthätigkeitszw^ecke bestimmten Anstal¬ 
ten, Stiftungen und Fonds,^ da diese Worte sich lediglich darauf beschränken, die 
Unantastbarkeit eines bereits vorhandenen materiellen Besitzstandes zu verbürgen, 
ohne irgendarie darüber zu bestimmen, wer in dem einzelnen Falle als das conerete 
Reohfcssubject oder der specielle Träger des betreffenden Vei^mögens anzusehen ist, 
oder unter welchen Formen die Verwaltung desselben geführt oder beaufsichtigt 
werden soll; 

dass der Appellations-Richter sich für seine gegenseitige Auffassung auf ein 
Rescript des 4tfini^ers des Cultus vom 3. Juni 1850 beruft, Inhalts dessen „die Auto¬ 
risation der katholischen Kirchenguts-Vejrwalter zu Processen nicht mehr von den 
Regierungen zu ertheÜen sei;^ 

dass der Wortlaut dieses Rescripts indess nichts mehr besagt, als „dass 
solche kirchliche Armenstiftungen zum Kirchen vermögen gehören, welche 
keine für sich bestehende, mit juristischer Persönlichkeit begabte 
Anstalt bilden,*^ und dass demgemäss in Ausführung .des Artikels 15. der Ver¬ 
fassung vom 31. «fanuar 1850 die königliche Regierung zu Arnsberg ermächtigt sei, 
„von der im Allgemeinen Landrecht, Theil 11. Tit 19. §§. 37 ff. vorgfeschriebenen 
Oberaufsicht derartiger Armenstiftungen“ — abzustehen; 

dass der wirkliche Inhalt dieses Rescripts also weder der Kirchengats-Verwal¬ 
ter im Allgemeinen, noch der Autorisation zu Processen für dieselben im Besonderen 
gedenkt, dass derselbe sich nur auf eine kirchliche Armen anstatt, und zwar auf eine 
unter der Herrschaft des Allgemeinen Landrechts belegene bezieht, und dass er daher 
auf die Aufhebung des Artikels 77. des Deorets vom 30. December 1809 aus Artikel 
15. der Verfassung einen Schluss in keiner Weise gestattet. 

In Erwägung, was sodann noch die Bezugnahme des Cassations-Verklagten 
auf sonstige Rescripte des Unltus-Ministers betrifft; 

dass der Cultnsminister sich in einem Gircular-Erlass an die Ober-Präsidenten 
vom 6. Januar 1849 in Bezug auf den mit dem Artikel 15. der Verfassung vom 
31. Januar 1850 übereinstimmenden Artikel 19. der provisorischen Verfassung vom 
5. December 1848 allerdings dahin ausgesprochen hat, dass hinsichtlich der in diesem 
Artikel vorgesehenen selbstständigen Verwaltung der Vermögens-Angelegenheiten der 
katholischen Kirche „fortan das vom Staate und dessen Behörden geübte Aufsichts- 
rfcht aufzuhören und in die Hände der Bischöfe überzugehen haben werde;“ dass er 
indess hiermit die eben so ausdrückliche Erklärung verbindet, dass es „bei den in 
dieser Hinsicht vorauszusehenden Sehwierigkeiten vor Alle^i nothwendig sei, dass die 
bisherige Geschäfts-Verfassung einstweilen und bis zur erfolgten Auseinandersetzung 
zwischen dem Staate und der Kirche ohne Aenderung bestehen bleibe;“ 

dass er bereits vor diesem Erlass, nämlich schon am 15. December 1848 
. in den Erläuterungen, die Bestimmungen der Verfassungs-Urkunde vom 5, December 
1848 über „Religion, Religions-Gesellschaften und Unterriohtswesen betreffend,“ den 
Artikel 12. mit der Erklärung begleitet hatte, dass „die Verfassungs-Urkunde den 
Religions-Gesellschaften das Recht, ihre Angelegenheiten selbstständig zu ordnen und 
zu verwalten, verheissen habe, wonach künftig eine positive Theilnahme von Seiten 
der Staatsgewalt nicht mehr stattfinden werde;“ dass er aber auch hier wieder eben 
•ö autdrüekifoh zufü^, dass „die nähere ReguRrung der Verhältnisse auf der Grund- 
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läge des ansgesproobenen allgemeinen Principe im geordneten Wege demnächst er¬ 
folgen werde;“ 

dass er später zum Zwecke dieser näheren Regulirung und Auseinandersetzung 
die Mitwirkung der katholischen Bischöfe in seinen, an diese gerichteten Erlassen 
vom 1. Mä^z und 15. December 1849 wiederholt in Anspruch nahm, und in dem letz¬ 
teren dieser Erlasse namentlich auf diejenigen Gegenstände der von ihm ersti'ebten 
Auseinandersetzung besonders hinwies, die, „wenngleich dieselben nach der Absicht 
der Verfassungsurkunde fortan auch ebenfalls dem kirchlichen Ressort zur selbststän¬ 
digen Verwaltung anheimfallen sollen,' gleichwohl nicht durch diesen Ausspruch 
thatsächlich und ihrem ganzen Umfange nach bereits auf das kirchliche Ressort Uber¬ 
gegangen sind/und übergeben konnten, bei deinen es vielmehr um der öffentlichen 
Ordnung und der Sicherheit des Rechtszustandes willen erforderlich ist, dass eine 
geregelte Uebergabe aus den Händen der Staatsbehörden ip die der kirchlichen Be¬ 
hörden stattfinde, — auch mit Umsicht erwogen werde , inwiefern durch eine ver¬ 
änderte Ressortbestimmung etwa die Aufhebung oder Modification bestehender und 
nicht ohne Weiteres als beseitigt zu erachtender Specialgesetze .als nothwendig anzu¬ 
nehmen sei;^ endlich dass es in diesem Erlass ferner heisst, dass „da, wo Gemein¬ 
den und dritte Personen bei der Verfassung der kirchlichen Externa betheiligt 
seien, wahrscheinlich das BedUrfniss neuer legislativer Einrichtungen hervortreten 
werde 

dass der Cultusminister im Zusammenhang dieser Erklärungen also die Be» 
freiung der katholischen Kirche von dem Aufsicbtsrechte des Staates bei Verwaltung 
ihrer Angelegenheiten zwar dem allgemeinen Princip nach als verfassungsmässig ver- 
heissen, anerkennt, jedoch die thatsächliche Erruilung dieser Verheissung mehrfach au 
künftige Bedingungen knüpft und den vorhandenen Rechtszustand, wo er in Special¬ 
gesetzen begründet ist, bis diese Specialgesetze gesetzlich aufgehoben sejn werden, 
fortbestehen lässt; 

dass dahin gestellt bleiben kann, ob un^ in welchem Bezüge überhaupt diese 
Ansicht des Cultusministers über die Verwaltung der Vermögens- und sonstigen An¬ 
gelegenheiten der katholischen Kirche zu der hier allein fraglichen Verwaltung der 
Vermögens-Angelegenheiten der katholischen Kirchenfabrik steht; 

dass aber selbst dann, wenn darüber kein Zweifel bliebe, dass der Cultus- 
minister bei dem Aussprechen dieser Ansicht nicht bloss die Verwaltung der Ver¬ 
mögens-Angelegenheiten der katholischen Kirche, sondern auch der katholischen 
Kirchen fahr ik, upd zwar im Besonderen auch der katholischen Kirehenfabrik der 
Rheinprovinz, im Auge gehabt, und sich daher in diesem Punkte mit der ganzen 
oben berührten Entwickelungsgescbichte des Decrets vom 30. December 1809 im 
Widerspruch befunden hätte, er doch jedenfalls nur auf den Weg hingewiesen haben 
würde, auf welchem die Aufhebung des Artikels 77. dieses Decrets künftig werde 
erfolgen können; 

dass dieser Weg indese« wenn er, dem Ersuchen des Cultusministers entspre¬ 
chend, überhaupt betreten worden ist, für die Diöcesan-Sprengel der Rheinlaude bis 
jetzt zu keinem gesetzlichen Abschlüsse geführt bat; 

dass der Oassations-Verklagte sich daher für die von dem Appellations-Richter 
angenommene sofortige Aufhebung des Artikels 77. <^8 Decrets vom 30. December 
1809 durch den Artikel 15. der Verfassung auf die Ansicht des Cultusministers in 
jedem Falle mit Unrecht beruft, — nicht zu gedenken, dass für die Rechtsprechung 
der Landesgerichte nur das Landesgesetz und die eigene richterliche Ueberzeugung 
von dem Sinne und der Bedeutimg des Gesetzes bestimmend bleibt; 

dass hiefür eben so wenig die Ansichten der Parteien massgebend sein können, 
und es daher gleicher Weise unerheblich ist, ob oder dass die Kirchenfabrik zu Bäs- 
senheim die Vorschrift des Artikels 77. des Decrets vom 30. December 1809 selbst 
auch ihrerseits für nunmehr erloschen gehalten habe; 

dass dmnnacb bei richtiger Würdigung des Begritfi dar Kh^tnfabrik im Sinne 
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dM Deereto Yom 80. Pecember 1809 auch aua dem aQgemeiuen Inhalt dea 4itihela 
der Verfaaaong auf eine Aufhebung des Artikels 77. dieses Deorets in keber Weise 
geschlossen werden darf; 

dass, der Bestimmung des Artikels 15. der Verfassung ungeachtet, die Vor¬ 
schrift des Artikels 77. des Decrets vom 80. December 1809 vielmehr noch gegenwär¬ 
tig in voller Kraft fortbesteht und dass der AppeUations-Biohter diesen Artikel daher 
durch unrichtige Anwendung verletxte, indem er aulT Grund desselben die interveni- 
rende Kirohenfabrik au Bassenheim aur Vorlage einer Autorisation der bischöflichen 
Behörde fUr gesetalich verpflichtet erachtete, und sie Mangels dieser Autorisation aur 
Intervention für nicht qualificirt erklärte; 

Auf den Cassations-Becurs des Steuer-Einnehmers und Kirchenrechners Cordier: 

In Erwägung, dass der Appellaüons-Bichter sich der PrUfung Uber die Zuläs¬ 
sigkeit und eventualiter Uber die BegrUndung der von der intervenirenden Kirchen- 
fabrik au Baesenheim gestellten Anträge wegen der zur Intervention gesetzlich nicht 
erforderlichen Autorisation des Diöcesan-Bischofs entzogen hat; 

dass der Appellat und gegenwärtige Cassationskläger Cordier auf diese PrUfung 
ein in seinen eigenen Interessen begründetes Becht hatte; 

dass die ungesetzliche Versagung dieses Bechtes sich also auch fUr ihn als die 
Folge der annächst der Interventin gegenüber begangenen Verletaung des Artikels 15. 
der Verfassung erweist; 

dass das angegriffene Urtheü daher auch auf den Cassations-Becurs des Cordier 
und die in demselben ebenfalls behauptete Verletzung dieses Artikels der Cassation 
verfällt; 

Aus diesen GrUnden: 

Cassirt das königliche Ober-Tribunal, fünfter Civil-Senat (Bheinischer Senat), 
das Urtheil des königlichen Appellations-Gerichtshofes au Köln vom neunten Januar 
achtaehnhundert zwei und seohszig seinem gansen Inhalte nach, verordnet die Bei¬ 
schreibung dieses Urtheils am Bande des cassiften und die Buckkgabe der Sucoum- 
benagelder, und legt dem Cassations-Verklagten die Kosten dieses Verfahrens aur 
Last; verweist sodann die Parteien aur ander weiten Verhandlung und Entscheidung 
Uber die Berufung gegen das Urtheil des königlichen Landgerichtes zu Coblena vom 
sehnten December achtaehnhundert sechszig und Uber die Intervention der Kirchen- 
ftibrlk au Bassenhetm vor den dritten Senat des königlichen Appellations-Gerichts- 
bofes an Köln. 

Urthellsstempel fUnf und awansig Silbergroschen, weleher jedoch durch die au 
den vorgdegtea GerichtsvoUaieher-Aktea verwendeten Stempd absorbirt ist. 

(gez.) Jaehnigen. Vück, 

Das v<w8telieii4e ürthefl des Köoigl. Obertribaoals, welchem 
wie verlautet, das Referat des königl. Obertribnnalsrathes Blömer 
zu Grunde lag, versuchte man allsogleieh zur Geltung zu bringen 
in einem 

Erltsa der KOnjgl. preussiscben Regierung zu Köln vom 

21. Juli 1868: 

Pis bei dem hiesigen Kbnigl. AppeUationsgeriebtshofe eingegangene, dnrdi 
das zweite Blatt der Kölnischen Zeitung vom 18. d. M. bereits zur Öffentlichen 
Kenntniss gekommene, cassirende Urtheil des KOnigl. Obertribnnals zu Berlin vom 
19. Hai d. J. in Sachen des Steuer>Einnehmers Cordier und der Kirchenfabrik der 
katholischen Pfarrkirche zu Bassenheim im Regierungsbezirk Coblenz gegen den 
Vicar Bettingen zu Bassenheim ist, wie Sie dieses selbst erkennen werden, von 
wHHrafeider Badratung. 
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Ea M darif» ias Prineip iasg«spreeben und nlhtf bcETfind^t, dass die 
Letidesgesetzgeboiv über die Klreheirfabrik, insbesondere dis kaiseriicbe Deeret 
vom ItO. December 1809, durch den Arf. 15. der Verfissangsorfconde vom Sl. 
Jannar 1850 nicht abgeindert sei, dass demgemBss die Fonctionen der bOrger- 
Ilehen fieh&rden bd dem wesentKch cemmtmalen Institute der Rirehenrabrik bis 
KU ihrer AbSnderung im Wege der Gesetzgebung Ibrtzodanern haben, und dass 
die Einwirkung der Dibcesanbehbrde auf die Kirehenrabrik Ober das in dem et» 
witanten kaiseriieben Decrete und anderen Spedalgesetzen vorgesthriebene Maas 
kinaus durch die Verfassungsurkunde nicht erweitert sei. 

Rienacb können insbesondere', wie dieses Ms in das Jabr 1849 in Geltang 
geweden ist, von den KirchenvorstBnden ohne unsere Genehmigung keine PVoeease 
gefQhrt, und keine Grundstücke verkMft, vertausdit oder anch auf einen mehr 
als neunjMirigen Zeitraum verpachtet werden. Es tritt zudem die GQttigkeit aOct 
Verlusserungen von Grundstöcken der Kirdienfabriken in Frage, welche ohne 
unsere Genehmigung stattgefunden haben. — Wenn mm anch in Efwartang 
bOhereT Weisung von uns die VerfOgung Ober ein actives Vorgeben der bOrger- 
liehen Behörden zur Handhabung des vom h]ichsten Gerichtshöfe des Landes an« 
erkannten Grundsatzes noch ausgesetzt bleiben muss, so eröffnen wir Ihnen doch 
sMioh jetzt, dass wir uns zur Wahrung der vielen dabei in Betracht kommenden, 
bkullg keinen Aufschub gestattenden Interessen sowie unserer eigenen Verant* 
wortiiehkeit der Ausübung der uns durch das kaiserliche hecret vom 80. Becem* 
ber 1809 und durch andere Specialgesetze in Bezug auf die Kirchenfatnrlken and 
das Vermögen derselben obliegenden Functionen flicht weiter entziehen, vielmehr 
anf ergehende AntrBge gemSss den geltenden Gesetzen verfOgen werden. 

Sie wollen die BOigermeUter hiervon in Kenntniss setzen und So^c tra* 
gen, dass von denselben eingehende AntrBge angenommen und durch ihre Ver* 
ndttelung an uns befördert werden. 

Die vorstehende Weisung gilt auch für die BOrgermeisterMen Deutz, indem 
dort der Grossb. bergisebe Decrets»Entwarf [H. B. ein blosser Entwarf, der 
niemals Gesetzeskraft erlangt hatO von 1813 in Kraft besteht, nach dessen Art Ih. 
aHe Verordnungen für die GOtenrerwaltung bei Offentiieben Anstalten und Ar 
dtfen PaditsstrcUii^eiten ebenfalls auf das KirdieiiverniOgen Anwendung flnden. 

Köln den 21. Juli 1863. 

Königliche Regierung, Abtheilung des Innern: 

' (gez.) Birk. • 

An den Königlichen Landrath N. zu N. 

Das Urtheil des fünften Senates des Obertrümnals betritt nnr 
äüB Prozesslegitimation der KirchenvorstSnde, also eine Frage, welche 
bei den zwischen diesen kirchlichen Behörden und den Bischöfen be¬ 
gehenden Verhältnissen Bnsserst selten praktisch Werden wird. Es ist 
aber auch nicht diesm* Gegenstand der Entscheidung, sondern viel¬ 
mehr die ausführlich entwickelte Motivirnng, womit der Gerichtshof 
sein Urtheil begründet, welche ein eigenthümlicheO Aufsehen erregen 
musste. Die „Kölnischen Blätter^ (1863 Nr. 199.; 201. Beil.; 208.; 
205.; 206. Beil.; 210.) brachten alsbald eine ausführliche vortrefÜiche 
Kritik, denen wir das Nachfolgende meistene wörtUeh entnehmen. [Ehr 
rnvidirter Separatahdruck der Artikel der „Köln. Bl." b^det sieh 
^ILöln bei Bacheoi^ untm der Freue.] 
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Die Entschddnngsgründe des Urtheils des fünften Senates des 
Obertribunals reduciren sich im Grande auf zwei Behauptungen. Die 
erste ist, dass das Vermögen der Kirehenfabriken nicht geistliches 
Gut, sondern ein zu den religiösen Bedürfnissen der Gemeinde dienen¬ 
des Communal - Vermögen sei und die Eirchenyorstände in gleiehmr 
Wnse, wie die Annen-Verwaltung eine Communal-Anstalt seien. Es 
entspricht diese Ansicht der von Geh. Justizrath Professor Dr. 
Bauerbmtd (im Archiv IX. 279 ff.) so treffend widerlegten Be¬ 
hauptung, dass die Eirchengemeinden nach französichem Rechte 
inrftihig seien, Eigenthum und insbesondere auch Eirchhöfe im Eigen- 
thurn zu haben. Neben dieser vollständig neuen Behauptung erscheint, 
eine andere, welche weniger neu ist, aber gleichwohl den Eenner un¬ 
serer verfassungsmässigen Entwickelung sehr überraschen muss. Die 
von einer bekannten Seite her in der Eammer einige Mal aufgestellte 
Behauptung, dass die Grundsätze der Verfassung bloss Ver- 
heissungen seien, die noch erst der Ausführung bedürften, um in’s 
Leben zu treten, wird hier auf ,den Artikel über die kirchliche Selbst- 
stimdigkeit angewendet und angenommen, dass in diesem Artikel 15. 
der Verfassung „das verfassungsmässige Anerkenntniss desjenigen 
Masses der Selbstständigkeit der katholischen Eirche im Ordnen und 
Verwalten ihrer Angelegenheiten vorliegt, die sie bei Publication der 
Verfassung bereits besass,“ [!!] und ausso’dem höchstens „die ver¬ 
fassungsmässige Verheissung gefunden wird, dass die Selbstständig¬ 
keit der katholischen Eirche im Ordnen und Verwalten ihrer Ange¬ 
legenheiten .künftig noch vermehrt werden solle.“ 

Die Erwägungsgründe eines Urtheils haben nun zwar keine 
rechtliche Eraft und selbst der Urtheilsspruch macht nur zwischen 
den Parteien Recht, hat aber nicht den Zweck und nicht die Macht, 
den Sinn des Gesetzes im Allgemeinen authentisch zu erklären. Den 
Motiven dieses Urtheils wohnt daher keineswegs die Wichtigkeit bei, 
welche die Eölner Zeitung in ihrem 'antikirchlichen Eifer und im 
Widerspruche mit ihrer sonstigen „Verfassungstreue“ ihnen zuschreibt. 
Diese Motive bekunden nur die Ansicht eines Senates des Obertribunals, 
resp. seines Referenten (Blöraer) und sind daher um so weniger mass¬ 
gebend, als, wie wir weite/ unten ausführen werden, andere Senate 
desselben Gerichtshofes in ganz entgegengesetztem Sinne entschie¬ 
den haben. Die Ansicht deS fünften Senates wird auch schwerlich die 
bisherige idlgemeiae Ansicht, dass die Eirchenfabrik auch wirklich 
Eirchengut und gemäss der ausdrücklichen Bestimmung des Art. 15. 
der Verfassungs-Urkunde von der Eirche selbstständig zu verwalten 
sei, sowie die damit übereinstimmende vieljährige Praxis der Gerichte 
und Verwaltungs-Behörden zu ändern im Stande sein, zumal — die 
Deductionen jenes Urtheils das katholische Eirchenreclü und die durdi 
königliche Verordnung als Statut der katholischen Eirche in Preussen 
sanctionirte Bulle de salute animarum, welche den rheinischen Bischö¬ 
fen den vollen Inhalt der den übrigen preussischen Bischöfen zustehen¬ 
den Rechte verleibt, völlig ignoriren .und sich hauptsächlich auf An¬ 
sichten galUcanischer Territorialisten des achtzehnten Jahrhunderte 
stützen, sowie auf eine Anzahl ftanzösisdiiN Revolutiojas-Gesetze, dib 
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in den Rbeinlanden niemals publieirt worden sind, in Frankreich aber 
als angebliche Grundlage des Conqordats von 1801 und der organi¬ 
schen Artikel mit diesen Geltung erlangt haben sollen. 

Wir wollen jedoch im Einzelnen die Haltbarkeit der Gründe des 
Obertribunals näher prüfen. Wir sagten schon oben, dass jenes Ur- 
theil auf zwei Füssen zu stehen versucht; wir glauben, es wird uns 
nicht schwer sein, dem Leser klar zu machen, dass beide der Last 
durchaus nicht gewachsen sind und bei einer ernsten Berührung zu- 
aämmenbrechen. 

Als erstes Fundament wird vorgebracht,'dass die Fabriken keine 
kirchliche, sondern bürgerliche und Communal-Behörden seien, und 
zwar sei dieses auch nach der älteren Landesgesetzgebung Frankreichs 
der Fall gewesen. Betrachten wir uns zunächst diese letzte Behaup¬ 
tung, zu welcher das königl.. Obertribunal, wie es scheint, im besten 
Glauben von der Welt durch ein unerklärliches Missverständniss ge¬ 
kommen ist: es hält eine aus Laien bestehende Corporation ohne 
weiteres für gleichbedeutend mit einer bürgerlichen und Communal- 
Anstalt, gerade als ob die Kirche nur aus Geistlichen bestände und 
die Laien nicht zur Kirche gehörten. Diese Verwechselung, welche 
uns auch noch an anderen Stellen begegjiet, tritt in ihrer Unrichtig¬ 
keit noch greller hervor, wenn man sich an die Entstehungsgeschichte 
der Kirchenfabriken erinnert. Bekanntlich war ursprünglich der Bischof 
der Verwalter sämmtlichen Kirchengutes der Diöcese; als später die 
einzelnen Kirchen ein bestimiptes getrenntes Vermögen erhielten, wurde 
dessen Verwaltung unter der Aufsicht des Bischöfe zuerst von dem 
Geistlichen dieser Kirche geführt, bis mit dem dreizehnten Jahrhun¬ 
derte allmälig Laien zur Theilnahme an der Administration des kirch¬ 
lichen Fabrikvermögens berufen wurden, und zwar WQhlgemerkt, nicht 
in ihrer bürgerlichen Eigenschaft als Mitglieder der Civilgemeinde, 
sondern wegen ihres kirchlichen Charakters als Pfarrgenosseu, 
wesshalb auch die Wahl dieser Kirchmeister vielfach, namentlich in 
Frankreich, durch die Kotabelp der Pfarrei vorgenommen wurde. 
So \t'aren also die Kirchmeister allerdings Laien, und so ist auch die, 
erste aus Durand de Maillane angeführte Stelle richtig und von Nie-, 
mand bestritten: aber Jeder sieht ein, welch ein salto mortale dazu 
gehört, um von diesem Charakter einer aus kirchlichen Laien- 
mitgliedern bestehenden Behörde zu einer Communal-Anstalt zu 
gelangen. Wenn ferner behauptet wird, die Kircbenfabrik sei im alten 
Frankreich keine „in ihren Vermögens- und Besitzrechten von der 
Episcopal - Gewalt oder überhaupt von einer klericalen Behörde ab¬ 
hängige kirchliche Institution^' geweifbn, so ist dieses gerade das Gegen- 
theil von der Wirklichkeit. Der Verfasser jenes Urtheils ist ohne 
Zweifel durch *die von ihm angeführte zweite Stelle aus Durand de 
Maillane irregeleitet worden. Hätte er den französischen Sprachgebrauch 
oder auch nur das Werk dieses Gallicaners genauer gekannt, so würde, 
er die Worte prendre connaissance richtig, d. h. von den gerichtlichen 
Erkenntnissen in den über die Kirchenrechnungen u. s. w. entstehen-, 
den Prozessen verstanden haben. Wie wenig aus einer solchen Be-' 
stitpipung gegen den khchlichen Charakter der Fgbr&verwMpipg fo^ 
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Hegt auf der Hand, und es bedarf du kMiin einer ffinWeisung auf die 
zahllosen Uebergiiffe der weHliehen Gewalt in das rein kircUiche Ge¬ 
biet, welche unter dem ernstgemeinten und doch so ironischen Namen 
der gallicanischen Freiheiten und der damit zusammenhängenden appels 
comme d’abns bekannt sind. Ja, hätte der Verfasser jenes Urthefls 
sich nur die Mühe genommen, bei Durand.de Maillane den Artikel 
margttilliers, aus welchem er jene Worte genommen hat, voll- 
stänSg an lesen, so wäre er eines Bessern belehrt worden. Er hätte 
~dort gefunden, dass die Schwankungen der Jnrispmdenz über die 
Frage, ob die Kirchmeister auch in Frankreidi den Bischüfen jähr¬ 
lich Rechnung ablegen müssen, durch das Edict vom 14. Mai 1699 
aufgehürt haben und dass seitdem die Gerichtshüfe übereinstimmend 
für diese Pflicht der Kirchenfabriken entschieden. (H nous suffit de 
dire, que l’art. 17. de l’Edict de 1695, qne l’on doit lire verh. Jaris^ 
SRclim, a termin^ toutes les contestations, et que les cours en solvent 
uttlformdment les dispositions). Dies^ Art. 17. des genannten Edictes, 
qne Ton doit llre, welcher aber nicht gelesen worden zu sein scheint, 
sagt nun (bei Durand de Maillane unter dem Worte Jurisdiction): 
Enjoignons-aux Marguilliers, Fabriciens de präsenter les comptes des 
revenus et de la ddpense des Fabriques aux Archevflqnes, Eväqnes et 
ä leurs Archidiacres, aux jonrs qui leurs anront dtd marqitds. Diese 
eine Stelle wird hinreichen, um die Behauptung des Urtheils vom 19. 
Mai d. J. hinsichtlich der angeblichen Unabhängigkeit der Kirchen** 
fobrikeh in Frankreich von „der Episcopal-Gewalt oder überhaupt von 
einer klericalen Behörde*^ in ihrer vblligeii Unrichtigkeit darznstellen $ 
ich unterlasse es desshalb auch, auf die Stellung hinzuweisen, welche 
die Pfarrer in Betreff der Recbnungslage, der Ausgaben und über- 
hanpt der Verwaltung der Kirchmeister einnahmen. 

Aber es wird weiter behauptet, dass nicht nur in Frankreich, 
sondern „auch in den früheren Gesetzgebungen der rheinis^en Landes- 
theile' — in den betrefTenden Jülich - Bergischen Verordnungen des 
Ktorfiirsten Karl Theodor und des Külnischen Kurfürsten und Erz¬ 
bischofs Joseph Clemens —, also sowohl unter der Herrscht^ der 
dortigen früheren weltlichen als geistlichen Landesherren die Verwal¬ 
tung des Pfarr- und Pfarrkirchenfabrik-Vermügens als eine wesentlich 
bftrgerliche Angelegenheit sich charakterisirt und reglemenfirt findet. ** 
Diese Behauptung ist ebenfalls ganz unrichtig. Jene Reglementimng 
durch Karl Theodor ging nur ans dem damals so vielfach missbrättch- 
lidi angemassten jus circa sacra hervor, und der genannte Fürst ist 
so weit entfernt, die Verwaltung des Kirchenfabrik-Vermögens als 
„eine wesentlich bürgerliche^^ Angelegenheit zu betrachten, dass 
er sie geradezu als zu den „wesentlichen Stücken^ der 
katholischen Kirche gehörig bezeichnet. Er sagt im Eingänge 
der bezogenen Verordnung: „Liebe Getreue 1 Es ist Euch vorhin un- 
terthänigst bekannt .... welcher - gestalten unter anderen Unseren 
L&udes - Vätteiiichen Vorsoigen eine deren fümehmsten immerhin ge¬ 
wesen, dass die in hferuntigen Unseren Landen erfindliche Catho- 
Dsche Kirche in ihren WCSeütUcben Sttteken geziemend unterhal¬ 
ten, dea Endes die dahin gehfirenden Einkünften nebst denen 
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Ittr jeden Orts arme gestifteten Rhentmi untadelhaft vervraltet .... 
würde.“ Was den auch als Zeugen für den weltlichen Charakter der 
Kirchenfabrik-Verwaltungen aufgerufenen Kölner Kurfürst und Erz¬ 
bisehof Joseph Clemens angeht, so wird es genügen zu beiAerken, 
dass er den Charakter der Fabrik-VerwaltOng in folgenden Worten 
bestimmte : „Uebrigcns sollen die Kirchmeister —^ die Archidiakonen 
und Pfarrer als die allgemeinen und immerwährenden Kirchenproviso- 
ren, denen die Sorge für die Kirche besonders aufliegt, anerkennen; 
darum sollen sie jährlich die Rechnung nicht anders als in Gegen' 
wart des Pfarrers abiegen und stets bereit sein, den Archidiakonen 
oder deren Commissarien und Dechanten auf deren Aufforderung Rech¬ 
nung abzulegen, mögen diese solches bei der Visitation oder ausser 
derselben verlangen. Endlich sollen sie ohne der Pfarrer und der 
Sendschöffen Einwilligung keinen die Kirche, Armen, Hospitäler und 
deren Güter betreffenden Prozess anfangen noch sonst etwas Neues 
unternehmen oder b iuen.“ . . . Derselbe Erzbischof schrieb den Kirch-!- 
meistern folgenden Eid vor: „Ich gelobe, und verspreche Gott, seiner 
Lieben Mutter, N. N. dieser Kirchen oder Kapellen Patronen oder 
Patroninnen und allen Heiligen, dass ich die mir anvertrauten Kirchen 
(Armen oder Hospitals) Güter trewlich, wie mir vorgehalten, admi¬ 
nistrieren und verwahren, davon nichts alieniren oder entfrem¬ 
den will, ohne Willen i;nd Consens meiner Geistlichen Obrigkeit, 
sondern also damit umbgehen, wie ich es an jenem Tage gedenke zu 
verantworten. Also helff mir Gott und sein Heil. Evangelium.“ 

So Joseph Clemens in der Kölner Agende von 1720. Der Leser 
möge hiqrnach urtheilen, ob nach seinen Verordnungen die Kirchen- 
fabiik-Verwaltung als vvesentliche bürgerliche Angelegenheit galt. 

Wir möchten auch aufmerksam darauf machen, dass das k^. 
Obertribunal mit der Behauptung des bürgerlichen und commu- 
nalen Charakters der Fabrikgüter ebenso unglücklich gewesen 
sein würde, wenn es dieselbe, statt für das Erzstift Köln, um wel¬ 
ches es sich im vorliegenden Falle gar nicht handelte, für das Erz¬ 
stift Trier, welchem Bassenheim angehörte, hätte nachweisen wollen. 
Auch in dem Trierer Sprengel hatte das Vermögen der Kirchenfabrik, 
eben so wie die Dotation der geistlichen Stillen, durchaus den Charak-; 
ter von Kirchengut. Nicht ngr die alten Trierischen Statuten des Pro- 
viuzial-Concils von 1310 cap. 27, 63, 65, 67, 71, l09, lll (bei 
Scotti in der Sammlung der Gesetze t tc. in dem vormaligen Kurfür- 
stenthum Trier Nr. 1. S. 16, 30, 31, 32, 33, 51, 52), sondern auch 
die spätere Gesetzgebung jenes Stiftes (z. B. bei Scotti a; a. 0- die 
-Gesetze und Verordnungen vom 16. August 1589 [Nr. 142.], 18. Nov. 
und 26. Dec. 1719 [Nr. 366. und 368.], 23. April 1743 [Nr. 500.],. 
31. Januar 1755 [Nr. 549.], 10. Dec. 1784 [Nr. 804], 3. Oct, 1786. 
[Nr, 831.] u. 8. w.) sprechen sich über den kirchlichen Charakter die¬ 
ser Güter, über die ausschliessliche Coinpetenz der kirchlichen Oberen, 
zu ihrer Verwaltung, Verpachtung, Voräusserung und zur gesetzlichen. 
Regelung dieser Verwaltung und ihres ‘Rechnungswesens so unzwei-- 
deutig aus, dass die Behauptung des Gegentbeiis nur in Unkenntnis» 
^r betreffenden Provinzial-Gesetzgebung ihr^ Erklärnng finden kann. 

AnUv Ar UichaorecM. X. 19 
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Welches nun aber auch die Uebergriflfe der Staatsgewalt Im tüten 
Frankreich in das kirchliche Gebiet, namentlich auch in Betreff der 
Verwaltung des Kirchengutes, sein mochten, sie beruhten nicht anf 
der Ansicht, dass das Eigenthum der Kirchenfabrik Communalver- 
niögen und die Kirchmeister 'nur eine Communalbehörde seien. Dort 
wie bei uns galt, wie wir sahen, das Fabrikrermögen ebenso gut, wie 
die Güter der Geistlichkeit als Kirchengnt und wurde unter kirch¬ 
licher Aufsicht verwaltet. Im geraden Gegentheil zu der Auffassung 
.des ürtheile? vom 19. Mai glauben wir diese Auffassung ferner iu 
den Raubgesetzen der Revolutionszeit ausdrücklich bestätigt Das Ge¬ 
setz vom 2. November 1789, welches alle biens eccldsiastiques der 
Nation zur Verfügung stellte, umfasst unbestrittener Massen auch das 
Fabrikvermögen, erklärt somit ausdrücklich, dasi’ dieses bis dahin als 
Kirchengnt, und nicht als Communalgut betrachtet wurde. Das 
weiterhin citirte Gesetz vom 14. und 20.—22. (nicht 24.—26.) April 
1790 spricht so wenig für den communalen Charakter der Fabriken, 
da.?s es deren Vermögen nicjht nur als einen Theil des von dem Ge¬ 
setz vom 2. November 1789 betroffenen Kirchengutes bezeichnet, .son¬ 
dern es auch unter der bisherigen Verwaltung belässt, während es die 
übrigen Kirchengüter unter die Verwaltqng der Departements und 
Districte stellt. Der Art. 13. des Gesetzes vom 23. Oct. und 5. Nov. 
1790, welcher als besonders bezeichnend hervorgehoben wird, ist un¬ 
richtig, weil mit Auslassung von 26, den Sinn ganz verändernden 
Worten dtirt und sagt im Gegensätze zu der in jenem Urtheile mit- 
getheilten Fassung, dass von denjenigen Commnnen, welche in Folge 
des Gesetzes über die Municipalitäten die Verwaltung der Fabrikgüter 
übernehmen zu können geglaubt hätten, dieses Gesetz irrthümlich auf¬ 
gefasst worden sei. In den vereinzelten Gemeinden, wo man von die¬ 
sem Irrthume ausgegangen war, sollte freilich die dadurch herbeige¬ 
führte Verwaltungswelsc bis auf weiteres fortdauern, aber nicht wegen 
eines communalen Charakters des Fabrikgutes, sondern einfach dess- 
haH), weil die Verwaltung provisorisch so fortdauern sollte, wie sie 
am vorhergehenden 1. October zusammengesetzt gewesen war. 

Der richtige Text, mit welchem wir die in den Motiven des- 
Urtbeils vom 19. Mai dieser Stelle gegebene Fassung zu vergleichen 
bitten, lautet: Les biens des fabriques, des fondations dtablies dans 
les dglises paroissiales .... continueront jus|^i’ä ce quMl en ait dtd 
autrement ordonnd, d’§tre administrds comme ils dtaient aü 1. Octobre 
prdsent mois, lors m^me qu'ils le seraient par les municipalitds qui 
auraimt cru devoir se charger de les rdgir en vertu de l’art. 50. du De'cret 
du 14. Ddcembre demier concernant les municipalitds. Bei Gelegenheit 
des aus diesem Gesetze gezogenen Argumentes findet sich noch eine 
andere auffallende Ungenauigkeit. Die Fabrikgüter, welche angeblich 
nach dem Gesetze über die Municipalitäten verwaltet werden sollten, 
werden in einen Gegensatz zu allen geistlichen Gätern gesetzt, 
welche nach Art. 1. desselben Decretes zu veräussern waren. Es 
könnte diess zu dem Missverständnisse veranlassen, als ob nach der 
Auffassung dieses Gesetzes die Fabrikgüter nicht zu den geistlichen 
Gütern gezählt worden wären; es ist dem aber nicht so: denn jener 
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Artikel 1. apricht in Nr. .3. nicht von allen geistUchen Gütern, sondern 
nur von einem Theile derselben, nämlich von den Gütern der Geist¬ 
lichkeit (tous les biens da Clergd). 

Das weiter citirte Decret vom 10. und 18. Februar 1791 be¬ 
weist nur, dass das Fabrikgut später und allniäliger von dem Fiscus 
verschlungen wurde, als das übrige Kirchengut; wie daraus der com- 
munale Charakter der Eirebenfabriken folgen soll, überlassen wir dem 
Scharfsinne des Lesers ^u ergründen. Erst das Decret vom 19. August 
und 3. Sept. 1792 nimmt den ' Kirebmeistem die Verwaltung des 
früheren Fabrikgubs, welches aber schon seit dem 2. Nov. 1789 sur 
Disposition des Staates gestellt. war, und überträgt den Municipalbe- 
hörden die Verwaltaug, welche sehr vereinfacht war; denn in Folge 
des Gesetzes vom 10.—18. Februar 1791 waren sämmtliche Stiftungs- 
gUter verkauft worden und in Folge dieses Gesetzes vom 19. August 
und 3. September traf alle anderen Immobilien der Kircheufabriken 
dasselbe Schicksal, während 4% Interessen des Kaufpreises ihre Stelle 
vertreten sollten. Aber auch jetzt war cs nicht ein Theil des Commu- 
nälVermögens, sondern ein Theil des Staatsgutes, dessen Verwaltung 
den Municipalitäten anvertrant wurde, und dazu dauerte diese Ein¬ 
richtung nur ganz kurze Zeit; bald schon (24. Aug. und 13. Sept. 
1793) würden die Staatsrenten, welche den Fabriken gehört hatten, 
ganz unterdrückt, durch das Gesetz vom 14. Brumaire J. 11. (3. Nov. 
1793) alles, was noch von Activvermögen derselben vorhanden war, 
völlig confiscirt und später jede kirchliche Stiftung verboten. So blieb 
es denn in Frankreich bis zum Concordat, und es konnte von einer 
Fabrik Verwaltung keine Rede sein, weil es nichts mehr zu verwalten 
gab. Sonach hatte also die französische Revolution das Fabrikvermö¬ 
gen als Kirchengut, nicht als Communalgut betrachtet und dessen Ver¬ 
waltung, selbst nachdem es zur Verfügung des Staates gestellt'war, 
den früheren Kirchmeistern bela.ssen, nicht den Municipalbehörden 
übertragen, was nur im letzten, schlimmsten revolutionären Schwindel 
und nur auf kurze Zeit geschah. Da demnach selbst diese revolutio¬ 
näre Gesetzgebung für die kirchliche Eigenschaft des Fabrikgutes 
spricht und in keiner Weise einen Beweis für den angeblichen com- 
munalen Charakter desselben abgibt, so sehen wir ganz davon ab, 
dass alle bezogenen Artikel dieser Gesetee in den diesseitigen Lfindes- 
theilen nicht pubiieirt und darum für uns ohne Rechtskraft sind. 

So gab es also im alten Frankreich keine Fabrikräthe und keine 
Fabrikgüter mehr, als das Concordat zwischen Pius VII. und dem 
ersten Consul den katholischen Cultus gesetzlich herstellte. Entsprach 
die neue gesetzliche Regelung, wie das ürlheil vom 19. Mai behaup¬ 
tet, den „Anschauungen über die Kirchenfabrik als einer wesentlich 
communalen Anstalt und über den von derselben zu verwaltenden 
Vermogensstand, als der Verwaltung eines zu den religiösen Bedürf¬ 
nissen der Gemeinde specialisirten Communal-Vermögens Lassen 
wir auch hier wieder die in jenem Urtheil angeführten gesetzlichen 
Bestimmungen reden. Das Concordat bestimmt in Art. 15. ausdrück¬ 
lich, dass es den Katholiken gestattet sein soll, zu Gunsten der Kir¬ 
chen Stiftungen zu machen. Art. 15.: Le gouvernement prendra 
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^galement des m^sures {)oar que les catholiqnes fran^ais palssent, s'As 
le veulent, faire en faveur des ^glises des fondations. Also nicht den 
Commiinen, sondern den einzelnen Kirchen sollen d’e Zuwendungen 
gemacht werden können. Demgemäss bestimmt das Gesetz vom 18. 
Germinal J. X. Art. 76.: II sera Stabil des fabriques pour veiller ä. 
l’entretien et ä la Conservation de.s temples, ä l’administration des 
aumdnes. Wer sollte die Reglements für diese Fabriken erlassen ? 
Etwa die Gemeinderäthe oder die i^räfecten ? Weit entfernt 1 Auf 
den Vorschlag von Portalis, dieses eingefleischten Anhängers einer 
bureankratischen Bevormundung der Kirche durch die Staats- 
omnipotenz, decretirte Napoleon, am 9^. Flordal J. XL, dass diese 
Reglements von den Bischöfen ausgehen und von diesen auch deren 
Beobachtung überwacht werden sollte, .,Les vdritables fabriques,“ 
sagt Portalis, „les fabriques proprement dites, celles qui ont existd 
dans tous les temps et qui datent d'aussi loin que les dglises mömes, 
sont celles, qui sont pr^s des 4glises, dont la loi du 18. germinal a 
ordonn^ l’dtablissement, et qui ont ^t^"' organis^es dans Ic möme monient, 
oü les paroisses l’ont dtd. Dans ces fabriques les cürds ont voix 
ddliberative. Les eveques y sxirveillent Vexecution de leurs propres 
reglements. L’administration de ces sortes d’^tablissements, qui embras- 
sent tout ce qni concerne l’entretien et la Conservation des choses 
conaaerdes au culte, a des rapports intimes avec le service divin et 
la police intdrieure des temples.“ (Disconrs, rapports et travaux inddits 
sur le Concordat de 1801, pag. 413.) Zwar weist man auf das Decret 
vom 7. Thermidor J. XI. hin, wodurch die Verwaltungsweise der den 
Kirchen zurückgegebenen Güter geregelt wurde, allein man würde sich 
sehr täuschen, wenn man glaubte, dass dadurch die Kirehenfabrik- 
Verwaltuug berührt wurde. Diesss Decret ernennt nur neben der 
Eabrik-Verwaltung, welche in der oben erwähnten Weise von 
dpn Bischöfen organisirt und überwacht wurde, für die wenigen 
Pfarreien, wo noch Güter zu restituiren waren, für diese Güter eine 
besondere, neben der Fabrikverwaltung stehende Verwaltungs-Commis¬ 
sionen. Da einige Präfecten sich über den ganzen speciellen Charakter 
dieser Commissionen täuschten und von letztem auch vereinzelt üeber‘- 
griffe in die eigentliche Fabrikverwaltung, gemacht wurden, schrieb 
Portalis an seinen Collegen, den Minister des Jnnern, den bekannten 
Brief vom 20. Fructidor J. XL, über den Irrthum dieser Präfecten,- 
welche ä, la rdeeption de l’envoi que vous leur avez fait de l’arrötd 
du gouvernement du 7. thermidor, ont pens^ que les marguilliers 
^tablis par l’art. 3. de cet arr6t4 devaient tenir lieu des administrations 
des fabriques prescrites par l’article 76. de la loi du 18. germinal an X. 
Man siehl also, wie unberechtigt es ist, aus diesem Restitutions-Decrete, 
welches 'noch dazu, wie Affre bezeugt, nur pour un trös-petit nombre 
d’^glises praktische Folgen hatte, auf den Charakter der Kirchen¬ 
fabriken schliessen zu wollen. Wir sehen ganz davon ab, dass die 
dort ernannte Commission durchaus keine Communalbehörde, sondern 
eine staatliche'war, nnd dass die Vorschrift, die fraglichen Güter in 
der Weise der Gemeindegäter zu verwalten, eben so wie das kaiser^ 
liehe Decret vom 12. August 1807, nicht durch den Charakter jener 
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Güter, sondere einfach aus dem Mangel eines besonderen Gesetzes för 
deren Verwaltung zu. erklären ist, und darum auch durch den Erlass 
einer solchen besonderen gesetzlichen Vorschrift in dem Decret vom 
30. December 1809 gänzlich in Fortfall kam. Wie wenig man an die 
Auffassung des Urtheils vom 19. Mai dachte, ergibt sich ferner aus 
einem Rapporte des Cultusministers Portalis an Napoleon aus dem 
Juli 1806, in welchem er den Eiuwurf, diese Commissionen könnten, 
al.« unter dem Minister des Innern stehend, leicht Competenzconflicte 
zwischen diesen» und dem (Jultusminister hervorrufen, durch die Be¬ 
merkung widerlegt, dass diese Commissionen nur unter dem Cultus- 
minister ständen, nicht aber unter dem Minister des Innern, welchem 
die Comraunal-Angelegenheiten untergeben seien. Portalis erklärt an 
dieser Stelle, es könnten niemals exister des doutes rai.sonnables et 
des titres fondös de compötence entre Messieurs Ic ministre de l’Intörieur, 
qui est chargö des communes, et le ministre des Cultos, dont la 
surveillance doit s’ötendre sur tout ce qui intöres.se le spirituel et le 
temporel des öglises. (Disconrs, rapports etc. pag. 400.) Und als ob 
diese Worte noch nicht ausdrückUch genug gewesen seien, sagt er 
ferner.: A quel titre les marguilliers ötablis en exöcution de l’arrötö 
du 7. thermidor an XI. auraient-ils pu reprösenter leurs communes ? 
Les biens dont l’administration leur ötait confiöe n’ötaient pas com- 
munau^, ils appartenaieat ä la Nation, ils sortaient des mains du 
domaine, ils ötaient consöquemment ötrangers k la commune; ce n’est 
donc pas au nom de la commune que les marguilliers, dont il s’agit, 
administraient. ' 

Begreiflicher Weise gab es damals, wo die Religion sich kaum 
aus den Ruinen der früheren Verhältnisse erhob, unter denen, welche 
die Revolution mitgemacht hatten oder in ihren Ideen erzogen worden 
waren, Männer, welchen die Reglementirung der Fabrik Verwaltung 
durch die Bischöfe eine Extravaganz schien. Portalis, eine gewiss un¬ 
verdächtige und wegen des überwiegenden Antheiles, welchen er an 
den organischen Artikeln und der folgenden Gesetzgebung über den 
Cultus hatte, durchaus competente Autorität, antwortete jenen Angriffen- 
auf eine Weise, welche zugleich ein schlagendes Zeugniss für den 
damaligen lind den früheren Charakter der Fabrikverwaltung in Frank¬ 
reich bietet. Er sagte unter anderem : Les biens de fabriques ont pour 
objet l’utilitö de la religion et Tütilitö de l’öglise, qui a le döpöt des 
choses religieu.se8 ot spirituelles. La destination des biens des fabriques 
a constamment determine Vinfluence, plus ou moins grande des eviques 
et auires personnes ecclesiastiques, dans tout ce qui concerne Vad- 
ministration de ces biens. B est con forme k la raison et au bon 
sens, que ceux qui sont le plus intereesö d la prospöritö d’une adminj- 
stration en soient chargös par pröförence k tous autres, surtout lors- 
que, par ötat et par devoir, ils sont plus k portöe que tous autres 
d’acquörir les connaissances i'elatives k cette administratiou et de contrac- 
ter rhahitude de s’en occuper. (Portalis, Discours, rapports etc. pag. 
393.) Gibt es wohl eine entschiedenere Zurückweisung der Behauptung 
in den Motiven des Urtheils vom I 9 . Mai: „dass nicht bloss während 
und nach der französischen Revolutionsperiode« sondern auch.in,der. 
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älteren Landesgesetzgebung Frankreichs die Kircbenfabrik nicht als 
eine, auch in ihren Vermögens- und Besitzrechten von der Episcopal- 
Gewalt oder überhaupt von einer klericalen Behörde abhängige kirch¬ 
liche Institution, sondern nach dieser Seite hin stets als eine wesent¬ 
lich bürgerliche und communale Anstalt erachtet worden ist ?“ Portaüs 
fugt (1. c. p. 395) noch hinzu, qne la religion catholique n^est plus 
dominante en France, que la libert^ des cultes est nne loi de l’Etat. 
Or, dans un teT’ordre de choses, il est raisonnable et juste que les 
affaires qui int^ressent chaque culte soient plus colicentröes dans la 
soddt^ religieuse, ä laquelle elles apartiennent. 

Wir glauben, das Gesagte wird keinen Zweifel darüber bestehen 
lassen, wie wenig gegründet die Behauptung ist, die Überall hervor¬ 
tretende und durchgreifende Grundanschauung der bisher angeführten 
französischen Gesetzgebung gehe dahin, dass die Kirchenfabrik nur 
innerhalb der Gemeinde und für dieselbe bestehe. Sehen wir im Fol¬ 
genden, ob das Decret über die Kirchenfabriken vom 30. December 
1809 und die spätere Gesetzgebung mehr Halt für eine Auffassung 
bietet, welche unseres Wissens bisher noch von keinem einzigen Schrift¬ 
steller über diesen Gegenstand änfgestellt worden ist. 

Das Gesetz A'om 18. Germinal J. X. hatte in Art. 76. die 
Kirchenfabriken im Princip wieder hergestellt, ihre vollständige Orga¬ 
nisation erhielten dieselben aber erst durch das kaiserliche Decret vom 
30. December 1809. Wenn irgend ein Document, so wird dieses uns 
also auch die klar -te Auskunft geben, ob dieselben nach der französi¬ 
schen Gesetzgebnng einen communalen Charakter haben und nur inner¬ 
halb der Gemeinde und für dieselbe bestehen, von der bischöflichen 
Autorität und überhaupt jeder klericalen Behörde in ihren Vermögens¬ 
und Besitzrechten unabhängig seien oder nicht. Sehen wir zunächst, 
wie es mit ihrer Unabhängigkeit von der Episcopalgewalt bestellt ist. 
Der Bischof ernennt bei der ersten Formation die grössere Hälfte des 
Fabrikra'thes (Art. 6.); von seiner Genehmigung hängt das Budget ab 
(Art. 47.); er überwacht die Rechnungslage, kann stets Einsicht in 
alle Rechnungen, Inventarien und Register nehmen, den Zustand der 
Kasse untersuchen (Art. 47. 87.), er zwingt den Rendanten zur Ab¬ 
lage der Rechnungen u. s. w. (Art. 90.). Der Bischof entscheidet zu¬ 
nächst, ob im Falle eines bei dem Gemeinderathe begehrten Zuschusses 
die von letzterem beantragte Reduction einzelner .4usgabeposten des 
Budgets zulässig ist- (Art. 93.); der Bischof regelt alles , was. die 
Sammlungen in den Kirchen betrifft (Art. 75.) and intervenirt zunächst 
bei Schenkungen und Legaten, welche der Fabrik zugewendet werden, 
sowie bei Veräusserungen von Immobilien (Art. 59. 62.), er autorisirt 
die aussergewöhnlichen Sitzungen des Fabrikrathes (Art. 10.); er ver¬ 
vollständigt diesen Rath durch directe Ernennung, wenn die Neuwahl 
von Seiten desselben vernachlässigt wird (Art. 8.). Wir wollen den 
Leser nicht durch alle Einzelheiten ermüden ; das Gesagte wird hin¬ 
reichen , um die Behauptung der Unabhängigkeit von dem Bischöfe 
in ihr rechtes Licht zu stellen. 

Allein die Motive des ürtheils vom 19. Mai suchen die Schwierig¬ 
keit, welche ihrer Ansicht durch die bedeutenden Rechte des Bischofs 
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gegenüber den Eirchenfabriken erwächst, durch die Bemerkung eu 
heben, dass dieses nur exceptionell von der Staatsgewalt gewährte 
Kechtsbefugnisse seien, welche den communalen Charakter dieses In¬ 
stitutes nicht hätten alteriren können. Sehen wir darum, ob nach 
dem Decret vom 30. December 1809 wirklich die Abhängigkeit von 
,dem Bischöfe die Ausnahme, die Abhängigkeit von den Communal- 
behörden die Regel ist. Das Decret vom 7. Thermidor J. XI. hatte 
verordnet, dass die restituirten Fabrikgüter in der Form der Communal- 
güter verwaltet werden sollten. Das Decret von 1809 führte statt 
dessen eine besondere Verwaltuni'sform ein, die von der Gemeinde¬ 
verwaltung ganz verschieden ist, und in dem einzigen Punkte, wo 
eine Bestimmung der letzteren herübergenommen werden soll, nämlich 
bei Verpachtung der Häuser und liegenden Güter, ist dieses ausdrück¬ 
lich hervorgehoben (Art. ÖO.). Was die Verwaltung ihrer Güter an¬ 
geht, so ist die Kirchenfabrik von der Commiinalbehörde vollständig 
unabhängig; die Vorschriften des Art. 14. Titel I. des Gesetzes vom 
5 . November 1790 und des Art. 5. 'des Decretes vom 7. Thermidor 
J. XI. über die Rechnungslage in Gegenwart des Gemoinderathes und 
in Form der - Gemeinderechnungen sind durch das Decret vom 30. 
December 1809 abgeschaift und es ist statt dessen nur die Hinter¬ 
legung eines Duplicates der Rechnung auf der Mairk verordnet (Art. 89.}; 
der ganze Einfluss der Commune beschränkt sich darauf, dass der 
Bürgermeister geborenes Mitglied des Fabrikrathes (Art. 4.), nicht 
aber der eigentlichen verwaltenden Behörde, nämlich der Kirchmeister- 
stube ist (Art. 13.). An den vielen Stellen, wo der Beziehungen zwischen 
Commune und Fabrik gedacht wird, erscheinen beide stets als streng 
unterschiedene juristische Persönlicjikeiten, jede mit besonderen 
Pflichten und denen entsprechenden besonderen Rechten neben der 
anderen, nirgendwo erscheint aber die Kirchenfabrik. al.«« blosses Ver¬ 
waltungsorgan der Civilgemeinde, sie nimmt vielmehr hinsichtlich ihres 
Vermögens sämmtliche Rechtshandlungen eines Eigenthümers vollstän¬ 
dig und ohne der Mitwirkung oder Autorisation der Civilgemeinde zu 
bedürfen vor. Vergleicht man damit das Verhältnlss der Armenver¬ 
waltung zu den Commnnalbehörden, .so wird man um so deutlicher sehen, 
wie ungegründet die Nebeneinanderstellung der Kirchenfabrik und der 
Armen Verwaltung als specialisirtcr Gemeindebehörden ist. 

Aber ist es wenigstens wahr, dass die Kirchenfabrik nur Inner¬ 
halb der Civilgemeinde und für dieselbe bestehe ? Das Decret vom 
30. December 1809 setzt, in Art. 4. voraus, dass die Grenzen der 
Pfarrei sich auch über, die der Civilgemeinde hinaus erstrecken können, 
und factisch ist dieses sehr häufig der Fall: die Mitglieder des Kir¬ 
chenvorstandes können aus verschiedenen Civilgemeinden sein, wenn 
sie nur in der Pfarrei ansässig sirsd (Art 3.). Schon dieses allein 
^eigt, dass die Fabrik, welche durch die Kirchmpister die Temporalien 
der Pfarrei verwalten soll (Art. 24.), nicht nur „innerhalb und für 
die Civilgemeinde‘^ da ist. Freilich reicht die territoriale Circonscrip- 
tion der Pfarrei stets in. Civilgemeinden hinein, und auf di^se. Civilge¬ 
meinden hat der Staat die bei der Beraubung der Kirche übernommene 
Pflicht gewälzt, für die Bedürfnisse der Kirchenfabrik theils direct. 
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theUs subsidiarisch aufzukommen: in diesem Sinne sagte auch Portalis : 
La paroisse n’est que la rdunion des fidMes sous un m§me pasteur: 
eile est dans la commune et la commune doit venir au secours de la 
socidtd, qn’elle porte dans son sein. Wenn in diesem Sinne innerhalb 
der Civilgemeinde, ist die Fabrik dennoch nicht für die Civilgemeinde 
da. In dieser Beziehung gilt von den jetzigen Fabrikrätben noch In 
viel höherem Masse, was Portalis in dem oft bezogenen Berichte an 
Kapoleon ans dem Juli 1806 von den Marguilliers sagt, welche die 
restituirten Güter in Gemässheit des Decretes vom 7. Thermidor J. XI. 
in der Weise der Municipalgüter verwalten sollten: Quel dtait le but 
rdel de leur administration ? Vutiliti dis iglises. Ils devenaient ad- 
ministrateurs dans la forme commnnale. On avait choisi cette forme 
comme la plus süre et la plus reguliere; mais eile ne pouvait pas 
ddnatnrer l’objet de leur Etablissement, eile ne pouvait les transforiner 
en officiers municipaux. Le titre de marguilliers les rappelait sans 
cesse ä leur vEritable Institution. Und das ist es doch, was die Motive 
des Urtheils zu beweisen versuchen : dass nämlich die Kirchenfabrik 
gleich der Armenverwaltung eine Communalbehörde und der Fabrik- 
rath Gemeindebeamte seien. Alles, was nicht zu diesem Beweise bei¬ 
trägt, ist desshalb auch völlig irrelevant, so z. B., was von den Ver¬ 
pflichtungen der Civilgemeinde und deren vielfachen und unlösbaren 
Beziehungen zwischen dieser und der Eirchenfabrik gesagt wird: 
denn nicht dieses war zu beweisen, sondern die commnnale Eigenschaft 
der Fabrik.. 

Wir glauben als das Resultat unserer bisherigen Untersuchung 
angeben zu dürfen^ dass die hierhin gehörige französische Gesetz¬ 
gebung nicht den Schatten eines Grundes für die Behauptung des 
communalen Charakters der Eirchenfabrik gewährt. Alles dieses beweist 
auch schon, dass das Fabrikverraögen eigentliches Kirchengut, nicht 
ein zu Zwecken des katholischen Gottesdienstes gewidmeter Theil des 
Commnnalvermögens ist. Allein diese Frage ist so sehr der Angel¬ 
punkt der ganzen Motivirung des Urtheils vom 19. Mai 1863, dass 
wir dieselbe einer besonderen Erörterung unterziehen müssen.' Wir 
wollen ganz davon absehen, dass für unsere Provinz gar keine Natio- 
nalisirung des Fabrikvermögens der bestehen bleibenden Pfarren statt¬ 
gefunden hat; da der Verfasser jener Motivirung zu der kleinen Zahl 
rheinischer Juristen zu gehören scheint, welche sich darin der fast 
allgemeinen Ansicht ihrer Collegen .und der rheinischen Gerichtshöfe 
in und ausser Preussen noch nicht angeschlossen haben, so wollen wir 
uns auf seinen, wenn auch unrichtigen Standpunkt stellen, wonach in 
den vier rheinischen Departements, ganz wie im übrigen Frankreich, 
die Fabrikgüter ebenfalls zeitweilig zum Staatsärar eingezogen ge¬ 
wesen seien. ' 

Nach dieser Ansicht stellt sich die Frage sehr einfach. Der 
Staat war vom Standpunkte des bürgerlichen Gesetzes in Folge der 
revolutionären Decrete einziger Eigenthümer der geistlichen Güter; er 
war Eigenthümer durch Gewaltthat, allein er war nach dem Givilge- 
set2e Eigenthümer und in dem neuen Staate hatte keine natürliche 
oder moralische Person gesetzliche Qualität um diese Güter gegen 
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itii) EU beanlsprncheiT. Di« ganze Untersodiung beschränkt sieh also 
anf dt« Frage: Ist dieses frühere Staatsgut jetzt J^chenvermögeii 
oder ist es CommunalTernHig§n geworden ? Hat der Staat, beziehnngs* 
^eise die späteren Schenkgeber es den Kirchen- oder den Civilgemein- 
den zugewendet? Wir untersuchen hier nicht, welche einzelne Objcd;e 
zu dem Fabrikvermögen zu rechnen, ob namentlich die Kirchenge¬ 
bäude und die Kirchhöfe zu demselben gehören oder aber in Folge 
besonderer Rechtstitel Eigenthum der Civilgemeindc geworden sind. 
Da die letztere Ansicht, wenn auch fast allgemein von den rheinischen 
Juristen, so wie von den Gerichtshöfen unserer Provinz und der Nach¬ 
barländer aufgegeben, noch sporadisch vorkommt, so wollen wir von 
dieser Frage hier absehen. Wir fragen nur im Allgemeinen, wem hat 
der Staat die jetzt das Fabrikvermögen bildenden Objecte geschenkt? 
Die Gesetze drücken sich darüber so klar wie möglich aus. 

In dem Concordat (Art. 15.) verständigten :äich der h. Vater 
und die französische Regierung dahin, dass letztere die nöthigen Mass- 
regeln treffen werde, pour que les catholiques fran^is puisseot.... 
faire en faveur des Sglises des fondation. Der Art. 73. des Gesetzes 
vom 18. Germinal J. X. bestimmt, wer die zu Gunsten des Gultns 
gemachten Süftungen acceptiren soll: es sind nicht die Commune, 
sondern der Bischof (die Fabriken waren damals noch nicht organisirt): 
Les fondations qui ont pour objet rentretieii des ministres et l’oxercice 
du cuite .... seront acceptdes par l’evlque dioeedsain. Wer der 
Eigenfhümer dieser Güter sein sollte, ergibt sicli ebenfalls klar aus 
den organischen Artikeln des protestantischen Ciiltus^ Art. 21. sagt: 
Le.s consistoires veilleront . . . . k l’administration des biens de Vdgliee 
et k celle des deniers provenant des anmönes. Also auch die für den 
protestantischen Cultus bestimmten Güter, sind nicht Communal-, son¬ 
dern Kirchengtfter. Das Decret vom 7. Thermidor J. XI. gilrt nicht 
nur die noch nicht veräusserten Fabrikgüter ihrer früheren Bestimmung 
und also ihrer früheren Eigenschaft als Kirchengüter zurück, sondern 
sagt in Art. 2. auch ausdrücklich, dass diese Güter fr ceux des dglises 
conservdes, in deren Bezirk sie sich finden, Zuwachsen sollten. Das 
Decret vom 28. Frimaire J. XII. erklärt verschiedene Güter und 
Stiftungen faiaant parHe des reoenues des eglises in jenem Thermidor- 
Decrete mit einbegriffen und bestimmt: En cette qualitd ils seront 
rendns k leur premikre destinatlon, also zu der Bestimmung, wieder 
revenuos des dglises, nicht des communes zu sein. Die Instruction 
vom 6. Pluviose J. XH. folgert aus diesem Decrete, que les biens 
non alidnds et les rentes non transfdrdes, affeetdes k cos fondations, 
doivent dtre rendns aux fabrigues ou Eglises, anxquelles ils-appartieu- 
nent Das Decret vom 28. Messidor J. XIII. verbindet aux biens des 
^gHses conserv^es die nicht veräusserten Güter der Bruderschaften. 
Hierhin gehören auch die Decrete vom 30. Mal 1806 und voin 8. 
November 1810. Ueberall erscheinen die Fabrikgüter als kirehficbes, 
nicht als conununales Eigenthum. - Dieselbe Auffassung findet sich in 
dem Fabrik-Decrete vom 30. December 1809. Art. 24; ist schon 
oben angeführt worden. Art. 62. bezeichnet die liegenden Güter der 
Fabrik ausdrücklich als biens imraeubks de l’djplfse, und nUM dsr 
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Commune. Naeh der Verdnignnf der Rheipprovinz mit der Krpnp 
Preusseus ist der Chm’akter des Fabrikvermögens als Kirchengut nicht 
weniger deutlich in den Gesetzen ausgesprochen. Die Allerhöchste 
CabiPets - Ordre vom 23. Mai 1818 ütierweist „alles verheimlichte 
Staatsgut, das in den Provinzen am linken Rheipnfer .entdeckt werden 
möchte, der Kirche des Ortes, wo es gelegen ist.^^ Die Allerhöchste 
Cabinets-Ordre vom 17. Februar und das Ministerial-Publicandum vom 
9. Juli 1820 regeln die Weise, wie es mit den an Kirchen, ge¬ 
machten Zuwendungen hinsichtlich der Staatgenehmignng gehalten 
werden solle. Das Gesetz vom 18. December 1831 über Präclusion 
fiscalischer Ansprüche in der Rheinprovinz, das Gesetz vom 13. Mai 
1833 über Schenkungen tind Zuwendungen an Kirchen u. s. w., 
die Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 10. April 1836 zur Erläuterung 
dieses Gesetzes, die Allerhöchste Cabinets-Ordre vom 21. Januar 1840 
über rentbare Anlagen von Capitalien der katholischen Kirchen auf 
der linken Rheinseite, bezeugen ohne Ausnahme dmi Grundsatz, dass 
das Fabrikvermögen auf der linken .Rheinseite Eigenlhum der Kirchen 
und nicht der Civilgetncinden ist. Wenn wir sagen, dass die Kirchen 
Trägerinnen des Vermögens sind, so wollen wir damit nicht die Pfarrs¬ 
gemeinde als Eigenthümerin bezeichnen. Wir geben gerne zu, dass' 
der Gesammtheit der Pfarrgenossen nirgendwo die juristische Personi- 
fication ertheilt ist und die Pfarrei dem französischen Rechte nach 
nur als eine territoriale Circuniscription, nicht aber als eine juristische 
Person gilt. Die Gesammtheit der Pfarrgenossen ist auch in der 
katholischen Kirche nie Eigenthümerin des Pfarrvermögens gewesen, 
auch nicht nach dem alten französischen Rechte, vielmehr galten dort, 
wie im Allgemeinen die einzelnen kirchlichen Anstalten, so in specie 
die einzelnen Pfarrkirchen (natürlich als Institut, nicht als materielles 
Gebäude gedacht) als Subjecte des Eigenthums. Die Kirchen können 
als moralische Personen natürlich nicht durch sich selbst verwalten, 
sie bedürfen dazu physischer Personen als Vertreter, und die zu dieser 
Vertretung erwählte Commission ist die Kirchenfabrik, die also, wenn 
auch vorwiegend oder ganz aus Laien besteheiid, dennoch nicht die 
Oivilgemeinde, sondern die Kirche vertritt So war es nach der ältem 
französischen Gesetzgebung; diess ist auch der Gesichtspunkt, von 
welchem die neuere Legislation ausgegangen ist Wir wollen den 
Leser nicht damit ermüden, auch noch ans der Jurisprudenz unserer 
Gerichtshöfe und des königl. Obertribunals, so wie der Gerichtshöfe 
Frankreichs und Belgiens nachzuweieen, dass nach unserer Gesetzgebung 
die Fabrikgtiter Kirchengut sind. Das Gesagte wird mehr als hin 
reichend sein, um die Behauptung zu verurtheilen, dass die katholischen 
Kirchen auf der linken Rheinseitc gar kein Eigenthum besässen, und 
alle Restitutionen des Staates, so wie alle seit dem Concordat von 
1801 gemachten Sdienkungen und Stiftungen der Gläubigen den Civil- 
gemeinden gemacht und Communalvermögen, seien. Es erübrigt uns 
' noch die Erörterung der Frage, wie sich die Mofivirung des Urtheils 
vom 19. Mai zur Verfassung stellt. 

Der Art 15. der Verfassungs-Urkunde vom 31. Januar 1851 
(glei^lautend'mit Art 12. der oetroyirten Verfassung vom 5. Decem* 
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ber 1848) bestimmt: ^Die evangelische und die röaiiseb-katbolisdie 
Kirche, so wie jede andere Religioos-Gesellschaft, ordnet und verwal* 
tet ihre Angelegenheiten selbstständig und bleibt im Besitz und G-e- 
nuss der för ihre Cultns-, Unterrichts- und Wohlthätigkeitszweck# be- 
^stimmten Anstalten, Stiftungen und Fonds.“ Art. 109. derselben ,Ver¬ 
fassungs-Urkunde bestimmt: „Alle bestehenden Gesetze, welche der 
g»;genwärtigen Verfassung nicht ziiwiderlaufen, bleiben in Kraft.“ 

Nach den klaren und deutlichen Worten der Verfassung ist also 
die Kirche als selbstständige moralische Person oder Anstalt von dem 
Staajte anerkannt, und zwar nicht etwa die einzelnen Gemeinden, son¬ 
dern die Kirche als Religionsgesellschaft, d. h. als Organismus, in 
welchem die einzelnen Kirchengemeinden nur untergeordnete Rechts- 
subjecte sind. Es wird ferner der Kirche durch die Verfassnngs-Ur¬ 
kunde eben so deutlich das Recht znerkannt, ihre Angelegenheiten, 
wozu auch die äusseren Angelegenheiten, und darunter namentlich 
das Vermögen gehören, selbstständig zu ordnen, d. h. hinsichtlich der¬ 
selben Gesetze zu geben, uild es selbstständig zu verwalten, d. h. durch 
eigene, vom Staate unabhängige Adminisftatoren u^id nach den vwi 
ihr selbst aufgestellten Normen. Somit sind schon nach den allge¬ 
meinen Reehtsprincipien alle gesetzlichen Bestimmungen, welche die 
Kirche in der selbstständigen Ordnung und Verwaltung ihrer Ange- 
legeniieiten durch Beaufsichtigung und Einmischung beschränkten, als 
im Widerspruch mit dem Art. 15. der Verfassung stehend, für aufge¬ 
hoben zu erachten. „Wenn nämlich,“ wie Vangerou' (Pandecten §. 25.) 
diesen allgemein anerkannten Grandsatz ansspricht, „ein Gesetz durch¬ 
aus nur eine Folgerung aus einem anderen bestehenden Rechtssatze 
ist, so muss mit Wegfallen dieses Rechtssatzes auch jenes 6esetz Weg¬ 
fällen, weil mit der Aufhebung eines Princips auch die blossen Con- 
.sequenzen 'desselben als aufgehoben betrachtet werden müssen.“ Bei 
uns ist diese Rcchtsregel auch ausdrücklich durch Art. 109. der Ver¬ 
fassung anerkannt. 

Von diesem verfas.simgsmässigen .Standpunkte «is hatte der 
königl. Appellations Gerichtshof in .seinem ürtheil vom 9. Januar 1862 
mit logischer Nothwendigkeit den Bischof von Trier für berechtig 
halten müssen, in Üebung des unbestrittenen bischöflichen Aufsichts¬ 
rechtes über die kirchliche Vermögens-Verwaltung den Kirchenvor- 
.'tänden die Führung von Processen ohne vorherige bischöfliche Autori¬ 
sation zu untersagen, und darum den Kirchenvorstand von Bassenheftn 
-wegen Mangels dieser Autorisation nicht für befähigt zur Intervention 
in dem fraglichen Proces.se erachtet. 

' (Wir wollen kurz den .Sachverhalt wiederholen. Vor einigen Jahren 
verlieh der Herr Bischof von Trier dem Vicar Bettinger die Verwaltung 
der Vicarie zu Bassenheim mit der Bestimmung, da.<8 -der Ertrag der 
Grundstücke dieser Stiftung sein Gehalt bilden, das übrige Einkommen 
derselben in die Fabrikcasse fliesseii sollte. Demgemäss Hess bei Ab¬ 
lauf der alten Pachtzeit der Vicar diese Grundstücke notariell wieder 
verpachten, bestellte zugleich, und zwar so viel wir mit Bestimmtheit 
glauben, fai demselben notarielleiT Akte den dortigen Steuer-Empfänger 
Cordier, weldier zugleich Kirchenrendant ist, zu sdnem PrivaÄevoil- 
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nilkbtigten für 4en Empfimg dOr Pachtsohillioge, 'ond belangt« diesen' 
c^äterhin, als derselbe deren Abli^emng weigerte, bei dem LaadgO' 
liebte za Cobleoe auf Rechnungslegung über den Empfang dieser 
PäcVte. Das Landgericht wies durch Urtheil vem 10. December 18$0 
die Klage ab, weil Cordier den Geldempfang nicht als Priratmandatar 
des Vicar Bettinger, sondern als Beamter des Kirehenrathes übernom¬ 
men habe und .desswegen nur dem Kirchenrathe zur Rechnungslage 
verpflichtet sS, auch Bettinger nur von dem Kirchenrathe Rechnung 
zu fordern habe. Gegen dieses Urtheil legte Bettinger Berufung ein, 
w^ er nach dem Verpachtungsprotokolle der Verpächter gewesen und 
' Cordier von ihm mit dem Empfange beauftragt, ihm daher auch rech* 
nnngspflichtig sei. Die Kirchenfabrik Bassenheim intervenirte in der 
~ Appell-Instanz und schloss sich den Anträgen des Cordier an. Bettin-* 
ger bestritt die Befugniss zur Intervention, weil der Bischof von Trier 
zwar die Ermächtigung zur directen Processführung, aber nicht die 
zur Intervention ertheilt hätte. Der Appellationshof erklärte hierauf 
durch Urtheil vom 9. Januar 1862 diese Autorisation für erforderikh 
und demnach die Intervention der Kirchenfabrik für unzulässig.) 

Das künigl. Obertribunal hat dieses Urtheil durch sein Erkennt- 
niss vom 19. Mai d. J. cassirt Auf die Frage, tun welche es sich 
dgentlich handelte, ob nämlich die Bischöfe berechtigt seien, die 
Processführung der untergeordneten Verwaltungen an ihre Autorisation 
zu knüpfen, ist das königl. Obatribunal gar nicht eingegangen ; es 
hat geglaubt, nur den Nachweis für die fortwährende Gültigkeit des 
Art. 77. des Decretes vom 30. December 1809 versuchen zu dürfen, 
obgleich dieser Artikel nur von der Nothwendigkeit der staatlichen 
Autorisation, welche in dem vorliegenden Falle auch ni(^t nachge¬ 
sucht worden war, redet, dagegen die Frage, ob von den Bischöfen 
selbst bei fortwährender Gültigkeit jenes Art. 77. nidrt auch dte Nach- 
suchung ihrer Ermächtigung vorgeschrieben werden k^ne, ganz ma- 
berührt lässt. 

Doch sehen wir hiervon ab und betrachten wir, wie jenes Urtheil 
die Unselbstständigkeit der Kirche in diesem Punkte trotz der klaren 
Bestimmung der Verfassung zu begründen versucht. Zunächst wird 
gesagt , jener Artikel rede nmr von der Selbstständigkeit der Kirche 
in ihren Angel^enheiten, das Fabrikvermögen sei aber auf dem 
linken Rheinufer Colfimunalgut und darum eine Communalangelegenbeit, 
welche desshalb von der Bestimmung der Verfassung unberührt bleibe. 
Wir glauben in dem vorhergehenden Artikel nachgewiesen zu haben, 
dass dieser angebliche commurale Charakter des Fabrikvermögens in 
der ganzen Gesetzgebung auch nicht den Schatten einer Begründung 
findet, vielmehr die betreffenden Gesetze sämmtlich auf das deutlichste 
jenen Vermögens-Complex als Kirchengut erklären. 

Zweiten Beweisgrund bildet die Behauptung, die Verfassui^ ent¬ 
halte in Art. 15. „das- verfassungsmässige Anerkenntniss desjenigen 
Hasses der Selbstständigkeit im Ordnen und Verwalten ihrer Ange¬ 
legenheiten .... die sie bei Publikation der Verfassung bereits be- 
sass.'* Die Behauptung ist unbegreiflich. Gerade weil die Kirche und 
die übrigen* ReUgionsgenossenscbaiten nicht selbstständig waren, gerade 
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wtil man die aÜeeitfge Berormandong darch die 'Staatsgewalt mf 
diesem Gebiete nicht mehr wollte, gerade darum wurde die. Aenderung 
des bisherigen Verhälsnisses zwischen Kirche und Staat allgemein als 
BedOrfniss anerkani^t und allgemein verlangt Eis waren nach den 
Worten des Berichterstatters, Abg. Keller, (bei der Discnssion dieSbr 
Artikel in der 50.—55. Sitsong der zweiten Kammer am. 9. bis 15. 
November 1849) in Beziehung auf diesen Punkt „eine solche Anzahl 
von Petidonen eingegangen, wie vielleicht noch kein anderer Gegen* 
stand, der zur Berathung in dieser hohen Kammer gekommen ist, anf- 
znweisen hat. Diese Petitionen aus allen Landestheilen zeichnen sich 
nicht nur durch ihre Anzahl ans, auch nicht durch den Nachdruck, 
mit welchem gewisse Wünsche und Bedenken in denselben ausge¬ 
sprochen sind, sondern sie zeichnen sieh zum grossen Theile durch 
eine wirkliche* Tüchtigkeit und durch einen bedeutenden Gehalt aas, 
durch einen Gehalt, welcher verdient, die Aufmerksamkeit der hchen 
Kammer auf sich zu ziehen.Die Kammer hat diese Frage auch mit 
aller Aufmerksamkeit geprüft, und die ausführliche Discussion zeigt,- 
dass jedes Mitglied unter Selbstständi^eit der Kirc'he nicht die Fort¬ 
dauer der bisherigen Abhängigkeit von der umfassenden Staatsbevor¬ 
mundung, sondern vielmehr die Befreiung von dieser Bevormundung 
verstand. Gegenüber der so einstimmig ausgesprochenen Stimme des 
Landes und gegenüber den Ueberzeugnngen, welche sich in allen Beden 
jener bemerkenswerthen Discussion aussprechen, ist sicher die Meinung) 
dass die bisherige Abhängigkeit damals unter dem Namen der Selbst¬ 
ständigkeit verfassungsmässig für alle Zeiten befestigt worden sei, mehr 
wie sonderbar. 

Die Motive des Urtheils vom 19. Mai wollen denn auch zUf 
geben, dass vielleicht in jenem Art. 15. der Verfassung die Yerheish 
sung sich finde, die Selbstständigkeit der katholischen Kirche solle 
künftighin über das Maas ihrer damaligen IJnseibstständigkeit hinaus 
vermehrt werden. Di«se'Auffassung widerspricht ebenfalls dem klaron 
Wortlaut der Verfassung, welche nicht sagt, die -Beligionsgenossen- 
schaft sollten später einmal selbstständiger gemacht werden, sondern 
die Selbstständigkeit als durch die Verfassung berbeigeführt erklärt. 
Dieser Behauptung in den Motiven-des Urtheils vom 19. Mai wider-, 
spricht auch die ganze Discussion, wie ein Blick in cHe stenograpfai- 
.schen Berichte (S. 1075.—1194.) jener Sitzungsperiode, in welcher 
die octroyirte Verfassung vom 5. Deeember 1848 der vorbehaltenen 
Revision unterworfen wurde, unWidersprechlich zeigt. Diejenigen Amen¬ 
dements, welche das Eintreten dieser Selbstständigkeit von späteren 
Gesetzen abhängig machen wollten, wurden sämmtlich verworfen: so 
z. B., was die vorliegende Frage näher betrifft, das Amendement von 
Eiedel: „Nähere Anordnungen über die Vermögensverwaltung dar 
Kirchen und Beligionsgenossenschaften* bleiben einem besonderen Ge¬ 
setze Vorbehaltenebenso ein Abänderungsvorschlag v. Fock’s, wel¬ 
cher die Vermögens-Angelegenheiten auch fernerhin unter der gesetz¬ 
lich geordneten Mitwirkung des Staates verwaltet wissen wollte; fer¬ 
ner fiel der von Trendelenburg voi^cblagene Zusatz: „Wie wmt 
dem Staate äber ihr Vermögen eine Aufriß zusteht, berttzanrt dsa 
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Gesetz,bei der Abstimmung durch. Auch der Abänderun^vorschlag 
der ersten Kammer, wonach nUr die inneren Angelegenheiten selbstr- 
ständig, die äusseren aber unter getetzlich geordneter Mitwirkung des 
iStaates und der bürgerlichen Gemeinden yojq den Religionsgesell- 
sdlkften verwaltet werden sollten, wurde von der zweiten Kammer 
verworfen, nachdem der Vertreter der Staatsregieruug, Cultusminisfer 
V. Ladenberg, diese Verwerfung befürwortet hatte und dabei bemerkte.: 
„Wenn die Kirche selbst ihre Angelegenheiten verwalten soll, so ist 
es eine nothwendige Consequenz, das alles da.s|enige, was zu ihrer 
Angelegenheit gehört, auch ihrer selbstständigen Verwaltung nicht ent¬ 
zogen werde. Die Trennung ihrer inneren und äusseren Angdegen- 
heitoü hat ihre grossen Bedenken, abgesehen davon, ob nach dem. 
Princip man überhaupt eine Selbstständigkeit, die einmal im Gan¬ 
zen gegeben ist, wieder trennen, und in gewisser Beziehung sie 
‘Zur Unselbstständigkeit wiecter umwandeln kaan,^^ Die Verwerfung 
aller dieser Amendements und die unveränderte Annahme des Art 15. 
in seiner jetzigen Fassung zeigt deutlich, dass man gar nicht daran 
dachte, eine blosse Vertröstung für die Zukunft zu geben, die man 
sicher auch als eine Irrision zurückgewiesen haben würde. Wo die 
Verfassung ersteme besondere Einführungsgesetzgebung verlangt, hat sie 
(tteses deutlieh ausgesprochen, z. B. in Art. 17. und Art. 19.: um 
so inehr ist klar, dass in Art 15. nicht eine blosse gesetzgeberische 
Aussicht eröffnet, sondern praktisches Recht enthalten ist Wie das 
unveränderte Fortbestehen des Decretes vom SO. December 1809 in Bel¬ 
gien an dieser Auffassung etwas soll ändern können, ist um so 
schwerer einzusehen,, als die belgische Constitution über die kirch¬ 
liche Freiheit eine von unserer Verfassung verschiedene Bestimmung 
hat. 

In diesem Sinne hat auch die königliche Staatsre^erung diesen 
Artikel consequeut aufgefasst. Schon in den bekannten' „Erläuterungen** 
des Cultusministers v. Ladenberg vom 15. Decemb.er 1848, welche 
die Denkschrift der preussisehen Bischöfe hervorriefen, wird ausdrück¬ 
lich zugestanden, dass der Verfassung zufolge „künftig eine positive 
Theilnahme von Seiten der Staatsgewalt nicht mehr stattfinden wird.** 
In dem Circular-Erlasse an sämmtliche Oberpräsideuteu vom 6. Januar 
1849 sagt derselbe Minister: „Was die in Art. 12. der Verfassung 
vmrgesehenc selbstständige Verwaltung der Vermögens-Angelegenheiten 
der katholischen Kirche betrifft, so wird fortan das vom Staate und 
dessen Behörden bisher geübte Aufsiehtsrecht aufzuhören und in die 
Bände der Bischöfe überzugehen haben.**.. Zwar heisst es daselbst, dass 
bis zur erfolgten Auseinandersetzung die bisherige Geschäftsverfassung 
bestehen bleiben solle. Allein diese Auseinandersetzung war nach 
der Meinung des Ministers keineswegs eine legislative zur Ausführung 
der vermeintlichen „Verheissung,** sondern eine rein geschäftliche, 
welche zur Vermeidung einer Geschäftsstockung dem Minister wUn- 
schenswerth erschien. Es fiel der Staatsregierung so wenig ein, dabei 
an der sofortigen Wirksamkeit der Verfassung zu zweifeln und eine 
besondere Abschc^hing der entgegenstehenden Gesetze für nöthig zu 
halten, aass diese gescbäftlicdiO Auseinandersetzung, wo sie statt hatte,’ 
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uitter Genehmigung äes (Kultusministers durch einfache Verhandlungen 
zwischen den Bisch&fen und den Obe^rfisidenten gesdiah; so durch 
Regulativ vom 19. November 1850 für die zu Posen gehörenden 
Theile der Regierungsbezirke Posen und Bromberg und durch Regu-- 
lativ vom 23. September 1851 für den zu Posen und Kulm gehören¬ 
den Regierungsbezirk Cöslin. In diesen Regulativen wird auch be¬ 
sonders das Recht der Bischöfe, die Autorisatioh zu den Processen 
der untergeordneten kirchlichen Vermögens-Verwaltungen zu geben, 
anerkannt, wie das gleiche Recht auch ausdrücklich den Regierungen 
vom Cultnsminister durch Rescript vom 3. Juni 1850 aberkannt wurde. 
Zwar macht die Motivirung des Urtheils vom 19. Mai gegen dieses 
Rescript geltend, dass es von kirchlichen Armenstiftungen rede; allein 
es ist doch offenbar durch dasselbe bezeugt, dass der Art. 15. der 
Verfassung auch in dieser Beziehung sofort wirksam geworden ist und 
daraus ergibt sich die weitere Folgerung von selbst. In gleicher Weise 
hat die Staatsrcgicruiig noch eine ganze Reihe entgegenstehender Ge¬ 
setze als durch die allgemeinen Satzungen der Verfassung, in 
specie durch Art. 15., aufgehpben erklärt. (Die einzelnen Verfügungen 
siehe bei Gerlach, das Verhältniss des preussischen Staates zur katbo- 
lisclien Kirche, Paderborn 1862, und in einem Aufsätze von Richter 
in der „Zeitschrift für Kirchenrecht“ von Dove 1. Band. 1. Heft. 
Seite 111 ff.) 

Man glaube aber nicht etwa, diese Erlasse der königlichen 
Staatsregiernng seien in Folge jener Auseinandersetzung erfolgt. Denn 
zu dieser Auseinandersetzung kam es im Allgemeinen nicht, und es 
blieb darum, um uns der gewiss unverdächtigen Worte Richtere 
(a. a. 0. S. 107.) zu bedienen, „der Staatsverwaltung nur übrig, ein¬ 
seitig durch ausdrücklichen Verzicht oder durch Geschebenlasscn dem 
Principe [der kirchlichen Selbstständigkeit] Gtmüge zu schaffen.“ Wie 
in der Handlungsweise der königlichen Staatsregierung, so ist auch 
in der Wissenschaft anerkannt, dass Art. 15. der VerfassungSrUrkunde 
nicht eine blosse Verheissung künftiger Rechte, sondern die thatsäch- 
liehe Gewährung bereits wirklicher Beftignisse enthalte. So sagt Rich^ 
ter (a. a. O. S. 110.)*): „Nachdem wir so unsere Aufgabe begrenzt 


1) Wir verweisen auch auf Rosskirt inn, im Archiv VIII. 8. 1 ff. Zu den 
zahlreichen Belegen, dass die königl. preussischen Begierungsorgane stets den Art 15. 
der preuss. Verfassungsnrkunde als unmittelbar praktisches Recht behandelt haben, 
welches keineswegs erst einer weiteren Einruhrungsgesetzgebung bedürfe, kommt 
namentlich auch der im Archiv IX., 158 f. im Bruchstück mitgetheilte Erlass des 
Cult.-Minist. vom 16. September 1862 hinzu. Der an den Oberpräsidenten der Rhein* 
provinz ergangene Erlass lautet (nach den Köln. Bl. 186.8. Nr. 209.) vollständig 
wie folgt: 

Ew. etc. erwiedere ich auf den gefälligen Bericht vom 22. v. *M. und die in 
demselben in Bezug genommenen früheren Berichte vom 28. Januar und 81. Mam 
1859 nach stattgefundener eingehender Erörterung der darin angeregten Fragen über 
die fortdauernde Anwendbarkeit der Vorschrift des Artikels 44. zur Convention vom 
26. Messidor IX. ergebenst Folgendes: 

Ich bemerke vorab, dass der Gegenstand der vorbezeichueten Berichte für dio 
übrigen LaudestheUe des Staates, in denen die Gesetzgebung des AUg. Landreehts in 
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haben, weeden y<a^ 4ec Thatsac^e attagehen hönnafi, dass in dam 
älteren Rechte dar Staat in zwi<^acher Weise in die kirchlichen Dinge 


Kraft Rteht, bereits bald oadi läm^uation der Verfasslu^orkuiide zur Spi'^oba.gelangt 
ist, indem das Allg, Landr. Theü IL §• 176. in Ansehung der Erbauung neuer IjLirchen 
eine die Genehmigung des l^aates bedingende Bestimmung enthält, welche mit dem 
erwähnten Art. 44. wesentlioh analog erscheint. Die Behörden haben in diesen Lan- 
destbeilen übereinstimmend den bezüglichen Verfassungsbestimmungen die Auslegung 
geben zu müssen geglaubt ^ dass nach denselben für dergleichen Bauten eine beson¬ 
dere Staatserlaifbniss, soweit solche ftüher aus der staatlicher Seits geübten Kirchen¬ 
hoheit und Kirchenaufsicht abgeleitet worden, nicht mehr als erforderliek anauseheti 
und von solcher zu abshrahiren sei; und es Ist in demjenigen Fällen , wo diese Frage 
der Entscheidung meiner fierr^ Amtsvorgänger unterstellt wurde^ vom denselben in 
gleiiliem Sinne verfügt worden. Dabei ist indess daran festgehalten, dass die sokher- 
gestalt den sämmtlkhen Beiigionsgesellschaften und ihren Organen freigegebene Er¬ 
richtung gottesdienstlicher Gebäude, sobald und insoweit dieselbe mit dem dem Staate 
vorbehalteuen Rechtsgebiete in Berührung tritt, seiner Mitwirkung und Zustimmung 
bedürfe. Daher ist nicht bloss die bei Bauten in Betracht kommende baupolizeiliche 
Erlaubniss, sondern auch in allen den Pallen die Staatsgenehmigiing Vorbehalten wor¬ 
den, wo es sich zugleich darum handelt, einem kirchlichen Gebäude die Rechte einer 
Pfarrkirche zu verschaffen, oder wo es darauf ankommt, die Mittel zum Bau von 
denjenigen Personen, in deren Interesse das Gebäude errichtet wird, zwangsweise bei- 
zuoehmen. in diesem Sinne ist noch zuletzt unter’m 14. Juli 1858 äowold in Rück¬ 
sicht auf die evangelische als katholische Kirche an die k. Regierung zu Minden 
genereU verfügt worden« 

Dass diese Auslegung der Verfassungsurkunde, welcher eine, soweit ersichtlich, 
allgemeine Praxis zur Seite steht, dem Sinne derselben entspricht, ist, wie auch Ew. 
etc. ln dem gefälligen Berichte vom 23. Januar 1859 voraussetzen, nicht in Zweifel zu 
ziehen; auch ist bei derselben eine Unterscheidung zwischen solchen kirchlichen Ge¬ 
bäuden, welche der Privatandacht, und solchen, welche zugleich dem öffentlichen Got¬ 
tesdienste dienen sollen, nicht za begründen. x 

Deif nach £w. etc. gefälligen Mittheüung aufgestellten Ansicht, dass die hier 
in Betracht kommenden Bestimmiingen der Verfassungsurkunde wesentlich nur den 
cbasidentiBchett oder den ^nstigen außerhalb der evangelischen und kadiolischeu 
Kirche stehenden «Religionsgesellschaften gegenüber ihre Wirksamkeit zu äusseru 
haben, steht ausser sich von selbst ergebenden Gründen auch der Wortlaut der Ver- 
fmssungsurkunde entgegen. 

Auch lässt sich die Auffassung nicht theilen, dass die organischen Artikel 
zur Convention vom Messidor IX, als ein auf Vertrag beruhendes Specialreeht 
de^* katholischen Kirche in^ den linksrheinischen Landestheilen und zwar dergestalt 
dntusehen seien, dass letztere nur als untrennbar von dem Inhalte dieser Artikel 
in den preussischen Staatsverband Aufnahme gefunden habe. Abgesehen davon, 
dass die organischen Artikel bekanntlich kdnen Theü der im Jahre 1801 zwischen 
Frankreich und Rom abgeschlossenen Convention gebildet haben (vgl. darüber 
Archiv IV., 319.), vielmehr von der damaligen Staatsregierung einseitig und zitni 
Theü unter Widerspruch des Römischen Hofes erlassen worden sind, so hat auch 
die Krone Preussens bei der Besitznahme der linksrheinischen LandestheÜe nie 
darauf verzichtet, die aus der Zeit der französischen Regierung überkommenen 
kirchlichen Einrichtungen nach eigenem Befinden aufzufassen und zu ordnen Dass 
dabei, namentlich soviel die Beziehungen der katholischen Kirche^ zum Staate an- 
gekt^ im Wesentlichen nur diejenigen Grundsätze haben massgebend sein können, 
welche desshalb in den älteren Provinzen leitend waren, ergibt sich von selbst, und 
nt ausserdem wiederholt am Entschiedensten in der die Verhältnisse der katholi¬ 
schen Kirche im ganzen Staate, einschliesslich der Rheinp'vovinz, regelnden durch 
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^griff; zani(c]ist direct und positiv durch Besorgung von Apg^ 
legenheiten der Kirche, welche hcgriffmSssig der Verwaltung ddteh 
die Obern der Eirbhe anheimfallen, und dann indirect nnd nega¬ 
tiv durch die ans dem Hoheitsrechte' über die Kirchen abgeleiteten 
Beftagnisae des Schutzes und der Aufsicht, so wie der sonstigen Attri¬ 
bute der hohen Kirchenpolizei. Schon die oben angeführte Circulat- 
Verfügnng vom 6. Januar 1849 lässt erkennen, dass in dem 12. ^etzt 
15.) Artikel der Verfassungs-Urkunde eine nach beiden Seiten b^n un¬ 
mittelbar wirkende derogatoriscbe Bestimmung gefunden worden ist.* 
Nachdem der gelehrte Professor der BerBner Universität nun der ab¬ 
weichenden Behauptung, dass die früherenr speciellen Oesetze durch 
diese -Grundsätze der Verfassung nicht aufgehoben worden seien, und 
einer entsprechenden Entscheidung des Obertribunals gedacht hat, fährt 
er fort. „Nach der Publication der Verfassungs-Urkunde war indessen 
d|e geistliche Verwaltung, und nicht bloss diese, der Ansicht, 
dass der 12. (15.) Artikel die entgegenstehenden Bestim¬ 
mungen des älteren Rechtes direct aufgehoben habe. 
Die weitere Entwickelung ist daher ganz nach dieser 
Voraussetzung geleitet worden.“ Ganz dieselbe Auffassung 
entwickelt v. Rönne in seinem „Staatsrecht der Preussischen Monarchie.* 
(Bd. I. S. 645 ff.) 

Bel dieser Lage der Sache theilt der Leser gewiss unsere An¬ 
sicht, dass zu erwarten steht, diejenige Auffassung des Artikel 15., 
welche sich in dem Wortlaut der Verfassungs-Urkunde und dem gan¬ 
zen Entwickelungsgange dieser Frage deutlich ausspricht, werde auch 
bei dem königlichen Obertribunal sich Geltung verschaffen an Stelle 
deijenigen, welche in einem seiner Senate jetzt zur Aeussernng ge¬ 
langt ist. 

Wir erwähnten oben, dass andere Senate desselben Obertribn- 
nals in einem der Entscheidung seines 5. Senats vom 19. Mai 1863 
ganz entgegengesetzten Sinne entschieden haben. In einem schrift- 
Uchen Antrag des Generälprocnrators Jähnigen an den königl. Revi- 
sions- und Cassationshof in Berlin, welchem dar Gerichtshof in der 
Sitzung vom 10. Juni 1851 beitriU, heisst es nach Anführung des 
Art. 15.: „Hierin liegt ausgesq[>roehen, dass, wo die Kirchengesell- 


dU JMerhöehate Ordre vom 23. Auguet 1821 pvblieirttn Cireuaueriptiotu~BuUe 
Mum Aufdruck gelangt. In völlig entspreebender Weise hat die VerfMBongaurkunde 
kl &rea bieAer gehörigen BestiaMnnngen das geeammte fltaalBgebiiqt in Ai^e 
ohne darauf tu rilcksicbtigen, ob etwa in einzelnen Tbeilen desselben particoläre 
Vonschriftan verbanden seien, denen ein anderer Standpunkt zum Grunde gelegen, 
und ohne darauf eingehen zu können, dergleichen Einzel-Bestimmungen specieller, 
ala durch den Artikel 109. geschehen, zu aboliren. 

Dieaemnach unterliegt es keinem Zweifel, dass von weiterer Anwendung des 
Eingangs erwähnten Artikels 44. Absehen genommen werden muss, und ersuche toh 
Ew. etc. ergebenst, Abschrift dieses meines Erlasses den Königl. Begiemngen der 
Provinz mitzutheilen, um nach der darin enthaltenen Anleitung die noch nnerlsdigt 
vorliegenden Specialftille zum Abschluss zu bringen. 

Berlin, den 16. September 186Z. 

«on Muht». 
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schäften bei Ver’waltung ihrer eigenen Angelegenheiten bisher anter 
Vormundeschaft des Staates standen und nach dessen Anwei¬ 
sungen in ihren eigenen Angelegenheiten verfahren mussten, diese Vor¬ 
mundschaft künftig aufhören, mithin jede Kirche ihre Ange¬ 
legenheiten selbstständig regeln soll. . . . Keineswegs sind 
aber dadurch staatliche Einrichtungen, die in polizeilichem Interesse' 
der Ruhe, Sicherheit und Ordnung allgemein ohne alle Rücksicht 
auf CultusVerhältnisse getroffen sind, geändert.“ Man sieht, 
diese Auffassung ist geradezu das Gegentheil von der, welche ein 
^nat des Obertribunals jgtzt ausgesprochen hat.' 

Auch erkannte z. B. der zweite Senat des Obertribunals durch 
Urtheil vom 5. Juli 1862 in Sachen des Bürgermeisters zu Merheim' 
gegen den Freiherrn von Eltz-Rübenach und den Kirchenvorstand zu' 
Merheim,, auf Grund der Verfassungsurkunde, des Fabrikdecrets vom' 
30. December 1809 und des gleichlautenden auf dem rechten Rhein-’ 
. ufer geltenden Decrets vom Jahre 1813, in Uebereinstinimung mit 
den Richtern der beiden früheren Instanzen, dass das Kirchenfabrik- 
Vermögen, einschliesslich der mit dem Zehntrecht verbundenen Bau¬ 
pflicht, als ein der Kirche, als moralischer Person und Trägerin des 
gesammten Kirchenguts, zustehendes Vermögen anzuseheu sei, dessen' 
Wahrnehmung allein dem Kirchen verstand unter Aüfsicht der geist¬ 
lichen Obern zustehe ; daher auch die Ablösung der' Baupflicht de.r 
Decimatoren vom Kirchenvorstande unter Aufsicht der geistlichen 
Obern zu besorgen sei, nicht aber, wie der Bürgermeister zu Merheim 
im Aufträge der hiesigen Regierung behauptet hätte, von der Com- 
munalbehörde unter Aufsicht der Regierung. 


Üeber den Gebrauch der Stearin* und ParafÜnkerzen, des Gases 
und des Petroleums beim Gottesdienste. 

CJiacb Prof. G. F. J. Bouvry in der Löwener Revue cathoUque. 1888. Juni. 

p. 873—877.) 

I.' Das Licht während der heiligen Messe. 

Es steht fest, dass die Kerzen, welche zur Feier des heiligen 
Opfers verlangt werden, von reinem Wachs sein müssen i). Die 

1) Wir fugen hier sogleich bei, dass verschiedene bischöfliche Ordinariate 
Deutschlands, z. B. das von Augsburg unter dem 26. Juli, das von Regensburg unter 
dem25.August 1862 vor den Fälschungen des Bienenwachses durch Paraffiii 
gewarnt haben. Die betreffende Bekanntmachung des Regensburger Ordinariates 
lautet: kirchlichen Vorschriften verlangen, dass bei der heiligen Messe und 

«ideren gottesdienstlichen Handlungen Kerzen von Wachs, also von wahrem tind 
wirklichem Bienenwachs, gebrannt werden sollen. Wie bei anderen Dingen, so 
hat man aber in neuerer Zeit^auch bei dem Wachse angefangen, durch wohlfeilere 
Znsätae und Surrogate eine Mischung herznstellen, welche das reine Wachs ersetzen 
aoUy — und zwßx verwendet man hieia^haaptsächlich das Paraffin* Bs kann leti- 
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Rubrik des Missale besagt dieses ausdrücklich; sie bezeichnet es dla; 
einen Fehler, wenn keine Wachsliditer dabei seiend). Der heilige Stuhl 

teres so vortbeiihaft verwendet werden, dass Kerzen, welche nur ans Vs Wachs and 
Vs Paraffin bestehen, dem Unkundigen noch immer als wirkliches Wachs erscheinen. 

machen dahei' die HH. Pfarrer, Curaten und Übrigen Kirchen verstände 
hierauf aufmerksam, und indem Wir ihnen die obenmvähnte kirchliche Vorschrift 
einsohärfen, bemerken Wir zugleich, dass, wenn ihnen mit Paraffin oder anderen 
Stoffen gemischtes Wachs als Bienenwachs geliefert werden sollte, jenes als gefälschte 
Waare zuruekzuweisen ist und überhaupt die Kerzen zum liturgischen Bedarfe nur 
aus verlässigen Händen zu beziehen sind. Die HH. Pfarrer etc. werden die Wachs¬ 
zieher, bei welchen die Kirchenverwaltung ihre Kerzen zu kaufen pflegt, von diesem 
Unseren Ausschreiben und von der l^treffenden kirchlichen Vorschrift auf freundliche 
Weise in Kenntniss setzen. 

Damit aber die Mischung mit Paraffin leichter erkannt werde, theilen Wir im 
Nachstehenden einige Notizen hierüber mit. 

Das Paraffin, wird grossentheils aus Braunkohle gewonnen und viel zur Dar¬ 
stellung sehr schöner Kerzen von hoher Lichtstärke verwendet; und da es im Preise 
unter dem Wachse steht (der Centner Paraffin bester Art kostet 73 fl., der Centner 
reii^es gebleichtes Bienenwachs etwa 128 fl.), so wird es in neuerer Zeit aueh zur 
Verfälschung des Wachses und zwar in hohen Procenten benützt 

Das Paraffin ist eine blendend weisse, durchscheinende, schwach perlmutter- 
glänzende Masse. Aeusserlich unterscheidet es sich, wie durch Vergleichung einer 
Paraffin- mit einer reinen Wachskerze ersehen werden kann, dadurch von Wachs, dass 
OS durchscheinend ist, fast nicht knetbar, leicht und rein zu schneiden. Das beim 
Brennen der Kerze^ die auch eineh eigenthümlichen hellen Klang hat, oben an der 
' Flamme schmelzende Paraffin klebt nicht am Finger, wenn man mit diesem den oberen 
Rand berührt. 

Eine Mischung von halb Wachs und halb Paraffin sieht täuschend reinem 
Wachse gleich und lässt sich äusserlich nur schwer und unsicher von diesem unter¬ 
scheiden. Herr Prof. Landolt in Bonn theilt (Dingler, polyt. Jonm. 1861. Bd. 160.' 
8. 224.) ein sehr einfaches untrügliches Verfahren mit, eine solche Verfälschung zu 
erkennen. Es gründet sich dieses darauf, dass Bienenwachs beim Erwärmen mit 
rauchender (nicht englischer) Schwefelsäure vollständig in eine schwarze, gallertartige 
Masse verwandelt wird, die bei einem Ueberschuss der Saure vollkommen flüssig ist| 
ohne beim Erkalten an der Oberfläche ölige, erstarrende Tropfen abzuscheiden, — 
Paraffin hingegen von rauchender Schwefelsäure bei gleichem Verfahren last gar 
nicht angegriffen wird und beim Erkalten sich rein über der Säure absoheidet. 

Will man daher verdächtiges Wachs auf Paraffin prüfen, so ist das Verfahren 
folgendes: 

Man übergiesst ln einer Porzellanschale ein etwa nussgrosses Stück mit rau'^ 
ehender Schwefelsäure und erwärmt es, wobei die Masse sich schwärzt und unter star^ 
ker Gasentwicklung sich aufbläht 

Hört die Gasentwicklung, welche um so stärker ist, je weniger Paraffin voi*- 
handen, auf, so .erwärmt man noch einige Minuten und lasst dann erkalten. War daä 
Wachs mit Paraffin verfälscht, so findet sich dieses dann Uber der schwarzen Flüssig¬ 
keit als erstarrte, durchscheinende Schicht, die leicht abgehoben werden kann. 

Am zweckmässigsten wendet man so viel Säure an, dass nach Beendigung d^ 
Operation der schwarze Rückstand flüssig bleibt. Ist dass nicht der Fall, so genügt 
ein neues Umschmelzen unter Zusatz von mehr Schwefelsäure. [Man sehe auch den 
Nachtrag zu diesem Artikel auf S. 303.] — —- 

Selbst geringe Spuren von Paraffin lassen sich nach dieser ganz sicheren, ge¬ 
prüften Methode als erstarrte Tropfen Über der Flüssigkeit erkennen.^ 

1) „Si non adsint lumina cerea.^ Tit. X. u. 1. De defoctibus circa missam 
occurrentibas. 


ao^ 



BO(f ' StMrhr- «inrir ParafDnlrereen, Gas ond PctrAnHim Sein GdttesAciiste, 

h^lt Mitterseits «n der Beobachtuiig dieser Rabrä beständig fest. Aut 
das inständige Ansuchen, selbst mehrerer BIsehäle «m die Grestattuag 
von Stearinkerzen, antwortete er unter dem 16. September 184S durch 
s^ betreffendes Organ, die s. Congr. Rituum: „Consulantnr Rubri- 
cae er gewährt nur in dem Falle wirklicher Nothwendigk^ eine 
Dispensation. Diess wgibt sich aus der folgenden Entsoheidpng 
für die Missionen in OceanieU: 

»Btsi Sacra Congregatio de Propaganda Fide non intermiase institerit, ut 
in renotis «ttam Missionibus pro Sacaesaneto Miasae Sacriicio adbibeantar can- 
delae ex industria apum labere eonfeotae, et interdum ex Apostolica venia indul> 
setit, ut Missionarii possent nti oleo in Missae celebratione loco cenic, et defleiente 
eliam oleo celebrarent absque luminibus; attamen praeterhre nequivit fenidas 
preces Operariorum Evaugelicorum in dissitis et adhuc nascentibus sacris Missio¬ 
nibus in 'Ueeania, quorum nomine exponebaiur sibi pene impossibile esse prb 
Saerosancto Missae sacriflein vel ceram vei oleum coinparare, ut Jam impetratum 
Indultum pro oleo cerae adbibendo executloni demandare valeant. Et quum 
Operariis ipsis non parum dispiieeat absque luminaribus sacro.sanctum celebrare 
Sacrifleinm, ac iisdem difScile minus appareat ex piscatione, quae ibi instkuilur a 
sorietatibtts balneariis consequi eandelarum illarum qualitatem, quae pluribus in 
r^onibus sunt in nsu, qnaeque efiUrmantur ex oleo, seu adipe coeti, praevia 
necessaria purifleatione, et eommuniter spermacoeti appeHantur; barum usam 
in sacra Actione sibi periuitti instanter efOagitant, eo vel magis quia ex eorum» 
dem dispositione bujusmodi candelae ob nitorem, puriiati-pi et lueem lingua Uta 
nominantur Bougiea ä V4ioUe. Et quoniam eidem Saeräo Cungregationi de 
Propaganda Fide,^ antequam quidquam in re deceriieret, placuit bujus 'Sacrorum 
Ritttum Cougregatiouis votum et sententiam exquirere, E£. et RR. Patres iiaeris 
toendis Ritibüs praepositi in ordiuario coetu ad Vaticanuin bodierna die coadonati, 
andita a me subscripto Secretario fideli relatione, cribratisqoe maturo examine 
cireomslantiis singulis in'facti expositione coneurrentibus, rescribere censuerunt: 
Affirmative, aeu permitti poaae, dummodo preoea veritate wüantur, 
Die 7. septembris 1850.« 

Wir 'kbnnen hinzufugen, dass die Theologen gemeiniglich über 
diesen Punkt einig sind. Es könnte also nur ein Zweifel darüber 
entstehen, was für ein Licht im Nothfalle beim heiligen Messopfer 
gebraucht werden dürfe ? Nach der Meinung kirchlicher Schriftsteller, 
wie dop h. Alphons von Liguori (Theol. mor. n. 394., de^Euch.) 
darf man im Nothfalle Talg- oder Oellichtpr gebrauchen. Man darf 
sich daher im Nothfalle wohl auch der Stearinkerzen, oder des 
Petroleum oder des Gases bedienen. Ja, wenn man die Wahl hat, 
so würden wir im Nothfalle stets zuerst dem Stearin, oder den aus 
Wachs und Parafßn gemischten Kerzen, dann den Talgkerzen > den 
Vorzug geben, und wir würden Oel und Gas nur in Ermangelung 
jeder Art von Kerzen anwenden. 


1) In HassOien. n. 4828. (2. ed.) 

2) Sie steht in der anthentiseben Sammlung Kr. 5014. der 2. Ausgabe. 
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H: Das Lieht während der Ansstellung des hoehwttrdi* 

gen Gntes. 

Ein Theil dieses Lichtes muss aus Wachskerzen bestehen (vgl. 
Gairdellmij ad Inst. Clement. $. VI. n. 9..^ und hierbei hält man sich 
streng an die bestimmte Zahl derselben. Aber mani kann zu diesen 
Wachskerzen eine weitere mehr oder weniger nicht nothwendige Be¬ 
leuchtung hinzufQgen. Fdr diese des grosseren Glanzes wegen bei- 
geiugten Lichter dürfen auch andere als Wachslichter gebraucht wer¬ 
den, weil wir dieses durch keinerlei kirchliches Gesetz verboten finden. 
Wir geben auch hier nächst den Wachskerzen denen von Stearin den 
Vorzug, vornehmlich für das Licht, welches mehr in der Nähe des 
heiligen Sacramentes angebracht wird. Aber wir schliessen weder 
das gewöhnliche Oel {Gardellini 1. c. §. VI. n. 9.), noch das Petroleum, 
noch das Gas aus. Wir meinen sogar, dass das Gas, wie auch das 
i^etroleum, Vortheile bietet rücksichtlich der Schönheit, Reinlichkeit 
und Billigkeit. 


in. Die Lampe vor dem Tabernakel. 

Das Rituale Romanum ordnet an, dass vor dem Tabernakel, 
worin das Hochwürdig^te anfbewahrt wird, beständig. Tag und Nacht, 
mehrere oder wenigstens eine Lampe brennen sollen. Es ist hior nun 
die Frage zu beantworten, ob diese Lampen mit Petroleum untorhaltmi 
werden dürfen. 

1. Es ist zunächst gewiss, dass kein geschriebenes allgemeines 
Gesetz dieses verbietet. Ein solches Verbot findet sich weder im 
Corpus juris Canonici, noch in den liturgischen Büchern, noch in 
irgend einem vom heiligen Stuhle ausgegangenen Erlasse. In Er¬ 
mangelung einer ausdrücklichen Entscheidung, müssen ' wir daher 
selbstständig untersuchen, was sieh für und gegen den Gebrauch dM 
Petroleums sagen lässt Wir beginnen mit dem, was sich gegen den 
Gebrauch desselben in Bezug auf die ewige Lampe sagen lässt. 

2. Es ist die allgemeine Gewohnheit, für die Lampe vor dem 
Tabernakel aus Pflanzen, sei es aus Oliven, oder aus Leinsamen oder 
aus Reps, gewonnenes Oel zu verwenden, je nachdem die verschie-, 
denen Länder das eine oder das andere erzeugen. Dies ergibt sich 
aus der Ausdrucksweise der Schriftsteller, indem dieselben si(‘h, wum 
^ von dem Stoffe redmi, womit' die ewige Lampe unteiAalten wird, 
des Ausdrucks Oel, oleum, .bedienen. Baruffaldi' Rit. Rom. h. 1.) 
und Cavalieri (tom. IV. dec. 105. n. 2.) gehen noch weiter; sie be¬ 
schränken sich nicht auf den einfachen Gebrauch der Bezeichnung 
oleum, sie bezeichnen die Gattung desselben; sie verlangen Oel im 
strengsten Sinne des Wortes, Olivenöl, und nur in Ermangelung von 
solchem gestatten sie den Gebrauch eines anderen Oeles (alterius 
gencris). Darf man nun nicht im Allgemeinen den Schluss ziehen, dass das 
Stillschweigen der liturgischen Bücher, über die Beschaffenheit tmd 
Natur des Verbrennbaren, Nichts zu Gunsten des Petroleums beweiset? 
Und dass wenp das Ceremoniale Epiappporum (Lib. I. c. n. 17.) 
und das Ritual^ Romanum (h. t.) sich darauf beschräokeu, ewe odar 
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mebi-ere Lampen vor dem Hochwiirdigsten vorrasciMreiben, ohne ¥<w 
dem Stoffe za reden, was da brennen soll,.rährt dieses nicht etwa 
daher, weil dieser Gegenstand hinreichend durch den allgemeinen Ge¬ 
brauch bestimmt ist? Und muss man nicht von diesem Gebrauche, 
welchem die Redeweise und Lehre der Schriftsteller entspricht, den 
Schluss ziehen, dass die Lampe vor dem heiligen Sacramente mit 
Oel im eigentlichen Sinne und von achtem Stoff unterhalten werden 
müsse? Und muss man also nicht das Petroleum, da es nicht zu 
den Gelen im eigentlichen Sinne gehört und nicht die wesentlichen 
Eigenschaften derselben hat, als untersagt in der ewigen l^ampe zu 
gebrauchen betrachten ? Das sind die Erwägungen, welche sich gegen 
das Petroleum geltend machen. 

3. Ungeachtet jener Gründe, müssen wir wieder darauf zurück- 
kommen, dass kein allgemeines Gesetz, den Gebrauch des Petroleums 
in der ewigen Lampe verbietet, und dass man sich daher desselben 
bedienen kann, wenn man es vortheilbaft findet. Folgendes sind < 
unsere Gründe. 

Der Gebrauch des Wortes Oleum, welchen man bei dem Schrift¬ 
steller findet, schliesst keineswegs die Verpflichtung in sich, sich 
ausschliesslich des Oeles im strengen Sinne des Wortes, oder des 
vegetabilischen Oeles zu bedienen; es- geht daraus nur hervor, dass 
zu der Zeit, wo jene Autoren schrieben, die Lampe vor dem Aller¬ 
heiligsten mit dem gewöhnlichen Gele (oleum), aber dass dadurch ein 
allgemeines Verbot ausgesprochen sei, anderen Brennstoff als solchen 
zu gebrauchen, der die Eigenschaften des aus Pflanzen gewonnenen 
Oeles habe, das müsste noch bewiesen werden. 

Baruffaldi und Cavalieri beschränken sich zwar nicht auf den 
einfachen Gebrauch des Wortes Oleom, nach dem einfachen Sprach¬ 
gebrauch; wte wir gesagt haben, lehren sie, dass, ausser im Fall der 
Noth, man Olivenöl anwenden müsse. aW so angesehen auch die 
Autorität dieser Liturgisten sein ma'^, ihre Meinung würde nicht ans 
sich selbst ein allgemeines Gesetz begründen können; sie beweist 
nicht einmal, dass die Kirche jemals än derartiges Gesetz erlassen 
oder bestätigt hat. Und in Wirklichkeit beschränken sich die Be¬ 
weise, welche sie beibringen auf zwei Stellen, von welchen die eine 
nur ein Localgesetz enthält, entnommen ans den Akten ^ner einzelnen 
Kirche, der von Mailand und die andere hier nicht gilt, indem sie 
nicht zur Sache gehört, sondern von nichts weniger handelt,' als von 
dem Gele, welches vor dem heiligen Sacramente brennen soll; Jeder¬ 
mann kanh sich davon überzeugen, w'enn er den Originaltext liesst *}. 


1) Die fragliche Stelle ist einem- Briefe des h. Hieronymus an FaUola entnom¬ 
men. Der h. Kirchenvater lehrt, indem er von einer Begebenheit des alten Testa¬ 
mentes redet, dass wir die Annehmlichkeiten und Lockungen der Sinnenlust verach¬ 
ten sollen, und er bekräftigt diese Lebre durch den folgenden Denkspruch, welcher 
tbeilweise und mehr oder weniger genau von Baruffaldi und Cavalieri wieder¬ 
gegeben wird: 

nHel non offertur in sacrificiis Dei (Lev. 2.) et oera, quae dulcia oontines, non 
Incet in Tabemaculo, sed oleum purissimum (Elzod. 25.), quod de olivae profertur 
kauüritudiae.“ Migne, Opera s. Hieronymi, tom, 1. coL 721. Hans. 40. 
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Merken wir uns jedoch, dass die Autoren nicht Olivenöl in einer 
unumschränkten Weise verlangen: in Ermangelung von solchem ge¬ 
statten sie Oel anderer Art. Läss^ sich nicht mit einigen Gründen 
annehmen, dass auch Petroleum in dieser anderen Sorte von Oel in- 
begrififen ist ? Ohne uns bei der Lösung dieser Frage aufzuhalten, 
denken wir, dass unsere Bemerkungen hinreichen, um zu zeigen, dass 
die Lehre der Schriftsteller ebensowenig, wie die allgemeine Praxis 
beweist, dass das Petroleum zum Gebrauch für die Lampe vor dem 
Allerheiligsten verboten ist. 

Wir sagen noch mehr, die allgemeine Praxis beweist vielmehr, 
dass dieses Oel gestattet ist. Denn wir sehen, dass diese Lampe 
bisher mit dem Brennstoff unterhalten worden ist, welcher in den 
gewöhnlichen Lampen gebraucht wurde: in Italien bediente man sich 
des Olivenöls, und in unseren Ländern des Lein- oder Bapsöls. Darf 
man also daraus nicht den S^chluss zielten, dass wenn heutzutage das 
Petroleum für die gewöhnlichen Lampen gebraucht wird, dasselbe 
ebenfalls für die Lampen vor dem Hochwürdigsten zulässig.ist 

Die liturgischen Bücher, das Ceremoniale Epi.scoporum und das 
Rituale Romanum bekräftigen unsere Ansicht. Indem sie eine oder 
mehrere Lampen vor dem Sacrament vorschreiben, reden eie nicht 
von dem Stoffe des Lichtes. Wenn aber Lampen vorgeschrieben wer¬ 
den, ohne das Licht derselben zu bezeichnen, geht daraus nicht deut¬ 
lich hervor, dass hier nur dasselbe verlangt wird, wie bei den ge¬ 
wöhnlich gebräuchlichen Lampen ? 

Endlich scheint uns diese Meinung um so mehr begründet, als 
die Zwecke, für-'welcho gemeiniglich die Lampe vor dem Allerheilig¬ 
sten bestimmt ist, unabhängig sind von der Art des'für dieselbe ge¬ 
brauchten Oeles und als sich diese Zwecke eben so gut mit Petroleum 
erreichen lassen. Diese Zwecke siifd nämlich, Christus zu ehren und 
die Gläubigen zu erbauen; es sollen diejenigen, welche in die Kirche 
eintreten auf die .sacraraentale Gegenwart unseres Erlösers aufmerksam 
gemacht und ihr Glaube und ihre Frömmigkeit soll dadurch geweckt 
werden; sie sollen dadurch angeregt werden, Christus als das wahre 
Lieht zu betrachten, welches auf diese Welt gekommen ist, um jeden 
Menschen zu erleuchten; es soll durch das Zeichen der Flamme der 
lebendige Glaube in ihnen zurückgerufen werden, welcher sie beseelen 
soll, und die glühende Liebe, welche sich in ihnen zu diesem unaus¬ 
sprechlichen Geheimniss, zu diesem Sacramente der Liebe (.ntzünden 
soll. Vgl. Barbosa de off. et pot. parochi, part. II. c. XX. n. 29.' 
ISuarez, in 3. part. disp. 81. sect. 6. n. 5. Schmalzgrueber lib. III. 
Decret tit. 44. nr. 12. 

Nachtrag: Wir erwähnten oben S. 2d8. Note 1. die Methode, Fälschungen 
von Bienenwachs durch Paraffin zu erkennen. Bei der Correctur werden wir 
auch auf einen Artikel des Kath. Kirchenbl. für die Diöcese Rottenburg 
1883. Nr. 34. S. 268. (herausgegeben von Dr. Uhl zu Stuttgart) aufmerksam: Uber 
die Kennzeichen des ächten Weihrauchs, sowie endlich auf eine ausführ¬ 
liche Darlegung der verschiedenen Arten von Fälschungen der beim Gottesdienste zu 
gebrauchenden Substanzen, wie Wein, Oel, Wachs, Wemranch u. s. w. in dem folgen¬ 
den Werke: 

De la falsiflcaHon des substances sacramentelles par Fr. Pie Marie Bouard de Card. 

Paris librairie de Mme Ve Poussielgue-Busard. 23. Riie St. Sulpice. 1856. 

(92 S. 8.) _ ^ 
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Italieo. Staaten: Decr. s. Consr. Bit. d. 2S. Mdii 18BS. 

Rechtsquellen und Recfitseutsciieiduiigeu. 

I. IMllCMiMlM StMMeia. 

Veetttum i. Congr. Rituum die 23. Mafi 1833 
pi'cdlibitis saoria füBCtianibus pro Unione äc dfeta Italito; 

(Vgl. Archiv t.., m tf.) 

aQui» Saeran Poenitenliariae Apostolicae Tribunal per Litteras Encyclicaa 
(Utas die 12 vertentis mensis et anni communicaverit Episeopis et locomm Ordi- 
nariia illkitum prorsus esse bymnam Ambrosianam Te Deum canere in die 
anniversaria sk dictae Italicae Unionis, siquidem de impio et sacrilego facinore 
eoltra omnes Jastitiae ieges perpetialo gratias Deo agerentur, nonnuHi Ecclesiastiri 
viri a Sacra rkunm Congregatione declararl pestulaverunt, an absque Episcopi 
vel Ordinarii placito ad rediinendam quamübet vexationem id saHem praestare 
poisint sub praetextu Constitutionis a Gubemio Snbalpino concessae 1 Sacra porro 
Maam Congregatio nomine et auctoritate Sanctissimi Domini Nostri PU Papae IX. 
expresse menet quosrnmque Ecclesiastiros viros non modo banc praesentem, 
verum eiiam nuUam sacram fUnclionem publice peragi posse absque venia Ordi* 
M^ruiB, ad quos aacräs fUnctiones indicere pertinet, pront pluries eadem Sacra 
Congregatio decrevit.« 

Di« 28. Maji 1868. 

fimiato: C. Episcopus ^ortuen. et S. Rufinae Card. Patrizi S. R. C. Praef. 
Luog« det sigUio. , 

< Fkmate: Bartolini S. R. C. Seeretarius. 

11. Oesdmrrmiela. 

1. Instruetioo, «eiche die k. k. n. ö. Stattbalterei für die bei den 
Kirchen des landesfürstlichen, und des Keligions' und Studien* 
Fonds-Patronates in Nicder-Oesterreicb besteilten Patronats* 
CommiasAre unter dem 30. Mai 1863 erlassen bat*)- 
(Au dm Wiamr Didcestuh-Hatt I 8681 . Nr. 10. 00. St. Pöltener Diöc.>Cnrr. Nr. 8 .) 

1 1 . landesfdrstlirbe Patronals*C(MmRiss 8 r hat sicb h) BeMdir der 
MittriFkung bet ddT Verwaltung des Kitdied* Und PiyRttden-Vermögens nach der 
ARerhbCbi^en fentsChlltesung vom 8 . OCtober 1858 [Im Archiv V(l., 290 ff.] und 
naCb der gOgejiWArtigeh in^rtiCtiDn tn benehmen. 

1 2. Der landesfhrstlirbe Patrbnats* 6 oihaHsSkr bat bei den Verhandlungen 
Qbbr die 'Kirchenvermbgens-VerwaHung, welche entweder periodisch oder aus 
beCOiTderen wichtigen Anlassen abgehalten Werden, persbnlicfa tu erschehien, 
und hiebei die Interessen des Kirchen* Und PfHlnden-Vermbgens, so wie des 
Patronats-Pöndes wahrzdnehmen. Falls der landesnirstliChe Patronats-CemiMSSir 
mit einem bei diesen Verhandlungen gefassten Beschlösse nicht einversitaiMlefl ist, 
hai er Seine Verwahrung dagegen zu Protokoll zn geben, und wenb er durch 
die Ausrohrung des gegen seinen Antrag gefassten Beschlusses fOr den Patronats* 
Fond einen Nachtheil besorgen sollte, den Gegenstand unverzOgllch zur Kenntnias 
der k. k. Statthalterei zu bringen. 

1 8 . Der landesfhrstliche Patronata-t^omiAhisAr bat darauf zu aehcii, dass 
das Inventarinm Ober das Kirchen* und PfTOnden* Vermögen vorschriftsmSssIg 


1) Vgl. Archiv X., 168 IK 
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gefflint, di« KirA«neiss«>B«airsciMft ordcntlieb verwahrt ood verwendet werde. 
Vmrkemmmde Cnregelmlssigkeiten hat er se viel als mbgtieb im gflilicben Wege 
absieBen za helfen; wird sein Rath nicbt beachtet, und stebt zu besorgen, dass 
das Kirchen« and PArQnden«Vemiigea and vieileiebt der Patronais-F»nd selbst 
einen Naebtheil erleide, «o ist. bieten die Anzeige an die k. k. nieder«bster« 
reieblsebe Stattbalterei za machen. 

S. 4. Der landesfQrstliebe Patronats-Conimissir bat daraof hinsuwDken, 
dass die Interessen der Capilalien and die Zinse von deb Realititen rechtzeitig 
behoben werden. Sin4 zur Sicherung des Stammvennbgens oder der laufenden 
KircheneinkOnfte gericbliiehe Schritte einzuleiten, so hat er darauf biuzuwirken, 
dass die k. k. n. 0. Stattbalterei zur gehörigen Zeit von der Sachlage in Kennt* 
niss gesetzt wM'de, am die k. k. Österreichische Finanz«Procaralur zur Vertretung 
des geffibrdeten Rechtes anweisen zu können. 

f. 5. Da ohnedfess Jeder Fall der Veriusserung oder Belastung des Stamm« 
Vermögens der Kirche oder Pfründe in Gemässheit des hohen Erlasses des k. k. 
Minist«riani.s fOr Cuhus ond Unterricht vom 20. Juni 1860, Zahl 8950, zur Kennt«, 
ni$s der k. k. nieder'Osterreicbiscben Statthalterei gelangen muss, so bedarf eis 
in derlei Fällen keiner besonderen Anzeige. Der landesfbrstlicbe Patronats«Com« 
mtssir bat Jedoch seine Aeusserung Ober die in Antrag gebrachte Vertusserung 
oder Belastui^ des Kirchen« oder Prronden«VermOgens, nach seiner vollen Ueber« 
Zeugung, an die KircbenvermOgensvcrwaltung abzugeben, und darauf zu dringen, 
dass sie dem bezOglichen Verbandlungsakte beigeschlossen werde. 

f. 6. Der landesfOrstiiche Palronats-Commissär bat seine Aeusserung Ober 
die zu bestreitenden Ausgaben gewis^nbaft abzugeben. Werden Ausgaben bean« 
tragt, von welchen vorauszusehen ist, dass zu ihrer Bestreitung das vorhandene 
KirchenvermOgen nicht hlnreieben, und der Patronats«FQnd in Anspruch genom« 
men werden konnte, so hat der Patron8ls«Commi$sar darauf zu drillen, dass der 
Verbandlongsakt der k. k. n. 0. statthalterei vorgeiegt werde. ^ 

S- 7. Wenn der landesfOrstHcbe Patronats-Commissär wabmebmen seilte, 
dass bei der Elozirung von Kircben«PtHinden« und Stiftungs-Capilalien nicht nach 
den bestehenden Vorsdirlflen, bezOglich der Nachweisung Ober die gesetzliche 
Sidierheit vorgegangen werde, so ist es seine Obliegenheit, die KircbenvermOgens- 
Verwalipg hierauf aufmerksam zu machen. Bleiben seine Erinnerungen unbe« 
acktet, so ist hievon die Anzeige an die k. k. n. 0. Stattbalterei zu erstatten. 

f. 9. Wenn Herstellungen an den Patronats«Gebäaden vorgenomroen wer« 
den seilen, so hat der landesfOrstiiche Patronats-Commissär darauf zu dringen, 
dass früher sowohl er als sämmtliche Bau-Concurrenten, und bei landesfOrsthcben 
Patronats-Gebäuden auch ein Abgeordneter der FinanzbehOrde, zur Erhebung und 
Constatirung Ober die Notbwendigkeit der beantragten Herstellungen beigezogen, 
und dass vor dem Beginne des Baues die Kostenbededtung sichergestellt sei. 
Wenn die Herstellungen mit bedeutenden Kosten verbunden sind, Jedoch 
aus dem ■currenten KirchenvermOgen bestritten werden können, so ist bierOber' 
Moss die .Anzeige an die k. k. n. 0. Stattbalterei zu erstatten; stellt sich Jedoch 
die GewIssheR oder auch nur die WahrscbeinlicbkeH heraus, dass der Patronats« 
Ftmd werde in’s Mitleid gezogen werden, so ist der ordnuugsmässig instmirte 
Bauakt der fc. k. n. 0. Stattbalterei vorzulegen. 

$. 10. Bei der BaufOhrung ist es eine PflMit des landesfOrmlidien Pt^b« 
nalo-Commissärs, sMi zu Qberzeogen, dass dieselbe den eihgegaDgenen Verpflieh« 
mgen f emiss solid bod tweMteotsprcdwad vorgenoomea werde. WshrgtKom« 
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mfene Mingel sind sogleich abzusteUeD, oder »Olhigenfalls zur KeDütniss dM' k. k. 
D. ft: Stattbalterei zu bringen. Bei der Cellaudirung von Bauherstellungen hat 
der landesfOrstliche Patronats-Commissär persftnllch zu intervenirea, und wenn 
deseibe durch Privat-Bauverstftndige vorgenommen wird, ist er ermächtigt, «if 
die Beiziebung eines landesfQrstlichen Baabeamten zu dringen. 

§. II. Bei der Aufnahme der Kircbenrecbnung bat der landesfhratlicbe 
Pattonats-Cemmissir bei der Prftfung der Einnahmen und Ausgaben sein ■‘Augen¬ 
merk aiir folgende Punkte zu richten: 

a) ob die Interessen von den Obligationen in ölTentlieben Fonden, so weit 
dieselben fäliig waren, auch behoben, und verrechnet wurden; 

b) ob die Interessen von Privat-Capiialien richtig verrechnet erscheinen; 

c) ob die Erträgnisse von (rrundstOcken sowie die Pacbtzinse, welch^ ietz- 
tere sich auf vorscbriftsmässig aasgefertigte Pacht- und Licitations-Protokollp zu 
grfinden haben, ordnungsmässig in die Verrechnung einbezogen wurden: 

d) ob die im Laufe des Jahres einer Kirche zugefalienen. Vermätditnisse 
und Geschenke richtig in Empfang gestellt, ihrer Bestimmung zugefQhrt, und wenn 
'dieselben zur Errichtang von Stiftungen bestimmt waren; vorscbriftsmässig flructl- 
flcirt und sichergestelit wurden; 

e) ob die im Laufe eines Rechnungsjahres zurhekgezahlten Privat-Cai^talien 
abermals unter der gesetzlichen Sicherheit fructihcirt wurden ; 

f) ob die sonstigen bbi einer Kirche vorkommenden Einkünfte verrechnet 
und die Einnahmen an Opfergeldern und Funeralien mit den vorgeschriebenen 
Verzeidmissen versehen sind; 

g) ob alle Ausgaben, insoferne dieselben den Betrag von 2 fl. ftsterr. Währ., 
erreichen oder übersteigen, mit den vorscbriftsmässig gestempelten Quittungen 
und den sonstigen die Richtigkeit der Beausgabung begründenden Docamenten 
versehen sind. 

h) Mit dem hoben Finanz-Ministerial-Erlasse vom f 4. Juni 18ü9, Zahl 26,337, 
wurde bestimmt, dass bei Pfarrkirchen, weiche dem Cammeral-Fonde als Patron 


unterstehen: 

für zwei Priester an Wadis .... 40 Pfhnd, 

an Opferwein. ... 40 Haass, 

für ein ewiges Licht an Oel . . . . ö2 Pfund, 

an Weihrauch ......... 3 Pfund, 

für Hostien.6.11. 30 kr., 

und für Kirdienwäsche.6 fl. 30 kr. 

jährlidi verausgabt werden dürfen. 


Wenn der landesfürstlidie Patronats-Commissär wahrnehmen sollte, dass 
für (Bese Kircbenerfordemlsse grftssere Beträge verausgabt wurden, ,8o bat er 
die Kircbenrecbnung mit der Klausel zu unterfertigen, dass durch diese Mehraus¬ 
gabe dem Cameral-Fonde keine Verpflichtung zur Ergänzung eines allfälligen 
Kircbencassa-Abganges erwachsen kftnne. ' 

i) Der landesfürstliche Patronats-Commissär bat sich die Ueberzeugung zu 
verscbalTen, dass der am Schlüsse der Rechnung aasgewiesene baare Cassarest, 
die beim scbliesslicben Vermftgensstande speciell aasgewiesenen Obligationen in 
ftfrentlichen Fonden, so wie die Privatscbald-Urttunden — endlich auch die aus 
Anlass von Kirchen- und Pfarrbof-Baulichkeiten am .Schlüsse der Rechnung in 
Evidenz zu haltenden Cautionen in der Kircbencassa, welche mit mner dreifachen 
Sperre veraehen sein muss«, sic^ srirktich voi^iiden, dann dg^ die vcrh|iQden<» 
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FoiHl«>0bli9aliOMn mH dem rirhtigen VineukUB Tenebeii «ind; ferner dass d<i^ 
anbeivefliftie Vermögen der Kirche, Pfrflnde oder Stiftung in den ölfientUclken 
Böebem als Eigenthum zagesebrieben, nnd dass dieses Eigenthumsrecht Oberhaupt 
durch die erforderlichen Urkunden gehörig begrOndet und 'genügend sicher« 
gestellt sei. 

k) Wenn bei einer Kirche Activ-BOckstlnde vorhanden sind, so hat der 
landesfOrstliche Patronats-Commissör, wenn dirss nicht bereits während des , 
Rechnungsjahres geschehen sein sollte, beim Schlüsse der Kircbenrechnnng die 
Kirchenvertnögens-Verwaltung zur unverzüglichen Hereinbringung derselben auf- 
zufordern, nnd dass dieses geschehen sei, bei der ünterfertigung der Kirclienrech- 
nung zu bemerken. 

l) Wenn die Kirche mit Passiven belast^ ist, so hat der landesfOrstliche. 
Patronats-Commissär auf die möglichst baldige Tilgung derselben binzuwirken; 
für den Fall aber, als diese Passiva Vorschüsse aus dem PatronatS'Fonde betref« 
fen, weiche in Raten zurOckzuzablen sind, hat er die genaue Einhaltung der 
Zahlungs-Termine zu überwachen. Sollte aber das Kirchenvermögen zur Zahlung 
der festgesetzten Kalen unfähig sein, so bat der landesfOrstliche Patronats-Com¬ 
missär Sorge zu tragen, dass die obwaltenden Hindernisse von Seite der Kirchen« 
vermögens«VerwaUung in einer besonderen auch von ihm mitzufertigenden Ein« 
gäbe rechtzeitig zur Kenntniss der betrelTenden landesfürstlichen Behörde gebracht 
werden. . 

m) Wenn bei einer Kirche mit Ende des Jahres ein bedeutender Cassarest 
im Baaren vorhanden ist, welcher weder zur Bestreitung von ausserordentlichen 
Erfordernissen im nächsten Jahre, noch zur Tilgung von Passiv-Rückständen ver¬ 
wendet werden muss, so hat der landesfOrstliche Patronats-Commissär darauf 
einzuwirken, da.s$ der entbehrliche Theil des Ca.«sare$tfs ordnungsmässig fructi« 
fleirt werde. 

n) Bei der .\ufYiahme der Jabrearechnung hat sich der landesfürsiliehe 
Patronats-Commissär auch vom Stande des Pfarr- und Kirchen-Inventars. sowie 
der bei der Kirche und dem Pfarrhofe vorhandenen Feuerlöscb-Requisiten zu 
überzeugen und seine Bemerkung über den Vollzug dieser .Anordnung am Schlüsse 
der Rechnung anzuführen 

o) Ebenso hat der landesfOrstliche Patronats-Commissär die Patronrls« 
Gebäude in .Augenschein zu nehmen und seinen Befund über den .Stand derselben 
am Schlüsse der Rechnung beizufügen. 

$. 12. im Falle der Erledigung einer geistlichen PfTfinde liat der landes« 
försi liehe Patronats-Commissär darauf binzuwirken, dass das Kirclien- und Pfrün« 
den-Vt-rmögen von dem Privatvermögen des ahtretenden Pfründners oder von' 
dem Nachlasse des verstorbenen ausgeschieden und dem PfrOoden-Verweser ord¬ 
nungsmässig übergeben werde; ferner dass die unter der Verwaltung des gewe^ 
senen PfTündners gestandenen Cassen ordentlich untersucht und der Baustand 
der pfarrlicben Gebäude, unter Zuziehung der Interessenten, erhoben und allcn- 
fnlls ermittelte Ersatz-.Ansprüche alsogleicb geltend gemacht werden. 

S. 13. W'ährend der Erledigung der Pfründe ist es Pflicht des landes« 
fürstlichen Patronats-Commissärs, darauf zu sehen, dass das Kirchen- und PfTQu- 
den-Vermögen keinen Schaden leide, sowie dem Temporalien-Administrotor mit 
Rath und. That an die Hand zu geben, damit die dem Religionsfonde gebührende 
intercalar-Quote gewissenhaft and rechtzeitig diesem Fände zugeflUirt werde. 

|. 14. Beim Eintritte eines neuen Pflründaers bat der landesfOritUdie 
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F«(roiui(s>Coninisskr bei der Uebergabe des Kircben* and PFrOnden-VennAfeBd 
^rsOnHcfa za tntervenirea ond daraaf Bedacht. za nehmen, dass ein ordentUehes 
Uebergaba-ProtokoU aufgenommen werde. Sollten biebei ^eh Anstlnde ergeben, 
so ist hievon die Anzeige an die k. k. n. b. Statthalterei zu erstatten.c 

Wien, den 30. Hai 1868. 

Der k. k. Statthalter: Gustav Graf von Chorimhy. 

2. Erilaternng des Wiener rorsterzbisohbflieben Consistorinnis 
vom 1. Jali 1863 zu der vorstehenden Patronats-Instruction für 

-Nlederasterreicb. 

Behufs der Klarstellung dieser Angelegenheit kömmt Einiges zu bemerken 
and in Erinnerung zu bringen. Die von der bischöflichen Versammlung des Jah¬ 
res 1849 mit der kaiserlichen Rtgierung über die Verwaltung des Kirchenver- 
mögens eingeleiteten Verhandlungen sind von den Bischöfen Oesterreichs, weldie 
im Jahre 1836 zu Wien über kirchliche Angelegenheiten gemeinsam zu berathen 
hatten, wieder aufgenommen worden und haben sich diese Bischöfe in Beschlos¬ 
sen geeiniget, welche sie fOr geeignet erkannt.en, fortan bei der Verwaltung des 
Pflrflnden- und Gotteshaus-Vermögens zur Richtschnur zu dienen. SelbstverstSnd- 
lieh konnte es sich bei diesen Beschlossen nur um die AusfOhrung der Bestim¬ 
mungen des Art. XXX. des Concordates handeln: Die Verwaltung der Kir- 
chengOter wird von Denjenigen gefOhrt- werden, welchen sie 
nach den Kirebengesetzen obliegt. Ailein in Anbetracht derUnter- 
stOtzung, welche Seine Majestät zur Bestreitung der kirchlichen 
Bedürfnisse aus dem öffentlichen Schatze huldreich leistet und 
leisten wird, sollen diese GOter weder Verkauft, noch mit einer 
beträchtlichen Last beschwert werden, ohne dass sowohl der hei¬ 
lige Stuhl als auch Seine Majestät der Kaiser, oder Jene, welche 
Dieselben blemit zu beauftragen finden, dazu ihre Einwilligung 
gegeben Kaben. 

Behufs der AusfOhrung des das Stammvermögen der Kirchen und 
kirchlichen Anstalten angehenden zweiten Absatzes dieses Concordats-Ariikels sind 
den Bischöfen durch das apostolische Breve vom 3. April 1860 die entsprechen¬ 
den Vollmachten in Betreff der Ertheilung des kirchlichen Alienations- und One- 
rations-Consenses gewährt und auf Grund der allerhöchsten Entschliessung vom 
9. Juni 1860 durch die Hinisterial-Verordnung vom 20. Juni 1860 die Modalitäten 
feslgesteUt worden, unter denen die landesherrliche Zustimmung zur Veräusserung 
oder Belastung der KirehengOter zu erwirken ist. Von dem Inhalte des bezoge¬ 
nen apostol. Breves und der angefOhrten Uinisterial-Verordnung hat der Klerus 
der Erzdiöcese durch die f. e. Consistorial-Verordnang Nr. 8. voin 18. September 
1860 Kenntniss erlangt. [Vgl. Archiv VL, 164. V., 465.] 

' Hinsichtlich der Verwaltung des Vermögens einzelner .Kirchen 
und der bei denselben bestehenden Stiftungen sind die oben erwähn¬ 
ten Beschlösse der bischöflichen Versamuriung vom Jahre 1836 der kaiserlichen 
Regierung mit der Bitte voi^elegl worden, das hohe Ministerium möge die zu 
AusfOhrung derselben nöthigen Einleitungen treffen und dessbalb an die Behörden, 
welche bis dabin mit der Beaufsichtigung und Controlimng der kirchlichen Ver¬ 
mögensverwaltung beauftragt waren, entsprechende Weisungen erlassen. 

Die Erledigung dieser Angelegenheit erfolgte mit der atlerh. Entsehltessung 
vom 3 . Octobor tOM, deren Inhalt in Nachstehendem eingeschattet wird:. 
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»In Anbetracht des dreissigsten Artikels der von Mir mit dem behigrä 
Stahle geschlossenen Vereinbarung habe Ich beschlossen, an Meine Behörden Ober 
die Verwaltung des PfVOnden* und Gotteshaus>VermOgens jene Weisungen zu er* 
lassen, um weirbe.die bischöfliche im Jahre 1856 gehaltene Versammlung narh- 
gesucht hat. Jedoch unter der Bedingung, dass sowohl das landesfOrstliChe, die 
Bewahrung des KircbenvermOgens betrelTende Recht, als auch die Einflussnahme 
der Patrone, insoweit dieselbe mit d^m KircbengesOtze vereinbar ist, gesichert 
werde. ■ 

Es ist daher Meinen LandesbehOrden ein Auszug der Jährlichen IQrehen* 
rechnungen vorzulegen und die allflilige Vermehrung oder Verminderung des 
Gotteshaus* und PMnden*VennOgens ersichtlich zu machen. 

Bei Stiftungen, welche zu Gunsten von Pfründen und Kirchen gemacht 
werden, ist ihnen ein ungestempeltes Exemplar der Urkunde einzusenden. 

Dem Patrone kann zwar das Recht, Ober die Bewilligung von Ausgaben zu 
entscheiden, fernerhin nicht zukommen; es soll ihm Jedoch unbenommen bleiben, 
entweder selbst oder mittelst eines Stellvertreters zu zwecfcmlssiger Verwaltung 
des Kirebengutes durch seinen Rath mitzuwirken. 

Demgemäss soll der Patron oder sein Stellvertreter das Redit haben, zu 
allen dieselben betreflbnden Beratbungen und Vecbandlungen beigezogen zu wer* 
den, wie auch bei Gegenständen, über welche die Kirchenverm0gen8*Verwaitung 
auf eigene Verantwortlichkeit verfügen kann, zu verlangen, dass sie dem Bischöfe 
zur Entscheidung vorgelegt werden. Auch soll, der Bischof keinen Anstand neb* 
men, auf Ansuchen des Patrons in Gegenwart desselben oder seines Slellvertre* 
ters die Baulichkeiten und den VermOgensstand der dem Patronate unterstehenden 
Kirche Oder Pfründe untersuchen zu lassen. 

Wenn es dem Patron nicht wohl möglich ist, deiv Verhandlungen selbst 
oder durch einen Stellvertreter beizuwohnen, so hat die Vermögens*Verwaltung 
nicht nur bei einer Veräussemng oder beträchtlichen Belastung, *sondem auA 
bei allen Massnahmen oder Ausgaben, zu welchen die Genehmigung des Bisehofii 
erfordert wird, wie auch über die gebOrW belegte Jabresrechnuug die schrtfl* 
liebe Aeusserong des Patrons einzuholen und dem Bischöfe vorzulegen. 

Wenn, der Patron bereit ist, die Pfründe oder Kirche bei einem Redtts* 
streite auf eigene Kosten zu vertreten, so muss diess, von ausserordentUchen 
Fällen abgesehen, als eine Wohlthat betrachtet werden; es ist Jedoch nicht Meine 
Absicht, dem Bikhofe das Redit abzusprechen, den vom Patrone bezeichneien 
Sachwalter gutzuheissen. r 

Wenn es nach Erledigung einer Pfründe sich um die Aussebeidang und all* 
fällige Ergänzung des Kirchen* oder Pfrflnden*Verm0geD8 aus dem Nachlasse des 
Verstorbenen, oder dem Privateigenthume des abtretenden Pfründners bandelt, 
dann zur Uebergabp des Vermögens an den Nachfolger, ist der Patron oder des* 
sen SteUveiireter beizuziehen. 

Sollte ein Patron beweisen kOnnen, dass ihm kraft der Stiftung grossere 
Rechte zukommen, so steht es ihm frei, dieselben geltend zu madien. 

Da Meine Regierung den Religions* und Studienfond im Kamen der Kirche 
verwaltet, so ist derselbe nach Erledigung einer Pfründe, deren IntercuIar*Erträg* 
niss in den Religionsfond zu fliessen bat, der vom Bischöfe ernannte Temporalien* 
Verwalter anzuzeigen, damit sie denselben entweder im Namen des ReligionsfondM 
gutheissen oder ihm einen Mitverwalter beigejien kOnne. 

Auch ist zur Wahrung der Rechte des ReligioDsfondes .die Inlereiriar*Roc^* 
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düng ihrer Prfifüng und Genebmigai^g zo unterziehen. Nicht nur bei'deii Pfun¬ 
den und Gotteshäusern des landesrorstlichen Patronates, sondern auch bei jenen, 
welche einem auf dem Religions* oder Studienfonde beruhenden Patronate nnter- 
stehen, wird Meine Regierung die dem Patrone zukommenden Befugnisse fort* 
w'Bhrend Oben und die Vertretung wie bisher von der Finanzprocuratur zu 
ieisten sein. 

Ist das PfirQndengut ein landesfQrstliches Leben, so sind die L^heiigesetze 
auch hinsichtlich der VermSgensaufnahme und Lehensverleibung wahrzunebmen. 

Wenn bei Dom- und Collegiatkirchen über die Vermögensverwaltung kirch¬ 
lich genehmigte Statuten in Kraft sind, so verbleibt es bei denselben. Sonst 
werden die BischOfe ihre diessmiigen Bestimmungen so treffen, dass die Redite 
der Regierung und der Patrone in der obenbezeichneten Weise gewahrt bleiben. 

Sollte wegen Super-Revision der Rechnungen oder zu Bestellnng eines 
Rechtsbeistandes fOr die Fragen der Vermögensverwaltung das Vermögen der 
Kirche einer DiOrese durch eine Umlage in Anspruch genommen werden, so i^t 
hievon vorlBuflg Meiner Regierung Anzeige zu machen, damit die Natur der 
daraus entstehenden Belastung in ErwSgnng kOnne gezogen werden. 

lieber die Frage von wem, und In welchem Maase bei Unzulingilcbkeil 
des KirrbenvermOgens zur Bestreitung kirchlicher Bedürfnisse beizutragen-s-i. 
und In wie weit solche Leistungen erzwingbar seien, bleiben für jetzt die be¬ 
stehenden Vorschriften noch in Kraft. Ich behalte Mir jedoch vor, die Angelegen¬ 
heit mit Rücksicht auf das Kirchengesetz, die Landesgewohnheiten und die durch- 
geführte Grundentlastung neu zu ordnen.c 

Im Einklänge mit dieser allerhOrbsten Enischliessung wurden die auf die 
Vorschriften des Provincial-Conciliums vom Jahre 1858 (Tit. VII. cap. VI.) sich 
fhssenden Bestimmungen vom 2. Juli 1860 erlassen, welche bei der Verwaltung, 
des Gotteshatip- und PfTünden-VermOgens in der ErzdiOcese Wien zur Richtschnur 
dienen und dem Klerus mit der fürsterzbischOflichen Consistorial - Verordnung 
Nr. 7. vom Jahre 1860 kondgemacht worden sind, nachdem von Shite des Mini¬ 
steriums für Cultus und Unterricht unter dem 17. Juli 1860, Z. 10.129. erkllrt 
worden w’ar, dass in diesen Bestimmungen die Vorbehalte der allerhöchsten Enl- 
scbliessung vom 8. October 1858 ihren Ausdruck gefunden haben. [Archiv IX., 

828 ir.] 

Zufolge derselben soll die Einflussnahme der Patrone auf die Ver¬ 
waltung des Pfründen- und Gotteshaus-VermOgens, insoweit dieselbe mit 
dem Kirchengesetze vereinbar ist, gesichert bleiben. Dieses Gesetz 
erkllrt es (Concil. Trid. Se.ss. 24 de reform. cap. 8.) als ein den Bischöfen zu¬ 
stehendes Recht, ut fhbricamm reditus in usus Ecciesiae -necessarins et uliles, 
prout sibi eipedire roagis Visum fuerit, expendi curent; wesshalb die allerhöchste 
En'schliessung vom 3. October 1858 es ausspricht, dass dem. Patron das Recht, 
über die Bewilligung von Ausgaben zu entscheiden, fernerhin nicht zukommen 
kann, welcher Ausspruch in die oben erwihnten Bestimmungen ($. 4.) mit den 
Worten aufgenommen ist: »Die Bestimmungen des Kirchengesetzes verbieten den 
Patronen, über die Einkünfte der Pfründe oder des Gotteshauses in was immer 
für einer Weise zu verfügen.c 

Die bezogene Vorschrift des Conciliums von Trient geht noch weiter, indem 
sie bestimmt, ne patroni Visitation! omamentorum Eccldkiae aut bonorum stabiiium 
seu fabricamm proventibus immisceant se, nisi quatenus id eis ex institutione 
aut fündatlone competat. Auch «He bürgerliche Gesetzgebung ist mitunter von 
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demselben Grundsätze lussegangen',' iiideim das an' das ihn'erSaterreicbbiclie laB«^ 
desgubernlam erlassene Rofdecret vom 14. Febroar 1787, Z. 295. anerdnete, dass 
die Vogtelobiigkeiten die Kirchenrecbnongen. mit welchen der Patronas keines 
Einfluss bat, wie bisher auch kflnftigbin zu iegen, und wenn der Patronus etwas 
von den Kircbengeldern berzunehmen antrSgt, sieb diessfails mit dem Vogtberrn 
vorlftuOg eirtzuversteben habe. Ailein in der Wiener Kircbenprovinz Ist den Patro¬ 
nen durch die Bestimmungen vom 2. Juli 1860 auf die Verwaltung des Kirchen- 
Vermögens ein bedeutender Einfluss eingerSumt worden, dessen Grinzen bis ra 
dem erwähnten, von dem Concilium von Trient den Bischöfen zuerkannten Rechte 
reichen. Das Provinciai-Concilium vom Jahre 1858 spricht sich bierOber (Tit. Vfl. 
eap. vr. $. 4.) folgendermassen aus: Canonum sanctiones prohibent, ne patrotil 
de beneficii aut fabürae proventibus quomodocumque disponant: Quum autem 
ipsornm sit, ad beneflcii et pecuHi Ecelesiae conservationem auxiiiatrices praebqre 
manus, apprime convenit, nt beneflciarium sive Ecelesiae rectorem consilio juvent 
et ad Episcopum deferant, quae circa bonorum administrationem minus probanda 
videntnr. His attentis nec non con«ideratls pecutiaribus. quae obtinent, rerom 
adjonclis, patronis liberum reiinquitor etc. 

Diem vorausgesetzt soll es nach dem weiteren Inhalte der allerbOeh.sten 
Entscbliessung vom 3. October 1858 dem Patrone unbenommen sein, entweder 
selbst oder mittelst eines Stellvertreters zu zweckmSssiger Verwaltung des Kir- 
ebengutes durch seinen Rath mitznwirken. Weil nämlich die Patrone verpflidHet 
sind, zur Erhaltung des PfMinden- und Gotteshaus-VermOgens bUD’eicbe Hand zo 
bieten, so entspricht es zufolge der Bestimmungen vom 2; Juli 1860 (§. 4.) ibref 
Steilung, dass sie den PfrQndeninbaber oder den Kirchenvorstdier mit. gutem 
Rathe unterstützen und weSn eine die GQterverwaltung betreifende Massnahme 
ihnen als minder zweckmflssig erscheint, dem Bischöfe davon Anzeige machen. 

Demgemäss soll der Patron oder sein Stellvertreter das Recht haben, za 
allen dieselben betreffenden Berathangen und Verbandlangen beigezogen zu wcf- 
den, wie auch bei G^enständen, Ober welche die KirchenvermOgensverwaltuog 
aaf eigene Verantwortlichkeit verfügen kann, zu verlangen, dass sie dem Bischöfe 
zor Entscheidung vorgelegt werden (allerh. Entschl. vom 3. October 1858). Die 
Bestimmungen vom 2. Juli 1860 haben diesem allerböcbsten Aussprache nach- 
kommend ($. 4. und 0.) erklärt, dass es in Anbetracht der vorhin bezeichneten 
Stellung der Patrone, wie auch in Erwägpng von V^bäUnissen, welche in def 
Kirebenproviaz Wien, wie in den meisten Tbellen des Kaiserthums sich geltend 
machen, den Patronen treigestellt sei, den Sitzui^en, in welchen über die Ver¬ 
waltung des Gotteshausverroögens verhandelt wird, entweder in eigener Person 
oder durch einen Bevollmäcbti|^ten, welcher ein Mann von katboliseber Religiop 
und ehrbarem Wandel sein soll, beizuwobnen, wodurch sie Gelegenheit erhalten^ 
dos ihnen durch die allerhöchste Entschliessung vom 3. October 1858 gewahrte 
Redit zu Obenf nämlich in dem Falle, wenn ihnen eine die Gflterverwaltung ber 
treffende Massnahme als minder zweckmässig oder dem Gottesbaase nachthejiig 
erscheint, dem Bischöfe davon die Anzeige zu machen, oder zu yerlangen, dass 
Massnahmen, welche die KirchenvermOgens-Verwaltung auf eine Verantwortpeh- 
keit innerhalb der Gränzen des ihr vorgezeiebneten Wirkungskreises verfügt, dem 
Bischöfe zur Entscheidnng vorgelegt werden. 

Als solche Massnahmen bezeichnen die Bestimmungen vom Juli 1860 t 
a) die Verausgabung der EinkOhOe des Gotteshauses, d. i. der Erträgnisse des 
StammvermOgens und der sonstigen zum StammvermOgmi nicht gebOrigra Ejne 



3Ü7 ‘AefettrrieftA: WMemf diw «todertsimr f 

nftuBen fir 4ie gcir9biilicli gtbrneb widk^hrenden (systemislrten) Grforderak«« 
d^s Gottesdienstes, datm fOr kleinere eoubentellungen and (r«lls der baare fasse* 
Stand mit Rücksicht auf den jährlichen Reebnungsabsehtuss diess zullsst). auch 
für aossenvdentlicbe Bedürfnisse, deren Kosten im Laufe eines Rechnung^aferes 
•die Somme von 50 fl. Osterr. Währ, nicht Übersteigen; b) die gerichtücbe Ein* 
klagang eines rechtmüssig, d. i. von Seite der Venuogensvertvattung mU «re* 
bi^bOflieber Eriaobniss aofgekündeten Capitales, dessen Kfl^zahlung auf Scbwie* 
cifkeiten stösst; ferner die gerichüicbe Einklagung der fülligen Interessen and 
anderer der Kbrche gebflbrenden Leistungen, wefem nicbt etwa das Recht selbst 
angefsebien wird. 

Falls aber der fatron von dem Re^te, den Sitzungen der KirrbenvermOgens* 
Terwattoiig, in denen Ober die Verwaltang des Gottesbans-Vwmögens verhandelt 
wird, entweder in eigener Person oder durch einen Bevollmächtigten beteun’Ohnen, 
keinen Gebrandi macht, so ist die Kircbenvermftgens-Verwaltung nicht verpflichtet, 
ttter die eben erwähnten Massnahmen, welche innerhalb ihres Wirkongskreises 
gelegen sind; die Erklärung des Kirchenpatrons einzuboien (Vgl. fürsterzbiacbüf« 
liehe Con$istorial*Verordnung 9. vom Juli 1862 sub 5. [Archiv !X., 456.]). 

Ferner soll der Bischof zufolge allerliOehsten Entsehliessung vom 8. Oeto* 
her 1858 keinen Anstand nehmen, auf Ansuchen des Patrons in Gegenwart des¬ 
selben oder seines Stellvertreters die Baulichkeiten und den Vermögensstand der 
dem Patronate unterstehenden Kirche oder Pfründe untersuchen zu lassen. Im 
Einklänge biemit erklären die Bestimmnngen vom2. Juli 1860 ($. 0. u. 20. [Ar rhi v IX.. 
S25fr.]), es stehe dem Patrone frei zu verlangen, dass das Gottesbausverinögen in sei¬ 
ner oder seines Bevollmächtigten Gegenwart von Demjenigen, weldien der Erzbischof 
danrit zu beauftragen findet, einer Durchsicht unterzogen werde, wie Aucb, diws 
im Beisein des Patrons oder seines Stellvertreters von einem Bevollmächtigten 
die Bauiiehketten bei den zur Pfründe gehörigen» Gebömlen in Aageaschein ge* 
nommen and alle wie immer bescbaffenen Gegenslünde, weidie io das Pfarrin* 
ventar aufgenommen sind, einer Durchsicht unterzogen werden. Hiebt minder 
Steht es narb $• tO. der Bestimmungen vom 2. Juli 1860 dom Patrone fred, dt« 
eRbiseböflkben Consistorium bebufr der Einleitung entsprechender Abhilfe die 
Anzeige zu machen, wenn der Pfründeninhaber die Ausbesserungen an den zur 
Pfründe gehörigen Gebäuden vernachlässiget, oder io anderer Beziobang «s au 
der pMichtmässigen Obsorg^ für das Pfrttndengnt mangoin lässt. 

Wenn es dem Patron nicht wohl möglich ist, den Berathongen «nd IVrr« 
handlangen über die zweckmäßige Verwaltang des Kirchengates seftst «der dunii 
einen Stellvertreter beizuwohnen, so verlangt die ailerhöehste EntsefalieMung vom 
6. October 1S58, dass von Seite der Vermögensverwtiiung in folgenden Ange* 
legenbeiten die sctariRlidie Aeosserung des Patronats eingebolt und dem iBisebofe 
vorgeiegt Werde: a) bei einer Veräusserm^ oder betrSebtUeben Betastni^ des 
Kirctaengutes; b) bei allen Massnahmen oder Ausgaben, zu weldien ^ Genehmi¬ 
gung des Bischofs erfordert wird; c) Ober die gehörig belegte Jahresrechnui^ 

Die oben bereits zur Sprache gebraekte Ministerlal-Verordnung vom ftO. Jani 
ISeO erwähnt ausdrücklich, dass zu den Belegen, mit welchen die Gesuebe um 
die landesfOrstlicbe Erlaubniss zur ‘Veräusserung oder Betastung zu versehen dnd, 
nach Beschaffenheit des Falles (d. h.- wenn ein Patronatsverhäitni» obwaltot) das 
Gutuchten des Patronats oder seines Stellvertreters goböil Dessgieiehen verfügt 
Me ArsterzbisMiüfliche Consistorial-VerordBong Nr. 9. vom 16. October t662 sub 
d., dan bei don an das farsterzMsdiüfltebe Omsiatoilam vorzulegcnden GesodieB 
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an Erwirkung der erzbisch&flicben Erlaubniss zor Veriosserong oder Belestaiig 
der Kirchengflter die Kircbenvermdgens-Yerwttltong nachweise, dass dem Patrofie 
Geiegenbeit gegeben war, sieb Ober die von ihr beabsiebtigte Ver&usserai^ oder 
Belastung zu erküren. 

Zufolge der .Vfinisterial-Verordnnng vom 20. Juni 1860 ist es als eine be> 
trtditlicbe Belastai^ zu behandeln (folglich zur Erwirkung des landesherrlirhen 
OnerationscoRsenses das Gutachten des Patrons oder seines Stellvertreters beizu¬ 
bringen), wenn Grundstöcke, Wohngebäude und Gerechtsame auf mehr als drei 
Jahre in Bestand gegeben werden, wie auch, wenn ausbedungen wird, dass der 
Pachtscbilling oder Mic-thzins fOr mehr als Ein Jahr im vortiinein'zu entrichten 
sei. Die fOrsterzbischblliche Consistorial-Verordnung 9. vom 18. October 1862 
bat Oberdiess die Anordnui^ getroffen, dass bei allen Verpachtungen des Gottes- 
hausvermOgens, wie auch bei der Verpachtung von PfVOndengütern, die ihre 
Wirksamkeit Ober die Zeit, während welcher der Pachtgeber im 'Besitze der 
PfrOnde ist, hinaus erstrecken soll, der Patron Gelegenheit erbalte, sich hferOber 
zu äussern. 

Als Massnahmen, zu welchen die Gertehniigui^ des Bischofs erfordert wird, 
bezeichnen die Bestimmungen vom 2. Juli 1860 die fruchtbringende Anlegung der 
zu dem Gottesbause gehörigen frei eigenthOmlichen oder Siiftungsgetder, wie 
aueb der zu der PfrOnde gehörigen Ca'pitalien, dann die von der Ki'rchenvermO- 
gens-Verwaltung'oder von dem kirchlichen Pfründner beabsichtigte Aufkündigung 
solcher fruchtbringend angelegten Gelder. Die in Bede stehenden Bestimmungen 
schreiben ($. 11.) vor, dass, wenn der Patron den Zusammenkünften, welche zum 
Behufe der Verwaltung des KirchenvermOgens gehalten werden, weder in Person 
noch durch einen Bevollmächtigten leicht bbiwobnen kann, doch in dem Kirchen¬ 
sprengel sich aufbält oder einen dort sich aufbaltenden Bevollmächtigten hat, 
er oder sein Bevollmächtigter um seine schriftlich auszudrttckende Meinung ange¬ 
gangen werde, so, oft es sich um eine Sache handelt, bei welcher die Verwaltung 
des KirchenvermOgens ohne hOhere Erlaubniss und Gutheissung nicht vorzngehen 
vermag. Die nämlichen Bestimmungen enthalten ferner 15. die ausdrückliche 
Zusicherung, dass man über die fTu^tbringende Anlegung unJ Aufkündung von 
PfrOndenkapiialien, wenn die Pfründe einem Patronatsrechte untersteht, auch das 
Gutachten'des Patrons einholen werde. Dass diess bezüglich der zum Gottesbaase 
gehörigen Gelder geschehe, ist durch die fUrsterzbischOfliche Consistorial-Verord- 
nqng Nr. 9. vom Jahre 1862 wiederholt vorgeschrieben worden. [A rc h Iv IX., 453 ff.] 

Dasselbe ist der Fall, wenn es sich um die Bestreitung ausserordentlicher 
(nidit sistemisirter) Ausgaben (auf Bauführungen, Beischaffung vdn Kirchenpara¬ 
menten, Chorinstrumenten u. s. w.) aus dem zor Bestreitung der Erfordernisse 
ausreichenden Kircheneinkommen bandelt, wenn diese Auslagen im Laufe eines 
Beefanuflgsjohres die Summe von 50 fl. Ost. W. Obersteigen. Es bandelt sich da 
um eine Sache, bei der die Verwaltung des KirchenvermOgens ohne höhere Er- 
laubniss und Gutheissung nicht vorzogehen vermag; somit tritt die Vorschrift des 
S. 11. der Bestimmungen vom 2. Juli 1860 in Wirksamkeit, was durch die fürst- 
erzbischOfliche Consistorial-Verordnung Nr. 9. vom Jahre 1862 neuerdings einge¬ 
schärft worden ist. 

Auch hinsichtlich der Kircbenrechnungen ist die allerhöchste Entschliessung 
vom 3. October 1858, nach welcher über die gehörig belegte Jahresrechnung die 
sdiriftliehe Aeusserung des Patrons eingebolt und dem Bischöfe vorgelegt werden 
soll, zum Vollzug gekommen, indem die KirchenvermOgens-Verwaltungen dureb 
Aicihr «to liMkMNeM X. 21 
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die Bestisamungen vom 2. Juli 1860 ($. 10.) angewiesen sind, zur Abfassung der 
Jabresrecbnung der gefdhrten Verwaltung den Patron oder'dessen BevoUmtchtig* 
ten beizuzieben, und zu gestatten, dass sich der Patron eine Abschrift der Rech¬ 
nung besorgen lasse oder ($. 11.), fails der Patron bei der Abfassung der Kir- 
dienrechndng nicht wohl anwesend sein kann, auf sein Veriangen ihm selbst oder 
seinem iü dem Kirchensprengel sich aufbaltenden Bevollmächtigten die Jahres¬ 
rechnung sammt den erläuternden Urkunden zu Oberscbicken. Die Näherbestim¬ 
mung der Ausführung dieser Weisung ist dem' Klerus durch die fOrsterzblschüf- 
licbe Consistoriai-Verordnung 9. vom Jahre 1862 sub 2. dargelegt worden. 

Zu den den eigenen Wirkungskreis der fQrsterzbischöfiicben Kirchenver- 
mOgens-Verwaltungen überschreitenden Massnahmen gehört auch die Einlassung 
in einen 'Streit Ober die Rechte der Kirche und Pfründe, womach hierüber im 
Sinne der allerhöchsten Entschliessung vom 3. October 1858 die schriftliche 
Aeusserung des Patrons einzubolen und dem Bischöfe vorzniegen ist. Im Einklänge 
biemit verordnen die Bestimmungen vom 2. Juli 1860 ($. 11.), dass, wenn der 
Patron den Zusammenkünften, welche zum Belmfe der Verwaltung des Kirchen* 
Vermögens gehalten werden, weder in Person noch durch einen Bevollmächtigten 
leicht beiwohnen kann, doch in dem Kirchensprengel sich aufhäit oder einen dort 
sich aufhaltenden Bevollmächtigten hat, er selbst oder sein Bevollmächtigter um 
seine schriftlich anszudrOckende Meinung anzugehen sei, so' oft es sich um die 
gerichtliche Einklagung eines rechtmässig aufgekündigten Capitals, fälliger Interessen 
oder anderer Leistungen handelt. Und zufolge 8.19. der erwähnten Bestimmungen 
soll in dem Falle, wenn der Pfründeninhaber die Erlaubniss nachsucht, Ober die 
Rechte der Pfründe sich in einen Rechtsstreit einzulassen, das Gutachten des 
Patrons eingebolt werden. Die fürsterzbischöfliche Consistoriai-Verordnung Nr. 9. 
vom Jahre 1862 hat diess sub 6. neuerdings in Erinnerung gebracht. 

Hinsichtlich der Vertretung der Kirchen oder Pfründen erklärt die aller¬ 
höchste Entschliessung vom 3. October 1838, dass, wenn der Patron bereit ist, 
die Pfründe oder Kirche bei einem Rechtsstreite auf eigene Kosten zu vertreten, 
diess, von ausserordentlichen Fällen abgesehen, als eine Wohltbat betrachtet werden 
müsse, es Jedoch nicht die allerhöchste Absicht sei, dem Bischöfe das Recht ab-" 
zusprechen, den vom Patrone bezeichneten Sachwalter gutzuheissen. Bei den 
Pfründen und Gotteshäusern des landesforstlichen Patronates, dann bei jenen,' 
welche einem auf dem Religions- oder Studienfonde beruhenden.Patronate unter¬ 
stehen, soll die Vertretung wie bisher von der Finanzprocuratur geleistet werden. 
Die Bestimmungen vom 2. Juli 1860 enthalten hierüber (§. 22.) Folgendes; »Wenn 
ein Rechtsstreit sich ergibt und der Patron bereit ist, die Sache des Gotteshauses 
oder der Pfründe auf eigene Kosten zu vertreten, So wird diess, abgesehen von 
ganz besonderen Umständen, mit Dank anzunehmen sein; nur muss die Person 
des Anwaltes, welchen er wählt, dem fOrsterzbiscböflichen Consistorium zur Gut¬ 
heissung angezeigt werden.« 

Endlich will die allerhöchste Entschliessung vom 3. October 1838, dass, 
wenn es nach Erledigung einer Pfründe sich um die Ausscheidung und allfäUige 
Ergänzung des Kirchen- und PfrOndenvermögens aus dem Nachlasse des Ver¬ 
storbenen oder dem Privateigenthuroe des abtretenden Pfründners bandelt, dann 
zur Uebergabe des Vermögens an den Nachfolger, der Patron oder dessen Stell¬ 
vertreter beizuziehen sei. Auch diesem Begehren sind die Bestimmungen vom 
2. Juli 1860 gerecht geworden; denn laut $. 25. dieser Bestimmungen bat im 
Falle der Erledigung einer Pfarre der Dechant mit Belziehung des Verwesers oder 
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der Verweser des erledigten geistlichen Amtes ond der Pflrfinde, der KirchenHIer, 
wie auch des Patrones oder seines Bevollmichtigten zu untersuchen, oh die Itt 
Inventare der PhrOnde und des Gotteshauses verzeichneten Gegenstände vorhan¬ 
den und wohl erhalten seien. Und nach $. 27. derselben Bestimmungen wird der 
Dechant Demjenigen, wel;;bem die Pfründe verliehen wird, nachdem derselbe die 
canonische Einsetzung erhalten hat, das PfrOndenvermügen Obergeben und hiezn 
nach Gestalt der Pfründe die Kirchenväter und den Patron oder dessen Bevoll¬ 
mächtigten beiziehen. 

Hiemit ist die< Art und Weise dai^elegt, auf welche bei der Verwaltung 
des PfirOnden- und Gottesbaus-VermOgens der den l‘alronen durch die allerhöchste 
Entschiiessung vom 3. October 1838 gesicherte Einfluss geübt werden kann. Die 
Bestimmungen vom 2. Juli 1860 haben noch beigefOgt (§. 4.), dass den Patronen 
aHe ihnen als solchen zuständigen Rechte auch dann verbleiben, wenn sie die¬ 
selben bisher unter dem Namen von VOgten übten, dann ($. 12.) dass es, wenn 
dem Patron in dieser seiner Eigenschaft oder unter Jem Namen eines Vogtes kraft 
der Stiflungsbedingungen grossere Rechte zustehen, als demselben durch die Be¬ 
stimmungen vom 2. Juli 1860 zugewiesen werden, keinen Anstand haben werde, 
dass er nach geleisteter Beweisführung diese Rechte in Ausübung bringe. 

Da die oft bezogene allerhöchste Entschiiessung vom 3. October in Aus¬ 
sicht stellt, dass nicht nur bei den Pfründen und Gotteshäusern des landesfQrst- 
lichen Patronates, sondern auch bei jenen, welche ejnem auf dem Religions- oder 
Stodienfonde beruhenden Patronate unterstehen, die kaiserliche Regierung die dem 
Patronate zukommenden Befugnisse fortwährend üben werde, so ist von Seite der 
k. k. n. 0. Stattbalterei unter dem 30. Hai 1863, Zahl 17,376. für die Patronats- 
Commissäre bei landesfürstlicben, Religions- und Studienfonds-I'atronats-Kirchen 
in Nieder-Oesterreich die in Nr. 19., Seite 154. wortgetreu abgedrnckte Instruction 
erlassen worden, welche sich die betreifenden fürsterzbischöflichen Kircbenver- 
mOgens-Verwaltungen bei ihrem amtlichen Verkehre mit den erwähnten Patronats- 
Commissären gegenwärtig zu halten haben. 


3. Instruction der Stattbalterei von Kärnthen vom 1. Juli 1863. 

für die mit den Functionen der Patronatsrepräseutation rücksicbtlicb der Kirchen 
und Pfründen des landesfürstlicben, dann des dem Religions- und Studienfond 
zustehenden Patronates betrauten Patronatscommissäre, nebst Erläuterungen des 
fOrstbischöflicben Consistoriüms von Gurk vom 13.'Juli 1863 über die Rechte und 
Pflichten der Patrone bei der Kirchen- und' PfründenvermOgens-Verwaltung 

ln Folge der allerhöchsten Entschiiessung vom 3. October 1838 wurden in 
der Diöcesanvorschrift vom 3. October 1839 Z. 246. praes. über Kirchen- und 
PflründenVermögens-Verwaltung die Rechte und Pflichten der Pfarrpatronate in 
nachstehenden Paragraphen normirt: 

§. 3. (Rechte der Patrone im A llgem einen.) Die Rechte der Patrone 
hinsichtlich der Verwaltung des Kirchenvermögens sind nach den Kirchengesetzen 
und einer diesen Gesetzen nicht widersprechenden langjährigen ununterbrochenen 


1) Betreffend den Eirlasa des k. k. Stsstsministeriums vom SO. August 186t 
Nr. 8300, womit die Vorlage der Eirchenrechnnngen in duplo abverlangt wurde, hatte 
der Hochw. Fürstbischof von Gurk unmittelbar und abgesondert eine Vorstellung 
an dasselbe gerichtet. Die CoUeotiv • Eingabe mehrerer österreichischen Bischöfe (im 
Archiv X., 160 ff.) folgte. Im Verorduungs-Blatt fiir die Diocese Gurk 186S. Nr. 4. 
vom 20. Mai 1863 wurde sodann das Resultat bekannt gegeben, dass vom obigen 
Begehren abgegangen und mit einfachen Rechnungsextracten sich begnügt werden 
woUte, dass aber zur mehreren ControUe Patronatscommissäre aufgestellt werden soll¬ 
ten, welchen die Prüfung der Rechnungen obliegen würde. 
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Ofcbifif stä iKortbeilen, im iHgeneiaen roM es den Kir«beop«(irone imbeneanmn. 
Utfiben, entweder sel^t oder mktelst eines Stellvertreters, welcher stets ein 
katholischer Mann von unbescholtenem Rufe sein soll, zur zweckmSssigen Ver¬ 
waltung des Kirchengutes durch seinen Rath mitzuwirken. Sollte aber ein Patron 
beweisen khnneii, dass -ihm in Folge der Stiftung oder anderer rechtskrlftiger 
Titel grössere ite^ie bei Verwaltut^ des Vermögens einer Kirche zokommen, so 
^ht es ihm R’ei, die.selben geltend zu maohen. 

Nicht nur bei Kirchen landesfDrstlichen Patronats, sondern auch bei jeden, 
welche einem auf dem Reiigions- oder Studienfbnde ruhenden Patronate unter¬ 
stehen, fibt die kaiserliche Regierung, so lange sie im Namen der Kirche die ge- 
dftshten Fonde verwaltet, die dem Patrone zukomroenden Befugnisse. 

S- 4. (Beitragspfljeht der Patrone, Gemeinden etc,) lieber die 
Fr^ge von wem und in welehe« Masse bei Unzulöngiichkeil des K^irchenvermö- 
gens zur Bestreitung kirchlicher Bedürfnisse bei;ulragen sei, und in wie weit 
solche Leistungen erzwungen werden können, bleiben, zufolge allerhöchster 
Kntschiiessang vom 3. October 1858, för jetzt die bestehenden Vorschriften noch 
in Kcafti 

Seine apostolische Majestät haben sieb jedoch Vorbehalten, diese Angelegen- 
beit mit ROcksiclit auf das Kirebengesetz, die Landesgewobnheiten und die durch¬ 
geführte Grundentlastnng neu zu ordnen, 

§. 20, (Befugniss der Verwaltung zu Ausgaben.) Nebst der Be¬ 
streitung der laufenden und jährlich wiederkehronden Auslagen kann die Kircbeii- 
vermögensverwaltung für vorübergehende Bedürfnisse und kleine Reparaturen 
bei Kirchen, welche ein jährliches Einkommen von mindestens 800 fl. haben, den 
Betrag von 25 fl., bei andern minder dotirien dön Betrag von 15 fl. österr. Währ. 
Fall für Fall aus den currenten Einnahmen unter ihrer eigenen Verantwortlichkeit 
and ohne Einholung einer Bewilligung verausgaben; es sei denn, dass der Patron 
oder dessen Steliverireter mit Rücksicht auf den Vermögensstand der Kirche 
überhaupt, oder im Hinblick auf nabe bevorstehende grössere Auslagen, verlangt, 
dass der Gegenstand dem Ordinariate zur Entscheidung vorgelegt werde. 

$. 21. (Befugniss bezüglich Einklagung anfgekOndeter Capi¬ 
talien und fälliger Zinsen) Oesgleicben ist die Verwaltung befhgt, «ach 
«ii^ehoRer Aeusserung des Patrons , die rechtmässig aut^ekündeten Capitatiea, 
dann fällige Interessen und andere der Kirche gebührende Leistungen nach eige¬ 
nem Ermessen einzuklagen, sobald das Recht der Einklagung überhaupt ausser 
Frage gestellt erscheint. 

S- 22. (Aüsgaben-Bcwiiligung durch das Ordinariat.)' Die Be¬ 
willigwog zu nicht systemisirten Ausgaben aus dem Erträgnisse des Kircb.enver- 
inögens, welche die im §. 20. eingeräumte Befugniss überschreiten, ertheilt das 
Ordinariat, an welches die Verw'altung, die mit dem Nachweise über die abge¬ 
gebene Aeasserting des Patrons (vergl.$.29. und 30.) belegten Gesuche durch 
den Dechant oder dessen Stellvertreter zu leiten bat. Das Recht, über die Be¬ 
willigung von Ausgaben zu entscheiden, kann fernerhin dem Kirchenpatrene 
nicht zukomroea. 

$. 23. (Anlegung und Aufkündigung von Capitalien.) Dasselbe 
ist za beobachten, wenn es sich um die ürachtbringende Anlegung von kireben- 
eigentbümlichen Capitalien zum Zwecke einer neuen Elocirung, oder um die Ab¬ 
schliessung von Mieth- und Pachtverträgen über eigenthOmlicbe Kirchen-RealHäten 
bandelt, wenngleich diese Verträge nicht unter die ini $. 17. erwähnten Bestim¬ 
mungen fallen. 

§. 27. (Vertretung des Kirchen Vermögens.) Die Vertretung des 
. Kirchenvermögens liegt in der Regel der Vermögensverw-altung ob, sie darf je¬ 
doch (mit Ausnahme der im §. 21. erwähnten gerichtlichen Vorgänge) keine 
Beehtsstreitigkeit ohne Bewilligung des Ordinariates beginnen, bei deren Erwirkung 
die Bestimmungen des $.22. einzubalten sind. Wenn der Patron bereit ist, die 
Kirche bei einem Rechtsstreite auf eigene Kosten zu vertreten, so muss dies — 
von ausserordentlichen Fällen abgesehen — als eine Wohlthat betrachtet werden; 
jedoch beabsichtigen Se. k. k. apost. Majestät laut allerhöchster Entscbliessnng 
vom 3. October v. J. nicht, dem Bischöfe da'^ Recht abzuspreeben, dass von ihm 
(Ue Gotbeissung des vom Patron bezeichneten Sachwalters abhänge, 

$.28. (Vertretung bei Kircben, öffeDtlieben Patronats.) Bei 
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den Kireben des laildesfOi^tnebeii Patronats, dann bei jenen, welche einem. aoT 
dem Religions* oder Stodienfonde berabenden Patronate nnterstehen, wird Ae 
Vertretung wie bisher von der k. k. FInanz-Procnrator zu leisten seid. Bei sieh 
ergebenden Fliien dieser .\rt wird sich das Ordinariat wegen Einleitung der Ver¬ 
tretung mit der k. k. Landes-Regierung in das Einvernehmen setzen. 

$. 29. (Stellung des Patrons zur Verwaltung des Kirchen- 
Vermögens.) Hinsichtlich des Verhältnisses des Patrons zur Verwaltung wird 
unter Begehung auf $. 3. bemerkt, dass derselbe — oder sein Stellvertreter — 
das Recht bat, in wichtigen Verwaltungs-Angelegenheiten mit seinem Rathe beft-^ 
zuwirken, und in Fällen, wo die Verwaltung gemäss §. 20. und 21. auf eigene 
Verantwortlichkeit verfQgen kann, zu verlangen, dass sie dem Ordinariate zdt 
Entscheidung vorgelegt werden. 

$. 30. (Fortsetzung.) Kann der Patron weder selbst noch durch einen 
Vertreter bei den vorangedeuteten Verhandlungen zugegen sein — wohnt jedoch 
er oder sein Vertreter im Bereiche der Diöcese, — so hat die Verwaltung nicht 
nur bei einer Veräusserung oder beträchtlichen Belastung, sondern auch bei allen 
Massnahmen oder Ausgaben, zu welchen die Genehmigung des Bischofs erfordert 
wird, fiberdiess aber auch dann, wenn es sich um die Einklagung von recht¬ 
mässig aufgekündeten Capitalien, oder der fälligen Interessen oder sonstigen 
Leistungen bandelt, die schriftliche Aeusserung des Patrons einzuholen und dem 
Bischöfe vorzulegen. 

$. 42. (Revision des Vermögensstandes.) Auch wird das Ordinariat 
keinen Anstand nehmen, auf Ansuchen des Kirchenpatrons, in Gegenwart dessel* 
ben oder seines Stellvertreters, die Baulichkeiten oder den Vermögensstand der 
dem Patronate unterstehenden Kirche untersuchen zu lassen. Vorzüglich sollte 
diese Untersuchung bei jedem Wechsel in der Person des Pfründnt^rs und bei der 
Bestellung neimr Kirche nkämmerer vorgenommen werden. 

$.47. (Theilnehmer der Rechnungslegung.) Zur Aufnahme der 
Kirebenrechnung ist nebst den pflichtgemäss anwesenden Glied^ der Kin^n- 
vermögens-Verwaltung der Kirchenpatron einzniaden. Es steht llTm frei, die ihm 
nothwendig scheinenden Erinnerungen zu machen, auch dieselben sdiriftlich der 
Rechnung beiznlegen. Wünscht der Kirchenpatron eine Abschrift der Rechnung^ 
zu haben, so ist ihm zu gestatten, auf seine Kosten eine solche, jedoch ohne Ge¬ 
fährdung des Terrains zur Rechnungsvorlage, anfertigen zu lassen. Die Zusen¬ 
dung der Rechnungen an Patrone, die weder selbst noch durch ihre Stellvertre¬ 
ter bei der Reehnungsverfassung zugegen waren, k*nn nur in besonders rOck- 
siehtswOrJigen Fällen, und auch da nur innerhalb der Diärese, erfolgen. 

§. 48. (Besondere Pflichten der Theilnehmer (der Kirchenrech¬ 
nung) - insbesondere wegen Revision der Gebäude.) Bei der Auf¬ 
nahme der Kirebenrechnung sollen nicht nur Einnahmen und Ausgaben im Ent¬ 
gegenhalte der vorhandenen Quittungen sorgfältig geprüft, sondern der .Stand des 
Vermögens Oberhaupt einer eindringlichen Revision unterzogen und hierbei vor¬ 
zugsweise Aufmerksamkeit der Erhaltung des Stammvermögens, der pupillar- 
mässigen SicHerstellung der elocirlen Capitale, den Veränderungen des Inventars 
und dem Stande der Kirchen- und Pfründen-Gebäude zugewendet werden. Was 
Insbesondere die Gebäude betrifft, müsste die Verwaltung zur strengen Verant¬ 
wortung und Ersatz für jene Gebrechen gezogen werden, welche aus offenbarer 
Vernachlässigung und minder sorgfältigen Einhaltung der Bedachung entstehen, 
wesshalb entweder bei der Kirchenrechnungs-Aufnahme, oder falls die Verhält¬ 
nisse der Jahreszeit es damals nicht gestatten, später, besonders hei Gelegenheit 
der Decanats-Visitation. diese Revision vorzunehmen ist, wenn selbe nicht über 
Brsnehen des Patrons ($. 42.) im Laufe des Jahres bereits vorgenommen wurde. 

$. 56. (Rechte des Pfründners bei Verwaltung des Pf'rOnden- 
Vermögens (Fortsetzung), ln Ansehung der Vet^usserung uud Belastung der 
Substanz des Pfründengutes, dan.i der fruclifbringenden Anlegung oder der Auf- 
kOndung von Capitalien, welche zu dem Stammverraögen des Benefleiums gehören, 
hat der Pfründner die Bestimmungen der $$. 23. (17. 24. 25. 26.) zur Richt- 
satmur zu nehmen. Wenn die für verlooate Grundentlastungs-Obligationea oder 
ändere aafgekftudete Pfründeneapitalien in Empfang genomtnenen' Baarbetrige 
Hiebt wie^r fracbtbriagejtd elacie^ sandero io was immer füf einer aaderew 
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Weise verwendet werden wellen, sind die Vorscbriften Qber die Vetdosserong za 
befolgen. 

Die Veraosbezahlong des Mieth* und Pachtzinses darf bei sonstiger UngiU 
tigfceit des Vertrages nur fQr ein halbes Jahr bedangen oder geleistet werden, 
weil sonst der Nachfolger im Pfrfindengenosse zu Schaden k9me. 

f. 57. (Stiftungen für Pfründen.) lieber die Annahme von Stif- 
tongen, welche zu Gunsten einer geistlirhen Pfründe gemacht werden, ent* 
sebeidet das Ordinariat, an welches sieh der Pfründner unter Vortage der Aeasse* 
rang des (bei der Vermehrung und Verwaltung des Pfründenvermögens interessir* 
len) Patrons zu wenden, so wie er auch für die Ausfertigung der Siitlungsurkunde 
an sorgen und sie zur Bestitigung dem Ordinariate vorzulegen hat. Im Allge¬ 
meinen ist hiebei der durch §. 33. vorgezeichnete Geschäftsgang einzuhalten. 

J. 58. (Vorschrift gegen Deteriorirung der Pfründen.) Es ist 
Pflicht des Derbanis (oder seines Stellvertreters) dem Pfründner VemachlSssignngen 
der Gebäude, so wie des Pfründenvermögens überhaupt im Namen des Ordinariats 
zu rügen. Eben so hat auch der Patron das Recht, ihn an seine diessfälligen 
Pflichten zu mahnen — ein Recht, das bei Pftfinden des landesfürstlichen oder 
Religions- und Studienfonds-Patronats von der k. k. politischen Landesstelle zu 
Oben ist. Bleibt die gemachte Erinnerung ohne Erfolg, so haben sie die Anzeige 
an das Ordinariat zu leiten. 

Dieses wird dem Ansuchen des Patrones oder dessen Stellvertreters in sei¬ 
ner Gegenwart die Baulichkeiten und den Vermögenstand der Pfründen unter- 
soeben zu lassen, anstandlos Folge geben. 

$.59. (Rechtsstreitigkeiten.) Der geistliche Pfründner ist befugt, 
die rechtmässig aufgekündeten Pfründen-Capitalien, dann die von derlei elocirlen 
Capitalien fälligen Interessen und andere der Pfründe gebührenden Leistungen 
naeb eigenem Ermessen einzuklagen. Ausserdem aber darf er keine die Pfründe 
aih^ebende Rechisstreiiigkeit ohne Einwilligung des bischöflichen Ordinariats be¬ 
ginnen. zu deaen Erwirkung er die eingeholte Aeusserui^ des Pfründen-Pairons 
naebzuweisen bat. llinsicbtiirb der Vertretung der geistiieben Pfründe durch den 
Patron gilt das im $. 27. und 28. Gesagte. 

$. 64. (Uebergabe der Temporalien-Verwaltung an den Pro¬ 
visor.) Der Bezirksdeebant. oder der mit der öconomiseben - Leitung betraute 
Stellvertreter des Ordinariats, hat mit intervenirung der Mitglieder der Kirchen- 
vermögens-VerWallung so wie des Patrons oder seines Stellvertreters — wenn 
sie über geschehene Einladung dabei erscheinen wollen — dafür zu sorgen, dass 
alle Gegenstände des Kirchen- und PfrOnden-lnventars (vgl. $$. 14. und 54.) aus 
dem Nachlasse des Verstorbenen oder aus dem Vermögen d^ abgetretenen 
Pfründners gehörig au.'gescbieden, und nötbigenfalls ergänzt, dann aber dem 
Provisor Obergeben und von diesem bis zuui Antritte des Nachfolgers gehörig 
verwahrt und erhalten werden. Sollte aus diesem oder einem anderen Anlasse 
eine Rechisstreiiigkeit Ober die Rechte der Kirche oder Pfründe erwachsen, so 
sind hiebei die Bestimmungen der $$. 27. und 59. im Auge zu behalten. 

$. 68. (lüstallation des neuen Pfründners.) Sobald der nen- 
emaonte Pfründner die canonisebe Einsetzung von Seite des Ordinariats erhalten 
bat, welches den Tag derselben der k. k. Landesregierung wegen Abschlbss der 
fotercalar-Periode bekannt gibt, wird ihm an einem hiezu festgesetzten Tage der 
Bevollmächtigte des Ordinariates mit Beiziehung des Patrons (oder dessen Stell¬ 
vertreters) und aller Mitglieder der Kirchenvermögens-Verwaltung das kirchen- 
eigentbümliche und Stift ungs-Vermögen übergeben und ihn in den Genuss des 
Pfrfinden-VermOgens einführen. Hierbei ist das authentische Kirchen- und Pfröo- 
4en-lnveniar ($$. 14.54.) zu Grande za legen. Zugleich-Ist eine genaue Be¬ 
schreibung des Zustandes der der Pfründe und Kirche gehörigen beweglichen und 
UObeweglii'hen Güter, so wie des Bauzustandes der pfarrlicben Gebäude vorzu- 
oebmen; es sei denn, dass eine solche Beschreibung nach dem Tode oder Aus* 
trltte des früheren Pfründners verfasst worden wäre, und von keinem Betheilig* 
ten die Revi.sion derselben verlangt würde. ' 

$. 69. (Unterfertigung des Installations-Protokolls.) Das über 
die Installation anfgenommene Protokoll ist in zwei Exemplaren aaszofertigen und 
von allen vorgenannten dabei Betbeiiigten zu unterzeichnen. Der Instailirte bat 
Miaer tlutenebrift das schrlftlicbe GelMiiiss ätuofOgen, dass er das übemeinmeDe 
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Kireben*, Stiftoogs* ood Pft’&oden-Vermftgon nach Hassgabe der voranatebendeo 
and sonst Geltang habenden Vorschriften nach bestem Wissen and Gewissen er> 
baUeo'und verwalten werde. 

Das eine Exemplar des Protokolls ist in die Kircbencasse za binterlegen, 
das andere an das Ordinariat einzusenden. 

Zur Wahrnehmung der Rechte des landesfUrstlichen, dann des Reilgions* 
und Studienfonds-Patronats wurde die Bestellung von landesfQrstlichen Patronats» 
commissären in Aussicht gestellt. Selbe ist nunmehr erfolgt and es wurden fllr 
die Kirchen und Pfründen dieser ülTentiichen Patronate — ausser Klagenfurt — 
die betrelTenden Herren k. k. Bezirks Vorsteher oder deren Stellvertreter durch 
den Erlass der bochlöl)l. k. k. Landesbehörde d. d. I. Juli I. J. Z. 459. als Patro* 
natscommissare bestellt, und denselben für ihre diessfailigen Functionen die wört* 
lieh nachstehende Ainis-instructiön ertheilt: 

»§. 1. Der PatronatS'Commissär hat zur zweckmässigen Verwaltung des 
Kirchengutes durch seinen Rath mitzuwirken, and hat das Recht, zu allen 
dieselben betreffenden Berathungen und Verhandlungen beigezogen zu werden. 

$. 2. So wie es einerseits eine wesentliche Pflicht des Patronats-Com» 
missärs ist, seine Aufinerksamkeit vor Allem dahin zu richten, dass das Kircben- 
und PDDnden-Vermögen im Stamme nie geschmälert, die KircheneinkOnfte recht» 
zeitig eingebracht und entsprechend verwendet, d. i. nicht aaf unnötbige oder 
übermflssige mit den Einkünften der Kirche in keinem Verhältnisse stehende 
AnschaflTUngen verbraucht werden und keine unbefugte Veräusserung oder Be¬ 
lastung des kirchlichen Gutes stattflnde, — so steht ihm andererseits zu: 

I . Bei Gegen.ständen, über welche die Kirchen-Vermflgens-Verwaltung auf 
eigene Verantwortlichkeit verfügen kann, zu verlangen, dass sie dem Bischöfe . 
zur Entscheidung vorgelegt werden. 

II. Die gutachtliche Aeusserung abzugeben: 

a) bei allen anderen nicht systemisirten Ausgaben aus dem Erträgnisse des 
Kirchenvermögens; 

b) bei fruchtbringender Anlegung von kircheneigentbOmlicben Capitalten, oder 
bei Aufkündung solcher Capitalien zum Zwecke einer neuen Elocirung; 

c) bei Abschiiessung von Mieth- und Pachtverträgen über eigenthOmliche Kir- 
Chen-Realitäten auf nicht mehr als drei Jahre, und wenn der Mieth- oder 
Pachtzins nicht für nfehr als Ein Jahr vorhinein zu entrichten bedangen wird; 

d) bei Veräusserung eines Kirebengutes, dessen Werth 100 fl. nicht übersteigt; 

-e) bet Belastung Kirchengutes, wenn sie die Summe von 1000 fl. nicht 

übersteigt und durch die zu leistenden Jahres-Interessen die Bestreitung der 
nothwendlgsten currenten Bedürfnisse nicht beeinträchtiget wird; . 

f) bei Annahme von Stiftungen zu Gunsten einer geistlichen Pfründe. 

Diese Aeusserungen sind in der Regel im schriftlichen Verkehre abzugeben; 
bei mündlichen Verhandlungen sind dieselben dem über die betreffende Beratbung 
von der Vermögens-Verwaltung aufgenommenen Akte beizufügen. 

$. 3. Der Patronats-Commissär bat bei der Anfertigung der Kirchen-Jabres- 
reebnung in der Regel innerhalb eines Trienniums Einmal persönlich zu inter- 
veniren und die ihm nothwendig scheinenden Erinnerungen schriftlich der Rech¬ 
nung beizulegen, oder die Rechnung im Concepte und in der Rein'Chrift mit 
seinem »Vidia zu versehen. 

In den Fällen, in welchen die persönliche Anwesenheit des Patronats-Com- 
missärs nicht stattflndet, ist dessen Aeusserung über die angefertigte Kirchen¬ 
rechnung im schriftlichen Verkehre zu vermitteln. 

|. 4. in beiden Fällen des voranstehenden Paragraphes hat der Patronats- 
Commissär 

I. seine eingehende .Aufmerksamkeit darauf zu richten, ob die Inventare, 
welche die Grundlage zur Kenntnids aller Einnabmsquellen und Ausgaben oder 
Erfordernisse der Patronatskirche bieten, genau geführt, alle Einnahmen und flxmi' 
Ausgaben mit allen ihren Devolutions- und sonstigen Rechtstiteln, urkundlichen 
Begründungen und Beweisinstrumenten, sowie nicht minder die Fahrnisse, d. i. 
Prätiosen, Paramente, GeräthschaDen u. dgl., speciell, klar und deutlich besdirie- 
bon und die Obligationen entsprechend vincullrt sind; 

. II. auf die. richtige Führung der Journale zu sehen, d. i.edes Tagebuches, 
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frt wtKhes alle EmpfBngre und Ausgaben sögldiph bei ihrtni'VorbomnieB anfM* 
nebitten stad, and aus denen da» Ergeftnlss ln die Redinang flberfragen wird. 

Bel seiner persönlichen .Anwesenbeit wird der PatTonats-CWntnlsaör nach 
Abscbhlss des Joumates sieb von dessen Uebereinstimmong mit der Cassebaar- 
Schaft überzeugen. 

111. Zu prüfen; 

a) ob die Cassereste richtig übertragen, 

b) die In der currenten €ebarung befindlichen StamnigeWer ihrer Bestlmmhng 
zogenihrt, 

c> die Procenten aus Capitalien, Realitäten und nutzbaren Rechten gehörig ver¬ 
rechnet, 

d> die disponiblen Cassereste fructificirt, 

e) die Activreste rechtzeitig eingebraebt und 

0 die Pa.<isiv-Röekstände nach Mögbehkeit abgetragen, worden sind. 

J. 5. ßeiegenheitlicb der persönlichen Intervention bei Aufnahme der Kir- 
cbeurechnungen wird sich der Patronais • CommissSr überdiess vom baulichen 
Zustande der Kirchen - und PfriindengebSude und insbesondere darüber die 
genaueste l'eberzeugung verschaflVn. ob und welche Gebrechen einer ofTenhareo 
Vernachlissignng überhaupt und insbesondere einer minder soi^filiigen Einhaltung 
der Bedachuag zuzusclureiben sind, dann ob der Pfründner seinen ihm in Betreff 
hIsiBerer Reparaturen und Einhaltung der sarta teota an den Pfarrhofgebfiuden 
obliegenden Verpflichtungen nachgekommen ist. 

§. (r. We Aeusserung des Patronats-Commissfirs hat sich Ober »Ile rOck- 
SiflbtHeh der Kircbenvermögens-Verwaltung vorgefiindenen Gebrechen, sowie über 
dMi hMüchen Zustand der Gebiude za erstrecken. 

Bietet sich bei der vorgenommenen Prüfung Anlass zu besonderen wesent¬ 
lichen Bemerkniigen, vorzugsweise hinsichtlich der Unversebribeit des Stammver- 
mi^ens, oder wenn eine derartige Vermehrung des Gotteshaus- oder PfrOnden- 
Vermögens ersieht lieh wird, dass in Folge derselben die gänzliche oder theiiweise 
Einsitellung eines bisher aus einem öffentlichen Fonde geleisteten Beitrages, oder 
die Abstreif\ing einer von einem solchen Fonde übernommenen Verpflichtung an- 
geuigt erscheinl, odef- wird eine unrichtige Gebabrung, eine unbefugte Belastung 
des Vermögens oder eine unbefugte Veräusserung desselben, oder sonst eine Ver¬ 
schleuderung wahrgenommen, so bat der Patronats-Cotnmissär, abgesehen von 
seinen in dieser Kigenschaft zu macbenden Bemerkungen, die Anzeige an die 
Landt^sbebörtte zu erstatten. 

In gleicher Weise sind wahrgenommene offenbare Vernachlässigungen des 
banlicben Zustandes und der dem Pfründner nach den bestehenden Directiven 
obliegendCh kleineren,Baureparaturen der Landesbebörde anzuzeigen. 

Auch dann, wenn derlei Wabrnebmungea bei anderen Anlässen gemacht 
werden und der Pati;oaats-Comipi$sär die Vornahme einer Revision des Vermögens- 
Standes für dringend wflnschenswertb erachtet, ist die Anzeige an die Landesbe¬ 
hörde zur entsprechenden weiteren Veranlassung zu machen. 

$. 7. Sn wie einerseits die öftere als einmalige persönliche Intefvenlion 
des Patronats • Commissärs bei AuiViahme der Kirchenrechnung innerhalb deS 
Trienniums rücksicbtlicb solcher Pfründen, bei denen eine fortgesetzte nachläs-sige 
Gebabrung wahrnehmbar sein solfte, zalä$.sig erscheint, so kann andererseits in 
Fällen notorisch gnter Kirchen- und PfrOnden-Vermögens-Verwalturtg, und' Itaso- 
ferne dem Patronnts-Commissär die betreffenden Verhältnisse genau bekannt sind, 
auch von einer einmaligen persönlichen Erscheinung bei der Kirrhenrechnnngs- 
Aufnabme Umgang genommen und sich mit der Uebersendung der belegten Retb- 
mmg zur .Abgabe der schriftlichen Aeusserung begnügt werden. 

J. 8. Der Patronats-Commissär hat bei Erledigung einer Pfründe persönWeh 
zur iÄstrtruBg des Kirchen- und Pfründen Vermögens zu erscheinen. 

. . In einem solchen Falle sind die Inveiiiare umsiebtig und ehidringM» zh 
prfiifitn und jene Vorkehrungen wabrzunehnien, welche zum Behuf« der allfilNga» 
Ausscheidung oder Ergänzung dieses Vermögen» aus dem Nachlasse de» verstor¬ 
benen oder aus dem Vermögen des abgelretenets Pfründners getroffen werden. 

Der Patronats-Comraissär hat tm geeigneten Wege zu veraMassen, dass bei 
dieser Gelegenheit in seiner Gegenwart auch die BaoiicAkeflea. dureb einen be- 
wöbrteo Sacteerst&adigen einar gennaeu Untmaölmog onterzogen und hiebei 
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insbesondere ancb ermittelt werde; iNUM Otbrdcben, an den Pfarrgebdoden den 
bestehenden Directiven gemdss aus dem Verlasse des verstorbenen oder aus dem 
Vermdfen des abgetretenen PfMtndner» su eineben sind, and ist der Itefdr er» 
gritlelte Betrag zur AnniehiiMg! bei der Abiandlangs-testMz oder zur sonstigen 
Anbringung im Auge zu behalten. 

f. 9. Zur Hmriichsten Schonui^ der ölTeiitliehen PalronatS'Fonde hat der 
PatronatsrCommissdr angelegentliche Sorge, za tragen, dass sein persönliches Er* 
scheinen in den vorangefQhrten Fällen ausser dem Orte des Amtssitzes, insoweit 
diess mit der Dringlichkeit des Gegenstandes vereinbarlich und ohne GeRIhrdang 
des Termines znr Vorlage der Jahres-Kbrchenreehnong Ihnnlich ist, nur geiegen« 
heitlirh anderweitiger Dienatesrcisei» in dem betreffenden Pfarrart oder in dessen 
NIhe siattOnde. 

$. 10. In allen Fällen des schriftlichen Verkehrs wird dem Patronats- 
Commlssär die thunllcbste beschleunigte Abgabe der Patronats-Aedssernng zur 
Pflichc gemacht. 

11. Wird der Patronats-Coramissir nach % 7. dev DiöeestD-Baavonchrilt 
vom tO. April 186(> zur Erhebung über vorzonebmende Banlicbkeiten oder zur 
V'oncurrenz-Verhandlung beigezogen, so hat derselbe ernstlich zu sorgen, dass alle 
jene Gebrechen, deren Behebung aus Anlass offenbarer oder nachweisbarer Ver- 
naebUstrignog, oder in Betreff der kleineren Reparaturen nach den Concurrenz* 
VovschtMlten den» PmOndner allein zur Ladt fällt, genau erhoben, das- Bambedüitf- 
niss sowohl rflcksichtlich des Umfanges als anch der Bebebungsart dargethan und 
nachgewiesen werde, welche Kosten blefOr das Vermögen der betreffenden Kirche 
und ihrer FiliaTcm mit der nach den Concurrenz- Vorschriften gestatteten Ansptm^ 
nong seiner Kräfte ohne Beeinträchtigung der Bestreitung ourventeT Erfordendsoe 
zu wagen im Stande ist 

if. Ii2. ln allen übrigen in den vorausgegangenen Paragraphen niciU ver* 
zeichneten Fällen behält sich die Landesbehörde die Ausübung der dem landes- 
fÜrstfMien, dann denr ReRgions- and Stodienfonds-Patronate zostebenden Rechfe ^ 

hOVOTi 

K. k. LanddsDehOrde, KlageuCurt am 1. Juli 18634 

K. k: Landesebef: Freiheit «. Schlug«, 

llomit dies« in» Eiaklange mit dev bierimtlichen Vorschrift vom (kto-ber 
1839 ertbeMte iustraction unbeirrt zur Ausführung gelange, werden die Kirchen- 
vorstehungen hiemit angewiesen, sich dieselbe genau gegenwärtig zu Balten, und 
bei ihren diessfälligen Amtshandlangen znr Richtschnur zu nehmen. BisBesondZtV 
wird verfügt; 

8. Damit die im $. 2. li. (Geser Instruction angedenteten gutäciitUchon 
.4eusserungen rechtzeitig und verlässlich erstattet werden können, ist an den lan- 
diesfürstlicben Patronats-Comraissär in dien bezeichneten FtilTen unter Vorfage der 
erforderlicten Behelfe Bericlll zu erstatten- und «He Abgabe dfer gutäebtliciven 
.teusseruDg anzusuchen. 

b. Wenn der Palrouats-Commtsalv durch sdhae' Anitsgoscbäfle gehindert 
ist, gemäss $. 3; der Instruction persönlich bei der Anfertigang der Archenrech- 
nung zu interveniren, so ist diess als ein ^nreh den oben angefOlirten $. 47. 
der DiBcesanvorsebrift; vom 3. OctoBer 18W vorgesehener) rOcksicbtswüWiger 
Fall zn betrachten, und domseihen die Jahresreoimang mit Beftageii' Our ilbgdbe 
dop schriftlicheB- Aeusserung zuzuoendew 

c. Damit $. 8. der Instruction im gehörigen Einvernehmen säniintlicher 
ftlteressenten durebgeführt werden könne, haben sich die Herren Dechante recht¬ 
zeitig Ober die Wahl des Tages ztr dem erfordetüchen Erhebungen bei deV vacant 
gewordenen Pfründe mit dem- Patronats-Commissär zu voratündigew und umsomehr 
möglichst im Einverständniffie mit demselben za handeln, da diese Eihebungen 
das Kirchen- und PfrOnden-Vermögen betreffen und es Oberdiess keinem Patrone 
-gifeichgOltig sein kann, eventuell zu Leistungen Verhalten zu werden, weiche bei 
reMzeitiger soigrfiliiger Amtshandhmg dem Seho'ldig'«» überhürddt werdon 
kmuMen.. 

Fürstbiseböfl. Gurker Ordinariat Klageivftivt am 13. Juli 1863, 
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JUteratiir* 

Du Bhuubt der orleitallscheB Kirche. ?ob Dr. Swt» ZhtolaHMHa. 

1. Liefemiig. Wie» 1868. Wllh. Brtiimttller. 192 8. 8. Freie 2 fl. flet. 

Die TOrgenannte reichhaltige Arbeit, die ich bereits in Kürze in 
der „katholischen Literaturzeitnng^ (Nr. 17. S. 147.) be¬ 
sprochen, bietet für das Studium des' orientalischen Kirchenrechts so 
viel wichtiges Material, dass ich es mir' nicht versagen könnte, an 
diesem Orte ausführlicher auf dieselbe einzugehen, auch wenn ich 
nicht bei jenem ersten Referate, das dem Charakter des Blattes ge¬ 
mäss sich mehr an das Allgemeine halten musste, dazu eine beson-, 
dere Verpflichtung übernommen hätte. So wenig ich den byzantinisch- 
cKsaropapistischen Standpunkt des Verfassers zu theilen und allen 
seinen Ausführungen die gleiche Gründlichkeit und Genauigkeit zuzu¬ 
gestehen vermag, so sehr fühle ich mich gedrungen, die fleissige und 
geistvolle Arbeit des Herrn Dr. Zhishman, der sich mit seinem Gegen¬ 
stände sehr vertraut gemacht und die Leistungen von Aasemani, Biener, 
Zacharias, Heimbach, Mortreuil, Dom Pitra u. A. wohl benützt hat, 
als eine werthvolle Bereicherung der kirchenrechtiiehen Literatur will¬ 
kommen zu heissen. , 

Der vorliegende erste Theil des Werkes zerfällt in sechs Kapitel: 

I. Das griechische und römische Eherecht bis zt^ Feststellung des 
canonischeu Rechtes im Oriente. H. Das Verhältniss der orientalischen 
Kirche zum Staate. III. Die Quellen des orientalischen Kirchenreebts 
überhaupt und des Eherechts insbesondere. IV. Die Sprache und 
Literatur. V. Die Entwicklung des Lehrbegriffes der Ehe in der mor¬ 
genländischen Kirche. VI. Die Ehegesetzgebung. — Ich erlaube nur 
bei der Besprechung dieses ersten ,Theils einen anderen Gang und 
eine andere Ordnung zu befolgen. 

I. Quellen und'Bearbeitungen des Eherechts der 
nicht unirteu Griechen. Wir sagen nicht unirte Griechen; 
denn der Begriff der Ecclesia orientalis ist ein viel weiterer als 
derjenige, den der Verfasser hier allein vor Augen haben kann. (S. 
Archiv Bd. IX. S. 160. 161. VII. 172 ff.) Was nun zunächst " 
A) die Quellen betrifft, so zerfallen diese in canonische und in 
civilrechtliche, die beide sich wechselseitig ergänzen. Dazu kommen 
die aus beiden gemischten Sammlungen oder Nomocanones und end¬ 
lich das bürgerliche und canonische Gewohnheitsrecht. 

a) Unter den canonischen Quellen werden vor Allem die 
heilige Schrift, die pseudoapostolischen Concilien- und Vätercanones, 
dann die Sentenzen der Patriarchalsynoden und die Briefe der einzel¬ 
nen Patriarchen aufgeführt und dann die gedruckten Sammlungen der¬ 
selben besprochen, sowohl die älteren, wie die von Jemi de Titlet, 
von Bonriefoi, Löwenklau, Jusfel, Cotelier, Beveridge, welchem Letz¬ 
terem der Mönch Agapius ia seiner Sylloge omnium canonum (Vehet. 
1787) und der Mönch Christophonts in seinem Canonicon (Cpli. 1800) 
folgten, als auch die neuesten, wie insbesondere das auf Anregung 
und unter den Auspicien der dirigirenden hellenischen Synode von 
G. A. RhalU und M. PoÜi zu Athen 1852 —1859 in sechs Bänden 
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heraiisgegebeiie Systagma und die sn 1890-^1861'von MMotk^ 
nnd </• WÜler edirten, die Zeit von 1315 —1402 amfaseenden Acta 
Patriarchatos Constantinopolitani. 'Nach den allgemeinen Quellen des 
byzantinischen Eircheqrechts (S. 29. bis 33.) zählt der Verfasser die 
besonderen des Eherechts mit grosser Sorgfalt auf und gibt ein Ver- 
zeichniss sowohl der einzelnen hieher gehörigen canones als der Synodal'^ 
decrete nnd canonischen Briefe der Patriarchen. Die Keihe dieser letz¬ 
teren Documente eröffnet als das älteste Stück der Tomus Tisinnü 
Patriarchae vom 21. Februar 996 ; wir glauben aber, es hätten noch 
einige ältere Stücke des 'nennten Jahrhunderts ^geführt werden kön¬ 
nen, die Dr. Zhishman nicht gekannt zu haben scheint, wie nament¬ 
lich die Decretalen des Patriarchen Phoiius. Dahin gehören : 1} Photii 
ep. canonica ad Leonem Calabr. cap. 2. (Mai Vett. Ser. N. CoU. t. L) 
über die Frauen von Priestern und Diakonen, denen von den 
Barbaren Glewalt angetban worden war; 2) desselben ep, I. Canon, 
ed. Montacutii (Londini 1651 p. 385.) über die Stephanosis der Bi- 
gimai; 3) ep. III. (ed. cit. p. 389.) über die Ordination eines 
brechers; .4) ep. V. (p. 391.) über die Trauung von Eindem ebne 
Einwilligung, der Eltern. Alle diese Briefe stehen auch bei Migm 
PP. Gr. t. Cn. (p. 777. 785. 788. 792.). Auch unter den von iflaf. 
im Spicilegium Romanum edirten Briefen des Nicolaus ^fysticus dürf-i 
ten einige der von der Tetragamie handelnden hier zu berücksichtigen 
sein. Das letzte der Decrete von einigen dreissig byzantinischen. 
Patriarchen, die Zhishman hier (S. 35. bis 43.) anfuhrt, und von 
denen die meisten sich auf die Sponsalien, auf die Einsegnung der 
Ehe nnd die verbotenen Verwandtschaftsgrade beziehen, ist die Encyk-i 
lika> des Patriarchen Qregorius VI. d. d. 10. Februar 1839. Auch. 
£e canonischen Privatqnellen werden genau registrirt nnd einige Haod-> 
Schriften, die der Verfasser nicht benützen konnte, anfgezählt. (S. 43. 
bis 51.). Unter diesen Privatarbeiten ragen die von Theodor Balsamon, 
Joh. von dtrum, Demetrius Chomatenus hervor, auch einige russische 
Arbeiten finden sich darunter (S. 49. 50.). 

b) Zu den civUrechtlichen Quellen gehören neben der lex 
Julia de adulteriis und denJm Codex Theodositmus und C. Justin, entr 
baltenen kaiserlichen Constitutionen, den Pandecten, Institutionen und No¬ 
vellen die Ecloga von Leo in. Tit. 1.—3., die Constitutionen von Leo IV., 
Irene und anderen oströmischen Herrschern (Zachariae Jus Graeco-Roman. 
Ul. 49.60.61.63.), dasProchiron und die Epanagoge von Basilius Maeedoy 
denn die Basiliken von Leo VI.; welche letztere trotz des fortdauernden. 
Gebrauchs der Rechtsbücher Jostinians eine grosse Bedeutung erlangten; 
Schwierig ist es oft^ die bei den griechischen Canonisten wie z. 6. Baisamon 
angeführten. Stellen der Basiliken aufzufinden, da deren Citation und 
Zählung der Bücher, Titel und Eapitel häufig, wie auch Zhishman 
(S. 57.) bemerkt, mit Heimbach's trefflicher Ausgabe (Leipzig 1833 ff.) 
nicht fibereinstimmt. Vielfache Unsicherheit verursachte der ZweiM,^ 
ob ^e nicht in die Basiliken aufgenommenen Gesetze Justinian’s noch 
gültig seien, was der so hochangeseliene Theodor Baisamon entschie¬ 
den verneinte (Z. S. 58. 59. 72.). Auf die Basiliken folgen damt die 
Edoga legum .von Romanus . Leeapenus . und die NoyeUmi -aud^ts^ 
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bis €3.). Ahi ei’rihreeKtifdro Mfifsqii^ea werden sOdlERMi (Si 04. bi»'08») 
dt» Cottipendien aue der Ecloga l^onl» IQ., ans dein< Eroebiron, aas^ 
den Basäiken, die ß&lfia oder Bractiica aits dein XI. Jahrhundert, dld 
Epitonse Jnhanni» ü^dbarii von 117&, fie Bexabtblos Constanttni Har* 
ntenopali, die nach dem Unfeignng des byzantinischen Reiches dl» 
verBfchmste Rechtehandbach war and auch im Kdnigveiehe Ghriediett* 
Innd iSSd mit Cresetzeshraft aosgestattet wnrde, sowie COmpilailo» 
dbs- 1981 verstcMTbenen Ifebars Manael' MalaoEOs. 

e) Es folgen nun die JV^omoeanones, Von deue» der von Photans 
flberm'beitete ih 14 Titeln chirdi Al^das Arieteni», Zonarae und- 
Bfldsamon eommentirt wurde (Z. S. 68.-^73.). Von den späteren Ar« 
heilen sind insbesondere zn nennen: die 83niop8iB eanonum des Mön¬ 
ches nnd späteren Patriarchen Arseniuo, das alphabeäsche Syntagma 
de» Matthäus Blaetares in 303 Titeln^ auf welchem vorzugsweise ^e 
setbischen Kirel»nbüchOr beruhen, denn die Epitome eanonum vein 
CWietantin HarmenopUlos^ sowie .drei swrbisiche Nomocanbnes von 1890, 
1941 und 1700, das Steuerbuch der orientalisch-slavischen^JKirehe aiTs 
dem Xm. Jahrhundert, die rumanioehe Pravila< das griechisdie PedaUon, 
das 1800 zn Leipzig gedruckt ward, nicht ohne willkürliche Zusätze 
de» mit der Leitung des Druckes hetranteü M9ncl»B ’fhe&dcret, gegen 
die sieh im Jahre 1802 Patriarch Noej^ytm VJJ. von Constmitinopel 
eihob und die im lateinischen Abendlaiide mit Recht als voll der Ah- 
satditäten bczeiehnet Worden sind. Eine lateinische Ausgabe dieses 
-anch in das Rumlbiisehe übersetzten Ui^ddXiov „com ittferpi-etatlinie 
cutfaolica^ hat der ntnuuehr zur biwdiödtchen Wtirde erhobmien Dr. 
Joseph Pc^p Szitdgyi (EhclUrid. jut. Eccl. Orient, eath» p. 119 not») 
m Anssicht gestellt. 

d) Endhcb wird zu den Reohtsqoellcn des nngezchrieben« Ge- 
setS' oder das Gewuhnbeitsrecht geztUilt, welcliesein hürgwliches 
und ein canonische» sehr kann (Z. S. 70 ff.}. Uns scheint Dr. T^ish^ 
man das jus consuetudinis pi^t ganz richtig erfasst zu haben; so 
nomeudieh' wenn er sagt, das kirdiliche Gewohnheitstecht bertdie auf 
dmr TrnditioU; dem» wemi daruinter kirehBche Paradozis, wie 
hier der Fall, vetiAanden wird, so untorscheiden sich traditio und 
eonsuetudo doch m^rfaieh (Ygl. Bo%*ix Tract. de prtocip. jur. ean. 
P. n. eaq>. sect. 0. e. 1. n. nz. Pfiilt^s K. R. IIl. $. 159 ff) ferner 
wenn* er 80.) die Priorttät des bürgerlichen Gewohnheitsrechtes 
0*hne Eins Ohr änknng vor dem canonisefaen Rechte behauptet. 
OhsChon skh* Yicles von ^m hier Gesagten rechtfertigen lässt, »o 
Wäre doch vor Allem eine klar» Begriffsbestimmung des kfarchUehen 
Gewohnheitsrechtes erforderlich gewesen^ zudem da der Begriff der oen« 
suetttdo bald zu weit, huM zu enge gefasst zu werden pflegt 

Den sCriptorez histeiiae byzantinae wird (S. 86.) nur insoweit 
die Bedetiteng einer QueQe zuerkannt, ak sie sowohl überhaupt als 
spociell hhtslchtlich des Eherecbte die äusoerem kirehBchen Veihiälteasie 
beetflüren. Da dieselbOu uns die Praxis verschiedener Jahrhunderte und 
Itiidieeoiidere die hätd% nieftte »^niger ab correeien eh^chen Yer^ 
IWHiisee dos oströmtiK^on EaUrnrhofss* veidlfiumi, so düMMv sio .ddtdi 
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» 0 cti ia eteem w^terea UmfaBge eine BeafltstiBg >beau 8 |»hidM »4 als 
sie bei Dr. Zbisknan, dem feto jetat möffientMcbten erstes Theile 
seiner Arbeit na<di xa scfeBessen, gefunden haben. 

Naeh einer kurzen Erörterung über die griechische {^raehe« die 
auch den unkten and katholischen Oriechen warm empfohlen werden 
muea, sagt unser Autor mit Recht (S. 91.): „Es bildet die Kentnise^ 
dm: altgriechischen Sprache den Schlüssel zum caneniscken Rechte 
des Orients; jede VemachlSssigung derselben hemmt dessen Studium 
und macht die richtige Auslegung der Quellen und die weitere Forsohung 
mimöglich. Wie die im Yulgärgriechischen verfassten Commentare und 
QMionischen Schriften, so sind auch die slavischen Rirohenbuchec ent 
SpSteren Ursprunges und enthalten, abgesehen davon, dass eie zmu 
grössten Theile blosse UebersetKungen, ränd, sonst nur Beadteitungen 
von Sammlungen, welche sum Theil untergeordneten Werth haben. 
Noch mehr gilt' diess von den ramänisdien Werken, da deren ältestes. 
Denkmal erst vom Jahre 1580 datirt... .^Es kann sonaefa jede ehere«bt<‘ 
liehe Interpretation nur wieder auf den altgriechisehen kisohlichen 
Quellen beruhen und nur von diesen ausgefaen.“ 

B) Die Literatur des griechisch-sehismatisohen Eirohenrechts- 
ist in neuerer Zeit äusserst dürftig; Anfänge einer sjfltemetisehmt 
Behandlung desselben finden sich in folgenden Monographien iuid~ 
Abhandlungen eherechthchoa Inhalts: 1 ) Alexioa 8p<mo$: Enchiridhim 
de matrimonio (gr. Append. ad Itermeenfipul. vers.) Yenet. 1744 { il) 
Klein de Sxäd: Diss. can. de ma^imonio juxta disciplinam Graeeae 
Gr. Eocl. Yindobonae 17S1; 3) Th. DolUner: Ueber itoe Treunung 
dm- Ehe nach §. 115. des A. B. G. B. bei Protestanten und orthodax* 
kath. Chiisten (Pratobevera’s Materialien Bd. Y. 1821); 4) «L 
schitzs De eausis matrimoaiuib dissociantibus juxte disciplinuai ecsL 
Orthod. Orimit. Budae 1821^25); Paul Kallvgaa in der Einleitung 
zur Uebersetzung von Bieuer’s Schrift de collecüonibus canonmn Eoel, 
Gkaecae Athen 1840 — 46); P. 0. Pagoni: Enchiridion de S. matil- 
monii sacramento (gr. Athen 1842); 7) Th, Mandioa: Diss. de cauatt 
cmmubkim discindentibüs juxta canones Eccl. Or. et leges Impeciatoa 
byzantinas. Lipsiae 1849 ; 8 ) E. Joannotnc: Jus eceles. Keusaibz 

1841 ff.; 9) Artikel in der Zeitschrift 'Afitjvä Jahrgang 18^ 
Nr. 569. 571. 574. §78 ; 10) Pharmakidea in der Schrift: *0 uvoodwt^C 
^ itepl dXijfittac. Athen 1852 S. 528 ff.; 11) A. Freiherr r, 

S^a^na; Nützfiehe Kenntnisse in Ehesachen (rttmäotoeh). Hermonsi' 
Stadt 1854. (lieber die Opposition des Metropoliten der Walachei gegmi 
diesen Prälaten s. Papp Szclagyi 1. c. p. 430.; 12 ) Th. Bornemaatn 
im Fnldaer Gymnasialprogramm von 1855 ; Ifi) 0. A. Mcmrocordadoa 
de sacro mafirimonii sacramento (griech. Athen 1857); 14) K. A. .Net 0 olin * 
Istoria rosaiiskich grazdanskich zakonov St. I^ersburg 1857. Ausseih 
dem haben v. Moy, C. F. Zachariä, F. Walter, Knmndny das Ehe¬ 
recht der Griethen mehrfach berücksichtigt 

XI. Das Yerbilltniss von Staat und Kirche nach den 
Ryza ntineru. Der CäsaropapisouiS) wie, ihn namemtlich die späteren; 
Camoutotcn des Orients vertreten» tritt uns bald in mehr» bald in w.e- 
njgMT greller Form auch in ZhiaJumm'a Entwickelung des Ehareohtefe 
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eütgegea^ dem eben die harmonische and eonsequente Oarchbtldang 
fehlte y wie sie 4as Eberecht römischen Katholiken charakterisirt. 
Es wäre überflüssig, den orientalischen Schismatikern gegenüber das 
Beicht der Kirche auf Autonomie und Unabhängigkeit von der Staats¬ 
gewalt in Sachen des Dogma, der Sacramente und des Gültus sowie 
dw inneren Verfassung und der im Dogma wurzelnden Disciplin noch 
weitläufig beweisen zu wollen, wofür die' kirchliche Literatur des 
lateinischen Westens schon so viele und entscheidende Beweismomente 
entwickelt hat. Die griechische Basileolatiie war dem Abendlande etwas 
so Fremdartiges^ dass dieselbe auch anter dem mächtigsten Herrscher 
und in etaier vou ihm veranlassten und antorisirten Schrift, in den 
IBh*! Carolini Kails des Grossen, auf das Bitterste gegeisselt ward.. 
(VgL Necender E.G. II. S. 132. III. Aufi.). Die verfolgte Kirche der 
drei ersten Jahrhunderte hatte, so sehr sie in allen der Religion nicht 
znwiderlaufenden Dingen, die heidnische Obrigkeit ehrte, jene in ihrer 
Natur und in ihrem' Ewecke liegende Autonomie besessen, und als 
diese von den christlichen Kaisern mehr und mehr angetastet ward, 
da traten für sie die Leuchten der Kirche, AihanasiuS, Basilim, 
öregrnr von Naxiünz , Hosius, Hilarius , Chrysostomue und so viele 
Andere in die Schmnken. Die lauten Proteste so vieler hervorragen¬ 
den Bischöfe und Päpste, so vieler Kirchenlehrer bis herab auf den 
grmisen Gonfessor Maxinms, Johannes von Hamascus (Vgl. z. B. 
dessen Orat.‘ I. de imag. p. 329. Orat. U. p. 335. 336. ed. Le Quien) 
sowie Theodor den Studiten (f 820), gewissermassen. den letzten 
Repräsentanten des Bewusstseins kirchlicher Selbstständigkeit iu dem 
dahinsiechenden oströmischen Reiche, beweisen zur Genüge, dass 
man die Eingriffe der Kaiser in die kirchliche Sphäre damals noch 
lange nicht allgemein als kirchlich zu Recht bestehend anerkannt hat. 
Die Kirche, wie sie Baisamon im zwölften und dreizehnten Jahrhun¬ 
dert sieh denkt, ist nicht mehr in allen Beziehungen dieselbe, wie sie 
A^emasius, Maximus und Johann von Damascus sich dachten. Dass 
die kirchlichen Ganones die Kraft bürgerlicher Gesetze erhielten, das 
war der innigen Verbindung zwischen beiden Gewalten entsprechend, 
ihrem Zusammenwirken förderlich, zeigte beide in w'ahrer Goordination. 
Wenn viele kaiserliche Vorschriften circa sacra die Billigung der ge- 
slamUiten Kirche erhielten, so gab es dagegen andere, wie die dogma¬ 
tischen Edicte von Basiliseus, Zeno, das letzte Edict Justinians zu 
Gunsten der Aphtharodoketen, die Ekthesis äea-Heraclius, der Typus 
des Constans, so viele Erlasse der ikonoklastischcn Kaiser, die ^ese 
Sanction nicht erhielten und auch die angenommenen kaiserUchen Gon- 
stitutionen hatten ihre kirchliche Geltung erst durch diese Reception 
und Approbation. Sehr gut hat Papst Agapet.I. in seinem Schreiben 
an Jnstinian vom 18. März 536 mit einem schonenden und diploma¬ 
tischen Ausdruck, richtig die materielle und formelle Seite des kaiser¬ 
Uchen Glaubensformulars unterscheidend, den Inhalt des letzteren ge¬ 
billigt, ohne die Gompetenz des Herrschers dazu anzuerkennen, indem 
er sagt: Laudamns, amplectimur (fidei vestrae expositionem), non quia 
laicis auctoritatem praeditationis admittimus, sed quia Studium fidei 
vesbrae Patmm nostrorum regnUs conveniens coi^rmamus atftiu 
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roboramus (Vgl. Z. S. 24. Nr. 2.). Ueberbaui>t ist bekannt, webAe 
Mflhe Jnstinian sich gab, seinen Anordnungen in Eirchensachen 
die Zastimnrang dw Päpste Johannes II., Agapet und Vigilius eu 
verschaffen. Der Titel Pontifex Maximut kann für die cäsaropapistische 
Doctrin um so weniger eine Stütze bieten (Z. S. 11. 19.), als er von 
Constantin und seinen ersten Nachl^olgem ans politischen Rücksichten 
dem immer noch' starken Heidenthum gegenüber und bei der in Uun 
liegenden Bedeutung der Fülle kaiserlicher Madit nicht wohl aofge- 
geben werden konnte, als aber die Heiden nicht mehr gefährlich waren, 
von Kaiser Gratian wirklich abgelegt worden ist. (Vgl. PMUip» E.R> 
Hl. $. 118. S. 15. 16. Civiltä cattolica ser. H. vol. IX. n. 117.' 
(3. Februar 1855) p. 265 seq.). Die Namen inioxoicoc t&v Ixtdc 
{Ens. Vita Const. IV. 24.) und lepeoc *a\ BaoiXaoc (Z. S. 17. IS.), 
von denen der letztere sehr gut von Papst Gregor II. in 4em Briefe 
an Leo den Isanrier erklärt wird, können noch weit weniger ein kaiser> 
liches Summepiscopat im modern - protestantischen Sinne involviren.' 
Herrscher wie Marcian verdienten solche ehrende Prädikate; mehr als 
ein anderer Kaiser begriff dieser seine Stellung zur Kirche und Basilii» 
der Macedonier eiferte 809 auf dem achten allgemeinen Concil ihm 
nach, dem letzten, das noch Orient und Occident vereinigt eah. 
Theoretisch haben die byzantinischen Herrscher oftmals die Coordina' 
Hon von imperium und sacerdotum nach dem Eingang der^echstra 
Novelle Justinians anerkannt, aber noch häufiger sie praktisch ver¬ 
leugnet. Nicht den geringsten Theil daran' haben die Schmeicheleien 
entarteter Bischöfe, die z. B. das Eneyclicon des Tyrannen Basiliscue 
als göttliches und apostolisches Edikt verherrlichten (Evagr. Hl. 5.) 
und selbst die meisten Einmischungen der Kaiser in Eirchensachen 
herausforderten. Die Stellung der einzelnen Kaiser zu den Bischöfen 
war höchst verschieden und schwankend; eine Kette von Inconsequen- 
zen und inneren Widersprüchen zeigen ihre Äusserungen, ihre EÄkte, 
ihre Bbndlungen auf. 

Aber erst nach der Lostrennung von Altrom, als die letgte 
Schranke eines willkürlichen Despotismus gefallen, als die feeimüthige 
apostolische Sprache, wie sie die drei ersten Gregore, wie sie Gelasius 
und der grosse Nikolaus I. geführt, in Byzanz nicht mehr gehört was-, 
erst da hat man die bereits tief eingewurzelte cäsaropapisHsche Praziz 
zum Princip erhoben, erst da erhielt auch auf religiösem Gebiete 
der Satz quod prineipi placuit legis habet vigorum unter den GriedMu 
unbestritten Geltung; erst da theilte man dem Autokrator ebenso div 
Obsorge für das Seelenheil als die für das leibliche und irdische Wohl* 
ergehen seiner Unterthanen, ja die kirchlichen Angelegenheiten über* 
haupt mit alleiniger Ausnahme der liturgischen Verrichtungen zu. 
(S. die Stellen bei Z. S. 16. Nr. 4.; S. 18. Nr. 3.). Diess führte noth- 
wendig zur Vernichtung aller kirchlichen Selbstständigkeit. Was man 
orthodoxen Selbstherrschern einmal zngestanden, konnte man häreü* 
sehen kaum mit ausreichenden Gründen verweigern, zumal nachdem 
erklärte Häresien nur die von ökumenischen Synoden verurtheilten 
waren, die höchste Sauction diesM Synoden aber wiederum dem Kaiser 
zugeschrieben war, der sie nebetdem verhindem koimte «o oft er wolke^ 
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odbr we^B er ^me faaltMi l^ee, eie voHstäadl^ ^dir%iilae (2. S. l'ü. .17, 
V^l. iftirig^eiiis hiexo fiefele Conci. J. Sw 5r W;ir BHieste ite 

d» Reehtezuäteod der :griechiscben £trche eie TöUif pneeür^ werden, 
wie vielgestaltig das Kirehenregiment, nachdem 1453 das Ealsertlrani er* 
losdien, der unter türkischem Jodhe stdiende „ökiimenisidte Ratrierdi,^ 
der Ozar alla* Reusseii mit seinem Pejb'iarc&en und nachher mit seiner 
dteigirenden S^ode, zidetat die Si^ode des netien Eünigreichs GrHe- 
cbenland, die Khrchf^ioberhäii$)iler geworden waren I Güe byzanthdsehe 
und gleich ihr die' russische Kisdie., denen Bisehöfe bei der Weihe 
gdohen müssen, das ihnen envertnuiee Amt nach dw hereits fest¬ 
stehenden oder noch za bestimincnd^n Instructionen, dteglemeiis 
tmd Verordnungen gewissenhaft zu verwalten (Reytwski Ritssinches 
Eneholog. Wien 1361 Bd. H. 8. 94.) vor den Launen der von Palatt- 
intnigaen «nd steten Versobwörungen umringten Herrsdier Preis ge^ 
gehtin ’, statt des „sdiwabkehden und «iddit immer üherelnsUmmetfden 
Urtbeils der Patriarchen und Bischüfe^ (Z. S. 117.) gewann der WiUe 
des Aiitokrators die Oberhand ulkl es war nur einem besonderen Qlüeke 
an verdanken, dass die Kaiser nicht häufiger als «s geacdiah, die Legis- 
ktien nmgestahelen und in ihrem Sinne verbesserten. Wohl mnss ml- 
gestanden weiden, dass die Praxis in der Handhabung dieser Auteri- 
tütsfiille in aacris tm Q’ans(m viel milder whr, ails naeb der Theorie 
fu erwarten stand, dass wie zu Juatimans Zeit so auch nachher viele 
kirchliche Verordnungen der Kaiser auf Antrag der Patriarchen nni 
Bisehöfe erlassen wurden, und dass die Kkobe vmi Ccnstantfnopel nn- 
inlat in der Gesetzgebung Immer mehr das Uebergewicht wenigstens 
fiadtiscli errang (Z. S. 13. 22. 23. 24.); allein die Kirche 'erlangte 
doch mit Allem nur ConcOssionen, welche die Staatsgewalt jeden 
Augenblick EUrttdeziehen konnte (Z. S. 26.) und (Be Versuche, welche 
„auf die Schwöchuug der Staatsgewalt ln kirchlichen Hingen“ gerich¬ 
tet Waren, wurden von den Kaieearn rücksichtslos znrlickgewiesen (das.); 
die Kirche hatte keine eigene, sondern nur die von dem Kaiser ihr 
gdiehene Aiftoritat. .„Höchstens hat die Kirche, wenn es zu Colli- 
fionen kam, den Grnndsnta aufreefat ei!haiten, dass die Ijksetee den 
Ganones weichen müssten.. . .Höhere Ansprüche, als 4ic ihr 
vnn d<Cr kaiserlichen Gew:altzttgeBtand«aett,h8tdieKirchc 
nicht erhoben“ (Z. S. Sh. 26.). 

ISkir drei vom Verfaaser (S. 26. 27.) besonfiers hitrvorgeliobeiie 
Sfitte sind im griechisch-schismatisclMn Kirefaenrceht als feststehend' 
au betraehten, die gewisaermassen den letzten'Rest des Bewusstseiae 
kirchlicher Selhststäudigkeit ausijc&gen und auch den abendUindisobnn 
Redftsansehauungen ganz entsprechend sind. Es aind folgende: 1. Die 
Onnones haben dieselbe Gesetzeskraft, wie die poBtiaöhen Gesetae 
(Vgl. Jttft. Nov. 115. c. 3. ^fov. 181. c. 1. BasiL V» 3. 2.); im Falle 
einer Collisioo eiftscheiden die ersteren (Vgl. L; 12.$. 1. God. I. 2.)* 
11. Die politischen Gesetee gelten nicht, wenn sie den Canones Widjte" 
afwechen (Nomocan I. 2. Synt. Athen I. p. 36.). HI. Wo die canoni- 
adwn Quellen nichts feststellen, dort gelten die Bestimmungen 
römisdh-hyzaatinischan Rechts, so wdt sie mit den GrundsStzen der 
(aiBBtnlinchwi KInAe vemialNir sind (Nralee. L 3. 33. Synt 1. 46. d6.). 
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Diesen Grundsätzen hnld^en Baisamon, Matthäus Slastares and ^ 
anderen Canonisten. Da inzwischen die alten Canones zu dürftig und 
für die praktischen Bedürfnisse nicht im entferntesten ausreichend sind, 
so ist mit diesen Axiomen nur ein kleiner Theil des IdrdiUchen Rechts¬ 
gebietes gewahrt.* 

Wir künnen indessen diesen Giegenstand um so weniger weiter 
verfolgen, als auch Dr. Zhitimusn's gedrängte Darstellung weit davon 
entfernt ist, eine' erschöpfende zu sein. Nur das sei hier noch be¬ 
merkt, dass er zwar (S. 19.) von kaiserlichen Gewaltausschreitungen 
redet, die er übrigens mehrfach zu rechtfertigen sucht, nirgends aber 
eine feste Regel gibt, nach der bemessen werden könnte, wo nach 
streng byzantinischen Begriffen eine Ueberschroitung der ^iserlichen 
Gewalt eintritt, nirgends feste Schranken zwischen beiden Gewalten 
zieht, sowie dass er öfter bei Stellen, welche den kirchlichen Einfluss 
keineswegs ausschHessen, diesen durch seine Deutung in den B[inter> 
grund zu drängen sucht. Hier nur ein Beispiel. Dr. ZHshman be¬ 
merkt (S. 141.) zu Just. Nov. 74. c. 4. bei der Bestimmung über 
die Eheschliessung von Per.sonen höheren Ranges und angesehener 
Gewerbtreibenden, dass diese hach Justinian, falls sie nicht einen 
förmlichen Ehevertrag schliessen wollten, in der Kirche und zwar vor 
deren „Ekdikos“ ihren Entschluss kund geben sollten, nachdem er 
diesen „Ekdikos“ mit Patron übersetzt, noch besonders, es sei hier 
„nicht der Bischof, sondern der Advokat oder Sachwalter der 
Kirche“ zu verstehen. Könnte diese Uebersetzung und Erklärung auch 
philologisch sich rechtfertigen lassen, historisch ist sie nicht richtig. 
Allerdings ist fxÖtxoc nicht der Bischof in eigener Person, wohl aber 
' ein bischöflicher Beamter und die Uebersetzung Patron ist 
ganz unstatthaft. Da es gewiss ist, dass es neben den weltlichen 
Ixdtxoi solche gdb, die ^chenbeamte waren, warum sollen gerade 
hier, wo es sich um eine in der Kirche abzugebende Erklärung 
handelt, weltliche patroni oder advocati verstanden werden? Solche 
fxdixoi oder defensores erscheinen im Conc. Chalced. can. 2. und 23.; 
sie ^d nicht nur mit den Oekonomen zusammengestellt, die Geist¬ 
liche waren, sondern auch zu denjenigen gerechnet, die in der Matrikel 
des Klerus,«im Canon standen. Wenn wir auch im Occident früher 
Laien als defensores aufgestellt Anden, so sehen wir im Orient, nament¬ 
lich zu Jttstinians Zeit, wie auch das Concil unter Mennas act. I. 
zeigt, Priester und Diaconen, besonders erstere, mit diesem Amte in 
der Kirche betraut (Thomassin. de vet. et nova Ecd. discifd. P. I. 
L. n. c. 97. n. 1 seq.; o. 98. n. 8.). Justinian selbst führt sie in 
der an den Patriarchen Mennas gerichteten Nov. 56. c. 1. als Kirchen- 
beamte auf und dafür zeugen viele andere Stellen (Fabroti Glossar, 
in Cedren. t'. H. p. 903. ed. Bonn.). Der nptuT^xdixoc: als Richter in 
geistlichen Sachen gehöjrte später in Constantinopel zu den kirchlichen 
Würdeträgern der ersten Pentas {Codin. de offic. c. 1. Vgl. Balsam. 
Medit de Chartophyl. et Protekd. Leuncl. t. I. p. 453 seq.). 

in. Staat und Kirche auf dem Gebiete des Eherechts. 
Was des Eherecht' insbesondere beü^ifft, so ist es allerdings richtig, 
dass die Christen der drei ersten Jahrhunderte sich wie der staatlichen 
Ainur Ar zmiMHMM. s. S2 



3^ Literatar; E&er#eit dir cdHInMilMflkfi» fi’t&e. 

Or^tttfg üBerAaüpt , so auöfi den r^isoheii Bhe|geseM^ fttgteb , irie 
did,‘Apofogdten Bervorheben (2t. S. dt 10.); aber sie mitenratfln sieb' 
IhHen doch nur bisoweit^ als sie ihren Religionsgrundsätzen nicht ent¬ 
gegen waren, nnd hatten sehen in diesen ihre eigensn festen JJil^oraten, 
wie namentlieh bezüglich der Unauflöslichkeit des ehetiohen Bandes 
(Päitof Hermat L. H. Ct«m. Ström. IP. 18. III. 0. 1*.). Papst Kalli- 
stüs I. gestattete Im dritten Jahrhundert in Rom die Ehen zwisehen 
freien Frauen und Sclaren und erkannte ihnen dio kirohliche- Einseg¬ 
nung- Äü (Vgl. hierüber die reichhalti'ge B^Örternng bet DöiUnger, 
Hippolytus und Kallistus Regensb. 1853 S. 15®.—lÄ®.). Im vierten 
Jahrhundmt eiferten die Väter gegen die Principien dos rönuschtni- 
Eherechts, wie namentlich Gregor von Nat/kmz-, dann Chrysostonm» 
und Hieronpfim (Z. S. 10. 101. 124.). Im fünften und sechsten Jahr¬ 
hundert ward vielen Klagen abgeholfen, indem die weltliche Giesetz^ 
gebung mehr tfnd mehr den kirchlichen Umndsfltzen sich anschloss. 
Nachdem gegen das Ende der heidnischen Raiserzeit das- religiöso 
Element der Ehe verloren gegangen war, erfolgte die durch die Würde 
der Ehe gebotene Wiederherstellung desselben unter dem Einflüsse des 
neuen chrisiJich'en Elements, welches so rasch wuchs,r dass es in der 
Gesetzgebung bald eines. Principes bedurfte, durch welches die nooh 
vorhandenen alten Formen mit den Ideen der durch das Christentbnitt 
umgewandelten bürgerlichen Gesellschaft vermittelt werden sollten“ 
(Z. S. 8.). Welches War aber dieses Princip? Welches der leitende 
Gesichtspunkt bei der Ausscheidung des Veralteten in der Gesetz¬ 
gebung ? Es war nicht das Princip, das ganze Riecht nach christlichen 
Ideen umzugestalten, sondern nur ihnen so viele Concessionen ztt 
machen, als sich mit dem noch beibehaltenen römischen Richte 
vertrug oder zu dessen Vervollständigung diente (Z. S. 11.). Genaues 
erfahren wir darüber nicht, namentlich nicht darüber, wesi^faalb das 
Eine beibehalten, das Andere umgestaltet ward. Nur sehr langsam' 
ging die Christianislrung der Legislation vorwärts; in Constantin’s 
Edikten, noch mehr im Codex Theodosianus flndet sich der Uebergang 
zur christlichen Civilisation, Justinians Giesetzgebung bildet dazu einen 
Abschluss, und zwar in so mächtiger' Weim, dass der Einfluss Ihrer 
Rechtsbücher nicht nur das byzantinische Imperium überdauert hat, 
sondern bis heute für einen bedeutenden Thefl des Eherechts in dw 
orientalischen Kirche massgebend gebljebetf ist“ (S. 8.). Wenn Dr. 
Zhishman glaubt, im Staate habe die Verschiedeuheit der kitchftchOii 
und weltlichen Anschauungen darum sich spät geättssert, weil der¬ 
selbe mit den kirchlichen Vorschriften unbekannt, ein Codex cano- 
num noch nicht gefertigt, die Sammlung der sogenannten apostoUsehen 
CaAones noch ungeschriebenes Gesetz gewesen (S. 10.), so dürfte die 
Unbekanntschaft der Herrscher mit den kirchlichen Vorschriften, 
wenigstens seit TÜeodosius H., schwer nachzuwdsea und am wenig¬ 
sten ans dem Abgang eines Canonencodex abzuleiten sein, da- mam 
auch ohne denselben die von den Vätern laüt- und oft genug ausge¬ 
sprochenen kirchlichen Grundsätze kennen konnte; nebstdem wird der 
Verfässer dabei nicht vergessen wOlletf, dass längst vor JcßMnnoe 
BeholetoticM Canotiensammlungeii existirteh, eine solche itn Coneifvow 
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Cbaleedon JiMreits gebraaebt wiar osid von den pModlpaj^stotiocbefi 
Canones mehrere d« hierher gehörigen .schon im üJnUon {Jahrhundert 
yerfaest worden. Begründeter scheint es uns,,wenn der Ver&sser aleo 
foiTtfUhrt: ^Selbst nicht kräftig genug, um die christliche 
Lehre rein und- ungetrübt in sich aufzunehmen^ konnte der 
Staat dieselbe doch nicht negiren: Die Klugheit gebot, ihr lieber Zp* 
geetändnisse zu machen, als ;sie etfolgios anrückzadäpuuea oder gegen 
eine Tendenz anzdkämpfen, welche überall die Jdee der Q-erech^keit 
und Billigkeit den Vorrang über den Wortlaut des Gesetzes zn yer- 
sohaifen wusste.Ward nun den christlichen Anschauungen überhaupt 
auch auf eberechtlichem Gebiete Beebnung getragen, so geschah das 
besonders in d^ griechisch abge&ssten Novellen, denen „ihre natio¬ 
nale, anf dm Orient berechnete Färbung eine grössere Wirksandteit 
verliehen hat als die Staatsgewalt“ (S. 11.). Noch ein anderes Moment 
ist aber hier in Betracht zu ziehen, das unser Autor anderwärts rich¬ 
tig hervorhebt (S. 23.). Die spätere griechische Rechtswissenschaft, 
ohne schöpferische Gedanken, wusste den ererbten und unver¬ 
siegbaren Schatz römischer Rechtsweisheit nur neu umzusetzeo 
nnd zn combiniren. „Die wissenschaftliche Thätigkeit der Griechen 
bewegte sich zwar mit G-lück in den Abstractionen der Theologie, 
nnd so gross sie sonst in dem Studium der Idee des Rechtes waren, 
so tief standen sie in der particiilaren Anwendung auf die 
Verhältnisse des socialen Lebens. Der wunderbare Mecha¬ 
nismus des römischen Rechtes, hinübergetragen in den cUalectisohen 
Process der Griechen, war nicht mehr im Staude, seine Kraft, Origi- 
nidität und Methode zu bewahren.“ 

Auch nachdem das kirchliche Recht im Orient durch Joihanrns 
Seholdsticm schärfer ausgeprägt war, blieb die-weltliche Gesetzgebnqg 
die entscfamdende. Im Ganzen hat im oströmischen Kaiserreiche die 
Kirche —- was offenbar die Folge ihrer Knechtung war — im Ge¬ 
biete des Eherechts „nur eine geringe Thätigkeit entwickelt, 
indem sie es von jeher als angemessen fand, sich hinsichtlich d^ 
rechtlifhen Sdte und der Form der Ehe vom bürgerlichen Gesetw 
nicht zn entfernen“ (E. S. 124.). Wenn unser Autor (S. 17^.) an die 
Spitze des Kapitels über die Ehe^setzgebung den ganz ri(^gen Satz 
- stellt: „Die Ehe, ans ^m römischen Reofatsinstitute durch das 
Ghristenthum zu einem kirdilichen um(ge)staltet, wird ihrem 
Wesen nach nur durch dieses normirt,“ so vermögen wir den¬ 
selben weder mit seinm vorausgegangenen, noch mit seinen folgendot 
Ehitwickelnnge» in Einklang zu bringen. Denn zum Wesen der Ehe 
gehört sicher die Gültigkeit, der BesUmd und die Auflösung des Ban¬ 
des ; diese wurden aber im byzantinischen Recht nicht ausschliesslich 
durch das Ghristenthum, sondern vidmehr durch die Kaiser, und zwar 
viele Jahrhunderte hindurch, wie schon das divmtittm ex oonaensu 
zeigt, gegen die Forderungen des Christenthums normirt; zu den 
wesentlichen Normen gehört die Feststellung trennender Ehehiodor- 
nisse; diese halben sich aber unter fast völliger Passivität der Kirche, 
die Kkiser vi»£cirt (S. 117.) und nur sehr spät, nach vielen Jaht» 
hnndetten, s^kessen sie sich den kirchlichen Grundsätzen an. SbJetkt 
> ^ 22 * 
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ränibtea die allerdings nur der unter kirchlicher Intervention geechlo^e- 
nen Ehe bürgerliche Wirkung ein (S. 179.), während die ohne diese 
Intervention geschlossenen Ehen von Freien bis ins neunte und von 
Leibeigenen bis ins elfte Jahrhundert als gültig anerkannt worden 
waren (S. 158.—161.); aber damit ist doch d«: Umfang der Wrch- 
Hchen Ehegesetegebüng nur bezüglich der Form der Eingehung der 
Ehe^ dw Benediction gesichert; alles Uebrige ist mehr oder minder 
ihrem Bereich entzogen geblieben. Die Kirche konnte „gegenüber dem 
den Staat dutchdringenden christlichen Sinne* (von dem viele byzan- 
tinisiJhe Kaiser sbhr seltsame Proben gegeben) „keinen Anstand nehmen, 
die in forö ecclesiastico hohe öewalt des Staatso^jerhauptes auch hin¬ 
sichtlich der Eheangelegenheiten anzuerkennen“ (S. 183.). Der Kaiser 
und der Landesfürst überhaupt erhielten das Recht, Ehegesetze fest- 
zustellen, abzuändern oder aufzuheben, „so weit dieses mit den Grund¬ 
sätzen der Kirche verträglich war* (wie aber, wenn diese Grundsätze 
der Kaiser selbst normirte ?) „und die Kirche bei der oft nur allge¬ 
meinen Fassung der Canones (die wiederum der Kaiser interpretirte) 
nichts Besonderes festgestellt hatte“ (S. 186.). Die Ehegerichtsbarkat 
übten kaiserliche, aus weltlichen und geistlichen Mitgliedern zusammen- 
gesetztp Commissionen, unter denen nach der Anordnung Andronieus HI. 
von 1329 mindestens ein Bischof sein sollten (S. 189. 190.). Die Er- 
theilung von Dispensationen so wie die Annahme von Appel¬ 
lationen in Ehesachen werden ebenso der landesherrlichen Macht¬ 
fülle zugetheilt (S. 190.). Die Kirche aber hat für die Wahrung 4er 
Canones, für die reine Auffassung und für die Aufrechdialtang ^er 
Fundamentalsätze einer christlichen Ehe durch die Macht des 
Wortes und der christlichen Zucht im Unterrichte, im 
Cultus und in der Seelsorge zu wachen. Sie kann Fragen, 
welche die Gültigkeit des Ehebandes betreffen, vor ihr Forum zi^n 
und Alles anordnen, was sie pro diversitate locorum ac temporum 
entweder dem Nutzen der Empfänger des Sacramentes oder der diesem 
gebiffirenden Achtung als gemäss erachtet. Ihre Gesetzgebung ist da¬ 
her mehr negativer als positiver Natur und ihre Aufgabe liegt 
nicht so sehr in der Gesetzgebung selbst, als in der Wah¬ 
rung der Lehre und der Sorge für Beobachtung der Ca¬ 
nones etc. (S. 179.180.). Finden ihre Vorstellungen und Mahnungen 
kein Gehör, so kann sie zu Censuren schreiten (S. 181.). Stellten sich 
(was bei der Stellung der Kirche zum Staate nur sehr schwer mög¬ 
lich) dennoch Conflicte heraus, so hat sich die Kirche gegen den 
Sprach des Civilgerichts nicht aufgelebnt, noch die Gläubigai je auf¬ 
gefordert, irgendwie die Gerichtshöfe zur Aufhebung oder zur Abän¬ 
derung der civilrechtlichen Entscheidungen zu zwingen. Ihr letztes 
Mittel in solchen Fällen ist nur, durch angemessene Vorstellungen 
die Abänderung der mit ihren speciellen Lehrsätzen nicht vereinbar¬ 
liehen bürgerlichen Ehegesetzgebung sich von der weltlic^ien Regie¬ 
rung zu erbitten; sie kann Censuren anwenden und den Brautleuten 
die Einsegnung versagen; ihre Macht wirkt eben nur auf das Ge¬ 
wissen, nicht aber auf die Rechtsverhältnisse im äusseren Forum 
(S. 191. 192.). Dieser grosse Einfluss fles Staates und die Bereit- 
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Willigkeit der Kircke, Um anzaerkennen, wird damit gerechtfertigt, 
dass äe kaiserlicheB Ehegesetze den Religionsbegriffen der orientali- 
sdien Kirche gemäss waren oder doch nicht widersprachen. Da aber 
in den wichtigsten Fragen die kaiserliche Ehegesetz gebnng stdi oft 
geändert, ja Gegentheiliges festgestellt hat: so ergibt sich das Dilemma: 
Entweder waren alle diese, oft einander widersprechenden Gesetze den 
Religionsbegriffen dieser Kirche gemäss, nnd dann hat diese keine 
unwandelbaren Religionsbegriffe gehabt, oder es waren viele den¬ 
selben nicht gemäss, und dann konnte 1) ^ese Kirche in der kaiser¬ 
lichen Legislation keine Sicherheit, keine Bernhigung finden, hatte 2) 
nur einen precären Rechtsznstand, hatte 3) nur einen sehr beschränk¬ 
ten „verborgenenEinfluss. 

IV. DieEhe nach ihrem Wesen, ihren Eigenschaften 
und Requisiten. Die Definition der Ehe, wie sie die römischen 
Reefatsbfleher gebeu, ist auch bei den byzantinischen Canonisten aner¬ 
kannt, zumal da sie auch in den Basiliken (XXVIII. 4, 1.) Eingang 
fand. Ebenso findet sich ihr monoganischer und unauflöslicher Charak¬ 
ter im Allgemeinen fratgehalten (Z. S. 93.—97.). Auch die Sacramen- 
talität der Ehe (8. 125.) wird von den späteren Griechen hervorge¬ 
hoben und die Contrahenten werden als die Spender des Ehesacraments 
betrachtet (S. 135.). In den allgemeinen Grundztigen finden wir hier 
vollkommene Uebereinsti'mmung zwischen unserem und dem byzantini¬ 
schen Eherecht. 

Dennoch fehlt es letzterem an jener allseitigen und consequenten 
Durchbildung .und die Heiligkeit des Ehebandes ist in ihm weit weni¬ 
ger geschützt, als bei den römischen Katholiken. Der Grund dieser 
Erscheinung liegt in erster Linie sicher in dem byzantinischen Staats¬ 
despotismus, der nicht rein die christlichen Ideen anfgenommen, sie 
mit heterogenen Beshmdtheilen vermischt, die Wirksamkeit der Kirche 
kläglich verkümmert hat. Es liegt aber auch zweitens im griechischen 
Charakter und in den orientalischen Sitten ; denn die eheliche Ver¬ 
bindung nnd das weibliche Geschlecht hatten bei den Griechen und 
den Orientalen nie jene sittliche Würde nnd Bedeutung gehabt, wie 
bei den Römern und Germanen (vgl. Z. S. 3 ff.). Ueberaus häufig 
war auch bei Ersteren die Accomodation, die sogenannte olxcvoftta, 
die den äxpiß^C Xd^oc aus RütAsicht auf tUe Schwäche der Menschen 
und die Verhütung grösserer Uebel (vgl. Z. S. 118.) öfter nicht zur 
Anerkennung kommen liess; - an den Patriarchen Tarasius. und Nice- 
phorus hatte der Abt Theodor von Studium diese Oeconomie in an¬ 
deren Fragen, namentlich wegen Gefälligkeit gegen die Kaiser, emeft- 
lich gerügt. Dazu kamen auch Missverständnisse und Missdeutungen 
einzelner biblischer und pahistischer Stellen. So verhält es sich mit 
der Trennung des Ehebandes im Falle des Ehebruchs,>die 
man aus Matth. 5, 3,1.; 19, 9. zu begründen gesucht hat, indem 
man die sonst im biblischen Sprachgebrauch geschiedenen Ausdrücke 
«opvei'a nnd poixsea identisch nahm. Neuestens hat U’ölUnger (Chiisten- 
thum und Kirche io der Zeit der Grundlegung. Regensb. 1860. S. 
458 ff.) diese Fra ge eingehend erörtert *); in ähnlichem Sinne sprächen 

1) Vgl. aber aaob die abweioheade 'Erklärung Perrone’s ba Archiv VBL, 
471< nnd dazu die Beriohtigaiigea der Draokfehler in Bd. VlIL (A, d. S.) 
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sich schoD frühor •der Jesuit PtOrixi, Profsseor der-Exages. » Bd», 
d«r {soh Eagleioh auf andere Ordehsgenosseh berief (de linMrpiiMatioiie 
s^pturarnra saeranim.’ Remae 1844. Lib. I. pag. 16d.), sd Mrie 0r. 
JSnSkrs (Wörsbnrger kath. Wodienechrift Nr. SB ff.) aus. Der 
ean. 48. und Basil. e. V!. geben die in den biblischen tPäraSeih 
stellen wie Hark. K. 11. Luk. K. 1<6. enthaltene Regel ohne ^ 
Ausnahme des Ehebruchs und in gleicher Weise äussern sich vi^ 
ältere Autoritäten (Papp^Saildgyi Bnchir. jur. or. p. 4>8'7 seq.). Sehr 
viele Steilen reden wohl von der auch bei den Lateinern ühlioben 
Trennung des ebelidien Zusammenlebens wegen ElhebrUchs, nicht aber 
von der Ldsung des Bandes und von der Wlederverheirathaitg; so 
Gregor von Nazianz (Z. S. 113. Nr. 1.). Ghrysostomus (das. Nr. 3. 4.) 
tmd Andere. Nur BasiL c. p. can. 1. c. 9., der aber anderwärts 
(Morid. reg. 73.) streixgeren GrnndstätEm huldigt und dabei die Dis- 
harmouie zwischen kaiserlichen Gesetzen und dem Evangeliubi lucht 
verrennt, folgt dem damaligen rSmischen Recht und der bestehendeti 
Sitte (Z. S. 101. Nr. 3.)j die Deutung^ die Papp-Szildgyi (1. c. p. 489.) 

Steile geben will, scheint im Coutex!t nicht gerechtfertigt und die 
späteren Orientalen haben stets ihre Praxis auf jene Worte des Basi¬ 
lius getefitzt. Gleichwohl wfll — zu bezeugt der angefiihbte griechisch 
nnirte Priäat (p. 490. 491.) — das im Jahre 1800 in Leipzig ge- 
A'odcte Pedidion der nicht unirten Coustantinopolitaner von d^ Bi¬ 
schöfen die Wiederverheirathung der wegen Ehebruch geschiedehmi 
Gatten nicht gestattet wissen. 

U^eriiaupt zeigt sieh die grösste Verschiedenfauit zwischen den 
Kirchen von Aitrom und Nettrom bezäglieh der Ehetreunaugsgrüude. 
Das byzantinisdie Eherecht unteracheidet das divorUum ex amsensu 
{6ia Coyiov xgttd auvstfvsscv), Auflösung des ehelichen Bandes durch 
wechselseitige Uebereinkuuft, und das divortium ex rationtdHU ccatsa 
(dta xuTu upö^aoiv IcpspT^TOv). Erstere Art, die gerade, dien 

Grundsätzen des Evangeliums, und namentlich deni Worte wideospricht: 
Quod Deus conjunxit, homonon separet, hatte Justiniem 536 (Nov. 93. 
c. 3. 4.) zugelassen, 542 aber wieder abgeschafft (Nov. 177. c. 19. 
Cf. Nov. 184. c. 11.); Justh«//. gestattete sie 566 wieder (Nov. 140. 

Jus. Gr. R. XII. 6.) und obschon 692 das trnllanisohe Conoil 
e. 87. sich dagegen erhob und die Ekloga Leo’s HI. 740 diesen Miss- 
braudi verboten, so blieb er doch noch länger fortbestehe'n and erst 
Im zehnten >rahrhandert haben ihn die Basiliken beseitigt (Z. S. 103. 
bis 107.). Was aber das divortium ex rationabili causa augeht, so 
geben die byzantinischen Oanonisten folgettde Tresmungsgründe an: 
1) den Tod, 2) den Ehebruch) 3) den Bochverrath, 4) lebensgefähr¬ 
liche Nachstellungen des einen Ehegatten gegen den anderen, 5) lUe 
den' Ehebmch begleitenden oder nach sich ziehenden Umstände (A. für 
den Mmin allein: a) Gemeinschaft d^ EVau mit fremden Männern bei 
Mahlzeiten und in Bädern, b) eigenmächtiger Aufenflialt extra domam 
marlti, c) Besuch Citcus, des Theaters, der Thierkämpfe ohne 
Wissen oder gegen den WUlen des Mannes; B. für die Frau alitin: 
a) Nachstellungen des Mannes gegen deren Zflehtigkedt, b) fälsche An- 
Üiage wegen i^ebruehs, c) trotz aller Abraahuung fortgesetzter Con- 
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cubinaf dtss MatiiMs), 6) die Abortirang, 7) die Bebefarung de» etaenr 
(angläfrtrigeii) Ehegatten »am Christenthum, 8) die Hebung des eigeiteB 
Emdes aus d^ Taufe, 9) den Mangel der Leistung der ehelichen 
Pflicht, 10) die Verschollenheit, Gefangenschaft oder Sclaverei, 11) 
Wahnsinn emd Blödsinn, 12) Eintritt in den Ordensstand, 1$) den 
Empfang der bischöflichen Consecration, 14) den Aussat» (Z. 8. 119.). 
Von allen diesen Eheschddungsgriinden, von denen übrigens mehrere 
«an bestimmte Bedingungen geknüpft sind-, wird iTnsen Verfasser in 
seiner weiteren Erörterung bei dem Kapitel über die Auflösung der 
Ehe SU bandeln haben. Das aber^ lässt sich auch bei der gewandtesten’ 
Rechtfertigung nicht verkennen, dass bezüglich der Bbescheidungs- 
gründe, das byzantinische Kircbenrecht noch sehr auf heidnischem und 
jüdischem Standpunkte steht und der jüdische Ubellds repudii noch 
eine bedeutende Macht behauptet In der kurzen Erörterung (S. 107 fft) 
hätten wir .so manche Angabe zu Bestreiten und zu berichtigen; wir 
wollen aber, um nicht allzuwcHläufig zu werden, dieses bis auf das 
Erscheinen der weiteren Lieferungen unseres Werkes versparen. 

Aber noch ein anderer Punkt verdient sogleich hier volle Be- 
achKung: Der gütige Ebevertrag, „welcher seiner l^ur nach kein 
anderer als der bürgerliche sein kann,“ ist nach Dr. Zhishmcm 
(S. 132. 133.) die Materie des Ehesacraraents, während die An> 
Wesenheit des ordinirten Bischofs und die Anrufung dies h^l. Geistes 
unter der Anwendung der feierlichen Liturgie die Form bilden sollen 
(S. 136.). „Nothwendigerweise,“ heisst es weiter (S. 134.), „müsste 
die Verlündung aufhören, die Materie des Sacraments zu^ bilden, wenn 
sie mit dem bürgerlichen Gesetze im Widerspruch stünde. JSchon das 
natürliche Recht gebietet Glehorsam gegen die weltliche Gesetz¬ 
gebung und eben das.selbe gebietet Christus. Da nun die bürgerlichen 
Gesetze gewisse Eheverträge wegen ihrer Gemeinschädlichkeit ver¬ 
bieten, .so l^ann ein gegen dieselben geschlossener Ehevertrag nicht’ 
die Materie des Sacramentcs bilden. Ebensowenig lässt sich annehmen, 
dass der Stifter der Kirche Ehegatten, welche' in einer von dem welt¬ 
lichen Gesetze' verworfenen Gemeinschaft leben, seiner heiligmachenden- 
Gnade habe theilhaftig machen wollen.“ 

Die Theorie, welche uns Herr Dr. Zhishman hier entwickelt, ist 
nicht auf dem Boden seiner orientalischen Kirche erwatchsen; sie : ist 
von' gewissen occidentalischen Autoren entlehnt, die überhaupt im Ge- 
sammten Eherecht fast dieselben Grundsätze wie unser Autor ver¬ 
treten ; sie stammen aus der Schule von Marcm Antonius do Domfnis, • 
Paul Sarpi, Launoyn. A., deren Scheingründe längst ihre eingehende 
Widerlegung gefunden haben. Kein Wort der griechischen Väter, selbst 
nicht der späteren griechischen Canonisten sagt, der contractus civUis 
sei materia sacrameuti. Das „was Christus zu seiner ursprünglichen 
Reinheit zurückfuhren wollte“ (S. 133.) war das Eheinstitut, •wie es 
im Paradiese bestand, war nicht der bürgerliche, sondern der natür¬ 
liche Vertrag; das erste Menschenpaar lebte in der Ehe, bevor es 
einen Staat, bevor es civilrechtliche Verträge gab; die Familie exisürt 
vor dem Staate und die Ehe begründet die Familie. Mit Recht sagt 
Pius VI. in seinem Erlass an den Bischof von Erlau 11. Juli 1789: 
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Contraetos. naturäUs divioo jure ante omnem civiletn aocietatem in- 
stitutus et firmatas. Die Ehe ist schon ihrer Natur und ihrem Ur¬ 
sprung nach von jedem anderen Vertrage verschieden; die bürger¬ 
liche' Form kann nur etwas erst später Hinsnkommendes, Ausserwesent- 
liches, Trennbares, nur eine suporveniens circumvestitio nudi contrac- 
tns nätnralis s^n. Sodann hat denn unser Autor nicht beachtet, dass 
schon von manchen Regierungen Bedingungen für die Eheschliessung 
vorgeschrieben worden sind, welche die natürliche Freiheit beeinträch- ^ 
tigen, zum Theil auch unmoralisch sein können ? Hat das von ihm 
für den Hehorsam gegen die bürgerliche Obrigkeit (der doch kein 
absoluter — im Falle eines gegen das göttliche Gesetz erlassenen 
, Gebotes — sein kann) hier angerufene natürliche Recht sonst 
keine weitere Geltung? Gesetzt, der Selbstbeherrscher aller Reussen 
habe alle aussmrhalb des Landes von seinen Unterthan^n geschlossenen 
Ehen für nichtig erklärt; ein orthodoxes Brautpaar aber, das im hei¬ 
ligen Russland nicht getraut wird, erlangt in Constantinopel die kirch¬ 
liche Einsegnung, wird unser Autor nicht sagen müssen, Christus habe 
diese von dem weltlichen Gesetze verworfene Verbindung nicht mit 
der heiligmachenden Gnade ansstatten wollen, selbst wenn der „öcu- 
inenische^ Patriarch selber in eigener Person nach geschöpfter Ueber- 
zeugnng von dem Nichtvorhandensein eines in Stambnl als trennend 
betrachteten Hindernisses die Benediction ertheilt hätte ? Tausend und 
tausend Fälle lassen sich denken, in denen, sobald die Materie eines 
Sacraments der Staatsgewalt unterstellt wird, diese Verquickung, diese 
factische Ident)ficirung des Kirchlichen und des Bürgerlichen zu den 
grössten Inconvenienzen führen muss. 

]^ch hätten wir Verschiedenes zu rügen, wie die harten Aus¬ 
lassungen über die sonst so hoch in der orientalischen Kirche ver¬ 
ehrten Kirchenväter, sofern sie durch Lobpreisungep der Virginität 
und der Ehelosigkeit der Ehe zu präjudiciren scheinen (S. 166.^167.). 
Stellen, die noch mit vielen anderen aus Gregor von Nizianz, Chry- 
sostomus u. A. vermehrt werden könnten ; doch wir eilen zum Schlüsse 
dieses ohnehin sehr langen Referats. Die Schwierigkeit, das byzanti- ' 
nische Eherecht, das ^en nicht die stärkste Seite an dieser Kirchen¬ 
gemeinschaft ist, gründlich und consequent, in systematischer Ordnung 
darzustellcn, ist sehr gross und es wird auch der Begabteste darin 
nicht alle Klippen glücklich umschiffen. Die meisten Fehler des kennt- 
nissreicben Verfassers sind Fehler seines Standpunktes; an Fleiss 
und Ausdauer hat es ihm sicher nicht gefehlL 

Prof. Dr. HergmröÜier. 





Zur Geschichte des Gratianischen Decrets 

von Professor Dr. Friedrich Kunstmanji in München. 

1 . 

, / 

Die Forschungen der neuesten Zeit haben sieh vrieder dem' 
ersten Theile unseres corpüs juris canonici zugewendet, und insbe¬ 
sondere die ältesten Commentare über das Decret zum Gegenstände 
wiederholter Untersuchungen gemacht. Schon früher habe ich bei 
verschiedenen Gelegei>heiten auf die grosse Zahl der Handschriften 
aufmerksam gemacht, die sich hierfür in bayerischen Bibliotheken fin¬ 
den. Jetzt soll das Wesentliche meiner früheren Untersuchungen, die 
durch Arbeiten über die Geschichte der Geographie für längere Zeit 
unterbrochen waren, hier zusammengestellt werden, um das Ergebniss 
derselben an die Resultate der Forschungen anzureihen, die Professor 
Maassen in der Zwischenzeit' in mehreren Bibliotheken Deutsch¬ 
lands und Frankreichs erhoben hat. In diesem ersten Artikel soll es 
sich nur um die Lebensverhältnisse Gratians, um die Zeit der Vollen¬ 
dung und Veröffentlichung des Decretes, um die Eintbeilung desselben 
und seine Verbreitung handeln, in den folgenden wird auf Inhalt und 
Bedeutung der älteren Commentare näher eingegangen werden. 

Für die Lebensverhältnisse Grains geben die von mir benütz¬ 
ten nngedruckten Quellen nur wenige Aufschlüsse, denn die ältesten 
Commentatoren scheinen dieselben als bekannt vorausgesetzt, die spä¬ 
teren sie weniger gekannt zu haben. In allen wird Gratian magister, 
in einer auch divinae paginae doctor genannt. Das Werk entstand 
auf Veranlassung seiner Ordensgenossen, denn Stephan von Tournay 
(f 1213) sagt, indem er sich über die abweichende Behandlung d«i 
Stoffes in der causa XIII. im Vergleiche zu den übrigen causae 
äussert: et notandum, Gratianum in hac causa alium modum tractandi 
observasse quam in aliis, forte rogatu sodalium in cansarum exercitio 
per allegationes informari volentium. In ähnlicher Weise drückt sich 
auch Cardinal Roland aus, indem er die Ansicht anfstellt, Gratian 
habe insbesondere für seine Genossen geschrieben, zugleich aber auch 
für die Gesammtheit aller Derjenigen sorgen wollen, welche sich mit 
dem Studium des canonischen Rechtes beschäftigen. Causa scribendi 
fbit, sagt Roland in der Vorrede zu seinem Stroma, auf das Bickell 
zuerst aufmerksam gemacht hat, concordiam canonum demonstrare, 
eorum differentiam ad concordiam revocare. Sociis specialiter eum 
scripsisse credimus, vel tanquam nniversitati provfdens, «niversis 
leetiOBi sacrerum canemnn insistere volentibus, eum smlpsisse dicamus. 

AnUt nt Klickeuackt X. 23 
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Für Bestimmung der Zeit, in welcher Gratian das Decret 
bis zu dessen Vollendung und Veröffentlichung bearbeitete, gibt es 
sowohl im Werke selbst, wie in den Aussagen der Zeitgenossen An¬ 
haltspunkte. 

Im Werke selbst ist c^er Umstand entscheidend, dass der ge- 
sammte Stoff nicht über Innocenz II. hinausgeht. Früher hat man 
auch auf die Jahreszahl 1141 in dem Formular der Apostelbriefe, 
welches die zweite causa enthält, Gewicht gelegt, aber die ältesten 
Handschriften und Ausgaben bieten uns eine ältere Zahl, wie Savigny’s 
trefBiche Untersuchung nachgewiesen hat. Sie zeigen nämlich durch 
die Jahreszidil 1105, dass Gratian sich lediglich eines älteren For¬ 
mulars bediente, das für die Zeitfrage nicht von Bedeutung sein kann. 

Von den Aussagen der Zeitgenossen ist als das älteste Zeugniss 
das des Huguccio bekannt, an welches sich das des Glossators 
Johannes Teutonicus anschliesst. Huguccio hat in seinen Handschrif¬ 
ten des Decretes gleichfalls die erwähnte Jahreszahl 1105 gefunden, 
deren Richtigkeit er aber für die Zeitbestimmung des Decretes mit 
den Worten bezweifelt: sed credo, hic esse falsam literam, nec credo, 
quod tantum temporis efflnxerit, ex (}uo über iste compositus est; 
cnni fnerit compositus domino Jacobe Bononiensi jam docente in 
scientia legal!, et Alexandro tertio Bononiae residente in cathedra 
magistrali in divina pa^na, ante apostolatum ejus. Der Ausdruck 
compositus könnte sich allerdings auch auf die Vorarbeiten zum 
Decrete beziehen, die mit Innocenz II. (f 1143) bereits geschlossen 
waren, er geht aber hier offenbar nicht auf diese, sondern auf die Vollen¬ 
dung des Werkes, dem die Veröffentlichung desselben nachfolgte. In 
diesem Sinne nimmt die Stelle auch die Glosse mit den Worten: fuit 
enim' editus docente Jacobo Bononiensi in legibus et Alexandro in 
theologia, qui fuit postea Alexander HI. , et fuit anno domiui mille* 
simo CL, ut ex chronicis patet. Der deutsche Glossator, der im 
Jahre 1243 gestorben ist, hat dem Texte Huguccios die Angabe des 
Jahres hinzugefügt, und sich dabei auf gleichzeitige Chroniken beru¬ 
fen, deren Auffindung auch der neueren Forschung bisher nicht ge¬ 
lungen ist. Bezüglich des Legisten Jacobus liegt uns kein Zeugniss 
über die Dauer seiner Lehrthätigkeit vor, wohl aber lässt sich be¬ 
züglich des Canonisten Rolandus das Ende derselben aus zwei unge- 
druckten Urkunden unseres bayerischen Reichsarchives bestimmen. Es 
geht aus denselben hervor, dass Roland bereits im Herbste des Jah¬ 
res 1150 Cardinal war, somit sein Lehramt damals bereits nieder¬ 
gelegt haben musste. Beide Urkunden sind Originalurkunden, Papat 
Engen HI. hat beide an demselben Tage, dem 23. October 1150, die 
eine für das Kloster Wechters'^yinkel im Hochstifte Würzburg, die 
andre für Kloster Ebrach im Hochstifte Bamberg erlassen. In beiden 
wird Rolandus diaconus cardinalis S. S. Cosme et Damiani genannt. 
Der Vergleich mit einem anderen Diplome desselben Papstes für St. 
Lorenz zu Genua vom 14. April 1150, in welchem Roland unter den 
Cardinälen noch nicht aufgeführt ist, ergibt ferner, dass seine Ernen-' 
nung zum Cardinal in die Monate April bis October 1150 fallen 
mvss, er konnte also bis dahin noch in Bologna lehren. Die Ver- 
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öffentlichung des Decretes aber dürfte nach dem Inhalte der ange¬ 
führten Zengnisse noch in die erste Hälfte des Jahres 1150 fallen. 

Die erste Eintheilung desselben in zwei Theile soll Omnibonus, 
der 1157 Bischof zu Verona wurde, gemacht haben, denn so sind 
doch die Worte des Albericas trium fontinm zn verstehen, mit denen 
er zum Jahre 1156 von ihm berichtet: librum de concordantia 
discordantium canonum ^ligentissime ordinavit in duas partes, primam 
partem in XXVI distinctiones, secundam in causas XXXVII per 
■ quaestiones diversas satis artificiose propositas. 

Eine solche Eintheilung liegt noch theils in der Einleitung, 
theils im Texte einer Handschrift des zwölften Jahrhunderts vor, 
welche Ae Staatsbibliothek in München als Codex Schaeftl. 161. be- 
'sitzt. Die Handschrift dürfte die älteste der Münchener Codices sein, 
welche Gratians Decret enthalten. Sie wurde auf einer Freisinger 
Synode, die in die Jahre 1181—1184 fällt, dem Kloster Schäftlarn 
geschenkt, wie sich aus der noch vorhandenen Schenkungsurkunde 
ergibt, welche später durch Zufall einer anderen Handschrift desselben 
Klosters (cod Schaeftl. 37.) einverleibt wurde ^). 

Die Handschrift beginnt mit dem Inhaltsverzeichnisse, aus wel¬ 
chem sich ergibt, dass der erste Tbeil hier wirklich unter 26 Ab¬ 
schnitten in summarischer Weise verzeichnet ist, welche die 26 distin¬ 
ctiones des Onmibonus sein dürften. Die Ueberschrift des ganzen 
Werkes lautet: discordantium canonum concordia ac primum de jure 
naturae et constitutionis. Die Uebersicht des ersten Theiles ist mit 
den Worten angegeben! in prima parte agitur de Justitia naturali et 
positive tarn constituta quam inconstituta, que cui praeponatur. 
Hierauf folgen die einzelnen Abschnitte, der erste de jure civili et 
ecclesiastico, quod cui preferatur, der letzte et quod in una provincia 
duo metropolitani esse non debent. 

Der zweite Theil wird mit den Worten eingeleitet: in secunda 
parte que prima causa est agitur de symoniacis. Die Uebersicht 

schliesst mit der Causa 36., auf sie folgt ^sogleich mit den früheren 
Worten: discordantium canonum concordia etc. der Uebergang zum 
Texte des ersten Theiles. In diesem sind nun für die einzelnen 

Distiuctionen, jedoch mit mehrfachen Unterbrechungen Nummern ange¬ 
geben, die weder den 26 Abschnitten entsprechen, noch mit dem 

jetzigen Texte ganz übereinstimmen. Diese Nummern hören indessen 
bereits mit 73. auf; den dort enthaltenen Formaten des Bischofes. 

Burchard von Worms sind zur Seite griechische Buchstaben beigefügt 
mit der Marginalnote: Datum Wormacie idus marcii anno dominicae 
incarnationis millesimo secundo, mense XU indictione X, epistolam 

tis ^ 

formatam a XVJJl episcopis et abbaübus constantinopolitahe urbis 
^ ccc 

episcopo editam post terciam causam scriptam invenies, finita 
accusatione presbyteri. Die Formaten sind auch wirklich fol. 66. 
enthalten, doch nicht am Schlosse des Textes, ül^n unsere Ausgaben 


1) Han Ygl. meinen Aufsatz Uber eine Freisinger Synode unter Bischof Albert I. 
im oberbayerischen Archive. Bd. XIV. S. 321 ff. Manchen, 1862. 8. 

23 * 
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. enthalten, sondern als Anhang eines in unserem Texte nicht vorhan¬ 
denen Rechtsfalles, der fOl. 65. nach einer leer gelassenen Seite der 
causa 3. beigefUgt ist. 

Der Fall lautet: quidam nobilis laicus perjurns et facinorosus 
symonie quoqqe tabe pollutus quendam religiosum sacerdotem de 
symonia accusare nititur. Se accusatorem et quosdam sue iniquitatis 
complices testes adversus eum producit. Sacerdos de inimicida con- 
queritur accusatoris, et testium inconvenientia. Hic primo queritnr, 
an laid sint in accusatione sacerdotum admittendi. Secundo ntrum 
peijuri et facinorosi vel symoniaci adversus aliquem sint audiendi. 
Tercio, an familiäres accusatoris testificari possint, vel de eadem domo 
in testimonium produci. Quarto, quod quisque testari debeat. 

Hierauf folgt nur die Vertheidigung des angeklagten Priesters, 
nicht die Entscheidung des Falle^. Nach ihr stehen allgemeine Rechts¬ 
bestimmungen. Die erste derselben lautet: transire per alienum agrum 
fas est, jus non est. Die letzte ist: «nortui non obvolantur testi- 
moniis altaris. Am Schlüsse steht die epistola formata, die unser 
gegenwärtiger Text in der dist. 73. des ersten Theiles aufiführt. Der 
U ebergang vom ersten Theile zum zweiten ist mit zwei Sätzen ange¬ 
geben. Finitur prima pars. Incipit Prima causa. Die causa 36. 
schliesst schon mit dem Satze: legitime igitur post penitentiam per- 
actam- raptor poterit sibi copulare quam rapuit, nisi pater puellae 
illam raptori detrahere voluerit, während unser Text viel weitläufiger 
ist. Dann heisst es fol. 167.: Finitur XXX*VI“. Auf der folgenden 
Seite steht: Incipit tricesima VIJ\ De ecclesiarum consecratione et 
de missaium celebrationibus etc. Sie schliesst wie unser Text mit 
den Worten: non potest filius a se facere quicqnam, nisi quod viderit 
patrem facientem. Den Schluss hat der Schreiber durch Striche an¬ 
gegeben, nach ihnen steht jedoch noch die palea c. 15. C. U. qu. 5. 
nobilis’ homo. ' Im Texte selbst fol. 55. fehlt nicht nur sie, son¬ 
dern auch, c. 14. 16. und 17. Die Eintheilung entspricht also in 
der Einleitung den 26 Distinctionen des Omnibonns, im Texte den 
37 von ihm erwähnten causae. Auf dem folgenden Blatte nennt sich 
der Schreiber der Handschrift, ein Priester Adalbert im Kloster Schäft¬ 
larn, der seine Arbeit zu Ehren des h. Dionysius und der h. Juliana 
in zwei Jahren vollendete. 

Einer anderen Eintheilung des Decretes in drei und vier Thei- 
len erwähnt Bischof Stephan von Tournay (f 1203) an zwei Stellen 
seines Commentars über dasselbe. Die erste derselben ist in der Vor¬ 
rede seines Commentars enthalten, welche der regulirte Chorherr 
Claude de Molinet als Anhang der Briefe Stephans zu Paris abdruckeh 
liess, die zweite steht im Commentare selbst. 

In der neuen Ausgabe der Briefe, die im neunzehnten Bande 
des'Tecueil des historiens des Gaules et de la France (Paris 1833 fol.) 
vorliegt, sind vierzig dieser Briefe mit verbessertem Texte wieder 
gegeben, der Anhang ist aber weggelassen. Molinets Text dieser 
Vorrede bedarf indessen gleichfalls sehr der Verbesserung. Referent 
hat daher die erste Stelle ans der Schäftlamer Handschrift in einem 
Aufsatze über die schon erwähnte Freisinger Synode mit richtigerem 
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Texte abdrucken lassen. Aus ihr ergeben sich zwei verschiedene 

Eintheilungen des Decretes, je nachdem es sich «m den Gebrauch 

, desselben für die Leser oder für die Schriftsteller handelte. 

Die Leser theilten es in die drei Theile, welche in unseren 

Ausgaben noch gegenwärtig vorliegen. Die Schriftsteller dagegen 
machten vier Theile, einen jeden derselben nannten sie eine Quart. 
Die erste ging vom Anfänge an bis zur ersten causa, die zweite von 
da bis zur dreizehnten, die mit dem Worte diocesani beginnt, die 
dritte von dieser causa bis zur siebenundzwanzigsten, die von' der 
Ehe handelte, die vierte von der causa 27. bis zum Schlüsse des 
Werkes. 

Die Eintheilung des Decretes in drei Theile findet sich schon 
in den ältesten uns bisher bekannt gewordenen Commentarien, die 
von Paucapalea und dem Cardinal Roland verfasst sind. Bei Pauca* 
palea k^mt indessen immerhin eine Spur vor, dass man mit der 
causa 27. eine eigene Abtheilung begonnen habe, denn er schickt ihr 
folgende einleitende Worte voraus: in prima parte de spirituali con- 
jugio, videlicet inter sponsum et sponsam ecclesiam etc. pleniter tra- 
ctatum est. Nunc de corporali matrimonio, ubi carnalis est commixtio 
tractare decrevit. 

Stephan von Toumay wiederholt in der Einleitung zur causa 
Xni., was er in der Vorrede gesagt hat, er sagt hier wieder: quidam 
Volumen istud Gratiani in quatuor partes distinguunt, quarnm unam- 
quamque quartam appellant, quod magis, ut arbitror, suum a acri- 
ptoribus initium häbuit, quam a doctoribus aut diseipulis originem 
traxit. Primam partem ponunt a principio libri usque .ad causam 
simoniacorum, )juae est prima causa, secundam usque ad tertiam de- 
cimam causam, quae est ista, tertiam usque ad vigesimam septimam, 
quae est de mtitrimonio prima, ultimam usque ad finem libri. 

Was Sicard von Cremoua (f 1215) in seinem Commejitar 
(summa) über die Eintheilung des Decretes in drei Theile sagt, ist 
bereits von Professor Maassen bekannt gegeben; sie legt.nur die 
Behandlung des zweiten Theiles dem Gratian, die beiden anderen dem 
Paucapalea bei i). 

Sicard erwähnt aber in einer Rede, mit der er Vorlesungen 
über das Decret eröifnete, auch die Eintheilung m vier Theile. Er 
bemerkt in derselben seinen Zuhörern: „Ihr wisst, dass das Decret 
nach der Berechnung der Schriftsteller (secundum scriptorum com* 
pütationem) in vier Theile getheilt wird, von denen der erste aus 
101 Distinctionen und 900 Kapiteln, mit Abzug eines, wie aus fünf 
Gesetzen besteht. Der zweite enthält 12 Rechtsfälle (causae), 64 
Rechtsfragen (quaestiones), 781 Kapitel und .32 Gesetze, der dritte 
14 Rcchtsfälle, 67 Rechtsfragen, 790 Kapitel und eilf Gesetze, der 
vierte 10 Rechtsfalle, 50 Rechtsfragen, 771 Kapitel und ein Gesetz. 

Der erste Theil erstreckt sieb bis zum ersten Rechtsfalle, der 
zweite bis zum dreizehnten, der dritte bis zum sechsundzwanzigsten, 
der vierte Ihs zum Schlosse des Werkes. Im Ganzen habt ihr also 


1) Maattat, Paneapalea «in Beitrag zor Literärgesehiobt«. Wiaa, 1859. 8. 84, 
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101 DistinctioncH, 36 Rechtsföll^, 182 Rechtsfragen. Der sieben 
Distinctionen über die Busse erwähne ich nicht, denn sie werden zur 
dritten Rechtsfrage des 33ten Rechtsfalles gerechnet. Die fünf Distin¬ 
ctionen de consecratione dürft ihr nicht übergehen, sondern müsst sie 
mit den 101 Distinctionen verbinden.“ 

Sicards Rede war zur Eröffnung der Vorlepungen über seine 
summa bestimmt, er. erwähnt gegen, den Schluss der Rede, dass er 
morgen vom Naturrechte handeln werde, mit diesem Stoffe beginnt 
auch in der That die summa. 

Sicard hat diese Summa über das Decret während seines Auf¬ 
enthaltes in Mainz wahrscheinlich vollendet, denn er sagt am Schlüsse: 
ego vefo Sigehardus Cremonae filius natione, et Mogontinae ecclesiae 
jilius spiritualis translatione aemulos patienter siistineo, et mei Judi¬ 
cium matris arbitrio derelinquo. Die Bezeichnung filius spiritualis 
weist nicht auf einen Eintritt in die Dlöcese Mainz hin, von einem 
solchen Verbände war auch bisher keine Spur zu finden, wohl aber 
weist das Wort translatione, im Gegensätze zu natione auf einen Auf¬ 
enthalt des Verfassers in Mainz hin, der im amtlichen Aufträge ge¬ 
schah. Es fragt sich nun, wann dieser Aufenthalt stattgefnnden und 
wie lange er gedauert habe. 

Sicard seihst erwähnt in seiner Chronik einer Reise zum Kaiser, 
die er'im Jahre 1183 auf päpstlichen Befehl antreten musste. 

Er sagt bei Muratori (Scriptores t. VH. col. 603.); anno do- 
mini 1183 imperator cum Lomhardis pacem apud Constantiam fecit. 
Anno domini 1184 papa Lucius Veronam venit, qui me anno prae- 
cedente suhdiaconum ordinaverat, et pro hoc adventu ad imperatorem 
direxerat. 

Der Papst hatte also eine Unterredung mit dem Kaiser in 
Verona gewünscht, die auch wirklich in dieser Stadt im October des 
Jahres 1184 stattfand. Im vorhergehenden Jahre war Sicard zum 
Kaiser geschickt worden, seine Sendung fällt, da der Papst selbst 
erst am 22. Juli 1184 in Verona eintraf, wahrscheinlich in den 
Schluss des Jahres 1183. Gerade in dieser Zeit aber mangelt es an 
Urkunden über den Aufenthalt des Kaisers, wie sich aus den älteren 
Regesten unseres leider so schwer erkrankten Böhmer, wie aus 
neueren Mittheilungen .ergibt, die ich in höchst gefälliger Weise von 
den Herren Professoren Ficker und Jaffö erhalten habe. Diese 
Lücke dürfte sich nach dem Ersteren der beiden Historiker daraus 
erklären, dass der Kaiser nach dem wichtigen Tage zu Gonstanz im 
Juni 1183 keine grösseren Hofiager berief, um dem für Pfingsten 
1184 in Aussicht genommenen grossen Hofiager zu Mainz keinen 
Abbruch zu thun. Die Kaiserurkunden wurden, wenigstens vermö¬ 
gend, auf Hofiagern ausgestellt, auch die 3chriftsföller nehmen gewöhn¬ 
lich vom Hoflager des Kaisers aus Veranlassung, den Aufenthalt des¬ 
selben anzumerken.' Daraus erklärt sich wohl der Mangel an Nach¬ 
richten während der zweiten Hälfte des Jahres 1183. Der Kaiser 
hat in dieser Zeit wohl die Gegenden nicht verlassen, in welchen 
sich die Reichs- und Hausgüter befanden, also Schwaben, Eisass und 
die Rheinpfgdz, nach den wenigen vorhandenen Nachrichten befand er 
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sich' am Ende des Jahres 1183 in Uhn,'am Anfang des folgendm in 
Strassburg. In diese Zeit nun, Jn welcher Sicard bei dem Kaiser in 
Deutschland war, muss auch sein Aufenthalt in Mainz fallen, denn 
es ist kein Grund vorhataden, seiner Angabe zu misstrauen. Diese 
Angabe lässt sich auch, selbst wenn man die Leseart ändern wollte, 
nicht auf die Verhältnisse des Stiftes Monza anwenden, wohl aber 
weist sie auf einen längeren Aufenthalt in Mainz hin. 

Die Bede, welche im Anhänge ihrem vollen Inhalte nach ans 
einer ehemals dem Kloster Kaisersheim gehörigen Handschrift des 
dreizehnten Jahrhunderts, beigefügt ist, zeigt von keiner guten Lati* 
nltät, sie ist ausserdem im weitläufigen, schwülstigen, gesuchten, mit 
chaten überladenem Style geschrieben. Seiner eigenen Lebensverhält' 
nisse etwähnt Sicard nur bezüglich seines Geburtsortes, indem er von 
sich ^agt: vilissimo forte natus tugurio, und geht dann zur Schilde¬ 
rung der Unwürdigkeit seiner Person über, die jetzt einen Lehrstuhl 
erhalten solle. Nachdem er diesen Gegenstand in ermüdender Weise 
behandelt hat, bespricht er die Eigenschaften, welche die angehenden 
Decretisten besitzen sollen. Er nennt zuerst die Entfernung des Hoch- 
muthes, dann die Frömmigkeit, die zur wahren Weisheit führe. Be> 
züglich Derjenigen, welche sich dem Lehramte widmen wollen, fordert 
er besondere Aufmerksamkeit auf den Vortrag, der keinem Widerrufe 
unterliegen dürfe. Die Sitte einiger Lehrer, welche ihre Schüler am 
Tage ihrer Habilitation für das Lehramt (in die cathedrationis suae) 
in bissigen Ausdrücken wenn auch so wenig als möglich biosstellen, 
wird von Sicard getadelt; er selbst aber ist seinen ersten Zuhörern 
gegenüber in den Fehler mner allzugrossen, in übertriebenen Aus¬ 
drücken dargelegten Demuth verfallen, welche sich kaum damit ent¬ 
schuldigen lässt, dass er selbst vor Kurzem erst das Subdiaconat 
erhalten hatte, und aus der Schule entlassen war. Wer die Lehrgabe 
empfangen habe, meint Sicard, indem er sich auf den h. Hieronymus 
beruft, der solle auf eigene Klugheit und geistige Begabung sich 
Nichts zu Gute thun, sondern vor Allem ihm dänken, der alle Gaben 
verleihe. Den stolzen und ungehorsamen Zuhörer bedroht er mit 
Strofe, dem fleissigen dagegen, "der seine Worte im Gedächtnisse be¬ 
halte, eröfihet er unter der göttlichen Leitung die Aussicht auf eine 
klare Kenntniss des Decretes, die in kürzester Zeit eintreten werde. 
Er verweist sie zuerst auf die Erlernung der Zahl der Distinctionen, 
Rechtsialle und Rechtsfragen und der Kenntniss ihres Inhaltes, ferner 
auf die Aneignung der Zahl der Kapitel und ihrer Schlagwörter, 
endlich auf den Ursprung der Quellen selbst, ob sie von Päpsten, 
Kirchenvätern oder Synoden herrühre. Er gibt die Eintheilung mit 
der Gesammtzahl der Unterabtheilungen an, und stellt bezüglich der 
288 Distinctionen einen Vergleich mit dem Besitze eben so vieler 
Landgüter an, deren Besitz er sich in den Händen seiner Zuhörer 
denkt. Wie.sie Beschaffenheit und Erträgnisse derselben, sagt Sicard, 
genau kennen würden, so könne man auch von ihnen die nähöre 
Kenntniss der Distinctionen und Rechtsfragen verlangen, denn dem 
geistigen Erwerbe müsse man eifriger dienen, als dem weltlichen. 
Zum Schlüsse erklärt er die verschiedenen Bestandtheile der lex 
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caiMmica, spricht von den Gegensätzen (contrarietates), bezüglich deren 
er auf die Autorität seines Lehrers verweist, den er nicht namentlich 
anftthrt, verspricht, um nicht zu weitläufig zu werden, den Begriff 
des Naturrechtes am folgenden Tage zu erläutern, und schliesst nüt 
einer Anrufung des göttlichen Schutzes. 

Sicard’s summa, welche die Rede einleiten sollte, führt nach 
Alexander HI. (f 1181. 30. August) keine päpstliche Decretale mehr 
an, mit ihr stimmt tiberein, dass die Rede seiner als eines erst Yer- 
stmrbenen frommen Angedenkens erwähnt. War die summa auch viel¬ 
leicht früher schon eine fast vollendete, so können doch die Schluss¬ 
worte derselben nur in Mainz hinzugefügt worden sein. Sein Auf¬ 
enthalt in Mainz muss daher längere Zeit, hindurch gedauert haben, 
weil diese Worte zugleich auch auf die Vollendung seiner Vorlesungen 
über die summa hinweisend möglich ist es nach den wenigen Daten, 
die er in seiner Chronik über seine persönlichen Verhältnisse angibt, 
allerdings, dass er sich bis zum Reichstage von Mainz verlängerte. 
Yon der summa besitzt die Münchener Bibliothek mehrere Hand¬ 
schriften, nach anderen Katalogen kommt sie in Deutschland und 
Italien öfter vor. Die Rede dagegen habe ich nur in unserer Eaisers- 
heimer Handschrift gefunden, welche sie mit der summa enffiält, sie 
ist sermo tiberschrieben, ohne den Verfasser zu nennen, aber die 
Gleichheit des Styles ist unverkennbar. 

Für die Verbreitung des Gratianischen Decretes hat ein bisher 
nur wenig bekanntes und ganz unbeachtetes Verhältniss unstreitig 
sehr viel beigetragen, nämlich seine Anwendung auf die geistliche 
Rhetorik, die gleichzeitig stattgefhnden hat. Die rhetorica ecclesiastica, 
wie eine solche sowohl in einer Benedietbeurer wie in einer Wiener 
Handschrift vorliegt, war der Inbegriff des göttlichen Rechtes zum 
Unterricht für den geistlichen Richter. Das Werk beginnt in beiden 
Handschriften nach der Ueberschrift incipit ecclesiastica rhetorica mit- 
den Worten: jam veteris quam novi testamenü auctoritatibus edocti 
sumus, quod et fidem firmissimam tenemus, quod deus et dominus 
noster equitatem diligit, iniquitatem odit etc. 

Die jüngsten in ihr angeführten'Decretalen sind schon von Papst 
Urban H., die Benutzung des gratianischen Decretes zeigt aber, dass 
das Werk der zweiten Hälfte des zwölften Jahrhunderts zugewiesen 
werden muss. Es theilt sich nach einer allgemeinen Einleitung in 
vier Haupttheile vom Richteramte, vom Zeugnisse, von der Anklage 
und der Verurtheilung. Die Form, in welcher diese Begriffe gegeben 
sind, ist nicht die strenge Form des römischen Rechtes, da die ange¬ 
führten, aus kirchlichen Quellen entnommenen .Stellen grösstentheils 
moralischen Inhaltes sind. Es findet' sich indessen doch ein kleiner 
Ab];i8s ^ über das Prozessverfahren, bei welchem der Verfasser auch 
Kenntniss des römischen Rechtes zeigt.. Dieser Abriss beginnt mit 
den Worten: ordinem autem qui in definiendis causis est obsCrvandus 
praescribit nobis piqia Innocentius dicens: si de causis terminandis 
, etc., er bewegt sich aber grösstentheils auf dem Boden der MoraL 
Das Vei^hren enthält sowohl den Civil- wie den Criminalproi^ess und 
scheint jener Zeit aneugehören, in weldier man bei den geisBichen 
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Gerichten vom Standi^uskte der Moral in den förmlichen Prozees des 
römischen Rechtes überging. Justinian’s Codex ist an einer Stelle 
namentlich angeführt, an sie schliesst sich merkwürdiger Weise die 
Schilderung der Gottesurtheile des Eides, des glühenden Eisens, des 
siedenden Wassers und des Zweikampfes au. Der Verfasser der eccle- 
siastica rhetorica ist in beiden Handschriften nicht genannt, die For¬ 
schungen, welche der Bibliothekar Denis über ihn angestellt hat, sind, 
wie er selbst in seiner Beschreibung der Wiener Hapdschriften sagt, 
ohne allen Erfolg geblieben. > -Den Zweck, desselben gibt er selbst 
mit 'den Worten an: est ergo principalis hujus paginae intentio, 
omnem aedificationem adversus Christi scientiam se erigentem destruere, 
et aedificationem secundum legem dei construere, fide firmare, mori- 
bus honestare, et poenitentiae remediis, si labefacta fuerit, emendare; 
vel ejus intentio est, salutem conferre, collatam conservare, mortem 
arcere, et omnem mortis occasionem amputare. Das' Werk schliesst 
mit dem Rechtsmittel der Berufung, für deren Einlegung am Ende 
eine Appellationsformel jedoch ohne Zeitbestimmung angegeben ist 
Aus ihr zeigt sich, dass das Werk sowohl ln Deutschland wie in 
Frankreich gebräuchlich war, denn die Benedictbeurer Handschrift 
nennt den Bischof von Augsburg, die Wiener den von Cambrai als 
Richter. 

Für die Verbreitung des Dccretes haben auch die hohen Schu¬ 
len von Bologna und Paris durch ihre Lehrstühle übej^ die Erklärung 
desselben Sorge getragen, in den Stiftsschulen wurde dasselbe gleich¬ 
falls eingeführt und erläutert, einige der älteren Commentatoren haben 
jedoch, wie sich zeigen wird, zunächst nur das Bedürfniss ihrer Leser 
im Auge gehabt 
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Sicard’s Rede zur Eröffnung seiner Vorlesungen über 

Gratians Decret 

S' e r m 0 0- 

Deus omnipotens angelicae prolapsionis clementissimus reparator^ 
mundialis fabricae peritisslmus compaginator, interioris hominis sub- 
tilissimus indagator, lux vera quae omnem hominem venientem in 
hunc mundum instruit et illuminat, lux indeficiens quae propulsis 
vitiorum ruderibus -quos vult indicibili suae dono gratiae accendit et 
locupletat, lux incomprehensibilis quae se diligentibus sydereas man- 
siohes promittit et praeparat ad aedificationem omnium nostrum disci- 
pulis suis loquens ait: luceat lux vestra coram hominibus, nt videant 
opera vestra bona, et glorificent patrem vestrum qui in coelis est. 
Ecce timorati patres, reverentissimi domini, desiderantissimi socii, in 
medio vestri praesentaneus os meum ad loqnendum aperio, qui lingua 
balbutiente modum loquendi non habeo, nam erubescentiae increscen- 
tis perfossus aculeo pusillani mitate spiritus vix incepto sermone pene 
deficio. 


1) Cod. Kaisersh. Mr. 113. 
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YiiissiiAo fprte natus tngtirio, non cibls sed pane nutritns 
cibario, nullius scieutiae omnifariam folcitus adminiculo, vestro tarn 
celebri indignus connumerari collegio, cum sim scabellum pedum 
vestrorum, qua temeritate inter vos audeo surgere, qua fronte nescius 
et insulsus sciolos praesumo instruere, quo ausu rosas et lilia non 
lotis manibus affecto spargere ? 

Profecto de me proverbialiter potestis dicere: optat ephippia 
bos piger, optat arare caballus^); anguillas silvae parhint, et flumina 
cervos. Revera non tarn erubescendum quam. pertimescendum mihi 
est, ne risui pateam, ne vulgarium fabula fiam; nam cum prius sicut 
manus inter gigantes, veluti mirica inter abietes, tanquam alietus inter 
volucres comparcrem ^, ad similitudinem Zachaei in sicomoro resi* 
dentis in magistralem cathedram me rechpi. 

Sed hoc totum provenit ex elegantissima plenitudine consumma* 
tae perfectionis scholarium, hoc accidit ex affectuoso incremento usua* 
tae dilectionis sodalium; favörabilis etenim sociorum clementia non 
solum quod fractum est intendit consolidare, yerum de nihilo aliquid 
quod solius dei est praesumit procreare; et quod tenebrosum est, 
diligenter aifectat clarificare. Semivivum siquidem in via relictum 
oleo misericordiae desiderant socii perungere, asininum pecus more 
Balaam aniicabilibus stimulis ad loquendum nituntur compellere. 

Sed certe non est humanae possibilitatis, ad effectum perducere 
quod ipsi aggrediuntur circa me adimplere. Non enim homo conferre 
potest homini quod soli superno appropriatum est numini. Verum- 
tamen qui Joseph vinctum de carcere yoluit educere, qui Danielem 
somnii praesagio fecit clarescere, qui beatum Briccium 'VOce pueri tri- 
ginta dies ab ortu habentis immunem dignatus est ostendere *), ^ ipse 
potest linguam balbuticntem rectis sermonibus informare: qui quos - 
novit indicibili gratiae spiritu fecundare, qui abjectos ut cum regibus 
sedeant de sterquilinio, solet elevare. 

Vires ergo quas imperitia mihi denegat, affectuosa Qmnium 
vestrum societas suppeditat, quae sensus meos nocte obscuritatis ob- 
ductos quasi nova climatione excitat, dum verbulis meae tenuitatis« 
patienter auditum accomodat. 

Non est ergo evagandum diutius, ne gravamen inferatur vestris 
auribus. Resumptis itaque quas amiseram viribus ad propositam 
redeundum est materiam. 

Dictum est a domino: luccat lux vestra et cetera. Haec lux 
de qua loquimur in prima dei creatione luculentissime claruit. Inex- 
plicabilis erat siquidem pulchritudo quam deus angelicae naturae cbn- 
tulit, sed insecuta peccati rubigine mutatus est color optimus, in quo 
locum potuit habere versiculus: qui' color albus erat nunc est con- 


1) Cod. Kaisersh. libit. 

2) Cod. Kaisersh. optat ephisia bos piger, optat arare caballis. 

3) Die Handschrift hat non comparerem. Mirieae sind nach Adelungs glossa- 
rinm terrae incultae vepribus et dumetiS' abundantes; oHetm a graeco aXtSTOq 
aVis qui simrilius dicitur vel spaverius (sperber). 

4) Man ygl. das dictum Gratiani zu c. 3. C. 4. qu. 2. et 3. 
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trarius albo. De hac pulcbritodine et ejns decöloratione alt Job 
scientissimus: cecidit inqnit lucifer de coelo qui mitteb'atur ad omnes 
nationes. Ille, inquam, qui in paradiso delitiarum inter duodecim 
nutritus est lapides, in labyriutheam infemi voraginem corrnit; et qui 
per autonomasiam primo dicebatur lucifer, post easum dictus est anti* 
quus coluber. De hoc etiam ait dominus in evangelio: videbam, 
inquit, satanam quasi fulgur de coelo cadentem. Hnjus lucis claritate 
protoplastum divina venustavit benignitas. Omnium siquidcm scien- 
tiarum in eo redundavit sagacitas quam brevissimo temporis spatio' 
versuti hostis sibi praeripuit calliditas, et quia concitatus spiritu 
superbiae parificari voluit divinae potentiae, prolapsus est in lacnm 
mortis et miserlae. Conatur igitur examussim Leviathan a prin^ 
cipio ruinae suae sanctomm opemm dulcedinem invidiae f^lle inficere. 
Dolct etehim satis et erubescit, caritatem quam in coelo nequivit 
habere homines ex lutea constantes materia in terra retinere. 

Hiyus lucis interpolationem naturalis legis aequitas elucidare 
non valuit, quamquam a primordiali rerum inateria iisque ad Moysis 
tempora continue duravit. Sed lege veteri per Moyscn prolata aliquan- 
tulnm resplenduit. Consequenter sancti patriarchae et prophetae omni- 
modam dedemnt opcram, ut melioraretur quod factum iuit perperam; 
sed ex toto exinanire nequiverunt praecedentis conta^onis nubeculam. 

Tandem illuxit dies desiderantissima, in qua diuturnae anxietatis 
exstirpata est tabes pestifera, in qua vita liberata est de fomace 
ferrca, in qua mens terrenis obligata carceribus liberum respexit ab'ra, 
in qua novis supervenicntibus a saeculo nostro evanuerunt vetera, in 
qua completa sunt David prophetae vaticinia dicentis: cantate domino 
canticum novum, quia revera fecit mirabilia. Verus igitur sol justi- 
tiae, dulcissimus fons misericordiae, cui non commnnicat alienus, ad 
instruendos pro quibus venerat populos suos mittens qnos converterat 
discipnlos ait: luceat etc. 

Haec est lex evangelica, per quam aperta est paradisi janua, 
per quam revocata est ovis perdita, per quam potenter evacuata sunt 
tartara. Hane publice annuntiaverunt apostoli, diligenter colentes 
praecepta, domini, sc. ite, docete omnes gentes etc.; et quod in aure 
auditis, ponite super tecta; et alibi: nemo accendit Incernam et ponit 
eam sub modii, sed super candelabrum, ut (jui intrant domum lumen 
videant. De bis dicit propheta: coeli enarrant etc. Portantes siqui* 
dem pacem et illuminantes patriam praedicaverunt ubique deo coope- 
rante et sermonem confirmante ^), et quia meminerant a domino dictum: 
si quid super erogaveris, ego cum rediero reddam tibi. Tanquam fide- 
les dispensatores talentum sibi creditum domino duplicatum reportan- 
tes audire meruerunt: cum sederit filius hominis. in sede majestatis 
suae, sedebitis et vos super sedes duodecim, judicantes duodecim tri- 
bus Israel; et alibi: euge serve bone etc. 

Hla ergo, quae evangelicae perlectioni instinctu spiritus sancti 


1) Von anderer Tinte geschrieben steht Uber examussim: i. e. regulariter. 

8) Hiernach hat die Handschrift S. S. irahrsoheinlicb um die Sequena anzu> 

aeigen. 
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addiderunt apostolij lex denomiiuyiir i^ostolica, qnam pia devotione 
catholica praedicat et tenet ecclesia. 

Novissimis temporibus, cum ecclesia dei palmites snos non 
soluiq usque ad mare sed longe ultra extendit, cnm sonus apostolornm 
in ultimis mundi partibus innotuit, cum messis Jesu Christi in im- 
mensum excrevit, in locum apostolornm «snccedentibus episcopis ple- 
nissinu cdebrata sunt eoncilia, nova promulgida sunt praecepta, quae 
canones appellantur sive decreta. His ecclesia dei subsistit et regitur, 
,hi8 delinquentium proterva rabies punitur, his qnidquid contentionis 
vel ambiguitatis eme.rgit deciditur. * 

^raetaxatas igitur auctoritates diligenter recolens, aliasque quam 
plures in consimilem formam reperiens, quibus dicitnr: claraa ne 
cesses, ct alibi: insto opörtune, et: sapientla avarum dedignata pos* 
sessorem nisi publicetur elabitur, et illam quae dicit: db stercore 
boum lapidabitur piger , et quasdam fabnlosas: scire tuum nihil est, 
nisi te scire hoc sciat alter, et illud ridiculosum: vulpi stertenti non 
venit grillio^) denti, firmissimam spem in eo pouens qui dixit: aperi 
OS tuum et ego adimplebo illud y et alibi: non enim tos estis qui 
loquimini, sed spiritus per vos qui in vobis loquitur, et illum: incipere 
aude‘, dimidium facti qui bene coepit habet, quae assidno duplomate 
ingenioli percipere potui, in medio sociorum recitare operae pre~ 
Uum duxi. 

Quid ergo in hoc opere studentibus judicio meo principaliter 
expediat, quamvis discretionis vestrae plenitudo a^ectione nequaquam 
ittdigeat, tarnen quia veritas saepius exagitata magis splendescit in 
luce, pro capacitatis meae modulo oompendioso edisseram eloquio. 
Meminerit quisquis decretorum scientiae se vicinare dcsiderat, ut tumo- 
rem superbiae a se radicitus abjiciat. Frustra enim quis in scientia 
putat proficere, si superbia Tastatur in mente. Haec namque est 
prima inimica sapientiae, quia per eam diabolus de culmine lapsus 
est scientiae. Superbia siquidem primum vitium a deo recedentibus, 
et ultin^um ad eum redeuntibus; et quamvis mentes nobilium inhabitat, 
non nunquam tarnen sub cinere et cilicio latitat, uude Clandiauus: 
asperius nihil est humili cum surgit in altum. Consideret, quid de 
ea propheta dicat: suscipit mansuetos dominus, humiliat autem pec- 
catores usque ad terram. De hac a sapientibus dictum est multi* 
pliciter: . 

pone supercilitim, si te cognoscas, amicum 
magna cadunt, inflata crepant, tumefacta premuntnr, 
cnm bene pugnabis, cum cuncta peracta putabis,- 
quae prius infestat vincenda superbia res tat; 
haec nisi vincatur, promissa corona negatur. 

Hac lue non nunquam rosa yertitur in saliuncam. Excusso ita- 
que spiritu superbiae, quae obscura intellectui in scripturis invenerit, 
oaute discernat in mente; et de apertis, si intelligit, opus est ut non 
infletur, de obscuris si non percipit non conturbetmr. . 

Yerumtamen, quia non sufficit declinare a malo, nisi fiat quod 


1) grillio latioisirt aas YpuXXltOV kleines Ferkel. 
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bonum est, cum nec satis est scire quid appetcre vel quid vitäre 
debeamus nisi per appositam gratiani nobis praebetur, ut quid facien- 
dum cognoverimus et facere debeamus, cum egressus malitiae virtutum 
operetur ingressum, exsufflata superbia pietas studenti eut necessaria, 
ut in scripturae auctoritate non irascatur, sed ejus dictis pia fide con- 
sentiat. Et haec pietas faciet eum capacem, ut scientiam occuitorum 
percipiat, ut alta mysteria a saeculis et generationibus abscondita 
perspicue yideat. Non apostatet propter desperationem obtnsi ingenii, 
non exorbitet propter levitatem yolatilis animi. Assidue se in scri- 
pturis exerceat, quia inyeniet per industriam quod non yalet asseqni 
per naturam et quod dorentem ingenio locnpletat. In yepribus non 
resident, ut desidiae deditus alta intelligere negligat; et si condngat 
quod argentum eloquentiae per os ejus stillans aures aliorum dulcis- 
simo tinnitu repleyerit, non ideo in sublime extollatur, nam quidem 
qui se sapientes aestimayeruut Stulti facti sunt, et obscuratum est 
insipiens cor eorum, et yento superbiac rapti corrucrunt in ima yitio- 
rum. Unde propheta: ibi cecidernnt omnes, qui operantur iniquitatem, 
expulsi sunt, nec potuerunt Stare. Praeterea a Madianitarum amplexi- 
bus quae robustOs peryerterunt Hcbraeos omnino sibi cayeat. Hae 
sunt meretricales scientiae, quae mentes stultorum atque simplicium 
magis obliterant quam illu&trent, et quasi lenociniis blandientes cum 
exterius damna pecuniae inferant interiüs per adumbratas fallacias 
animos subneryant. Consideret Hieronimum dicentem in d. XXXVII. 
capitulo nonne in vanitatei) etc. 

Deinde cum ad tantum scientiae cumulum deyeuerit, ut cum 
propheta liquido asseyerare possit: super senee intellexi, quia man» 
data tua quaesiyi, yenalitium morbum non incnrrat, sed sicut gratis 
accepit gratis impertiat, . salomonicg. scrutetur proyerbia quae dicunt: 
thesaurus absconditus et sapientia abscondita: quae utilitas in utris- 
qne, omni enim habend dabitur et habundabit, ei autem qui non 
habet etc.; sicut dicit Augustinus: omnis res quae daudo non deficit 
si non datur, nondum habetur quomodo habenda est. Cum igitur in 
largitate scientiae nullum sit minoritatis |ncrementum, si datur, habe*‘ 
tur, quia non sine communione possidetur. Si ergo suae scientiae 
participes habere studuerit, hic profecto habundabit, quia quanto foris 
spargitur, tanto interiüs dilatatur. Et cum ubertate diyini fontis 
inebriatus fuerit, alios ad combibendum inyitet,. ut cortina cortinam 
inducat, et fontes illius diriyentur foras dicens: omnes scientes etc. 

Sed quicunque in magisterii apicem se cupit extollere, necesse 
est e'nm diligenter attendere, ut quae dicit ita subtiliter ruminet, 
ruminata conyertat in habitum, ut quod alios docuerit nulla retracta- 
tione reducat in irritum. At hoc judicio meo non est nsque quaque 
rationi consentaneum, immo velut ridiculosum et absurdum debet ex- 
sufflari snpercilium, doctores'tyronicios majores suos et antiquos per 
quos sublimari merentur maxime in die cathedrationis suae yel leyis- 
shna mordacitatis notula contingere, quod consueyernnt quidam ex 
nobis minus discrete facere, cum ex praecepto sanetorum patrum 


1) D. XXXVII. «. IIL nonne vobi» videtur fn vanitate «te. 
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teneamuT eis pro impensis beneficiis gratias agere. Sic enim dicit 
beatus Hieronymus eunuchorum ac virginum doctor eximius: si quis 
doctus et eruditüs in lege domini potest alios erudire, non debet suae 
assignare prudentiae ingenioque, quod possidet, sed agat gratias pri- 
roum illi qui cuncta largitur, ddnde ministris Tel magistris a quibus 
doctus est; si enim-gratias non egerit, ut c. XVI. qu. 1. reverUmini 
et cetera in fine. Et sicut obedientibus et timoratis primum 'promit* 
titur recompensatio, sic superbientibus et indisciplinatis non deerit 
poenae maceratio. Nam si manumissus temporali ingratitudine in 
servitutem redlgitur, si promotus ad sacros ordines ob contumaciam 
deponitur, si angelus in coelo praelatus pef superbiam ut dictum est 
in infima prosternitur, quid erit de eo, qui contra praeceptorem suum, 
et si non expressim tarnen interpretatiye contumeliose erigitur? Hujus 
interrogationis solutio judicis reservari debet arbitrio. 

Item si verba mea diligenter attenditis, et quae dicam memori- 
ter retinueritis, deo duce brevissimo tempore ad iuculentam decreto- 
rum scientiam devenietis. Erit igitur operae pretium cuilibet vestrum, 
diligenter attendere super omnia numerum distinctionum, causarum et 
quaestionum, earundem tenores et judicia, quot sint in qualibct distin- 
ctione vel quaestione capitula, quae sint eorumdem principia; nihilo- 
minus et compositorum retineri oportet vocabula, sive sint apostolici 
sive alii patres, sive sint concilia. 

Sed forte pusillanimes deterret voluminis corpulentia, quantitas 
quaestionum, capitulorum numerosa perplexitas nominum ipsorum, et 
ponentium varia multiplicitas; sed si singillatim singula volueritis 
perpendere, facillimum quidem erit omnia sub certa forma redigere. 
Scitis, quod volumen istud secundum scriptorum computationem ^). in 
quatuor partes dividitur, quarum prima ex CI constat distuictionibus 
et ex DCCCC capitulis uno minus et V legibus, secunda ex XII cau- 
sis et LXIV quaestionibus et ex DCCLXXX et uno capitulo' et 
XXX duabus legibus, tertia ex XIV causis et LXVI quaestionibus 
et ex^ DCCG capitulis minus X et XI legibus, quarta ex X causis et 
L duabus quaestionibus et ex DCCLXX et uno capitulo et unica 
lege. Prima pars usque ad primam causam protenditur, secunda us- 
que ad,XIII porrigitur, tertia .usque ad XXVI dilatatur, quarta usque 
ad finem operis connumeratur. In summa ergo habetis CI distinctio- 
nes, XXXVI causas, CLXXX et duas quaestiones. De VH distin- 
ctionibus poenitentiae meutionem non facio, nam sub tertiae quaesüo- 
nis XXXni causae continentur numero. Quinque distinctiones de 
consecratioue non omittatis, sed cum CI illas conjungatis. 

Sub exempli ergo sirailitudine omnia ista potestis colligere. 
Nam si quilibet vestrum CCLXXXVHI in eodem comitatu vel diver- 
sis villulas haberet, credo quod nomen cujuslibet earum memoriter 
teneret, quot essent in qualibet mansiones diligenter attenderet, nomina 
rusticorum, reditus et obventiones ex singulis provenientes sollicite 
notaret, et quot^millia solidorum ex Omnibus bis singulis annis per- 


1) Cf. xnagistri Stephani altJ^iatia S. Genovefae Pariaiensiai tum episcopi Toma- 
oenaia epiatolae ed. MoUaet Lutetiae Farisiorum 1863. 8<>. pag. 445. 
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dpi powent anno finito. nequaiquam ignoraret. Cum igitur non plures 
habeatis quam CCLXXXVIII distiactiones et quaestiones, si in tem- 
poralibus ita ut dixi essetis solliciti, multo fortius in bis quae quasi 
spiritualia sunt debetis esse strenui, ut sicut reditus vestros cum ma¬ 
gna coinputatis vigilantia, ita argumenta et cetera quae in boc Tolu- 
mine invenietis notabilia pectoris vestri armariolo sine aliqua repona- 
tis negligentia. 

Attendatis et qnot modis accipiatur lex canonica. Dicitnr etenim 
quandoque dogma, id est, institutum de fide catbolica promulgatum. 
Nuncupatur quandoque maiidatnm de bis, sine quibus animae salus 
baberi non potest. Quae duo explicantur de consecratione d. IV. 
Prima igitur appellatur quandoque ' interdictum, ut non occides et 
cetera; quandoque sanctio de rebus ecclesiasticis institntio, ut de deci- 
mis et ceteris. De bis quatnor babetur XXV c. qu. ü. ai quia dog- 
mata. Aliquando dicitur canon, aliquando decretum, aliquando decre 
talis epistola. Et quia nonnnnqnam Inter se videntur oblöqui capi- 
tula, et sententiosa veritas creditur denigrari, et superstitiosa falsitas 
non potest funditns exsufflari, ne mala cum bonis aequis passibus 
quod absit acstimentur ambnlare, ne quod omnimoda caret 'sanie 
latent! cicatrice credatnr recidivare, XII quae maxime contrarietates 
pariuut,. secundnm quod a magistro meo percepi compcndiose, ad ma- 
jorem diligentiam commendare, quae sunt causa, locus, tempus, per¬ 
sona, rigor et dispensatio, Consilium et praeceptio, permissio et pro- 
bibitio, novitas et antiquitas. 

De causa babetur in primo paragrapbo et primo capitulo XXXV 
causae, ubi dicitur quod fratres causa necessitatis quondam sororibus 
conjnngcbantur; de loco d. XXXI quoniam in romani; de tempore 
XXXn c. qu. IV. objiciuntur; de persona causa VII q. I. non 
autem hoc tantum; de rigore d. LVI in primo capitulo; de dispen- 
satione c. I. qu. VII. hi qui; de praecepto et consilio c. XIV. q. I. 
quisquia; de permissione et probibitione ut d. III. omnis autem; de 
novitate et antiquitate ut in causis matrimonialibns, aliter enim sentire 
vidctur Coelestinus et aliter piae recordationis Alexander tertius ut 
XXXV causa qu. VI. videtury et decretali ex litteria^). 

Sed quia nonnunquam dictorum virtus perditur, dum apud au- 
dientium corda loquacitas incauta oportunitate levigatur, et fastidiosa 
est sinuosa prolixitas, cum rem expedire possit compendiosa brevitas, 
de jure naturali in craatinum tractaturua interim organa nostra 
suspendimus, ori nostro custodiam ponimus, et ostio circumstantiae 
labia nostra praemunimus. 

Deo igitur opitulante vobisque carissimis praebentibus auxilium 
juris canonici ingressurus vestibulum ejus ante omnia imploro sufira- 
gium, cujus timor sapientiae continet initia, qui cujuslibet doctrinae 
fons.est et iudeficieus copia, qui juste petenti recta nunquam denegat 
consilia quatenus illius praev'eniente ac subsequente beneficio, cujus 
ineffabilis majestas fine caret et principio, sub cujus sumus yivimus 

1) Ist ln der Handschrift nur lückenhaft gegeben. 

2) c. 2. C. XXXV. qu. 6. 

3) Cf. pap» 1. X. oonsang. et affin. (IV| 14«) 
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et movemur imperio. Sic meutern meam ab omBibtu vitiomm sptir- 
citiis interius cleraenter expurget, sic os et lingoam ad recte prontin- 
tiandum exterins praeparet et adomet, sic sermones tenuitatis meae 
corroboret et infonnet, ut qtiod mihi inspiraverit illi vobisqoe com*- 
placeat, qnod'dictoras snm ad commnnem utilitatem proficiat, et qnod 
in cgns nomine incipio ipse finalHer adimpleat. Unanimiter igitnr divi- 
nam modis omnibus exoremas clementiam, qnatenus nos in disciplinae 
ardore, in sincera dilectionis devotione, in integro divinae religionis 
proposito, in pio .erga sodos nostros servitio sanos et incolmnes per 
tempora longiora conservd. Amen. 


Die Grenzen des bürgerlichen Gehorsams der Kirchendiener und 
das badische Strafgesetz gegen dieselben 

von m*. Heinricb Maas, erzbischftfi. Kanzleidirect«»' zu Freiburg i. Br. 

Der heutige Recbtsschutzstaat kennt keine absolute Macht, 
also w^er eine der Souveräne noch der Kammern, weil er mensch¬ 
lich und zum Schutze des Rechtes da ist. Eine solche Macht ist aber 
weder dem Menschen in seiner Beziehung zum Menschen vergönnt, 
noch zulässig. Die grossen Zwecke des Staates: Gerechtigkeit und 
Wohlfahrt setzen ihr Schranken und so kann kein Gesetz ein 
natürliches oder wohl erworbenes Recht einen Vertrag recht¬ 
lich verletzen *). 

Es ist ein ebenso unbestrittener Satz des Staatsrechtes, dass kein 
Gesetz etwas gegen die christliche Religion, gegen das christliche 
Sittengesetz ge- oder verbieten darf, weil diese die Grundlagen des 
Rechts und aller Gesetze sind, weil man „Gott mehr als den Men-' 
sehen gehorchen^^ muss. Diese Sätze sind als Grundsäulen alles 
Rechts bis in die neueste Zeit allseitig anerkannt. „Was das Sitten¬ 
gesetz für positiv unsittlich oder pflichtwidrig erklärt, kann nie eine 
Rechtspflicht sein, weil eine Pflicht, pflichtwidrig zu handeln, ein 
Widerspruch ist. Der Mensch muss das Sittliche positiv können und 
darf zum Unsittlichen nicht gezwungen werden Ebensowenig darf 
ein Gesetz die in der Landesverfassung gatantirten Grundrechte, als 
das oberste Gesetz, verletzen. 

Geschieht solches Seitens der Staatsgewalt einer Corporation, 
oder einem Staatsbürger gegenüber oder von letzteren, wird also z. B. die 
Gleichheit vor dem Gesetze, die Versammlungs-, Vereins-, Lehr-, Press¬ 
oder Religionsfreiheit angeblich oder wirklich verletzt, so entsteht 
die Frag'e über den schuldigen bürgerlichen Gehorsam. 

Ueber die Lösung derselben hat sich in jüngster Zeit eine hierin 
gewiss anerkannte Autorität, Geh. Rath von Mohl, bekanntlich Be¬ 
richterstatter der ersten badischen Kammer über das badische Kirchen¬ 
gesetz von 1860 also ausgesprochen 3): „Es sind diess die tragischen 

1) Blunts^hli, Staa^sreebt S. 300 ff. 335. 709. 

2) Rotteck und Welcher, Staatslexikon (Altona, Hammerich 1843) XV. 610 ff. 
Schwabenspiegel S. 34. Dasselbe Prinoip garantirte der Aachener Congress und — 
das Unionsparlament. 

3) Staatsreebt, VbUEerreelit und'Politik (Tübingen, Lanpp 186(^ L 68 ff. 
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Zustände, in welchen nur die Wahl bleibt zwischen Aufj^bnng der 
Sittlichkeit oder einem Kampfe mit der Gewalt, und wobei leicht ge¬ 
rade für die Besten die höchsten Güter zu Grunde gehen. Die ge¬ 
setzgebende Gewalt ist keine unfehlbare Person, sondern 
sie steht unter dem Begriffe des Rechts und unter deh Forderungen 
der Logik.“ Eine „parlamentarische Allmacht“ ist unzulässig. 
„Jede Gewalt darf nur auf verfassungsmässige Weise aus- 
geübt werden. Wenn sie diese Vorschrift verletzt, erzeugt sie 
kein Recht. Der höhere Act der Rechtsnormen (die Verfassung) 
ist dem niederen (dem verfassungswidrigen Gesetze) vor zu ziehen. 
Eine Bestimmung der Verfassungsurkunde kann durch ein gewöhn¬ 
liches Gesetz nicht aufgehoben oder abgeändert werden. Bei einer 
Erschütterung der Verfassung stehen nicht bloss die Rechte 
< der Bürger, sondern auch die der Krone auf dem Spiele. 
Wenn ein Gesetz wegmi verfassungswidriger Form für ungiltig gilt, 
wie erst wegen verfassungswidrigen Inhalts*)?“ 

„Die Gerichte stehen nicht über der Gesetzgebung, aber sie 
sind nicht befugt, den über ihre Rechte streitenden Bürgern eine“ 
(rechts- oder) „verfassungswidrige Entscheidung aufzudrängen, 
oder eine Strafe zu erkennen, obgleich diese das oberste Gesetz 
des Landes ausdrücklich oder in seinen Folgerungen verboten.hat. 
Sie haben sowohl die formell als die materiell verfassungs¬ 
widrigen Gesetze nicht anzuwenden, weil sie ungültig 
sind.“ (S. 81.) 

„Bei Verwal,tung8beamten trifft die Verantwortlichkeit,die 
Obern. Die Untergebenen haben "ihre gesetzwidrige Verordnungen und 
verfassungswidrige Gesetze zu vollziehen, sofern sie kein gemei¬ 
nes Verbrechen“ involviren, „oder gegen ein ausdrückliches, 
göttliches Gebot“ verstossen. 

„Der Bürger hat nur verfassungsmässigen Gehorsam 
also nicht den verfassungswidrigen Gesetzen zu leisten, weU 
letztere nichtig sind,“ wie solches in Nordamerika Rechtens ist. 

Die aus dieser Lehre angeblich emanirende Rechts Unsicherheit 
ist, wie V. Mohl treffend erwidert, in keinem Falle so gross als die, 

* welche aüs^ der (durch verfassungs- resp. rechtwidrige Gesetze hervor¬ 
gerufenen) Alterirung der Verfassung, der Grundlage des Rechts, resul- 
tiren muss. Der v. Mohl vorgeschlageue, aus unabhängigen Män¬ 
nern aus allen Ständen und Corporationen zusammen zu 
setzende Staatsgerichtshof, welcher über solche verfassungswid- n 
rige Gesetze, Competenzconflicte, überhaupt über politische Con- 
tentiosa zu entscheiden hätte, würde jede Rechtsunsicherheit besei¬ 
tigen, soweit solches menschenmöglich ist. 

Hiernach sind auch die Diener der Kirche als StaatsJ>ttr- 
ger an religions-, rechts- oder verfassungswidrige Gesetze nicht 


1) D«r von Mohl cit. bekannte (Freimaorer) Vvrhaegtn bemerkt: „nicht* 
verfassungsmäasige Gesetze aind keine Geaetze, denn die Gewalten dür¬ 
fen nar in der von der VerfaaSung Torgeachriebenen Art aasgeübt werden. Solche 
Gesetze aind JSnspenaionen der Vertaasnng anf unbestinunte Zeit.“ 
jtfffc«» tu Ziwb e a r eeht. X. 
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g'«bnndeft,- uöd ' darf kein Richter verfassungflwidrige 
Strafgesetze gegen sie in Anwendung bringen, insbesien- 
dere wenn und weil sie die vom Staate garantirten Rechte der Kirche 
in Erfüllung ihrer Amts- und Gewissenspflicht ausüben. Den Katholi¬ 
ken kann kein “Gesetz ge- öd6r verbieten, ihren kirdilichen Pflichten 
nicht nachzukommen 1 

Dasselbe Recht des rechtlichen Widerstandes gegen rechts¬ 
widrige Gesetze lehrt neben dem Staats-*) auch das Kirchenrecht^). 
Das positive deutsche Staatsrecht gafantirt der Kirche 
dieses conetitutionelle Recht3). Die römischen, heidnischen, 
wie alle Staats- Absolutisten haben dagegen stete den Grundsatz 
geltend'gemacht: man muss auch den rechtswidrigen Gesetzen unbe¬ 
dingt gehorchen (obedientia mere passiva). Die Märtyrer und alle 
Vertheidiger des christlichen, freiheitlichen Rechtsstaats 
haben den Widerstand gegen rechts- und sittenwidrige Ge¬ 
setze und Verordnungen verthbidigt. 

Gegen diese constante Doctrin wie gegen das positive Recht der 
Kirche und gegen die verfassungsmässigen Principien des Rechtes<Autz- 
staates verstösst der §. 13. des neuen bad. Gesetzes und das hieraus 
emanirte V. Gesetz vom 9. Oct. 1860 „über die Bestrafung 
von Amtsmissbräuchen der Geistlichen.“ ' 

Dieses Gesetz stellt die Geistlichen wegen reiner kirchlicher 
Amtshandlungen nicht vor das zuständige kirchliche, sondern 
vor das bürgerliche Gericht, vermischt also im Geiste des aufge¬ 
klärten Absolutismus des vorigen Jahrhunderts Kirchliches und 
Staatliches und verstösst gegen das im §. 7. desselben I. Ge¬ 
setzes garantirte Ptincip der kirchlichen Selbstständigkeit. 
Es verstösst auch gegen die allgemeinen Principien des Rechts, 
indem hiernach der weder rechtlich noch sachgemäss zuständige 
staatliche Richter über kirchliche Amteverrichtungen, Predigten, Hirten¬ 
schreiben, Censuren, ja über Dogmen entscheiden soll. Es handelt 


1) H, A. ZachaHcL, das deutsche Staikts- uud Bundesrecht (Döttingen 1853) 
S. 414. Klüber, öffentl. Recht §. 4. 5. Maurenbrecher, Staatsrecht §. 56. Stahl, 
Reohtsphil. ü. 8. 90. Moser, von der Landeshoheit S. 71. 

2) Schulte, System S. 459 ff. Reiffenstuel, jus oan. 1. I. t. ü. de const. §. II. • 
Bellarmin, de rom. pontif. 1. V. c. VII.: „wenn göttliches und menschliches Recht 
collidirt) so ist das erstere dem letzteren vorzuziehen. Das Kirohengebot darf 
wegen eines Staatsgebots nicht verletzt werden.“ Der h. AmcZm Rom. 
Xm. 1 ff. drückt diess schärfer so aus: „wenn die weltliche Gewalt das gebieten 
würde', was du nicht thun darfst, so gehorche der Gewalt nicht“ (contemne potesta- 
tem), „indem du die höhere Gewalt furchtest.“ 

3) Const. 12. de sacros. eccl. auth. „Gassa“ (Cod, I. 2.) Nov. 6. pr. Capit. 
C. M. 1. I. 0 . 56. 57. 346^ Sachsenspieg. Bd. I. art. 1. Schwabenspieg. §. 5. Bundes- 
beschl. 18. Juni 1832. Art. 2. der Bundesakte. Art. 1. 58. der Wiener Schlussakte. 
Eichhorn, Kirchenreebt III. S. 564. Das Recht der Kirche im bad. Kirchenstreit 
(Mainz, Kirchheim 1853) S. 9 ff. Das Österreich* Concordat und der Ritter Bunsen 
(Regensburg, Mans 1856). 

4) Marca, de concordia Sacerdotii et Imperii 1. IV. o. 21.: „poena a judioe 
infligi non potest ei, qui sibi subditus non estv“ D|ts Grossh. Staatsmihist. eridärte 
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sieh nbmUeh in diesen Gesetzen nicht um gemeine, hu Urddichen 
Amte begangene Verbrechen, welche von dem liadischen Straf¬ 
gesetze ausreichend bedroht sind, sondern um reine kirchliche 
Amtshandlungen, um kirchliche, vom Staatsrechte nicht berührte, 
Bechts Verhältnisse. 

Das Gesetz verletzt die Principien des öffentlichen Bechts, 
indem hiernach die Clvilgerichte über Yerwaltungshaud- 
lungen nicht zu urtheilen haben. Das neue Strafgesetz ist 
nämlich gegen die. von der öffentlichen kirchlichen Gewalt 
in eineiU-Conflicte mit der Staatsgewalt ausgehende Amts¬ 
handlungen gerichtet. Es versteht sich in einem solchen nicht- 
civilen, sondern öffentlich-rechtlichen Gonfliote, in welchem es sieh 
ja nicht um die Verletzung wohlerworbener oder civiler, sondern, 
gerade um bestrittene Bechte handelt, von selbst, dass-während 
des Kampfes sich jede streitende öffentliche Gewalt der ihr eigenen 
öffentlich-rechtlichen Mittel bedient. Der Staat wendet seine 
Verwaltungs- und Polizeigewalt, die Eirche die ihr eigenthümliclum 
kirchlichen Mittel an^). Der Strafrichter kann aber einen solchen 
Oonflict nicht entscheiden, weil er nicht die der Staats- 
und Eirchengewalt Vorgesetzte Behörde ist^), weil sonst jede Ver¬ 
waltungshandlung, um legitim zu sein, mit einem gerichtlichen 
Exequatur versehen sein, die Disciplin bei aen Staats- und 
Kirchendienern zer s tört werden müsste^. Die Staatsgewalt kann 
dem Strafrichter eine solche kirchliche Discipiinarge walt nicht 
übertragen, weil sie solche selbst nicht hat: 

Wie oben nachgewiesen wurde, verbietet das positive Becht 


daa GeHoht, welches über ein kirohl. Amt (beneficiüm) urUi^ilen wollte, für ineompe« 
tent. 3ad. Oberhofger. Jahrbücher (a. F.) 111. S. 243. 

1) Lamey, Vertheidigungssehrift für den Herrn Erzbischof von Freibarg (Frei* 
barg, Herder 1860). 

2) Bad. Annalen XX. Jahrgang Nr. 23. Erlass des Erzb. Ordinariats vom 
SO. März 1855 Nr. 3294. 1. U. S. gegen Pfarrverweser Ginshofer (abgedruokt in der 
„kircbl. Immanität.^ Mainz, 1855. S. 35. n. 4.) Hier protestirt das Erzb« Ordinariat 
bei dem Grossh. Oberhofgerichte, dass „die landesherrl. Gericht^ sich ein Urtheil 
Uber den Oonflict der zwei höchsten Gewalten, und Uber daa, was auf 
geheiligter Stätte geschieht, erlaubt haben.^ 

3) Eiklärung der bad. Regierung in der 12« Bondeatagssitznag v. 30. März 1821 
§. 73.: „Jedes Limdesgericht ist seiner ganzen Bestimmung nach nur nach wirklichen^ 
d. h. positiven, von der eigenen Regierung für ihr (!) besonderes Gebiet 
aufgestellten Normen Recht zu spreohen befugt. Es würde folglich die äussersten 
Grenzen seiner Competenz überschreiten, wollte es sich die Entscheidung solcher 
Fragen erlauben, die^ (wie das RechtsverhaltnUs zwischen Staat und Kirche) „nach 
den Grundsätzen des Völkerrechtes zu beantworten sind." 

„Dadurch könnte eine Partei“ (hier die Kirchenbehörde) „in die Lage versetzt 
werden, welche der völligen Rechtlosigkeit sehr nahe verwandt, ja in gewisser 
Hinsicht weit bedenklicher wäre, weil bei völliger Rechtlosigkeit die Verletzten noch 
immer hoffen dürfen, dass ihnen die Zukunft einen gesetzlichen Ausweg, ihre An¬ 
sprüche zu verfolgen, eröffnen werde; während sie, richterlich und rechtskräftig ver- 
urtheilt, ihre, wenn auch noch so sehr gegründeten Ansprüche für alle Zeit gänzlich 
za verlieren in Gefahr stehen.“ 
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den landesberrlichen Gerichten (Reichegerichten) die Entsoheidang über 
kirchliche Fragen, worin ihnen naturgemäse auch die nöthige Autori¬ 
tät und besonders bei unseren paritätisdlien Gerichten die nöthige 
Saehkenniniss abgeht. Das positive Recht schreibt desshalb die Er- 
le;digung der Kirch-enconflicte im Wege und nach den 
Prlncipien des Völkerrechts vor, und untersagt entschieden die 
auf demStaatsabsoludsmus beruhende einseitige Entscheidung durch 
den Staat dl h. durch eine Partei^). . - 

Da der Richter die Pflicht hat, seine Competenz ex officio zu 
prüfen^), so werden wohl hiernach die Gerichte sich bei solchen 
Conflicten oder bei Fragen kirchlicher Rechtsverhältnisse für incom- 
petent erklären. Nach Obigem hat überdiess der Richter verfassungs¬ 
widrige Gesetze (also auch Strafgesetze) nicht anzuwenden*). 

Die badische Verfassung (§. 18.) garäntirt wie alle Ver¬ 
fassungen Constitutioneller Staaten die Gewissens-, die Religions¬ 
freiheit. Sie sichert desshalb allen Staaisbürgern also auch den 
Kirchendieirern die freie Ausübung ihrer rseligiösen Pflichten, 
der Eirchengesetze zu, und schützt die Kirche vor den Eingriffen 
des Staadts in ihre Angelegenheiten ! Die Staatsgesetze verpflich¬ 
ten desshalb die Kirchendiener als solche, d. h. in kirch¬ 
lichen Verhältnissen nicht. Das thut aber das neue Straf-' 
gesetz, es verbietet den Kirchendienern ihre kirchliche Amtsverrich-, 
tangen in anderer Art und Richtung auszuüben als der Staat es will, 
und gebietet der kirchlichen Obrigkeit ihre kirchlichen „Amtsverrich- 
tungen“ nur insoweit auszuüben f als der Staat solches gestattet 
(§. 686. b.) und von der kirchlichen Jurisdiction nur denjenigen Ge¬ 
brauch zu machen, welcher dem Staate convenirt .(§. 686.' c.). 

Das neue Strafgesetz ist aber zugleich ein gegen den Buchstaben 
und den Geist der Verfassung verstossendes Ausnahms- und 
Sondergesetz. Die verfassungsmässige Gleichheit vor dem Ge¬ 
setze^) ist dadurch verletzt, indem weder die Lebensthätigkeit, noch 
die Freiheit oder das Eigenthum einer anderen Corporation oder an¬ 
derer Staatsbürger in gleicher Weise wie die Kirche unter die abso¬ 
lute Staatsomnipotenz gestellt sind. Der §. 686. a. verstösst 
gegen dio allen * Staatsbürgern, also auch den Kirchendienern ver¬ 
fassungsmässig garantirte Rede- und Press fr eih eit (§. 17. der 
bad. V.-U.), indem er den Geistlichen den Gebrauch der jedem 
Staatsbürger gestatteten freien Gedankenäusserung durch Wort 
oder Schrift untersagt*). 

1) V, Linde, Betrachtungen (Giessen, 1855) S. 35 flf. 

2) Bad. Oberhofger. Jahrbücher IV. S. 47. Xin. S. 6. 8. 

3) Jordan im civ. Archiv VIII. S. 214. Pfeiffer, prakt. Ausführungen Bd. HI. 
S. 279 ff. Savigny, System I. §. 42—45. Puchta, Pandecten §. 20. v, Vangerow, 
Lehrb. der Fand. 7. Aufl. §. 12. Amm. und die dort Citt. 

4) V. Rotteck lyfid Welcher, Staatslexikon s. v. Ürrechte 1. 8. D. I. 3.: «jura 
non in singulas personas sed generaliter constituuntur.^ Nach §. 7. der bad. Verf. 
ürk. sind die Staatsbürger!. Rechte der Badener gleich in jeder Hinsicht, während der 
§. 13. der bad. Verf. Ürk. das Eigenthum und die persönliche Freiheit / der Badener 
für Alle unter den gleichen Schutz der Verfassung stellt. 

5) V. Rotteck und Welcher, Sfaatslez. a. a. O. XV. Bd. S. 610 fLi ^absolute 
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Die „Motive“ zu diesem Strafgesetze suchen den dadurch ge¬ 
schaffenen singulären Ausnahmszustand damit zu begründen, 
dass „die Gesetzgebung“ (in Erfüllung ihrer Rechtspflicht) „der 
Religion und dem geistlichen Amte die gebührende Rücksicht ge¬ 
tragen hat^). Wenn der Staat'die Geistlichen gleich'anderen öffent¬ 
lichen (I) Beamten in Schutz nimmt *), so muss er auch ihren Aus¬ 
schreitungen ähnlich (!) entgegen treten, wie denen der übrigen Be¬ 
amten, sobald jene Ausschreitungen der weltlichen Staatsordnung Bu- 
widerlaufcn.“ ^ Diese Sondergesetze werden durch die Motive ferner 
damit begründet, dass die Gesetzgebung „namentlich katholischer 
Staaten, den Missbrauch des geistlichen Amtes, soweit er in die staat¬ 
liche (?) Sphäre hinübergreift und der öffentlichen Ordnung gefährlich- 
wird, als ein besonderes Vergehen^) auch dann bestrafe, wenü 
die Handlung nicht zugleich ein gemeines Verbrechen in sich enthalte.“ 
Endlich wird die Nothwendigkeit dieses Ausnahmsgesetzes durch die 
im Kirchenconflicte gemachten Wahrnehmungen motivirt. 

Das badische allgemeine Strafgesetzbuch enthält aber mit 
Recht kein Privileg für die Kirche, wie es die mittelalterliclie 
advocatia, die Vermischung zwischen Staat und Kirche postuJirte, es 
bedroht desshalb keine kirchliche, sondern rein bürgerliche 
Verbrechen, welche die Staatsordnung gefähi-den. Die im Jahre 
1853 gemachten Erfahrungen im Kirchenconflicte bewiesen zur Ge¬ 
nüge, dass die badischen Strafgesetze gegen die Geistlichen (insbeson- 
dere §. 631. a. ff.), wie die Polizeiv'erordnung vom 27. März 1854, 
Nr. 4546, die Ruhestörungen betreffend, den Staat und die Beamten 
auf die ausreichendste Weise schützen. Anderseits haben die gericht¬ 
lichen Freisprechungen z. B. der badischen Landeszeitung, welche in 
dem „Concordatssturme“ von 1860 die unerhörtesten Angriffe gegen 
die Kirche und ihre Diener sich erlaubte, den Beweis erbracht, dass 
für diese wenigstens kein Privileg, nicht ein so ausreichender Schutz 
der Strafgesetze existirt, wie für die Staatsbeaniten ^). Die Ausschrei- 

Henschenreobte sind: das Recht auf nngehinderten Gebraueb der geistigen' und kör¬ 
perlichen Kräfte, . . die Befugniss, seine Gedanken . . anderen mitzatheilen, seiner 
moralischen und religiösen Ueberzeugung gemäss zu handeln.^ 

1) ^ Motive: ^Die Herabwürdigung der Religion, Störung des Gottesdienstes, 
unbefugte Verrichtungen geistlicher Functionen und die Vergehen gegen Geistliche 
werden mit Rücksicht auf ihren ehrwürdigen Stand und Beruf . . strenger bestraft. 
§#583. bis 585. 297. des Strafgesetzbuches.^ 

2) Der Staatsanwalt hat die Geistlichen wegen der gegen sie (als Kir¬ 
chendiener) verübten Verbrechen auf Intercession des Ordinariats gerichtlich zu 
vertreten. 49. Tit. des bad. Strafgesetzbuches, §. 631a. eod. Instruct. des Justiz¬ 
minist. vom 10. Juli 1832 (Reg.-Bl. 1832. Nr. 39.) §. 35. Pressges. 1851. 

3) Die §§. 631a—f., §. 298. und §. 703. des Strafgesetzbuches bedrohen jede 
tm Amte begangene „Ruhestörung,^ Ehrenkränkung etc. 

4) üeber die §§. 631a—f* (Einführ.-Ediot züm) Strafges. cf. Beck, Anmerkungen 
zu dem bad. Gesetze über die Einführung zum Strafgesetzbuch (Karlsruhe, Malsch 
1851) S. 5 ff. Oberhofger. Jahrbücher XIH. Juhr^ng (Mannheim, GÖtz 1854) S. 14 ff. 
404 ff. Bad. Annalen (Mannheim, Bensheimer 19^/eo) XXVI. S. 415 ff., XXVIL S. 382. 
Der B^riff ^eses AusnahmsgeS etzes zum Schutte der öffbntl. Ordnung besteht 
in der Au^izung, den ,,8og. WühkMen^ gegen die R^ierung, die Staätsbehöifden,' 
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tnngea dieser stehen anter dem allgemeinen Strafrechte und verletzen 
positive Rechte. Das fragliche Sonderstrafgesetz ignorirt die öffentlich- 
rechtliche Stellung der Kirchendiener und behandelt die als verdächtige, 
quasi Staats dienet, welche wegen Nichtachtung streitiger Rechte be- 
shralt werden. Die Kirche verlangt anderseits dem modernen, paritäti- 
floben Staat gegenüber in bürgerlichen und politisch«! Rechtsverhält¬ 
nissen keinen anderen Rechtsschutz als ihn jede Corporation und 
jeder Staatsbürger anzusprechen hat. Daraus folgt, dass sie auch k^ne 
privilegia odiosa, wie in nichtdeutschen absolntistiscfren, „katho¬ 
lischen^ Staaten^), in welchen entweder alle Staatsbürge^r unter 
der Staatsbevormnndung stehen, oder die Sonderung der Attribute 
von Staat und Eorche nicht vorgenommen ist, sieh gefallen zu lassen 
braucht Die erzbischöfliche Denkschrift von 18G0 hat es endlich naoh- 
gewiesen, dass die in dem Kirchenconflicte von Seiten des Erzbischofs 
erhobenen Rechtsansprüche jetzt ja fast durchweg von der Regierung 
seihst als begründet erklärt worden, dass also damit audi der Grund 
zu ferneren Oonflicten beseitigt werden kann, diese aber keineswegs 


oder gegen einielne Klassen, Stände und Genossenschaften der Staatsbürger, „durch 
welche nicht unmittelbar zum Umstürze aufgefordert, für denselben aber durch Unter¬ 
grabung der flittliehen (!) und rechtlichen Ordnung im Allgemeinen und durch 
Yemiohtung der Achtung vor den gesetzlichen Instituten und vor der Autorität der 
Boden vorbereitet wird. (Der §. 630. ist durch §. 631c. und §. 631. durch §. 631a. 
OTHdzit).^ Beck a. a. O. Der Sinn und die Bedeutung der inoriminirten Stellen muss 
natürlich im Zuaammenhaiig aufgefasst werden. „Das Auhreizen kann aber nur auf 
Erregimg von solchen Qesinnungen bezogen werden, welche wenn sie einmal vorhan¬ 
den sind, möglicherweise von selbst zu strafbaren Thaten fortreissen. Der §. 631a. 
heschränkt den Begriff der Aufreizung auf das Moment; „zum Hasse und zur Verach¬ 
tung* (Obh. Ib. XUI. S. 14 ff.). Das Mittel hiezu muss in der Anwendung von 
thatsächl^ Erdichtungen oder Wahrheitsentstellungen oder „grober Schmähungen* be¬ 
stehen. Auf eine, wMin auch noch so unrichtige, scharfe und ungünstige Beurthei- 
l’Ung bestehender Zustände, der Akte der Staatsgewalt, der Einrichtungen oder 
Gesetze ist das Strafgesetz nicht anwendbar. „Ein solches Urtheil in ungeziemender 
Atts^ucksweise enthält noch keine grobe Schmähung,* wenn keine verrächtliehe Be¬ 
handlung oder Beschhnpfung der Behörde damit verbunden ist. ^Die Form der 
Handlung sind öffentliche Beden oder andere öffentliche Handlungen gegen die 
zuständige Behörde. (§. 631a—c.) Die Absicht muss eine aufreizende, Unzufrie¬ 
denheit erregende, also nicht dahin gerichtet sein, „Missstände zu bezeichnen.* 

Aus dieser von der bad. Gerichtspraxis näher festgestellten Darstellung des 
Thatbestandes dieses Gesetzes ist ersichtlich, einen wie weiten Spielraum dasselbe 
dem Ermessen des Richters überlässt. So wurden anno die kath. Blätter nach 

diesem Gesetze sehr strenge verurtheilt (Obh. Jahrb. S. 409 ff.), anno 1860 die „Bad. 
Landeszeitung* freigesprochen wegen folgenden Ausfalles: „Die geistlichen Be¬ 
hörden sind empfänglich (?) für heimliche Angeberei. Es kann einem ^ missliebigen 
Gtoistliehen begegnen, dass er vorgefordert heimlich (?) eingesperrt werde, wo er 
Jahre lang im Kerker zu schmachten hätte. In St. Peter* (Demeritenhaus) „sind 
solche Gefängnisse, welche den Bleikammern von Venedig in niehts nachstehen.* (?I) 
Bad. Annalen 1860. S. 382. 

1) Die deutschen Strafgesetzbücher kennmi kein Sondergesetz gegen Geistliche. 
Das wUrttemb. Strafgesetzbuch §. 447^449^ und das braunschw. §. 282. bedroht nur 
die gemeinen Verbrecher der „Sohmähnng, Ehrenkränknug und Verunglimpfung.* In 
Sardinien bestehen die scbi^stMi Ausnahmsgesetza c^gen die Gbistlichen. 
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zu solchen Sondergesetzen gegen die reehtduchend'e Kffehe he* 
rechtigen. 

Das neue Strafgesetz widersteht aneh den Grundsätzen dM 
Criminalpolitik. Die Lehrkanzel des öffentlichen Unterrichts ist 
frei: „die gefährlichsten Lehrmeinungen über die wichtigsten Fragen, 
die Kritik aller Verhältnisse kommen hier vor. Die Lehrkanzel des 
Geistlichen aber, des öffentlichen Lehrers des Evangeliums^ kann nicht 
mit genugsam engen Schranken umgeben werden“ (£rzb. Denkschrift 
S. 38.). Die Presset), von welcher dasselbe gilt, hat eine nie er¬ 
reichte lif ach t erlangt, und sie tritt groseentheils gegen die 
katholische Kirche auf. Und doch soll die Pressfreiheit der Güt¬ 
lichen in kirchlichen Angelegenheiten unter ein Sondergesetz gesteift 
sein! Diese Ungleichheit der öffentlichen Kräfte kann nur 
dem Staate selbst schaden. Der Commissions-Bericht der zweiten Kam¬ 
mer gibt ausdrücklich zu, dass das neue Strafgesetz „Handlungen mit 
Strafe bedrohe, welche im Allgemeinen keine Rechtsverletzungen ent¬ 
halten,“ und dass ,^bei anderen öffentlichen Dienern nur eine Ueber^ 
sehreitung der normalen Grenzen ihres Einflusses mit Strafe .be¬ 
droht“ sei. ^ ' 

Minister Stabei gestand in der zweiten Kammer (Yerhandl. S. 2.) 
selbst zu, dass hier ein Sondergesetz zum Schutze des Staates 
gegen „eine heilige Anarchie“ vorliege^ Der Abgeordnete Bär machte 
(S. 3. eod.) darauf aufmerksam, wie schwer der Beweis des Thatbe- 
standes bei Kanzelvorträgen zu erbringen, wie unnöthig ein solches 
Gesetz Angesichts der bereits .bestehenden Stra^esetze, und wie un- 
zweckmässig es sei, indem es die öffentliche Ordnung durch die 
hiemit involvirte Verletzung der Geistlichen beeinträchtige, und 
(fügen wir hinzu) doch diese nie abhalten wird, ihre Pflicht 
zu thun. Die Gerichte werden in einem Conflicte zwischen Kirche 
und Staat einfach.die Functionen übernehmen, welche im Rechtsstaate 
der Verwaltung und der Polizei anheim fallen. Durch eine 
solche Parteistellung wird aber dem Ansehen der Gerichte mehr 
geschadet, als ein solches Procedere dem Staate nützt ^).. PreaUnari 
(Verhandl. der zweiten Kammer S. 4.) hat überdiess schon hervorge¬ 
hoben, dass die wirkliche Anwendung dsr 3frafgesetze in einem Con¬ 
flicte, in welchem die Kirchendiener ihrer Pflicht genügen wollen, dem 
Staate nur schaden kann, weil die öffentliche Meinung stets gegen 
einen Gewissenszwang sich kehren wird. 

Wenn von dem Ausnahmsgesetze des §. 631. ä. St. G. B. (wel¬ 
ches für turbulente Zeiten geschaffen ist) schon gilt, dass es zu un- 

1) Der Abgeordnete PresHnari bob ea in der zweiten Kammer (Verhandl. 
S. 3.) mit Becht hervor, dass eine Predigt oder ein Hirtenbrief, welcher in politisohe 
Diacnaaionen, absi^weift, oder staatL Hechte verletzt^ erfahrungsgemäaa wenig Anklang 
findet, und durch die Pf esse wie durch die öffentliche Meinung ausreichend be^ 
kämpft wird. 

2) Gerade diese öffentliche Meinung wird sich (wie Freatinari mit Hecht 1. e. 
herverhob) gegen den Staat wenden, welcher gegen kirehlicbe Censuren mit Criminal;* 
strafen einschr^t v. Motteek, Staatslezikoii H; S. 916. (Weize.i): „Sowi^ e|n 
QeeeU eiiiea Geganstod erhaUem soUi isl :ajr verloreii«'* 
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bestimmt ist, dem Staatsbfirger dho keine bestimmte Richtsehnnr 
der Grenze seiner Freiheit and dem Richter einen za weiten 
fipielraom gibt, so gilt diess in höherem Grade von diesem Gesetze 
gegen die Geistlichen. Diess ist insbesondere desshalb der Fall, weil 
gemfiss $. 9. Einf. Ges. znm St. G. B. der mit der Kirche in Conflict 
stehende Minister es in der Hand hat, ob and welche Kirchen¬ 
diener er TOr Gericht stellen will^)! Welche Rechtsansicherheit 
aber daraas entstehen muss, ist einlenchtend. 

Beide Glesetze verstossen gegen den Grandsatz der Criminal- 
politik, dass Crimiiialstrafen erst dann angedroht werden sollen, wo 
Polizeiyerordnnngen nicht genügen 2), und dass delicta excepta, die 
nicht das Recht als Recht verletzen, sondern das Wohl der 
Gesellschaft gefährden, blosse Polizeivergehen sind^).' 

Das Strafgesetz gegen die Geistlichen widerspricht endlich 
den anerkannten Grundsätzen des Strafrechts. Hiernach ist ein 
Verbrechen eine unsittliche Handlung, durch welche der Einzelne 
sich gegen den allgemeinen Willen auflehnt, indenf er ein Recht an¬ 
greift. Ein Amtsmissbrauch insbesondere kann nur mit der Ab¬ 
sicht, den Einzelwillen durchzusetzen, begangen \rerden. Was ein 
öffentlicher Diener innerhalb seiner Amtspflicht thut, kann nicht straf¬ 
bar sein t). In einem (gerade hier in Rede stehenden) Conflicte zwi¬ 
schen der Staats- und Kirehengewalt handelt jeder öffentliche 
Diener im Bewusstsein des Rechts und aus Auftrag seines 
Obern, er vollzieht nicht seinen Einzelwillen, sondern seine 
Amtspflicht. Von einer rechtswidrigen Absicht, wozu vor Allem 
das Bewusstsein der Rechtswidrigkeit gehört, kann hier also keine 
Rede sein^). 

Der $. 680. a. des neuen Gesetzes bedroht allen diesen Principien 
zuwider die „Diener der Kirche, welche in öffentlichen amtlichen 
Vorträgen“ (Predigten) „oder durch Ausgeben, Verbreiten oder öffent- 


1) Stabei in der zweiten Kammer (VerhandL S. l.)^ „Die Begierang wird 
darauf achten, dass nur in den grellsten Fällen eingesohritten wmrde, ob 
der Urheber (!) solcher Angriffe aujßh zurechnungsfähig (!) sei oder nicht“ PresHnari 
(eod. S. 4.): „Es wäre nicht gerecht, von mehreren hundert Oeistlichen, die gleich 
strafifallig sind, nur Einzelne zu strafen.“ RoasfUrt (eod. S. 10.): „Die Regierung wird 
fast EU viele Zurechnungsfähige finden.“ Häuascr (eod. S. 13.): „Man strafe nicht 
die zahlreichen Werkzeuge, sondern die Urheber, und'zwar die zurechnungsfähigen, 
die als Leiter — im Hintergrund (!) stehen!“ (Lettres de oachet (?).) 

2) Brauer, Strafrecht §. 19 ff. 

3) Berner, Strafrecht (Leipzig, Tauchnitz 1857) 8 . 449.: „Begriff und That- 
bestand sind zu unbestimmt. Das Gesetz verleugnet zu sehr die allgemeinen .Grund- 
sätEe über den Anfangspunkt der Strafbarkeit menschlicher Handlangen, und trägt zu 
sehr das Gepräge des nur Polizeilichen. Blosser Ungehorsam bis zum passi» 
Yen Widerstand ist nicht criminell. Mit den Gesetzen Uber Beleidigung und 
Verleumdung (Aufruhr) kommt man aus.“ 

4) Berner, a. a. O. S. 101. 126. 313 ff. Sanier, jus eccl. §.45. 

5) V. Kettknacker, Das Verbrechen der Ehrenverletzung (Mannheim, Gibtz 1839) 
8. 6.: „Die verbrecherische Absicht' fehlt bei Dem, welcher sich einer rechtikhea 
Verpflichtung entledigen will.“ §. 70. 71. Bad. Strafgesetzbuch. Ueber die so nöthige 
Freiheit der Kanzel cf. die kirchliche Imrnuaität (Midns, 1855) 8. 51 ff. 
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Kebes Verlesen von amt Hohen Schriften“ (Hirtenbriefen) ^Gesetee, 
Verordnungen, Einrichtungen des Staats, einzelne öffentliche Behörden, 
Anordnungen oder Verfügungen derselben'in feindseliger Absicht 
tadeln“ — mit nicht nnter 4 Wochen Gefängniss. Nach §. 686. g. 
kann statt eines Theiles dieser und der von den folgenden $$. ange¬ 
drohten Strafe eine Geldstrafe von 50—500 fl. ei^annt werden. Das 
Gesetz bedroht also nur solche öffentliche Jcirchenamtliche 
Beden oder Schriften, welche im Sinne des $. 631. a. St. G. B. die 
Staatsbehörde angreifen, gegen dieselbe anfreizen, und zwar in 
einer gegen die Staatsbehörde oder deren Anordnungen gerichteten 
feindlichen Absicht. Das ^freimüthige Besprechen öffentlicher 
Zustände“ i), wenn auch in ungeziemender und unrichtiger Weise ist 
also gestattet^). Die Absicht muss eine aufreizende, „die Ge* 
müther über die Pflichten gegen den Staat verwirrende seia^).“ Die 
Form des Ausdruckes muss ebenso eine aufreizende sein. Dieses Gesetz 
unterscheidet sich also von dem oben definirten §. 631. a. c. nur bezüglich 
des Mittels, weil hier'Wahrheitsentstellung oder grobe Schmähung 
nicht erforderlich ist, ebenso bezüglich des Objects und der Form 
der Handlung,' welche der $. 686. a. doch enger begrenzt. D^ 
$. 686. b. bedroht Amtshandlungen der Kirchendiener , wodurch sie 
solche amtliche Verrichtungen ausnben, welche „nach den Staats- 
gesetzen unzweifelhaft*) dem Staate („weltlichen Behörden“) 
zustehen. Der §. 686. c. stellt die Androhung oder den Vollzug kirch¬ 
licher Censuren „gegen obrigkeitliche Personen, um sie zur Erlassnng 
oder Zurücknahme einer Amtshandlung zu nötbigen, oder sie wider 
ihren Willen davon abznhalten,“ oder gegen andere Personen, „nm“ 
selbst oder für ein«! „Andern in rechtswidriger Absicht Vortheile zu 
erlangen, die ihm“ (dem Kirchendiener) „nicht gebühren“ — durch 


1) Schaüff II. Kammer 8. 16. Reg. Motive: ^Durch Tadel die Regierung an¬ 
fein de n.^ Comm.-Ber. der I. Kammer S. 46.: „Der §. 631a. will bestrafen die 
Aufreiaung zum Has.se und zur Verachtung.gegen die Staatsregierung.desshalb 
den Versuch, Unzufriedenheit mit den Anordnungen der öffentlichen Behörden zu 
erregen. Der §. 686a. hat den Zweelr» dass dergleichen nicht durch Geistliche verübt 
werde.“ Stabei (I. Kamm. S. 27.): „Die Worte: „„in feindseliger Weise tadeln““ 
entsprechen dem röm. Ausdruck: animus hostilis. Es muss aus der betreffenden Rede 
hervorgehen, dass der Sprecher den Vorsatz gehabt, nicht bloss seine Meinung über 
ein Gesetz etc. aaszusprechen, sondern die Regierung herabzuwUrdigen, ihr zu scha¬ 
den.“ hamey (eod. S. 28.) ebenso. 

2) Der §» 686a. ist dem Art. 201. des Code penal entnommen. Hilit, th4orie 
du Code p4nal (Paris, Deseauriet 1837) T. IV. p. 283 ff. bemerkt: „La responsabilit^ 
de la ohaire ne commence, que lorsqu’elle a impi4t4 sur un terrain qui lui est 4tran- 
ger: 1) dans Pexercice de son miniature et en assemblde publique 2) il faut encore 
que ces paroles soient animees par un espHt Opposition et de rebedian, C*est le 
sectaire fanatiqUe, c’est le pr4dioateur seditieux que la loi a voulu atteindre.“ 

3) Comm.-Ber. der I. Kammer. 

4) Wie aus dem Comm.-Ber. der 1. Kammer hervorgeht, wurde dieses im Ges.- 
EUitwurfe enthaltene Wort ^ur als selbstverständlich, desshalb unnöthig gestrichen. 
PresHnari (Verh» DL K a mm er S. 3. 17.) hebt noch (ohne Widerspruch zu erfahren) 
hervor, dass die kkrohlicben Urtheile in kirchlichen Eheverhältnissen von diwm 

Paragraphen nicht bedroht, weil gesetamässig seian. • ! 
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etfie nnssalässi^ ’RecMsfiction — der öffentlidien Gremraltthäti^^it ad«r 
der Sifentlichen Erpressuag gleich. Dieser kirchliche „Zwaag^^ musa 
also nach diesem Gesetze ein rechtswidriger sein^), die verge¬ 
waltigte Person darf der Botmässigkeit des sie Zwingen^n nicht un¬ 
terworfen sein. Gerade diese Momente treffen aber bei kirchlichen 
Censuren nicht%u, wodurch kein staatliches oder bürgerliches 
Uebel, Unrecht zugefhgt oder angedfoht, sondern eine moralische, 
religiöse Einwirkung zur religiösen Besserung (nicht des 
'Staatsbeamten, sondern) des Katholiken verursacht wird^ Ueber- 
diess involvirt dieser §. (welcher die Kirchenbehörde mit entehrender 
Strafe bedroht, weil sie einen den kirchlichen Vorschriften sich starr 
widersetzenden Gläubigen kirchlich censurirt) die Kirche ,4^^ ihrer 
'Existenz auf den guten Willen des Staats anzuweisen und sie eines 
Rechts zu berauben, das ihr göttlicher Stifter ihr beigelegt hat^).^ 

Der §. 686. d. bedroht mit den in §. 686. a. — cc erwähnten 
Strafen auch ausländische, oder dienstentlassene Geistliche, nur 
dass hier an die Stelle der Dienstentlassung^) (§§. 417.^ 419^. 
422. St. G. B.), die im §. 169. St. G. B. bestimmte steljivertretende 
Strafe tritt (§. 686. e.). Der §. 686. f. macht die Laien, „weldie die 
in §. 686. a.—-e. erwähnten Handlungen wissentlich befördern oder 
erleichtern al» Gehilfen“ verantwortlich. 

Dieses auf den Grundsätzen des absoluten Bevormundungs- 
Staates, des bureaukratäschen nach französischeni Muster zugesclmitte- 
nenStaatsahsoluti^ns beruhende Gesetz wird allerdings wenigstens 
für jetzt nicht zur Anwendung kommen. Das Princip der Staats- 
omnipotenz, auf welchem es beruht, ist nämlich durch di« Ver- 
einbarnngen gebrochen worden, welche zwischen der Staatsge¬ 
walt und der Kirche (Ordinarius) insbesondere über die Pfründbesetzuug, 
das Kirchenvermögen, die kirchliche Gesetzgebung und Gerichtsbarkeit 
geschlossen worden sind. Anderseits hat das badische Elirchengesetz 
die kirchliche Versammlungs- und Cultusfreiheit, sowie die Errichtung 
kirchlicher Bildungsanstalten gewahrt, so dass nur noch Vereinbarungen 

1) Berner, a. a. O. S. 312. (cf. S. 129. Nothwehr: ^Das Recht braucht dem 
Ünreoht nicht zu weichen. Henke, Handbuch des Criminalrechts (B^in, 1830) 
m. ThI. S. 130. 204. 

Motive zum Strafges. 686c.: y^Wenn durch dieses Mittel^ (Censuren) ^Zwecke 
erreicht werden sollen, welche strafbar sind, wenn sie durch Gewalt zu erreichen 
versucht werden, müssen sie gestraft werden. Einem Geistlichen kann keine Befug- 
niss zustehen, auf öffentliche Beamte dahin einzuwirhen, dass sie gegen die von ihrem 
Amte (!) ihnen auferlegten Pflichten handeln. Der Staat beflehlt seinen Beamten 
nichts, (!) was> der Religion und dem Glauben zuwiderlauft, cf. Erzb. Denksohiifl 
S. 29. Daraus folgt, dass wenn die Regierung oder der Beamte solches thut, die 
Kirchenbebörde mit ihren dagegen gerichtetmi Censuren nicht gegen Staat 
verstösst. 

2) Schvltej Quellen S. 423. 

3) Diese Strafe kann ihrer Natur nach ein bürgerliches Gericht gegen einen 

Kirchendiener gar nicht aussprechen, jedenfalls steht es l^ei dem Bischöfe, sie unwirk¬ 
sam zu machen, cap. lOi it. de off. jud. ord. Conc. Trid. sess^ 13. c. 1. 4. de ref^ 
Mayr, Trismegistus PontifleiUs' lib. V. tit 37. §# 10. Eichhorn; Kirchcnreeht i. 409. 
Ferrarii, bibL ▼. benefio. Art IV. m 400. 4I70* ‘ 
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etwa über die Schnl- nnd Klosterfrage in dem Geiste des Rechts¬ 
staates zwischen der Kirchen- und Staatsgewalt zu treffen sind. Wenn 
so die Prineipien desselben allseitig zur Anerkennung - gekommen sind, 
haben jene, denselben widerstreitenden singnlSrcn Gesetze ihre prak¬ 
tische Bedeutung, ihr Object, verloren nnd die wahre öffentliche 
Meinung wird es dahin bringen, dass solche auf legalem Wege besei¬ 
tigt werden. 


Ueber das Ebehinderniss der gesetzlichen Verwandtschaft und 
die Dispensation von demselben 

von Dr. Hugo Limmer, Sabregens and Consoltor za Braunsberg. 

Hortana Dispensationis 25. Septemb. 1734. 

1. Bei der in der Ueberscbrift angedeuteten, vor die Sacra 
Gongregatio Coneilii (Thetaurut Besolutionum Tom. VI. pag. 548 sq.) 
gebrachten causa, deren Benedict XIY. im neunten Buch seiner Synodus 
Dioecesana 10. 6. Erwähnung thut, kam ein zwiefaches Moment zur 
Entscheidung: einmal die gesetzliche Yerwandtschaft als trennendes 
Ehdiindemiss, nnd sodann die Zulässigkeit der Dispensation Uber die¬ 
selbe. Der Fall war folgender: Dominicus Antonius Menieacci, aus 
der mit Civita Castellana verbundenen Diöcese Orte im Kirchenstaat, 
nahm aus dem Römischen Erzspital von S. Spirito in Sassia^) ein 
ausgesetztes Kind, Namens Yalentinus, zu sich mid übergab es seiner 
Frau Portia zur Nahrung sUnd Erziehung. Als der Knabe das zwölfte 
Lebensjahr erreicht, im Jahre 1712, ward er von Dominicus adoptirt. 
Später mit Angela Bassanelli verehelicht, hinterliess er bei seinem 
Tode fünf Söhne. Inzwischen war auch Portia gestoben und Domini- 
eus Menieacci gedachte nun eine Ehe mit der verwittweten Angela 
einzugehen, „ut consulat tum inopiae dictae Angelae, et quinque filio- 
rum, quos superstites idem Yalentinus reliquit, tum etiam scandalo 
orto ex publica, atque assidua conversatione, quam hujusque habuit 
cum eadem Angela.Darum wandte er sich an die Apostolische 
Datarie mit einem Dispensgesnch „ab impedimento cognationis legalis 
forsan coatractae cum Angela,“ und dieses wurde der S. Gongreg. 
Gondlii zur Prüfung überwiesen. Unter dem 3. Juli 1734 e^olgte das 
Rescript: Episcope pro informatione, et votoi Der Ordinarius von 
Orte bestätigte die Wahrheit dessen, was in der Instanz des Bittstellers 
Menieacci enthalten war, neigte sich zu der Sentenz hin, „quod asserta 
adoptio sit simpl^ ita ut nulla cognatio legalis intercedat inter ipsum 
Oratorem et Angelam,“ nnd schloss sein Gutachten mit den Worten: 
„Quae si vera sunt, eo magis indulgendum esset, et conpedenda dis- 
pensado Oratori, qui ex puro motivo charitatis fifrum projectum sus- 
cepit, et ex eodem moüvo ejusdem Projeed fihos infantes omni aUo 
auxilie desdtutos, et uxmrem, uti verus Pater, et maritns respective 


.1) CMfi, Open PU 4i Bon» p. 53 Sq. 
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regsere, et gnberbare pobse desiderat, seelnso scandalo, qaod ex eon- 
yersalione ortoin,. ut asserkor in sOpplici libelb, constare in attestatione 
exbibita, magis magisque cresceret.^ Demzufolge erörterte der damalige 
Secretär der Oongregation, Cavalcpini, Erzbischof von-Philippi, die 
ganze Quästion -in einem besondem FoKum und fasste den Fall der 
von jenem Adoptivvater mit der Wittwe seines Adoptivsohnes inten- 
dirten Ehe in zwei Dubien zusammen: 

1. An constet de impedimento cognationis legali» in com de 
quo agitur; et qnatenus affirmative? 

n. An sit consulendum Sanctissimo pro dispensatione? 

Das Congregations-Responsum auf beide Dubien lautete: Affir¬ 
mative. 

2. Die ratio der bezüglich der ersten Frage ertheilten Antwort 

gründete sich auf die lex Adoptivus 14 ff. de ritu nupüarum, wo von 
einem Falle die Rede ist, in welchem der Adoptivsohn eine eheliche 
Verbindung mit der Frau des adoptans beabsiclitigt, eine Verbindung, 
die unniöglicb ist: „Adoptivus Alias si etnaneipetur, eam quae patris 
adoptiVi uxor est, ducere non polest, quia noverCae löbum habet.* Dieser 
ausdrückliehe Text berechtigte zu dem Schlüsse: „Certum est, quod 
eognatio 14galis exorta inter adoptantem et uxorem adoptati, et e con- 
verso inter adoptatUm et adoptantis conjugem perpetuo durat, ita ut 
Bullo uiiquam temporb, etiam adoptione per obitum seluta, inter ipsos 
(vigente Semper quadam pudoris et honestatis ratione) nüptiae valeäst 
cekbrari.“.. ' - 

Zwar ist die' angezogene lex rein civiler Art und desshalb an 
sich unfähig, ein dirimirende» Impediment zu stabiliren ^ aber sie er¬ 
hält diese Fähigkeit durch die Approbation der Kirche, welche, wie 
Benedict XIV. (De Syn. Dioeces. 1. 9. c. 10. n. 5.) sagt, „et cogna- 
tionem legalem, et quae ex ea ad nuptias proAuunt obstacula, eo 
prorsus modo, quo a jure civili statuta fuerant, universim recepit 
approbavitque.* Und so folgert der Papst a. a. 0. weiter: „Quam- 
obrmn, si quaestio incidat sive in tribunali ecclesiastico, sive etiam 
in Synodo, au in hoc vel in illo casu adsit impedhnentum cognationis 
l^alis, necessario reourrendum erit ad l^es civiles, atque ad earundem 
normam controversia erit decidenda.“ 

3. Oavalchini hat nicht umhin gekonnt, an die alte und be¬ 
rühmte Streitfrage zü erinnern, ob das Hinderniss der legalen Ver¬ 
wandtschaft „inducatur dumtaxat ex adoptione perfecta, sive adroga- 
tione, qua mediante aliquis Sui juris existens auctoritate seu - rescripto 
supremi prindpis in Alium assumitur, atque transit in potestatem, et 
familiam adoptantis, sitque illioe necessarins haeres tarn ab intestato, 
quam ex testaraento §. 1. Instit. ■ de Adopt. l. si Pater familias l. 
Adrogatio et l. Generalis ff. de Adopi. oder ob es „promanet non 
solum.ex arrogatione, sive adoptione perfecta, verum etiam ex imper- 
feda, quae a quolibet competenti Judice auetoiizari potast, illiusque 
vigore Alius adoptivus sub pristina: patris naturalis potestate manet, 
et patris adoptantis necessario haeres est^ dumtaxat ab intestato §. L 
et 2. Instit. de Adopt.“ 

Ersterer Ansicht huldigen <kr;^,. TAqmga non Aqtiih (q^ 57. 
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art. 1. ad 1. et art. 2.), Sanchez (lib. 7. de Matr. diap. 63.), DUmd 
(part. 4. tract. 4. resol. 120.), La Croix (theolog. moral, lib. 6. part. 

3. num. 588.) n. A. Die zweite dem canoiiisehen Recht, welches von 
der Adoption unterschiedslos spricht (in can. Ita diligere; in can^ 
Post suseeptum; in can. Per Adoptionem 30. q. 8. et in cqp. unic. 
de cognat. legal.), mehr conforme Sentenz ist von Reiffenstuel (in 
jus can. lib. 4. tit. 12. num. 10.), BasiUus Pontius (de matr. lib. 7. 
cap. 41.), dem Card, de Laurea (disp. 29. nuin. 12.) u. A. verthei- 
digt. (Vgl. Giraldi p. 1. sect. 713. nota II.). - 

Eben wegen dieser Meinungsverschiedenheit der Autoren in Betreff 
der affirmativa oder negativa wird praktisch allweg die Existenz^ des 
Impediments festzuhalten und bei Dispens^ewährungen hbehstens zu 
grösserer Sicherheit die Clausel ad cautelam oder quatenus opus sit 
anzuwenden sein. 

4. Wir sahen, die Congregations-Resolution in der Hortana^ 
IHspensationis hinsichtlich des proponirten Dubiums : An donstet def 
impedimento cognatioms legeMs in casu de quo agitur l&utete i 
affirmative; ungeachtet dass es sich in diesem Fall zweifelsohne um 
Äne Adoption handelte, die nicht zur Species der Arrogation zählt. 
Denn einerseits steht rechtlich fest, dass als wesentliche Erforder¬ 
nisse zur Begründung einer adoptio perfecta ' 

a) „Suprwni Prinoipis auctoritas^^ (l. 6: Cod. de adopt. und l. 
Generalis 2 ff. de Adopt.). 

b) „expressus adoptati consenäus“ (L GeneraUs 3. ff. de Adopt. 
und l. In adopUonibus ff. eod.) ahzusehen sind. Andererseits ist fac- 
tisch zu beachten, dass in dem Matrimonialcasns von Oile 

a) der Consens des Adoptivsohnes nicht nacbgesucht 
w^rd; vielmehr fiirden sich im Stipulationspact, den Dominicus Ment- 
cacci mit dem Erzspit^l von 'S. Spirito in Sassia gelegentlich' dw 
Adoption des Findlings Y^entinus einging, untM* andern die ausdrück¬ 
lichen Worte: „ . . . seque obligavit, illum alere . . . nee ei causam 
dare, ut aufugiat, immo, si aufugeret etiam a semetipso absque ulla 
causa et occasione, illum diligenter perquirere, neenon in ejus domum^ 
reducere.“ 

b) Es intervenirte nicht die Autorität des Landesfürsten, son¬ 
dern bloss des General - CommissiU'ius : der Findlinge D. Sebastiano 
Pennacchioni. 

Während also schon beim Fehlen einer von jenen zwei Gnind- 
bedingungen der Schluss uothwendig gewest wäre, dass von keiner 
Arrogation die Rede sein könnte, verificirt sich in der Hypotheise die 
Concurrenz des Mangels beider Bedingungen. 

5. Anders urtheilt Benedict XIV. in der oben citirten Stelle 
seines Werkes über die DiöcesanTSjnode: „De hac quaestiöne (utrum 
impedimentum sola inducatur arrogatione, a» etiam adoptione uzper- 
feetä) actum fuit in S. C. Concilii die 25. Septemb. 1734: niml ta¬ 
rnen Cx decisione, quae tum.prodiit, potest conclüdenter ad rem evinci. 
Adoptio siquidem, de qua tum'disceptabatur, respiciebat puerum duo- 
denn^m expositum Hospitali S. Spiritus in Saxia sub nulliuS' p.atria 
potestato existentem,. et adoptatum auetöritate Oommendatazii ejusdem 
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Hospitalis, cui id juris a Sommo Pontifice eoncessum est; atqae idcirco 
talis adoptio non immerito videri potuit vera arrogatio^ quam impedi- 
mentum ad matrimonium inter recensitas personas praestare nullua 
dttbitat.“ 

Allein das Fundament, auf welchem diese Argumentation basirt, 
dürfte nicht haltbar sein; denn 

a) war es ein aequivocum zu behaupten, dass die fragliche 
Adoption auctoritaie Comnendaiarii geschehen: in Wahrheit wurde die¬ 
selbe durch die Autorität des Goneralcommissars der Findlinge voll¬ 
zogen, der die^ nicht als Delegat des Commendatars, sondern als 
Repräsentant des Erzspitals that. Das einschlägige Instrument be¬ 
ginnt nämlich mit den Worten: „ln mei etc. Perillustris, et admodum 
R. D. Sebastianus Pennachionus Yen. Archihospitalis S. Spiritus in 
Saxia de Urbe Commissarius Generalis omninm Projectorum etc. sponte 
etc. ac alias omni etc. praefati Archihospitalis vice, et nomine conces- 
Sit etc. D. Dominico Antonio etc. et Portiae ejus Uxori licet absenti 
etc. Yalentinum ejusdem Archihospitalis puerum projectum annorum 
dnodecim circiter educatum per d. Portiam etc. eo qnia dictus Dom. 
Antonius propter amorem Dei, et charitatem erga dictum Archihospital^ 
praefatum Yalentinum projectum in ejus proprium filium subrogavit, 
et adoptavit etc.^' 

b) Aber selbst gesetzt, die Adoption wäre auetoritate Comnien- 
datarii geschehen und der Gommendatar hätte wirklich die delegatio 
Princ4>is, um seine Autorität bei den Arrogationen geltend zu machen, 
so ist es Uar, dasa eine derartige Delegation verstanden werden 
müsste servatia aervandUf das heisst ohne Beeinträchtigung jener Be¬ 
dingung, die bei Arrogationen nothwendig ist und welche der Landes¬ 
fürst selber beobaditet, wenn er direct seine eigene Autorität einlegt, 
nämlich die, den Consens des Adoptirten ausdrücklich < zu fordern. 
Aber diese Bedingung wurde in unserem Fall, so viel ans dem Instru¬ 
ment erhellt, keineswegs beobachtet. 

c) Die vorgebliche Delegation des Landesherm an den Com- 
mendatar von S. Spirito bdiufs Autorisirung der Arrogationsacte hätte 
mit positiven Documenten und klaren Beweisen dargethan werden 
müssen ^ es handelt sieh um einen Act, für welchen keine Präsum¬ 
tion statthaft ist, um einen Act, der nicht bloss durch die lex positiva 
dem Landesherm reservirt, sondern auch seiner individuellen Beschaffen¬ 
heit nach ganz souver&ier Art ist; denn mittelst d^ Arrogation tritt 
ein Wechsel des Status persooarum ein, welche durch dieselbe eine 
wesentliche Beeinträchtigung erleiden; die sui juria waren, werden 
cUieni juria. Yon einer solchen Concession ist aber in dem Instrument 
keine Spier. Als desshalb zehn Jahre später der Erzspitalscommendatar 
wirklich mit derartigen Facultäten versehen ward, nnterliess man nie 
in dm Instrumenten die nothwendige Erwähnung derselben zu machen; 
wie ^valchini im §. ln acheduUa zeigt. 

d) Es unterliegt keinem Zweifel, dess in der Zeit der Adop¬ 
tion von Orte die Commendatare von S. Spirito ebne derartige Facul- 
tät nicht besassen. Denn einer Constitution desselben Benedict XIY., 
die mit den Worten Eaaendoei noto beginnt und vom 21. Deeember 
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1749 datirt ist (daa heisst, zwei Jahre nachdem er die obigen. Worte 
in seinem Werke de Synodo geschrieben), lassen sich folgende Notizen 
entnehmen: Vor dem Jahre 1722, also in der Zeit der Adoption,, 
von welcher die Hortana handelt, die im Jahre 1712 geschah, gaben 
die Commendatare kraft einer reinen cohsuetudo die Findlinge so an 
Männer wie an Weiber in Adoption. Diese Gewohnheit ward bei den 
Tribunalen keineswegs als derivJrend ans einer landesherrlichen Auto¬ 
risation angesehen; denn sie annnllirfen die mit Frauen geschlossenen 
Adoptionscontracte unter dem Praetext, dass das decretum judicis 
mangelte. Diess wäre aber unmöglich gewesen, wenn der Landesherr 
selbst den Commendatar zu derartigen Adoptionen autorisirt hätte. 
Darum erachtete im Jahre 1722 der Commendatar Yalignani es für 
nothwendig, sich mit einer wahren Antorisatlon des Landesherrn zu 
versehen. Nichts desto weniger ertheilte der damals regierende Papst 
Innocenz XUI. die gratia nicht allen Commendataren, sondern Hess 
bloss Yalignani ein persönliches Privileg zu Theil werden. Nach 
Yalignani’s Tod nun geriethen die Adoptionscontracte von Neuem in 
Gefahr, wie ehedem, angefochten und für null und nichtig erklärt zu 
werden. In Folge dessen gewährte Benedict XIY., um für das Wohl 
der armen Findlinge Yorsorge zu treffen, durch die Constitution vom 
21. December 1749 den Commendataren pro tempore die perpetuir- 
liche Facultät. „Essendoci noto,^^ sagt der Papst wörtlich, „che li 
Precettori generali, osian Commendatori pro tempore dell’ Archiospedale 
de S. Spirito in Sassia di questa nostra cittä di Roma, e per essi 
anche li Commissarii generali pro tempore delli Projetti di esso Archio¬ 
spedale, con ordine perb speciale dei detti Precettori per consuetudine 
inveterata sono stati solid di concedere in figli tanto ad uomini ehe 
a donne i Projetd dell’ uno e dell’ altro sesso con fare obligare le 
persone, a fayore delle quali si fanno tali concessioni, o di trattarli 
come proprü figli, ovvero di assegnare ai raedesimi porzione de’ loro 
beni: essendoci altresi noto, essere accaduto per lo passato, che i' 
poveri Projetti affigliad sono alle volte rimasti priyi.di ogni commodo, 
ed esclusi dal jus della successione per la pretesa nullitä di tali con- 
tratti, quando questi sono stati stipolati con donne o. altre persoae 
obbligate dalla legge all’ osservanza di alcune solennitä; e che per 
rimediare-ad un tale inconveniente la bo: me: di Monsig. Yalignani giä 
percettore del suddetto Archiospedale ottenne dalla sa: me: d’lnnocenzo 
Xin. nostro Predecessore, durante la sua Precettoria, che le affiglia- 
zioni suddette potessero validamente stipolarsi con il solo Decreto di 
esso Commendatore, come appare dal Breve ApostoHco spedito li 30. 
Luglio 1722 ; ma che poi dopo la morte di detto Monsig. Yafignani 
non hanno pift curato gli altri Commendatari successori d’impetrare 
le medisime faooltä: Pereib . volendo noi, che i suddetti contratti non 
siano in avvenire pid esposti al pwicolo di essere impugnati p^ 
mancanza di dette solennitä, e volendo provvedere nel modo pi& 
conveniente all’ indennitä dei detti poveri Projetti, ci siamo> determi- 
nati etc.“ 

Nach all dem kann bet der Adoption von Orte das Monieot der 
Arrogaffon nieht in Betracht kommen. 
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6. Der Einwand, dass es sich in dem Casus Hortanus um einen 
spurius handelte, der, weil sui jttris, bloss perfecte adoptirt zu wer¬ 
den , fähig ist, — dieser Einwand würde zu viel beweisen; er würde 
nämlich beweisen, dass die fragliche Adoption weder vollkommen noch 
unvollkommen war: nicht perfecta, weil dafür die zwei unerlässlichen 
Bedingungen mangelten; nidit imperfecta, weil das Subject deren nicht 
fähig war; dass es also eine adoptio impropria war, die ein dirimiren- 
des Impediment zu veranlassen unfähig ist; und so würde jener Ein- 
wand beweisen, dass die heilige Congregation in dem Urthdl, dass 
das impedimentum cognationis legalis constatirt*war, irrte; was z« 
behaupten ebenso verwegen als ungerecht wäre. Uebcrdiess mag es 
immerhin wahr sein, dass die spurii in genereller Hinsicht sui juris 
sind, weil sie keinen Vater, haben, unter dessen Gewalt sie leben, —• - 
die heilige Congregation konnte gleichwohl füglich jene ausnehmen, 
welche kraft souveräner Institution und Disposition im Erzspital von 
S. Spirito versammelt, und unter die volle Gewalt desselben gestellt 
sind. Hegel und Praxis des Spitals sprechen dafür, dass die daselbst 
befindlichen Kinder nicht im Mindesten eui ^ris, sondern gänzlich 
alieni juris sind, so dass der obige Einwand zu retorqniren ist; weil, 
die alieni juris sind,, als für eine adoptio perfecta unfähig erscheinen 
uhd bloss mittelst der adoptio imperfecta adoptirt werden können. 
Daraus folgt, dass auch unter diesem Gesichtspunkt die in der Hortana 
berührte Adoption eine unvollkommene genannt werden muss; und 
dass die heilige Congregation mit dem Responsum, in dem Fall von 
Orte stehe das Impediment der gesetzlichen Verwandtschaft ausser 
Frage, zugleich die Declaration gab, ein derartiges Hinderniss finde 
seine Genesis nicht nur ln der adoptio perfecta, sondern auch in der 
a. imperfecta. 

7. Anlangend die zweite Frage, die Dispensation über das 
Hinderniss, so entschied sich die heilige Congregation, wie bemerkt, 
für die Bejahung. Aber nicht genug; sie gab auch zu verstehen, 
dass eine solche Dispens ohne Schwierigkeit tftheilt werden dürfte. 
Diess ergibt sieh'mnmal aus der Theorie, die bei Exposition der causa 
Hortana aufgestellt ward, und sodann aus der Qualität der Motive, 
die als hinreichend zur Dispens-Gewährung erachtet wurden. Die im 
§. Caeterum proponirte.Theorie war die folgende: „Posito quod cog* 
natio legalis, quae contrahitur inter adoptantem et uxorem adoptati, 
et e converso, se habeat per modum affinitatis legalis, inferri poske 
vldetur, quod in ea non adeo difficile dispensari debe^d.“ Damit ist 
ausgedrückt, dass das impedimentum cognationis legalis, welches zwischen 
dem adoptans, und der Frau des adoptatus, und vice versa, entsteht, als die 
niedrigste Species des Hindernisses der gesetzlichen Verwandtschaft zu 
gelten hat, und dass es nicht einmal den Namen cognatio legalis verdient, 
s<mdern eigentlich affinitas legalis genannt werden müsste, ln der That 
stellen es alle Autoren in letzter Ordnung auf; während sie nämlich primo 
loco die cognatio setzen, welche per lineam reetam entsteht, lassen 
sie an zweiter Stelle die per viam obliquam entstehende cognatio 
folgen und machen tertio loco mit der modo affinitatis sich ergeben¬ 
den Verwandtschaft dmr Schluss. Nun. pfiegt in den Fällen-der cog- 
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natio legalia per viam obliqnam die Dispens leicht ertheilt zu werden. 
Also wird diess um so mehr geschehen müssen, wo es sich um eine 
rüne Affinität oder um eine legale Fiction derselben handelt. / 

8. Zudem findet diese Argumentation Bestätigung und Ver¬ 
stärkung durch den Vergleich mit der geistlichen Verwandtschaft, 
deren Vinculum in der Kirche als gewichtiger, denn das der cognatio 
legalis angesehen. ist, gemäss der Sentenz des Papstes Nicolaus I. im 
Canon Ita düigere, c. 30 q. 3. Gleichwohl kommt hei ihr die Affinitäts- 
rücksicht nicht in Betracht, indem sie kein Impediment im Gefolge hat, 
so zwar, dass der patrinus die Wittwe seines spiritualen Sohnes und 
dieser die Wittwe seines Pathen ehelichen kann. Wenn daher "eine 
solche Affinitätsrücksicht bei der Verwandtschaft, deren Band ein 
stärkeres ist, fortfällt, so muss sie sicher bei der von einem vinculum 
minus forte begleiteten cognatio legalis von unbedeutendem Gewicht 
erscheinen, und die Dispensation kann ohne die mindesten Schwierig¬ 
keiten statthaTben: „Immo“ (heisst es im §. Caeterum der Hortana) 
„sicuti Nicolaus I. cognationem spiritualem cum legali coniparat, 
eamque multo fortius matrimonium impedire statuit in canone Ita dili- 
gere, 80 q. 3. ibi — si ergo inter eos non contraUitur matrimonium, 
quos adoptio jungit, quanto magis a camali oportet inter se con- 
tuhernio cessare, quos per coeUste Sacramentum regeneratio S. Spiritxts 
vincit — ita dubitari potest, num asserta dispensatio regulari queat 
juxta dispcnsationem cognationis spiritualis, quam, seclusa. linea recta, 
in compaternitate, et/cömmatemitate, non difficile, accedente justa causa, 
concedi testatur Vinc. de Justis de dispens. Matrim. lib. 2. cap. 5. 
n. 72.“ 

9. In dem Ehefall von Orte war durch den Adoptivvater (7)o- 
minicus) eine Zweizahl von Grürxden beigebracht, um die Erlaubniss 
zur Verheirathung mit der Wittwe (Angele^ des Adoptivsohnes (Valenz 
tinus) zu erlangen. Die erste causa war: „nt consulat tum inopiae 
dictae Augdae, et quinque filiorum, quos superstites idem Yalentinus 
reliqnitder zweite Grund aber: „ut consulat etiam scandalo orto 
ex publica, atque assidiia convCrsatione, quam hucusque habuit cum 
eadera Angela.“ 

Was nun das Scandalum betrifft, das aus'dem einfachen Ver¬ 
kehr des schon alternden Dominicus mit der verwittweten Angela her¬ 
vorgegangen sein sollte, so liegt am Tage, dass dabei nur von einem 
strict pharisäischen Aergerniss die Rede sein kann. Denn durch die 
Adoption des verstorbenen Yalentinus war jene ganze Familie mit 
der des Adoptivvaters verschmolzen und darum ihr Yerkehr und Zu¬ 
sammenleben nicht bloss stattliaft, sondern auch pfiiehtmässig. Aus 
dem gleichen Motiv hätte ebenso der andere für die Dispenserlangung 
vorgebrachte Grund nicht viel auf sich. Denn der adoptans musste in 
Kraft der Adoption für die Familie des adoptatus Yorsorge treffen, ge¬ 
mäss dem ausdrücklichen Text in der L. ^ ff. de adopt. und gemäss 
der im Adoptionsinstruinent übernommenen Obligation, den Adoptiv¬ 
sohn ganz wie einen natürlichen Sohn zu behandeln, ihn zu nähren, 
zu erziehen und zum Universalerben einzusetzen. Und wie jeder Gross¬ 
vater für die Kinder seines verstorbenen Sohnes und auch für dessen 
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Wittwe, falls sie arm und nicht dotirt ist und im Wittwehstand ver¬ 
bleibt, sorgen muss, sO war Dominicas als adoptans, ohne zum Matri- 
monium zu recurriren, schon eo ipso verpflichtet, sich der fflnf von 
seinem Adoptivsohn hinterlassenen hilfsbedürftigen Söhne und der 
aller Subsistenzmittel beraubten Wittwe desselben enzunehmen. Mithin 
erscheinen beide obigen Gründe, um gelind zu sprechen, von sehr wenig 
Bedeutung; und daraus folgt, dass die heilige Congregation durch die' 
Antwort consuleridum SSmo pro dispensatione thatsächlich und offen 
ihre Approbation der Theorie Cavalchini’s bewies, welchter gemeint 
hatte, dass in der per modum affinitatis auftretenden Species legaler 
Verwandtschaft ^non adeo difßcile dispensari debeat.^' 

10. Per causa Hortana homogen würde der Fall einer Ver¬ 
ehelichung des Adoptivsohns mit der Wittwe des Adoptivvaters sein. 
Wäre dieser Adoptivsohn zugleich Stiefsohn des adoptans aus dessen 
erster Ehe her, so dürfte die Qualität als privignus nicht in die Wag- 
schale fallen. Bekanntlich besitzen wir darüber die Entscheidungen der 
S, Congreg. Concilii m der Boianen. matrimonii 8. Augusti 1720 et 
Ä. Martii 1721, in welcher die Gutachten und Bemerkungen verschie¬ 
dener Theologen, speciell ein sehr gelehrtes Votum Benedict’s XIV., 
damals Secretär der Congregation, Berücksichtigung fanden; und die 
Decisiou lautete darauf, dass das Impediment nicht existirt. Die ratio 
dieser Antwort wurzelte im Cap. Non debet de corfsanguinitate, wel- 
ches eine üestriction des impedlmentum affinitatis auf das Eintreten 
Hess, was ehedem primum genus affinitatis hiess und heutzutage 
affinitas simpliciter heisst., die zwischen einem Gatten und den cqn- 
sanguinei des anderen Theiles zutrifft. So ward, das Hinderniss des 
secundum genus affinitatis, welches zwischen einem Gatten und den 
affines des andern zutraf, aufgehoben, und zu Folge dieser Abolition 
entstand das Axiom: Affinitas affinitatem non parit. Kun ist der 
Stiefsohn nicht consanguineus, sondern affinis seines Stiefvaters. Also 
waltet zwischen ihm und der zweiten Frau des Stiefvaters nicht das 
primum genus affinitatis, sondern das secundum genus aff. ob; und 
demgemäss hat nach dem erwähnten Cap. Non debet das Impediment 
zwischen denselben aufgehört. 


üeber die Ausübung des I^üsentationsrechtes durch den Sequester, 

ein Reebtsfall, mitgetheilt vom erzbisebftfl. Ordinariatsassessor v. Oberkamp . 

zu MQncben. 

1) Das Eigenthum der Herrschaft ....h... war zwischen zwei 
Parteien seit mehreren Jahren streitig und deren Besitz dem Grafen R. 
als „Sequester“ mit Einverständniss der beiden Prätendenten gericht- 
Uch überwiesen« In dieser Zeit wurde die Pfarrei K. in Ansehung 
deren ein dingliches Patronatrecht zur Herrschaft ....h... gehört,' 
erledigt. Graf R. wollte einen tauglichen Priester zu derselben prä- 
sentiren. Dagegen protestirte das bischöfliche Ordinariat N. indem' 
es die Möglichkeit eines Uebergangs des Präsentationsrechts auf die. 
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Pcorson des Sequesters in Zu^ifel zog und yerhinderte dadurch die 
landesherrliche Bestätigung jener Präsentation. Um zu seinem 
Rechte zu gelangen, glaubte der Sequester 

2) an den weltlichen Arm und zwar an' den königl. Staatsrath ' 
als oberste Xnstanz in administrativen Streitsachen, sich wenden zu 
müssen. In der dahin geri<diteten Eingabe wurde ausgeführt: 

Unbestritten sei, dass der Herrschaft ....h... das dingliche 
Patronatrecht über die Pfarrei E. zustehe und es frage sich lediglich, 
ob Graf R. als Sequester dieser Herrschaft, das damit verbundene 
Pati'onatrecht ansüben dürfe ? Das bischöfliche Ordinariat N. bestreite 
diess, auf den Grund paehrerer Stellen' des canonischeu Rechtes t), 
wonach bloss der wirkliche Besitzer jenes Recht ansüben dürfe. Doch 
seien diese Gesetzesstellen auf den gegebenen Fall nicht anwendbar, 
weil sie einen Streit über das jus patronatus selbst zwischen'mehre* 
ren Patronen voraussetzten, wovon aber hier gar keine Rede. Der 
unter dieser Voraussetzung verordnete Wiedereintritt der bischöflichen' 
Collation sei also hier nicht am Platze. — 

Die Entscheidung der vorliegenden Frage müsse den gemein¬ 
rechtlichen Grundsätzen über Sequestration entnommen werden. 

Dem Sequester stehe nach 1. 39. Dig. de acquir. vel omitt. 
poss. 41. 2.: „si res custodiae causa deponaturein sog. abge* 
Riteter juristischer Besitz zu; und 1. 17. $. 1. Dig. depositi 16. 3. 
sage: „rei depositae proprietas apud deponentem manet, sedet pos¬ 
sessio, nisi apud sequestrem deposita est: nam tum demum Sequester 
possidet.^^ 

Obwohl der Sequester alieno nomine besitze, so werde er doch 
in diesen beiden Stellen als wirklicher Besitzer bezeichnet^)., und 
vorausgesetzt, dass bei ihm nicht die Sache, sondern der Besitz der 
Sache deponirt würde. • 

Nach diesen Grundsätzen befände sich gleichsam in den Händen 
des Grafen R. nicht bloss die physische Sache, die Herrschaft 
....h..., zu einfacher Verwahrung, sondern deren „Besitz^ nach 
d^ ganzen Umfang des rechtliche» Begriffs, zum Zwecke ihrer 
gehörigen Verwaltung. 

Wer aber zur Administration einer Sache berechtigt sei, müsse 
auch alle mit derselben verbundenen Rechte, soferne Ausnahmen nicht 
ausdrücklich begründet seien, adsüben können; der Sequester, wel¬ 
chem die Administration einer Herrschaft aufgetragen worden, sei alS' 
wirklicher Besitzer aller herrschaftlichen Rechte zu betrachten, und 
somit —' im. gegebenen Falle — auch des Patronatrechtes , da man 
dieses von seinen Administrations-Befugnissen nicht ausgenommen 
habe. —- 

Die entgegengesetzte Meinung des bischöflichen Ordinariates N., 
dass der Sequester nie das Patronat zur Ausübung erhalte, sei un¬ 
richtig; es hänge vielmehr die Entscheidung jederzeit von dem Um-- 
fang der dem Sequester überhaupt eingeräumten Administrations- 


1) 0 . c. 'S!. 7. 13. 23. 27. X. de jure patrou. (III. 38.) 

2) Savigny, Besitz. 6. Aofl. §. 25. S. 347. und Note 1. daselbst. 
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Befo^isse ab ^). Bas oanonische Becht enthalte keine widersprechcni* 
den Bestimmungen. 

Aus diesen Gründen möge ausgesprochen werden, „dass Gra£ R. 
als Sequester der Herrschaft ....h.>> bereehUgt sd, die mit dieser 
Herrschaft yerbündenen Patronatrechte überhaupt und in specie bei 
gegenwärdger Erledigung der Pfarrei E. ansznüben.^^ 

Die Staatsgewalt lehnte jedoch dieses Ansinnen ab und der 
Antragsteller wurde an das dem bischöflichen Ordinariate N. Vorge¬ 
setzte Metropolitangericht zu-verwiesen. 

Der erzbischöflichen Stelle gegenüber v^wahrte sieh Graf R. 
vor Allem gegen die Anerkennung ihrer Competenz in anderen als 
in „Angelegenheiten des Gewissens und der Religionslehre„doch 
sei sein Wunsch nach friedlichem Yerständniss zu lebhaft, als dass 
er es unterlassen dürfte, die hohe, oberhirtliche Vermittelung an- 
zurufen." Zur Begründung seines Anspruchs bezog sidi der Graf 
auf die dem köragl. Staatsministerium bereits vorgetragenen, factischen 
und rechtlichen Umstände. Als B^eg dafür, dass ihm nach überein¬ 
stimmender Absicht des Gerichts' wie der über das Eligenthum der 
Herrschaft ..^.h... streitenden Parteien, deren voller Besitz (nicht 
bloss custodia) überantwortet sei, berief sich der Beschwerdeführer 
auf zwei appellationsgerichtUche .Entschliessungen, in welchen er als 
Gerichtsherr, oder die Ausübung der Gerichtsbarkeit zu ....h.^. als 
auf seine Person übergegangen, anerkannt wurde. [Es rührten diese 
aus der Zeit vor Aufhebung der Standes- -und gut^errlicfaen Gerichts¬ 
barkeit im Königreiche B.] — Nicht minder unbestritten werde für 
die Herrschaft ....h... die ordentliche sowohl active als passive Ver¬ 
jährung während der Sequestration fortgesetzt, könne eine Präscriptions¬ 
frist eröffnet, fortgeführt oder vollendet werden. „Ohne demnach auf 
den Austrag vor dem Civilrichter zu verzichten,“ stellte der Sequester 
die Bitte: „ein hohes MetrOpoliticum geruhe das bischöfliche Ordina¬ 
riat N. zur Zurücknahme seiner Protestation zu vermögen.“ — Una 
aber die Pfarrei E. für die Dauer eines Sich etwa entspinnenden 
Rechtsstreites nicht unbesetzt zu lassen, verband man damit den wei¬ 
teren Antrag: „Der Priester . . . solle vermittelst einer vom bischöf¬ 
lichen Ordüuuiate N. und von dem Grafen R. gemeinschaftlich zu 
vollziehenden Urkunde präsentirt und diese seiner Zeit durch ein. 
Präsentationsdecret jener Partei ersetzt, werden, zu* deren Gunsten der 
Richter sich, aussprechen würde.“ ^ 

3) Das Metropolitangericht zu — •— als Appellälions-Instanz 
in Ordinariatssachen, iheilte dem bischöflichen Ordinariate N.^die vor¬ 
gedachte Beschwerdeschrift des Grafen ,.R. unter dem Aufträge mit, 
entweder eine gütliche Vereinigung mit demselben zu versuchen .und 
dessfalls Anzeige an die obere Instanz zu machen oder über die 
Streitsache selbst einlässlich zu berichten und die betreffenden Akten 
in , Vorlage zu bringen. * 


1) Böhmer, J. E. P. §. 118. n. 9. de Coeeeji, jur. oir. controv. Ub. XVI. tit 8. 
p. 84. Lippert, Lehre v. Patronat. §. 70. MiiUerU LexUcon dea Kirohenreobts Bd. 
IV. S. 822. 
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* Das bischSflkhe Ordinafiat N« berichtete nuninefar: .. . auf di« 
von der kbnigl. Begierohg zu . . erhaltene Anfrage, ob - der Bestä* 
tigung der Präsentation des Priesters ^ . . aaf die Pfarrei E. ein 
Hinderniss entgegenstehe? habe es geantwortet, dass im Falle der 
Aber den rechtmässigen Besitz der patronatberecbtigteu Herrschaft 
....h... obwaltende Streit bis zum Ablauf.der cauonischen Präsent 
tations-Frist nicht beendigt sei, der Hocbwürdigste Herr Bischof von 
— die Pfarrei E. proprio jure verleihen und bei ferner eintretendem 
Wechsel der Pßründner in solange besetzep werde, als ein Besitzer 
der Herrschaft ....h... nicht rechtsbehörig ermittelt sei. — Gegen 
diese durch die kbni^. Regierung (unter gleichsreitiger Verweigerung 
der landesherrlichen Bestätigung der Präsentation,) dem Grafen IL 
nritgetheilte Erklärung habe letzterer den Recurs an den .königl. Staats- 
rath angemeldet; seine dem bischöflichen Ordinariate aber zur EiU'^ 
Sicht gelangte Recursschrift sei mit einer ausführlichen Darstellung 
der dem Herrn Bischof von — zur .Seite stehenden, canonischen 
Grundsätze erwiedert worden. Es sei auch die BeschwerdefUhrung 
des Grafen erfolglos geblieben Und derselbe an die höhere geistliche 
Stelle verwiesen worden, ln Erwägung nun, dass der Graf als 
Sequester der Herrsdiaft ....h... eine Berufung an eben diese höhere, 
geistliche Stelle bei dem bischöflichen Ordinariate N. zu keiner Zeit 
und in keiner Weise interponirt hebe, sonach das Berufungs-Fatale 
versäumt sei, gleichviel ob von der die landesherrlichen Präsentations- 
Bestätigung versagenden Regierungs-Entschliessung oder ob von der 
Abweisung des Recurses zum Staatsrath gerechnet werden wollte; — 
im Betrachte, dass die Hauptstelle c. 12. X. de jure Patronatus 
(m. 38.) durch den Ausdruck: „appellatione remota‘^ eine Berufung 
bezüglich vorliegenden Rechtsstreites wenigstens quoad effectum sus- 
pensivum beseitigt wissen wolle: so habe der Hochw. Herr Diöcesan- 
bischof sich für berechtigt und verpflichtet gehalten zur Wieder¬ 
besetzung der Pfarrei E. auf dem Wege freier Gollation zu schreiten 
und dieselbe sofort dem Pfarrcüraten . . ., demselben Priester, 
welchem der Sequester die" vermeintliche Präsentation zugedacht, ver¬ 
liehen und diese Verleihung habe auch Se. Majestät der Eönig ge¬ 
nehmiget. 

Bei diesem Sachverhalt und im Rückblick auf die canonischen 
Rechtsbestimmungen, welche für den .gegebenen Fall die Ausübung 
des freien Oollationsrechts begründeten, könne um so weniger von 
einer Rücknahme der Protestation wider die Präsentation durch den 
Sequester die Rede sein, als letzterer das Appellations-Fatale versäumt 
und dieses Rechtsmittel verwirkt habe. 

Aber auch eine gütliche Vereinbarung, falls der Sequester nur 
eine solche durch seine Vorstellung bei dem Metropolitangericht beab¬ 
sichtigt haben sollte, Hesse sich ohne Präjudiz für das bischöfliche 
Recht nicht bezwecken. Der an dem Sequester gemachte Vorschlag 
einer von ihm und dem bischöflichen Ordinariat gemeinschaftlich zu 
voUziehenden Präsentations-Urkunde, widerspreche dergestalt den von 
einander wesentlich verschiedenen, canonischen Rechtsbegriffen der 
Präsentation und CoUation, dass seine Ausführung schon von vorhinein 
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den Charakter einer NaUitS^ an eldh tragen und tberdieds vn einem 
Absurdum führen müsste. Der Akt der Präsentation künne nämlkfa 
nur von einem hierzu berechtigten Patron nicht aber vom Bis<^of 
oder von dessen Ordinariat auf Beneficien der eigenen Diöcese aus- 
gehen; da ja Bischof oder Ordinariat, resp. der General-Vicar den in 
%e Pfründe einzusetzehden Priester sich nicht selbst vorstellen könne, 
— Ueberdiess bleibe dem künftig zu . ermitt^den ; Herrn der Herr* 
Schaft ....h... das Präsentationsrecht in der Art salvirt, dass er 
selbst den von dem Bischof insütuirten Priester nachträglich zu re- 
präsentiren berechtigt sei. — Dass der Hochw. Herr Bischof eine 
gütliche Vereinbarung mit dem Herrn Sequester beabsichtige, dsdiir 
zeuge der Umstand, dass unter Mehreren nicht minder qualificirten 
Bewerbern die Collation gerade Demjenigen zu Theil geworden sei, 
welchen der Graf R. zu präsentiren versucht habe. etc. 

j 4) Von dem Metropolitangericht des Erzbisthums — — erging 
in dieser Sache nachstehende Entscheidung '*): 

1. „dass das von dem beschwerdeftihrenden Hertn Grafen R. 


, 1) Die Competenz des MetropolftaDgerichts anlangend^ hatte der Referent 
in seinem Vortrage bemerkt: „es könne die Frage aufgeworfen werden, ob das 
Metropolitangerioht, da es nur als Ehegerioht zweiter 4>^esp. dritter) Instanz und als 
AppeUations- (oder zweite) Instanz in Ordinariatssachen: eine ihm ausdrücklich zage* 
wiesene Competenz besitze, in Besohwerdesachen bezüglich der Uebergriife und resp. 
Verletzungen der kirchenrechtlichen Ordnung von Seiten der resp. Suffragan-Ordinariate 
eine oberadxninistrative Thätigkeit aaszuüben, d. b. Beschwerden gegen die Suffragan* 
Bischöfe in erster Instanz zu entscheiden berechtigt sei? Einen Fall, betreffend die 
Beschwerde der Oemeinde A. gegen den Bischof von R. wegen Schmälerung ihrer 
Gottesdienst-Rechte haben wir bereits de facto affirmativ entschieden. Referent glaubt 
aber, diess Verfahren lasse sich durch ausdrückliche Gesetzesstellen rechtfertigen 
Can. 6. Causa X. Qu. 3.: Hi vero Olerici tarn locales 4^^ Dioecesani qui se ab 
Episcopo gravari oognoverint, querelas suas ad Hetropolitanum deferre non differanl 
et Metropolitanus non moretur ejusmodi praesumtiones ooercere. Ferraris s. v. Archiep. 
pt. I. n. 7. Schmalzgrueber Lib. I. P. IV. Tit. 31. §. III. n* 23. In hos ^i. e. in " 
subditos suQrum suffraganeorum) jurisdictionem ordinariam quidem habet, quem tarnen 
exercere non potest, nisi in certis casibus jure expressis etc. Sunt autem casus spe* 
cialiter a jure expressi 1) si ab episcopi sententia vel gravamine ad archiepiscopum 
sit appellatum; tuno enim de causis ita ad se devolutis cognoscet. 

Van Espen P. 1. T. 19. c. 3. (1—4.) Sine iheo consensu tradunt canonistae de 
jure communi Metropolitanum ordinarium esse judicem suorum suffraganeorum et con¬ 
tra illos per solam querelam etiam sine appellatione posse coram Metrop. induci 
accusationes. 

Das Conc. Trid. verordnet o. 8. S. XHL de ref. et plenius S. XXTV. c. 5. ut 
eausae criminales graviores contra Epp. quae depositione aut privatione dignae sint, 
ab ipso tantum Summo Romano Pontifice cognoscentur et terminentur. Minores vero 
criminales eausae Epp. in concilio tantum provinoiali cognoscentur et terminentur vel 
a deputandis per Conoil. provinciale. 

Hiezu macht van Espen die Bemerkung: Haec quidem quo ad causas crimi- 
nales; qüoad civiles autem (hier, als Gegensatz zu criminales cc., alle nicht solche 
umfassend, vide Fermaneder §. 323.) nihil a Synodo Trid. immutatum äpparet adeo- 
que in his juxta jure communi Episcopi suos respective Metropolitanos tanquam judi- 
Ces ordinarios cognoscere tenentur, nisi privilegio exemtionis suffalti immediate Sedi 
apostolicao sint subjeoti. l. c. m 13. ? 
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als Sequester der Herrschaft ...ihn... in Anspruch,genommene Prä- 
sentatiqnsrecht bei der Pfarrei K. von Seite des bischöflichen Ordina¬ 
riates N. anznerkennen; 2. sonach der von demselben Herrn Grafen 
ausgeübtea Präsentation auf diese Pfarrei statt zu geben; beziehungs¬ 
weise , nachdem die Collation fraglicher Pfründe, obgleich ohne die 
canonische Rücksichtsnahme auf die Präsentation, an 'den nämlichen 
Priester geschehen ist, welcher präsentirt worden, die auf Grund 
.der freien Verleihung vollzogene canonische Einsetzung dieses 
Priesters auf die Pfarrei K, als eine Einsetzung auf Grund der 
geschehenen Präsentation resp, der gebundenem Verleihung, 
zu betrachen sei,“ 

„Entsch’eidüngsgründe.'^ 

„Vor Allem fragt es sich, welchen BegrifiF das canonische Recht 
mit der Sequestration eines Streitobjectes verbinde, das zu seiner Er¬ 
haltung nicht nur einen blossen Gewahrsam (custodia) wie z. B. ein 
todter Schmuck etc., sondern, als bestehend aus einem Complex von 
Rechten und Verbindlichkeiten, einer cura et administratio bedarf? — 
Diess erhellt deutlich aus dem cap. un. Clem. Tit. Vt, de sequesträ- 
tione ppssessionum et fructuum, welches pusspricht: ad compescendas 
litigantium malitias definiraus, ut, un4 contra possessorem definitiva 
scntentia super beneficia apud sedem apostolicam, duntaxat in petitorio 
vel possessorio, promulgatä, beneficium ipsum etiamsi dignitas vel 
.personatus existat et puram ha.bcat animarum a possessore hujusmo^ 
(dum tarnen tricnnis pacifice antea ab eo .possessum non fuerit) per 
loci ordinarium apud aliquem personam idoneam sequestretur, quae 
pUnam de ipso et debitam curam gerens id quod de fructibus ipsiua 
(debitis ejusdem supportatis oneribus) superesse contigerit, illi restitunt, 
qui finalem 'in causa victoriam obtinebit. — Durch diese Gesetzes¬ 
stelle wird dem ‘ Sequester des streitigen Bcneficiums die volle und 
pflichtmässige Sorge in Bezug auf. dasselbe, sonach die Ausübung 
aller Rechte und Verbindlichkeiten übertragen, die damit verbunden 
sind und nur das Recht zum Genuss der Früchte des Beneficiums 
ausgeschlossen, welche nach Abzug der Lasten dem seinerzeitigen 
Sieger aufzubewahren sind. Schmalzgrueber lib.. H. pars 2. Tit. 
XVn. n. 31. Reiffenstuel Lib. H. Tit. XVIL §. 2. Nr. 41. Zech, 
de judiciis eccles. ad German. cathoL priucipia .et usiim. Sectio I. 
Tit. XXni. §. 270. Decemit Pontifex (es ist von der citirten 1. Clem. 
die Rede) ut excom\n. ipso facto incurrat qui sequcstrationem impe- 
dire vel fructus soquestratos pccupare praesumserit; et etc. . . . Seque-;- 
Ster autem vel a litigantibus electus vel a Judice nominatus, potest 
exereere onrnia jura beneficio seu dignitati annexa. Scilicet emergente 
casu aliquem praesentare, eligere Vasallum etc. et alia facere quae 
diligens pater familias in re propria facerct. Eben darum wird zum.. 
Sequester auch eine Person „fide et facultatibus idonea“ gefordert. 
Cap. un. Clem. 1. p. 

Nach diesem auf einem .eanonischen Gesetz beruhenden Begriffe 
eines Sequesters kommt dem gerichtlich aufgestellten Sequester der 
Herrsphaft .,..b,.. ,die Ansübupg aller .der Pflichten und Befugnisse 
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za, welche, auf dem Besitze dieser Herrscdiaft ruhen — mit Ausnahme 
des Rechts zum Früchtengenusse und^ wie sich von selbst versteht, 
jener Rechte, welche als Jura personalissima von der Person unzer¬ 
trennlich sind und daher auch von einer dritten Person nicht aasge¬ 
übt werden J^önnen. — Mit dem Besitz der Herrschaft ....h... ist 
nun auch das unbestrittene Patronatsrecht bei der Pfarrei E. verbun¬ 
den und wird [obschon es nicht in jeder Beziehung als Accessorium 
des Guts gilt] nach dem allgemeinen Rechtsgrandsatze, dass das 
Accessorium der Natur des Principale folgt, (1^ 42. de RR. j. in 6^. 
— Rubrica ad c. 7. X. 3. 38.) gleich den übrigen Rechten, 
Gegenstand der dem Sequester übertragenen, provisorischen Verwal- 
tung. Der Sequester erhält spnach das Recht sowohl als die Pflicht, 
als Verwalter des Patronatsrechtes bei wichtigen Veränderungen , die 
etwa mit der respectiven Eirchenpflründe vorgenominen werden woll¬ 
ten, bei Veräusserungen des Eirchenvermögens, bei Concurrenzforde- 
rungen an den herrschaftlichen Fiscus ex titulo patronatus, Einsprache 
zu erheben und die Interessen der patronatberechtigten Herrschaft zu 
wahren. Es besteht kein Grund, warum der Sequester bloss diese 
einzelnen Rechte des Patronates auszuüben die Befugniss haben, von 
der Befugniss zu präsentiren aber ausgeschlossen sein sollte. — 
Insbesondere'enthält: 1) das canonische Gesetzbuch keine Stelle, 
wodurch eine Ausnahme dieser Art nachgowiesen werden könnte. Im 
^egentheil gesteht dasselbe allen Denjenigen, welche die Güter dritter, 
wegen Minderjährigkeit oder eines anderen physischen oder morali¬ 
schen Mangels zur eigenen Ausübung ihrer Rechte nicht befähigter 
Personen, zu verwalten haben, das Recht der Präsentation an der 
Stelle der Vertretenen zu. Cap. 3. in 6®. (H. 1.) Schmalzgrueher 
lii). III. Tit. 38. n. 74. — 2) Durch die Sequestration soll der seiner¬ 
zeitige Sieger um nichts ärmer werden, als wenn er das streitige Gut 
während dieser Zeit als rechtmässiger Besitzer selbst verwaltet hätte. 
Darum hat er nach geendigtem Streit Anspruch auf alle Früchte des 
Gutes, welche nicht auf die nothwendigen Eosten der Verwaltung 
aufgegangen sind. Constitutio S. Pii V. „Cordi.“ Hinc est quod 
nos . . . statuimus atque decemimns, quod fructus, reditus et pro- 
ventus ac distributiones ceteraqne emolumenta, quae vigore constitu- 
tionum, consuetudinum et statutomm praedictorum a Capitulo et cano- 
nicis recipienda, ut praeAittitur, erant, amplius non ab eisdem . . . 
recipiantur, s^ penes personam . . . idoneam per judicem' .... 
eligendam et nominandam, deponantur, restituenda ei, cui de jure 
postea restituenda fuerint. (30. Martii 1568.) (Vide: Qiraldi, Expo~ 
titio juris Pontificii, Pars I. tit. XVIL Sectio 253.) Eine Frucht des 
auf den Besitz der Herrschaft ruhenden Patronatrechtes ist auch die 
Präsentation {Schmalzgrueher lib. HI. tit. 38. n. 35.) deren factische 
Anerkennung von Seite des betreffenden Ordinarius nach Umständen 
für den Patron von grosser Wichtigkeit sein kann. Dasß nun der 
seinerzeitige Sieger gerade auf diese Frucht keinen Anspruch zu 
machen berechtiget sein soll, ist gesetzlich nirgends begründet. Das 
allenfallsige Zugeständniss der Repräsentation oder die Befugniss, 
den bereits instituirten Priester nachträglich zu präsentiren, ist kein 
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Ersatz für die entzogene Freiheit, statt dieses Priesters aach jedfreden 
anderen tauglichen Priester zu prSsentiren. — 3) Zwar führt das 
bischöfliche Ordinariat N. znr Rechtfertigung seiner Handlungsweise 
mehrere Gesetzesstclien des canonischen Rechtes an. Allein es ist 
ein allgemeiner Rechtsgrundsatz, dass nicht der Wortlaut, sondern die 
Absicht des Sprechenden überwiegend zu berücksichtigen sei, cum non 
intenfio verbis, sed verba intentioni debeant deseryire. (1. 15. et 30. de 
Verhör, signif. V. 40.) Nun deuten nicht wenige Stellen des canonischen 
Rechtes darauf hin, wie sorgfältig man sich in der Kirche von jeher 
an deu im Conc. Trid. de' Reform. Sess. XXV. c. 9. ausgesprochenen 
Grundsatz: Legitima patronatnnm Jura tollere piasque fidelium vblnn- 
tates in eorum institutione viblare aequum non. est, sowie an cUe 
Regel: Indultum a jure beneficium uon est alicui auferendnm; c. 
Indult. 17. de RR. Jur. in 6^. gehalten und welch* schonende Rück¬ 
sichten man im Hinblick. auf das Interesse der Kirche, (ut inde Laid 
magis allicerentur ad fundandas et dotandas Ecclesias et ad erigenda 
beneficia Ecclesiastica,) bezüglich der ungehinderten Ausübung deß 
Präsentationsrechtes stets beobachtet habe, zumal wenn die Gebunden¬ 
heit der Pfründe unbestritten war und es sich nur darum handelte, 
wer zu prjisentiren habe. So genügte der Kirche von jeher die mera 
possessio, wenn sie nur guten Glaubens war, um sich von einem Ein¬ 
griff'in das Präsentationsrecht ferne zu halten, (c. 19. X. HI. 33.) 
Sie enthielt sich ferner jeder definitiven Verfügung in Bezug auf die 
Besetzung einer patronirten fi^irche, wenn zwischen dein Patron und 
dem Präsentateh oder wenn zwischen mdireren präsentirten Individuen 
ein Streit bestand (c. 4. X. de offlc. Jud. ord.) cf. Van E$pen J, E. 
Un. Pars H. tit. 25. n. 45. und beschränkte ihre Thätigkeit lediglich 
darauf, bis zum Ausgang des Streites einen „Oeconomen'^ zu bestellen. 
Ferraris a. h. v. (de jure patron.) n. -103. — Ja, so weit ging ihre 
Sorge für die Unantastbarkeit des Präsentationsrechts, dass auf einer 
Synode zu Oxford a. 1222. (can. 5.) sogar festgesetzt wurde,'es sölle, 
wenn es sich darum fragt, welchem von zweien Prätendenten das, 
Patronatsrecht bei einer patronirten Kirche zustehe, die Institution 
keinem anderen Individuum ertheilt werden, als demjenigen, über 
dessen Wahl beide Prätendenten sich' vereiniget haben würden, damit 
dem seinerzeitigen Sieger durch eine voreilige Besetzung kein Nach¬ 
theil erwachse. . (Si ob pendentem litem post quatuor menses nullus 
fuerit praesentatus, Episcopus nulli Ecclesiam illam conferat pro hac 
vice, nisi de utriusque Patron! consensu, ne saltem aliquod prae- 
judicium alter! Patronorum videatur generari, si postmodum evicerit 
patronatum.) 

Es wird ferner in den meisten Stellen des canonischen Rechts, 
wo vom bischöflichen Devolutionsrecht die Rede ist, als Grund und 
Bedingung des Eintritts desselben nur immer das bonum ecclesiae 
resp. die Abwehr einer zu langen Verwaisung der Kirche voran¬ 
gestellt. 

Hätten nun auch die von dem Ordinariate N. in Bezug genom^ 
menen Gesetzesätellen ohne allen weiteren Beisatz angeordnet, 
dass, so oft ein zwischen zwei Theilen entstandener Streit Über den 
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Besitz 'eines kirchji'chen Patronates binnen vier, ,resp. sechs Monaten 
sieh nicht endet, die freie CoUation eintrete, so würde schon aus der 
anderweitig ausgeprägten Airsicht der Kirche über das Präsentations- 
r^cht resp< über .die Ausdehnung der. äusseren .Zuständigkeit derselben, 
.sowie über das bischöfliche Devolutionsrecht in Verbindung mit den 
ffii den fraglichen Stollen ausgesetzten Devolutionsterminen. von vier 
und .^echs Monaten nothwendig die Schlussfolgerung gezogen werden 
müssen, diesen Stellen ein anderer Sinn nicht ^ unterlegt werden, 
könne, als: die freie'Collation habe nur dort einzutreten, 
wo der Streit die Folge hat, dass die Präsentation ganz 
versäumt {Reiffentbud Lib. HI. tit. 38. n. 98.) 

t ■ I < ; 1 ■' • ' ► ’ 

. Allein hier tritt noch der besondere Umstand hinzu, dass , in den 
mehr berührten Gesetzesstellen nicht bloss diese Absicht des Gesetz* 
gebers allenthalben ausdrücklich bezeichnet erscheint,-sondern dass 
/sogar in mehreren Stellen auch noch eine schulbare Verzögerung 
der Präsentation, vorausgesetzt wird., wie überhaupt das canonische 
Beeht die Entziehung des. Präsentationsrechts von der Schuld der 
i^atroue. bedingt wissen will: quum ille l^teranensis concilii consti- 
tutip contra negUgentes lantum et desides fuerit promulgata, c. 5. %. 
de concessione pracbendae et ecclesiäe non vacantis. Schmahgrueber 
^b. ni. Tit. 38. n. 220* .— So heisst es c. 3. X. (lU., 38.) Quo- 
niam.in quibiisdam. locis fundatpres ecclesiarum aut haeredes potestate, 
jln ,qua ec^ .Ecclesia hucusque,,sustinuit, abutuntur . . . ordinet An* 
^stes. ecclesiam etc. — c. 12. X. (1. c.). Si vero aliquando ordinatio . 
alienjus ecclesiäe ad tuam institutionem spectat et pro controver^a 
Laicorum de jure patronatus inter se disceptantium malitigee proroga* 
tur: fas tibi sit de, auctoritate nostra appellatione remota in eädem 
ecclesia personam idoneam instituere etc. — Noch deutlicher tritt die 
Absicht des Gesetzgebers hervor in der Stelle c. 27. X. (1. c.), wo 
gesagt wird: qunm propter discordias laicorum non debeat ecclesiis 
praejudicium generari, grave gerimus et indignum, quod, sicut nostro 
est apostolatui reservatum, occasioue dissensionis, quae de jure patro* 
natus vertitur inter- eos, ecclesiäe plus debito remanent vectoribus 
yiduatae, quod in ipsarum grave dispendium noscitur redundare. Ve¬ 
rum quia secundum Apostolum instantia nostra quotidiana est oinnium 
ecclesianim sollicitudo continua: volentes his, quae praemisimus, ex 
debito pontificalis officii obviare: fraternitati Tuae per apostolica scri* 
pta mandamus, quatenus, si de jure patronatus quaestio emerserit inter 
aliquos et ab eo cui competit, infra quatuor menses non fuerit- diffii- 
nitum, ea tune ecclesiam ipsam appellatione remota de persona non 
differas idonea ordinäre etc. — — Alle diese Stellen tragen sonach den 
unzweifelhaften Sinn in sich, dass, wenn in Folge des Streites zwi¬ 
schen zwei Prätendenten auf eine pätronirte Kirche innerhalb der 
gesetzlichen Frist nicht präsentirt würde, und sonach dieselbe über 
die Gebühr verwaist bliebe, dann der Bischof mit seinem freien Col- 
lationsrecht eintreten solle* Nun hat aber im vorliegenden Fall eine 
Präsentation von Seite eines nach Giern, c. unic. 1. c. präsentations.- 
berech%tei^ J^h(|s^uhject,es atattgeh^t. Demnach,.ist der FaU nicht 
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gegeben, dfise das freie Collationsrecht ao^ Qrnndjldr.,r|i^hr gedachten 
Gresetzesstellen eintrete. 

5) Was den von dem bischöflichen Ordinariate N. noch weitet 
vorgebrachten. Grund anbelangt ^ dass das canonis^ liecht die Aüs* 
Übung des dinglichen Patronatsrechtes lediglich‘Von dem eigent¬ 
lichen Besitze des herrschenden Gates, , indcb der Yerordnong Alexan- 
der’s lU. (c. 7, X. 111. 38.) abhängig mache, so bann dieser Grund 
bei der Unbestreitilarkeit des Satzes, dass ja auch der"Tutor oder der 
Corator nicht eigentliche Besitzer des dinglichen. Patrouatcechtes sind, 
welches von diesen anstatt des Mündels oder der Curanden ausgeübt 
wird, um so weniger ein Gewicht in. die Waagschale der entgegen¬ 
gesetzten Ansicht legen,' als die angezogene Gesetzesstelle lediglich 
von einem Besitz „ad firmam,“ d. i. von einem „Besitz auf lange 
Sjeit^^ spricht und ü^rdiess diese Besitzeigenschaft keineswegs ak eine 
solche ausschliessliche Bedingung bezeichnet, ohne welche das Prh- 
sentationsrecht nicht ausgeübt werden kwn. 

Da nun nach vorstehender Ausführung der Sequester die Befug- 
niss 'hat, alle auf dem Sequestrations-Object ruhenden Rechte u^ 
sofeme unter diesen Rechten ein Patronatsredit ist, auch das damit 
verbundene Pilisentationsrecht auszuttben {Schmai3sgrud)er P. 11. Tit. 
XVn. n. 30—32. ScAnefl Dib. H. Tit. XVH. m 194.*) Zei^, de 
jud^ eccl. -loco supra cit) so hätte der Herr Graf R. als Sequester 
der Herrschaft ....h... auch das Reeht auf die patronirte Pfarrei K. 
zu präsentiren. Es müsste sonach jede. Yerleihung dieser Pfarrei, 


1) Man vergleiche als Gewährsmänner derselben Ansicht: SehiiiUr, Jns c. nniv. 
Lib. III. Tract. 1. Pars 3. c. -2. §. 2. n. 89—93. Böckhri^ Commentar, in j. c. un. T. II. 
L. III. dt. 38. de jure patr. §. 2. n. 32^33. Wieetner, Instit. ean, Lib. II. lit. XVIL 
de Sequ. art. 1. n. 17^21. Nachdem er die Meinung^ Derjeh^en' angeführt welche 
bloss dem JSequestro necessario (onm Selva de benef.) daC Präsentationsreoht abspre- 
eben} dann Derjenigen^ die (cum Panornütano ad c. examinata 15. de Judic. 15i) 
auch dem sequ. voluntario diese Befugniss nicht einräumen wollen, — concludirt 
Wiestner: Demum et melius alii praesentandi potestatem Sequestro utrique istius 
capaoi adstruunt et Rotae decisiones firmant, {Gonzalez ad Beg. 8. Gloss. 23. n. 17. 
OarcißSj de Benef. p. 5. c. 6. a n. 1.) ea permod ratione quod ad sequ. spectat ad- 
ministratio rei sequestratae . . . ut patet ex cit. Clem. ubi illi plena istius cura con- 
ceditur, imo expresse exercitium jurium beneficio sequestrato anfnexorum et ipsa col- 
lätio Episcopatui annexa tribuitur a Glbssa (ibi v. Benefieium;) ... Dixi tameh „istius 
potestätis capaci** qualis laicus respectu juris eligendi, conferendi (secluso privilegiö) 
noh est Ctc. etsi talis sit respoctu juris patronatus seu praesentandi. (Garcias dt 
cap. 6. n. 13.) Conveniens etiam est, ut quod a se visnm asserit Rebuffm apud 
Tholos. 1. c. Sequester eastri vel praelaturae super praesentadone vel oollatione faoienda 
collidgantium voluntatem exquirat .et ad benef. praesentet eum in quem nterque oon- 
sendt; aut, si dissentiant, eum, qui ex duobus per eos nominads dignior apparet: 
nisi tertii alicujus praesentadonem suadeat ratio specialis. Ferner: «7. Devoti, Ji can. 
univ. Tom. 3. Lib. 2. Tit. 17. §. 6. Nicol» Qarcia, de Benef. §. V. o. 6. de Sequestr. 
S. Gonzalez, Glosseiha seu Commentado ad Eeguh octavam Cancell.' Apost. Gloss* 
23. n. 17. J, YivianuB, Praxis juris patron. S. Rotae decisionibus firmata. Lib. IV. 
c. 5. n. 27. Lib. ZIV. c. 3. n. 82. (Derselbe beruft siob u. A. auf eine Decisio S. R* 
n. 89. P. R. D. Pirovano, Brixiens. d. d. 4. Dec. 1620.) de Feurgna, Comment in sin* 
gut canones dejore patr. Tom. 2. psg. 240. (Rqm«. 1717^19,. 3 Tom fol.) , ^ , 
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did mit Hihtätli^elziing gedachten Rechtes an einen anderen Priester, 
als den präsentirten geschähe, nach den Vorschriften des canonischen 
Rechts, insbesondhi^ nach can. 2. causa XVl. qn. 32.*) als eine 
wii(d)tige bezeichnet werden. Da jedoch ira vorliegenden Fall die 
Person desjenigen Piiesters, welchem die Pfarrei K. verliehen worden 
ist, mit der Person des Priesters, welchen der Herr Sequester prä> 
sentirt hat, zusammentrifft, so wird-dem Gesetze volle Genüge ge¬ 
leistet, wenn,- wie gesdtehen, durch höhere Entseheidang erklärt wird, 
dass die auf Grund freier Verleihung vollzogene canonische Einsetzung 
dieses Priesters auf die besagte Pfarrei als eine Einsetzung zu be¬ 
trachten sei, welche auf Grund der geschehenen Präsentation stattge- 
fnnden hat. Aqbelangend endlich d^ Antrag des bischöfllcheii 
Ordinariates N.,' den Reeurrenten a limine abzuweisen, veil er die 
gesetzlichen Fatalien zur Einwendung der Appellation versäumt habe, 
so kommt dagegen zu bemerken, dass eine Appellation im Sinne der 
gesetzlichen Vorschriften -über das Prozessverfahren nur dort statt¬ 
findet, wo ein unterriehterlkhes Urtheil vorliegt, dass Jd)er hier ein 
unterrichterliches Urtheil nicht vorliegt, weil das bischöfliche Or^- 
nariat N., gegen welches die fragliclte Beschwerde eingelegt worden 
, ist, nicht nls Richter, sondern als Partei gesprochen hat; dass sonach 
die Vorstellung des Herrn Grafen R. lediglich den Charakter einer 
einfachen Beschwerde (provocatio ad causam) an sich trägt, in Bezug 
auf welche die Vorschriften über die ‘ Nothfristen zur Einlegung der 
Appellation nicht anwendbar sind. — 

6) Nach einigen Jahren, während deren der Prozess um 
Herrschaft .... h... noch immer nicht beendiget war, kam eine anderq 
Pfarrei (—hausen) ebenfalls .... h.. .’schen Patronates in Erledigung. 
Der Sequester der Herrschaft .'.,.h... unterliess nicht, einen Priester 
zu derselben zu präsentiren; das Ordinariat N. wiederholte seinen 
Protest gegen die landesherrlidie Restätigung desselben ; Graf R., der 
Sequester, erneuerte seine Beschwerdeführung bei dem zustän^g^ 
Metropolitangerichte. — Letzteres war im Begriffe auf die oberrich¬ 
terliche Cognition der Sache einzugehen, hatte bereits vom bischöf¬ 
lichen Ordinariat N. Akten und Informationsbericht empfangeh, als 
zur Anzeige gebracht wurde, dass die Ausübung des Präsentations¬ 
rechtes durch den Sequester der Herrschaft ....h... nicht weiter be¬ 
anstandet werde. Es hatte nämlich der Hochwürdigste Herr .Bischof 
von N. sich inzwischen anfragend an die S. Congreg. negotiis et con- 
sultationibus Epizcoporum et Regularium praeposita gewendet und von 
dieser nachstehende Entscheidung empfangen: 

Illnstrissime ac Rme. Domine: Exponebat Amplitudo Tua ex- 

stare in hac tua--Dioecesi parochialem ecclesiam in Vicu 

quodam —h/iusen nuncupato, cujus jus patronatus spectat ad posses- 
sores laicos vicini praedü sive Dominii ....h..., ac defuncto non- 
nullis abhinc annis ejusdem praedü possessore, exfinctaque per ejus 


1) Qnod ai spreds ejuadem fandatoribua reotorea ibidem praeaumaerit Epiaco- 
paa ordinäre et ordinationem anam initam noverit eaae et ad verecundiam aoam alioa 
ia eonun lodo (quoa iidem ipai fdndatores cond^znoa elegerinQ-ordinari. 
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obiitiiiii virili stirpe comitom de ....h..., liiem inter dups Cognatos 
de proprietate et possessione praedii et dominii .... h... exortam esse, 
eamque apud Civilia Regni Bavarici tribunalia adhnc indecisam pen* 
dere: hinc factum esse, ut, consentiente utraque parte litiganti, et 
accedente Tribunalis decreto deputatos et constitutus sit Sequester ad 
cnstodiendam et administraitdam universitatem bonorum ad praedictnm 
Dominium ....h... pertinentium. Referebat insuper Amplitudo Tna, 
yigentc adhuc controversla de possessione .dicti praedii, memoratam 
poroeciam —^hausen juris patronatus legitimi possessoris ejusdem do> 
minii per translationem Ultimi parochi ad aliud Beneficium vacasse; 
ac propterea sequestrem jus sibi vindicare veile praesentandi paro- 
chum, utpote quod jus ipsum praedio: .... h... adnexum sit, ac re* 
apse quendam presbyterum praesentasse. — Cum autem ,' uti a Te 
referebatUr, alii aliter sentirent, ut tuta conscientia procederes , nec 
ullum juribus Episcopalibus praejudicium inferri sineres, proponebas 
dubium: 


„utrum sequcstri praedii et dominii ....h..., cui adnexum 
est jus patronatus ecclesiae parochialis in —hausen, competat 
jus praesentandi parochum ad dictam ecclesiam, lite de pro¬ 
prietäre praedii, simul de vero patrono hujus ecclesiae non- 
dum decisa an vi Decretalium de Jure patronatus Cap^ 12. 
3. 22. 27. ad Ordinarium spectet libera collatio dictae eccle¬ 
siae parochialis durante lite et sequestratione, res^vato de 
caetero parti victurae jure ptaesentandi parochum ab Ordi- 
nario in parochia instituendum — , 

Re ad hanc sanctam congregationem Ncgotiis et considtatiönibus 
Episcoporum et Regularium, praepositam delatä Eminentissimi Patres 
S, R. E. Cardinales in plenario Conventu die 7. currentis MensiS' 
Junii habito universam rei rationem et argumenta a Te allata, sedulo 
diligenter que perpenderuht; et animadvertentes, agi in casu de jure 
patronatus reali, quod dicto fiindo inhaeret, ac propterea juxta SS. 
canones cum universitate bonorum transire, et praedii possessionem 
et administrationem tum partium consensu, tum judicis decreto, in 
Sequestrem durante lite, in casu translatam fuisse, et interim ab eo, 
si quid Patronus paroeciae debet, praestandum esse, probatosque au- 
thores Sacrorum canonnm iöterpretes *) jus praesefitationis sequestri 
atribuerc, censueriint, hujusmodi sententiam sequestri faventem esse,' 
ecdesiasticae jurisprudentiae cbnformera, et interpretum auctdritate 
firmatam, ac propterea jus praesentationis, in casu de quo agitur, 
-sequestri competere, dummodo tarnen ipse catholicam Religionem con^ 
fiteatur, quiu Alcxandri 111. rescriptum obstet, quod ad hanc facti 
speciem extendi nequit. t 


1) Qarfiia», de Benetl put. V. csf. YI. no. 1, et Mq. — Lotteriu»r de Be 
Benef, 1. 20. 9. — 14. n. 16. — Darhosa, Jus Eccl. univ. tlL de Jore patron. cap, XII. 
1. 3. — Fargna, de jqre patron. P. 2. Can. XIV. et XV. cm. V. 
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Haec Amplitttdfoi Tuae- ex mandato Eminentisdhnerum Patram 
significo, et interim prospera concta adprecar a Domino. 

Romae 15. Juni 1850. 

Amplitudinis Tuae. 

Addictissimua uti Frater 


8. af. Card. Orioli Praef. 

p. Arcliiep. Damascenua. 


Das Provincialconcil zu Gran vom 19. September bis 3. Octo- 

ber 1858. 

(Schlaaa, vgl. Archiv DL, 97—107. 252—867. 395—486.)*) 

Im Folgenden geben wir eine Uebersicbt des Appendix des Concil. Prov. 
Strigoniensis, d. h. der 17 demselben beigegebenen Urkunden, wodurch die De- 
trete des Concils (p. 187—‘234.) erJAutert werden. Wir drucken die in weniger 
zugAnglicben Sammlungen enthaltenen Stücke ab und verweisen für die flbrigen 
auf das corpus juris canonici und Denzinger, Enchiridion (wir citiren nach 
der II. Ausgabe). , ' 

/ 

/. Super ohUgatione dicendi Officium. 

— Concil. Lateran. IV. cap. 17. De Praelätis et aliis inrerioribus 
Clericis ait: »Districte praecipientek in virtute obedientiae, ,ut divinum OfBrium 
diurnum pariter ac nocturnum, quanlum eis Deus dederit, studiose celebrent, pari- 
ter et devote.c 

14SI^ — Concil. Basileense Sessione XXI. habet: »Quoscunque Beneflcia- 
tQs, sive in Saeris constitutqs, cum ad Horas Canonicas teneantur, admonet haec 
^ncta Synodus, ut sive soli, sive associati, diurnum, nncturnnmque Ofllcium 
reverenter, yerbisque distinctis peragant.c 

f614* — Leo PP. X. in Constitutione »Supernae Dispositionisc publi- 
cata 5. Maji in Sessiqne 9. Concilii Lateran. V, sequentia statuit: »Statuimus et 
ordinamus, quod quilibet habens beneflcium, cum cura vel sine cura, si post sex 
menses ab obtento beneflcio divinum ofOcium non dixerit, legitimo impedimento 
cessante, beneBcierum suorum fructus suos non faciat, pro rata omissionis reci- 
tationis ofBcii et temporis, sed eos tamquam injuste perceptos, in fabricas biijus- 
raodi beneficiorum, vel pauperum eleemosynas erogare teneatur. Si vero ultra 
dictum teropus in simili' negligentia contumaciter permansepit, legitima monitione 

1) Von den nunmehr veröffentlichten Acta et Deoreta des Prag^er Provin-' 
oiahCottcila vo^ Jahre 1960 beginnen wir eine Mittheilung im nächsten Hefte. 
Auf deh 81. August 1868 wurde eine Diöcesaasynode nach Prag einbemfen, anf ^ 
den 14—18. Beptembei; 1863 «ne solche nach Königgrätz. ln diesem Jahre würde 
auch in FQnfkirchen eine Diöcesansynode abgehalten, schon 1860 eine solche 
in Gran (vgl. Archiv IX. 8. 98. Note 1.). Am 8. September 1863 wurde auch eine 
'Provinoialsynode in Kalocsa eröffnet. Während der Correctur werden wir 
noch auf die acta et decreta ConciHi provine. Vmeti primi, habift anno 1859. 
Venetiis, typis Jos: Gtimaldo, Seminarinm Patriarchale edidit '1863. 4. (pagg. XH et 
275) aufinerksam. Ueber Alle dtCse und andere Synoden soll später das Nähere be¬ 
richtet werden. (D. E.) 
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praecedente, beneflcio ipso privetar, cum propter offleinth delur benefiddfh. In- 
telligaUir autera officium omittere, quoad hoc, ut beneflcio privari possit, qui per 
quindecim dies illud bis sattem non dixerit, Deo tarnen ultra praemissa de dicta 
omissione reddiiuri rationero. Quae poena in habentibus plura bbneficia rdtera*' 
bilis toties ‘sif, quoties contra facere convincentur.c 

ISf«. «O. Sept. — Pius PP. V. ^ 

*Ex proximo Laterauensi Concilio 0 P>a et satubris sanciio emanavit, ut 
quicunque babens beueflcium.Ecclesiaslicum, cum cura et sine cura, si post sex 
menses, quam Ülud obtinuerit, divinum officium, legilimo cessante impedimenlo, 
non dixerit: beneflciorum suorum Dructus, pro rata omissionis, officii et lemporis, 
suos non faciat, sed eo$, tamquam'injusle perceptos, in fabricas ipsorum bene¬ 
flciorum vel pauperum eleemosynas erogare (eneaiitur. Verumtainen mullorum 
animi suspensione tenen.ur, ciqusmodi ratae praedictae ratio sil babenda? Nos 
huic rei evidentius alque expressius providere volentes, staluimus, ut qui bpras 
omnes canonicas uno vel pluribus diebus intermiserit, omnes beneflcii seu bene¬ 
flciorum suorum l'ruclus, qui illi vei illis diebus responderent, si quot^idie divide- 
renlur: qui vero matutinum lantum, diniidiam: qui caeteras omnes boras, aliam 
diinidiam: qui baruin singulas, sexiam parlein rruciuum ejusdem diei amitiat; 
tametsi aliquis rboio addictus non recitans omnibus boris cauonicis cum aliis 
praesens adsit, fructusque et disiribuiiones forte aiiter assignatas, sola praesentia, 
juxta statuta, consuetudinera, fundatioaem, vel alias sibi lucrifecisse praetendat. 
Is etiam, praeter fructuum et distributibnum amissionem; item iile, qui primis 
sex inensibus officium non dixerit, nisi legitimmn impediinentum ipsum excusa- 
verit, grave peccatum inteliigat admisisse. Declaranles praestimoiiia, praesti- 
moniales portiones, et qualiacunque baneflcia, etiam nullum omniuo servitium 
babentia, obiinenles, cum praedictis pariter contineri. At quicunque pensionem, 
fructus, aut alias res Ecclesiastiras, ut clericus, percipit, cum modo praedicto ad 
dicendum officium parvum beäiae Mariae Virginis decerniinus obligalum, et pen- 
sionum, fructuum, reruinque ipsaruin amissioni obnoxium. Romae, t2. Cal. Octo- 
bris 1572.« 


II. De veatitu. 

ASM« — Ciementis PP. V. Constitutio in Concilio Oecum. ¥iennensi 
publicata. [= c. 2. in Clement. 3. 1.] (Innovata et ampliata in Concil. Trid. Sess. 
XIV. Cap. fl. de Bef.) 


III. De reaidentia. 

Hier werden die Decreta Conr. Trident, de reform. sess. fl. c. I. und sess. 
23. c. 1. fflitgetbeilt. 

IV. E Declaratione Cleri Htmgärici. 

lASS* 94« Oetobrls* — Edila in Conventu Episcoporum Timaviensi 
Ann^ 1682. .D. 24. Octobris contra notissimas quatuor propositiones no¬ 
mine Cleri Gallicani vulgatas Anno 1682^). 


1) Concil. Lat. V. Sess. 9. 

2) Vergl. die Yerwerfong der Gallik, Artikel durch lunocenz XI. und Alexan¬ 
der Vin. bei Denzinger nr. I. p. 347 sqq. • 
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»Qtue (Cleri Gallieani) propositiones aaribus CbrisUanis -absardae, et plane 
detestabiles, cum per Hungarici quoque Regni Provincias, a satanae ministris dis- 
seiqinatae sint, eo fortasse consilio, ut perduellioni, et caeteris malis intestinis 
pabulum, et fomentum suppediteut, et incautis fidelium animis blanda pietatis 
specie scbismaticum virus instillent: Nos omissa in praesens cu.ra eas confutandi, 
cum perpetua Sanctorum Patrum traditione, Oecumenicorum Conciliorum Decretis, 
et apertis ipsius divini Verbi testimoniis satis explosae confutataeque sint, quam- 
vis nonnulla scripturae loca, Authores propositionum in suam sententiam eallida 
et faisa interpretatione'detorqueaitt, neque desint insignes Theologi, qui bas par¬ 
tes strenue exequantur: Praedecessorum nostrorum vestigiis inbaerentes, qui in 
taujusmodi rasibus unanimi consilio et spiritu noxias doctrinas, et in fide pericu- 
losas proscripserunt, sicut ex variis, bujus Apostoliri Regni Comitiis et Conciliis, 
quae variis temporibus et occasionibus babila füerunt, plane pei^spicitnr; Dei no¬ 
mine invocato, et praebabito, ea roeliori forma, qua per temporis et loci difBcuI- 
tatem licnit, diligenti examine et deliberatione matura, com Venerabilibus Fratri- 
bus Coepiscopis nostris, Abbatibus, Praepositis, Capitulis, aliisque compluribns 
tbeologiae Professoribus, et Sacrornm Canonum scientia praestantibus viris, prae- 
fatas quatuor propositiones conflgimus et proscribinius, et universis istius Regni 
Christi Odelibus Interdioimus ac probibemiis, ne eas legere vel tenere. multo 
minus docere audeant, dnnec super eis prodlerit infallibile Apostolicae Sedis ora- 
culum, ad quam solam Divlne immutabili privilegio spertat de controversiis fldei 
Judicare; cui propterea bas nostras litteras, declarationes et Decreta bnmillime 
sobmittimns. 

Insuper nos omnes, Primas*), Sanctae Sedis Legatus, Arcbi-Episcnpi, Episcopi, 
Capitula. Abbates, Praepositi totius Apostolici Arrbi-Regni, repetere boc loco volui- 
mus veterem fidei formulam, quam Majores nostri occasione Nationalis SynodI 
profiteri eonsueverunt. Videlicet: 

Credimus in unum Deum, Patrem omnipotentem, etc. (llic sequitur Pro- 
fessio Fidei, per extensum, et de verbo ad rerbum, juxta formam a Pio iV. Pon- 
tifice praesrriptam.) 

Item una voce publice unanimi omnitim Ordinnm ronsensu, atque appro- 
balione, sintere profitemur et spondemus, Sanctae Ronmnae Ecclesiae, quae unica 
est, et sibi perpetuo consians errare non pqtest, cum Omnibus et ex omnibus 
Ordinibus,: et Statibus Regni perpetuo adiiaesuros, et sine dlminutione nunc quo¬ 
que perstituros: neque ab ejus instilutis, totius Orbis consensu approbatis, ubique 
florentibus et dilatatis, quovis praeiextu decessuros, quin eamdem Sacro-Sanrtam 
Romanam Ecclesiam, ejusque Odern, ex tot falsis ojiinionibus per rerum novarum 
cupidos disseminatis, eruiam, et a tempore S. Regis Stepbani, omniumque aUorum 
divorum quondain Uungariae Reguni Constiiutionibus slabilitam, pro viribus luitu- 
ros et defensuros. 

' Quare nos, motu proprio zeloqae impnlsi, et Regnum liocce, Regnum vere 
.4postoIicum / commonstratnri, sic deinceps usquc ad, extremam sanguinis guttam 
fldelem operam navabimus, nt contra Ecclesiae hostes rem fortiter geramu^ et 
nihil nnquam a recto, nibil a debita Romano Pontifici, et Sanctae Sedi Aposto¬ 
licae reverentia, deflectamus.« (Caetera vid. apud PdterflTy, Concil. Hung. P. II. 
p. 4S8-r441.) 


. 1) Gteorgini Sseleposinyi. 
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V. De Clausura Monialium. 

194*. S« Jmk* — CoDstitallo Benedicti PP. XIV. 

»Salutare ln Cnüiolleik Ecclesia Institutam, ab ipsa anliqaitate 
sqsceptiUD, ac tanta cum soUicitudine et pastorali zele custoditum, ut flos iUe 
Ecclesiaslici germiais, decos, alque ornamentum ^aliae spiritualis, laeta indoles, 
laudis et honoris opus integrum, atque incorruptum, Dei imago resposdena ad 
sanctimoniam Domini, iilustrior portio gregis Christi, Sacrae Virgines, quarum qno 
subiimior gloria est, major et cura est, intra Honasteriorum septa et claustra 
vigili sollicitaque custodia servarentnr, tdm ante, quam post Tridentioae S;oodi 
Decreta, Bomani Pontifices Praedecessores nostri tot sanctissimis Legibus et initis 
Apostoiicae providentiae caritatisque consiliis communire, et confirmare studuerunt, 
ut, quae se Christo dicaverint, et a carnali concupiscentia recedenles, tarn eame, 
quam mente se Deo voverint, consumroent opus suum magno praemio destinatum. 

$. 1. Quoniam autem, etsi providas hujusmodi Sanciiones, Constitutiones- 
que, si ea, qua decet, regularis disciplinae observantia custodirentur, salis esse 
seimus, ul Virgines ea, quae Coelestis earumdem Sponsi Jesu Christi sunt, cogi- 
tantes, sint sanclae et corpore, et'spiritu; longa tarnen experientia edocti, et 
assiduis Venerabiliqm Fratrum aliarum Ecclesiarum Antistiium quereüs admontti, 
supremas Apostoiicae aucloritate providentiae partes requiri, ut abusibus quam- 
plurimis ex nimia quorumcunque, aut sibi quocunque pacto arrogantium, aut 
praetendentium, aut obtendentium Vacultatem alias sibi quomodolibet, sive a Jure, 
sive ab homine concessam, vel demandatorum munerum ratione debiiam esse, nt 
sive ipsi, sive aiii, ingredi clausuram ob quas Monialium-, aut ipsae. Moniales e 
ciausura ob qqascunque etiam non legitimas causas egredi, et extra- dausuram 
hujusmodi commorari possint, licentiam concedendi, indulgentia sensim invectis, 
opportune occurratur. 

$. 2. Hinc est, quod Nos, pro suprema omnium Christi fldelium procura* 
tione inibeciilitati nostrae in universalis Orthodoxae Erclesiae regimine divinitus 
imposita, opportunum abusibus hujusmodi remedium, quanium cum Domino pos- 
sumus, adhibere satagentes, Aucloritate Apostolica, tenore praesentium omnes, et 
singulas Constitutiones a Romanis Pontificibus, Praedecessoribus Nostris, tarn ante, 
quam post Concilii Tridentini Decreta, super Ciausura Monialium editas renovamus 
et conflrmamus, uec non imposterum ab omnibus et singulis, ad quos spectal, et 
in futurum spectabit, sub iisdem poenis in Constituiionibus eorumdem Praedeces* 
sorum Nostrorum Komanorum Pontificum, et Decretis Concilii Tridentini praefaU 
contentis, inviolabiliter observandas esse statuimus, decernimus, praecipimus, atque 
mandamus. 

%. 3. Praeterea motu proprio, et ex certa scienlia, ac matura deliberalione 
nostris, deque Apostoiicae potestatis plenitudihe, earumdem praesentium tenore 
omnia et singula induita, privilegia, praerogativas, facultates, licentias, et quoenn* 
que alio pacto nuncupatas concessiones, omnibus et singulis quibuscunque Eccle- 
siasticis personis, quacunque aucloritate, dignitate, honore, praeeminentia, ac 
Jurisdictione fungentibu^, etiam Venerabillbus Fratribus Nostris Sanctae Komanae 
Ecdesiae Cardinalibus sive singulis, sive eorumdem Cardinaliuin Congregationibus, 
etiam de Latere Legatis, sive, qui Provinciis, et Legationibus Status Nostri Eccie-. 
siastici pro tempore praesunt, sive quos ad Cttrissimos- in Christo Filios Nostros 
Romanorum Regem in Imperatorem pro tempore eligendum, vel electum. Reges 
et Reginas illustres, aliasque Summas Potestates, prout rerum conditio postula- 
' verit, mitti et ablegari contigerit; sive qui, licet, aliarum insigniura Ecclesiaram 
Anhl* Al iJidMaiMht. X. S6 
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Antistites, tarnen tamquam Apostolicae bujus Sanclae Sedis Legat! de Latere alias 
nuncupati, et habiti sunt, et fortasse habentur, aut haberi , et esse praetendunt, 
et imposlerum babendi sunt; sive Ordinarii, sive Extraordinarii Nostri, et ejusdem 
Apostolicae Sedis nbicunque etiam apud ipsos Imperatorem, et Reges, ac Summas 
Potestates Nuntii, sive Inter-Nuntii resident, (exceptis dumtaxat IPcorum Ordinariis, 
iisque omnibns Snperioribus, quibus tamquam Ordinariis, et ordinaria jurisdictione 
utentibus, Monialium Monasteria subjecta et addicta sunt, in casibus tarnen neces- 
sariis, et servatis atia de jure servandis, et non aliter omnino) ac demnm qui- 
buscunque aliis nomine' et expressione nuncupatis personis, quocnnque tempore, 
a quibusvis, etiam ab ipsis Romanis Pontificibus Praedecessoribus Nostris, quacuii* 
qtie de causa, occasione, titulo, coiore, et praetexlu, per quascunque Apostolicas, 
sive in slmili forma Brevls, sive sub Plumbo expeditas Literas, sub quibuscunque 
verborum formis facta, data, conressa,_et impertita, sive factas, datas, concessas, 
et imperlitas, super bujusmodi ingressu, revocämus, abolemus, annullamns, atque 
irritamus ; nec non a datarum earumdem praesentium die revocata, abolita, annul* 
lata, et irrifa,. ac nullius prorsus momenti, ac vigoris esse, et fore, neminique 
cuilibet quocunque tempoVe sulfragari. 

§. 4. Ac quemlibet omnium antedictorum, etiam speciali menfione digno- 
rum, quacunqne facultate bujusmodi, sive pro se, sive pro aliis temere uti auden- 
tem, ipso facto, absque ulla alia declaratione, poenas et Ecclesiasticas censuras 
contra violantes Clausuram Mdhialium inflictas, a quibus, praeterquam a Nobis, et 
pro tempore existente Romano Pontiflce, nisi in mortis articulo, absolvi possit 
incurrere et incursum esse; licentiamque bujusmodi concessam nuiio modo suffra- 
g*ri, atque nullius momenti, perinde ac si minime concessa fnisset, ipso facto 
fore, et haberi, ac poenas et censuras Ecclesiasticas ipso etiam facto, ul prae- 
mittitur, per contrafacientem incurri, et incursas esse, slatuimus, decemimns ac 
declaramus. 

J. 5. Decernentes easdem praeSentes Literas.semper firmas, 

vi^das et efScaces existere et fore, suosque plenarios et integros effectus sortirl 
et obtinere, ac ab illis, ad quos spectat, et pro tempore quandocunque spectabit, 
int4otabiHter et inconcusse observari: sicque, et non aliter in praemissis per quos- 
eonque Jndiees Ordinarios et Delegatos, etiam Causarum Palatii Apostolici Audi- 
toresj ac Sanctae Romanae Ecclesiae Cardinales, etiam de Latere Legatos, et 
Sedis praedictae Nunttos, aliosque quoslibet quacunque praeeminentia, et potestate 
ülBgentes, et fUncturbs, sublata eis, et eorum cuilibet quavis aliter judicandi et 
interpretandi facultate et auctoritate, judicari et definiri debere, ac irritum, et 
inane, si secus super bis a quoquam quavis auctoritate scienter vel ignoranter 
contigerit atlentari. ^ ' 

S. 6. Non obsiantibus praemissis, ac quatenus opus sit, Nostra, et Can* 
eeUariae Apostolicae Regula de jure quaesito non tollendo, aliisqud Constitutioni- 
bus Apostolicis, necnon quibusvis.«. 

' i' . ' 

VL De Concessione et Executione Dispensationum ApostoUcarum 
super impedimentis MatrimoniL 

Benedicti XIV. Consr. Magnae Nobis d. 29, Junii 1748 (bei Denzinger 
nr. CYIII. p. 370 sqq.) 

VIL E Bulla PU PP, VL „Auctörem Fidei^ 
d. 28. Aug. 1794 (bei Denzinger nr. CXV. p. 387.) 





Gregor XVI. d. 13. Febr. 1842 ad episcopam Aogostanam de Exeqnüs. 387 

VIJT. De Exequüa. 

1849. IS. Felar. Literae Gregorii PP. XVI. 'ad Episcopam Aoga- 
stanam. 

GREGORIDS PP. XVI. 

»Venerabilis Frater, Salatem et apostolicam Benedictionem! Officium per* 
libenter accepimus, quod natalitiis soiemniis recurrentibos novoqae exordiente 
anno Tuae ad Nos literae detulerunt. Grati autem piis votis, quae pro incolomi* 
täte Nostra prosperoque Apostolicae Nostrae sollicitudinis carsu suscepisti, et Nos 
vicissim oramus atque obsecramus Dominum, ut Te, Venerabilis Frater! uberiori*' 
bus cumulet coelestis gratiae donis, quae in traditas quoque curae Tuae oves 
copiosa descendant. Aequi autem bonique facias, V. F. s! ut Nostro satisfaciamus 
muneri, bac ipsa famiiiari epistola graviter querimur de iis, quae in Tua Dioecesi 
acta sunt, cum nuper acalholica Princeps Serenissima Regina vidua ab hominibus 
demigravit. Aequum sane erat, ut Bavariae defunctam Keginam civiUbus ejusque 
dignifati congruis honoribus prosequerentur; sed Nobis sernio bic est de Catholi* 
cis ritibus, in ejus funere adhibitis, habemusqne ob oculos Tuas litteras, quas die 
19. Novembris ea de re ad Parochos dederas. Vix autem possumns explicare 
verbis, quantum concepimus animo dolorem, cum ex earumdem lectione cognosce- 
remus jussisse Te, ut publicae illae supplicationes, quae pro omnibus in Chrisiiana 
et Caiboiica societate defiinetis institutae ab Ecclesia sunt, haberentur istic pro 
niuliere Principe, quae in haeresi ut manifestissime vixerat, ita et diem obiit 
Supremum. Nec quidquam ad id refert, si potuerit in extremis vitae momenlis 
occulto Dei miserentis beneficio illuminari ad poeniientiam. Etenim secretoria 
haec divinae gratiae mysteria ad exterius ecclesiasticae potestatis judidum minime 
pertinent, atque binc veteri juxta ac nova Ecclesiae disciplina interdictum est, ne 
bomines in externa notoriaque haeresum professione defuncti Catholids ritibus 
honorentur. Atqui satis Tibi non fuit, Catholicos ritus bac occasione praescribere, 
sed jussisti etiam, ut in funebri defunctae laudatione sacer orator eam commen* 
daret speciatim piis fldelium precibus, ac vetuisti, ne quidquam porro adjiceret 
ad differentiam inter illud funus et Catholicorum funera explicandam. Imo in 
Tuarum literarum exordio non es veriius de illius morte ita loqni, ut ipsam a 
Deo advocatam diceres ex boc saeculo in vitam aetemam. 

Non videmus equidem, quomodo id a Te fldenter adeo, nulla adjuncta de* 
claratione, afflrmatum componi possit cum Catholico dogniate de necessitate verae 
Catholicae fidei; cum eo inquimus dogmate, quod inter praecipuos articulos in 
formulas professionis fidei relatum, Nos quoque in Encyclica Epistola ad Bavariae 
Antistites tuendum commendavimus tamquam antidotum contra grassantem indif« 
ferentissimi pestem hoc praesertim tempore necessarium. Haec non ideo Scribi- 
mus, Venerabilis Frater, quasi eandem Ecclesiae doctrinam ignorari a Te vel 
minime suspicemur; sed Episcopam, ut probe nosti, ea semper et ioqui et jubere 
et agere opus est, quae gregi suo in aedificationem futura sint, non in destm* 
ctionem. Plane autem non dubitamds, quin bac exbortatione Nostra excitatus« 
scandalum, quod Fidelibus ex Tua epistola et ftinere illo obvenit, idoneis deinde 
occasionibus, prout res tulerit et prudentia sugge.sserit, reparare adnitaris, Tuas* 
que fideles oves pro loco ac lempore opportunis modis praemunire non negligas 
adversus inanem fallaciam magistrorum auribus prurientium, qui hominem a v^ra 
fide et unitate Catbolica alienum ad aeternam vitam, etsi ita obierit, pervenire 
posse comminiscuntur. Hone in finem atque ad pericula similium fünerum dein* 
ceps avertenda erit quoque Toi muneris, ut Nostram hanc Epistolam caote depo* 

26 * 
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nas In Tabalario Tno Episcopali atqae ibidem assemndam eures in memoriam 
posteritatis. 

Praestolamur ex animo occasionem aliquam, ut Te, Venerabilis Frater, 
Jucundioribus literis alloquamur. Interim cave, ne dubites de Nostra in Te arden- 
tissima caritate, cujus immo iion aliud nunc praebere potui'mus luculentius docu- 
menturo, quam ut Nostra de facto illo Tuo significata sententia hortareinur Te ad 
Pastorale munus in salutem Tuam gregisque Tui majore in dies cautione ac sedu- 
litate gerendum. Denique Nostrae ejusdem in Te benevolentiae pignus adjungi- 
mus Apostolicam Benedictionem, quam ex intimo corde depromptam et cum verae 
omnis prosperitatis voto conjunctam Tibi ipsi, Venerabilis Frater, et omnibus, 
quibus praees, Ciericis laicisque iideiibus peramanter imperlimur. 

Datum Romae apud S. Petrum die. 13. Februarii anno 1842. Eontilicatns 
Nostri anno dnodecimo.« 

IX. De perfectione Cleri. 

t944k* 9 » IüTot. — Ex Epistola Encyclica Beatissimi Patris PU PP. IX. 
ad omnes Patriarchas, Primates, Archi-Episcopos. A. .1846. die 9. Novembr. 

»Cum nibil sit, quod alios magis ad pietatem, et Dei cultum assidue in* 
struat, quam eorum vita et exemplum, qni se divipo ministerio dedicarunlO; et 
eujusmodi sunt Sacerdotes, ejusmodi plerumque esse soleat et populus, pro vestra 
singulari sapientia perspicitis, Venerabiles Fratres, summa cura et Studio Vobis 
esse elaborandum, ut in Clero morum gravitas, vitae integritas, sanctitas, atque 
doctrina eiuceat, et ecclesiastica discipiina ex Sacrorum Canonum praescripto 
diligentissibie servetur, et ubi collapsa fuerit, in pristinum splertdorem restituatur. 
Quapropter^ veluti praeelare scitis, Vobis summopere cavendum, ne cuipiam, juxta 
Apostoli praeceptum, cito manus imponatis, sed eos tantum sacris initietis Ordini* 
bus^ ac sanctis tractandis admoveatis mysteriis, qui accurate exquisiteque explo* 
rati, ac virtutum omnium ornatu, et sapientiae laude spectati, vestris Dioecesibus 
usui et ornamento esse possint, atque ab iis omnibus deciinantes, quae Ciericis 
vetita, et atlendentes lectioni, exhortationi, doctrinae, exemplnm sint fidelium in 
verbo, in conversatione, in caritate, in flde, in castitate^), runctisque aiferant 
venerationem, et populum ad Cbristianae religionis institutionem fingant, excitent 
atque inflamment. Melius enim profecto est, ut sapientissime monet immortalis 
memoriae Benedictus XIV. Decessor Noster, panciores babere ministros, sed pro- 
bos, sed idoneos, atque utiles, quam plures, qui in aedifleationem Corporis Christi, 
quod est Ecclesia, nequidquam sint valituri 3). Neque vero ignoratis, majori dili« 
gentia Vobis in illorum praecipue mores et scientiam esse inquirendum, quibus 
animarum cura et regimen committitur, ut ipsi tamquam fldeles multiformis gra- 
tiae Dei dispensatores plebem sibi concreditam Sacramentorum administratione, 
divini verbi praedicatione ac bonorum operum exemplo continenter pascere, juvare 
eamque ad omnia religionis instituta ac doenmenta informare, atque ad salutis 
semitam perducere studeant. Intelligitis nimirum Parochis officii sui ignaris, vel 
negligentibus, continuo et populorum mores prolabi, et Cbristianam laxari disci* 
plinam, et. religionis cultum exsolvi atque convelli, ac vitia omnia et corruptelas 


1) Concil. Trid. Sess. XXII. Cap. 1. de Befofm. 

Ad Timoth, 4, 12. 

8) Bened. XIV. in Epist Euoyol. ad omnes Episoopos, cnjns initium »Ubi 
primnm.** 
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in Ecclesiam facile invehi. Ne' aotem Dei sermo, qai vivus, et efScax, et pene* 
trabilior omni gladio ancipitiO ad animarom salutem est institutns, ministroram 
vitio infroctnosus evadat, ejnsdem divini verbi praeconibns' incnlcare, praecipere 
nunqnam desinite, Venerabiles Fratres, nt gravissimnm sui muneris otflcium animo 
re^utantes, evangelicnra ministeriom non in persnasibilibus hnmanae sapientiae 
verbis, non in profano inanis et ambitiosae eloqnentiae apparatn et lenocinio, sed 
in ostensione spiritus et virtntis religiosissime exereeant, nt recte tractantes ver^ 
bum veritatis, et non semetipsos, sed Christnm Cruciflxum praedicantes, sanctissi- 
mae nostrae reiigionis dogmata, praecepta juxta Catholicae Ecclesiae et Patrnm 
doctrinam gravi ac splendido orationis genere popolis clare aperteque annuncient, 
peculiaria singulornm officia accnrate expiicent, omnesqne a flagitiia deterreant, 
ad pietalem inflamment, qno fideles Dei verbo salubriter imbntL atqae refecti 
Vitia omnia declinent, virtutes sectentur, atqne ita aeternas poenas evadere et 
coelesteiu gloriam consequi valeant.. Universes ecclesiasticos viros pro pastorali 
vestra sollicitudine et prudentia assidue monete, excitate, nt serio cogitantes 
ministerinm, qaod acceperunt in Domino, omnes inroprii muneris partes diligen* 
tissime impieant, domas Dei decorem snmmopere diligant, atqne intimo pietatis 
sensu sine intermissione instent obsecrationibns et precibus, et Canonicas boras 
ex Ecciesiae praecepto persolvant, qno et divina sibi auxilia ad gravissima offlcii 
sui munera obeunda impetrare, et Deum Cbristiano populo placatnm ac propitium 
reddete possint. 

Cum autem, Venerabiles Fratres, veslram sapientiam minime fdgiat, idoneos 
Ecclesiae ministros nonnisi ex optime institutis Clericis fieri posse, magnamque 
vim in recta borum institutione ad reliqunm vitae cursum inesse, pergite omnes 
episcopalis Vestri zeli nervös in id potissimum intendere, nt adolescentes derlei 
vel a teneris annis tum ad pietatem solidamque virtutem, tum ad litteras severiO' 
resque disciplinas, praesertim sacras, rite informentnr. Quare' Vobis nibil anti- 
quius, nibil potius esse debet, quam omni opera, solertia, industria Clericomm 
Seminaria ex Tridentinorum Patrum praescripto 2) instituere, si nondum existunt, 
atqne instituta, si opus fuerit, amplificare, eaque optimis moderatoribus et magl- 
stris instruere, ac intentissimo Studio continenter advigilare, ut inibi juniores de¬ 
rlei in timore Domini, et ecclesiastica disciplina sancte religioseque educentur, et 
sacris potissimum scientiis juxta Catholicam doctrinam ab omni prorsus cqjusque 
erroris perienio alienis, et Ecclesiae tradiiionibus et sanctorum Patrnm scriptis, 
sacrisque caeremoniis, ritibus sedulo ac penitus excolantur, quo babere possitis 
navos atque industrios operarios, qui ecclesiastico spiritu praediti, ac studiis recte 
instituti valeant in tempore dominicum. agrum diligenter exeoiere, ac strenue 
proeliari proeiia Domini. Porro cum Vobis compertum sit ad ecclesiastici Ordinis 
dignitatem, et sanctimoniam retinendam et conservandam pium spiritualinm exer- 
dtiqrum institutnm vel maxime conducere, pro episcopali Vestro zelo tarn salutare 
opus nig^ere, omnesqne in sortem Domini vocatos monere, bortari ne intermittatis, 
ut saepe in opportnnum aliquem locum iisdem petagendis exercitiis secedant, quo, 
exterioribus curis sepositis, ac vebementiori Studio aetemarum divinarumque 
rerum meditationi vacantes, et contractas de mundano pulvere sordes detergere, 
et ecclesiasticnm spiritnm renovare possint, atqne expoliantes veterem bominem 
com actibns snis, novum indnant, qui creatus est in justitia et sanctitate. Neque 


1) Ad Hebr. 4. V. 12. 

2^ ConoQ. Tiid. Sess. XXUl. Cap. 18. de Reform. 
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Vos pigeat, si in Cleri' institotione et disciplina paulo dintiqs immorali somos. 
Etenim minime ignoratis mnUos existere, qni errorum varietatem, inconstanliam, 
mntabilitatemqae pertaesi, ac sanctissimam nostram religionem ^profitendi necessi- 
tatem senlientes, ad ipsius religionis doctrinam, praecepta institata eo facilins, 
Deo bene javante, amplectenda colenda adducentur, qoo majori Clerum pietatis, 
integritatis, sapientiae lande, ac virtutnm omnium exemplo, et splendore eaeteri^ 
anteceilere conspexerint.« (Vid. Pii IX. Pontificis Maximi Acta. P. I. Vol. I. pag. 
le—21.) 


X. De Regulariima. 

t84V* 19* JTuiall — Epistola Encycliea Beatissimi Patris Pii PP. IX. ad 
omnes Supremos Moderateres, Abbates, Provinciaies aliosque Superiores Rego- 
larinm Ordinum A. 1847. die 17. Junii. 

»Ulli priiianna arcano divinae providentiae consilio ad totius Eccle- 
siae reimen evecti fkiimus, inter praecipuas Apostolici Nostrii ministerii curas et 
sollicitudines nibil Nobis potins foit, quam Religiosas vestras Familias singuiari 
patemae Nostrae caritatis affectu complecti, omnibusqne studiis prosequi, tueri, 
defendere, ac majori earum bono et splendori totis viribns consnlere atque pro- 
spicere. Ipsae enim ad majorem omnipotentis Dei gioriam, et animarum salutem 
procurandam a sanetissimis viris divino afflante Spirilu institutae, atque ab bac 
Apostoiiea Sede conflrmatae, muliiplici earum forma pulcherrimam iilam yarieta- 
tem efficiunt, quae miriflee circumdat Ecciesiam, ac lectissimas illas auxiliäres 
Christi militum turmas constitunnt, quäe roaximo tum christianae, tum civili rei> 
publicae usui, ornamento atque praesidio semper fUerant. Siquidem earum alumni 
singuiari Dei beneficio ad evangelicae sapientiae consilia profltenda vocati, atque 
omnia detrimentum esse existimantes propter eminentem scientiam Christi Jesu, 
animo excelso et invicto terrestria cuncta despicientes, et coelestia unice spectan- 
tes, iis egregiis operibus insistere, gloriosisqne laboribus perfUngi semper visi 
sunt, quibus de Catholica Ecclesia, deqne civili societate optime meruerunt. Nemo 
certe ignorat, vel ignorare potest, Religiosas Familias vel a prima earum insti- 
tutione innumeris pene claruisse viris, qui omnigenae doctrinae atque ernditioids 
eopia insignes, omnium virtutum omatu et sanctitatis gloria fhlgentes, amplissimis 
quoque dignitatibus illuslres, atque ardenti in Deum et homines amore flagrantes, 
et spectaculum facti mundo, Angelis et hominibus, nihil aliud in deliciis habuere, 
quam omni cura, Studio, contentione in divinarum rerum meditatione dies noctes* 
que haerere, mortificationem Jesu in suo corpore circumferre, Catholicam fidem 
ac doctrinam a solis ortu usque ad occasuro propagare, ac pro ea fortiter pugnare, 
et ciijusqne generis acerbitates, tormenta, supplicia alacriter perpeti, ac vitam 
ipsam profündere, rüdes barbarosqne populos ab errorum tenebris, morum Imi¬ 
tate, vitioram coeno ad evangelicae veritatis lucem , omnemque virtutis et civilis 
societatis cnltum traducere, litteras, disciplinas, artes excolere, tueri atque ab 
interitu vindicare, teneras juvenum mentes et cerea corda ad pietatem et honesta- 
tem matnre fingere sanisque doctrinis imbnere,' errantes ad salntis tramitem re- 
vocare. Neque id safls, namque induti viscera misericordiae nullum est heroieae 
caritatis genus, qnod cum propriae etiam vitae discrimine ipsi non exercuerint, ut 
captivis, carcere inclusis, aegrotantibus, morientibus, cnnctisqne miseris, egenis. 
ealamitosis oppoi^una quaeque christianae benefleentiae et providentiae snbsidia 
amanter praebere, eommque dolorem lenire, lacryroas detergere, ac necessitatibus 
omni ope et opera consulere possent. 
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Hinc porro evenit, nt Ecclesiae patres ac Doctores merito atqne optimo 
jure evangelicae perfectionis cnltores summis laudibus exornarint, et contra illo- 
ruiD oppugnatores acerrime decertarint, qui sacra haec Instituta (amquan) inutilia 
et societati exitialia esse temere denunciant. Romani vero Pontifices Decessores 
Nostri ipsos Reguläres Ordines benevolo semper alfecta prosequentes, Apostolicae 
auctorilalis patrocinio illos (egere, tutari, alque amplioribus privilegiis, bpnoribus 
decorare nunqaam omiserunt, probe noscentes, quae quantaque bona-et commoda 
ex ipsis Ordinibus in universam cbristianam rempublicam omni tempore redunda* 
rint. Atqne iidem Praedecessores Nostri de hac potiore Dominici agri parte tant- 
opere solliciti fuere, ul, vix noverunt inimicum bominem clancnlum superseminare 
zizania in medio tritici, vulpesque parvulas demoliri florentes palmites, nnlla inter* 
posita mora, curam omnem contnlerint ad radicitus evellendum deslruendumque, 
quidquid uberrimos ac laetissimos jacti boni seminis flructus posset impedire. 
Hac sane de causa fei. me. Clemens praesertim VIIF., ürbanus parlter VIII., Inno* 
centius X., Alexander VIl., Clemens IX., Innocentius XI., itemque Innocentius XII., 
Clemens XI., Pius VII., Leo XII. Decessores Nostri tum saluberrimis initis con- 
siliis, tum sapieniissimis editis Decretis et Constitutionibus omnes Pontiflciae vlgl- 
lantiae et providenliae nervös intendere band intermiserunt ad mala penitus 
amovenda, quae tristissimis rerum ac temporum vicibus in Religiosas Familias 
irrepserant, atqne ad regulärem in Ulis disciplinam vel tuendem vel instaurandam. 

Nos itaqqe pro summa, qua Ordines ipsos caritate proseqnimnr, illnstria 
Decessorum Nostrorum exempla aemulantes, ac sapieniissimis Tridentinorum prae* 
sertim Patrum sanctionibus inbaerentes (Sess. XXV. de Regular, et Monial.), pro 
supremi Nostri Apostolatus officio, curas cogitationesque Nostras toto cordis affe- 
ctu ad vestras Religiosas Familias eo sane consilio convertere constituimus, ut si 
quid in ipsis infirmum sit, consolidemus. si quid aegrotum, sabemus, si quid con* 
f^actum, alligemus, si quid perditum, reducamus, si quid abjectum, erigamus, qno 
morum integritas, viiae sanctitas, regnlaris disciplinae observantia, Uterae, seien* 
tiae praesertim sacrae ac propriae cujusque Ordinis leges ubiqne reviviscant, ac 
magis in dies vigeanl et lloreant. Etsi enim vehementer in Domino laetamnr, 
mnltos Sacrarum Famiiiarum existere Alumnos, qui sanctissimae vocationis memo* 
res, ac virtutum omnium exemplo et doctrinarum copia praestantes illnstria Pa* 
trum suornm vestigia persequi, in ministerio salntis laborare, bonumque Christi 
odorem undique diffundere summopere Student, tarnen dolemus nonnnllos reperiri, 
qui eorum professionis ac dignitatis obliti a suscepto instituto ita derlinarnnt, nt, 
non sine maximo ipsorum Ordinum et Fidelium damno, speciem tantum babitum- 
que pietatis praeseferant, ac professi instituti sanctitatem nomen vestemque vita 
et moribus refellant. 

Has igilur ad Vos, Dilecti Filii, qui eorumdem Ordinum Moderatores estis, 
Literas damus studiosissimae Nostrae erga Vos, vestrosque Religiosos Ordines 
voluntatis nuncias, quibus consilium a Nobis de regulär! disciplina instauranda 
susceptum signifleamus. Quod quidem consilium eo omnino contendit, ut, Deo 
bene Juvante, illa omnia statuere et perficere valeamus, quae ad cujusque Religio* 
sae Familiae incolumitatem prosperitatemque tuendam, comparandam, ad populo* 
rum utilitatem procurandaiu, atque ad divinum cultum ampUficandum Deique 
gloriam promovendam magis magisque possint condurere. Etenim in vestrorum 
Ordinum disciplina instauranda eo potissimum Nostra studia et desideria spectant, 
ut ex ipsis Ordinibus qavos atque industrios operarios pietate non minus quam 
sapientia polleptes, bomjnesqne Dei perfectos et ad omne opus bonum instractos 
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habere possimos, qaoram operam in vinea Domini excolenda, in catholica fide 
penes infideles praesertim popalos Propaganda in gravissimis’ Ecclesiae et hajaS 
Apostoiicae Sedis negotiis pertractandis adhibere valeamus. Ut autem tanti mo> 
menti negotium religioni, atqae ipsis Regufaribas Ordinibos, qnod est maxime in 
votis, prospere feliciterqne eveniat, atque optatnm exitnm obtineat, vestigiis Prae- 
decessorum Nos^orum insistentes, pecaliarem Venerabiliom Fratram Nostromm 
S. R. E. Cardinaiium Congregationem -Institnimus, quam »de Statu Reguiarium 
Ordinumc nominavimus, quo ipsi VV. FF. NN. pro singuiari eorum sapienlia, pru* 
dentia, consilio, rerumque gerendarum usu et peritia adjutricem Nobis roanum in 
tanto opere praebeant. 

At Vos quoque, Diiecti Filii, in ejusdem operis consortium advocamus, ac 
vehementer in Domino roonemus, bortamur, obsecramus, ut Nostris hisce curis 
stodiisque .omni aiacritate adlaborare veiitis, quo vester Ordo pristina dignitate et 
splendore reflilgeat. Itaque pro loco quem tenetis, pro munere, quo insigniti 
estis, nihil intentatum relinquite, ut Religiös! Viri, Vobis subjecti, serio meditantes 
vocationem, qua vocati sunt, digne ambulent in ea, et vota, quae Deo semel 
voverunt, reiigiosissime semper reddere studeant. Omni vero vigilantia prospicite, 
ut ipsi insignia Hgjoram suorum vestigia sectantes, sanctamque disciplinam custo- 
dientes, mundique illecebris, spectacüiis, negotiis, quibus se abdicarunt, omnino 
adversanles, sine intermissione precationi, rerum coelestium commenlationi, do- 
etrinae, leclioni instent, in animarum salutem ex proprii Ordinis insUtnto incum- 
bant, et mortificati carne, viviflcati autem spiritu, se ipsos Populo Del exhibeant 
modestos, hnmiles, sobrios, benignos, patientes, justos, integritate, castitate irre* 
prehensibiles, caritate f^rventes, sapientia honorabiles, ne cuipiam sint offensioni, 
sed Omnibus praebeant exemplum bonorum operam, ut, qoi ex adverso est, 
vereatur, dihil habens malum dicere de ipsis. Etenim probe noscitis, qua vitae 
sanclitate et virtutum omnium omatu ii praelucere omnino. debeant, qui omnibus 
rerum bumanarum blandimentis, voluptatibns, failaciis, vanitatibus penitus abjectls, 
uni se Deo Deique cultui adhaerere polliciti ac professi sunt, ut cbristiana plebs 
in eos 'tamquam in nitidissimum speculum intuens, ea pletatis, religionis, et cujus* 
que virtutis doeumenta ab ipsis excipiat, quibus felkiore pede percurrat semitas 
Domini. Cum autem ex diligenti tironum.admissione, atque optima illorum insti* 
tuüone totius cujusque sacrae familiae Status decorque plane pendeat, Vos sum* 
mopere bortamur, ut eorum, qui Religiosae vestrae Familiae nomen daturi sunt, 
indolem, ingenium, mores antea accurate exploretis, ac sedulo investigetis, quo 
consilio, quo spiritu, qua ratione ad regulärem vitam ineundam ipsi ducantur. Ac 
postquam noveritis illos in religiosa vita amplectanda nibil aliud spectare, nisi 
Dei gloriam, Ecclesiae utilitatem ac propriam et aliorum salutem, in id potissimum 
omni diligentia, cura, industria incumbite, ut tirocinii tempore ex proprii Ordinis 
legibus pie sancteque ab optimis Hagistris ed'ucentur, et ad omnem virtutem, 
atque initum regularis vitae institutum quam optime informentur. Et quomam 
praecipua atque illustris Reguiarium Ordinum laus semper fuit literarum studia 
excolere, fovere ac tot eruditis, doctis laboriosisque operibus humanarüm divina* 
rumque rerum scientlam illastrare, idcirco Vos summopere excitamus, monemus, 
ut juxta vestri Ordinis leges maxima cura, solertia tectam studiorum rationem 
promovere, et omnia conari veiitis, ut Religiös! vestri Alumni in bumaniores llte* 
ras, ac severiores discipiinas praesertim sacras addiscendas constanter incurobant, 
quo ipsi optimis sanisque dodrinis apprime excniti, et proprii muneris partes, et 
sacra ministeria religiöse sapienterque obire valeant. Jam vero cum summopere 
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öptemas, at omnes, qoi militant, in castris Domini nnanimes nno ore bonorifleent 
Deum et Patrem Domini Nostri Jesn Christi, ac perfecti in eodem sensn atqne 
sententia solliciti sint servare unitatem spiritns in vinenlo paeis, a Vobis etiam 
atque etiam efflagitamus, nt arctissimo concordiae et caritatis foedere, snmmaqne 
animonim^ consensione W. FF. Episcopis, et saecnlari Clero conjnncti nibil anti« 
qaias habeatis, qaam in opns ministerii, in -aedifleationem Corporis Christi con« 
sociatis stndiis vires omnes intendere alqde aemnlari semper cbarismata meliora. 
Com enim nna sit Regnlarium et Saecnlarium Praeiatorom, et Subditornm exem- 
ptornm et non exemptornm universalis Ecclesia, extra qaam nolias omnino sal- 
vatar, quonim omniam anus est Dominus, nna Fides et nnam Baptisma: decet, 
nt omnes, qai ejusdem sunt corporis, unins etiam sint voiuntatis, et sicut flratres 
ad invicem vincuio caritatis sint adstricti. (Ciem. unie. de exces. Praelat.) 

Haec sunt, Dilecti Filii, quae Vobis slgniflcdnda, et monenda censuimus hac 
Nosträ Epistola, ut plane intelUgatis, quanta Vos vestrasque Religiosas FamiUas 
benevolentia prosequamur, quantoqne Studio earumdem fandliarum rationibos, 
utilitatibus, dignitati et splendori providere velimns. Non dubitamus autem, quin 
Vos pro eximia vestra religlone, pietate, virtute, prudentia ac summo vestri Ordi- 
nis amore Nostris desideriis, curis, consiliis cumulatissime respondere gloriemini. 
Hac igitur fiducia et spe flreti propensissimae Nostrae in Vos, cunctosque vestros 
Religiosos Sodales voiuntatis et caritatis testem, ac coelestium omnium munerum 
auspicem Apostolicam Benedictionem ex intimo corde depromptam Vobis ipsis, 
Dilecti Filii, Religiös! Viri, atque illis peramanter impertimur. 

Datum Romae apud S. Mariam Majorem die XVII. Junii Anno MDCCCXLVfI. 
PontifIcatus Nostri Anno Primo. (Vid. Pii IX. Pontificis Maximi Acta P. I. V. I. 
p. 46—54.) 


XL De zelo Paetorali. 

ISftO. 99 » MaJI. — Ex Allocutione Beatissimi Patris Pii PP. IX. habita 
in Consistorio A. 1850. die 20. Maji. . 

Noscitis, Venerabites Fratres, teterrimum sane atque inexorabiie bellum 
exritatum inter lucem et tenebras, inter veritatem et errorem, inter vHium et 
virtutem, inter Belial et Christum, neque ignoratis quibus nefariis artibqs et moli- 
tionibus inimici homines et sanctissimae nostrae Religionis res ubique afOigere 
ac prostrare, et omniam Cbristianarum virtntum germen radicitus eveUere, et 
efflrenatam impiamque opinandi vivendique licentiam quaqaaversus propagare, et 
imperitae praesertim multitudinis, atque improvidae juventutis animos mentesque 
omnigenis perversis perniciosisque erroribus inficere, corrumpere et jura omnia 
divina et humana subvertere, et si fieri unquam posset, Catbolicam Ecclesiam 
Dinditns delere, Sanctamque banc Petri Catbedram expugnare connituntur. Ac 
nemo non videt, quibus quantisque malis et damnis Christi ovile Nobis concredi* 
tum, ac vei ipsa humana societas a tenebrarum potestate, non sine magno animi 
Nostri dolore, undique afflictetur et divexetur. Itaque ,Nobis, Vobisque, Venera* 
biles Fratres, si unquam alias, nunc certe summa'anlmorum consensione omnique 
vigilantia, zelo, contentione, et qua opere, qua verbo, qua exemplo strenue est 
adlaborandum, ut opponentes murum pro Domo Israel impavide praeliemur praelia 
Domini. Nos quidem licet inflrmitatis Nostrae conscii, tarnen omnipotentis Dei 
anxiiio soffkilti, pro supremi Nostii ApostoM moneris officio »propter Sion noa 
tacebimus et propter Hierusalem non quieseemust),« et continenter aspieientes in 
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suciorein Odei et eonsanunatorem Jesum, nollis certe cnrls, nullis consiliis, naIHs 
laboribus UDqaaiu parcemus, ut possimus suffulcire domum, corroborare templum, 
et Ecclesiae reparare ruinas omDiamqae saloti prospicere, prompt! ac parat! Nostram 
ipsam pro Christo Jesu Ejusque Saacta Ecclesm quam libent!ss!me profundere 
vitam. Atque hoc loco ad omnes Venerabües Fratres Catbolic! orbis Antistltes in 
sollicltudinis Nostrae partem vocatqs Nostram oratlonem convertentes, dum lllis 
denuo vehementer gratulamur de praeclaris eorum pro De! gloria et animarum 
Salute laboribus, animos eis denuo addimus, ut in hoc borribü! contra divinam 
nostram religionem bello !psi nnanimes uno ore id ipsum invicem sentlentes et 
confortati in Domino et in potentia virtutls Ejus, sumentes in omnibus scutum 
inexpugnabiie fidei, atque assumentes gladium spiritus, quod est verbum De!, pro* 
grediantur, ut adhuc fecerunt, aiacriori in dies Studio, sua episcopali virtute, Con¬ 
stantia, prudentia pro ipsa sauctissima religione intrepide decertare, atque inimi- 
corum hominum conatibus obsistere, tela retundere, Impetus frangere, et gregem 
Sibi cömmissum ,ab illorum insidiis et impetu defendere atque ad salutis semitas 
deducere. Insuper ab ipsis Venerabiiibus Fralribus exposcimus, ut nunquam inter- 
mittant ecclesiasticos polissimum viros monere, hortari, excitare, quo orationi in¬ 
stantes, spiritu ferventes, ac pie sancteque viventes praebeant in omnibus se ipsos 
exenipium bonorum operum, et Dei gloriae et animarum salutis zelo incensi, at- 
que arctissimo inier se caritatis vinculo obstricii accipiant armaturam Dei, et con- 
cmrdissimis animis, conjupctisque viribus in aciOm prodeant, ac sub proprii Anti- 
stitis ductu dies noctesque sacerdotalem vqcem attollant, Dei legem, et Ejus Spon- 
sae Ecclesiae praeceptiones christiano populo diligenter annuntient, Pergant quo- 
que ipsi Venerabües Fratres eisdem ecclesiaslicis viris inculcare, ut christianae 
plebi insidianiium hominum fallacias et fraudes deiegant, ac fldeles edoceant, mi- 
serias omnes et calamitates in populos ex peccatis semper redundasse ac redun- 
dare, et veram solidamque felicitatem in christianae legis custodia ronsistere, et 
idcirco nihil inlentatum relinquant, ut omnes odientes malum, et adhaerentes bono 
incedant per viam mandatorum Dei, utque errantes de erroruro tenebris et vitio- 
rum coeno emergant, et conyertantur ad Dominum.« (Vid. Pii IX. Pontiflcis Ma- 
ximi Acta. P. 1. Vol. I. p. 229—232). 

XIL De Corona Aurea. 

t8M. M* IVoT. — Ex Epistola Em. Card. Patrizi, Episcopi Albanensis, 
et Suae Sanctitatis in Urbe Vicarii. 

»Benedicta sit Sancta et Immaculata Conceptio Sanctissimae Virginis Geni- 
tiifis DEI Mariae. 

Aurea baec Corona constat ex celelnratione Sacrorum, quae singulis mensi- 
bus ab uno et triginta Sacerdotibus praefinito die in Deiparae honorem erunt 
peragenda. Hi sacerdotes divinam Hostiam Augustae Trinitati Offerent in conjnnc- 
tione omnium Beatomm Coelitnm, qui cum Christo regnant in coeio, et eiectorum, 
qui adhuc versantur in terra, et SS. Trinitati gratias ex animo agent Ejnsdem 
etiam Virginis nomine pro maximis, innumeris ac singolaribus donis, quibus Ipsa 
SSma Virgo miriflce fhit cnmulata, ac praesertim pro privilegio Immacuiati Ejus 
Conceptns. Ipsam vero gratiae et misericordiae Matrem enixis fervidisque pre- 
cibus exorabont pro praesentibus Catholieae Ecclesiae indigentiis, pro peccatorum 
eonyerslone, Juxta mentem summi Romani Pontificis. Quum ailquis Sacerdos ne> 
quiverit 'Sacrum ea die agere, quam sibi elegerit, Sacrum idem vel alia die oblre, 
Tel iilud alU Sacerdoti eelebrandum conimittere poterit. 
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Taata ftiit Sacrorom Antistitum erga Immacoiatam DEI Genitricem Vlrginem 
Mariam, Monianiiiae nestrom amantissimam Matrem alqae Patronam pietas et 
stadiom, ot boc verteilte anno 1853. eidem piae Societati tot adscripti fberint Sa- 
cerdotes, nt in nniverso Catholieo orbe singniis dieboa inille et nltra Sacra jam 
celebrentor ob expositas cansas. 

Hinc iidem Episcopi ardentiori osqne zelo animati, bamillimis predbns a 
SSmo Domino nostro PIO PP. efllagitarant, nt ejnsdem Societatis perpetnitati pro- 
apicere eamqne idcirco canonire erigere vellet. • 

Itaque idem Summus Pontifex pientissimis eomndem Antistitnm votis ae 
postnlationibns qnain libentissime obsecnndans, Resciipto die li-a Septembris ia- 
bentis Anni 1853. propria sna mann exarato, Societatem ipsam in Templo Romi 
deil Mariae Sanctae Paciferae bujns Urbis perpetno institnit, erexit, eamqne Sa- 
cris Indulgentiis infertns expressis ditavit, seqne ejnsdem Societatis Patronum de^ 
claravit, atqne eidem Cardinalem in Urbe Vicariam Praesidem praefecit. 

Qnapropter infTaseriptns Cardinalis Vicarins ejnsmodi munere insignitns, ea 
proteeto spe nititor fore, nt Sacromm Antistites pro egregia eomm religione et 
zelo, vel facile in propriis Dioecesibus eongrunm Saeerdotnm nnmemm reperire 
possint, qui ullo absqne emolnmento eadem Sacra in Immaculatae DElparae Vir¬ 
ginia honorem eelebrare laetentnr. 

Idem antem Cardinalis Vicarins unumqnemqne Sacromm Antistinm orat, nt - 
centrali piae Societati Bomanae degenli significare velit CoronarnmO, nnmemm 
et sociomm propriae Dioecesis, quo in generales tabuias vnlgo Registro referan- 
tnr, ac Summo Pontifici, piae Societatis Patrono manifestentnr. 

Summns Pontifex PIUS IX. bnjnsee piae Societatis Patronns, Resciipto die 
28. Octobiis Anno 1853. edito, cniqne Sacerdoti in banc piam Societatem cooptato 
concessit plenariam indulgentiaro, semel in mense Incrandam. 

Dat. Bomae die 21. Novembris Anno 1853. 

C. Card. Patrizi. Episcopus Albanensis, Sanctitatis Snae in Urbe Vicarins et 
piae Societatis Praeses. 

J. F. 0. Luqoet, Episcopus Esebonensis, Secretarins generalis ejnsdem Societatis.« 

XIJI. De Immaculato Coticeptu B. M. V. 

bi. Dee. — Litqrse Apostolicae Beatissimi Patris Pii PP. IX. de 
Dogmatica Deflnitione Immaculatae Conceptionis Virginia DElparae An. 1854. die 6. Dec. 

Ineffabilis Dens, cqjus viae misericordia et veritas, cujns voluntas, omni- 
potentia, et cujus sapientia attingU a fine nsque ad finem fortiter et disponit omnia 
suaviter, cum ab omni aetemitate praeviderit luctuosissimam totius bnmani generis 
rninam ex Adami transgressione derivandam, atqne in mysterio a saeculis abscon- 
dito primum snae bonitatis opns decreveril per Verbl incarnationem sacramento 
occultiore complere^ nt contra miserkors sunm propositnm bomo diabolicae iniqni* 
tatis versntia actns in cnlpam non periret, et qnod in primo Adamo casurnm erat, 
in secnndo feUcins erigeretur, ab initio et ante saecula Unigenito Filio sno matrem, 
ex qna caro factus in beata temporam plenitndine nasceretur, elegit atqne ordi- 
navit, tantoque prae creaturis universis est proseqnutns amore, nt in iila nna sibi 
propensissima volnntate complacnerit. Qnapropter illam longe ante omnes Ange- 
licos Spiiitns, cnnctosqne Sanctos coelestinm omnium cbarismatnm copia de tbe» 
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sauro divinitalis deprompta ita miriflce camulavit, ut Ipsa ab omni prorsos peccati 
labe Semper libera, ac Iota pnlcbra et perfecta eam innocentiae et sanctitatis ple- 
nitudinem praeseferret, qua major sub Deo nuHatenas intelligitur, et qaam praeter 
Deam nemo>asseqai cogitando potest. Et qaidem decebat omnino, ut perfectissimae 
sanctitatis splendoribus semper emata fiilgeret, ae vel ab ipsa originalis calpae 
labe plane immunis ampiissimum de antiquo serpente triumphuro referret tarn 
venerabllis mater, cui Deus Pater unicum Filium suum, quem de corde sno aequa- 
lern sibi genitum tamquam seipsuro diligit, ita dare disposuit, ut naturaliter esset 
nnus idemque communis Dei Patris, et Virginia Filius, et quam ipse Filius sub- 
stantialiter facere sibi matrem elegit, et de qua Spiritus Sanctus voluit et operatus 
est, ut conciperetur et nasceretur ille, de quo ipse procedit. 

Quam originalem augustae Virginia innocentiam cum admirabili ejusdem 
sanctitati, praecelsaqne Dei Matris dignitate omnino cohaerentem Catholica Ecclesia, 
quae a Sancto semper edocta Spiritu coiumna est ac flrmamentura veritatis, tam- 
quam doctrinam possidens divinitus acceptam, et coelestis revelationis deposito 
comprebensam multipKci continenter ratione, splendidisque factis magis in dies 
ezplicare, proponere ac fovere nunquam destitit. Hane enim doctrinam ab anti- 
quissimis temporibus vigentem, ac fideiium animis ponitus insitam, et Sacrorum 
Antistitum curls studiisque per Catholicum orbem miriflce propagatam ipsa Eccle¬ 
sia luculentissime signiflcavit, cum ejusdem Virginis Conceptionem publico fldelinm 
cultui ac venerationi proponere non dubitavit. Quo illustii quidem facto ipsins 
Virginis Conceptionem veluti singulärem, miram et a reliquorum hominum primor- 
diis longissime secretam, et pmnino sanctam colendam exhibuit, cum Ecclesia 
nonnisi de Sanctis dies festos concelebret., Atque idcirco vel ipsissima verba, qui- 
bus divinae Scripturae de increata Sapientia loquuntur, ejusque sempiternas ori- 
gines repraesentant, consuevit tum in ecclesiasticis officiis, tum in sacrosancta 
Liturgia adhibere, et ad illius Virginis primordia transferre, quae uno eodemque 
decreto cum Divinae Sapientiae incamatione ftierant pcaestituta. 

Quamvis autem haec omnia penes fideles ubique prope recepta ostendant, 
quo Studio ejusmodi de Immaculata Virginis Conceptione doctrinam ipsa quoque 
Romana Ecclesia omnium Ecclesiarum mater et magistra füerit prosequuta: tarnen 
illustria bujus Ecclesiae facta digna plane sunt, quae nominatiorreeenseantur, cum 
tanta sit ejusdem Ecclesiae dignitas atque aactoritas, quanta ilti omnino debetnr, 
quae est Catbolicae veritatis et unitatis centrum, in qua solum inviolabiliter fuit 
enstodita religio, et ex qua traducem fldei reliquae omnes Ecclesiae mutuentor 
oportet. Itaque eadem Romana Ecclesia nihil potins babnit, quam eloquentissimis 
quibusqne modis Immaculatam Virginis Conceptionem, ejusque cultnm et doctrinam 
asserere, tueri, promovere et vindicare. Quod apertissime planissimeque testantur 
et declarant tot insignia sane acta Romanorum Pontiflcum Decessorum Nostrorum, 
quibus in persona Apostolorum Principis ab ipso Christo Domino divinitus fdit 
commissa supreroa cura. atque potestas pasoendi agnos et bves, confirmandi fra- 
tres, et universam regendi et gubernandi Ecclesiam. 

Enimvero Praedecessores Nostri vehementer gloriati sunt Apostolica sua 
aucloritate festum Conceptionis in Romana Ecclesia instituere, ac proprio Officio 
propriaque Missa, quibus praerogativa immunitatis ab baereditaria labe manifestis- 
sime asserebatur, augere, honestare, et cultum jam institutum omni ope promo¬ 
vere, ampUflcare sive erogatis indulgentiis, sive facultate tributa civitatibus, pro- 
vinciis, regnisque, nt Deiparam sub titulo Immaculatae Conceptionis Patronam sibi 
deligeroit, sive comprobatis Sedalitatibas, Congregationibus, Religiosisqoe Familiis 
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ad hnmaciriatae Coneeptionis honorem Institntis, sive lavdibas eorum pietati dela- 
Us, qui monasteria, xenodochia, altaria, templa sab Iminaculati Conceptns titalo 
erexerint, aat sacramenti religione interposita, Immacalatam Deiparae Conceptio- 
nem strenue propugnare spoponderint. Insuper sammopere laetati sunt decernere 
Coneeptionis festum ab omni Eccksia esse babendum eodem censu ac nnmero, 
quo festum Nativitatis, idemque Coneeptionis festum eum Octava ab universa 
Ecclesia celebrandum, et ab omnibus inter ea, quae praecepta sunt, sancte colen- 
dum; ac Ponliflciam Capellam in Patriarcbaii Nostra Liberiana Basiiica die Virginis 
Conceptioni sacro quotannis esse peragendam. Atque exoptantes in fidelium ani- 
mts quotidie magis fpvere banc de Immaculata Deiparae Conceptione doctrinam, 
eorumque pietatem excitare ad ipsam Virginem sine labe originali conceptam 
colendam et venerandam, gavisi sunt quam libentissime facultatem tribuere, ut 
in Lauretanis Litaniis, et in ipsa Missae praefatione Immaculatus ejusdem Virginis 
pi1»damaretur Conceptus, atque adeo iex credendi ipsa supplicandi lege, statuere* 
tur. Nos porro tantorum Praedecessorum vesUgiis inbaerentes non solum, quae 
ab ipsis pientissime sapientissimeque fuerant conslituta, probavimus et recepimus, 
yerum etiam memores institutionis Sixti IV. proprium de Immaculata Conceptione 
Officium auctoritate Nostra munivimus, illiusque usum universae Ecclesiae laetis* 
simo prorsus animo concessimus. 

Quoniam vero quae ad cultum pertinent, intimo plane vinculo cum ejus« 
dem objecto conserta sunt, neque rata et fixa manere possunt, si lllud anceps sit 
^et in ambiguo versetur; idcirro Decessores Noslri Romani Pontifices omni cura 
Ctmceptionis culUim ainpliflcantes, illius etiam objectum ac doctrinam dcclarare, 
et incttlcare impensissime studuerunt. Etenim clare aperteque docuere, festum 
agi de Virginis Conceptione, atque uti falsam et ab Ecclesiae mente alienissimam 
proscripsemnt iilorum opinionem: qui non Conceptionem ipsam, sed sanc^catio* 
nem ab Ecclesia coli arbiirarentur et affirmarent. Neque mitius cum iis agendum 
esse existimarunt, qui ad labefactandam de Immaculata Virginis Conceptione 
doctrinam exeogRato inter primum atque alterum Coneeptionis instans et momen- 
tum discrimine, asserebant, celebrari quidem Conceptionem, sed non pro primo 
instanii atque momento. ipsi namque Praedecessores Nostri suarum partium esse 
duxerunt, et beatissimae Virginis Coneeptionis festum, et Conceptionem pro primo 
instant! tamquam verum cultus objectum omni Studio tueri ac propugnare. Hinc 
decretoria plane verba, quibus Alexander VII. Decessor Noster sinceram Ecclesiae 
menlem declaravit inquiens: »Sane vetus' est Christi fidelium erga ejus beatissi* 
mam Matrem Virginem Mariam pietas sentientium, ejus animam in primo instanti 
creationis, atque infusionis in corpus fuisse speciali Dei gratis et privilegio, intuitu 
meritorum Jesu Christi ejus Filii humani generis Bedemptoris, a macula peccati 
ofiginalis praeservatam, immunem, atque in hoc sensu ejus Coneeptionis festivi* 
tatem solemni ritu colentium, et cetebrantium 

Atque Riud. in primis solemne quoque fuit iisdem Decessoribus Nostris^ 
doctrinam de Immaculata Dei Matris^ Conpeptione sartam tectamque omni cura, 
Studio et contentione' tueri. Etenim non solum nullatenus passi sunt, ipsam doctri¬ 
nam quovis modo a quopiam notari atque traduci, verum etiam longe ulterius 
progressi perspieuis declarationibus, iteratisque vicibus edixerunt, doctrinam, qua 
Immaculatam Virginis Conceptionem profltemur, esse, suoque merito haberi cum 
' ecclesiaslico cultu plane consonam, eamque veterem, ac prope universalem e| 


1) Alexander VII. Const. SoHicitudo omnium Ecclesiarum ViU. Oecembris 1661. 
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ejnsmodi, quam Romana Eoclesia sibi fovendam, taandemqae soseeperit, atqoe 
omnino dignam, qaae in sacra ipsa Litorgia, solemnibosqae precibns nsurparetnr. 
Neqne bis contenti, ot ipsa de Inimaculato Vii^inis Conceptn doctrina inviolata 
persisteret, opinionem huic doctrinab adversam stve publice, slve privatim defendi 
posse severissime probibuere, eamque muUiplici veluti vulnere confectam esse 
voluerunt. Quibus repetitis tarulentissimisque declarationibos, ne inanes videren- 
tur, adjeeere sanctionem: qaae omnia laudatns Praedecessor Noster Alexander Yll. 
bis verbis est complexos: 

»Nos considerantes, quod Sancta Romana Ecdesia de Intemeratae semper 
Virginis Mariae conceptione festum solemniter celebrat, et speciale ac proj^ium 
super boc Ofßcium olim ordinavit Juxta piam, devotam et laudabilem institutio* 
nem, qaae a Sixto IV. Praedecessore Nostro tune emanavit; volentes'que laudaldii 
buic pietati et devotioni, et Testo, ac cultui secundum illam exbibito, in Ecclesia 
Romana post ipsius cultas inslitutionem nunquam immutaio; Romanorum PondB* 
cum Praedecessorum Nostrorum exemplo, favere, nec non tueri pietatem et de* 
votionem hanc colendi et celebrandi beatissimam Virginem praeveniente scilicet 
Spiritus Sancti gratia, a peccato original! praeservatam, rapientesque in Christi 
grege unilatem spirKps in vineuio pacis, sedatis offensionibus et jurgiis, amotisqoe 
scandalis conservare: ad praefatorum Episcoporum cum Ecclesiaram suarum Ca- 
pitulis, ac Pbilippi Regis, ejusque Regnorum oblatam Nobis instanliam, ac preces; 
Constilutiones, et Decreta, a Romanis Pontifici^us Praedecessoribus Nostris, et 
praecipue a Sixto IV., Paulo V. et Gregorio XV.'edita ln favorem sententlae 
asserentis, Anlmam beatae Mariae Virginis in sui creatione, et in corpus infkisione, 
Spiritus Sancti gratia donatam, et a peccato original! praeservatam fuisse, nec 
non et in favorem fest! et cultas Conceptionls ejusdem Virginis Deiparae, secun- 
dum piam istam sententiam, ut praefertur, exbibiti, innovamus, et sab censuris, 
et poenis in eisdem Constitutionibus contentis observari mandamus.« 

»Et insuper omnes et singulos, qui praefatas Constitutiones, seu Decreta 
ita pergent interpretari, ut favorem per illas dictae sententiae, et festo seu cnltnl 
secundum illam exlUbito, frustrentur, vel qui banc eamdem sententiam, festum 
seu cultum in disputationem revocare, aut contra ea quoquo modo directe vel 
indirecte aut quovis praetextu, etiaro definibilitatis ejus examinandae, siveSatram 
Scripturaffl, aut Sanctos Patres, sive Doclores glossandi vel ioterpretandi, denique 
alfo quovis praetextu seu occasione, scripto seu voce loqui, concionari, tractare, 
di-sputare, contra ea quidquam determinando, aut asserendo, vel argumenta contra 
ea alferendo et insoluta relinquendo, aut alio quovis inexeogitabili modo disse- 
rendo ausi fberint; pfaeter poenas et censuras in Constitutionibus Sixti IV. con- 
tentas, quibus illos subjicimus, etiam concionandi, publice legendi seu docendi, et 
interpretandi facullate, ac voce activa et passlva in qaibascunque electionlbus, 
eo ipso absque alia declaratione privatos esse volumus; nec non . ad concionan- 
dum, publice legendum, docendum, et interpretandnm perpetuae inhabilitatis poe¬ 
nas ipso facto- incurrere absque alia deolaratione; a quibus poeAis nonnisi a 
Nobis Ipsis, vel aiSuccessoribus Nostris Romanis Pontifleibus absolvi, aut super 
iis dispensari possint; nec non eosdem aliis poenis, Nostro, et eommdem Roma¬ 
norum Pontificum Successorum Nostrorum arbitrio inlligendis, parfter subjacere 
volumus, prout subjicimus per praesentes, innovantes Pauli V. et Gregorii XV. 
superius memoratas Constitutiones sive Decreta.« 

»Ac libros, in quibus praefata sententia, festum seu euQus secundum illam 
in dubiom revocafur, aut contra ea quomodoconque, ut^upra, aliquid scribitar« 
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aat legitar, seu locutiones, conciones, tractatns, £t disputationes contra eadem 
continentur; post Pauli V. supra laudatum Decretum edita, aut in posterum qao- 
modolibet edenda, prohibemus sub poenis et censuris in indice libroram probibi- 
torum contentis, et ipso facto absque alia declaratione pro expresse probibitis 
baberi volumus et mandamus.« 

Omnes antem norunt, quanto siudio baec de Immaculata Deiparae Virginia 
Concepiione doctrina a spectatissimis Religiosis Famiiiis, et celebrioribus Tbeo- 
logicis Academiis ad praestautissimis rerum divinarum scientia Docioribus fuerit 
tradita, asserta ac propugnata. Omnes pariter norunt, quantopere soUk-iti fberint 
Sacrorum Antistites vel in ipsis ecclesiasticis conventibus palam publiceque pro- 
fiteri, sanctissimam Dei Genitricem Virginem Marram ob praevisa Christi DorataU 
Redemptoris merita nunquam originali snbjacuisse peecato , sed praeservatam 
omnino fuisse ab originis labe, et Idcirco snblimiori modo redemptam. Quibos 
illud profecto gravissimum, et omnino maximum accedit, ipsam qnoque Trideiki* 
nam Synodum, cum dogmaticum de peccato originali edaret Decretum, quo juxta 
Sacrarum Scripturam sanctorumque Patrum ac probatissimorum Conciliorum testi- 
monia staluit ac definivit, bomines nasci originali cuipa infectos, tarnen solemniter 
declarasse, non esse suae intentionls in Decreto ipso, tantaque definitionis aropii- 
tudine comprebendere beatam et immacuiatam Virginem Dei Genitricem Mariam. 
Hac enim declaratione Tridentini Patres, ipsam beatissimam Virginem ab originali 
labe solutam pro rerum temporumque adjunctis satis innuerunt, atque adeo per- 
spicue signifirarunt, nihil ex divinis literis, nibil ex iraditione, Patrumque aucto* 
ritate rite alTerri posse, quod lantae Virginis praerogativae qnovis modo refiragetur. 

Et re quidem vera banc de Immaculata beatissimae Mrginis Conceptione 
docirinam quotidie magis gravissimo Ecclesiae sensu, magisterio, studio, scientia 
ac sapientia tarn splendide explicatam, declaratam, confirmatäm, et apud omnes 
Catbolici orbis populos ac nationes mirandum in modum propagatam, in ipsa 
Ecclesia semper extitisse veluti a Majoribus acceptam, ac revelatae doctrinde 
cbaractere insignitam illustria venerandae antiquiiatis Ecciesiae orientalis et occi* 
dentalis monumenta validissime testantur. Cbristi enim Ecclesia sedula deposito- 
rum apud se dogmatum custos et vindex nibil in bis unquam permntat, nibH 
minuit, nibil addit, sed omni industria vere fideliter sapienterque traetdndo si qua 
antiquitus informata sunt, et Patrum fides sevit, ita limare, expolire studet, ut 
prisca ilia coelestis doctrinae dogmatä accipiant evidentiam, lucem, distinctionem, 
sed r^tineant plenitudinem, integritatem, proprietatem, ac in suo tantum genere 
crescant, in eodem sensu eademque sententia. 

Equidem Patres Ecclesiaeque Scriptores coelestibus edocti eloquHs nibil 
antiquius babuere, quam in libris ad explicandas Scripturas, vindicanda dogmata, 
erudiendosque flbeles eiucubratis summam Virginis sanctitatem, dignitatem, atque 
ab omni peccati labe integritatem, ejusqne praeclaram d^ teterrimo bumanl 
generis boste victoriam multis mirisque modis certatim praedicare atque efferre. 
Quapropter enarrantes verba, quibus Deus praeparata renovandis mortalibus suae 
pietatis remedia inter ipsa mundi primordia praenuntians et deceptorls serpentls 
retudit audaciam et nostri generis spem mirifice erexit inquiens »Inimicitias po* 
nam inter te et mniierem, semen tuum et semen illins« docuere, divino bod ora* 
culo Cläre aperteque praemonstratum fuisse misericordem bumani generis Re« 
demptorem, scilicet Unigenitum Dei Filium Cbiistum Jesum, ac designatam bea« 
tissimam Ejus matrem Virginem Mariam, ac simnl ipsissimas utriusqne contra 
diabolUnt inimicitias bis^iter expressas. Qoocirea sledt Cbristos Dei hominona* 
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qioe mediator baaiana assampta natura delens quod ad versus nos erat chirogra- 
phom deereti, illad cruci triampbator. affixit, sic sanctissima Virgo arctissimo et 
indissolubili vincale cum Eo conjuncta una cum Illo, et per Ilium sempitemas 
contra venenosum serpentom inimiciüas exercens, ac de ipso plenissime triuni* 
pbans illius caput immarulato pedo conirivit. 

Hunc eximium singalaremque Virginia triumpbom, excelienlissimamque inno-' 
centbim, pnritatem, sanctitatem, ejosque ab omni peccati labe integrilatem, atque 
ineflbbilem coelestium omnium -gratiarum, virtutum ac privilegiorum copiam et 
magnitudinem iidem Patres viderant tarn in arca illa Noe, quae divinitos consti* 
tuta a communi totias mundi naufragio plane salva et incolumis evasit; tarn in 
seaia illa, qaam de terra ad coeium usque pertingere vidit Jacob, cujus gradibus 
Abgeli’ Del ascendebaut, cujosque vertici ipse innitebatur Dominus; lum in rubo 
iHo, quem in loco sancto Moyses undique ardere ac inter crepilanles ignis flammas 
non Jam combnri ant jacturam vel minimam pati, sed pulcbre virescere ac flo- 
rescere conspexit; tum in illa inexpugnabUi turri a facie inimici,' ex qua mille 
dypei pendent, oninisque arniatura fortium; tum in borto illo concluso, qui nescit 
violari neque conrumpi ullis insidiarum iVaudibus; tum in corusca illa Dei civi- 
tate, cujus iundamenta in moniibus sanctis; tum in auguslissimo illo Dei templo, 
quod Dlvinis refulgens aplendoribus plenum est gloria Domini; tum in aliis ejus* 
dem generis omnino plurimis, quibus excelsa io Deiparae dignitatem, ejusqud illi- 
batam innocentiam, et null! unquam naevo obnoxiam sanctitatem insigniter prae* 
nundatam Ibisse Patres tradiderunt. 

Ad banc eaudem divinorum munerum veluti summam, originalemque Vir¬ 
ginia, de qua natus est Jesus, bitegritatem describendam iidem Propbetarum ad- 
bibentes eloquia non aliter ipsam augustam Virginem concelebrariint, ac uti co- 
lumbam mundam, et sanctam Jerusalem, et excelsum Dei tbronum, et arcam 
sanctiflcationis, et domum, quam sibi aetema aedificav'it Sapientia, et Reginam 
illam, quae deliciis affluens et innixa super Dilectum suum, ex ore Altissimi pro- 
divit omnino perfecta, speciosa ac penitus cara Deo, et nulio unquam iabis naevo 
maculata. Com vero ipsi Patres, Ecclesiaeque Scriptores animo menteque repu- 
tarent, beatissimam Virginem ab Angelo Gabriele sublimissimaro Dei Matris digni¬ 
tatem ei nuntiante, ipsius Dei nomine et jussu gratia plenam fuisse nuncupatam, 
docuerunt bac singulari solenniqoe salutatione nunquam alias audita ostendi, Dei- 
param fbisse omnium divinarum gratiarum sedem, omnibosqoe divini Spiritus cba- 
rismatibus exornatam, immo eorumdem cbarismatum inflnilum prope tbesaurum, 
abyssomque inexbaostam, adeo ot nunquam maledicto obnoxia, et una cum Filio 
perpetuae benedictionis particeps ab Elisabeth divino acta Spiritu audire meruerit: 
benedicta Tu inter muUeres, et benedictus fTuctns ventris tui. 

Hinc non luculenta minus, quam concors eorumdem senlentia, gloriosissimam 
Virginem, coi fecit magna, qui Polens est, ea coelestium omnium donorum vi, ea 
gratiae plenitudine eaque innocentia emicuisse, qua veluti ineffabile Dei mira- 
culum, imo omnium miraculorom apex, ac digna Dei mater exstiterit, et ad Deom 
ipsom pro ratione creatae naturae, quam proxime accedens omnibus, qua buma- 
nis, qua angelicis praeconiis celsior evaserit. Atque idcirco ad originalem Dei 
Genitripis innocentiam, justitiamque vindicandam, non Eam modo cum Heva adbuc 
vbrgine, adbuc innocente, adbuc incomipta, et nondum mortiferis fraudulentissimi 
aerpentis insfdiis decepta saepissime contulerunt, verum etiam mira qoadam ver- 
borum, sentenUarumque 'varietate praetalenmt. Heva enim serpente misere ob- 
aequuta et ab originali excidit innocentia, et illius maneipium evasit, sed bea- 



Pius P. IX. d. 8. Dec. 1854 de immaealato conceptu B. H. T. 401 

tissima Virgo originale donom jugit^r augens, quin serpenti aores nnquam prae* 
buerit, illios vim potestalemque virtute divinitas accepta fundttas labefactavit. 

Quapropter nunqaani cessarunt Deiparam appellare vel lilium inter spinas, 
vel terram omnino inractam, virgineam, illibatam, immaculatam, semper bene- 
dictam, et ab omni peccali contagione iiberam, ex qua novus formatus est Adam, 
vel Irreprehensibilem, lucidiseimum, amoenissimnmque Innocentiae, immortalitatis 
ac deliciarum paradisum a Deo ipso consiitntum, et ab omnibus venenosi serpentis 
insidiis defensum, vel lignum immarcescibile, quod peccati vermis nunqaam corru- 
perit, vel fontem spiiiper illimera, et Spiritns Sancti virtnte signatum, vel divi- 
nissimum templnm, vel immortalitatis thesanrum, vel nnam et solam non mortis 
sed Vitae fliiam, non irae sed gratiae germen, quod semper virens ex corrupta 
infectaqne radice singulari Dei providentia praeter statotas commnnesqne leges 
' effloruerit. Sed quasi haec, licet splendidissima, satis non forent, propriis definitis- 
que sententiis edixerunt, nuilam prorsus, cum de pecpatis agkur, babendam esse 
quaestionem de Sancta Virgine Maria, cui plus gratiae collatum fhlt ad vincendum 
omni ex parte peccatum; tum professi sunt, gloriosissimam Virginem ftaisse pa> 
rentum reparalricem, pos,terorum vlviflcatricem, a saeculo electam, ab Altissimo 
sibi praeparatam, a Deo, quando ad serpentem alt: inimicitias ponam Inter te et 
mulierem, praediclam, quae procul dubio venenatum ejusdem serpentis caput coni 
trivit; ac propterea afflrmarunt, eandem beatissimam Virginem fuisse per gratiam 
ab omni peccati labe integram, ac Iiberam ab omni contagione et, corporis, et 
aniniae, et intellectus, ac semper cum Deo conversatam, et sempitemo foedere 
cum ilio conjunctam, nunquam fuisse in tenebris, sed semper in luce, et idcirco 
idbneum plane exstilisse Christo habitaculnm non pro habito corporis, sed pro 
gratis original!. 

Arcedunt nobilissima effata, quibus' de Virginis Conceptione loquentes testati 
sunt, natnram gratiae cessisse ac stetisse tremulam pei^ere non sustinentem; nam 
futumm erat, ut Dei Venitrix Virgo non antea ex Anna conciperelur, quam gratis 
rructum ederet: concipi siquidem primogenitam oportebat, ex qua^concipiendus 
esset omnis creatnrae primogenilus. Testati sunt carnem Virginis ex Adam sum- 
ptam macnlas Adae non admisisse, ac propterea beatissimam Virginem taberna* 
cnlnm esse ab ipso Deo creatum, Spiritu Sancto formatum, et purpureae revera 
operae, quod novus ille Beseleel auro intextum variumque effinxit, eandemque 
esse meritoque celebrari ut illam, quae proprium Dei opus primum exstiterit, 
ignitis maiigni teils latuerit, et pulchra natura , ac labis prorsus'omnis nesda, 
tamquam aiirora undequaque rotilans in mundum prodiverit in sua Conceptione 
Immaculata. Ilon enim decebat, ut iiiud vas electionis communibus lacesseretur 
injnriis, quoniam plurimum a ceteris differens, natura communicavit non culpa, 
imo prorsus decebat ut sicut Unigenitus in coelis Patrem habuit, quem Seraphim 
ter sanclnm extollunt, ita matrem haberet in terris, quae nitore sanctitatis nun- 
quam carnerit. Atque haec quidem doctrina adeo Majorum mentes animosque 
occupavit, ut singnlaris et omnino mirus penes illos invalnerit loquendi usns, quo 
Deiparam saepissime compeliarunt immaculatam, omnique ex parte immaculatam, 
innocentem et innocentissimam, iilibatam, undequaque illibatam, sanctam et ab 
omni peccati sorde alienissimam, totam purem, totam interaeratam, ac ipsam prope 
puritatis et innocentiae formam, pulchritndine pulchriorem, vennstate venustiorem, 
sanctiorem sanctitate, solamque sanctam, purissimamque anima et corpore, quae 
snpergressa est omnem integritatem et virginitatem, ac sola tota facta domitilinm 
nniversarum gratiarum SanCtissimi Spiritus, et quae, solo Deo excepto, exstitit 
AttUf Ha llNheanCht X. 27 
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ft n y-Ma saperior, et ipsis Cherobim et Seraphim, et omni exercito Angeiorom na¬ 
tura pnlcbiior, formosior et sanclior, cni praedicandae coelestes et terrenae lingnae 
minime sufOcinnt. Quem nsnm ad sanctissimae quoque liturgiae mouumenta a^ne 
eeclesiastica Officia sna veluti sponte fuisse tradoctum, et in illis passim recurrere, 
ampliterque dominari nemo ignorat, cum in illis Deipara invocetar et praedicetnr 
veloti una incorrnpta pulchritndinis columba, veluti rosa semper virens; et onde- 
qnaque purissima, et semper Immaculata semperque beata, ac celebretur uti inno- 
centia, qua nunquam fuit laesa, et altera Heva, quae Emmanuelem peperit. 

Nil igitur mirum, si de Immaculata Deiparae Virginis Conceptione doctrinam 
Judieio Patrum divinis Uteris consignatam, tot gravissimis eorumdem testimoniis 
traditam, tot iüostribus venerandae antiquitatis monumentis expressam et celebra- 
tam, ac maximo gravissinioque Ecclesiae judieio propositam et confirmatam tanta 
pietate, religione et amore ipsius Ecclesiae Pastores, populique fideles quotidie 
magfb profiteri sint gloriati, ut nibii iisdem dulcius, nibil carins, quam ferven- 
lissimo affectu Deiparam Virginem absque labe originaii conceptam ubique colere, 
venerari, invocare et praedicare. Quamobrem ab antiquis temporibus Sacrorum 
Antistisles, Ecclesiastici viri, reguläres Ordines, ac vel ipsi Imperatores et Reges 
ab hac Apostolica Sede enixi effiagitarunt, ut Immaculata sanctissimae Dei Geni- 
trids Conceptio veluti Catholicae^ fidei dogma definiretur. Quae postulationes hac 
nostra quoque aetate iteratae fUerunt, ac potissimum felicis recordationis Gre- 
gorio XVi. Praedecessori Nostro, ac Nobis ipsis oblatae sunt tum ab Episcopis, 
tum a Clero saeeuiari, tum a Religiosis Famiiiis, ac summis Principibus et fide- 
IRios populis. , 

Nos itaque singidari animi Nostri gaudio baec omnia probe noscentes, ac 
serio considerantes, vix dum licet immeriti arcano divinae Providentiae consiiio ad 
hanc subUmem Petri Cathedram evecti tolius Ecclesiae gubemacula trartanda su* 
seepimus, nihil certe antiquius habuimus, quam pro summa Nostra vel a teneris 
«nnu erga sanctissiraam Dei Genitricem Virginem Mariam veneratione, pietate et 
affectu ea omnia peragere, quae adbuc in Ecclesiae votis esse poterant, ut bea- 
tissbnae Virginis honor augeretur, ejnsqne praerogativae uberiori luce niterent. 
Omnem antem maturjtatem adhibere volentes constituimus peculiarem VV. FF. 
NN. S. R. E. Cardinalium rebgione, consiiio ac divinarnm rerum scientia iUustriom 
Congregationem, et viros ex Clero tum saeeuiari, tum regniari tbeologicis disci- 
plinis apprime excultos selegimns-, ut ea omnia, quae Immaculatam Virginis Con- 
ceptionem respiciunt, acenratissime perpenderent, propriamque sententiam ad Nos 
deferrent. Qnamvis antem Nobis ex receptis postnlationibus de deflnienda (andern 
aliquando Immaculata Virginis Conceptione perspeetns esset plurimorum Sacrorum 
Antistitum sensns, tarnen Encyciieas Literas die 2. Februarii anno 1849. CAjetae 
datas ad omnes VenerabOes Fratres totius Catholici orbis Sacrorum Antistites 
misimus, nt, adhabitis ad Deum precibus, Nobis scripto etiam signiflearent, quae 
esset suomm fldeUnm erga Immaculatam Deiparae Conceptionem pietas ac devotio, 
et quid ipsi praesertim Antistites de hac ipsa definitione ferenda sentirent, quidve 
exoptarent, ut quo fieri solennius posset, supremum Nostrum Judicium proferremns. 

Non medioeri certe solatio affecti fbimus, ubi eorumdem Venerabilium 
Fratmm ad Nos responsa venerunt. Nam iidem incredibili quadam Juconditate, 
laetttia ac Studio Nobis rescribentes non solum singulärem snam, et proprii cqjns' 
que Clerl, populique fldelis erga Immaculatam beaüssimae Virghiis Conceptam 
pietatem mentemque denuo confirmarunt, vemm eüam communi veluti voto a 
Nobis expostularunt, ut Immaculata ipsius Virginis Conceptio supremo Nostro 
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Jodicio et anetoritate definiretur. Nec minori certe interim gandio perfüsi somus, 
cum VV. FF. NN. S. R. E. Cardinaies commemoralae pecnliaris Congregationis, et 
praedicti Tfaeölogi Consnltores a Nobis electi pari alacritate et stadio post examen 
diiigenter adhibitum banc de Immaculata Deiparae Conceptione deflnilionem a 
Nobis efflagitaverint. 

Post taaec illustribus Praede'cessorum Nostrorum vestigiis inbaer^ntes, ac 
rite recteque procedere optantes indiximos et babuimus Consistoriom, in quo 
Venerabiles Fratres Nostros Sanctae Romanae Ecdesiae Cardinaies aUoqnuti 
sumus, eosqne summa animi Nostri consolatione audivimus a Nobis exposcere, ut 
dogmaticam de Immaculata Deiparae Virginia Conceptione deflnitionem emittere 
vellemns. 

Itaqne plurimum in Domino confisi advenisse temporum opportunitatem 
pro Immaculata sanctissimae Dei Genitricis Virgihis Mariae conceptione definienda, 
quam divina eloquia, veneranda traditio, perpetuus Ecdesiae sensus, singularis 
catbolicorum Antistitum, ac fldelium conspiratio et insignia Praedecessorum Nostro* 
rum acta, constitutiones mit^ifice iilustrant atque deciarant; rebus omnibus dili> 
' gentissime perpensis, et assiduis, fervidisqne ad Deum precibus effbsis, minime 
cunctandum Nobis 'esse censuimus supremo Nostro judicio Immaculatam ipsius 
VirginLs Conceptionem sancire, definire atque ita pientissimis ratbolici orbis desi* 
deriis, Noslraeque in ipsam sanctissimqpa Virginem pietati satisfacere, ac simul 
bl Ipsa Unigenitum Filium suum Dominum Nostrum Jesum Christum magis alqne 
magis honorificare, cum in Filium redundet quidquid honoris et laudis in Matrem 
impenditur. 

Qnare postqnam nnnqnam intermisimus in bumilitate et jejunio privatas 
Nostras et publiras Ecdesiae preces Deo Patri per Filium- Ejus offerre, ut Spiritus 
Sancii virtute mentem Nostram dirigere, et conflrmare dignaretur, implorato uni- 
versae coelestis Curiae praesidio, et advorato cum gemitibus Paraclito Spiritu, 
eoqiie sie adspirante, ad honorem Sanctae et Individnae Trinitatis, ad decus et 
ornamentum Virginia Deiparae, ad exaltationem Fidei catholicae, et Christianae 
Religionis augmentum, anetoritate-Domini Nostri Jesu Christi, beatorum Aposto- 
lornrn Petri et Pauli, ac Nostra dedaramus, pronuneitimus et definimus, doctri- 
nam, ^uae tenet, beatissimam Virginem Mariam in primo instanti suae Conceptio- 
nis fbisse singniari omnipotentis Dei gratia et privilegio, intnitu meritorum Christi 
Jesu Salvatoris humani generis, ab omni originalis culpae labe praeservatam im¬ 
munem, esse a -Deo reveiatam, atque idcirco ab omnibus fldelibus firmiter con- 
stanterque credendam. Quapropter si qui secus ac a.Nobis deflnitum est, quod 
Deos avertat, praesnmpserint corde sentire, ii noverint, ac porro sciant, se pro¬ 
prio judido condemnatos, nanfl-aginm circa Bdem passos esse, et ab onitate 
Ecdesiae defedsse, ac praeterea facto ipso soo semet poenis a jure statutis sob- 
jicere, si quod corde sentiunt, verbo aut scripto, vel alio quovis extemo modo 
significare ausi fherint. ^ 

Repletum quidem est gaudio os Nostrum et lingua Nostra exnltatione, 
atque hnmillimas maximasque Christo Jesu Domino Nostro agimus et semper 
agemns gratias, quod singulari soo benefitio Nobis licet immemerentibus conces- 
serit bunc htmorem atque,banc gloriam et laudem sanctissimae suae Hatri offerre 
et decernere. Certissima vero spe et omni prorsus fiducia nitimur fore, ut ipsa 
beatissima Virgo, quae tota pulchra et Immaculata venenosum crodelissimi serpen- 
tis capnt contrivit, et salutem «ttolit mundo, qoaeqoe Prophetamm Apostolmnm- 
que praeconium, et bonor Hartyrum, omniumqbe Sanctorum laetitia et corona, 

27* 
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quaeque tatisslmom cunctorum periclilanlium perfugium,' et fldissima auxiliatiix, 
ac totlns terrarum orbis potenlissima apnd Unigenitum Filiam suum mediatrix et 
conciliatrix, ac praeclarissimum Ecelesiae sanctae decus et ornamentnm, flnnissi- 
mumque praesidiam cnnctas semper interemit haereses, et fldeles populos, gen- 
tesque a maximis omnis generis ralamitatibus eripuit, ac Nos ipsos a tot ingraen- 
tlbus pericuUs liberavit; velit validissimo sno pafrocinio efflcerc, lit sancta Mater 
catholica Ecclesia, cnnctis amotis difflcultatibns, cunctisqae profligatis erroribus, 
ubicumque gentium, ubicumque locorum quotidie magis vigeat, floreat, nc regnet 
0 mari nsqne ad mare er a flnmine usque ad terminos orbis terrarum, omnique 
pace, tranqoillitate, ac libertate Truatur, ut rei veiiiam, aegri medelam, pusilli 
corde robur, afflicti consolationem, periclitantes adjutorium obtineant, et omnes 
errantes discussa mentis caligine ad veritatis ac justiliae semitam redeant, ac flat 
nnum ovile, et unu's pastor. 

Audiant haec Nostra verba omnes Nobis carissimi catholicae Ecclesiae fliii, 
et ardentiori usque pietatis, reiigionis, et amoris studlo pergant colere, invocare, 
exorare beatissimam Dei Genitricem Virglnem Mariam sine labe original! con- 
ceptam, atque ad banc dtilcissimam misericordiae et gratiae Matrem in omnibns 
periculis, angustiis, necessitatibus, rebusque dubiis ac trepidis cum omni fldncia 
confpgiant. Nihil enim timendum, nihilque desperandum Ipsa duce, Ipsa auspice, 
Ipsa propiiia, Ipsa protegente, quae matemum sane in nos gerens animum, 
nnstraeque salutis negotia traclans de universo humano genere est sollicita, et 
coeli terraeque Regina a Domino constitiita, ac super omnes Angelorum chorns 
Sanctorümque ordines exaltata adstans a dextris Unigeniti Filii Sui Domini Nosiri 
Jesu Christi maternis suis precibns validissime impetrat, et quod quaerit invenit, 
ac fVustrari non polest. 

Denique ut ad universalis Ecclesiae notitiam haec Nostra de immaculatä 
conceptione beatissimae Virginia Mariae deflnilio deducatur, bas Apostolicas Nostras 
Literas, ad perpetuam rei memoriam exstare voluimus; mandantes ut harum 
transumptis, seu exemplis etiam impressis, mann alicujns Notarii publici snbscri- 
ptis, et sigillo personae in ecclesiastica dignitate constitutae munitis eadem pror* 
sus fldes ab omnibns adhibeatur, quae ipsis praesentibns adbiberetnr, si forent 
exbibitae, vel osiensae. 

Nulli ergo bominum liceat paginam hanc Nostrae declarationis, pronuncia- 
tionis, ac definitionis infringere, vel ei ausu temerario adversari et contraire. SI 
qnis autem hoc attentare praesumpseril, indignationem omnipotentis Dei ac bea* 
tomm Petri et Pauli Apostolorum ejus se noverit Incursurum. 

. Dalum Romae apud Sanctnm Petrum. Anno Incarnationis Dominicae Mil- 
lesimo octingentesimo quinquagesimo quarto VI. Idus Deeembris Anno MDCCCLiV, 
Pontificatus Nostri Anno Nono.c (Vid. Pii IX. Pontiflcis maximi Ada P. I. Vol. I. 
p. 597—619.) 


Xiy. De um rationis in rebus fidei. 
lSft4. •• Dee. — Ex Allocutione Beatissimi Patris Pii PP. IX. habita 
in Consistorio Secreto An. 1854. die 9. Dec. 

»Sunt, Vener. Fr., viri quidam ernditione praeslantes, qui religionem munus 
esse fatentur longe praeslantissimum a Deo hominibus datum, humanam nibilominns 
rationem tanto habent in pretio, tantopere extollunt, nt vel ipsi religioni aequi- 
parandam stultlssime putent. Hinc ex vana ipsornm opinione theologicae disci- 
plinae perinde ac philosophicae tractandae sunt; cum tarnen illae fldei dogma- 
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tibus innitantur, quibas nibil flrmius, nihil "stabilius, istae vero bamana explicentur 
atque illustrentur ratione qua nibii incertius, utpote quae varia est pro ingenio- 
rum varietate, innummerisque fallaciis, et praesti^iis ob^oxia. Ita quidem rejecta 
Eeclesiae aactoritate difflcillimis quibusque, reconditisque qaaestionibus iatissimas 
patuit Campus, ratioque humana infirmis suis confisa viribus liceptius excurrens 
turpissimos in erröres lapsa est, quos hic referre nec vacat nec iubet, quippe 
Vobis prope cognitos atque exploratos, quique in reiigionis et civiiis rei detri¬ 
mentuni, iiludque maximum redundarunt. Quamobrem istis hominibus, qui plus 
aequo vires efferunt humanae rationis ostendere oportet, plane id esse contrarium 
verissimae ille senlentiae Doctoris gentium »si quis putet se aliquid esse, cum 
nibii sil, ipse se seducit.« Demonstrandum iliis est quantae sit arrogantiae per- 
vestigare mysteria, quae reveiare nobis dignatus est clementissimus Deus eadem- 
que assequi, complectique audere humanae mentis imbecillilate et angustiis, cum 
longissime ea vires excedant nosiri inteliectus, qui ex Apostoli ejusdem dicto 
captivgndus est in obsequim fldei. 

Atque bitjusmodi humanae rationis sectatores, seu cultores potius, qui eam 
sibi certam veluti magistram proponunt, ejusque ductu fausta sibi omnia polli- 
cmitur, obüti certe sunt quam grave et acerbum ex culpa primi parentis inflictum 
sit vulnus humanae naturae, quippe quod et obfusae tenebrae menti, et prona 
efl'ecta ad inalum voluntas. Hinc celeberrimi ex antiquissima aetate philosophi 
quamvis multa praeclare scripserint, doclrinas tarnen suas gravissimis erroribus 
contaminarunt; hinc assiduum illud certamen quod in nobis experimur, de quo 
loquitur Apostolus »sentio in membris meis legem repugnantem legi mentis meae.« 
Nunc, quando ex originls labe in universos Adami posteros propagata extenuatum 
esse constet rationis lumen, et ex pfistino justitiae atque innocentiae statu mi- 
serrime deciderit humanum genus, ecquis satis esse ralionem ducat ad assequen- 
dam veritatem? ecquis in tantis periculis, atque in tanta virium inflrmitate ne 
labatur, et corruat necessaria sibi neget ad saiutem reiigionis divinae, et gratiae- 
coelestis auxilia? quae quidem auxilia benegnissime iis largitur Deus, qui humiii 
prece eadem flagitent, cum scriptum sit »Deus superbis resistit: humilibus autem 
dat gratiam.« Idcirco conversus olim ad Patrem Christus Dominus altissima veri- 
tatum arcana patefacta haud esse affirmavit prudentibus et sapientibus bujus sae- 
culi, qui Ingenio doctrinaque sua superbiunt, et praestare negant obsequium fldei, 
sed vero humilibus ac simplicibus hominibus, qui fldei divinae oraculo nituntur 
et conquiescunt. Salutare hoc documentum eorum animis incuicetis oportet, qui 
humanae rationis vim usque adeo exaggerant, illius ut ope mysteria ipsa scrutari 
audeant atque explicare, quo nibii ineptius, nihil insanius. Revocare illos conten>- 
dile a tanta mentis perversitate exponentes nimirum, nihil esse praestabilius a 
Providentia Dei concessum hominibus, quam fldei divinae auctoritatem, hanc nobis 
esse quasi facem in tenebris, hanc ducem quam'sequamur ad vitam, hanc ne- 
cessariam prorsus esse ad saiutem, utpote quod »sine flde impossibile est placere 
Deo, et qui non crediderit condemnabitur.« 

Errorem alterum nec minus exitiosum aliquas catholici orbis partes occu- 
passe non sine moerore novimus, animisque insedisse plerumque catbolicorum, 
qui bene sperandum de aeterna illorum omnium salute putant, qui in vera Christi 
Ecclesia nequaquam versantur. Idcirco percontari saepenumero solent, quaenam 
futura post obitum sit eorum -sors, et conditio, qui catholica^ fldei minime addicti 
sunt, vanissimisque adductis rationibus responsum praestolwtur, quod pravae buie 
sententiae suffragetur. Absit, Venerabiles Fratres, ut misericordiae divinae, quae 
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inflnita est, terminos audeamus apponere; absit nt perscmtari velimns arcana Con¬ 
silia et judicia Dei, qaae sunt abyssus malta, nec bamana quennt eogitatione pe-’ 
netrari. Qaod vero Apostolici Nostri muneris est, Gpiscopalem vestram et sollici- 
tadinem et vigiiantiam excitatam volnmus, ut qaantam potestis cöntendere, opiido- 
nem illam impiam aeque ac flinestam ab bominum mente propnlsetis, nimirum 
quavis in religione reperiri posse aetemae salatis viam. Ea qaa praestatis solertia 
ac doctrina demonslretis commissis curae vestrae popnlis miserationi ac justitiae 
^ivinae dogmata catboiicae fidei neutiquam adversari. Tenendain qoippe ex flde 
est extra Apostoiicam Romanam Ecclesiam salvum fleri neminem posse, hanc esse 
onicam salutis arcam, hanc qai non füerit ingressus, dilavio peritarum; sed tarnen 
pro certo pariter habendum est, qai verae religionis ignorantia laborent, si ea sit 
invicibilis, nulla ipsos obstringi hajasce rei culpa ante oculos Domini. Nanc vero 
quis tantum sibi arroget, ut bujusmodi ignorantiae designare iimites queat juxta 
populorum, regionum , ingeniorum, aliarumque rerum tarn multarum rationem et 
varietalem? Enimvero cum soiuti corporeis bisce vinculis videbimus Deum sicnti 
est, inteiligemus profecto quam arcto pulcroqUe nexu miseratio ac justitia divina 
copuientur; quamdiu yerro in terris versamur mortali bac gravali mole,'qaae 
hebetat animam, flrmissime teneamus: ex cathoiica doctrina unum Deum esse, 
unam fidem, unüm baptisma; uiterius inquirendo progredi nefas est. Caeterum 
prout charitatis ratio postulat assiduas fUndamus preces, ut omnes quaquaversus 
gentes ad Christum convertantur, communique bominum saluti pro viribus inser- 
viamus, neque enim abbreviata est manus Domini, gratiaeque coeiestis döna 
nequaquam iliis defutura sunt, qui hac iuce recreari sincero animo velint et 
postulent. Hujusmodi veritates deDgendae- aitissime sunt fidelium mentibus, ne 
faisis corrumpi queant doctrinis eo spectantibus ut religionis foveant indifferen- 
tiam, quam ad exitium animarum serpere latius videmus ac roborari.« (Vid. 
Pii IX. Pontificis Maximi,Acta. P. I. Vol. I. p. 623—627.) 

XV. E literis Pii PP. IX. ad AntUtites Imperii Auatriaci: 

„Optime Noadtia'^ 

d. 5. Nov. 1855 (im Archiv I. pag. XXV sqq.) 

XVI. E literia Beatiaaimi Patria Pii PP. IX. ad Antiatitea hnperii 
Auatriaci Yiennae Conventum habituroa. „Singulari qiddem-,^ 

17. Mart. 1856. 

»Haec potissimum in isto vestro conventu prae oculis habeatis oportet, 
Dilecti Fiiii Nostri, ac Venerabiles Fratres, ut communibus studiis provide mederi 
possitis. Etenim ad praedpua cujusque vestrae Dloecesis damna reparanda, ejus- 
que prosperitatem nibii flrequepti ejusdem Dioeceseos lustratione, et Dioecesanae 
Synodi celebratione validius esse probe intelligitis. Quae duo quantopere a Con- 
cilio praesertim Tridentino sint praescripta et inculcata, neminem Vestram fbgit. 
Quamobrem pro spertata vestra in gregem Vobis commissum soilicitudine, et 
caritate, nihil antiquius habere veiitis, quam ex canonicis sanctionibus vestras 
Dioeceses impensissimo Studio invisere, et ea omnia accurate perficere, quae ad 
ipsam visitationem Dructuose peragendam omnino pertinent. Quo in munere ob- 
eundo Vobis summopere cordi sit summa cura, ac patemis praesertim monitis, et 
fVugiferis concionibus, aliisque opportunissimis modis errores, corrupteias, et Vitia, 
si quae irrepserint, radititus evellere, Omnibus salutis documenta praebere, der! 
disdplinam sartam tectamque tueri, et fideles spiritualibus praesertim quibusque 
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aabsidlis javarp, monlre, et onines Christo locrifacere. Nee dissimilem dUigenUam 
impendite in Dioecesanis Synodis juxta sacröram Cahonum normam celebrandis' 
ea praecipue statuentes, quae ad majus cujusque vestrae Dioecesis bonnm spectare 
pro vestra prndentia duxeritis. Ne vero in Sacerdotibns, qoi doctrinae et lectioni 
attendere debent, quiqne obstricti sunt officio docendi popalnm ea, qaae sdre 
Omnibus neeessarium est ad salutem, et ministrandi Sacramenta*), sacramm distü* 
plinarum Studium unquam restinguatur aut langneseat industria, optatissimum 
Nobis est, ut a Vobis, ubi fieri possit, in omnibus vestramm Dioecesium regioni* 
bus, instituantur opportunis regulis congressus de morurn praesertim Tbeologia, 
ac de sacris Ritibus, ad quos singuli potissimum Presbyteri teneantur accedere, 
et alTerre scripto consignatam propositae a Vobis quaestionis explicationem, et 
aliquo temporis spatio a Vobis praefiniendo inter se disserere de moraU Theo* 
logia, deque sacrorum Rituum disciplina,' postqnam aliquis ex ipsis Presbyteris 
sermonem de sacerdotalibus präecipne offieiis babuerit. Cum aulem in vestro 
grege procurando operam prae caeteris, manum, auxiliumque Vobis praestent 
Parochi, quos in sollieitudinis partem adscitos, et in arte omniurn maxima obeunda 
adjutores habetis, eorum zelum omni Studio infiammare ne intermittätis, Dileeti 
FUii Nostri, ac Venerabiles Fratres, nt proprio munere ea qua par est diligentia, 
ac religione füngantur. litis iccirco inculcate, nt nnnqnam cessent christianam 
pleben sibi traditam sedulo pascere divini verbi praeconio, ac Sacramentomm et 
multiformis gratiae De! dispensatione, et rüdes bomines, ac maxime pnemlos 
cbristianae fidei mysteriis, nostraeque religionis docnmentis amanter, patienterqne 
erndire, et errantes ad salutis iter adducere, ut summopere studeant odia, simnl- 
tates, inimicitias, discordias, scandala tollere, et confortare pusillanimes, et visi* 
tare infirmos, eosque omne praesertim spirituali ope juvare, et miseros, afflictos, 
atque aerumnosos consolari, omnesque exhortari in doctrina sana, et monere, ut 
religiosissime reddant quae sunt Dei Deo, et quae sunt Caesaris Caesari, docentes 
quod omnes non solum propter iram, sed etiam propter conscientiam Principibus 
et potestatibus subditi esse et obedire debent in iis omnibus, quae Dei, et Eccle- 
siae iegibns minime adversantur. Pergite vero, nt facUis, cum summa vestri 
nominis Jaude, Diiecti Filii Nostri, ac Venerabiles Fratres, accuratam vestramm 
Dioecesium reiationem statutis temporibus ad Nostram Concilii Congregationem 
mittere, ac Nos. de rebus ad ipsas Dioeceses pertinentibus diligenter certiores 
facere, ut majori cum vestrae, tum earumdem Dioecesium ntilitati providere pos* 
simus. Nobis autem innotuit in quibusdam germanici territorii Dioecesibns all* 
quas drca parocbiarum potissimum coUationem invalnisse consuetudines, et non* 
nullos ex Vobis optare, ut hujusmodi consuetudines serventur. Nos qnidem pro* 
pensi sumus ad adhibendam' indulgentiam, postqnam tarnen easdem consuetudines 
ab unoquoque Vestram speciatim, ac perdiiigenter expositas debito examine per* 
penderimns, ut eas intra illos permittamus limites, quos necessitas, et praecipna 
locornm adjuncta suadere poterunt, cum pro Apostolici Nostri ministerii munere 
curare omnino debeamns, ut Canonicae praescriptiones generatim sedulo obser* 
ventur. 

XVII. Ex encycUca Beatissimi Patris PU PP. IX.: „Amantiasimi 

Redemtoria'* 

d. 3. Maji 1858 de applicatione Missae in festis abolitis. 

Diese ist vollständig abgedruckt im Archiv III., 226 IT. 


1) ConeiL Trid. Sesa. 23. eap. 14. de Bef. 
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Das Kölner Provincialconcil vom 28. April bis 12.. Mai 1860. 

(Schluss, vgl. Archiv IX., 107—128., 267-27». X.^ 46-67.) 

Es erübrigt uns noch, eine Uebersicbt der'SS Urkunden zu geben, welche 
dem Kölner Provincialconcil zur Begründung und BekrSftigung der von dem 
Cdncilium eriassenen Decrete (p. 156—224.) angehängt sind»). Wir drucken 
einige derselben- ab, für die anderen verweisen wir auf die Jedermann zugäng¬ 
lichen Sammlungen: das corpus juris canonici, Denzinger, Enchiridion Symboluin 
et Deflnitionum (die dritte Auflage dieses Werkes ist uns leider nichts zur Hand, 
wir citiren daher nach der zweiten Ausgabe desselben), und Walter, Fontes 
juris eccl. 

Der Appendix enthält 

7. Ex epiatola dogmatica 8. Leonis Papae I. ad Flavianum, 
cap. 2. et 4. (bei Denzinger nr. XVI. p. 40. ist cap. 3. et 4. dieses Schreibens 
gegen Eutyches abgedruckt). Die Stelle aus cap. 2. lautet: »Sed'non ita intelli- 
genda est illa generatio (Christi) singulariter mirabilis et mirabiliter singularis, 
ut ppr novitatem creationis proprletas remota sit generis. Foecunditatem enim 
Virgin! Spiritus sanctus dedit; veritas autem corporis sumpta de corpore est: 
»Verbum caro factum est, et habitavit in nobis,« hoc est, in ea carne, quam 
assumpsit ex homine, et quam spiritn vitae rationalis animavit.« 

77. Symbolum fidei Condlii Toletani XI. a. 675. (bei Denzinger 
nr. XXVi. p. 85 sqq.). 

777. Synodi oecum. VJJL (Constaniinop. JV,) can. 11. (bei Den- 
zinger nr. XXXV. p. 117.). 

JV. Irmocentü III. cap. Majores 3. x. de hapt. et ejus effect. 
(JII. 42.). 

V.' Jnnoceniii UI. professio fidei praescripta Waldensibus (bei 
Denzinger nr. LIII. p. 158.), 

VJ. Confessio fid^i Michaeli PaleologO a Oiemente IV. propo- 
sita (bei Denzinger nr. LIX. p. 166.). 

VJJ. ProposiUo 97. Raymundi Lulli damnata a Greggrio XI. 
d. 26. Januarii 1376 (bei Denzinger nr. LXXl. p. 184.). 

VIII. Ex Martini V. Constitutione Inter cunctas, d. d. 22. 
Februarii 1418 (bei Denzinger nr. LXXII. C. p. ,192.). 

IX. Condlii oecumenici Florentird decreta. A. Ex decreto unio- 
nis Oraecorum in Constit. Eugenii IV. Extentur coeli d. d. 6. Jul. 
1439 (bei Denzinger nr. LXXin. A. p. 198.). 

B. Ex decreto pro Armenis in Constit. Eugenii IV. Ex- 

8 ul täte Deo d, d. 22. Nov. 1439 (bei Denzinger nr. LXXlll. B. 

p. 200.). 

C. Ex Decreto pro Jacobitis in Constit. EugeniiIV. Can¬ 
tate Domino d. d. 4. Febr. 1441 (bei Denzinger nr. LXXlll. C. 

p. 206.). 


1) Interessant wäre auch, wenn der Raum es gestattete, die Vergleichung der 
bei Hartzheim Concilia Gtormaniae enthaltenen Decrete der alten Kölner Diöcesan- 
Synoden, besonders von jener von 1636, 1627 und 1662 (bei Hartzheim 1. c. Tom. VI. 
p, 243 sqq. Tom. IX. p. 407 sq. 924 sqq.). Nähere Veranlassung dazu wird uns wohl 
die fUr die nächste Zeit bevorstehende Abhaltung einer neuen Diöoesansynode au 
Köln geben. 
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X. E Leonis X. Constitutione Apostolici regiminis d. d. 
19. Decendrr. 1512 edita in sessione VJIL Concilii Lateranensis V. 
(bei Denzinger nr. LXXX. p. 218.). 

XI. MichaMis Baji propositiones aliquae damnatae a S. Pio V. 
in Constitutione Ex ' Omnibus afflictionibus d. d. 1. Octobr, 1567 
(bei Denzinger nr. LXXXVII. p. 304.). 

XII. Propositio 39. inter damnatas ab Alexandro VII. d. IS. 
Mart. 1666 (bei Denzinger nr. XCIV. B. p. 821.). 

XIII. Propositiones aXig[uae inter damnatas ab Innocentio XI. 
d. 2. Mart. 1697 (bei Denzinger nr. XCVlf. p. 331.). 

Xiy. Propositiones nonnullae e damnatis ab Alexandro VIII. 
d. 7. Decembr, 1690 (bei Denzinger nr. C. sub B. p, 344.). 

XV. Articuli declarationis cleri Gallicani a. 1682, a summis Ponti- 

fidbus reprobati. 

1. Beato Petro eju.sqae successoribos, Christi Yicariis, ipsiqiie Ecclesiae 
rerum spiriiualiam et ad aeternam salutem pertinentium, non autem chriliam ac 
temporalium a Deo traditam potestatem, dicente Domino: Regnum meum non 
est de boe mundo; et iterum: Keddite ergo, quae sunt Caesaris Caesari, et quae 
sunt Del Deo; ac proinde Stare Apostolicum illud: Omnis anima potestatibus subii- 
mioribus aubdita sit; non est enim potestas nisi ä Deo; quae autem sunt, a Deo 
ordinata sunt. Itaque qui potestati resistit, Dei ordinationi resistit. Reges ergo 
et Principes in temporalibus nuUi ecclesiasticae potestati Dei ordinatione subjici, 
neque auctoritate clavium Ecclesiae directe vel iudirecte deponi, aut illorum sub* 
ditos eximi a fide atque obedientia, ac praestito fidelitatis sacramento solvi posse; 
eamque sentenliain i)ubiicae tranquillitati neces^ariam, nee minus Ecclesiae quam 
imperio utilem, ut verbo Dei,'Patrum tradilioni et Sanctorum exemplis consonam 
omnino retinendam. 

Das Uebrige (art. II—IV.) findet sich bei Denzinger nr. CI. p. 347. 

# 

XVI. Propositiones nonnullae e Quesnellianis damnatis a Cle- 
mente XI. Constitutione Unigenitus d. d. 8. Sept. 1713 (bei Den¬ 
zinger nr. cm. p. 355.). 

XVII. Benedicti XIV. declaratio cum instructione super dubiis 
respicientibus matrimonia in Hollandia et Belgio contracta et contra¬ 
hendo d. d. 4. JNovembr. 1741 (bei Dertzinger nr. CVII. p. 367. 'Walter, 
fontes p. 585.). 

XVIII. E PU VI. Constitutione Auctorem fidei d. d. 28. 
Augusti 1794 (bei Denzinger nr. CXV. p. 387.). • 

XIX. E Brevi Pii VII. ad E^iscopos Gälliarum d. d. 17. Febr. 
1809 (bei Denzinger nr. CXVII. p. 421.). 

XX. a) Pii VII. Constitutio De salute animarum d. d. 
6. Julii 1821 (bei Walter, fontes p. 239.). 

« 

b) E Diplomate restitutionis eccles. Metrop. Colonien. a. 1825. 

Num. 18. Capitularium omnium officium hoc erit primum, ut pia con- 
versatiope et morum exeinplo clero populoque praeluceant; item ut litteras 
sacras, unus^uisque pro ingenio ac modulo suo, diligejiter colant, eamque vitae 
ratiouem sequantur, quae eoriOD diguitati cooveniat. Insnper (Ugoitates et Mnenici 
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numeraiii tenentar apa6 ecclesiam metropolibnam residere, divinis offidis, prae- 
sertim missarum solemniis qaotidie interesse, rem divinam secandam ordinem 
stabilitum pie, rite et ailente facere^ Archiepiscopo in lidtis et taonestis obediea- 
tes esse, eidemqae in negotiis Ecclesiae gerendis, qnum postulatum'füerit, operam 
fldelem et aiacrem praestare. Qna de re ftisius agendnm erit in statntis rapitnii 
condendis. 

c) Leonis XII. Conatitutio Impensa Romanorum d. d. 26. 
MartU 1824 (bei Walter, fontes p. 265). 

XXI. a) Breve PU VIII. ad Archiepiscopum Coloniensem atque 
ad EpiacopoS'Trevirensem, Paderbomenaem et Monaateriensem d. d. 
25. MartU 1830 (bei Walter, fontes p. 588.). 

h) Inatructio Cardinalia Albani ad Archiepiscopum Coloniensem 
atque ad Episcopos Trevirenaem, Paderbomenaem et Monaateriensem 
d. d. 27. MartU 1880 (bei Walter, fontes, p. 592.). 

XXII. E Brevi Gregorii XVI. ad Episcopos Bavariae (bei 
Denzinger nr. CXXil. p. 430.). 

XXIII. Ex Encyclica Gregorii XVI. d. d. 15. Aug. 1832. 

(Vgl. Denzinger nr. CXX. p. 427.) 

In hoc ideo eiaborandum vobis est adsidaeqne vigilandum, ut fldei deposi- 
tum costodiatur in tanta hominum impiorum conspiratione, quam ad illod diripien* 
dum perdendumque factam lamentamur. Meminerint omoes, jndicium de sana 
doctrina, qua populi imbuendi sunt, atque Ecclesiae universae regimen et admini- 
strationem penes Romanum Pontiflcem esse, cui plena pascendi, regendi et guber* 
nandi universalem Ecclesiam potestas a Christo Domino tradita fuH, uti Patres 
Florentini Concilii diserte declararunt 0* Est autem singulorum Episcopomm 
Cathedrae Petri fidelissime adhaerere, depositum sancte religioseqne custodire, et 
pascere, qui in eis est, gregem Del. Presbyter! vero subjecti sint oportet Episco- 
pis, quos uti animae parentes suscipiendos ab ipsis esse monet'Hieronymus S); 
nec unquam oblivisrantur, se vetustis eliam canonibus vetari, quidpiam in suscepto 
ministerio agere ac docendi et copcionandi munos sibi sumere sine sententia 
Episcopi, cujus fldei populus est creditus, et a quo pro animabus ratiö exigetur^). 
Certum denique flrmumque sit, eos omnes, qui adversus praestitutum hunc ordi* 
nem aliquid moiiantur, statum Ecclesiae, quantum in ipsis est, perturbare. 

Nefas porro esset atque ab eo venerationis Studio prorsus aiienam, qua 
Ecclesiae leges sunt excipiendae, sancitam ab ipsa disöplinam, qna et sacrorum 
procuratio et morum norma et Jurium ^Ecclesiae ministrorumque ejus ratio con* 
tinetur, vesana opinandi libidine improbari, vel ut certis juris naturae principiis 
infestam notari, vel mancam dici atque imperfectam civilique auctoritati sabjectam. 

Quum autem, ut Tridentinorum Patrum verbis utamur, constet Ecclesiam 
eruditam ftaisse a Christo Jesu ejusque Apostolis, atque a Spiritu aancto illi 
omnem veritatem in dies suggerente edoceri*), absurdum plane est ac maxime 
in eam injuriosum, restauraHonem ac regenerationem qnandam obtradi, quasi 


1) Cono. Flor.^Sess. 25. in definit. 

2) S. Hieron. ep. ad Nepot. 

3) Ex can. Ap. 88. 

4) OoM. TiU. Seaa. AUL dew. de eo^ariat in prooem. 
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necessariam, at ejas incplumitati et incremento consulatur, perinde ac si censeri 
ipsa possit vei defectui vel obscarationi vel aliis hojuscemodi incommodia obnoxia; 
quo quidem molimine eo spectant novatores, ut recentis humanae institoUonis 
jaciantur fandamenta, illudqae ipsum eveniat, quod detestatar Cyprianus, ut, quae 
divina res est, humana fiat Ecclesia Perpendant vero, qui consilia id genas 
macbinantur, uni Romano Pontifici ex sancti Leonis testimonio canonum dispen- 
sationem esse creditam, ipsiusqne dumtaxat esse, non vero privat! hominis, de 
paternarum regulis sanctionum quidpiam decemere , atque ita, quemadmodnm 
scribit sanctus Geiasius^), decreta canonum librare decessorumque praerepta 
metiri, ut quae necessitas temporum restaurandis Ecclesiis relaxanda deposcit, 
adbibita consideratione diligenti temperentur. 

Alteram nunc persequimur causam malorum uberrimam, qnibus afflictari in 
praesens Comploramus Ecelesiam, indüTerentismum scilicet seu pravam illam 
opinionem, quae improborum firaade ex omni parte percrebuit, qualibet fldei pro- 
fessione aetemam posse animae salutem comparari, si mores ad recti hones'ti* 
que normam exigantur. 

Quam autem circumlätis in vulgus scriptis doctrinas quasdam promulgari 
acceperimus, quibus debita erga principes fides atque submissio labefactatur faces* 
que perduellionis ubique incenduntur: cavendum maxime erit, ne populi inde 
decepti a recti semita abducantur. Animadvertant omnes, non esse juxta Apostoli' 
monitum, polestatem nisi a Deo: quae autem sant,*a Deo ordinata sunt. Itaque 
qui resistit potestati, Dei «rdinationi resistit, et qui re'sistunt, ipsi sibi damnatio* 
nem acquirunt 3). ^uocirca et divina et bumana jura in eos clamant, qui turpis* 
simis perduellionis seditionumque machinationibus a fide in principes desciscere 
ipsosque ab imperio deturbaje connituntur. ‘ 

Neque iaetiora et religioni et principatui omtnari possemus ex eorum votis, 
qui Ecelesiam a regno separari mutuamque imperii cum sacerdotio concordiam 
abrumpi discupiunt. Constat quippe, pertimesci ab impudentissimae iibertatis 
amatoribus concordiam illam, quae semper rei et sacrae et civili fausta exstitit 
ac salntaris. 

At ad ceteras acerbissimas causas, quibus soiliciti sumus et in communi 
discrimine dolore quodam praecipuo angimur, accessere consociationes quaedam 
statique coetus, quibus, quasi agmine facto cum cujoscumque etiam falsae reiigio- 
nis ac culius sectatoribus, simulata quidem in reiigionem pietate, vere tarnen 
novitatis seditionumque ubique promovendarum cupidine, libertas omnis generis 
praedicatur, perturbaliones in sacram et civHem rem excitantur, sanctior quae* 
übet auctoritas discerpitur. 

XXIV, a) Breve Gregorii XVI. d. d. 26, Septembria 1835. 

(cf. Denzinger nr. CXXiV. p. 435.) 

GREGORIUS PP. XVI. 

Ad Perpetuam Rei Memoriam. 

Dum acerbissimas ingemiscimus catbolicae religionis calamitates et jaetnras 
ex teterrimo diutomoque bello, qno nefarii bomlnes apertique Ecclesiae hostes, 
coacto undique agmine, totis viribns^totisque artibns, tum armis, tum calomniis. 


1) S. Cypr. ep. 52. edit. Baloz. 

2) S. Gela^na in «p. ad Epiaoop. Lneaniae. 
8) Ad. Born. 18, 8. 
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tum contumeliis et malediclis, (um seditiosis denique saciilegisque tibellis eam, si 
ßeri possel, prorsus eninanire an destruere adnituntur; dumque immanem eorum 
illacrymantes execramur barbariem, qui propterea in regularium claustra religio- 
sosque viros diabolica furentes insania, ad eos penitus rapinis, incendiis caedibus- 
que perdendos, divina omnia et humana violare non desinunt: ad augendas, qui* 
bus die nocttique ob id premimur anguslias, illud etiam calamitosissimum ac 
summopere deplorandum accedit, quod inter eos, qui pro religione editis operibos 
certanl, nonnulli simulate se intrudere audeant, qui simiiiter pro eadem videri 
volunl et oslfiitant se dimifcare, ut retenta religionis specie, veritate autem de- 
specta, racilius possinl per philosophiam sea per vanas eorum pbilosopbicas 
conimentationes et inanem fallaciam incautos .«educere atque pqrvertere, hjpe 
et popuios dedpere lldentiusque iniraids palam saevientibus adjutrices porrigere 
manus., Quapropter ut Nobis impiae et insidiosae quoruuidam horum'scriptorum 
molitiones innotuerunt, non distulimus per^Nostras Encydicas aliasque Apostolicas 
Litteras callida eorum et pravä denundare consilia erroresque damnare, simul et 
exitiale^ patefacere fraudes, quibus divinain Ecdesiae constitutionem et ecde* 
siasticam disciplinam, imrau et totum ipsum publicum ordinem funditus evertere 
varerrime contendunt. Et quidein tristissimo facto comprobalum est, eos, deposito 
tandem simulationis veio, perdueliionis vexiiiura contra quamcumque a Deo con* 
stltutam potestatem alte jam exlulisse. Verum non haec soia subest gravissima 
iugendi causa. Praeter enim eos, qui omnium catholicorum scandalo se perduelii- 
bus devoverunt, ad amaritudinum Nostrarum cumulum in tbeoiogicum etiam Sta¬ 
dium prodire videmas, qui novitatis cupidine et aestu semper discentes et 
nunquam ad scientiam veritatis pervenientes, inagistri exsistunt erroris, 
quia veritatis discipuli non fuerunt. Peregrinis quippe improbandisque doctrinis 
sacra ipsi inficiunt studia, et publicum etiam, si quod tenent in scholis et acade- 
miis, docendi magisterium profanare non dubitant, ipsumque, quod tueri se 
jactant, sacratissimum adulterare dignoscuntur fidei depositum. ^tque inter bujus- 
modi erroris magistros ex constanti et fere communi per Germaniam fama ad* 
numeratur Georgius Hermes, utpote qui audacter a regio, quem universa Tra¬ 
ditio et SS. Patres in exponendis ac vindicandis fidei veritatibus tramitem stravere, 
deflectens, quin et superbe contemnens et damnans, tenebrosam et errorem omni- 
genum viam moliatur in dubio positivo tamquam basi omnis tbeologicae inquisi- 
tionis et in principio, quod statuit, rationem pnincipem normam ac unicum medium 
esse, quo bomo assequi possit supernaturalium veritatum cognitionem. Quae 
quum ex piorium Germaniae theologorum sacrorumque Ecdesiae Pastorum de- 
nunciationibus, reciamationibus et expostulationibus ad Nostras perveneruut aures, 
ne credito- Nobis .Apostolatus officio ac sacrosancti fidei depositi custodiendi 
muneri deessemus, statim curavimus, ut Hermesii opera ad sanctam Sedem mitte- 
rentur examinanda; quod et factum est. Sunt autem sequentia (Germanice 
edila): • , 

»I. Einleitung in die Cbrislkatbolische Theoiogie von Georg Hermes, Pro¬ 
fessor der Dogmatiscbdn Theologie an der Universität zu Münster. Erster Tbeil. 
Philosophische Einieitung. Münster in der Coppenrath’schen Buch- und Kunst¬ 
handlung. 1819. 11. Einleitung in die Christkatholische Theologie von Georg 
Hermes, Doctor der Theologie und Philosophie, Professor der Theologie an der 
Rheinischen Eriedrich-Wilhelms-Üniversitfit Bonn und Domcapitular der Metropoli¬ 
tankirche zu Köln. Zweiter iTheil. Positive Einleitung. Erste Abtbeilung. Münster 
in der Coppenratb’schen Buch- und Kunsthandlung. 1829. 111. Cbristkatbolische 
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Dogmaflk von Georg Hermes, Doctor der Theologie und Philosophie, Professor 
der Theologie an der Rheinischen Frledrich-Wilhelms-UniversitSt Bonn und Dom- 
capiiular der Metropolitankirche zu Köln, nach dessen Tode herausgegehen von 
Dr. J. H. Achlerfeldl, ordentl. Professor der Theologie an der CniversitSt und 
InspertoT des katholisch“theologischen Convictoriums zu Bonn. Erster Theil. 
Mttnster in der Coppenralh’schen Buch- und Kunsthandlung. 1834.« (videlicet 
laline) ^ 

.("/.) Introductio in theologiam christia7io - catholicam, auctore 
Georgia Hermes, theologine dogmaticae in academia Monasieriensi 
professore, Pars prima , introductionem philosophicam continens, 
Monasferii ex Biblio-atque IconopoUo Coppenrath. 1819, (11.) Intro¬ 
ductio in theologiam christiano-cathoUcam, auctore Georgio Hermes, 
theologiae, etpMlosophiae doctore, in Rhenana Friderico-Mllhelmiana 
academia Bonnensi fheologiae professore, et capitulari cathedrali 
ecclesiae metropolitanae Coloniensis. Pars altera , introductionem 
positivam continens, Monasterii ex Bihlio-atque IconopoUo Coppen¬ 
rath, 1829, (III,) Dogmatica christiano-catholica, auctore Georgio 
Hermes, theologiae et pMlosophiae doctore in Rhenana Friderico- 
Wilhelmiana academia Bonnensi theologiae professore, et capitulari 
cathedrali ecclesiae metropolitanae Coloniensis, post ejus mortem 
edita a Dr, J, H, Achterfeldt in academia theologiae professore ordin,, 
ac catholici convictorii theologici Bonnensis inspectore, Pars prima, 
Mo7iasterii ex Biblio-atque IconopoUo Coppenrath, 1834, 

Hos igitur libros tradi jussimus theologis Germanicae linguae peritissimis 
omni ex parle diligentissime perscrutandos, qui praecipua ex eisdem notanda loca 
excerperent, longo etiam, si opus fuisset, orationis tractu, prout sensuum verbo- 
rumque conlextus exigere viderelur, eaque in la/inum versa accuratis notarent 
animadversionibus: quae omnia sedulo et consideratissime praestiterunt atque 
cum jam vulgata fama inveniuntur omnino concordes. Praeterea eadem excerpta 
loca una cum censoriis memoratorum theologorura notationibus (radita ,sunt aliis 
etiam sanctae theologiae magistris ad catholicam trutinam herum revocanda; et 
omnes unanimi consensione convenerunt, illis in locis contineri doctrinas absonas 
a catholicarum veritatuin principiis, plura reperiri perperam disputata, plura ex 
ambiguo dicta, plura flexiloqua et obscura, ad implicandam ei viiiandam catholi- 
corum dogmaliim intelligentiam arte et apte concinnata, et ut plurimura ex 
acaiholicorum commentis erroribusque congesta. Tandem rem totam ex integfro 
discutiendam et examinandam deferrl voluimus ad Venerabiles Fratres Nostros 
S. R. E. Cardinales in tota Repuhlica christiana Inquisitores generales. Hi äutem 
omni Studio, prout rei gravitas poslulabat, cuncta et singula expendentes, post 
maturam discussionem in Congregatione coram Nobls habita dijudicarunt, eva- 
nescere auctorem in cogitationibus suis, pluraque in dictis operibus contexere 
absurda et a doctrina catholirae Ecclesiae aliena; praesertim vero circa naturam 
fldei et credendorum regulam: circa sacram Scfipturam, Traditionem, revelatlo- 
nem et Ecclesiae magisteriumr: circcl motiva credibilitatis:. circa argumenti^ 
queis exsistentia Dei adstrui conflrmarique consuevit: circa ipsius Dei essentiam, 
sanctitatem, justitiam, libertatem ejusque finem in operibus, quae a theologis 
vocantur ad extra: nec non circa gratiae necessitatem ejusdemque ac donorum 
distributionem, retributionem praemiorum et poenarum inflictionem: circa proto- 
parentum statum, peccatum originale ac hominis lapsi vires; eosderoque libros, 
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tamquam contiDentes doctrinas et propositiones respective falsas, temeraiias» 
captiosas, in sceptieismam et indUrerentismani inducentes, erroneas, scandalosas, 
in catholicas scbolas injnriosas, fldei divinae eversivas, haeresim sapientes ac alias 
ab Ecclesia daiynatas, probibendos et damnandos esse censuerunt. 

Nos itaqne, aaditis praefatömm Cardinalinm sufl^agib et omnibns plene 
perpensis, de eornm consilio ac etiam motu proprio et «x certa scientia ac raa« 
tura deliberatione Nostris deque Apostolicae potestatb plenitndine praedictos 
Ubros ubicumque et qnocumqne idiomate sen qnavb editione aut versione bucns- 
que impressos, ant in posterom, quod absit, iroprimendos tenore praesentiani 
damnamus et reprobamus, ac in Indicem librorom probibitorum referri mandamus; 
bortantes et obtdstantes in Domino Venerabiles Fratres Patriarcbas, Arcbiepisco- 
pos et Episcopos aliosque locorum Ordinarios nt memores districti ac duriasimi 
judidi, quod eis a pastorum Principe fiet de instruciione, regimine et custodia 
gregis ipsis commissi, nedam memoratos libros a scbplb repellere, verum etiam 
proprias oves ab bujusmodi venenatis pascuis omni cura et solticitudine avertere 
satagant. 

Ut autem eaedem praesentes Litterae omnibus facilius innotescant, nec 
qnisquam illarum ignorantiam allegare possit, volumns et decernimus, illas ad 
valvas Bastlicae Principis Apostolorum ac Cancellariae Apostolicae, nec non Curiae 
generalb* in Monte Citatorlo ac in acie Campi Florae de Urbe per aliquem ex 
Cursoribus Nostris, nt moris est, publicari illarumque exempla ibidem afBxa 
relinqui. 

Datum Romae apud S. Mariam Majorem sub Annulo Piscatoris die XXVI. 
Septembrb Anno HDCCCXXXV. Pontificatus Nostri Anno V. 

E. Card, de Gregorio. 

Die, mense et anno, quibua aupra, aupradida damnatio et prohibitio 
affixa et publicata fuit ad välvaa Baailicae Principia Apoatolo- 
rum et Cancellariae Apoatolicae nec non Curiae gen^ralia in 
Montß Citatorio et in ade Campi Florae ac in aliia locia aoli- 
tia et conauetia Urbia per me Aloiaium Pitorrl Apoatolicum 
Curaorem. > 

Joseph Cberubini Magbter Cursorum. 

b) Decretum d. d. 7. Jan. 1836. 

Apostolicis litteris datis die 26. Septembris anno superiori a Sanctiaaimo 
D, N. Qregorio divina providemia PP. XVI. praeter primam et secundam par* 
tem Introductionia in theologiam chriatiano-catholicam a Georgio Hermes 
conscriptae, aliud' ipsius Hermesii opus,^ cui titulus. „dogmatica chriatiano- 
catholica“ damnatum fbit. Universum boc opus dogmaUcae chriatiano- 
catholicae, quod ad eam usque diem per doctorem J. H. Acbterfeldt post IIer> 
mesii obitum pervulgatum fuerat, examinandum diligentissime, adscitis etiam 
tbeologis germanicae linguae peritissimis, apprime curaverat eadem Sanctitaa 
aua, antequam in Congregatione Eminentissimornm S. R. E. Cardinalinm in tota 
Republica cbristiana generalium Inquisitorum coram Se babita damnandum illud 
V decemeret, prout memoratis Apostolicis litteris Ecclesiae universae denunciatum 
est. Quum vero in exscribendo titulo illius operis dogmaticae chriatiano- 
cafholicae una cum prima parte recensitae non ftierint secunda et tertia, eodedi 
titulo, iisdem typis, et eodem anno editae, licet et ipsae in examen deductae 
fttissent, nti facto constat ex doctrinamm in iisdem traditarum mentione, quae 



Decret. d. 7. Jan. fS36 contra errorea Hermes.; fiicycl. Pii R. d. 9. Not. 415 

in Apostolicis litteris facta perlegitar: idcirco idem Sanctisaimua Dominua 
Noater ad dubinm qnodlibet praecidendum de damnatione integri operis eo tem¬ 
pore editi atque ea, qua'par est, jndicii mataritate rite expensi, mandavit, hoc» 
decreto speciaiim declarari, edici et denonciari, memoratis Apostolicis litteris diel 
26. Septembris anno 1835 damnatiun ac reprobatam fhisse, atqne in Indicem 
librornm prohibttornm esse referendam integrum opos, cqjus titolus germanice 
„Chriatkatholiache Dogmatik, von Georg Hermea, Doctor der Theo¬ 
logie und Philoaophie, Profeaaor der Theologie' an der Rheiniachen 
Friedrich-Wühelma-Üniveraität Bonn und Domcapitular der Metro¬ 
politankirche zu Köln, nach deaaen Tode herauagegehen von Doctor 
J. H. Achterfeldt, ordentl. Profeaaor der Theologie an der Univeraität 
und Inapector dea katholiach-theologiachen Convictoriuma zu Bonn. 
Krater Theil. Münater, in der Coppenrath’achen Bvbch- und Kunst¬ 
handlung. ISSd.'' 

Item iisdem titulo, typls, et anno „Zweiter Theil.'* 

Item iisdem titulo, typis, et anno „Dritter Theil. Erate Abtheilung.'* 
Latine autem; Dogmatica chriatiano-catholica auctore Georgio 
Hermea, theologiae et philoaophiae doctore in Rhenana Friderico- 
Wilhelmina academia Bonnenai theologiae profeaaore et capitulari 
eccleaiae metropolitanae, Colonienaia, poat ejua mortem edita a doct. 

I. H. Achterfeldt in academia theologiae profeaaore ordinario ac 
catholici convictorii theologici Bonnenaia Inapectore. Para Prima. 
Monaaterii ex Biblio-atque Iconopolio Coppenrath. 1834. 

Item iisdem titulo, typis, et anno „Para aecunda." 

Item iisdem titulo, typis, et anno „Para tertia, Sectio prima.'* 

Hoc porro decretum idem aanctiaaimua Dominua Noater in acta Sacrae 
Congregalionis Indicis referri, et typis edi ac ut moris est promulgari jnssit. 

Roma^ die 7. Januarii 1836. 

J. Card. Juatinianiua Praefectua 
Fr. Thomas Antoninus Degola Ord. Praed. Saer. Congr. 

Indicis Secretarius. 

Loco t Sigilli. 

Die 14. Januarii 1836 aupradictum Decretum afflxum et puhlicatum 
fuit a"d S. Mariae auper Minervam, txd Baailicae Prindpia 
Apoatolorum, PalatU 8. Offidi, Curiae Innocentianae-välvaa et 
in aliia locia aolitia U-rbia per me Aloyaium Pittorri Apoat. Cura. 

Joseph Chernbini Hag. Curs. 

XXV. Decretum S. Congr eg ationia aancti Offidi approbatum 
a Gregorio XVI. d. 14. Septembria 1842 (bei Denzinger n. CXXVI. p. 439.). 

XXVI. Ex Encyclica Pii IX. d. d. 9. Novembria 1846. 

(cf. Denzinger nr. CXXVII. p. 440.) 

Neminem vestrum Tatet, VenerabHes Ftatres, hac nostra deidoranda aetate 
acerrimnm ac formidolosissimum contra catholicam rem universam bellum ab iis 
hominibus conflari, qui nefaria inter se societate conjuncti, sanam non snstinentes 
doctrinam atque a veritate auditum avertentes, omnigena opinionum portenta e 
tenebris eruere, eaque totis viribus exaggerare atque in vulgus prodere et disse- 
minare contendnnt. Horrescimus quidem animo et acerbissimo dolore cooflcimur. 
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qanm omnia erromm monstra et varias mnltiplicesque nocendl artes, insidias, 
machinationes mente recogitainus, quibus hi veritatis et lucis osores et peritissimi 
^frandis artifices omne pietatis, jnstitiae, honestatis Stadium in omnium animis 
restinguere, mores corrumpere, jura quaeqae divina et bumana pertarbare, 
catholicam religionem civilemque socielatem conveliere, labefactare, immo, si fleri 
unqnam posset, funditas evertere commoliuntur. Noscitis enim, Venerabiles Fra¬ 
tres, hos inrensissimos christiäni nominis bestes, caeco quodani insanientis impie- 
tatis impetn misere raptos, eo opinandi temeritate progredi, ut inaudita prorsus 
aadacia aperientes oa suum in hlasphemiaa ad Deum V palam pnbliceqae 
edocere non erabescant, commentitia esse ei hominum inventa sacrosancta nostrae 
religionis mysteria, catholicae Ecrlesiae doctrinam bumanae societatis bono et 
eommodis adversari, ac vel ipsam Cbristam et Deum ejurare non extimescant. 
Et quo facilius populis illudant atqne inrautos praesertim et imperitos decipiant 
et in errores secum abripiant, sibi unis. prosperitatis vias notas esse comroi- 
niscuntur sibique philosophorum nomen arrogare non dubilant, perinde (juasi 
pbilosophia, quae tota in naturae veritate invesliganda versatur, ea respuere 
debeat, quae supremus et clementissimus ipse totius naturae auctor Deus singu- 
lari beneflcio et misericordia hominibus manifestere est dignatus, ut veram ipsi 
felicitatem et salutem assequantnr. Hinc praepostero sane et fallacissimo aigu- 
mentandi genere nnnquani deSinunt liumanae rationis. vim et excellentiam appel- 
lare, extollere contra ’sanctissimam Christi Odern alque audacissime blaterant, 
eam bumanae refTagari rationi. Quo certe nihil deinentius, nibil magis impiom, 
nihil contra ipsam rationem magis repugnans flngi vel exeogitari potest. Etsi 
enim fldes sit supra rationem, nulla tarnen vera dissensio nuliumque dissidium 
inter ipsas inveniri unquam potest, quam ambae ab uno eodemque immutabilis 
aeternaeque veritatis fonte, Deo optimo maximo, oriantur atque ita sibi mutuam 
opem ferant, ut recta ratio fldei veiltatem demonstret, tuealur, defendat; fldes 
vero rationem ab Omnibus erroribus liberet eamque divinarum rerum rognitione 
miriflee illuslret conflrmet atque perfleiat. Neque minori certe fallacia, Venera¬ 
biles Fratres, istl divinae revelationis inimici humanum progressum summis laudi- 
bus eß’erentes, in catholicam religionem temerario plane ac saarilego ausu illam 
inducere veilent, perinde ac si ipsa religio non Dei, sed hominum opus esset aut 
philosophicum aliquod inventum, quod humanis modis perflri queat. In istos tarn 
misere deUrantes percommodo quidem cadit, quod Tertullianus sui temporis phi- 
losophis merito exprobrabat: qvA, atoicum et platonicum et dialecticum 
chriatianiamum protulerunt^). Et sane quam sanctissima nostra religio non 
ab bumana ratione fuerit inventa, sed a Deo hominibus clementissime patefacta; 
tum quisque vel fadle intelligit, religionem ipsam ex ejusdem Dei loquentis 
auctoritate omnem suam vim acquirqre neque ab bumana ratione deduci aut per¬ 
fid unquam posse. Humana quidem ratio, ne in tanti momenti negotio decipiatur 
et erret, divinae revelationis factum diligenter inquirat oportet, ut certo sibi 
constet, Deum esse locutnm, ac Eidern, quemadmodum sapientissime docet Apo- 
stolus, rationabile obsequium exhibeat>). Qois enim ignorat vel ignorare potest, 
omnem Deo loqnenti fldem esse babendam, nihilque rationi ipsi magis consen- 
tanenm esse, quam iis acquiescere ^rmiterque adhaerere, quae a Deo, qui nec 
falli nec fallere potest, revelata esse constiterit? 

1) Apocalyp. 13, 6. 

2) Tertnll. de praesoript. cap. 8. 

3) Ad fioni. 12, 1. 
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Ex Eäcycilia Pii IX. d. d. Novembris 1846. 

■ , % 

Sed qaam multa, quam mira, quam splendida praesto sunt argumenta, 
quibus humana ratio luculentissime evinci omnino debet, divinani esse Christ) 
religiönem, et omne dogmatum nostrorum principium radicem desuper 
ex coelorum Domina accepisse^), ac propterea nihil flde nostra certius, 
nihil securius, nihil sanctius exstare et quod firmioribus innitatur principiis. 'Haec 
scilicet fldes, vitae inagistra, salutis index, vitiorum oninium expultrix, ac virtu- 
tum fecunda parens et altrix, divinf sui auctoris et consunimaloris Christi Jesu 
nativilate, vita, morte, resurrectione, sapientia, prodigiis, vaticinationibus conflr- 
mata, supemae dnctrinae luce undique refulgens ac coelestium divitiarum ditota 
thesauris, tot Prophctarum praedictionibus, tot miraculorum splendore, tot Marty- 
rum Constantia, tot Sanctorum gloria vel maxime Clara et insignis, salutares pro* 
ferens Christi legos ac majores in dies ex crudelissimis ipsis persecutionibus vires 
acquirens, Universum orbeni terra marique, a solis ortu usque ad occasum, uno 
Crucis vexillo pervasit, atque idolorum profligata tallacia, errorum depulsa cali- 
gine triumphatisque cujusque generis hostibus, omnes populos, gentes, nationes 
utcumque immanitate barbaras ac indole, moribus, legibus, institutis diversas 
divinae cognitionis iumine illustravit atque suavissimo ipsius Christi jugo subjecit, 
annuntians Omnibus pacem, annuntians bona. Quae certe omnia tanto divinae 
sapientiae ac potentiae fulgore undique collucent, ut cujusque mens et cogitatio 
vel facile intelligat, christianam ddem Del opus esse. Itaque humana ratio ex 
splendidissimis hisce aeque ac flrmissimis argunientis clare aperteque cognoscens. 
Deum ejusdem fldei auctorem exsistere, ulterius progredi nequit, sed quavis ditB- 
cultate ac dubitatione penilus abjecta atque remota, omne eidera fidei obsequium 
praebeat oportet, quum pro certo habeat, a Deo traditum ^sse, quidquid ddes 
ipsa horainibus credendum et agendum proponit. 

Atque hinc plane apparet, In quanto errore illi etiam versentur, qui ratione 
abutentes ac Dei eloquia tamquam hnmanuin opus existimantes, pfoprio arbitrio 
illa explicare, interpretari temere audent, quum Deus ipse vivam constituerit 
auctoritatem, quae verum iegitimumque coelestis suae reveiationis sensum doceret, 
constabiliret omnesque conlroversias in rebus fidei et morum infallibüi judicio 
dirimeret, ne fideles circumferantur omni vento doctrinae in nequiiia hominum 
ad circamventionem erroris. Quae quidem viva et infallibilis auctoritas in ea 
tantum viget Ecclesia, quae a Christo Domino supra Petrum, totius Ecclesiae 
Caput, Principem et Pastorem, cujus fidem nuiiquam defecturam promisit, aedi« 
ficata suos legitimos semper habet Pontifices, sine intermissione ab ipso Petro 
ducentes originem, in ejus Cathedra collocatos et ejusdem etiam doctrinae, digni* 
tatis, honoris ac potestatis haeredes et vindices. Et quoniam ubi Petrus ibi 
Ecclesia 2), ac Petrus per Romanum Pontificem loquitur^), et semper in suis suc- 
cessoribus vivit et Judicium exercet ^), ac praestat quaerentibus fidei veritatem 5), 
idcirco divina eloquia eo plane sensu sunt accipienda, quem tenuit ac tenet haec 
Romana beatissimi Petri Cathedra, quae omnium Ecclesiarum mater et magistra ^), 
fidem a Christo Domino traditam integrum inviolatamque semper servavit eamque 
fideles edocuit, omnibus ostendens salutis semitam et incorruptae vei^itatis doctri- 

1) S. Joann. Chrysost. Homil. 1. in Isai. 

2) S. Ambros, in Psal. 40. 

3) Conoil. CLalced. Act. 2. 

4) Synod. Ephes. Act. 3. 

6) S. Petr. ChrysoL Epist. ad Ejutych. 

6) Concil. Trid. Sess. YIl. de Baptism. 

Archtv ftr Urebenreelit« X. 
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nam. Haec siqaidem principalis Eedesia, nnde nnitas sacerdotalis exortaO« baec 
pietatis metropolis, in qua est Integra cbristianae religionis ac perfecta soliditas^), 
in qoa semper Apostoiicae Cathedrae vignit prindpatus^), ad quam propter potio- 
rem principalilatem necesse est omnem convenire Ecclesiam, b«c est, qui sunt 
nndiqne fideles*), cum qua quicuroque non colligit, spargit^). Nos igitur, qui 
inscrutabili Dei judicio hi hac veritatis Cathedra collocati sumus, egregiam Vestram 
pietatem vehementer in Domino exciiamus, Venerabiles Fratres, ut omni sollid- 
tudine et Studio fideles curae Vestrae concreditos assidne monere, exhortari con* 
nitamini, ut hisce prineipiis firmiter adbaerentes, nunquam se ab üs decipi et in 
errorem induci patiantur, qui abominabiles facti in studiis suis humani progressus 
obtentu Odern destruere eamque rationi impie subjicere ac Dei eloquia invertere 
contendunt summamque Deo ipsi injuriam inferre non reformidant, qui coeiesti 
sua religione hominum bono atque saluti ciementissime consulere est dignatus. 

XXVII. Decretum S. Congregationis super statu regularium, 
auctoritate Pii IX. editum d. 25. Januarii 1848 (ist abgedruckt im 
Archiv Vlli., 143 sq.). 

XXVIII. Ex AUocutione Pii IX. habita in Consistorio secreto 
d. 27. Septembris 1852 (bei Denzinger nr. CXXVIII. p. 443.). 

XXIX Ex Pii IX. Constitutione Ineffabilis Deus d. d. 10. De- 

cembris 1854. 

Itaqne plurimum in Domino conflsi advenisse temporum opportunitatem 
pro iromaculata sanctissimae Dei Genitricis Virginis Mariae conceptiotie definienda, 
quam divina eloquia, veneranda traditio, perpeluus Ecclesiae sensus, singhlaris 
catholicorum Antistitum ac fidelium'conspiratio et insignia Praedecessorum Nostro« 
rum acta, constitutiones mirificC 'illiistrant atque declarant; rebus Omnibus dili- 
gentissime perpensis et assiduis fervidisque ad Deum precibus effusis, minime 
cunctandum Nobis esse censuimus, supremo Nostro judicio immaculätam ipsius 
Virginis conceptionem sancire, definire, atque ha pienlissimis catbolici orbis desi- 
deriis Nostraeque in ipsam sanctissimam Virginem pietati satisfacere ac simul in 
ipsa unigenitum Filium suuni Dominum Nostrum Jesum Christum magis atque 
magis bonoriQcare, quum in Fiiium redundet, quidquid honoris et laudis in 
Matrem impenditnr. 

Quare postquam nunquam Jntennisimus in humilitate et jejunio privates 
Nostras et publicas Ecclesiae preces Deo Patri per Filium Ejus offerre; ut Spiritus 
sancti virtute mentem Nostram dirigere et conflrmare dignaretur, implorato uni* 
versae coelestis Curiae praesidio et advocato cum geniitibus Paraclito Spiritu eo- 
que sic adspirante, ad honorem sanctae et individuae Trinitatis, ad decus et 
ornamentum Virginis Deiparae, ad exaltationem fidei catholicae et christianae 
religionis angmentum, auctoritate Domini Nostri Jesu Christi, beatorum Apostolo* 
rum Petri et Pauli ac Nostra declaramus, pronunciamus et definimus, doctrinam, 
quae tenet, bealissimam Virginem Mariam in primo instanti suae conceptionis 


1) S. Cyprian. Epist. 65. ad S. Cornel. Ponlif. 

2) Litter. Synod. Joann. Conetantinop. ad Honnisd. Pontif. et Sozoin. Histor. 
Ub. m. cap. 8. 

3) S. Angnat. Epist. 162. 

4) S. Irenaeus lib. UI. contra haeresea cap. 3. 

6) S. Hieronym, Epist. ad S. Damaa. Pontif. 
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ftdsse singulari omoipotentis Del gratia et privil^gio, intaitu meritorum Cbristi 
Jesa Salvatoris humaDi generis, ab omni originalis culpae labe praesei'vatara im- 
mnnem, esse a Deo revelatam atque idcirco ab ooinibos ßdelibus Qrmiter con- 
stanterque credendam. Quapropter si qui secos ac a Nobis definitiun est, quod 
Deus avertat, praesmnpserint corde sentire, ii noveriiu ac porro sciant, se pro¬ 
prio Judicio condemnatos, naufragium circa fidem passos esse et ab anitate 
Ecelesiae defecisse ac praeterea facto ipso suo semet poenis a jure statutis sab- 
jicere, si quod corde sentiunt, verbo aut scripto vel alio quovis externe modo 
significare aosi Dierint. 

XXX. Theaes a S. C. Indicia editae et a S. D. N, Pio IX d. 15. Junii 

1855 approbatae. 

1. Etsi fldes sIt sopra ratienem, nulia tarnen vera dissensio, nullnm dissi- 
dimn tater ipsas Snveniri nnquam potest, quam ambae ab uno eodemque imma- 
tabbi veritatis fonte, Deo optimo maximo, oriantur atque ita sibi mutuam opem 
ferant. (Encycl. Pii PP. IX. 9. Nov. 1846.) 

2. Ratiocioatio Dei exsistentiam, animae spiritualitalera, bominis libertatem 
cum certitudine probare potest. Fides posterior est revelatione, proindeque ad 
probandum Dei exsistentiam contra atbeum, ad probandom animae rationalis 
spirilualitatem ac libertatem contra naturalismi ac fatalismi sectatorem ailegari 
convenienler nequit. (Prop. subscript. a Bautainio 8. Sept. 1840.) 

$. Rationis usus fldem praecedi et ad eam bominera ope revelationis et 
grotiae conducit. (Prop. subscript. a D. Bautain. 8. Sept. 1840.) 

4. Metbodus, qua usi sunt D. Thomas, D. Bonaventura et alif post ipsos 
scbolastici, non ad rationalisnium ducit, neque causa fuit, cur apud scbolas 
-bodiernas pbilosopbia in naturalismum et pantbeismum impingeret. Proinde non 
licet in crimen doctoribus et magiqtris illis vertere, quod melbodum hanc, prae- 
sertim approbante vel saltem tacente Ecclesia, usurpaverint. Prop. (contradict. 
propositionibus passim ex D. Bonnetty desumptis.) 

XXXI. EncycUca Pii IX. d. d. 18. Junii 1859. 

Venerabiles Fratres, salutem et Apostolicam Benedictionem. Qui nuper per 
Italiam erupit contra legitimos Principes seditionis motus in regionibus etiam 
Pontiflciae ditioni finitimis, nonnullas ex provinciis Nostris quaedam veluti incendii 
flamma pervasit; quae quidem et funesto illo permotae exemplo et externis actae 
incitamentis a patemo Nostro regimine sese subduxerunt, et vero etiam paucis 
adnitentibus id qnaerunt, ut italico illi subjiciantur gubernio, quod per annos bosce 
. postremos Ecelesiae ac legitimis illius juribus sacrisque administris se gessit ad- 
versum. Dom Nos rebeliionis bujusraodi actus et reprobamus et dolemus, qiiibus 
quaedam tantum populi pars turbatis in iisdem provinciis injuste adeo respondet 
paternis studiis curisque Nostris, ac dum necessariuin esse palam edicimus san- 
ctae huic Sedi civilem principatuin, ut in bonnm religionis sacram potestatem 
sine ullo impedimento exercere possit, quem quidem civilem principatum extor- 
quere eidem connituntur vaferrimi bostes Ecelesiae Cbristi: Vobis in tanto rerum 
turbine praesentes damus litteras, Venerabiles Fratres, ut aliquod dolori Nostro 
solalium quaeramus. Atque bac occasione Vos etiam hortaniur, ut pro explorata 
pietate Vestra, pro eximio erga Apostolicam Sedem ejusque libertatem Studio id 
praestandum curetis, quod olim Aaroni, supremo Hebraeorum Pontiflei, prae- 
scripsisse legimas Hoysem (Nom. Cap. 16.); „Tolle thuripulum, et hauato 
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igne de ältari mitte incensum demper, pergens dto ad populum, ui 
roges pro eis: Jam enim egressa est ira a Domino, et plaga desaevU,“ 
Itemqae Vos bortamor, ut preces fbndatis qnemadmodatn sancti illi fTatres, Moy< 
ses nimirum atque Aaron, qui „proni in fadem dixerwnt: forUssime Deus 
spirituum universae camis, num aliquibus peccantibus contra omnes 
ira tua desaeviet?“ (Num. Cap. 16.) Ad hoc scilicet, Venerabiles Fratres, 
praesentes Vobis roittimns litteras, ex quibus non parum solatit percipimus, qnippe 
confidimns, desideriis Vos curisqne Nostris cnmnlate responsuros. Ceterum palam 
hoc profitemur, indutos Nos virtute ex alto, quam infirmitati Nostrae immittet 
fidelium precibus exoratus Deus, qnidvis discriminis, qnidvis acerbitatis antea 
perpessuros, quam Apostolicum ulla ex parte deseramus ofOciam ac quidqnam 
admittamus contra juramenti sanctitatem, quo Nos obstrinximus; qnnm licet im* 
merentes supremam hanc Apostolorum Prineipis Sedem, arcem et propugnaculnm 
catbolicae^fldei, Deo sic volente, conseendimus. In pastorali Vestro tnendo muOere 
omnia laeia ac felicia, Venerabiles Fratres, Vobis adprecantes, coelestis auspirem 
beatitatis Apostolicam Benedictionem Vobis gregique Vestro peramanter impertimur. 

Datum Romae apad sanctum Petrum die 18. Junii anno 1859. Pontificatas 
Nostri anno decimoquarlo. 

XXXII. PU IX. IMterae ad EnUn. D. Joannem Cardinalem de 
Qeissel, Archiepiscopum Colonien., d. d. 15. JumU 1857. 

Dilecte Fili Noster, salutem et Apostolicam benedictionem. Eximiam Tuam 
nobisque plane cognitam pastoralem in catholica doctrina (uenda curam et soUi* 
citudinem non mediocri certe animi Nosiri jucunditate undique elucere perspexi* 
mus in Litteris, quas, dilecte Fiii Noster, die 16. proximi mensis Aprilis ad Nos 
dedistt super decreto Pontiflcia Nostra auctoritate sancito atque a Nostra Indicis 
Congregatione die 8. mensis Januarii hujns anni edito, quo, opera dilecti filii 
presbyteri Antonii Günther proscripta fuerunt. Nos quidem pro Apostollci Nostri 
ministerii ofScio nullis unquam parcentes curis nullisque laboribus, ut fidei depo* 
situm Nobis divinitus concreditum integrum inviolatumque custodiatur, ubi primum 
a pluribus Venerabilibus Fratribus, spectatissimis Germaniae sacrorum Antistitibus, 
accepimus, non pauca GOntheri libris contineri, quae ipsi in sincerae fidei et 
catholicae veritatis perniciem cedere arbitrabantur: nulla interposita mora eidera 
Congregationi conlmisimus, ut ex more opera ejusdem GOntheri accurate diligen* 
terque excuteret, perpenderet, examinaret ac deinde omnia ad Nos referret. 
Quum igitur ipsa Congregatio Nosiris mandalis obsecnta, suoque munere functa 
omnem in hoc gravissimo sane maximique momenti negotio curam et operam 
Seite riteque collocaverit, nuiluroque praetermiserit Studium in 6fl;)iheriana do* 
ctrina accuratissimo examine noscenda ac ponderanda, animadvertil, plura in 
GOntheri libris reperiri omnino improbanda ac damnanda^ utpote quae catholicae 
Ecclesiae docirinae maxime adversarentur. Hinc rebus omnibns a Nobis etiam 
perpensis, eadem Congregatio decretum illud suprema Nostra auctoritate proba* 
tum Tibique notissimum edidit, quo GOntheriana opera prohibentur et interdienn* 
tur. Quod quidem decretum Nostra auctoritate sancitum nostroqne }nssa vulga* 
tum sufficere plane debebat, ut quaestio omnis penitus dirempta censeretur, et 
omnes, qui catholico gloriantor nomine, clare aperteque intelligerent, sibi esse 
omnino obtemperandum, et sinceram haberi non posse doctrinam GOntherianis 
libris contentam, ac nemini deinceps fas esse, doctrinam iis libris traditam tueri 
ac propugnare, et ilios libros sine debita facultate legere ac retinere. A quo 
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quideiD obedientiae debitique obsequii ofOdo nemo immunis propterea videri een- 
serfqve poterat, qood in eodem decreto vel nnllae nominatim propositiones nota- 
rentur, ve] nnlla certa slataque adbiberetur censura. Ipsum enim per se valebat 
decretum, ne qui sibi integrum ‘putarent ab iis, quae Nos comprobavimus, utcuro- 
que discedere. Sed vehementer errant, qui generalis ejnsmodi prohibitionis eau* 
sam inde profectam esse arbitrantur, qaod ipsa Congregatio nullas singillatim 
GQntherianorum operum senteniias nuliasque praecise opinipnes censura dignas 
deprehenderit. Etenim non sine dolore npprime noscimus, in iisdem operibus 
erroneum ac pemiciosissimum et ab hac Apostolica Sede saepe damnatum ratio- 
nalismi systema ampUter dominari; itemque noscimus, in iisdem libris ea inter 
alia non panca legi, quae a catbolica ßde sinceraque explicatione de unitate 
divinae substanliae in tribus dislinctis sempiternisque personis non minimum ab* 
errant. ln compertis pariter babemus, neqne meliora, neque accuratiora esse, 
quae traduntur de sacramento Verbi incarnati deque nnitate divinae Verbi per* 
sonae in duabus naturis, divina et humana. Noscimus, iisdem libris laedi catbo* 
licam sententiam ac doctrinam de homine, qui corpore et anima ita absolvatur 
ut anima eaque rationalis sit vera per se atque immediata corporis fornfa. Neqne 
ignoramus, ea iisdem libris doceri et stalui, quae eatbolicae doctrinae de suprema 
Del libertate a quavis necessitate soluta in rebus procreandis plane adversantur. 
Atque illud eliam vel .maxime improbandum ac damnandum, quod GQntberianis 
libris homanae rationi et philosopbioe, quae ln religionis rebus non dominari, 
sed anciilari omnino debent, magisterii jus temere attribuatur, ac propterea 
umnia perturbentur, quae flrmissima mauere debent tum de distinctione inter 
sdentiam et fidem, tum de perenni fidei immufabilitate, quae una semper atque 
eadem est, dum pbilosophia humanaeque disciplinae neque semper sibi constant 
neque sunt a multiplici errorum varietate immunes. Accedit, nec ea sanctos Patres 
reverentia haberi, quam Conciliorum canones praescribunt, quamque splendidissima 
Ecclesiae lumina omnino promerentur, nec ab iis in catholicas scholas dicteriis 
absiineri, quae recolendae memoriae Pius VI. Decessor Noster solemniter damna- 
vit. Neque sileutio praeteribimus, in GQntberianis libris vel maxime vioiari sanam 
loquendi formam, ac si liceret verborum Apostoli Pauli oblivisci (11 Tim. 1, 15.), 
anl borum, quae gravissime monuit Augustinus: »Nobis ad certain regulam loqni 
fas est, ne verborum liceutia etiam de rebus, quae bis signiflcantur, impiam 
gignat opiniouem« (de civit. Dei lib. X. cap. 23). Ex quibus omnibus profecto 
vides, Dilecte Fili Noster, qua cura et sludio quum Tibi, tum Venerabilibus Fra* 
tribus Episcopis Tuis Suffraganeis sit invigilandum, ut ab^ istis dioecesibus GQn* 
tberiana opera amoveantur, et qua singulari spilicit'udine excubandum, ne doctrbia 
eisdem operibus contenta et jam proscripla ullo unquam modo sive in pbiloso* 
pbicis, sive in theologiris disciplinis a qnovis in posterum tradatur aut compro- 
betur. Jam vero dum Günther! opera damnanda esse censuimus ac censemus, 
haud possumus, quin Tibi signiflcemus, ipsum dilectum fliium presbyterum 
Antonium GOnther non mediorri Nos affecisse consolatione, quandoquidem ob- 
sequentissimis suis litteris die 10. mensis Februarii ad Nos scriptis cum summa 
sui nommis laude ampiissimis verbis seniel iterumque professus est, nihil sibi 
potius, quam supremae Nostrae et hujus Apostolicäe .Sedis auctorilati semper ob* 
temperare, et idcirco se humillime subjicere commcmorato decreto de suis operi- 
bus promulgato. Hoc autem egreglum sane Göntheri exemplom pari animi NostrI 
gaudio imitati sunt plures dilecti filii doclores tbeologiae, pbilosophiae, hisloriae 
ecclesiasticae et canonici Juris in variis Germaniae lyceis, ac primarii GQntherianae 
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doctrinae asseclae, qäi sais ad Nos datis iitteris rontestati sant, se cotimieinerato 
decreto bamillime snbjicere nihiique sibi magis cordi esse, qoam Ponflflciae 
Nostrae et hujos sanctae Sedis auctoritati ex anlmo obedire. Dum- vero bae re 
sommopere laetamnr, in eam porro spem erigimur fore, ut alii omnes Güntherla- 
nae doctrinae sectatores christianam tnm ipsius anctoris, tum horom animi doclH- 
tatem et obedientiam debitamque magisterio Nostro subjectionem Deo bene juvante 
aemnlari velint, atque ita ipsius auctoris coronam augeant et Nostram expleant 
cnmulentque laetitiam. Habes, Dilecte Fili Noster, qnae Tibi de hoc argumento 
rescribenda esse existimavimus, atque bac etiam occasione lihenUssime utlmor, 
ut iterum ostendamus et conflrmemus praecipuam, qua Te in Domino complecti* 
mur, benevolentiam. Cujus quoque certissimnm pignos esse volmnus Apostolicam 
Benedictionein, qoam tote eordis affectn Tibi ipsi, Dilecte FiH Noster, et gregi 
Toae vigilantiae commisso peramanter impertimur. 

Datum Bononlae die 15. Junii anno 1857. Pontiflcatos nostri anno undeciao 

Pius P. P. IX. 

XXXni. Eie Pii P. P. IX. Epistola Encyctica Amantisaimi 
Redemptoria d. d. 3. Maji 18Ö8 (bei Walter, fbntes p. 569., und hn 
Archiv Ili. S. »26 ff.). 

Den Schluss der Acta et Decreta concil. Prov. Coloniens. a. 1860 bildet 
(p. 245—256.) ein ausfDhrlicfaer Index rerum praecipuarum, quae dewetis 
eontinentur. Zu den im Archiv X., 67. bereits erwähnten nnd von so bald als 
möglich auch im Archiv roitzutheilenden Yollzugseriassen zum Kölner Provincial* 
concil ist jetzt auch bereits nachzutragen ein Erlass des Cardinal-Erzbischofs vom 
1. August 1868 zu part. li. tit. II. c. 20. <lm Archiv X., 47.) Ober den Ge¬ 
brauch des Römischen Breviers nnd Missais, und zu tit. II. c. 11. (ia 
Archiv IX., 273.) ein Erlass des Cardinal-Erzbischofs vom 10. October 1868 de 
haptiamo aub conditione conferendo. 

Rann ein Bischof, der irreligiöse Schriften verbietet, desshalb vor 
dem Civilgerichte auf Vermögensentschädigung belangt werden ? 

Unter dem 24. März 1863 liess der Advocat-Anwalt Julius 
Metz zu Lüxemburg, als verantwortlicher Redacteur und Eigenthömer 
des „Courrier du Grand-Duch^ de Luxembourg,“ vertreten durch den 
Advocat-Anwalt Andr^, den Hochw. Bischof und apostol. Vicar von 
Luxemburg, Herrn Nicolaus Adam es durch den Gerichtsvollzieher 
vor das Bezirksgericht über Civilsachen in Luxemburg laden, um 

„Angesehen, dass der Beklagte am verflossenen zweiten Decem- 
ber einen Hirtenbrief, der von den Kanzeln aller katholischen Kir¬ 
chen des Landes verlesen worden, herausgegeben hat, in dem unter 
Anderem das Blatt, dessen verantwortlicher Redacteur und Eigenthü- 
mer der Kläger ist, angeklagt wird, die öffentliche Moral zu Grunde 
zu richten, die Grundlagen der menschlichen Gesellschaft zu unter¬ 
graben, Gottlosigkeit, Lüge und Betrug zu lehren und zu verbreiten; 

Angesehen, dass der genannte Hirtenbrief erklärt, der Redacteur 
des „Courrier“ und seine Mitschuldigen seien aus der katholischen 
Kirche ausgeschlossen; dass die katholischen Christen, welche den 
„Courrier“ durch ihr Abonnement unterstützen und sich an demselben 
betheiligen, mit der Verweigerung der Sacramente bedroht werden, 
als unterstützten sie das Werk des Satans ;• 
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Dass endSlch d«r genannte Hirtenbrief erklärt, dass auch Hie- 
jMiigen, welche den „Conrrier^^ ohne dringende Nothwendigkeit lesen, 
nicht gültig im Bussgerichte können losgesproohen werden, obschon 
sie nicht au den Abonnenten des genannten periodischen Blattes zäh¬ 
len, dessen verantwortlicher Redacteur und Eigenthümer der Kläger ist; 

Angesehen, dass der Beklagte, indem er den Kedacteur des 
„Gourrier^ als namentlich aus dem Schoosse der katholischen Kirche 
ausgeschlossen erklärt und mit kirchlichen Strafen Diejenigen bedroht, 
die direct oder indirect das genannte periodische Blatt unterstützen 
würden, eines Missbrauch’s oder Excesses der Gewalt sich schuldig 
gonacht hat, der sur Fo^lge hatte, bedeutend die Zahl der Abonnen¬ 
ten und Derjenigen, die Ankündigungen d^ „Courrier^^ übersandten, 
zu vermindern, und in dieser Weise durch seine Schuld dem Kläger 
einen Schaden verursacht hat, dessen Ersatz kraft des Art. 1382. des 
Code Civil geleistet werden muss; 

Zum Schadenersatz laut Rechnung und zu den Kosten der Klage 
verurthdlt zu werden.*^ 

Es wurde dieser Prozess schon im Archiv IX., 475 f. kurz 
besprochen. Im NacMolgenden geben wir einen Auszug aus dem 
schon im Archiv X., 179. erwähnten scharfsinnigen Promemoria, 
welches der Obergerichts-Advocat Ernst Simons für den Hpchw. 
Bischof verfasste und worin er ein im Interesse des Klägers ver¬ 
öffentlichtes Promemoria widerlegte. 

I. Das Haupt des Luxemburger Klerus hat ein Recht ausge¬ 
übt, das der Kirche und ihren Dienern zusteht. Die Ausübung eines 
Rechtes kann keine Klage auf Schadensersatz veranlassen (qui jure 
suo utitnr, neminem laedit). 

Es besteht hier auch k^n Conflict zwischen dem kirchlichen 
und p<dittschen Rechte. 

Vom religiösen Standpunkte aus hat der Kläger kein Recht, den 
Irrthum zu lehren, der Beklagte aber nicht alMn das Recht, sondern 
auch die Pflicht, den Gläubigen das Lesen glanbenswidriger Schriften 
zu verbieten. 

Der Kläger kann somit nur ein politisches Recht anmfeu. 

Der Beklagte stellt ihm zuerst ein rein geistiges Recht entgegen. 

Beide Rechte gehören zwei durchaus verschiedenen Sphären an. 
Ersteres befugt, äussere Akte zu vollziehen, welche das Gesetz gegen 
materielle Fesselung in Schutz nimmt Letzteres beruht auf dem' 
religiösen Gesetze, auf dem Glauben: seine Kraft ergreift das Gewis¬ 
sen durch die Macht der Ueberzeugung. Man kann sagen, es ist nicht 
von dieser Welt .... 

Damit zwei Rechte in Conflict seien, muss die Ausübung des 
einen nicht bloss das andere in seiner grösseren oder geringeren Nütz¬ 
lichkeit, sondern in dessen Wesen angreifen, ^o kann, um das Bei¬ 
spiel unseres Gegners beizubehalten, der Eigenthümer bei Bauten, die 
er auf seinem Boden errichtet, der Nützlichkeit, der Annehmlichkeit 
des Eigenthums seines Nachbars Schaden zufügen, indem er ihm theil- 
V weise die Aussicht und das Sonnenlicht entzieht. Aber das Recht 
m^es Nachbars erlaubt mir nicht, unter dem Vorwtmde, mein Eigen- 
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thnmsrechf äuszuüben, auf sein Eigenem Unr^Bchfeiten oder auch 
nur verdorbene Luft abzuleiten. Jemanden gewisser Vortheile berau* 
ben; die er als zur Ausübung seines Rechtes gehörend ansieht, heisst 
nicht, sein Recht angreifen. In diesem Palle gibt es zwischen den 
beiden Rechten keine Collision, sondern eine freie Concurrenz. 

So ist der „Courrier“ ganz frei, seine religiösen Ansichten zu 
änssern, Ansichten, welche seinerseits der Beklagte berechtigt ist, zu 
kritisiren, zu brandmarken und zu verdammen. Diese zwei Freiheiten 
sind in nichts unverträglich. Aber wenn ein Jeder sein. Recht aus- 
übt und der „Courrier“ Abonnenten und Annoncen verliert , so muss 
er sich darein ergeben, wenn anders et nicht zwei ganz verschiedene 
Sachen mit einander verwechseln will: nämHch,^as Recht, welches 
die Conbtrtation gewährleistet, seine Ansichten durch die Presse zu 
äussern, und ein angebliches Recht, Abonnenten zu haben, ein Recht, 
das eine pure Einbildung ist, indem es Jedem freistebt, auf eine Zei¬ 
tung zu abonniren oder nicht. - 

Es handelt sich hier nicht um das Recht , seine religiösen An¬ 
sichten zu äussern. Dazu gewährt ihm 'die Constitution voBe Frei¬ 
heit, und diese Freiheit wird er' behalten, so lange es nicht in der 
politischen Leitung des Landes eine Uewalt gibt, die sich’s heraus¬ 
nimmt, eine Feder zu zerbrechen, welche sich innerhalb der Schran¬ 
ken der Gesetzlichkeit hält. 

Verwechseln wir aber mit dieser grossen politischen Freiheit 
nicht die materiellen Mittel, durch deren Gebrauch dieselbe mehr 
oder weniger Aufsehen macht oder sich mehr oder weniger Erfolg 
und Nutzen verschafft. Die Wirksamkeit dieser Mittel, ist sie nicht 
in jeder Hinsicht abhängig, nicht von dem constitutionelien Rechte, 
sondern von den Rechten dritter Personen ? Das Recht zu schreiben, 
was man denkt, legt Niemanden die Pflicht auf, das Geschriebene zu 
lesen; es'erzeugt nicht das Recht, Drucker zum Drucken, Abonnen¬ 
ten zum Bezahlen, Annoncen zum Absetzen eines Profites, zu haben: 
Alles das hängt von dem guten Willen dritter Personen ab. . . . 

Der Herr Provicar hatte das Recht, Denjenigen, deren Ueber- 
zeugnng sie zum Gehorsam gegen ihn verpflichtet, die Lesung des 
„Courrier**' abzurathen, oder sogar zu verbieten, und diese hatten das 
Recht auf den „Courrier“ zu verzichten. Durch die Ausübung die¬ 
ses beiderseitigen Rechts ist der „Courrier“ benachtheiligt worden; 
er kann diesem doppelten Rechte kein anderes Recht, sondern nur 
sein Interesse entgegensetzen; aber gerade diese lässt der oben ange¬ 
führte Grundsatz nicht zu. . . . 

H. Die Kirche hat eine eigene Gerichtsbarkeit; ohne discipli- 
näre Gewalt, ohne eine, wenigstens geistige Gerichtsbarkeit könnte 
sie nicht als Gesellschaft bestehen; das ist ein so wesentliches Recht, 
dass es nie, in keinem Staate, ist in Zweifel gezogen worden. Sogar 
Portalis, der in mehrfacher Beziehung nicht mit der Lehre der Kirche 
übereinstimmt, erkennt ausdrücklich der Kirche dieses Recht zu; in 
seinem Bericht über das Concordat drückt er sich also aus: „Die 
Kirche hat eine eigene Gewalt, die sie von Gott selbst empfangen, 
und die rein geistig ist; aber ehemals sidi man die Geistlichen ausser 
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dieser Gewalt unter dem Qeprttuge eines Tribunals noch eine äusser- 
licbe Gerichtsbarkeit austtben; diese Gerichtsbarkeit, sagt Abb€ Foy, 
ist eine Woblthat des Fürsten. Daher unterschied man bei den Die¬ 
nern der Religion zwei Arten von Gewalten: Die eine, die der 
Kirche angeboren ist, und die ihr von ihrem göttlichen Stifter ge¬ 
geben ward; sie ist wmiiger dne eigentliche Gerichtsbarkeit als vid- 
mehr ein Amt; die andere, die nicht immer der Kirche angehört hat 
ui^ die die Kirdien durch eine ausdrückliche oder stillschweigende 
Zustimmung der Fürsten erhielten.Diese geistliche Gerichtsbarkeit, 
^ nach Portalis der Kirche angeboren ist, übt keinen äusseren 
materiellen Zwang ans, und scheint dadurdi sdlein schon jeder Con- 
trolle def weltlichen Gewalt enthoben zu sein. 

Wer also, wenn nicht die Kirche und die Kirche allein, wird 
in Fragen über die Religionslehren entscheiden? Wer soll die Diener 
einsetaen, die das Werk Gottes bis an’s Ende der Zeiten fortsetzen? 
Wer die Sflndra verzeihen, £e Bussen bestimmen,? Wer kann dar¬ 
über urtheilen, ob Dieser oder Jener würdig Jst, das Sacrament, das 
er verlangt, zu empfangen? Wer soll bestimmen, ob eine Schrift 
dem Glauben und der ^ristlichmi Moral entgegen ist, oder welcher 
Schriftsteller sich durch seine Schriften von der katholischen Kirche 
getrennt hat ? 

Es ist sdbstverständlich, dass principiell kein Anderer, als die 
Organe der Kirehe selbst, sich in diese Fragen einmischen kann, und 
dass die erwähnten Rechte überall anerkannt und geachtet werden 
müssen, wo die Kirche vom Staate ana'kännt und geachtet wird. Die 
Gewaltdiätig^eit kann deren Ausübung hindern, aber, wie Fleury 
sagt: Die Kirdie hat diese Redite unter den heidnischen Kaisern 
genossen, und sie können ihr durch keine menschliche Macht entzogen 
werden. 

Unser Gegner selbst gibt zu, dass in den Ländern, wo die 
Kirdm frei ist, wie z. B. ln Belgien, die An^bung des priesterlichen 
Amtes keine Einmischung des Staates in seine Befugnisse zulässt, 
und dass die Diener der Religion civilrechtlich nicht verantwortlich 
sind für die Handlungen, die sie als solche vollziehen. 

Auch muss der Kläger, um sein Recht zu begründen, die Frei- 
h^ und Unabhängigkeit der Kirche im Gressherzogthum läugnen, 
und zu einer Gesetzgebung seine Zuflucht nehmen , von der bei uns 
höchstens nur noch einige Bruchstücke bestehen. Das Concordat und 
die organischen Artikel Nr. 9. und 6. vom Jahr X. sind es, die der 
„Cottrrier‘‘ als eine Schutzwehr unserer constitutionellen Freiheiten, 
der katholischen Kirche gegenüber, anruft. 

Ich udll hier eine kurze Analyse dieser Gesetzgebung folgen 
Imsmi. Der Art 9. des organischen Gesetzes lautet: „Der katho¬ 
lische Cultus wird ausgeübt unter ^r Leitung der Erzbischöfe luad 
Bischöfe in den DiöcMen, und unter der der Pfarrer in den Pfarreien.“ 
„Unter dem Wort Leitungt“ sagt Dalloz, „muss man die geist¬ 
liche Gerichtsbarkeit verstehen, die der Kirche angehört Die¬ 
selbe wird nicht unter .ihrem wahren Namen erwähnt, entweder weil 
sie von kemer eigmtliehen äusseren Zwangsgewalt begleitet ist oder 
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um sie yon< der alteu G«riehfebarindt za m^rsekeidra, welcim i^e 
Kirche ehemals in ihren festlichen Geriehten ausflbte.'* 

An das Prinef^ der geistlichen Geri^tsbarket reihen sieh als 
Zusatz, oder, in dem System der organischmt Artikel, vienehr ids 
Berichtigung, die Besthnmmigen, welche die Appellation wegos Min- 
brauchs betreTen: Art. 6. Er wird ein Recurs an den Staatsrath in 
allen Fällen stattflnden, wo Seitens der Obern und anderer kirchlichen 
Personen Missbrauch stattgefunden hat. Die Fälle des Missbrauehs 
sind: widerrechtliche und übertriebene Ausübung der Gewalt, die 
Uebertretung der Gesetze und Regiemente der Republik, die Ver¬ 
letzung der Bestimmungen, welche durch ehe in Fraakrei^ augenom- 
menen Canones geheiligt sind, der Eingriff in die Freiheiten, Gerecht¬ 
same und Gewohnheiten der gallikanischen Kirche, mid jede Unter¬ 
nehmung Und jede Ver&hrungsart, welche bei der Ausübung des 
Onltns die Ehre der Bürger verletzen, ihr Gewiseeu wBlkürlioh vw- 
wirren, gegen sie in Druck oder iu Beecbtmpiui^ odet in öffentliches 
Aergemiss ausarteu kann. ’ 

Die Kirche hat in diesen Verordnungen und insbesondere in 
dem letzten Theile des Art. 6. einen EingrtfT in ihre BecMe erkannt. 
Man begreift, dass der Staat rtch eine Waffe gegen die Uebergi^e 
des Klerus in die Befugnisse und Prärogative der weltiichen Regie¬ 
rung schaffen wolle. Aber dabei bleiben die Vorsiehtsmassregeln des 
Gesetzgebers vom Jahr X. itidit stehen. Er will die kirchlichen Vor¬ 
steher erreichen, in der Gewalt, die ihnen ihre priesterlichen Functio¬ 
nen verleihen; er will selbst in den Fällen sich über sie ein Redit 
anmassen, wo das gemeine Recht sie nicht trifft, und er unterwirft 
sie der Censur eines weltiichen Gesichts, selbst bezüglich derjenigen 
Handlungen, die wesratiieh mur ^e Ausübung ihres Amtes smd, 
wie die Verweigerung der Sacramente, des kirchlichen Begräbnisses 
u. s. w. 

Die Kirche hat die organischen Artikel uoeh unter einem anderen 
Standpunkte getadelt. Sie sind zu glehdier Zeit mit dem Coneordate, 
aber ohne EinwilUgttng des Papstes, veröffentlicht worden; auch hat 
Pins VII. .im Consistorium vom 24. Mai 1S02 fsierMch gegen diesel¬ 
ben protestirt, . (Vgl. auch Archiv IV., 319.) 

Sie haben weder den Charakter eines Vertrages, noch irgend 
eines Uebereinkommens, weil sie einzig und allein von der firanzösi- 
schen Regierung ausgingen. Dessgleichen warMi sie auch kein eigent¬ 
liches Gesetz, weil das gesetzgebende Corps sie^ nicht als solche 
votirt hatte, sondern hur als Anhängsel zu' einem Vertrage. Das ist, 
wenn ich nicht irre, ein radicaler Fehler der organischen Artikel. Sie 
sind in Wirklichkeit weder Vertrag, noch Gesetz. Wir können in 
denselb^ nur ein polizeiliches Reglement erblicken, das b^mlich. 
Unter dem Mantel eines denkwürdigen Uebereinkommens, in das Hci- 
ligthum des gesetzgebenden Körpers eingeschliehen hat, und das 
nachher. Dank einem colorhten aber usurpirten Titel, einra PlatU in 
dem Bülletin der Gesetze gefunden hat. 

Alles, was wir so eben geragt, wird'indess unseren Gegner 
nicht aUtalten, eine lebhafte Vorliebe zu. zeigen'für di« Stitatsordmoig 
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Tom Jahre X., so wie aneh elaeii grossea Ahsebeu gegen die Con¬ 
stitution Belgiens. Solche Gesinnungen von Seitm des Redaetenrs 
einer liberalen Zel^g dflifton uns wohl in Staunen versetzen, wenn 
sie ihm nicht diesmal durch die Noth des Rechtshandels eingegeben 
wären. ... 

Indessen befriedigen die organischen Artikel, so wie sie heute 
in Frankreich durch den Staatsrath angewandt werden, unseren Gegner 
noch nicht. Er schärft noch deren Strenge, indem er die Befugnisse, 
welche sie nur dem Staatsrathe ertheilen, auf jeden Gerichts¬ 
hof übertragen will. • 

Die Appellation wegmi Missbrauch gegen Geistliche gibt diesen 
wirklich eine gesetzliche Garantie, kraft welcher der directen Juris¬ 
diction der Gerichtshöfe die Hängungen der im Dienste stehenden 
Geistlichen entzogen werden, d. h. jene Handlungen, die mit den 
Handlungen des Priesterthums in innigster Verbindung stehen, sich 
so zu sagen mit demselben identtiieiren. Hierüber bestand nie ein 
Zweifel, So weit das sich auf beschädigende Thatsachen bezieht,.die 
weder Verbrechen noch Vergehen sind und die man auch als eigent¬ 
liche Fälle von Missbrauch bezeichnet. Dem Staatsrath allein 
steht es zu, den Missbrauch >zu constatiren ^). Aber selbst in Betreff 
der Vergehen entscheidet man itich allgemein dahin, dass sie nicht 
direct vor den Gerichtshöfen verfolgt werden können; der Staatsrath 
muss zuerst erklären, dass Missbrauch stattgefunden und dann auch 
noch hat' er das schiedsrichterliche Recht, es entweder bei dieser Er¬ 
klärung über Missbrauch bewenden zu lassen oder gerichtliche Ver¬ 
folgung zu gestatten. Der CassationShof und der Staatsrath waren 
seit 1840 einig in Betreff dieser Jurisprudenz, wovon das höchste 
Gericht abwich durch sein Urtheil vom Jahre 1861 in der Angelegen¬ 
heit des Abbd Lhdmeaux, 'indem es entschied," dass zur öffentlichen 
Klage auf Bestrafung eine vorläufige Ermächtigung des Staatsrathes 
nicht erfordert sei. Dieser Punkt kann also wiederum zweifelhaft er¬ 
scheinen. Wie dem auch sei, gewiss ist es, dass die organischen Ar¬ 
tikel ein Sebutzsystmn für den Klerus einftihrten; sie verleihen den 
Geistlfdien eine.Garantie, ähuKch dm*, welche die öffentlichen Beamten 
in Frankreich in der Ausübung ihres Amtes geniessen. Ein Urtheil 
des Obergerichtes zu Orleans vom 11. Juni 18^0 erklärt vollständig 
diese Tragweite des organischen Gesetzes. Whr lesen darin: „In Er¬ 
wägung, dass unverkennbar die geistlichen Personen eine moralische' 
Jurisdiction haben, welche ihnen das Recht gibt, durch Rath und 
ffurch Tadel auf alle Anhänger ihres Cultus zu wirken, dass sie so¬ 
wohl durch ihre canonische, gesetzlich anerkannte Einsetzung, als auch 
durch ihren Eid auf die Staatsgesetze, gleichsam'eine regierende Be- 
frigniss erhalten hinsichtlich der Unterweisung im Glauben, der Beob¬ 
achtung der Religionävorschriften, dass somit die Erfüllung dieser reli¬ 
giösen und zugleich gesetzlich«) Mission nothwendiger Weise eine 
Freiheit im Handeln erfordert, die Ausübung einer Gewalt, welche in 


1) Mangin, traitd de l’action pnbliqae et de l’action cmle, Nr. 253 i.' f. 
Dufow, droit administr. appl. t V. p. SS et eatr. 
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dem Staate, ale desem HeUec and m^rtdisiche Mitarbeiter die Priester 
betraebtet werden können, Schate finden mass.“ 

Das ist in grossen Zügen der Cfaaraeter der Qesetzgebang, welche 
der Kläger aarnft. Wir wollen jetzt uptersachen, ob sie nceh einen 
Theil nnseres öffentlichen Rechtes aasmacht. 

m. Der Kläger baat einen ganzen Beweis anf den Art. 22. 
der Constitution, der die Regelung der Verhältnisse zwischen dem 
Grossherzogtbum and ^em heiligen Stahle durch Uebereinkommen und 
unter Zustimmung der Ständeversammlung vorsieht „Diese Bestimm¬ 
ung, sagt der Kläger ,• kennzeichnet klar die constitutionelle Stellung 
der Kirche: es ist das Regim der Cmicördate. Dieses Regim begreift 
in sich die Einigung der Kirdie and des Staates, den Schate der 
Kirche diprch den Staat und die mehr oder weniger tiefe Unterordnung 
der Kirche unter den Staat, 

Obgleich solche vage Deductionmi aach nicht im Entferntesten 
die eigentlichen Fragen des Prozesses berühren, so kömiea wir die¬ 
selben doch nicht unbeantwortet lassen. Ein Concordat implicirt nie 
eine Einigung zwischen Kirche and Staat in dem Sinne, als müsse 
jene diesem untergeordnet werden. Durch Schliessung eines Concw- 
dates, d. h. eines Uebereinkommens, ij;eten die beiden Parteien als 
ebenbürtig auf; sie,machen sich gegenseitige Copcessionen im Inter* 
esse eines guten Einverständnisses; der Staat erkennt die Kirche als 
Qesellsübaft bis auf einen gewissen Punkt an and beschützt sie; aber 
ein Grundprincip des canonischen Rechtes verlangt, dass die Kirche 
als Gesellschaft, als von dem Staate verschieden, festgehalten werde. 
Die Kirche ist Eine, die Staaten sind vielfältig; beide Institute haben 
weder denselben Ursprung noch denselben Zweck; aber bdde unter¬ 
stützen sich gegenseitig. 

Der Art. 22. der Constitution sagt keineswegs, dass die za 
sehliessenden Conventionen mit dem h^ligen Stuhle'von diesen Grund¬ 
sätzen abweichen sollen; er implicirt also nicht die Unterordnung der 
Kirche unter den Staat. Uebrigens, wie. diese künftigen Convenüonen 
auch beschaffen sein mögen, <^enbar sind sie es nicht, welche diesen 
Prozess beeinflussen. Schauen muss man auf das, was ist, and nicht 
auf das, was sein kann. ... . , 

Bis zum Jahre 1831 ist das R^im des Concordats imd der 
organischen Artikel bei uns wie im ganzen Reiche der Niederlande in 
Kraft geblieben. Zu dieser Z^t wurde die belgische Constitution an 
deren Stelle gesetzt für das gmize Land, mit Ausnahme der Stadt 
Luxemburg, weltdre unter der Herrschaft des Kihüg-Grossherzogs ge¬ 
blieben'war. 

Der Art. 12. des Beschlusses über die Wiederbesitznahme vom 
11. Juni 1839 lässt diesen Zustand fmtbeatehen, indem er sagt, dass 
Alles, was den Klerus, die Kirchen, den Dienst Gottes., 
betrifft,' ganz au bleibt, wie es am Tage der Besitz¬ 
nahme war. 

Bisher wurden alle Bemühungen, diesen Zustand zu regeln, 
nicht mit Erfolg gekrönt; daraus entstehen sehr schwierige Fragen, 
die unser Gegner mit einer merkwürdigen Kühnheit löst. 
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wüte jbs politiseh i^ewMeB, dieM Regd in Besag aof dm Coitus 
aofsaheben. 

Der Zustand, t<mii Tage der Wiederbeeitsnahme an, war offen* 
bar der, den'die Revolution dem fcdbesen Zaetande s^Ntituirt hatte. 
Diess kann keinem Zweifel unterliegen. Wenn eine Schwierigkeit eia- 
tritt, so rührt sie einzig daher, dass der Statusquo nicht durchaus 
derselbe für das ganze Land war; unser Gegner löst auch diese 
Schwierigkeit in einer wenig logischen Weise, indem er von vorne 
herein alles beseitigt, was in dem neunzehn zwanzigstel Theile des 
Landes bestand, um sieh nur an das zu halten, was, nach ihm, in 
der Stadt Luxemburg allein bestand. 

Wir könnten hier den Kläger mit seinen ebenen Waffen be* 
kämpfen. 'Er glaubt gewiss, die Coexistenz zweier entgegengesetzter 
Gesetzgebungen, für zwei verschiedene Theile des Grossherzogthums, 
siegreich bewiesen zu haben. Wmn wir daher unsererseits bewiesen 
haben, dass das belgische Begim nicht abgeschafit wprden ist, so 
'muss man daraus schliessen, dass noch Inr das ganze Land be¬ 
steht; dass die Ausnahme in der Regel verschwunden ist; dass man 
von dem kleineren Theil, einem einzelnen Ort, einigen Pfarreien ab¬ 
gesehen hat, um beizubehalten, was allgemein, national geworden war. 
Aber wir überlassen unserem Gegper ^ese allzu spitzfindigen Berech¬ 
nungen; wir brauchen dieselben nicht, | wie man nun durch einbJDar* 
Stellung des wirklichen Thatbestandes,* wie er durch die EreigDisse 
und durch die seit 1830 gesetzten Akte geworden, ersehen wird. 

Als im Jahre 1830 das ganze Gebiet ausserhalb der Stadt Lu¬ 
xemburg an Belgien kam, blieb auch die Stadt Luxemburg noch eimge 
Zeit unter der geistliehen Gerichtsbarkeit des Bischofs vm Nmnür. 
Im Jahre 1833 ward sie zu einem apostolischen Yicariate 'erhoben. 
Seit dieser Zeit hört die Herrsehaft des Conoordates und der orga¬ 
nischen Artikel ln der Stadt aufl Wer das apostolische Yicariat 
ohne Bedingung annhnmt, der nimmt den Missienszustand an; 
nun aber ist der Missionszustand unvereinbar mit einer activen Inter¬ 
vention der Begimrung in der YerwaUung und Gwiehtsbarkeit der 
Kirche. 

Es kam das Jahr 1S39. Der König nidun wieder Be^z von 
dem luxembui^ischen Gebiete. Er fand das Land ausserhalb der 
Stadt unter der HerrschiJt der durch die bel^sche Verfassung suio< 
tionirten Principien, und die Stadt Luxemburg im ÜBssionszustonde« 
Dieser Zustand der Dinge wurde beibehalteu; was folgte daraus? 

Dass das Land ausserhalb der Stadt zeitweilig noch untw da 
Gerichtsbarkeit des Bischofs von Namür blieb. Aber 1840 sprach 
das am 2. Juni erlassene Breve Gregor’s XYI. die Trennung des 
Grossherzogthums Luxemburg voin Bisthum Namür aus und machte 
daraus ein apostolisches Yicariat^ es ward als solches unter die gei^* 
liehe Leitung des apostolischen Yiears der Stadt Luxemburg gesteht, 
der sdt 1833 ernannt worden war. Dw König-Grossharzog geaeh* 
migte dieses Ikeve des heiligen Yaters dureh seinen Beschluss v<ub 
13. Juli 1840. 

So ist also das bisher durch die belgische GlesetsgebuBg regierte 
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Q«biet auanrhaib der Stadt dbntwiÜleB oUt 4» Stadt Loxamburg ia 
den Missionszustand gekommen. ' 

Seit der Zeit ist die Yerwaltang eine und dieselbe und nntheil* 
bar; und weiehe Verwältnng ist eä? 

Für das Land ausserhalb der Stadt, das apostolische Yicariat, 
d. b. der auf das belgische Regim gepflanzte Missionszustand. 

Für die Stadt Luxemburg, rein das apostolische Yicariat. 

Für beide, imiper dw MUsionszastand. 

Es kann also ron organischen Artikeln keine Rede mehr sein. 
Die Mission ist nichts anderes, als Ae geistliche Yerwaltung^ welche 
direct vom heiligen Yater durch seinen Bevollmächtigten ausgetibt 
wkd; es ist die geistliche Yerwaltung^ die im Yertrauen von Seiten 
des Königs dem Oberhaapte der Kirche ohne Eflnderniss und Controle 
überlassen wird; es ist ein provisorischer Zustand,, wenn man will; 
aber eine seineir wesentiichsten Eigenschaften ist Ae ganze und rolle 
Freiheit des Papstes in der Ausübung der Gewalt, Ae er seinem Be- 
vAlmächtigt^ {übertragen bat. Das Concordat und Ae organischen 
Artikel sind unter solchen Yerhältnissen parAisirt; sie sind einge- 
scblummert, sie können rrieder in’s Leben gerufen werden, aber nur 
durch eine neue Thatsache. Und wie lässt es sich ferner begreiien, 
der heilige Stuhl habe, als er sich mit dem König-Grossherzog daMn 
verständigte, dass er selbst die kirchlichen Angelegenheiten des Gross- 
herzogthums durch seinen Yicar verwalten liess, sich diesen selben 
organischen Artikeln unterwmrfen habe, gegen welche seine Yorg^ger auf 
dem pi^stlichen Stuhle feierlich protestirt hatten? Er habe uazu An¬ 
gewilligt, seinen Stellvertreter in den Handlungen , wAche dieser als 
sein Repräsentant vornehmen sollte, der Censur, dem öffentlichen, offi- 
cieUen TadA jedes Richters preiszugeben ? Die Gründung des apo* 
stolkchen Yicariats ist das Resultat Aner Yerständigung zwischen 
KirAie und Staat, es ist eine provisorische Uebereinkunft, es ist ein 
Concordat — da unser Gegner durchaus ein solches haben wiU — 
aber ein Concordat, das nichts gemein hat mk dem vom Jahre X. 
und dmi organisAien Artikeln, deren Abschaffung es vielmehr, sowAt 
dtess nöthig war, beAngte. Li allem diesem gibt es nichts^ was mit 
den Grundprincipien des constitutionellen Rechtes anvmträglich wäre. 
In der That, was kennte der König der Niederlande im Jahre 1839" 
thun? Er nahm vom Lande gemäss der Tractate wieder BeAtz in. 
voller Souveriüiität. Es stand ihm frei, den Status quo, den die Re¬ 
volution geschaffen, aufrecht zu erfaAten; nichts konnte ihn daran 
hindern, und er hat das nicht bloss in Betreff des Cultus getban, 
sondern in Allem, mit der alleinigen Ausnahme in Betreff der Justiz, 
von der wir sprachen, eine Ausnahme, die auf ganz besondere Motive 
gegründet war; er hat dadurch nichts von seinem Souveränitätsrechte 
vergeben; denn er hielt das durch die belgische Constitution aner¬ 
kannte Princip der Freiheit bei uns aufrecht mcht als einen inte- 
grirenden Theil unseres öffentlichen Rechtes, nicht als eine dem Kle¬ 
rus bewilligte constitutionelle Gewähr, sondern As einen vorüber¬ 
gehenden Zustand,, in Ehwartung, dass diese bedeutende Angelegen- 



beit, die sieh nAebt:' asgenbUcldieh oidnea Hess, spSter d^iHir ge> 
regelt würde. 

Es waren übrigens sehr annehmbare und selbst unbestrdtbare 
Gründe vorhanden, die alte Gesetzgebung der Niederlande nicht mehr 
in Kraft treten zu lassen ; wir haben dieselben schon angedeutet ; die 
Lage des Landes war ein Ausnahmezustand, weil es nicht als Bis¬ 
thum eingerichtet war; es besass keinen Staatsrath. Was die meisten 
Yerfiigungen des .Concordates und der organischen Artikel anbejmigt, 
so war die Rückkehr zur Vergangenheit thatsäehlich eine Unmög¬ 
lichkeit. Da nun aber das Concmrdat ein Vertrag ist, so kann es 
nicht zum Th^l aufrecht erhalten werden tmd zum Theile todter 
Buchstabe bleiben. 

Fügen wir hinzu, dass num im Grossherzogthum nie das ange¬ 
nommen hatj was der Kläger hente b^auptet. Zum Beweise dienen 
die Texte, auf die er s^st sich beruft. Die Art. 22. und 119. der 
Verfassung sprechen von Uebereiukünften, die mit dem heiligen Stühle 
behufs Bestimmung der Verhältnisse zwischen Kirche und Staat ab- 
zuschliessen seien. Alljährlich spricht die Krtme in der Thronrede an 
die ^nde die Hoffnung ans, dass bald der prOTisorische Zu¬ 
stand der Verwaltung der Kirchenangelegenheiten werde 
anfhÖren können^). Was bedeutet diese Sprache, wenn das Gon- 
eordat und die organisdiai Artikel des Jahres X. .nicht lu^ehürt 
haben, zu bestehen? 

Sonderbar! Seit 1839 sollen das Coneordat und die organischen 
Artikel noch in voller Kraft bestehen, wälzend doch Usfaer Niemand, 
nicht mehr als von 1880 bis 1889, daran gedacht hat, sie in unserem 
Lande in Anwendung zu bringen. 

Der erste Artikel des organisehen Gesetzes verbiete, die Acte 
der römischen Curie ohne die Genehmigung' dm* Regierung zu ver¬ 
öffentlichen; sind diese Acte bei uns nicht seit drei und zwanzig Jah¬ 
ren ohne irgend welches Dazwischentreten der Regierung veröffent- 
Kcht' worden? 

Art. 4 desselben €lesetzes vom Germinal verbietet, irgend ein« 
Synode, sei es auch eine Diöcesan-Synode, irgend welche berathende 
Versammlung ohne die ausdrückliche Erlaubniss der R^ierung abmi- 
halten; haben diese bmrathenden Versammlungen, diese Synoden nicht, 
namentlich im Jahre 1848, stattgeftmden, ohne dass es irgend Einem 
eingefallen wäre, die Staatsgewalt davon in Kenntniss zu setzen? 

'Art. 6. führt die Appellation wegen Missbrauchs ein. Wann 
hat je ein solcher Recurs stattgefunden? Wo ist dw Riditw, dm 
darüber erkennen soll? 

Wann hat sich die Regierung je in die Klagmi dm GeistUcheni 
gegen ihren Oberen mischen wollen? hat sie nicht jede Dazwischen- 
kunft förmlich abgelehnt? 


1) Thronrede S. R. H. des Prinzen Heinrich vom 28. Octoher 1868. [Man vgl. 
auch die interessante „Denkschrift Uber die Lage der Katholiken in den 
Kiederlanden seit ihrer Emancipation im Jahre 1798 bis auf unsere 
Tage. Ans dem Französischen. Köln bei Bachern 1860." 78 S. 8.] 
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Art 16. sdll, dass jeder-Bischof ein Franzose von Geburt 
sei. Bei uns hat der Papst einen apostolischen Yicar ernannt, und 
e.< war ein Fremder. Hat er etwa vor einem Bischof und zweien vom 
Könige ernannten Geistlichen die durch Art. 17. des Gesetzes vom 
Jahre X. vorgeschriebene Prüfung bestanden? 

Das Concordat (Art. 6. und 7.) und die organischen Artikel 
(Art. 19. und 20.) fordern, dass die Bischöfe und Dechanten dem 
Landesherrn den Eid der Treue leisten; so nenne man doch einen 
einzigen Kirchenoberen oder Dechanten, der seit 1839 diesen Eid -ge¬ 
leistet hätte. Soll er den Dechanten vielleicht desswegen erlassen 
worden sein, weil sie unter den belgischen Verhältnissen, den organi¬ 
schen Artikeln ganz zuwider, den Namen Dechanten angenommen 
und beibehalten haben? Wo ist ein seit 1839 ernannter Dechant, 
der, dem Art. 19 zufolge, vorerst von der Regierung genehmigt 
worden wäre. 

Art. 20. verbietet den Bischöfen, ohne die Ermächtigung der 
Regierung sich von ihren Diöcesen zu entfernen; wurde je bei der 
Regierung zu die.sem Zwecke angefragt? hat sie sich etwa in ihren 
Prärogativen angegriflfen geglaubt, wenn die Bischöfe ohne ihre Ge¬ 
nehmigung Reisen anstellten, von denen Jedermann wusste? 

Art. 23. schreibt vor, dass die die Einrichtung der Seininarieri 
'betreffenden Regiemente der Genehmigung des Landesherrn unterworfen 
würden; ein Seminar ist bei uns geschaffen und in einem dem Staate 
angehörigen Gebäude eingerichtet worden; es wird unterstützt, gerade 
wie die Seminarien in Belgien; hat man jo verlangt, dass das Regle¬ 
ment, welches die Einrichtung dieser Anstalt bestimmt, der Regierung 
vorgelegt würde, hat man je daran gedacht, ihr dasselbe zu unter¬ 
breiten? Haben etwa die Professoren dieser nämlichen Anstalt die 
durch Art. 24. vosgeschriebene Erklärung abgelegt; haben sie sich 
dazu verpflichtet, keine anderen als die durch die Declaration von 
1682 festgesetzten Lehren vorzutragen? Wer kümmert sich auch nur. 
darum, zu wissen, was in dieser Anstalt gelehrt wird? Man ist 
darum nicht mehr besorgt, als um die Vollziehung der die Theologie' 
Studirenden und die Priesterweihe betrefTenden Art. 25. und 26. 

Jede Gewalt ist eifersüchtig darauf, ihre Prärogativen auszu- 
üben. Wenn also die Regierung sich der wichtigsten Acte vollstän¬ 
dig enthalten hat, selbst da, wo sie ihre Rechte hätte geltend machen 
sollen, beweist diess dann nicht, dass, Ange.sichts des Art. 12. des 
Beschlusses vom 11. Juni 1839 und in Berücksichtigung des Mis¬ 
sionszustandes, in welchem das Land sich befindet, alle Regierungen, 
die bei uns aufein andergefolgt sind, diese Enthaltung als eine Pflicht 
betrachteten ? 

Ausser Zweifel ist’s, dass durch die Besitznahme von 1839 die 
Souveränetätsrechte des Königs-Grossherzogs wieder in Kraft getreten 
sind: vermöge dieser Rechte eben konnte er provisorisch die absolute 
Unabhängigkeit der Kirche aufrecht erhalten, mit dem Vorbehalte, sie 
später vielleicht durch eine üebereinkunft mit dem heiligen Stuhle 
einschränken zu können. 

Geben wir auch einen Augenblick zu, dass der Grundsatz der 
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vullstSndigsteu Trenuuiig der ELirche Vom Staate, so wie er durch die 
belgische Verfassung anerkannt ist, zur Höhe eines constitutioneilen 
Rechtes erhoben und in den Grundvertrag einer Monarchie aufgeUom- 
men, sich nicht mit dem Souveränetätsrechte, mit dem die Rechts¬ 
gelehrten das jus circa sacra verbinden, vereinigen liesse, auch dann 
wäre gewiss noch nichts Regelwidriges in dem Bestehen solcher Ver¬ 
hältnisse, in so weit dieselben als provisorische Einrichtung durch den 
freien Willen des Landesherrn aufrecht erhalten würden. 

Wenn die Verfassung von 1856 wirklich voraussehen liesse, 
'dass an die Stelle dieser Zustände das von unserem Gegner soge¬ 
nannte Regim der Concordate und der Unterordnung der 
Kirche gesetzt werde; wenn in der That einigen constitutionellen 
und gesetzlichen Verfügungen schon durch Einschränkung der Unab¬ 
hängigkeit der Kirche Veränderungen des Statusqno mit sich gebracht 
hätten; wenn thatsächlich der Staat heute die Kirche beschützte, 
würde denn daraus folgen, dass wir jetzt auf einmal mit vollem Rechte 
wieder unter die Botmässigkeit der Concordate und der organischen 
Artikel gesteift, und also von einem Extrem in’s andere gefallen seien? 

Es könnte, meiner Meinung nach, höchstens daraus folgen, zu¬ 
erst, dass das noch nicht abgeschaffte belgische Regim von einem Tag 
auf den anderen einem anderen System w'eichen könnte, und dann, 
dass dieses immer provisorische Verhältniss schon Veränderungen ei'- 
litten hätte: die Ausnahme bestätigt die Regel. 

Die Thesis des Anklägers ist also nicht haltbar. 

Um noch klarer zu beweisen, wie falsch sie ist, w'ollen wir 
einen Augenblick von der allgemeinen Frage abgehen und auf die 
gunz specielle Frage des Processes kommen, nämlich auf die Be¬ 
stimmungen, welche die Appellation wegen Missbrauch regeln. 

Kann man sich in unserem Grossherzogtbum auf diese Bestimm¬ 
ungen berufen? Unser Gegner selbst beweist, dass der seit 1830 
unmöglich gewordene Appell an den Staatsrath bei uns nicht wieder¬ 
hergestellt ist Was wird demnach aus den Worten: „Es wird der 
Recurs an den Staatsrath gestattet sein in allen Fällen^ 
ü. 8. w.? Und doch ist diess der Nerv des Gesetzes, was darauf 
folgt, ist nur eine Aufzählung der MissbrauchsMle: Die Miss- 
brenchsfälle sind u. s. w. Die organischen Artikel stellen für 
ausnahmsweise Thatsachen und Rechte eine ausnahmsweise Gerichts¬ 
barkeit auf. Verschwindet diese Gerichtsbarkeit, so wird die ganze 
Einrichtung des Gesetzes zerstört und das'Gesetz selbst verschwindet. 

Unser Gegner gelangt zu einer ganz entgegengesetzten Folgerung; 
nach ihm sollen die Missbrauchsfälle, in Ermangelung des mit den-, 
selben beauftragten Staatsrathes, vor die gewöhnlichen Tribunale ge¬ 
bracht werden. Diess könnte man kaum zugeben, wenn das Recht des 
Appells, zu trennen, wegen Missbrauch, so wie es durch das Gesetz 
vom Jahre X. festgesetzt ist, bei uns schon vor diesem Gesetze be¬ 
standen und der Gerichtsbarkeit der gewöhnlichen Tribunale unter¬ 
worfen gewesen wäre; wenn nämlich die organischen Artikel nur 
diess bezweckt hätten, eine spezielle Gerichtsbarkeit einzusetzen, so 
dass nach dem Verschwinden dieser das allgemeine Recht wieder in 
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Kraft getreten wäre. Dies wfll nnser Gegner beweisen, allein es ge~- 
lingt ihm nicht. 

In Frankreich waren die Bfissbranchsfälle vor Alters nicht recht 
bestimmt. Der Klerus erhob Einsprache gegen die Unbestimmtheit 
der Gewohnheiten, Ordonnanzen und Anschlagezettel, welche diese 
Gegenstände regelten. Im Jahre 1605 antwortete Heinrich IV. auf 
die Einsprüche des französischen Klerus, diese Fälle seien schon 
alle geregelt, die Appellationen seien Jmmer angenom¬ 
men worden, wenn Uebertretungen der heiligen Decrete, 
Concilien und canonischen Bestimmungen oder Eingriffe 
in die Autorität des Königs, die Gerichtsbarkeit, die 
Gesetze des Reiches, die Rechte, Freiheiten und Privi¬ 
legien der gallikanischen Kirche, und die in Folge die¬ 
ser vom Parlament gegebenen Erlasse und Beschlüsse 
vorhanden seien. 

Man sieht, dass diese Aufzählung noch bei weitem nicht alle 
Fälle des Art. 6. des organischen Gesetzes enthält (s. auch Corme- 
nin’s Aufzählung, Appell wegen Missbrauch, und die von Jousse 
in der Mitte des XVIII. Jahrh. veranstaltete Aufzählung; Dalloz V® 
Cultns Nr. 225.); der ganze letzte Tbeil des Art.' 6., der wirklich 
von einer schrecklichen Unbestimmtheit ist und nach Portalis 
einen unbegrenzten Vorwand darbietet, ist neuerer Schöpfung. 

Vormals waren die Parlamente Richter über diese Missbräuche; 
und zwar aus der Ursache, weil ursprünglich diese Körperschaften 
nicht ausschliesslich ans Laien, sondern, wie Pithou im Art. £1. der 
„libert^s“ bemerkt, auch aus geistlichen Räthen zusammengesetzt 
waren. In den Angelegenheiten, von denen es sich handelt, war der 
General-Procurator immer klageführende Partei^). Der Recurs Jtam 
also einer öffentlichen Anklage gleich. 

In den Niederlanden war der Recurs an den Fürsten wegen 
Missbrauch kirchlicher Gewalt sehr selten. Die Fürsten hatten den 
Grossrath und den besonderen Rath mit der Gewalt, die sie in dieser 
Sache zu haben glaubten, bekleidet^). Die organischen Artikel haben 
also das, was ftUher bestand, besonders in Bezug auf den den Laien 
zukommenden Recurs, bedeutend ausgedehnt; aber sowie vormals die¬ 
ser nicht weniger wichtige als schwierige Gegenstand in das Gebiet 
einer höheren Gerichtsbarkeit eiiischlug, so übertragen auch die orga¬ 
nischen Artikel denselben einer der grossen Staatskörperschaften. 

Welches sind nun trotzdem die Folgerungen, welche sich aus 
dem Systeme unseres Gegners ergeben? Die Anwendung der orga¬ 
nischen Artikel, wie er verlangt, dass sie bei uns geschehe, wäre für 
den Klerus viel fürchterlicher, drakonischer, als diess in Frankreich 
der Fall ist. 

Die organischen Artikel haben der directen Erkenntniss der 
Tribunale gewisse Handlungen entzogen, welche nach dem gemeinen 
Rechte in ihr Gebiet gehörten. Unser Gegner spricht diesen Tribu- 
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nalen Competenz * 1,1 in Bezug auf Hapdlongen, üb«r die . sie nie 
erkennen hatten. Ja, Fälle des Missbrauchs, über welche sonst kein 
weltliches Tribunal sich das Recht änmasste, zu erkennen, und für 
welche das organische Gesetz, während es dieselben schuf, dem Staats- 
' rathe ganz ausschliesslich die Conipetenz übertrug, könnten bei uns 
vor einen Friedensrichter gebracht werden. 

IV. Wir wenden uns nunmehr zu der Frage der Competenz. 
Der ^Courrier“ unterbreitet dem Tribunal unter Anderem folgende 
Fragen; Hat der Beklagte den Kläger excommunicirt? Hat er das 
mit Fug und Recht und mit Beobachtung der canonischen Vorschriften 
gethan? Besass der Angeklagte das Recht, Alle, welche den '„Coiir- 
ri'er“ in irgend welcher Weise unterstützen würden, mit canonischen 
Strafen zu bedrolien? Hat der Angeklagte seine Amtsgewalt miss¬ 
braucht oder nicht? 

Unser Gegner gibt zu (S. 2. seines Mem.), dass in Belgien die 
Einmischung der Tribunale in derartige Fragen nicht zulässig wäre, 
denn das wäre ein Eingriff der Civilgewalt in das geistliche Gebiet. 
Die geistliche Gerichtsbarkeit der Kirche der Controle der Tribunale 
untcrv^erfen, hiosse in der vollständigsten Weise die Kirche dem 
Staate unterwerfen. 

. Wenn wir nun, wie wir hoffen, den Beweis geliefert haben, dass 
bei uns eher die belgischen Verhältnisse, als irgend andere, gelten, 
und dass die organischen Artikel nicht mehr Gesetzeskraft haben, so 
fällt damit die Klage von Herrn Jul. Metz weg. 

Wir denken festgestellt zu haben, dass man namentlich die Texte, 
welche auf den Appell wegen Missbrauches Bezug haben, in keinem 
Felle sich berufen könne, da es materiell unmöglich ist, dieselben 
nech ihrer Fassung auszufUhren. 

*Wie dem nun auch sei, so wäre es ein waJires Kunststück, 
wenn man bewiese, dass die gewöhnlichen Tribunale in den eigent¬ 
lichen Missbrauchsfällen zu erkennen hätten. 

In der That, wenn im Zustande der Freiheit die Tribunale 
nicht cpmpetent sind, wie können sie es werden bei den organischen 
Artikeln, die gerade den gewöhnlichen Tribunalen dis Competenz nicht 
zuerkennen, sondern dem Staatsrathe! Wenn Herr Julius Metz 
durchaus zwischen den belgischen Verhältnissen und den Verhält¬ 
nissen, wie sie im Jahre X. eingeführt wurden, wählen will, so mag 
er nur wählen; allerwenigstens aber, wenn er seine Wahl getroffen 
hat, so bleibe er dabei. In einem wie dem anderen Falle folgt dar¬ 
aus die Incompetenz. 

Der Kläger wendet zuerst ein, es handele sich um ein Civil- 
recht. Selbstverständlich hat jede Klage um Schadenersatz im Grunde 
ein Civilrecht, eine Schuldforderung zuin Gegenstand. Aber wie oft 
gesclfieht es nicht, dass, um die Grundlage eines Rechtes, welches 
scheinbar ein rein civiles ist, zu würdigen, die Tribunale in die Ge¬ 
richtsbarkeit einer anderen Macht übergreifen müssten ? In diesem 
Falle enthalten sie sich. Warum würden die belgischen Tribunale die 
Anklage des Herrn Julius Metz über unrechtmässige Exeomraunica- 
tion nicht annehmen? Wäre etwa in Belgien das Recht des Klägers 
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nicht mehr ein Civilrecht? Offenbar nein; aber weil die Trlbtmale 
sich nicht in CaltusfVagen einmischen wollten. 

Art. 84. der Verfassung, anf den sich die Gegenpartei bemft, 
entscheidet also die Competenzfrage nicht. Um sie zu entscheiden, 
hat man viel weniger den Gegenstand der Klage, als die Grundlage 
der Streitfrage in’s Auge zu fassen. Nun besteht aber die Grund¬ 
lage des Processen in der Frage, ob ein Geistlicher in den Handlun¬ 
gen, die er als Geistlicher verrichtet hat, in seinem Gebiet gut oder 
schlecht gehandelt hat; ob er seine Religion, seine Pflicht verstanden 
hat; ob er das Evangelium, die Canones gut oder schlecht ausgelegt 
hat; ob er als geistlicher Richter in geistlichen Dingen richtig geur- 
theilt hat; ob er als Apostel Jesd Christi die ihm von seinem gött¬ 
lichen Meister anvertraute Mission gut erfüllt hat Diese Fragen 
können dem weltlichen Gerichte nicht anheim fallen; dieses darf sich. 
auf die Kirchengewalt keine Uebergriffe erlauben, darf nicht deren 
Urtheilssprüche verbessern, darf sich nicht einigermassen selbst zum 
Priester machen. 

Aus diesem Grunde ist der Religionsdiener, wofern er kein Ge¬ 
setz der öffentlichen Ordnung verletzt, wegen seiner Amtshandlungen 
(unser Gegner sagt es selbst) nicht verantwortlich da, wo die Kirche 
frei ist. 

Wenn in Belgien sich diese Freiheit der Kirche, diese Unver¬ 
antwortlichkeit des Priesters, diese Enthaltung von Seiten der Tribu¬ 
nale vollkommen vereinbaren lässt mit Art. 18. der Verfassung, wel¬ 
cher die Presse frei erklärt, mit Art. 92., welcher den Tribunalen die 
Streitfragen über Civilrechte übertragt, warum sollte es sich anders 
im Grossherzogthum damit verhalten? 

Die Nichteinmischung des weltlichen Richters in sacra ist das 
Naturrecht, ist die Regel. Die Bewachung der Kirche durch den 
Staat, selbst in der Ausübung der geistlichen Gerichtsbarkeit, das 
System der organischen Artikel, das ist die Einschränkung, die Aus¬ 
nahme, um mich eines glimpflichen Ausdrucks zu bedienen, sonst 
würde ich sagen widerrechtliche' Aumassnng. Wenn nun eine derar¬ 
tige Ausnahme bei uns bestanden hat, wenn ein Staatsrath das über¬ 
triebene Recht besass, eine Gerichtsbarkeit über die geistliche Gerichts'- 
barkeit der Kirche ausznüben, so kann diese Ausnahme nicht auf ge¬ 
wöhnliche Tribunale ausgedehnt werden. Unsere Tribunale stehen 
in dieser Hinsicht auf derselben Linie, wie die belgischen und fran¬ 
zösischen. Die Verfassung gewährleistet die freie Au.^übung der Re¬ 
ligion bei uns, wie in Belgien und in Frankreich; sie erkennt die 
Existenz der katholischen Kirche als einer Gesellschaft im Staate an, 
als einer Gesellschaft, 'die bis zu einem gewissen ^rade beschützt 
wird, aber wenigstens frei ist, wenn sie als Kirche auf kirchlichem 
Gebiete handelt. Das ist der Grund und die Ursache, warum die 
gewöhnlichen Tribunale auf Derartiges nicht eingehen; das ist da.s 
gemeine Recht, die Grundlage alles Rechtens über diese Dinge. 

Dann kommt die Einschränkung des Principes, die Ausnahme 
vtm demselben. Wer sich darauf beruft, muss ihr Dasein beweisen. 

ln Belgien gibt es keine. 
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In Frankreich gibt es eine; es ist die ausnahmsweise Gerichts- 
barkeit oder vielmehr die zugleich schützende und w'ehrende Dazwi- 
echenkbnft eines grossen politischen,' administrativen und gerichtlicheri 
Staatskörpers; aber den Entscheidungen dieses höheren Richtors ist 
auch die Competenz der Jribunale, selbst in Bezug auf die Vergehen 
untergeordnet. 

Besteht im Grossherzogthum eine Einschränkuug ? 

Nein, wenn die belgische Ordnung der Dinge als Status quo, bei* 
behalten worden ist. 

Nein, auch wenn diese Ordnung AbiCnderungen erlitten hat, denn 
diese Abänderungen betreffen die Frage nicht. 

Nein ebenfalls, selbst bei der Ordnung, wie das Concordat und 
die organischen Artikel dieselbe bestimmen würden, denn die^Eiii- 
schränkung unter diesen Verhältnissen bestand in einem Appell beim 
Staatsrath; dieser ausserordentliche Recurs ist aus unseren Gesetzen 
verschwunden.- Wir leben also unter dem gemeinen Rechte, das in 
der Nichteinmischung in sacra besteht. 

Geben wir übrigens Acht auf den Ausdruck „Appell wegen 
Missbrauches (appel comme d’abus).* Der Appell ist nach allen Er¬ 
klärungen der Recurs bei einem höheren Gericht gegen die Entschei¬ 
dung eines unteren Gerichtes oder eines unteren Richters; es ist nie 
die Klage vor einem Richter erster Instanz. Das Wort Appell wegen 
Missbrauches enthält also schon die Idee einer der Kirche zuständigen 
Gerichtsbarkeit und der Anerkennung ihrer Entscheidungen als gericht¬ 
liche Erkenntnisse. Dann folgt aus demselben Ausdrucke, dass der zur 
Umänderung eines kirchlichen Urtheilsspruches berufene Gerichtshof 
kein Tribunal erster Instanz, sondern eine höhere Gerichtsbarkeit, und 
zwar entweder der höhere geistliche Richter, oder eine weltliche ad 
hoc ernannte Gerichtsbarkeit sein müsse. Nie konnte der eigentliche 
kirchliche Missbrauch zu einer Privatklage vor gewöhnlichen Tribu¬ 
nalen berechtigen. 

Wir wollen eine Thatsadie anführen, welche beweist, wie sehr 
man allezeit von dieser Idee in Frankreich durchdrungen war, wie 
wenig man an die Möglichkeit einer Einrichtung dachte, wie sie bei 
uns nach dem Systeme des Klägers stattfände. 

Als. Napoleon Pins VII., den er zu Fontainebleau gefangen hielt, 
das Concordat vom 25. Januar 1813 abnöthigte ^), und als der heilige 
Vater zwei Tage später gegen diese Handlung protestirte, fasste der 
Kaiser, den dieser Widerstand erzürnte, den Gedanken, der Geistlich¬ 
keit die Gewährleistung, welche die Gerichtsbarkeit des Staatsrathes 
bot, zu entziehen. Er hätte den Tribunalen im Allgemeinen die Er- 
kenntniss des Missbrauches zuweisen können. Trotzdem trieb ihn 
seine üble Laune nicht bis zu dieser äussersten Massregel; die Com¬ 
petenz des Staatsrathes übertrug er den Appellhöfen. Das war der 
Gegenstand des Decretes vom 25. März 1813, das unsere Gegenpartei 
anmft, ein Decret, das allgemein als ab irato erlassen angesehen wird. 


1) Pias VIL hatte die 11 Artikel nar bedingnngsweise, and nar als 
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nod das nie vollzogen wurde, wellte in dieser Materie ebenfalls ans- 
nahmsweise, durch ein nachfolgendes Decret zu regelnde Procednr, 
' nie geregelt wurde.’ 

Nachdem das Königreich der Niederlande gegründet worden war, 
kam auch da nicht der Gedanke auf, in den von Frankreich abge¬ 
trennten Provinzen den Gerichtshöfen die Appellationen wegen Miss¬ 
brauch zu überweisen. Ein königlicher Beschluss vom 10. Mai 1.816 
übertrug die Befugnisse des Staatsrathes in Frankreich einem Aus¬ 
schüsse des Staatsrathes, der seinen Sitz in Brüssel hatte. 

Endlich, und das scheint uns im vorliegenden Falle entscheidend 
zu sein, ist die Appellation wegen Missbrauch, weit entfernt, einer 
Privatklage gleichgestellt zu sein, ^ogar nie kls eine Angelegenheit 
angesehen worden, die zu den Streitsachen gehört. Nach Art 6. und 
S. des Gesetzes vom Germinal überweist der Minister des Innern, anf 
die Klage der verletzten Partei, den Missbrauch dem Staatsrathe. Es 
ist kein Process zwischen der verletzten Partei und dem Geistlichen, 
sondern eine Dazwischenkunft der Regierung auf dem Yerwaltungs- 
wege *). 

Wir glauben, hinreichend bewiesen zu haben, dass Nichts mehr 
im Widerspruche steht mit dem Geiste der alten Gesetzgebung und 
der organishen Artikel als die Appellation an die gewöhnlichen Ge¬ 
richte wegen Missbrauchs durch eine Privatklage. 

Haben wir noch nöthig, auf den Beweis zu antworten, den der 
Ankläger hernimmt aus dem 30. Art. der Verfassung, welcher be¬ 
stimmt, dass keine vorherige Ermächtigung erfordert ist, um gegen 
öffentliche Beamte eine Klage anhängig zu machen ? Wir wollen uns 
auf die Bemerkung beschränken, dass dieser Artikel von unserer Ge¬ 
genpartei höchstens dann angerufen werden könnte, w'cnn die Compe- 
tenz der Gerichtshöfe bewiesen und zugelassen wäre, und wenn es 
sich 'darum handelte, zu wissen, ob eine vorgehende Ermächtigung des 
Staatsrathes nothwendig wäre, um die Klage anhängig zu machen. 
Da nun abej* nach unserer Meinung die Gerichtshöfe nicht competent 
sind, so wollen wir uns nicht weiter mit Art. 30j beschäftigen. 

V. Herr Simons' beleuchtet schliesslich noch die verschiedenen 
vom Kläger als Missbrauch bezeichneten Punkte: Der Bischof habe 
eine auch kirchlich ungesetzliche Censur über ihn verhängt, ihn der 
Immoralität beschuldigt und damit seine Ehre gekränkt und grob be¬ 
leidigt, durch das Verbot willkürlich die Gewissen der Gläubigen be¬ 
unruhigt, und endlich die Pressfreiheit verletzt. Wir können uns mit 
einigen schliesslichen Bemerkungen über den letzteren Punkt begnügen. 

Herr Metz, der seine Angriffe auf die Religion, anf die Dogmen 
und die Institute der katholischen Kirche nicht läugnet, will im vor¬ 
liegenden Falle zwar den Index und die Censur des Beichtstuhles, 
nicht aber die der Hictenerlässe^ gelten lassen. Aber Index und Er¬ 
lasse sind nur verschiedene Formen einer und derselben Sache. Diess 
geht schon hervor aus den X Regeln des Index, welche das 
Concilium von Trient aufstellte und worauf sich eine grosse Zahl 
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neuerer Documente stützen. Unter andern' fordert das Mandat 8. H. 
Leo Xn., vom 26. März 1825, die Bischöfe und alle anderen kirch¬ 
lichen Oberen (in ecclesiarum regimen praepositi) auf, den Gläubigen 
die schlechten Bücher zu bezeichnen und ihr Möglichstes zu thun, sie 
ihren Händen zu entreissen (e manibus Fidelium evellere). Es wäre 
ein Leichtes, derartige Citate zu häufen. Jedoch glauben wir, dass 
unser Gegner den Erlass vem 2. Deceinber weniger vom Standpunkte 
des Kirchen- als des constitutionellen Rechtes aus jsu kritisiren beab¬ 
sichtigt und wir beeilen uns ihm auf dieses Terrain zu folgen. 

,.Der Erlass,“ resumirt unser Gegner, ,greift in die constitutio¬ 
nellen Rechte, namenjlich in die Freiheit der Presse ein; Usurpation 
und Missbrauch der Gewalt beflecken ihn, der Provicar wollte den 
„Courrier“ vernichten.“ 

Die Publicisten, welche über die Pressfreiheit geschrieben haben, 
handeln im Allgemeinen über die Frage, zu wissen, bis zu welchem 
Punkte diese Freiheit durch das Gesetz beschränkt werden darf oder 
muss. Ebenso hat Art. 24. der Constitution, indem er die Freiheit 
der Presse gewährleistet, nach unserer Meinung, uur zum Zweck 
gehabt, die Presse gegen gewisse prohibitive und repressive Gesetze 
zu schützen, die Präventiv-Mittel Seitens der Regierung, wie z. B. 
die Censur, zu verhindern, kurz, die legislative und executive Gewalt 
in Bezug auf ihren Einfluss auf die Presse, abzugrenzen. 

Es erhellt beim ersten Blick, dass der Beklagte dem Art. 24. 
der Constitution eine ganz andere Bedeutung beilegt. Die Presse, 
nicht zufrieden dem Staat gegenüber frei zu sein, will ihrerseits einen 
Druck ausiiben. ><ach dem Kläger hätte der Art. 24. dem Staate 
die Verpflichtung aufgelegt. Alles, was den Journalismus beeinträch¬ 
tigen könnte, zu verhindern und seine Partei zu nehmen, so oft'er 
gegen einen feindlichen Einfluss zu kämpfen habe. Das heisst das 
Princip der Pressfreiheit zu weit treiben, das heisst diese Freiheit in 
einen Monopol ausarten lassen, in eine Tyrannei gegen alle Freihei¬ 
ten, als da sind die persönliche Freiheit, die religiöse Freiheit, die 
Associationsfreiheit; es heisst dies sogar die Pressfreiheit mit sich 
selbst in Conflict bringen, weil ja der dem Einen garantirten Freiheit 
die Freiheit des Anderen entgegen stehen würde. Der Staat, im 
Gegentheil, räumt diese Freiheiten gleichzeitig ein, indem er sie allen 
Bürgern bewilligt^ und sie damit' schalten lässt; eben darin besteht 
jede Freiheit, dass der Staat tbatsächlich eben so wenig zum Vor¬ 
theil der einen wie der anderen einschreitet.. 

Herrn J. Metz steht es frei zu schreiben; allein wenn Niemand 
drucken will was er schreibt, geräth er mit der individuellen Freiheit 
in Widerspruch; wenn ihre Religion einem grossen Theil der Luxem¬ 
burger das Lesen seines Blattes verbietet, kommt er mit der religiö¬ 
sen Freiheit in Conflict; wenn Jemand Anderes ihn in einem Journal, 
ja selbst in einem Erlass bekämpft, so steht er im Kampfe mit der 
Pressfreiheit, die der Gegner mit demselben Rechte gebraucht wie er; 
wenn die Statuten einer zahlreichen Gesellschaft den „Courrier“ ver¬ 
bieten, so steht er der Associationslreiheit gegenüber. 

Bleiben wir einen Augenblick bei diesem letzten B^t^iele stehen. 
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E« gdföUt einer gewissen Zahl von Personen eine Cresellschaflt 
zn bilden; ^ diese Gesellschaft hat zum Zweck die Belehrung ihrer 
Mitglieder durch das Lesen guter Bücher; die Statuten betrauen ein 
Comitd oder einen Präsidenten mit der Sorge, die Bücher und Jour¬ 
nale, die sie den Mitgliedern zum Lesen empfehlen, auszuwäMen; 
die Mitglieder ihrerseits verpflichten sieh, die von der Gesellschaft 
nicht gu^eheissenen Bücher sich durch Abonnemmt nicht anzu* 
schaffen. Zu diesen letzteren gehört der „Courrier.‘^ Ist diese Ge¬ 
sellschaft anti-constitutionell ? Soll man sie, als der Pressfreiheit 
feindlich auflösen ? Erkühnt sich unser Gegner dies zu' behaupten ? 
Diese Gesellschaft jedoch kann zahlreich, mächtig w^en, was wird 
alsdann ans dem „Gourrier*' werden? Bald wird er keine Abonnen¬ 
ten mehr häben, er wird behaupten, dass die Gesellschaft sein Jour¬ 
nal zu Grunde gerichtet habe (d^truk son Journal) und auf Schaden¬ 
ersatz klagen. 

Welch’ unsinnige Ansprüche, wird Jedermann sagen, und holleiit-* 
lieh unser Gegner selbst! 

l^chts anders jedoch ist die von Herrn J. Metz anhängig ge¬ 
machte Klage; denn die Gesellschaft, von welcher wir in obiger 
Hypothese gesprochen, besteht in der That. In jeder Beziehung ist 
sie unter allen die ehrwürdigste; auf dem Calvarienberge gegründet, 
wurde sie durch grosse Männer in unsere noch, wilden Gegenden ein- 
geführt, durch Heilige, welche unseren Yätem mit dem Kreuze die 
Civilisation gebracht; sie schritt durch die Jahrhunderte mit unserer 
Geschichte und Nationalität. Diese Gesellschaft ist die katholische 
Kirche. Warum sollte sie nicht die unbestreitbaren Rechte einer jeden 
beliebigen Gesellschaft geniessen? 

Es wäre, meint unser Gegner, weil de.r Staat sie beschützt. 
Sonderbarer ^chutz! „Es ist, weil sie unter der Abhängigkeit des 

Staates ist und weil sie die constitutionellen Freiheiten nicht zer¬ 

stören darf.‘‘ Petitio principii V Es wäre zu beweisen, ob es eine 
Freiheit zerstören heisst, wenn man ihre Wirkungen durch den Ge¬ 
brauch einer anderen Freiheit bekämpft. 

Es ist im Gegentheil unser Gegner, welcher die religiöse Frei¬ 
heit, die Freiheit der Association, ja selbst die Pressfreiheit zerstörmi 
will. Was wird aus der religiösen Freiheit, wenn ein kirchlicher 

Oberer nicht mehr das Recht hat, seinen Untergebenen zu sagen, was 
sündhaft sei ? Was wird die Freiheit der Assodation, wenn das 

Haupt einer Gesellschaft, welche übrigens, was wohl zu merken, an- 
erkmint und antorisirt ist, nicht mehr die Beobachtung des Funda- 
mental-Statuts der Gesellschaft, von den Mitgliedern fordmm daH? 
Was wird aus der Pressfreiheit, wenn man sie nicht gebrauchen darf, 
um die Gesinnungen Anderer als irreligiös und unmoralisch zu be- 
, zeichnen ? . 

Ja, damit der Kläger seine Klage rechtfertige, muss diö religiöse 
Frdbeit und die Freiheit der Association der Pressfreiheit, oder viel¬ 
mehr dem Interesse des Journalismus geopfert werden. Ich sage dem 
Interesse des Journalismus, denn in dem entgegeagesetzten System 
, ist. die Freiheit der Pr^e keineswegs gefährdet. Der „Cbttriier“ hat, 
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wie er sagt, von 60Q AbonoMiten 150 verloren; es bldben ihm. also 
450. Elr verliert Geld, das ist Alles; andererseits ist es wahr, dass 
150 Katholiken nicht mehr seine Häresien lesen. 

„Ich habe Ihrer Ansicht nach,sagt der „Conrrier/ „die Grund* 
dogmen des Christenthnms angegriffen. Nun, es sei, ich habe ein 
Hecht ausgeäbt, das mir zusteht, ein Hecht, das die Constitution 
garautirt und das die Kirche ohne Überschreitung ihrer Gewalt nicht 
verletzen kann.‘' 

Der Vordersatz dieser Beweisführung ist zu absolut; das deutsche 
Bundes-Pressgesetz, das auch im Grossherzogthnm zu Kraft besteht^ 
und das der Ankläger in seiner Beweisführung vollständig ignorirt, 
verbietet die Angriffe gegen die Dogmen und gegen die Religion, im 
Allgemeinen. Die Kirche kann übrigens dem Ankläger das Hecht, 
das er beansprucht, in keinem Falle zugestehen. Doch um Gegen-* 
beschuldigungen zu vermeiden, wollen wir von seinem Vordersatae 
Umgang nehmen und ihm auf sein eben so verfängliches als haltloses 
, Räsonnement entgegnen. 

Die Kirche kann Herrn Julius Metz nie darau verhindern, die 
Dogmen der Religion zu läugnen; aber daraus folgt keineswegs, dass 
, Katholiken die Angriffe des „Courri'er^^ drucken, lesen und bezahlen' 
' müssen. Das zu verhindern^ hat o|>ne Zweifel die Kirche das Hecht, 
nicht durch materiellen Zwang und durch Gewalt, wohl aber durch 
die einfachsten Principien des Katechismus, die sie den Gläubigen in 
Erinnerung bringt. 

„Setzen wir aber den Fall,“ so fährt unser Gegner fort, „4be 
ganze Bevölkerung sei aufrichtig katholisch, dann bliebe mir ja kein 
einziger Leser.“ 

Ohne Zweifel, antworten wir, und das wäre nicht mehr als 
recht. Denn vor Allem sollten Sie inmitten einer aufrichtig katholi¬ 
schen Bevölkerung nicht die Dogmen der katholischen Religion an¬ 
greifen. Weil Sie diese Wahrheit misskaniit haben, darum haben Sie 
Ihre 150 Abonnentem verloren. Sie haben das Hecht anzugreifen; 
aber könnten Sie Sich darüber beklagen, wcunSieiin dieser a^ichtig 
katholischen Bevölkerung keine Drucker, keine Leser und keine Abon¬ 
nenten fänden? Oder wollen Sie unter dem Vorwände Ihrer Freihmt 
die Katholiken dazu zwingen, zur Zerstörung ihrer Religion beizu- 
trageu ? Und wenn sich unter den aufrichtigen Katholiken ^eser 
Bevölkerung solche befänden, welche ihrer Pflicht einen Augenblick 
vergessend, Sie in Ihrem Werke unterstützt hätten, könnten Sie Klage 
darüber führen, dass diese, durch die Stimme der Kirche zu ihrer 
Pflicht zurückgerufen, Ihnen ihre Unterstützung entzögen ? Hätteu Sie 
in diesem Falle das Hecht, von denselben oder von der Kirche Scha¬ 
denersatz zu fordern? Hierin liegt der Schwerpunkt des ganzen 
Prozesses 1 

Fürwahr, unser Gegner führt der Kirche gegenüber eine sonder¬ 
bare Sprache. „Die Kirche ist entwaffnet,“ so ruft er aus, „durch 
die Herrschaft der Freiheit; sie hat keine Scheiterhaufen, keine Kerkm, 
keine Hmiker mehr, um sich gegen die Freiheit der Gedanken zu 
v«a;theidig< 9 i;., sie. muss sich in .die VerhäUniss^ fügen. Verständigen 
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wir ans ror Allem: Mcht die Kirche hot die Ketzer yerbruiut, son* 
dem der Steat Unter den heidnischen Kaisern wie im Mittelalter 
sah der Staat in den Angriffen gegen die herrschende Religion An* 
griffe gegen sich seihst Der Arm der weltlichen Gewalt war es, der 
die Ketzer aasrottete in dem Maasse, als sie die Kirche als Häretiker 
bezeiehaete. Diese Zeiten sind vorüber. Herr Julias Metz ist nicht 
der Einzige, der sich darüber freat^ Auch die Kirche bringt Gott 
ihren Dank dafür dar, dass sie schwierige Zeiten, Verfolgungen, die 
sie selbst heimgesucht haben, Jahrhunderte der Barbarei überlebt hat, 
so dass sie heute, stark durch sich selbst und durch die Wohlthaten, 
womit sie die Menschheit überhäuft hat, in Frieden mit der Gesell¬ 
schaft und den Freiheiten des 19. Jahrhunderts fortbesteht. Ja, Feuer 
und Schwert verachtet sie. Auch sind das nicht die Waffeh, womit 
sie den „CourTier‘' bekämpft hat. Sie besitzt andere Waffen, die 
mächtiger sind als jene und die keine Gewalt ihren Händen ent* 
reissen kann: es ist der Glaube, die christliche UnterwüAgkeit; es 
ist das Wort, das von der Kanzel herab ertönt, es ist die Stimme 
der Matter, die zu ihren Kindern spricht. Freiheit gegen Freiheit, 
so antwortet die Kirche. Du greifst mich durch die Presse an, ich 
vertheidige mich auf der Kanzel. Ich kann, so sagst du, deine An¬ 
griffe verachten, wenn ich ja ^e Wahrheit für mich habe. Wohl, 
aber wenigstens habe ich das Recht, auch diese Verachtung zu zeigen, 
diese Wahrheit zu lehren, zu verkünden und Denjenigen an’s Herz 
zu legen, deren Seelen mir Gott anvertraut hat. Wohlan denn! Die 
Wahrheit besteht darin, dass Du Irrlehren geschrieben hast und dass 
Derjenige, welcher Häresien verbreitet, ein Häretiker ist; die Wahr* 
heit, sie besteht meinem Glauben nach darin, dass es verboten ist 
die Schriften von Häretikern zu lesen. Das allein habe ich behauptet, 
und ich habe die Wahrheit gesagt. 

Folgt, wie unser Gegner vorgibt, aus dem Recht, das wir be¬ 
anspruchen, der Bürgerkrieg zwischen Kirche und Staat ? Wir glau¬ 
ben schon zum Voraus auf diese Frage geantwortet zu haben. Es 
scheint, der Kläger will durchaus in seinem Prozesse den Staat zu 
seinem Bundesgenossen haben. Wir behaupten, dass zum allerwenig¬ 
sten der Staat hier neutral bleiben muss; aber erforderlichen Falles 
wollen wir den Beweis liefern, dass der Ankläger ehi Feind der con¬ 
stitutioneilen Freiheiten ist. ^ 

Der Staat sagt: „Jeder ist frei, seine Religion anszu- 
üben.'*^ „Ja.,“ sagt Herr Julius Metz, „aber die Katholiken 
müssen, auch nach ihrer Religion, das Recht haben, sicli- 
auf den „Courrier" zu abonniren, selbst wenn er die 
katholische Kirche angreift.^ 

Der Staat sagt: „Der Priester hat die Freiheit, die 
Lehren der Religion zu verkünden.^* „Ja,“ sagt der Kläger, 
„aber er darf nichts zu lehren wageii, was mir Nachtheil 
bringt.“ 

Der Staat sagt: „Jeder Bürger ist frei, seine Ueber- 
zeugung auszusprechen, zu veröffentlichen.“ »Ja,“ ent¬ 
gegnet der „Courrier“, „auegenommen, wenn es der aposto- 
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Hsche Provicaf-ist; denn man würde ihm au^ sein Woti 
glauben und ich verlöre Abonnenten. Ich werde mit 
dem Katholicismus einen Krieg führen auf Leben und 
Tod; aber wenn man erklärt, dass ich kein Katholik 
mehr bin, so werde ich Schadenersatz fördern; meine 
Zeitung wird in die Häuser katholischer Familien drin¬ 
gen; aber wenn man mir auf die Ermahnung der Kirche 
die Aufnahme verweigert, so werde ich erklären, dass 
die Presse nicht mehr frei ist. Wenn ich, ein Apostel 
des Rationalismus, in einem Lande, wo die alte Religion 
Christi tiefe Wurzeln geschlagen, nicht mehr Leser 
genug finde, dann ist die Freiheit der Presse illusorisch. 
Es liegt im Interesse des Staates, dass das nicht der 
Fall sei. Denn für den Staat ist diePreiheit das höchste 
Gut, die Religion ein geringfügiges Ding, u. s. w. u. s. w. 

Man^sieht’s, schlechte Argumente eines Gegners kann man leicht 
gegen ihn selbst kehren. Ebenso geht es seinen hinkenden Ver¬ 
gleichen. 

Wenn der Kaiser von Oesterreich sich geweigert hat, den Bi¬ 
schöfen von Mailand und Venedig die Staatsgewalt zur Verfügung zu 
stellen, um den Verkauf kirchlichverbotener Schriften zn verhindern, 
was kann man daraus folgern ? Dass die Staatscensur nicht immer 
gleichen Schrittes mit der kirchlichen Censur geht. Worin also glei¬ 
chen die Ansprüche des Klägers denjenigen der Bischöfe Italiens ? 
Derselbe Kaiser Franz Joseph, dessen Worte 'der 'Kläger erwälmt,' 
hätte nicht ermangelt, ihm zu antworten : „Verlangt man von mir, 
dass ich den „Courrier“ confiscire, so werde ich das verweigern; 
wenn aber der apostolische Provicar ihn in den Index setzt, so ist 
das ganz allein seine Sache; Niemand kann ihn daran hindern.^ 

In Belgien, so behauptet man, ist die Sprache der Bischöfe eine 
ganz andere als die des Hirtenschreibens; in ihren Ermahnungen 
erwähnen die Bischöfe nie.ein Journal, ein Buch mit Namen. Aber 
beweist das, dass sie kein Recht dazu haben ? Gewiss nicht. Andere 
Länder, andere Verhältnisse. In solchen Fragen wird immer die 
Zweckmässigkeit, die Klugheit zu entscheiden haben. Zudem, hat 
nicht auch Herr Van Bommel, Bischof von Lüttich, eine Zeitung 
seiner Diöcese verboten ? 

Wenn aber durchaus unser Gegner Beispiele verlangt, so wollen 
wir demselben, um ihn zu befriedigen, noch andere anführeu. Das 
erste finden wir in Frankreich in' einer Zeit der Pressfreiheit und der 
Herrschaft der organischen Artikel. Wer erinnert sich nicht der 
Geschichte De Lamennais’? Wir nennen einen der berühmtesten 
Schriftsteller des neunzehnten Jahrhut^erts, den Verfasser des „Essai 
snr l’indiffdrence en mati^re de religion,^ dieser brillanten Apologie 
der katlxdischen Kirche^ einen Mann, welcher als katholischer Schrift¬ 
steller und Journalist gerichtlich verfolgt wurde, und der seinen Rich¬ 
tern diese Worte zurief, die seitdem berühmt geworden; „vöus verrez 
ce que c’est qu’on prötre Bekanntlich gründete er im Jahre 1930' 
■ 1) 'Hur werdet teben, WM «in Priester -ist.- - ' , • - - J 
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die Zeitung ,Avenir,“ ein Blatt, das sich zur Devise »ahm: Gk>tt 
und die Freiheit De Lamennais strebte nach einer Vereinigung, 
zwischen der Demokratie und dem Katholiclsmus und trieb seine 
Theorie von der Unabhängigkeit der Kirche gegenüber dem Staate 
ujnd von der vollständigen Trennung beider Gewalten bis in’s Extrem. 
Diese Zeitung zählte unter ihren Redacteuren literarische Grössen, 
einen Lacordaire, einen Montalembert. Und siehe! Die Lehren 
des „Avenir“ wurden von der Kirche verworfen. Eine päpstliche 
EncycUca verurtheilte .«ie, und die Leotüre des „Avenir“ wurd.e in 
allen DiÖccscn verboten. In Frankreich, diesem grossen Lande, das 
so eben aus dem Sturme einer Revolution hervorgegangen war, hat 
sich da eine Stimme, hat sich auch nur eine einzige erhoben, um 
dem heiligen Stuhle oder den Bischöfen das Recht streitig zu machen, 
so zu* handeln, wie sie gehandelt habön? Sie handelten in der Voll¬ 
gewalt der geistlichen Gerichtsbarkeit. 

Bedarfes noch anderer Beispiele ? Werfen wir, einen Blick auf 
Deutschland. Hermes und die ganze Schule, welche seinen Namen 
führte, hatte bei der Verthcidigiing des katholischen Glaubens sich 
auf einen Standpunkt gestellt und ein Lehrverfahren adoptirt, welche 
die Kirche missbilligte. Ein Breve des heiligen Stuhles erklärte diese 
Lehren für häretisch und der Erzbischof von Köln, ' Clemens August 
von Droste, welcher später durch seinen Kampf gegen die preus;i- 
sche Regierung berühmt geworden, ergriff energische Massregeln, um 
dem Umsichgreifen der hermesischen Lehren Schranken zu setzen. 
Viele Geister mochten diese Massregel missbilligen, aber das Recht 
selbst, dessen Ausübung sie war, ist nie bestritten w'orden. Das ist 
so wahr, dass noch im Jahre 1844 zwei Professoren in Bonn ihres 
Amtes entsetzt wurden, Meil Se. Hochwürden der Herr von Geisse 1, 
der damals Coadjutor des Erzbischofes von Köln war, ihnen das 
öffentliche Lehramt untersagt hatte. 

Am 27. November 1855 verhängte der Ho.chw. Herr Arnoldi, 
Bischof von jTrier, über einen Kaufmann aus Coblenz, welcher eine 
(’ivilehe mit einer civilrechtlich geschiedenen Frau eingegangen war, 
sowie gegen letztere die feierliche Excommunication. Die Kirche be¬ 
trachtete diese Civilehe als eine Bigamie. Um in seinem System 
consequent zu sein, müsste unser Gegner in dieser Excommunication 
einen Eingriff sehen in die individuelle Freiheit, in die Freiheit der 
Ehe , in die Gesetze des Staates, der ja diese Ehe, welche in den 
Angen der Kirche nichtig und sündhaft war, für gültig erklärte. Aber 
war man dieser Ansicht in Preussen ? Der Excommunicirte trug 
grosse Lust, diese Angelegenheit bei den Tribunalen anhängig zu 
machen; aber ohnmächtig gegen den Bischof etwas zu thun, forderte 
er bei GCTjchte von einer Schullehrerin Schadenersatz, welche, gestützt 
auf die l^communication, ihren Kindern verboten hatte, im Laden des 
Excommunicirtcu zu kaufen. Die Regierung brachte die Sache vor 
den Königlichen Gerichtshof für Competenz-Conllicte zu Berlin; dieser 
aber erkannte, dass die Angeklagte den Kreis ihrer Befugnisse nicht 
überschritten, dass sic ein ihr zustehendes Recht ausgeübt hatte und 
darum gerichtlich nicht verfolgt weiden könne. Schliessen wir. 
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Herr Julius Metz schrieb in seinem Journal, die katholische 
Kirche sei in Verfall und er prophezeite deren Untergang. Darin 
bestand sein Irrthum un^ dieses gab die erste, Veranlassung zu diesem 
Prozesse. Er glaubte nicht an die Kraft der rein geistigen Waffen der 
Kirche; er trotzte ihr, aber er trotzte ihr nicht ungestraft. Nachdem 
er die Macht der abwehrenden Waffen, die ihn verletzt, erfahren hatte, 
da erklärte er dieselben für gesetzwidrig. Und das war sein zweiter 
Irrthnm. 

Die freie Ausübung der Religion hindert in nichts die Wirksam¬ 
keit des Staates; dw Staat soll darum auch nicht die freie Ausübung 
der Religion verhindern. Man gebe Gott, was Gottes ist, und dem 
Kaiser, was des Kaisers. Dfe Kirche zerstört nicht Das, was der 
Sthat aufbaut, und darum achtet auch der Staat die Wirksamkeit der 
Kirche. ' 

Soweit unsere Mittheilungen aus dem Promemorie von Simons. 
Mit grosser Genngthuung geben wir nun'nachstehend in Uebersetznng 
das im Luxemburger Wort 1863. Nr. 151. im französischen 
Originaltext enthaltene 

<1 

Urtheil des Bezirksgerichts in Civilsachen zu Luxem¬ 
burg vom 2 8. Juli 186 3. 

»Der Gerichtshof erkennt, nach Anhörung der Staatsbehörde: 

1) In Ansehung der Opposition: 

Da die Opposition regelmässig ist in der Form und deren Annehmbarkeit 
nicht bestritten ist; 

2) In Ansehung der Einrede der Incompetenz: 

In Erwögung, dass die gegen deU Beklagten angestrengte Klage nicht auf 
Erkltmng eines Missbraucbes, sondern auf Gutmachnng eines angeblich durch die 
Schuld des Beklagten verursachten materiellen Schadens gerichtet ist; die Streit¬ 
frage sohin eine rein civilrecbtliche ist und folglich ausschliesslich unter die Com- 
petenz der Geridite flllt; • 

In Erwögung, dass die angeblichen Hissbi^uche der geistlichen Gewalt von 
dem Kläger nur als Mittel geltend gemacht werden, um die Schuld des Beklag¬ 
ten zu begründen; die Relevanz und der Grund dieses Mittels nicht abgesondert 
von der Hauptsache sich beurtheilen lassen, die Irrelevanz und Grundlosigkeit des 
Mittels aber nicht die Incompetenz des Gerichtshofes, sondern die Grundlosigkeit 
der Klage mit sich bringen, zu deren UnterstQtzung das Mittel geltend ge¬ 
macht wird; 

Aus diesen Gründen 

lässt der Gerichtshof den Kläger in der Hauptsache zu mit seiner Opposition ge¬ 
gen das unter dem 2. Juni 1863 gegen ihn erlassene Contumacialerkenatniss und 
erklärt sich, ohne Rücksicht auf die vorgeschOtzte Einrede der Incomifrtenz, die 
hiermit verworfen wird, für eompetent. 

3) ln der Hauptsache: die Tbatfrage betreffend, 

In Erwägung, dass der* Kläger behauptet, einen Schaden erlitten zu haben 
durch die Verminderung der Abonnenten seines Journals und derjenigen, welche 
ihm Inserate einsendelen, und dass dieser Schaden die Folge sei eines Hirten¬ 
briefes des Beklagten, und dass der Beklagte durch diesen Hirtenbrief einen 
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Missbrauch begangen habe, der ihn verpflichte, den dadurch entstandenen Schaden 
gutzumachen; 

In Erwägung, dass, angenommen die Tbatsactie der AbonnementskQndig- 
ungen und deren, Zusammenhang mit dem* Hirtenbriefe, die zu entscheidende Frage 
sich dahin slellt, ob der Beklagte eine Rechtsverletzung begangen oder aber von 
seinem Beeilte Gebrauch gemacht bat; 

ln Ansehui^ des Rechts: 

b) Erwägung, dass äie Anfrechtbaltung des Glaubens und der Disciplin zum 
Wesen des gei:!tlichen Amtes gehbrt; dieses Princip der Kirche aucii (He aus- 
drflckliche Saiiction der Sieatsgesetzgebung erhalten bat durch den organischen 
Artikel 14. des Gesetzes vom 18. Germinal des Jahres X.; 

Dass in Folge dieses Priiicips das Oberhaupt des Cullus das Recht und die 
Pflicht bat, alle wie immer gearteten VerölTentlichaagen zu überwachen, die der 
Religion widerstreitenden Schriften als gefährlich zu bezeichnen und dieselben 
sogar canonisch zu verdammen iGaudry, legislalion des cultes, T.il. p. 439.445); 

In Erwägung, dass der Kläger, ohne dieses Princip geradezu zu bestreiten, 
behauptet, dass in dessen Anwendung Missbräuebe statlgefunden hätten, die durch 
den 6. der organischen Artikel vorgesehen seien und zu einer civilrerbtlichen 
VeranlWörtlichkeit Anlass geben; 

Da aber erstens die von dem Kläger angeführten Missbräuche in gar kei¬ 
nem Zusammenhänge stehen mit dem Schaden, dessen Ersatz er begehrt; 

Indem, 

Was die angebliche Verletzung der canonisrben Vorschriften anbelangt, 
der angebliche Schaden nicht aus der Excommnnication bervorgeht, es übrigens 
dem Kläger stets unbenommen bleibt, dieselbe entweder, wenn sie unregelmässig 
ist, durcb Berufung an den heiligen Stuhl, wenn sie aber regelmässig ist, durch 
seine Unterwerfung fallen zn machen; der Schadens aber aus jenem Theile des 
Hirtenbriefes hervorgeht, weicher die Gläubigen auifordert, dem Journal des Klä¬ 
gers ihre Unterstützung zu entziehen und in Ansehung dieser Aufl’orderung der 
Kläger keine Verletzung der Canones anführt; 

Was die angeblichen Schmähungen betrim, die Antrflge des Klägers in 
seiner Klageschrift auf die Gutmachung nicht einer seiner Ehre und seinem Rufe 
zugefOgten Verletzung, sondern des materieiien Schadens gerichtet sind, den eV 
durcb die Verminderung der Zahl seiner Abonnenten erlitten habe; 

Was* die Beunruhigung der Gewisssn anbelangt, der Kläger nicht behauptet, 
zu denen zu gehüren, deren Gewissen beunruhigt worden, und Him nicht zusteht, 
Gutmachung zu fordern wegen der Anderen zugefOgten Gewissensbeunrahigung; 
Oberdiess die Personen, welche zum Haehtheile des Klägers die Rathschiäge des 
Hirtenbriefes befolgt haben, keine Beunruhigung erleiden, und die Personen, deren 
Gewissen beunruhigt sein dürfte, gerade diejenigen sind, weiche den Hirtenbrief 
nicht befolgt haben, und von Seite deren also'der Kläger keinen Nacbtheil er¬ 
litten hat; 

Was den Amtsmissbrauch anbelangt, der in der Verletzung des constitu- 
tidnellen Rechtes der Pressfreihdt bestünde: 

Das Recht des Klägers, seine Gedanken durch Wort und Schrift knndzn- 
ihttn, keine Beeiaträchtigfing durch den Hirtenlnief erlitten hat, noch erleiden 
konnte, und dieses Recht so gut nach wie vor dem Hirtenbriefe besteht; das 
Hecht zu sprechen und zu schreiben aber keineswegs die Pflicht des Publikums, 
za büren und zu lesen in sieb sciiKesst; in dieser Beziebung vielmehr ein Jeder 
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eß halten kann, nie ihm beliebt, und der Hirtenbrief keinen andren Zweck ge¬ 
habt hat, als die Gläubigen zu bestimmen, von dieser Freiheit einen ihren reli¬ 
giösen Grundsätzen entsprechenden Gebrauch zu machen; 

In Erwägung, dass nach dem Vorstehenden die vom Kläger angeführten 
Missbräuche in keiner Weise zur Grundlage der GenngtbnungsansprQche dienen 
können, die er erhebt, die Angaben des Klägers mithin irrelevant sind; 

]n_Erwägung, dass zweitens, falls die Bestimmungen der organischen Ar-' 
tikel noch in Kraft stünden, wie er behauptet, auch der Artikels.' derselben zu 
beobachten wäre, welcher die Gerichtsbarkeit dem Staatsrathe znweiset, und der 
Gerichtshof in so lange, als der Staatsrath nicht die Verweisung au^esprocben 
hätte, incompetenl wäre (Brüsseler Gassationshof am 15. Juli 1829)^ 

ih Erwägung drittens, dass die Verfassung des Grossherzogthnms, weit 
ehtfernt, wie der Kläger behauptet, die Abhängigkeit und Unterordnung der Cul- 
tasbeamten einzuführen, vielmehr die früheren Beschränkungen der Religtons- 
frelbeit aufgehoben hat; 

Unsere Verfassung in der That von der belgischen nur in den Bestimmun¬ 
gen Ober die Ernennung der Cullnsbeamten und Ober die Beziehungen der Kirche 
zum Staate abweicht, Bestimmungen, hinsichtlich welcher die belgische Verfassung 
eine absolute Nicbltheilnahme des Staates verordnet, während unsere Verfassung 
eine Mitwirkung des Staates, jedoch nicht mit der Absicht einer Unterdrückung, 
sondern mit der einer freien Verständigung mit dem heiligen Stuhle vor behält; 

in Erwägung, dass die Ausübung des geistlichen Amtes und die Beziehun¬ 
gen der CuKusbeamten |uit den Gläubigen nicht die nach Art. 22. der Verfassung 
durch Conventionen zu regulirende organische Frage, sondern die Kundgebung 
'der religiösen Ansichten und die Ausübung des Cultus betreffen; 

ln Erwägung, dass in Ansehung der religiösen Meinungen und des Cultns 
der Art. 10. unserer ^ gleich dem Art. 14. der belgisdien Verfassung« eine unbe¬ 
dingte Freiheit gewährt; diese Freiheit jede Beschränkung, ausser der Bestrafung 
der Uebertretungen des gemeinen Rechtes, ausschliesst iThomUaen, Uber Art. 14. 
der belgisi^en Verfassung Nr. 69., 72. und 75. Belgischer Cassationshof am 27. 
November 1834, Lüttich am 12. August 1847); 

* Da mKhin die früheren Bestimmungen, welche andere Beschränkungen 
zuliessen, aufgehoben sind durch Art. 117. der Verfassung; 

Da folglich der Beklagte, indem er auf die Angriffe des Klägers antwortete, 
lediglich sich desselben constitutionellen Rechtes bedient bat, in Kraft dessen der 
Kläger sich diese Angriffe erlauben zu dürfen glaubte; 

In Anbetracht, dass nach dem Vorstehenden die Klage nach dem Grund¬ 
sätze abzuweisen ist, dass derjenige, der sein Recht gebraucht, Niemandens Rechte 
verletzt —> nemo damnum facit qui jure suo utitur;, 

ln Anbetracht endlich, das» der Schaden, welchen der Kläger eriitten ha¬ 
ben mag, weit eher die Folge seiner eigenen Handlungsweise, als derjenigen des 
Beklagten ist; ' 

Indem jn der That der Hirtenbrief nicht ein freiwilliger Angriff, sondern 
ntur die Antwort auf die Angriffe war, welche das Journal des Klägers nach dessen 
eigenem Geständnisse gegen die heiligen Interessen gerichtet hat, deren Obhut 
dem Vorsteher des Cultus anvortraut ist; 

Da folglich die Klage auch noch nach dem Grundsätze abzuweisen ist, dass 
derjenige, welcher durch eigene Sdiuld einen Schaden erleidet, auch nor sich 
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sdbst wegen des erlittenen Schadens aonAIagen bat — gaed qols ex su culpa 
damnum sentit, non intelligitor damnom sentire; • 

Aus diesen Gründen 

erkürt der Gerichtshof die Klagschrift des Klägers für unbegründet, weiset d«i* 
selben damit ab und verfällt ihn in die Kosten.« 

Unser Archiv (IX., 476.) hat sich also nicht getäuscht, als es 
auf die zwei Rechtsregeln verweisend , die hier der Entscheidung zu 
Grunde gelegt sind, dem Kläger diesen Ausgang seine» .^rMesses 
voraussagte. 


RechtsqueUen und Rechtsentscbeidangen. 

1. Bayern. 

Erlass des bischöflichen Consistoriums zu Augsburg 
vom 9. Deccmber 1862 

zur Instruction für den biscbüllieben Vernebmungseoinmissar in Ehestraitsachen. 

Wir können eine öfter gemachte Wahrnehmung nicht verbergen, 
dass je zuweilen in einer Pfarrei dissidirende Eheleute längere Zeit 
von einander getrennt lebten, ohne dass der betreffende Seelsorger 
die geeigneten Schritte zur Wiedervereinigung derselben gethan und 
namentlich der eherichterlichen Stelle jiievon pflichtgemäss Kenntniss 
gegeben hätte. Wir müssen daher den HH. Pfarrern und Pfarrcura- 
ten dringendst einschärfen, solche eigenmächtige Trennungen, 
welche, wie nach geistlichen, eben so auch nach weltlichen vater* 
ländischen Gesetzen (Cod. Max. Bavar. civ. 1. Thl. 6. Kap. §. 40.) 
verpönt sind, keinesfalls zu dulden, sondern mit allem Ernste auf die 
alsbaldige Wiedervereinigung der getrennten Eheleute hiiizuwirken 
und, wenn ihnen diese ungeachtet aller Bemühungen nicht gelingen 
sollte, an die oberhirtliche Stelle und zwdr, wie in allen 
Ehestreitsachen, an Äas blseh4fliclie CoiislstoriuuB 
(nicht, wie ungeeigneter Weise schon öfter geschehen ist, an das 
bischöfliche Ordinariat) — ohne Säumen von der Sachlage Anzeige 
zu erstatten. 

$. 1. Wenn einer unserer Herren Seelsorgspriester mit einem 
Commissprium zur vorgeschriebenen Recessverhandlung in einer 
Ehestreitsache von uns betraut wird, so hat derselbe als bischöf¬ 
licher Consistorial-Commissär Folgendes wohl zu beachten: 

I. $. 2. Vor Allem sind über die Verhältnisse der betreffenden 
Eheleute die ndtlllg^eii Aüfschliiähie 9 zum Thdl auch zu 
des Herrn Commissärs eigener Orientirung, einzuholen und zu diesem 
Behufe folgende Behelfe zu sammeln: 

1. $. 3. Zuerst ist das betreffende bischöfliche Pfarramt 

nomine Conslstorü zu beauftragen, über den Midimlllill und das 
eheliche Zusammenleben der dissidirenden Eheleute gutachtlichen 
Bericht unmittelbar an den bischöflichen Consistorial-Commissär zu 
erstatten. 


AicilT Ar IlrthMmthl. X. 


so 
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f. 4. Dabet hat das biscfaDfiiclie Pfarramt zwei oder drei recbt- 
acbaffene uiill yerlässige Männer der Gemeinde, welche mit den 
Ehererhältnissen der betreffenden Parteien bekannt sind, über -die 
Beschaffenheit ihres ehelichen Zusammenlebens als „Leumnnds-^^ 
oder „Official-Zengeneinzeln zu hören, das Gehörte sofort zu 
Papier zu bringen und von den Einzelnen unterschreiben zu lassen, 
'das Ganze aber dann in der Form eines Leumundszeugnisses seinem 
ftdaehtlichen Berichte beizufttgen, in welch’ letzterem schliesslich noch 
zu bemerken ist, ob und mit t welchem Erfolge etwaige Sühneversnche 
schon gemacht worden seien.^ 

$. 5. Dieses Leumnndszengniss der Officialzeugen hat auch 
der bischöfliche Herr Consistorial - Commissär beizubringen, im Falle 
die betreffenden Eheleute seine eigenen Pfarrkinder sind. 

2 . §. 6. Sollten in der fraglichen Angelegenheit schon poli¬ 

zeiliche Verhandlungen stattgefunden haben, so sind die betref¬ 
fenden Akten durch den Herrn Commissär von der einschlägigen 
Polizeibehörde nomine Consistorii zu erholen. 

n. $.7. Nach Einlauf dieser Requisite hat der Herr Commis¬ 
sär beide Ehetheile auf einen bestimmten Tag zu sich vorrufen zu 
lassen und vorerst den gesetzlichen Slilllicversiicll unter 
kluger Benutzupg aller gegebenen Verhältnisse, so wie unter Hinwei¬ 
sung auf die bei der Verehelichung vor Gott und Seiner heiligen 
Kirche übernommenen Verpflichtungen, dann auf die geistlichen und 
zeitlichen Nachtheile einer EhelScheidung etc. mit väterlich liebevollem 
Ernste vorzunehmen , und im Falle des Gelingens das über .die 
erzielte Wiedervereinigung der dissidirenden Eheleute, sowie über die 
dabei etwa von ihnen gemachten Versprechen und Aussöhnungs¬ 
bedingnisse actuante Clerico aüfgenommene und von. beiden Ehetheilen 
nach vorheriger Vorlesung Unterzeichnete, so wie von der bischöflichen 
öonsistorial-Commission amtlich gefertigte, d. i. von dem Com¬ 
missär und Actuar unterschriebene und mit dem beigedruckten Amts¬ 
siegel versehenej Protokoll sammt den betreffenden Akten anher 
einzusenden *). 

J. 8. Sollte aber der Sühneversuch ungeachtet aller Vorstel- 
Itthgen misslingen, so ist dieses im Protokolle zu bemerken und 
dann sogleich, ohne weitere dessfallsige Anfrage anher zu stellen, 
zur förmlichen Recessverhandlung zu schreiten. * 

in. $. 9. Diese RecesSTerliail41iiiij^ ist ebenfalls 
actuante Clerico zu bethätigen, und zwar in der Form des summari¬ 
schen Prozesses und nach unserer geltenden Consistorialpraxis in 
folgender Weise: 

1 . $. 10. Zuetst ist der klagende Ehetheil, nach Abtreten 
des beklagten und nach sofort geschehener Verhandgelübdung bezüg- 


1) Es versteht sich von seihst, dass eine solche Wiedervereinigung der 
dissidirenden oder auch schon getrennten Eheleute sogleich ihre Giltigkeit hat 
wenn auch zum Behufs der grösseren Solemnität und der stärkeren Befestigung dieser 
Vereinigung die eheriohterliehe Genehmigung derselben nachträglich noch eigens aus. 
ge^roohen au werden pflegt 
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lieh der Angabe der Wahrheit, mit sdner (Actio) lo Pro* 

tokoll SU Temehmen oder, falls die Klage schon formulirt vorlfige, ra 
befragen, ob er dieselbe als die seinige anerkenne und etwa einig« 
Modificationen oder neue Klagepunltie vorzubringen habe. 

$. 11. Jedenfalls sind die einzelnen, mit fortlaufenden Zif* 
fern zu bezeichnenden Klagepunkte nach Ort, Zeit und Umstän¬ 
den präcis und klar sn Protokoll zu geben und am Ende die geeig¬ 
neten Bitten und Anträge genau formulirt (ob z. B. auf leifwei- 
lige oder lebenslängliche Scheidung, auf Annullirnng der Ehe etc. 
geklagt werden wolle), beizufägen. 

$. 12. Sollte hiebei die Beschuldigung des Ehebruchs Vor¬ 
kommen, so ist, um wegen einer etwa geschehenen Gondonatioa • 
ein richtiges Urtheil fällen zu können, namentlich der Umstand in 
kluger Weise zu erheben und zu Protokoll zu constotiren, ob nadh 
dem angeblichen Ehebrüche poch eine eheliche Beiwohnung zwischen 
den beiden dlssidirenden Eheleuten stattgefunden, so wie, ob der dies« 
Beschuldigung vorbringende Ehetheil zur Zeit der ehelichen Beiwoh¬ 
nung von dem Ehebrüche des Anderen bestimmte Kenntniss gehabt 
habe, und ob er im letzteren Falle etwa zu dieser ehelichen Beiwoh¬ 
nung irgendwie gezwungen worden sei. — Sogleich nach ProtokolU- 
rung der klägerischen Aussegen ist das Protokoll von dem klagenden 
Ehetheile zu unterzeichnen. 

' 2. $. 13. Nach beendigter und Unterzeichneter Klage hat der 

klagende Ehetheil abzutreten qnd der vorgerufene beklagte Ehe¬ 
theil , nach ebenfalls geschehener Verhandgelübdung bezüglich der 
Angabe der Wahrheit, auf die einzelnen mit Ziffern bezeiebnetm 
Klagepunkte, welche ihm sammt den gestellten Anträgen und Bitten 
wortdentlich vorzulesen sind, seine (Exceptio) zu Proto¬ 

koll abzugebon, und erst dann, wenn er auf alle Klagepunkte Be¬ 
stimmt und genau excipirt, d. i. seine Erinnerungen zu Protokoll 
gegeben hat, seine etwaige 1^’^ifiei‘lälfkSC (Reconventio) in glei¬ 
cher Weise nach einzelnen, mit Ziffern zu,bezeichnenden Punkten zu 
stellen und gleichfalls seine Bitten und Anträge beiznfügen. — Die 
auf solche Weise zu Protokoll gegebene Exception und etwaige Re- 
convention f^t von dem beklagten Ehetheile ebenfalls sogleich nach 
gemachter Aussage zu unterschreiben, 

3. §. 14. Hierauf hat der wieder vorgeruCene klagende Ehe¬ 
theil, welchem die Angaben des abgetretenen Excipienten ebenfalls 
wortdentlich vorzulesen sind, seine Replik ^ d. i. seine Verthei- 
digung gegen die Exception des beklagten Ehetheils vorzubringen, 
und wenn dieses geschehen ist, auf dessen etwaige Widerklage zu 
excipiren. — Auch diese zu Protokoll gebrachten Angaben sind 
von dem klagenden Ehetheile sogleich nach gemachter Aussage zu 
unterschrei ben. 

4. $. 15. Sodann hat der ~nach dem Abtreten des klagenden 
vorgernfene beklagte Ehetheil seine Rlipllk^ d. h. seine Er¬ 
innerungen gegen die Replik des klagenden_ vorzubringen und bezüg¬ 
lich der etwaigen Widerklage zu repliciren, worauf wieder 
sogleich seine Unterschrift erfolgt. 


30 * 



452 Bayern; AogsB. biseBOfl. Consist. 9. Dec. 1892; EheprozessfAMruetfon. 

5. % 16. BntfHdi hbt der klagende Ehetheil besiäglich der 
etwaigen "Widerklage noch zu dupliciren und sofort seine An¬ 
gaben wieder zu unterzeichnen. * 

§. 17. üebrigeris ist bei dieser ganzen Recessverhandlung 
nicht inquisitorisch in der Weise zu verfahren, dass etwa Fra¬ 
gen und Antworten zu Papier/gebracht würden, sondern es ist nur 
das zu Protokoll zu nehmen, was die Streiltheile auf geschehenen 
Vorhalt selbst angeben, wobei jedoch nöthigenfalls mit klug .gestellten 
Fragen nachzuhelfeh ist, um Alles erschöpfend und in Angaben von 
Thatsachen substanzfrt zu Protokoll bringen zu können. 

rv. §.18. Am Schlüsse dieser Recessverhandlung sind beide 
Thieile zusammen zu stellen, wobei unter Benützung der vorge¬ 
brachten Umstände in geeigneter Weise nochmal eine Versöhnung 
zu versuchen urd zugleich jedem der beiden Streittheile Gelegenheit 
zu geben ist, seine etwaigen Erinnerungen und Gegenerinnerungen 
beizuschalten. Das Ergebniss dieser Zlisamilienstelllins 
ist ebenfalls zu Protokoll zu constatiren, dieses dann auf Verlangen 
nochmal zu verlesen und endlich von den Streittheilen zu unter¬ 
zeichnen, so wie von der bisc|iöflichen Consistorial-Commission in 
der oben (§. 7.) bezeichneten Weise amtlich zu bestätigen. 

§. 19. Die «amtliche Gegenzeichnung der bischöflichen Com¬ 
mission hat übrigens auch dann zu geschehen, wenn die Vernehmung 
aus irgend einem, jedenfalls im Protokoll zu bemerkenden Gründe 
unterbrochen und zu einer anderen Zeit wieder fortgesetzt wird, 
in welchem Falle unter der Anfangs-Formel „Fortsetzung des Proto¬ 
kolls“ mit beigesetztem Datum vorzugehen ist. 

§. 20. Sollte der Herr Commissär in dem Benehmen der De- 
pqnenten etwas Auffallendes bemerken, was ihre Depositionen näher 
bdeuchten könnte, so ist dieses am Ende unter der specielfen Rubrik 
„Commissions-Bemerkung“ kurz beizufügen, was auch bezüglich der 
Zeugenaussagen (§. 28.) gilt. 

V. $. 21. Da die beiden Eheleute allein für sich die Ehe ge¬ 
schlossen haben und allein beisammen leben müssen, auch allein am 
besten wissen, warum sie geschieden werden wollen, so sind fremde 
•Personen, und wenn es auch die eigenen Elterp der Eheleute 
wären, bei diesen commissionellen Verhandlungen in der Regel nicht 
zuzulassen, damit die Eheleute desto unbefangener, wie ihre eigene 
Gesinnung und nicht fremder Einfluss ihnen ein^bt, sich äussern 
können, 

§. 22. Sollte man hiebei auf' Zulassung von Advocaten 
durchaus bestehen, -oder die ganze Sache durch Anwälte vertreten 
lassen wollen, so hat der Herr Commissär zuvor specielle Verhaltungs¬ 
regeln bei dem bischöflichen Consistorium zu erholen. 

VI. §. 23. Es ist nicht genug, dass die Parteien ihre Klagen 
und Gegenklagen ^ einfach zu Protokoll geben, s ondem es ist, falls 
nicht alle Klagepunkte oder doch die Hauptklagen von dem beklag¬ 
ten Ehetheile zugestaaden werden, zur richterlichen Würdigung 
nothwendig, dass sie für dieselben auch Beweismittel an¬ 
geben, wozu besonders Zeugenaussagen gehören. Auf dieses 
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sind die Parteien, wenn sie iiieht fiir ihre Angaben gleich selbst Zeu* 
,gen oder andere Beweismittel, .wie z. B. ärztliche Zeugnisse, Briefe 
oder andere Documente etc., l^nennen, in geeigneter Weise aufmerk* 
sam z8 machen, mit dem Beifügen, dass es ihnen zur Abkürzung 
des Processes gestattet sei, den Beweis zu anticipiren, d. h. die¬ 
sen freiwillig (ohne vorhergehende richterliche Auflage) sogleich anzu¬ 
treten, was vorzugsweise durch Benennung von Zeugen und durch 
nähere Angabe der von denselben zu bezeugenden Th^sachen geschieht 

24. Hinsichtlich dieses Beweises gilt als Grundsatz, dass 
nur factische, bestrittene und relevante, d. h. für die Ent¬ 
scheidung wichtige Umstände bewiesen werden sollen. Da es nun 
möglich ist, dass der beklagte, so wie auch der widerbeklagte Ehe- 
theil in seiner Exception die Klagepunkte zugibt, so ist der Uagende 
Ehetheil in der Regel erst bei der Replik zur Benennung seiner 2ten- 
gen über die widersprochenen, factischen und relevanten Umstiüide 
seiner Klage, und ebenso der beklagte Ehetheil erst bei der Duplik 
zur gleichmässigen Benennung seiner Zeugen zu veranlassen, weil 
mau früher nicht mit Sicherheit wissen kann, was noch bewiesen zu 
werden braucht. 

25. Die Benennung der Zeugen im Protokolle hat mit 
bestimmtester Angabe des Tauf- und Familien-Namens, des Standes 
und Wohnortes derselben zu geschehen, so wie mit genauer Angabe 
dessen, was bezeugt werden soll, und zwar dieses nach Ordnung der 
bereits mit Ziffern bezeichneten einzelnen Klage- und Einrede-Punkte, 
welche zugleich als Beweissätze und resp. Gegenbeweissätze 
dienen. Dabei ist dann wohl zu beachten, ob die Zeugen eicep- 
tionsfrei oder exceptionsmässig *), und von den Parteien an¬ 
genommen oder aber, und zwar aus welchen Gründen, verworfen sind, 
und hierüber das Geeignete im Protokolle zu bemerken. Es ist daher 
wegen der von einem der beiden streitenden Theile vorgeschlagenen 
Zeugen dem anderen Theile bei der Recessverhandlung Gediegenheit 
zu geben, sich darüber zu äussern, ob er gegen die Einvernahme 
derselben etwa eine .gegründete Einsprache zu machen habe. 

$. 26. Für die Beweis-Erhebung ist ein eigener Tag an- 
zuberaumeu,v auf welchen der bischöfliche Herr Commissär die vorge- 
schiagenen Zeugen nomine ConsistorU vorzurufen hat, die dann actuante 
Clerico nach vorausgeschickten Generalfragensofort über die 

1) ^fixoeptionsmässig^ sind nicht bloss die unfähigen Zeugen, welche^ wenn 
Uber ihre Unfähigkeit ein Zweifel nicht obwaltete, gans auszusohliessen wären, son¬ 
dern auch diejenigen, gegen welche von Seite beider Streittheile oder doch eines der¬ 
selben aua rechtsgenüglichen Gründen protestirt wird, und überhaupt alle, 
welche zufolge ihrer Stellung zu den Parteien oder aus anderen Gründen nicht über 
den Verdacht der Parteilichkeit oder den, die Unwahrheit zu sagen, erhaben sind. ~ 
Vgl. J. TV. Eberl, „Ehescheidung und Ehescheidungsprozess,** (Freising 1854). §. 23. 
S. 43 ff., welches Büchlein den UH. Colnmissären zum Studium besonders empfohlen 
wird. [M. 8. auch Schulte, Eheproz. im Archiv Bd. I. u. im bes. Abdruck Giessen 1867«] 

2) Dies^ Generalfragen, welche beim ersten Zeugen vollständig auszuschreiben 
Bind, bei den folgenden Zeugen aber nur mit 1. 2. 3 etc. bezeichnet, wohl auch zur 
Abkürzung unter dem Titel: „Ad Generalia“ in Eine Antwort zusammengefasst wer¬ 
den köiaeoi und «n finde dieeer luBtractton (S. 456.) eigens verseiohnetf 



454 Bayern: Aogrsb. biediSfl. CoiKist. 9. Dee. 1892: Eheprez^instraction. 

einzelnen zu bezeugenden Punkte (Specialia) in Frageform zu Pro? 
tokoll zu vernehmen sind, und zwar die exceptionsfreien eidlich *), 
unter vorausgehender angemessener Belehrung über den Eid und die 
Folgen des gerichtlichen Meineides, die exceptionsmässigen aber ver¬ 
mittels Handgelübde, jedoch mit dem ausdrücklichen Beisatze, ob 
^ bereit seien, ihre Aussagen eventuell auch eidlich zu bestätigen. 
Ob die Zeugen vereidet oder verhandgelübdet worden seien, ist im 
Protokolle bei jedem Zeugen ausdrücklich zu erwähnen. 

§. 27. Sollten die streitenden Ehetheile es wünschen oder ver¬ 
langen, dass ihnen gestattet werde, der Beeidigung der zu verneh¬ 
menden Zeugen persönliclK anzuwohneh, so kann ihnen dieses Ansin^ 
nen nicht verwehrt werden, und sind daher dieselben für diesen Fall 
von der Zeugen-Vemehmungs-Tagfahrt in Kenntniss zu setzen; doch 
sind dieselben nur zu dem Akte der Beeidigung (ad videndum et 
andiendum jurare testes), keineswegs aber zu dem der Vernehmung 
selbst zuzulassen. In diesem Palle wären dann die für den näm- 
uchen Tag zur Vernehmung vorgerufenen mehreren Zeugen, in so 
weit sie zu vereidigen sind, vor deren Vernehmung mitsammen 
zu beeidigen, und könnte vor dieser Beeidigung nochmal eine Aus¬ 
söhnung zwischen den beiden Strektheilen versucht werden. 

28. Die Aussage der Zeugen ist sogleich am Ende jeder 
^nzelnen Aussage von dem betreffenden Zeugen zu unterzeichnen. 
Der so vernommene Zeuge ist mit auferlegtem Stillschweigen 
zu entlassen, was im Protokolle nach der Unterschrift des Zeugen 
mit den Worten; Imposito silentio dimissus (dimissa), zu bemerken 
ist. Uebrigens ist es nicht nothwendig, dass für jeden Zeugen ein 
eigenes für sich abgeschlossenes Protokoll verfasst werde, sondern es 
pnügt, wenn alle Zeugenaussagen in einem fortlaufenden Proto- 
kolle zTOammenpfasst sind, das dann am Schlüsse von der bischöf- 
hchen Consistorial-Commission zu unterschreiben und mit dem Amts- 
siegel zu ^rsehen ist. Nur muss, wenn die Zeugenvernehmung nicht 
TOntinumich geschehen ist, die Gegenzeichnung von Seite der bischöf¬ 
lichen Commission wie oben (§. 19.) vollzogen werden, 
u* i.*a' Sollte ein Zeuge sich hartnäckig weigern, vor der 
bischöflichen Commission zu erscheinen ^ so hat sich der Herr Com- 
mssär nomine Consistorii an die betreffende Polizeibehörde zu wen- 
en und denselben compassiren, d. h. gerichtlich verschaffen zu 
l^en, wenn anders nicht schon eine hinlängliche Anzahl von 
Zeugen vernommen wurde, worüber dann die Entscheidung vorkom¬ 
menden Palls der eherichterlichen Stelle zu überlassen ist. 

j Commissär schon beim Beginne 

der Vernehmlassung in genauer Erwägung der Ver¬ 
hältnisse es für nothwendig oder doch für sehr räthlich erachten, dem 

Ehetheile wegen vorhandener Leibes- oder 
bcelengefjwr auf dessen Antrag und Bitte das „Permittimus,“ d. h. 
die Erläubniss zu geben, bis zum Ausgange der Ehestreit¬ 
sache von dem anderen Ehetheile zu Tisch und Bett getrennt zu 


X) SiiM ist am find# dimtr Instmotioa (8. 456.) bsigefOgt. 
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leben, so ist ihm daanelbe nomine Cionsistorii zu ertheikn und in der 
Regel schriftlich ausznfertigen, so wie dem anderen Ehetheile 
davon Kenntniss zu geben. 

$. 81. Wenn der Antrag auf ein Permittimus während der 
Vernehmlassung gestellt werden sollte, so ist die ertheilte Gewähr am 
Schlosse der RecessVerhandlung ($. 18.) vorzumerken; geschieht 
jedoch der Antrag in einer späteren Zeit, aber noch vor Einaendung 
der Akten, so ist im Beiberichte von der Gewähr und deren Kund¬ 
gebung au den anderen Theil Erwähnung zu mao^n. 

Vni. $. 32. Sollte der beklagte Ehetheil sich weigern, vor 
der bischöflichen Commission auf gehörig geschehene Vorladung zu 
erscheinen, so ist zu unterscheiden, ob er erhebliche Gründe für diese 
Weigerung angebe oder nicht. Ira ersten Falle sind diese Gründe 
vor Allem der eherichterlichen Stelle zur Würdigung vorzulegen. lin 
zweiten Falle ist diese Vorladung nochmal schriftlich zu wiederholen 
mit dem beigefügten Präjudize, dass er hn Falle des Nichterschti- 
ncns das Recht der Exception verliere, die Klage für abgelängnet 
gehalten und der klagende Ehetheil sofort zum Beweise seiner Klage 
zogelassen werde. Sollte ungeachtet dieses gestellten Präjudizes der 
beklagte Ehetheil nicht erscheinen, so ist dieses im Protokolle zu 
bemerken und der klagende Ehetheil zum wirklichen Beweise seiner 
Klagepunkte aufzufordern, worauf dann die etwa vorgeschlagenen 
Zeugen vorzurufen und nach Ziffer VI. zu vernehmen sind. 

IX. $. 33. Alle Verhandlungen, namentlich alle Protokolle 
und Einvernehmungen, sind, wenn die Parteien nicht ihre Armuth 
nachweisen können, auf Groschen-Stempel-Papier zu schreiben, 
und ist daher den Parteien gleich bei der Vorrüfung bekannt 
zu geben, dass sie, wenn sie zum Armenrechte zugelassen werden 
wollen, zu der commissionellen Verhandlung ein rechtsgiltiges Ar- 
muthszeugniss verschlossen mittzubringen haben. Nur im Falle 
der Vorlage des Letzteren sind die Verhandlungen ohne Adhibirung 
von Stempel, und zwar mit dem an der Stelle des Stempels vorzu¬ 
merkenden Beisatze „Armen-Sache** (A. S.) vorzunehmen und auch 
die Einsendungen portofirei mit der Bezeichnung „A. S.“ zu machen. 

$. 34. Bezüglich der Commissionsgeb Uhren hat der Herr Com- 
missär nebst Ersetzung seiner Auslagen, wozu auch die etwaigen 
Ausgaben für Porti und adhibirte Stempel gehören, für einen ganzen 
Tag drei Gulden und der actuirende Geistliche 1 fl. 30 kr., für 
einen halben Tag aber je die Hälfte zu beanspruchen. Die Zeugen 
haben ihre Forderungen zu liquidiren und sind diese Liquidationen 
dem Expensar beizuTügen. 

X. $. 35. Am Ende der gepflogenen Verhandlungen hat der 
Herr Commissär die sämmtlich erlaufenen Aktenstücke mit gutacht¬ 
lichem Berichte, in welchem das Resultat der ganzen Verhand¬ 
lung kurz und bündig zusammen zu stellen ist, anher an 

hocliwilrdlsste liisclidAlcIie Coii8lstarliiiit*>^ als; 

Ehegericb.t erster Ip-stanz portofrei, eventuell als Armensache, 
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Oe&eralfrsgen. (Za $. 26.) 

1 . Wie heisst Zenge mit Tanf- und Geschlechtsnamen? wie 
alt, woher, wo dermalen? Stand, Religion, Nahrangszweig? 

2 . Ist dem Zeugen der N. N. Und dessen Ehefrau N. N. be¬ 
kannt and woher? 

3. Steht Zenge wegen Verwandtschaft, Schwägwschaft, Gevatter¬ 
schaft, wegen Dienstes- ^er Geschäftsverkehr oder auf andere Weise 
mit dem einen oder anderen Ehethelle in näherer Verbindnng? 

4. Ist dem Zeugen wegen dieser Zeugenschaftsleistung nichts 
gegebtti oder versprochen worden? 

6 . Hat Zeuge vom Ausgange dieses Streites keinen Nutzen zu 
hoffen oder Schaden zu fürchten ? 

6 . Ist Zeuge nidit etwa unterrichtet, wie er Zeugschaft leisten, 
d. h. was und wie er aassagen soll ? 

7. Ist Zeuge bweit, Niemanden zu lieb oder zu leid Zeug- 
schaft zu leisten, sondern die reine, unverfälschte Wahrheit anzugeben ? 

Eidesformel. (Zu $. 26.) 

Der Eid, welcher vor einem zwischen zwei brennenden Kerzen 
stehenden Crucifize mit aufgehobenen drei Fingern der rechten Hand 
abznlegen ist, lautet also: 

Ich N. N. schwüre zu Gott, dem Allmächtigen und Allwissen¬ 
den, einen körperlichen Eid, dass ich über Alles, worüber ich werde 
vernommen werden, nach bestem Wissen und Gewissen die reine 
Wahrheit aassagen und wissentlich weder etwas hinzusetzen, noch 
weglassen, noch verschweigen werde, so wahr mir Gott helfe und 
alle Seine Heiligen ! Amen. 

(Bei Protestanten wird 'gesagt: „So wahr mir Gott helfe und 
Sein heiliges Evangelium I“) 

II* Frankreieh* 

Gesetz vom 15. Februar 186 2. 

Geschenke und Vemäebtnisse zu Gunsten von Kirebenfabriken betreffend. 

(Hitffetheilt von Dr. C. Bockenbeimer zu Mainz.) 

Art. 1. Die Verwilligung zur Annahme von Geschenken und 
Vermächtnissen zu Gunsten von Eirchenfabriken wird in Zukunft von 
den 'Präfecten ertheilt auf vorher eingeholtes Gutachten der Bischöfe, 
wenn diese Geschenke nicht den Betrag von 1000 francs übersteigen, 
keine Veranlassung zu einer Reclamation geben und mit keinen ande¬ 
ren Lasten beschwert sind als Erfüllung frommer Stiftungen in den 
Pfarrkirchen, oder mit Bestimmungen zu Gunsten der Spitäler, Armen¬ 
oder Wohlthätigkeitsanstalten. 

Art. 2. Die Ermächtigung wird, im Falle es sich um kirch¬ 
lichen Dienst handelt, nur auf provisorische Approbation des Diöcesan- 
Bischofs ertheilt. 

3. Die Präfecten werden über, ihre Verfügungen bezüg¬ 
lich solcher Schenkungen dem Ministerium des Bmern nach dw Umen 
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na erth^eadw IiiBlniction Bericht entotten. Verffigangen, die den 
Gesetzen und Verordnungen zuwider laufen oder die zu Keclamation 
der betheiligten. Parteien Veranlaseung geben, werden durch "das 
Ministerium des Innern aufgehobmi oder abgeSndwt. 

Durch dieses neue Gesetz ist theilweise das frühere Gesetz vom 
2 . April 1817 aufgehoben, indem, hiernach die Präfecten nur bei einer 
Schenkung bis zum Betrage von 300 Irancs die Ermächtigung erAei* 
leu konnten. Nach dem Wortlaut des neuen Gesetzes hat dasselbe 
nur Anwendung auf Geschenke zu Gunsten von Kirchenfabriken und 
bleiben demnach Schenkungen an andere kirchliche Anstalten, sobald 
sie den Betrag vop 300 francs übersteigen der Competenz der Prä* 
fecten entzogen. 

Bei Erlass des Gesetzes erging gleichzeitig ein Gironlar an die 
Präfecten worin sie namentlich aufgefordort werden, die ihnen hier* 
nadi übertragenen Arbeiten mit grösster Schnelligkeit zu erled^en, 
„damit die betheiligten Stiftungen den ganzen Werth der W<dilthat, 
welche die wohlwollende Fürsorge des Kaisers ihnen zugewendet, er* 
kennen möchten.^ 


111. •euterrelch. 

1 . Heber die Entstehung des Patronatsrechtes durch 

Verj ährung, 

ein Reebtsrall vom Jahre 1859 aus Oesterreich. 

Der Inhaber der Herrschaft R. sollte als Patron zweier Pfarr- 
vicariate im Jahre 1856 zu den Bedürfnissen der betreffenden Pfarr* 
schulen den auf ihn entfallenden Patronatsbeitrag leisten, weigerte 
sich jedoch, dieser Verbindlichkeit nachzukommen, unter dem Vor* 
wände, dass das Patronatsrecht auf jene Pfarrvicariate ihm nicht zu¬ 
stehe, und diese Weigermig allen Entscheidungen der Landesregierung 
gegenüber aufrecht haltend, recurrirte er endlich an das hohe Mini¬ 
sterium für Cultus und Unterricht. Dieses hob unter Hinweisung auf 
den Art. XH. des Concordates durch Erlass vom 6. August 18591) 
die diessbezüglichen Entscheidungen der Landesregierung auf und über¬ 
wies den fraglichen Gegenstand dem kirchlichen Gerichte zur Ent* 
Scheidung. 

Das kirchliche Gericht (damals Capitular-Consistorium), als die 
zur Entscheidung der Patronatsfragen competente geistliche Behörde 
erster Instanz, entschied sodann, dass die fraglichen Pfarrvicariate sich 
in einem Patronatsverbande mit der Herrschaft R. befänden, und stützte 
dieses sein Erkenntniss auf die Verjährung, wodurch in ausser¬ 
ordentlicher Weise das in Frage stehende Patronatsrecht begründet sei. 
Denn es lag kein Document vor, aus welchem sich die fundatio als 


1) Aus dieser, sowie aus anderen Uinisterialentscbeidongen vom 11. November 
1856, 82. und 26. Juli 1860 (welche sämmtUoh demnächst im Archiv jnitgetheüt wer¬ 
den sollen) ergibt sich, dass es unrichtig ist, wenn Schulte, Lehrb. des Kirchenrechts 
97. S. 301. Note 15. meint, die Bestimmungen des Art. 18. des Oesterr. Concordats 
seien noch nicht in's Leben getreten. (A. d. B.) 
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titülas des fragUohen Patronatsreehtes erweisen lieser, und puu der 
Urkunde Tcnn 1. Septembei^ 1753, doreh welche eines der beiden 
Pfarr^icariate enriehtet wurde, leuchtete es mehr denn zur Genüge ^ 
hervor, dass der damalige Herrschaftsiuhaber Graf v. C., welchem in 
einer Urkunde vom 9. October 1755 von dem Erzbischöfe von Görz 
X}arl Michael das PrSsentationsrecht in perpetuunp eingerSumt wurde, 
an der Errichtung dieses Pfarrvicariats. keinen, wenigstens keinen sol¬ 
chen Antheil hatte, in Folge dessen er im canonischen Sinne Stifter 
genannt werden könnte. Der Urkunde zufolge wird nämlich die schon 
bestehende Kirche als Pfarrvicariatskirehe erklärt; dem Pfarrvicar wird 
ferner als Congrua angewiesen: der dritte Theil der Hauptpfarrcolleo- 
tur, Stolgebühren und die Vicariatswobnung soll „ab universis di- 
strietus vicarialis habitatoribns‘^ aufgebaut und im guten Bauzustande 
erhalten werden, sowie die Gemeinde dem Pfarrvicar den erforder¬ 
lichen Holzbedarf gratis in’s Haus zu stellen, den Pfarrgarten gratis . 
zu bebauen hat. — Auf dem ordentlichen Wege der Stif¬ 
tung konnte also das fragliche Patronatsrecht ursprüng¬ 
lich nicht erworben worden sein, ebensowenig aber auch 
auf dem ausserordentlichen des Privilegiums, Der oben- 
bezeichneten Urkunde zufolge schiene allerdings angenommen werden 
zu müssen, dass Erzbischof Carl Michael dem bereits genannten Gra¬ 
fen V. C. als damaligem Grundherrn das Praesentationsreebt in per- 
petuum in der Art eines Privilegiums verliehen habe; dieser Annahme 
steht jedoch nicht nur der allgemein gültige canonische Grundsatz: 
„dass das Patronat nur auf Grund eines päpstlichen Privilegiums ur¬ 
sprünglich erworben werden könne sondern auch der weitere Um-- 
stand entgegen, dass, so entschieden das Concil von Trient das An¬ 
sehen des apostolischen Stuhles bezüglich seiner Heformationsdecrete 
gewahrt wissen Will (sess. XXV. c. 21.), die Congregatio Conc. bei 
vorkommenden Fällen — am 14. December 1581 und 1586, am 8. 
Jänner 1601 — dennoch in Gemässheit des pecretes (sess. XXV. 
c. 9. „Heliqui Patronatus omnes etc.^^) thatsächlich erklärt und ent¬ 
schieden hat, dass das Patronatsrecht auf Grund des Privilegiums als 
nicht zu Recht bestehend anzusehen sei (vgl. Archiv Bd. HI. S. 300.), 
es sei denn., dass nach der Entscheidung der Rota, auf welche sich' 
Nicollis (cfr. Gerlach, Präsentationsrecht auf Pfarreien“ S. 70) beruft, 
ein derartiges Privilegium ein Privilegium ex catisa onerosa, mit¬ 
hin ein solches sei, welchem gegenüber die Leistungen des Privile- 
girten als ein Aequivalent angesehen werden können; was alles jedoch 
bei dem in Frage stehenden Patronatsrechte nicht im entferntesten 
der Fall ist. 

^ Der fragliche Patronatsverband zwischen der Herrschaft R.' und 
den zwei Pfarrvicariaten konnte demnach n u r als titulo praescriptiouis 
als canonisch zu Recht bestehend erkannt werden. Denn obschon es 
sich aus öffentlichen Urkunden nachweisen lässt, dass bis zum Jahre 
1796 zurück das Präsentationsrecht von der Herrschaft R. deu beiden 
Pfarrvicariaten gegenüber ausgeübt worden ist, so kann doch nur 
Eine Thatsache erbracht werden zum Beweise dafür, dass seit Errich-' 
tung des jüngeren Pfurrvicariates S., also seit 1753, das Präsentatious- 
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recht auf beide Pfarrvicariate von jemand Anderem, als von der Herr¬ 
schaft R. ausgeubt worden wfire. Indem nun ein solcher Nachweis, 
nämlich der Nachweis der unvordenklichen Verjährung der Ausübung 
des Präsentationsrechtes, nach der Bestimmung des Conc. Trid. sess. 
XXV. c. 9. de Ref., wie auch gemäss der Entscheidung der Congreg. 
Conc. vom 4. Februar 1581: „Sufficit cdterutrum probare, seil, vel 
titulum ex anthentico docum., sive multiplicatas praesentatione8,‘^ und 
der ähnlichen: „Jus patr. ex solis praesentationibus continuis ultra 
hominum memoriam probatur ex fundatione vel dotatione, licet in eis 
nulla facta fuerit mentio de fundatione aut dotatione^ (vgl. Archiv 
Bd. in. 302.) für den rechtsgültigen Bestand des Patronatsrechtes 
eine nicht minder gewichtige Beweiskraft hat, als ein anthenticum do- 
enmentum behufs der Nach Weisung der wirklich geschehenen fundatio 
vel dotatio: so konnte das hierortige kirchliche Gericht kein Bedenken 
tragen, vom canonischen Standpunkte ans zu Recht zu erkennen, dass 
die fraglichen Pfarrvicariate mit der Herrschaft R. im Patronatsver- 
bande stehen. Demnach musste denn auch das kirchliche Urtheil 
dabin ausgesprochen wwden, dass der dermalige Herrschaftsinhaber 
ungeachtet seines Widerspruches als Patron mehrbesagter Pfarrvica¬ 
riate anzusehen sei. Denn mit der Herrschaft R. ging auf den der- 
maligen Inhaber auch das mit derselben verbundene Patronatsrecht 
als ein dingliches über, welcher dingliche Character dem in Frage 
stehenden Patronatsrechte nicht nur bei dem Umstande, dass in der 
oben angezogenen Urkunde vom 9. October 1755 dem Grafen C. das 
Präsentationsrecht ausdrücklich als dem Inhaber der Herrschaft „tam- 
quam terrestri domino‘' und zwar „in perpetuum“ ertheilt worden ist, 
sondern auch in Folge der immerwährenden thatsächlichen Ausübung 
titulo „Herrschaftsinhabnng“ — in welcher Form auch der ge¬ 
genwärtige Inhaber die Patronatsacte zu unterfertigen pflegt — vindi- 
cirt werden muss. Zwar hat der dermalige Inhaber beim letzten 
Besetzungsfalle des Pfarreivicariates S. unter einigen Bedenken und 
mit Verwahrung gegen irgend welche daraus abzuleitende Verpflich¬ 
tung zur Leistung der Patronatslasten präsentirt; factisch hat er 
dennodi das Präsentationsrecht ausgeübt, somit auch thatsächlich gar 
nicht Verzicht geleistet; abgesehen davon, dass nach dem Urtheile 
der gewichtigsten Canonisten (vgl. Schulte, Sy^stem des Kirchenr. 
S. 702. Anm. 5.; Schillmg, der kirchl. Patronat S. 118.) die aus- 
-drückliche Verzichtleistnng auf das Patronatsrecht von dem Ermessen 
und von der Genehmigung des betreffenden Bischofs abhängt; immer¬ 
hin aber auch für den Fall, dass die einseitige Verzichtleistung ohne 
Genehmigung des Bischofs rechtliche Wirkung äussern könnte, den 
Gegenstand solcher Verzichtleistung nur die Nutz- und Ehrenrechte, 
nicht aber die mit dem Patronate verbundenen Lasten bilden (cfr. 
Gerlach, das Präsent. S. 78.). 

Gegen die in eben dargelegter Art begründete kirchliche Ent¬ 
scheidung hat die dadurch betroffene Partei an das Metropolitangericht 
Reenrs ergriffen, welches aber das Erkeuntniss I. Instanz bestätigte. 
Damit wurde die Angelegenheit erledigt. 
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2 . Erlass des fürsterzbischöflicheri Consistoriums xn 

Salzburg vom 6. Hai 1863, 

Belcannifebung der vereinbarten Normen ip Betreff der AosQbung der Ckintrole 
Ober das Kirchen- und PfTOnden-VermOgen von Seite des a. h. Patrons. 

(Aus dem Verordn.-Bl. f. die Erzd. Salzb. 1863. V. sub Nr. 20.) 

Nachstehend werden den fürsterzbischöfl. Kirchenverwaltungen 
des tyrol. Diöcesanantheiles die im Sinne der allerhöchsten Entschliess- 
ung vom 3. October 1858 zufolge Erlasses des hohen k. k. Staats¬ 
ministeriums ddo. 10. Februar 1863, Z. 1135. (mitgetheilt von der 
hohen k. k. Statthalterei zu Innsbruck unterm 11. März d. J., Z. 4191.) 
vereinbarten Normen in Betreff der Ausübung der Controle über das 
. Kirchen- und Pfründen-.Vermögen von Seite des a. h. Patrons zur 
Wissenschaft und entsprechenden Darnachachtung bekannt gegeben. 

1 . Von sämmtlicheu Pfarr- und Filialkirchen ohne Unterschied 
des Patronates, über deren Vermögen eigene Rechnungen gelegt wer¬ 
den, haben die Kirchen Verwaltungen einfache Rechnungsextracte, zu 
welchen das Formulare nachträglich mitgetheilt werden wird, im Wege 
der k. k. Bezirksämter an die k. k. Provincial-Staatsbuchhaltung ein¬ 
zusenden, welchen Rechnungsextracten auch ungestempelte Abschriften 
von den Urkunden über die im Laufe des Rechnungsjahres vorge¬ 
kommenen allfälligen Vermögenserwerbungeu, mit Ausnahme der Stif¬ 
tungen, von welchen ohnehin Fall für Fall ein ungestempeltes Stift- 
briefs-Exemplar einzusenden ist, beizugeben sind. . 

2 . Die Ausübung der auf Grund des dem a. h. Patrone ge¬ 
wahrten Rechtes zustehenden Einflussnahme auf die Verwaltung und 
Controlirung des Kirchen- und Pfründen-Vermögens bei sämmtlicheu 
dem Patronate des a. h. .Landesfürsten sowohl als des Religions- oder 
Studienfouds unterstehenden Kirchen ist den Patrouatscommissären, 
als welche die k. k. Bezirksämter bereits aufgestMlt sind, übertragen, 
mit welchen sich demnach die fürsterzbischöfl. Kirchenverwaltungen 
in den Fällen, welche in den VerwaltungsVorschriften §§. 30. 40. 45. 
46. 47. 55. 56. 64. 65. bezeichnet sind, in das Einvernehmen zu 
setzen haben. 

Insbesondere wird im Einverständnisse mit der hohen k. k. 
Statthalterei der ,§. 45. der Verwaltungs-Vorschriften dahin modificirt, 
dass zur Aufnahme der jährlichen Kirchenrechnungen bei den Kirchen 
landesfurstl. Patronates, wo die Kirchenverwaltung im Amtssitze des 
^ k. k. Bezirksamtes geführt wird, der k. k. Bezirksvorsteher oder desseit 
Stellvertreter beigezogen, wo aber die Verwaltung ausserhalb des 
Amtssitzes geführt wird, zur Ersparung der Kosten die betreffende 
Rechnung dem k. k. Bezirksamte zur Einsicht und zur Abgabe all¬ 
fälliger Bemerkungen mitgetheilt werde. 

* 

3. Erlass des fürstbischöflichen Ordinariates vonBrixen 

vom 15. Mai 1863, 

die Rechnungen Ober das Vermögen der Kirchen eines dffeniltchen Patronates 

betreffend. 

(Brix. Diöo.-». 186S. IV. Stück. 12.) 

In den Vorschriften über die Verwaltung des Kirchen- und 
Pfiründevermögens dieser Diöcese $$. 2. 3. und 4. sind wohl die recht- 
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liehen Grundsätze über das Verhältniss des* Patrons zur Kirchenver- 
mögensverwaltung in kurzen Umrissen ausgesprochen. Die näheu 
Art und Weise jedoch, wie die k. k. Regierung die ihr in Hinsicm 
auf Kirchenvermögens-Verwaltungen landesfürstlichen Patro¬ 
nates zukommende Stellung handhaben werde, konnte damals noch 
nicht bestimmt werden. 

Inzwischen hat die k. k. Statthalterei auf Grund der hohen k. k. 
Staatsministerial-Erlässe vom 31. August v. J. Nr. “"4 vom 

10. Februar d. J. Nr. C. ü. unter dem 12. November v. J. 

’^®®®/3866 und llj März d. J. Nr. ***V404 diesßilHgen 

Vorgehens, welches sofort einzuhalten ist, angeordnet. 

Es wurden nämlich die k. k. Bezirksämter als Regierungscom- 
missäre für das öffentliche Patronat bestellt, und sodann des Weiterm 
ungeordnet^ wie folgt: 

„Wenn es sich um ein Kirchen vermögen öffentlichen Patronates 
handelt, welches im Amtssitze des Bezirksamtes verwaltet wird, so ist 
der k. k. Besirksvorsteher oder ein Stellvertreter desselben zur Rech- 
.nungsberichtigung beizuziehen; wenn aber die Verwaltung ausserhalb 
des Amtssitzes geführt wird, so ist dem k. k. Bezirksamte, um Kosten 
zu ersparen, die betreffende Rechnung zur Einsicht und zur Abgabe 
.seiner allfälligen Bemerkungen mitzutheilen.“ 

Diese hohe Anordnung wird den Vorstehnngen der Kirchen 
öffentlichen Patronfttes mit den weiteren Bestimmungen zur genaue 
Darnachachtung bekannt gegeben: 

1. Dass dieselben an Orten mit dem 'Amtssitze eines Bezirks¬ 
amtes, nach bereiteter Rechnung, im Benehmen mit dem k. k. Be¬ 
zirksvorsteher den Tag der Rechnungsberichtigung vorläufig verein¬ 
baren, hingegen 

2. An Orten ausserhalb des Amtssitzes eines Bezirksamtes die 
fertigen Rechnungen mit den Belegen unverweilt dem Bezirksvor¬ 
steher als k. k. Patronatscommissär einsenden sollen. 

Die berichtigten und belegten Rechnungen sind sodann nebst 
.dm allfälligen Bemerkungen des k. k. Patronatscommissärs zur ge¬ 
setzlichen Revision und Adjustirung im Wege des Decanalamtes an’s 
Ordinariat zu leiten, wobei übrigens die Vorschriften der 19. 
und 20. m. Abschnitt über Rechnungslegung aufrecht bleiben. 

4. Note des k. k, Ministeriums des Aeussernvomfi.Octo- 
ber 1858, Z. 11,858/E.i), 

mit weicher der im Wege der kaiserlichen Botscbalt zu Honi eiufelangte Nach¬ 
weis der Kirchen, deren Prälaten von dem heiligen Stuhle die Revision der kirch¬ 
lichen Rechtssachen in der zweiten und dritten Instanz anheim gegeben ist, 

mitgeiheilt wird. 

(Wurde hieramts snb Z. 1300/C.U.M. zur Kenntniea genommen.) 

Mit dem hier anverwahrten Berichte hat der kaiserliche Botschafter in Rom 
das ihm vom Cardinal Staatssecreiär mittelst der Note vom 11. September 1838 
überkommene Verzeiebniss derjenigen österreichischen Bischöfe, welchen der hei¬ 
lige Stuhl die Delegation zur Entscheidung in Ehesachen in zweiter und dtitter 

1) 'Vgl. Schulte, Lohrb. dea Kirohenreehto $. 96. S. 390 f. (Anm. d. Bed.) 
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Instanz Qbertragen bat, bferber ehifesendet, wonadi also diese ABgetegeabelt bis 
auf die Rirchenprovinzen von 6ran und Fogaras, rQcksirhtlich welcher diessfalla 
jine BesUmmang noch zu treffen ist, ato geregelt erscheint. 

Nachweis 

der Kirchen, deren Prilaten von dem heilige Stuhle die Revision der kirchlichen 
Rechtssachen in der zweiten und dritten Instanz anheim gegeben ist. 


Namen der Metro- 
polilankirchen. 

(einschliesslioh der Abtei 
vom Martinsberge in Un> 
gern nnd des apostoli'' 
sehen Feldvicariats), 

deren PrtUaten die kirch* 
liehe Gerichtsbarkeit in 
erster Instans Üben. 


Von dem Erzbiscbole von 
Erlau 

Von dem Erzbischore von 
Kalocza 

Von dem Erzbischöfe von 
Fogaras oder Alba Julia 
Von dem Erzbischöfe von 
Görz 

Von dem Erzbischöfe von 
Lembeig, rit. lat. 

Von dem Erzbischöfe von 
Lemberg, rit. armen. 
Von dem Erzbischöfe von 
Lemberg, rit. ruthen. 
Von dem Erzbischöfe von 
OlmQtz 

Von dem Erzbischöfe von 
. Prag 

Von dem Erzbischöfe von 
.Salzburg 

Von dem Erzbischöfe von 
Gran 

Von dem Erzbischöfe von 
Wien 

Von dem Erzbischöfe von 
Agram 

Von dem Erzbischöfe von 

Zara 

Von dem Abte am Mar* 
tinsberge in Ungarn 
Von dem apostolischen 
Feldvicarhis 

Anmerkung. Die Me¬ 
tropoliten der in dieser 
Rubrik bezeichneten Kir¬ 
chen erkennen pure metro- 
politico in zweiter Instanz 
über die von ihren Suffra- 
ganen in erster Instans 
entschiedenen kirchlichen 
BechtsflUle. 


Namen der Kirchen, 
deren Pcklaten anf Gmnd 
apostolischer Delegation 
in aweiter Instans über 
kirchliche Beohtsfälle er¬ 
kennen., welche von den 
in der ersten Bnbrik 
erwähnten Prälaten in 
erster Instans entsehieden 
worden sind. 


an den Erzbischof von 
Gran 

an den Erzbischof von 
Agram 

an den griechisch-unirten 
Bischof V. Grosswardein 
an den Erzbischof von 
Wien 

an den Erzbischof von 
OlmQtz 

an den Erzbischof von 
Lemberg, rit. lat. 
an den Erzbischof von 
Lemberg, rit. lat. 
an den Erzbischof von 
Wien 

an den Erzbischof von 
OlmQtz 

an den Erzbischof von 
Prag 

an den Bischof rit. lat. 

von Grosswardein 
an den Erzbischof von 
Prag 

an den Erzbischof von 
Kalocza 

an den Erzbischof von 
Görz 

'An den Bischof von Raab 

an den Erzbischof von 
Wien 


Namen der Kirchen, 
deren Prälaten von dem 
heiligen Stahle delegirt 
sind, Uber die von den in 
der zweiten Rubrik er¬ 
wähnten Prälaten in zwei¬ 
ter Instans entschiedenen 
kirchliohen Rechtsfälle in 
dritter Instans so er- 
' kennen. , 

an den Erzbischof von 
Kalocza 

an den Erzbischof von 
Erlau 


an den Bischof von trlent 

an den Erzbischof von 
Prag 

an den Erzbischof von 
Lemberg, rit. ruthen. 

an den Erzbischof von 
OlmQlz 

an den Erzbischof von 
Prag 

an den Erzbischof von 
Wien 

an den Erzbischof von 
OlmQtz 


an den Erzbisrfat^ von 
OlmQtz 

an den Bischof von Fünf¬ 
kirchen 

an den Patriarchen von 
Venedig. 

an den Erzbischof von 
Gran 

an den Erzbischof von 
Salzburg. 

A n m e r k u n g. Die Pr ä- 
laten der in dieser Rubrik 
beseichneten Kirchen er¬ 
kennen auch ex commis- 
sione Apostolica in dritter 
Instanz über die von den 
in der ersten Rubrik ge¬ 
nannten Metropoliten jure 
metropolitico in zweiter 
Instans entsehiedenen 
kircbliehen BeehtafiUle. 
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Attinarktiiig. Znfolg» dea voa dut kaiMrlickea Botariutfter In finm «a d» 
.Sliiiiateriam:d«8 AeuMern arstntteten Bariehtoa Tom 35. September 1858 konnte eini¬ 
ger Unutände wegen die Delegation der Uebung der Gerichtabarkeit in dritter Inatana 
für die von dem griechiach-katboliaeben Erabischofe von Fogaraa and von dem Era- 
biachofe von Oran in ciater Inatana abgeurtheilteu Beohtaaachen noch nicht erfolgen. 

In der exemten Diöcese Brealau ist die zweite nnd dritte Inatana durch daa 
pipatliche Breve vom 12. Jänner 1855 (vgl. Z. 43/C.U.M.—1859) filr die Dauer von 
zehn Jahren geregelt. , 

In den Kirchenprovinzen Mailand und Venedig kommt hinaichtlich dea Intfan- 
aenaugea die Beatimmung dea §. 101. der Anweiaung, fUr die getatlichen Gerichte dea 
HKalaerthame Oeaterreicb in Anwendnng^ 

IV. PreoMMii. 

1 . Die Gassen von Hospitfilern, WaisenhSusern u. s. w. 
sind als öffentliche Gassen anznsehen. 

(Mitgetbeilt von dem fOrslbischöfl. Stiflsassessor Herrn Schuppe zu Neisse ) 

Das Hospital zu N. — eine kirdiliche Anstalt — besitzt eine 
.Anzahl fester Geldahgaben, Grundzinsen, welche auf städtische Gmnd- 
stfieke hypothekarisch eingetragen sind. Die Verwaltung des Hospi¬ 
tals ordnete im vergangenen Jahre an, dass diese Grundzinsen nicht 
mehr, wie bisher geschehen, durch einen Beamten eingeholt, sondern 
von den Verpflichteten an den Fälligkeitsterminen zur Kasse gezahlt 
werden sollten, und erliess desshalb die nöthigen Bekanntmachungen. 

Gegen einzelne Säumige musste nun die Kasse der Anstalt 
Klage anstrengea und einer derselben erhob gegen das (im Bagatell¬ 
prozesse) gegen ihn erlassene Mandat 'Widerspruch. Er behauptete, 
dass die Klägerin, da sie keine öffentliche Gasse sei, die Zahlung nnr 
in der Wohnung des Verpflichteten fordern könne und dass, da sie 
«eit länger als fünfzig Jahren die fragliche Abgabe immer durch ihre 
Boten abgeholt habe, eine bestimmte Art der Erhebung durch Ver¬ 
jährung festgestellt sei. Der erste Bichter nahm an, dass der Klä¬ 
gerin die Beeilte einer öffentlichen Gasse nicht Zuständen, weil unter 
diese Kategorie nur die Staatscassen und solche gehörten, welchen 
diese Eigenschaft durch besonderes Gesetz beigelegt sei, dass sie da¬ 
her die Zahlung nur in der Wohnung des Verklagten fordern könne, 
und wies sie demgemäss ab. Die Klägerin legte den Becurs ein und 
dieser wurde durch Erkenntniss des Appellationsgerichts zu B. für 
begründet erachtet, der Verklagte daher nach dem Klageanträge ver- 
urtheilt. lii den Urtelsgründen wurde ausgeführt, dass Verklagter das 
erste Erfordmniss der Verjähru^, den Besitz^), nicht behai;mttet.no<ih 


1) §. 62. Tit. 16. Th. I. A. L. B. Zahlungen, die aich nieht anfVertri^^ grün¬ 
den, iat der Sohuldner nnr da, wo er wohnt (in aeiner Wohnung) an leiaten ver¬ 
pflichtet. 

§. 33. a. a. O. Dergleichen Zahlungen ans öffentlichen Caasen und an diesel¬ 
ben müsaen — — aua der Casae in Empfang genommen und in die Caase geleiatet 
werden. 

2) §. 80. llt. 7. Th. I. A. Ir. B. Wer eine Handlung, die ein Anderer als 
eine fortdauernde Schuldigkeit von ihm gefordert hat, wirklich leistet, der setat den¬ 
selben in den Beaita des Bechtes, die Wiederholung dieser Handlnpg von ihm an for- 
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bewiesen habe, dass also aneh trots der behaupteten Dauer, des bisher ' 
bestandenen Zustandes, der Erhebung des Grundzinses durch Botoi, 
von einer YerjShmng nicht die Rede sein könne, die Klägerin aber 
nach §. 82. u. f. und §. 81. Tit. 19. Th. 11. A. L. R. für eine 
öffentliche Gasse im Sinne des §. 53. Tit. l6. Th. I. 1. c. zu erach¬ 
ten sei.. In dem erwähnten $. 32. ist gesagt, dass Armenhäuser, 
Hospitäler etc. unter dem besonderen Schutze des Staates stehen; aus 
den folgenden $$. und dem Mar^nale geht hervor, dass diese Anstal¬ 
ten unter den Begriff der öffentlichen Armenanstalten gehören und die 
nachfolgenden Bestimmungen auf die einzelnen Artm derselben An¬ 
wendung finden sollen. 

In $. 80. sind die Beamten solcher Anstalten für Diener des 
Staates erklärt und in $. 81. ist angeordnet, dass bei Yervraltung der 
zugehörenden Gelder und Gefälle ebm die Yorschriften, wie bei 
königlichen Gassen stattfinden sollen. Das Erkenntniss der zweiten 
Instanz steht hiernach unzweifelhaft mit den Gesetzen in vollem Ein¬ 
klänge und es ist anzunehmen, dass auch die dritte Instanz, wenn 
eine Streitsache bis dahin'gelangte, in gleicher Weise erkennen würde. 

Der Yorfall wird hier mitgetheilt, weil wahrscheinlich noch viele 
solcher kirchlichen Anstalten in alt germanischer Weise mit derglei¬ 
chen festen Gefällen dotirt sind, die Entscheidung also nicht bloss im 
Allgemeinen, sondern namentlich in Bezug auf diese Leistüngen für 
die gedachten Institute von Interesse ist. 

Sache der Yorsteher solcher Anstalten ist es, zu erwägen, ob nicht 
durch eine veränderte Erhebungsart, falls bisher die Abgabe durdi 
Boten eingeholt wurde, die Yerpflichteten veranlasst werden können, 
die Leistung durch eine angemessene Gapitalszahlung (etwa im 25fachen 
Betrage) abzulösen. Diess wird um so leichter sich bewerkst^igen 
lassen, wenn ohne weiteres Yerfahren die Ablösung durch Zahlung 
des Gapitals von Seiten des Yerpflichteten und Ausstellung löschuims- 
fähiger Quittung von Seiten des berechtigten Instituts, also ohne 
Kosten, bewirkt wird. 

• ' « 

2 . Erlass der Rheinprenssischen Ländrathsämter vom 

26. August 1863, 

die Ernennung der Kirebenvorstande betreffend. 

Das Mainzer Journal 1863 Nr. 223. theilt vom Niederrhein 
das folgende m^kwürdige Rundschreiben der Landrathsämter an ^e 
Bürgermeister mit, wodurch die bureaukratische Bevormuiidttng wie 
sie bis zum Jahre 1847 bestand, wieder eingefUhrt und die Kircben- 
vmstände quasi nnter Polizeh^sicht gestalt werden sollen. Das Gircular 
lautet also: 

„Nachdem bereits von dem Herrn Gnltusminister Bethmann- 
Hollweg durch Rescript vom 4. Mai 1861 ausgesprochen worden. 


dem. — Im vorliegenden Falle hätte also die "Ersitamng nur dann eingetreten sein 
können, wenn Verklagter die Abholung des Grundzinses als sein Recht verlangte md 
äi» Anstalt dann ^urch reehtsverjährte Zeit dieselbe wirkUch vorgenomniMi hätte. 
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„dass die Bestimmang des Art. 6. des kaiserlichen Oecretes über 
Kirchenfabriken vom. 30. December 1809 in Betreff des der Bealrks* 
regierung bei der Bildung der Kirchen Vorstände zustehenden Er* 
nennungsrechtes durch die Verfassungsurkunde vom 31. Januar 
1850 für aufgehoben nicht zu erachten sei,“ — hat auch der jetzige 
Herr Cultusminister auf eine Remonstration des Herrn Erzbischofs 
von Köln und der Herren Bischöfe von Trier und Münster 
durch Rescript vom 4. d. M. sich dem erwähnten Aussprache ange¬ 
schlossen. 

In Folge einer Weisung des Herrn Oberpräsidenten der Rhein* 
provinz setze ich Sie hiervon in Kenntniss mit dem Bemeriren, dass 
bei künftigen Bildungen von Kirchenvorständen auf die Ein¬ 
holung der der königlichen Regierung zustehenden Ernennungen von 
Ihnen zu halten i^t und anders gebildete Kirchenvorstände als Behörde 
nicht zuzulassen sind. 

Was die bereits von der Diöcesanbehörde ohne Mitwir¬ 
kung der königlichen Regiernng zusammengesetzten Kirchenvorstände 
betrifft, so kann von der anderweiten Constituirung dieser Kirchen¬ 
vorstände abgesehen werden, falls nicht aus individuellen Gründen, 
insbesondere zur Vertretung der Staats- und Gemeinde-Interessen duroh 
geeignetere Mitglieder eine neue, dem G'fesetze entsprechende Consti- 
tuimng des betreffenden Kirchenvorstandes erforderlich erscheinen sollte. 

Indem ich Sie hiervon zur Nachachtung in Kenntniss setze, um 
in den vorkommenden Fällen darauf zu sehen, dass nur solche Pfarrei¬ 
eingesessenen zu Kirchenvorstandsmitgliedern vorgeschlagen 
werden, von welchen eine entschiedene Wahrung der Staats- und 
Gemeindeinteressen und ein entschiedenes Entgegentre¬ 
ten wider alle Eingriffe in diese Interessen zu erwarten ist, beauf¬ 
trage ich Sie hiermit gleichzeitig, mir für jeden Pfarrbezirk besonders 
ein Verzeichniss 'einzureichen, woraus hervorgeht: 1) Namen der 

Pfarrei; 2) des Pfarrers; 3) des Kirchenraths - Präsidenten; 4) der 
Kirchenvorstandsmitglieder; 5) Bemerkungen. (Datum der Ernennung.) 

In Ihrem Berichte ist anzugeben, ob die ad 3) und 4) genann: 
ten Personen ohne Mitwirkung der königlichen Regierung ernannt 
worden und ob dieselben sich ferner für ihren Posten nach den voran¬ 
gegebenen Merkmalen eignen. Termin vierzehn Tage. 

N. N. den 26. August 1863. 

Der Landrath.“ 


liitemtiir« 

1. Böhmische Zeitschriften (mitgetheilt von Pfarrer P. Jos. Hansmann zu 
Deschenitz). 

I. Pozor (Der Beobachter); Neue politische tägliche Zeitung. Red. Cano- 
nicus Stulc. Vertritt das Princip des Föderalismus mit streng ausgeprägter katho¬ 
lischer Richtung. Wird von vielen Priestern als Mitarbeitern unterstützt, und 
bespricht alle kirchenrechtlichen Fragen mit Mässigung, Takt und Pietät. Als be¬ 
sondere Leitartikel im Jahre 1862 heben wir hervor: Nr. 206. Zur römischen 
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FIfige; Blr. 2*8, Rom nnd der iJalienisehe Gelehrten-Congress in Sien«; Nr. 290. 
Die Versorgung; der kranken und altersschwacben Priester; Nr. 231. Die Juden 
und das Doctofat aus dem Ju.s canonicum; Nr. 233. Ein Wort Ober das Patronat; 
Nr. 288. Zur Vertbeidigui^ der Kirche; Nr. 239. Die. Schmerzenssehreie der 
Kathoiiken in Russland. 

II. Blahoveat. Katholiscbe Stimmen der Czechen, Mähren, Schlesier, slo* 
raken. Red. Priester Franz Srdenko. Erscheint ein grosser Druckbogen an jedem 

5. 19. 25. eines jeden Monates. Wird hauptsächlich von Geistlichen unterstOtzt 
und soll das katholiscbe Bewusstsein unter Klerus und Volk erhalten und beleben 
helfen. 

Namentlich in den Correspondenzen wird das Feld des Jos canonicum vom 
praktischen Standpunkt aus bearbeitet, tm Jahre 1862 wurde besonders die Frage 
über die Verwaltung des Kirebenvermögens vielseitig darin besprochen. 

III. Caaopis katolick€ho duchovenatva. Red. Canonicus Karl Winaricky. 
Jahrgang 1861. VlII HeRe. Jahrgang 1862. IV Hefte. Diese iheologische Zeit¬ 
schrift erscheint bereits seit dem Jahre 1828 früher in vier Heften, jetzt in acht 
Heften jährlich, und vertritt das ganze wissenschaftliche Leben des czcchischen 
Klerus, ln neuerer Zeit bringt die Zeitschrift auch theologische Recensioiien und 
BOcheranzeigen. 

Wir heben folgende canonische Materien hervor: 

füttit 1. Von der Beobachtung der kirchlichen Ceremonien. Lit. Döl- 
Unger, Christenthum und Kirche. 

2. Zum Ausbau der Kirchengebäude in unseren Zeiten, und die Regeln, 
welche dabei zu beobachten sind. — Das Kirchenvermögen und seine Pfründe in 
unseren Zeiten. —Noch ein Wort über die Kirchengüter. — Lit. Gedanken über 
die Restauration der Kirche 'in Deutschland. — Ehming, Liturgische Dnterwei- 
Weisungen. — Thiery, Kurze katholische Erklärung des Wissenswürdigsten von 
den äusseren Gebräuchen der katholischen Kirche. — Kreuaer, Der christliche 
Kirchenbau. — Feaaler, Die Revision des Concordats. 

3. Die Kirche und der Pauperismus. — Das erste Gespräch mit Braut¬ 
leuten. — Von der nothwendigen Kenntniss einer gewissen Sprache zur Errich¬ 
tung der Beneflci^n. — Frage über das Patronat und seine Verpflichtungen. 

4. Das Brautexamen. — Die Rechtsverhältnisse der Katholiken und Pro¬ 
testanten im Kaisertbum Oesterreich. — Die Vertretung des Kirchenvermögens 
gegenüber dem Patronatsamte. — Lit. Zehe, Kurze Anleitung zur Restauration 
etc. der Kirchen. — Prdvnik, (Der JurisO- Journal, gewidmet der juridischen 
Wissenschaft überhaupt. Red. Graf Thurn-Taxis, Erben, Jerabek. 

5. Givilehen und gemischte Ehen. — Lit. Feaaler, Zur Orientirung über 
die gemischten Ehen. 

6. Grabreden vom liturgiscb-pastorellen Standpunkte aus betrachtet. 

7. Französische Stimmen über düe Nothwendigkeit der Unabhängigkeit des 
heiligen Stuhles. 

8. Gedanken über die Autonomie der Kirche. — Noch ein Wort über das 

Concordat. — Sponsalia clandestina. — Liturgische Erinnerungen. — Von der 
rechten Führung der Matiiken. — Lit. Schulte, Ueber gemischte Ehen. Umschau 
zu Ende des Jahres 1861. ' 

1. DölUnger, Kirche und Kirchen (in Auszügen). — Gallicanis« 
mos, Febronianismus und Josephinismus. — Chronik: Das Mährchen von der 
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todten Hand. — Haben unsere Bischöfe nichts e:eth8n zur Aafbesserong der Stel¬ 
lung des Klerus? 

2. Die römische und die griechische Kirche. — Corpus Juris canonici. --- 
Bemerkungen über die neue .\rl und Weise der Verwallung des Kirebenver- 
mögens in Böhmen. — Lif. Loberschiner, Das Kirchenvermögen etc. 

3. Von der Nothwendigkeit eines gründlichen Slüdiums des Jus canonicum 
in unseren Tagen. — Verkündigungen und die Dispens von denselben. — Wer 
ist in der Kirche der Eigenthüraer oder Herr des Kirrbengutes? — Einwendungen 
gegen die neue Verwaltung des Kirchenvermögens. — Lit. Was hat der katho¬ 
lische Christ von der Ehe und gemischten Eben zu halten? Mainz 1862.— 
Geschichte des Protestantismus in dem österreichische!) Kaiserstaate. — von 
Ketteier, Freiheit, Autorität und Kirche. 

4. Von den Weihen. — Lit. Concilia Pragensia 1353—1413 edldit 
C. Höfier. 

Die Clironik, welche jedem Hefte beigegeben ist, gibt eine-üeberslcht der 
politischen Begebenheiten, welche sich auf das kirchliche f.«ben beziehen, sowie 
Correspondenzen, welche zwar oft nur von localer Bedeutung sind, aber im All¬ 
gemeinen über die Verhältnisse der katholischen Kirche in diesem Lande Kunde 
geben. (Fortsetzung folgt.) 

2 . Mlaasclaius» Piaiilus^ Decretalos Pseudo - Isidorianae et capitula 

Angilramni. Pars prlor. Lipsiae, Tauebnitz 1863. CCXXXVIII et 
286 pagg. 8« maj. (2% Tblr.) 

Ein Werk, das sowohl von dem Fleisse, wie von dem Talente des jugend¬ 
lichen Verfassers (seit Kurzem Professor in Halle) eine glänzende Probe ablegt. 
Die Ausgabe der Pseudo-Isidorischen Decretaleh von Merlin (Paris, 1323) und 
die vier Abdrücke derselben, wie auch die Pariser Ausgabe von 1833, enthalten 
einen sehr unsicheren Text. Für die vorliegende Ausgabe ist zum ersten Male 
das gesammte handschriftliche .Material in den deutschen,- schweizerischen, fran¬ 
zösischen, italienischen, englischen und spanischen Bibliotheken sorgfältig benutzt 
worden. Eine Darstellung des Inhaltes der Fälschungen in den Decrctalensaihm- 
lungen des neunten Jahrhunderts wird auf Grund dieses Werkes demnächst von 
katholischer Seite, vom Herrn Sliftsprobst von DO II in ge r erscheinen. Hinschius 
schickt seiner Ausgabe (p. 1—CCXXXVIII.) ausser einer Nachweisung der von ihm 
benutzten Quellen auch eine ausführliche Erörterung über die Sammlung selbst 
voraus. Namentlich zeigt er die Unhalibarkeit der zahlreichen verschiedenen 
seitherigen Hypothesen über die Person des Fälschers und er hält es für besser 
keine bestimmte Person der Täuschung anzuklagen, als sich in leichten Ver- 
muthungen über den Verfasser zu^ergehgn. Die capitula Angilramni schreibt 
Hinschius demselben Verfasser Zu. Als Zeit der Fälschung nimmt er das Jahr 
851 und 852 an, als Ort derselben die Erzdlörese Rheims. Die zweite Hälfte der 
pseudo-isidorischen Decretalen soll noch vor Schluss des Jahres I8C3 erscheinen. 

Vering. 

3. miehues, Dr. B., Privatdoceat [Jetzt Professor] der Geschichte za 

Mflaster. Geschichte des Terhältnisses zwischen Kaiserthnm and 
Papstthnm. L Bd. Ton der Gründung beider Gewalten bis znr Sr- 
neaernng des abendländischen Kaiserthnms. 8>*. xn and 593 s. 
Münster, Koppenrath 1863. (2% Thlr.) 

Das Buch ist schon von verschiedenen Seiten, z. B. in den Histor. pol. 
Bl. Bd. 51. H. 9., Literar. Handw. Nr. 15. S. 184 ff. sehr anerkounend beur- 
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tbeJIt. WShrend RiffeVs weitscbweiflge »Geschichtliche Darstellung des YerhÄlt- 
nisses von Ktrcbe und Staat« nur von Constantin bis Juslinian reicht CMainz, 
1836), und wie der H ä n d w. bemerkt, vorzugsweise einen theologiscb-apoiogetischen, 
Phillips ausführliche Darstellung (im Kircbcnrecbt Bd. 111. S. 1—568.) mehr 
einen recbtshistoriscben Charakter tr&gt, [und, wie die Redaction beifhgt, Dr. jur. 
Karl Jamaen’s Kirche und Staat, Bd. 1. in 2 Ablb. 402 S. 8. (Frankfurt, 
1857 f. bei Hedler, de.ssen ganzer Verlag später auf Kirchheim in Mainz Qber> 
ging) nur eine mit mehr Gewandtheit als Fleiss verfertigte lose Compilation, 
hauptsächlich aus RilTel, Phillips und Alzog, ist], so hat Niehues vom Standpunkte 
des Profantdstorikers geschrieben. Der Verfasser wiil, wie er sich in der Vor- 
rede ausdrflckt, die wechselnden freundlichen und feindiichen Beziehungen zwi¬ 
schen den beiden höchsten Vertrelungen der weltlichen und geistlichen Macht 
von der Gründung des Papstthums an bis zur Zeit der Reformation darsteiieii. 
Der vorliegende erste Band geht iiis zur Wiedererneuerung des abendiändischen 
Kaiserthitms unter Karl dem Gr. 

In der, wie mir scheint, mit besonderem Lobe hervorzuhebenden Einlei¬ 
tung schildert der Verfasser die Universalität und Katholicität der römischen 
Herrschaft, die Entstehung und Gründung des römischen Cäsarentbums, und in 
geistreicher Anknüpfung hieran die Gründung der Kirche und des Papstthuins. 

Im ersten Buche erörtert er die Gegensätze des Heidenthums uUd Christen- 
thums, des Kaiserihums und der Kirche, welche, wegen der Grundverschiedenheit 
der beiderseitigen Ziele, einen baldigen Kampf unausbleiblich machen mussten. 
Er schildert sodann diese Zeit des Kampfes, der Christenverfolgungen, die Periode 
des Martyriums des Christentbums und der Kirche mit einer Wärme des Gefühls 
fhr die leidende und duldende Christenheit, und doch auch mit einer Unbefangen¬ 
heit des Urtheils hinsichtlich der verfolgenden Staatsgewalt, dass man der Ge¬ 
rechtigkeit seiner Darstellung die Anerkennung nicht versagen kann. Dieses wird 
namentlich auch da der Fall sein müssen und man wird dem Verfasser zustim¬ 
men können, wenn er die Verfolgungen der besseren Kaiser, wie Öecius, Valerien, 
Aurelian, Diocletian als durch die, wenn auch missverstandene, Mission des römi¬ 
schen Cäsarenthums, begründet und hervorgerufen darstellt. Der Verfasser erfüllt 
damit gewissermassen, entgegen den herkömmlichen Anschauungen, die Pflicht 
historischer Gerechtigkeit, wenn er jene zum Theil ausgezeichneten Gewalthaber 
nicht als blosse Tyrannen und Barbaren zeichnet. — Der Abschnitt schliesst mit 
der Darstallung des endlichen Sieges des Christentbumes unter Constantin, dem 
Urheber des Toleranzedictes von Mayland. 

Das zweite Buch schildert die Zeit der ersten Ruhe und anerkannten Be¬ 
rechtigung der Kirche unter Constantin und seinen Nachfolgern, die Streitigkeiten 
des Arius — letztere in etwas zu umfangreicher Weise —, das hervortretende 
Bemühen des Staates die Kirche seinen Zwecken dienstbar zu machen und nach 
denselben zu gestalten, den Widerstand des Papsttbums dagegen, die Episode des 
Kaisers Julian, den allmäligen Untergang des Heidenthums und die Verhältnisse 
des Papstlhums bis zum Untergange des weströmischen Kaiserreichs. 

Das dritte und letzte Buch stellt das Papsttbum unter der gothischen und 
byzantinischen Herrschaft dar. Er schildert, wie dasselbe immer mehr seine 
Emancipalion von der weliiichen Gewalt erzwang und namentlich später auch 
den longobardiscben Herrschern gegenüber seine Selbstständigkeit zu wahren und 
zu sichern wusste. Den Schluss des Buches bildet die Schilderung der Verbin¬ 
dung des Papstthuins mit den Franken, die Zeit beginnender Einigkeit der von 
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Gott gesetzten beiden Schwerter, die Entstebnng des Kirchenstaates durch die 
Schenkung von Quierzy durch Pipin und von Rom im Jahre 774 durch Karl d. Gr. 
bis zur Krönung des letzteren zum römischen Kaiser am Weihnachtsfeste des 
Jahres 800. 

In einer.Zeit, wo die Gründe des Kirchen* und Staatsrechtes, welche die 
unleugbare Berechtigung des Kirchenstaates stützen, unter Berufung auf den soge¬ 
nannten höheren Geist der Geschichte wegdisputirt werden, muss es auf den aitf 
dem Boden des Rechts Stehenden einen erfreuiicben Eindruck machen, dass die 
Existenz des Kirchenstaates auch von dem Historiker aus dem Gange der Ereig¬ 
nisse als eine segensreiche Thatsache und als eine durch die Stellung und Wirk¬ 
samkeit des Papsithums gebotene Institution dargestellt wird. 

Ich habe das Werk aufmerksam durcbgelesen, und muss zunächst aner> 
kennen, dass dasselbe mit einer Lebendigkeit des Styls, einer Eleganz der Dar¬ 
stellung und einem Enthusiasmus für den Stoff geschrieben ist, wodurch der Leser 
'gefesselt wird. Sodann lässt der Verfasser auch die tiefere, wissenschaftliche 
und quellenmässige Begründung nicht vermissen. Gerade die Gewissenhaftigkeit, 
mit welcher der Verfasser die Belege für seine Urtheile und seine Resultate aus 
den Quellen schöpft, verdient neben dem sonstigen'^Fluss der Darstellung beson¬ 
dere Anerkennung. Dass man in Einzelnheiten mit dem Verfasser anderer Mei¬ 
nung sein kann, wird der sonstigen Tüchtigkeit des Buches keinen Eintrag thun. 
So z. B. wird der Jurist sich nicht damit einverstanden erklären können, dass 
der Verfasser p. 183. die Verschwendung der Hofhaltung und die Autokratie 
Diocletians — 243 p. Chr. — mit dem — übrigens mangelhaft citirten — Aus-' 
Spruche des Gajus inst. II. $. 7. belegen will. »Dieser Grundsatz der Türken¬ 
herrschaft« vom dominium populi Romani, vel Caesaris an Provincialgrundstücken 
ist denn doch sicher schon altrömiscben Ursprungs. — Auch an der Stylistik tritt 
in einzelnen Sätzen eine gewisse Rauhheit hervor. Im Uebrigen kann man mit 
Spannung dem weiteren Erscheinen des Werkes entgegensehen. 

Hans Rüdorff, 

4. JBraan, Steph. in Fribvg. tbeolog. Collegio repetendne bistoriae 
eccl. praef., Carolo magno regnante qnae inter eccleslam et imperinm 
ratio intercesserit potissimnm ex magni illins imperatorli capitn* 
laribns demonstrare stndnit. Fribnrgi-Brisgavomm, typis DUge* 
rianis. 1863. 

Eine in schönem Latein geschriebene interessante Skizze des Zusammen¬ 
wirkens zwischen saeerdolium und imperium unter Karl d. Gr. Nach einer kur¬ 
zen Schilderung der Lage der Kirche unter den früheren fränkischen Königen 
<p. 5—14.) gibt der schon als Herausgeber des vortrefflichen Freiburger »Kath. 
Kirchenbi.« in weiten Kreisen bekannte Verfasser eine Darstellung der öffentlichen 
Wirksamkeit der Kirche in Bezug auf Lehre, Cultus und Spendung der Sacra- 
mente und kirchliche Verwaltung, Regierung und Gerichtsbarkeit unter Karl d. Gr. 
(p. 15—115.) Er zeigt wie Karl die kirchliche DiscipUn in allen diesen Bezieh¬ 
ungen nach Kräften mit dem bürgerlichen Arme unterstützte, und andererseits 
(p. 116—152.) dagegen auch wieder die umfassendste Unterstützung durch die 
kirchliche Autorität zur Durchführung und besseren Handhabung der bürgerlichen 
Ordnung und des gesellschaftlichen Zusammenlebens empfing und wie er die 
Kirche und die kirchlichen Organe zur Mitwirkung auch in dieser Richtung selbst 
heranzeg. Wiederholt hebt der Verfasser auch (z. B. 5. 31 f.' 60. 113 f.) im 
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Ebizeiiien bervor, wie Karl bei seinen zabireichen Vorscbriften zar Erhaitung, 
Ertteoerung und Krtftignng der kirehlichen Ordnung keineswegs sieb selbst eine 
kirchHehe Gewalt beilegen, sondern nur die kircblieben Gesetze, die BesebIQsse 
der Concilien und die Anordnungen der Bischöfe durch die BeihQlfe der könig¬ 
lichen, der bOrgerlichen Gewalt zur vollen äusseren Geltung und Durchführung 
bringen wollte. Zum Belege für seine Darstellnng theilt der Verfasser meistens 
den Text der einschlägigen Ca[dtularien, d. h, der auf den fränkischen Reichs- 
. Versammlungen gefassten und vom Kaiser als Gesetze sanetionirten Beschlüsse 
(nicht »fränkische Gesetzbücher,« wie wir in einem Pastoralblaite lesen) mit. 
Auf die Frage, welche Karl dem Grossen zugeschriebenen Cäpitularien ächt seien 
und welche nicht, darauf geht Braun nicht ein, und doch wäre dieses manchmal 
nöthig gewesen. .So gehört z. B. die S. 123. ohne, näheres Ciiat Karl d. Gr.’ 
zugeschriebene Bestätigung der bürgerlichen Schiedsgerichlbarkeit der Bischöfe 
zu den später erdichletert Capitularien. (Vgl. c. 35—37. Gaus. 11. q. 1. und 
dazu Phillips, Lehrb. d. Kirchenr. §. 176. S. 486.) Den Schluss der klar und^ 
in guter Ordnung verfassten Schrift bildet eine gedrängte Uebersicht der Resul¬ 
tate derselben. Das Ganze würde übrigens, um in weiteren Kreisen über das 
Verhältniss von Kirche und Staat in der karolingischen Zeit aufouklären, besser 
als Abhandlung in deutscher Sprache verölTentlicht worden sein. 

5. Wiataerleh» h H., Pontifleam Romanornm, qai fierant inde ab ex- 

eaiite saecnlo IX. nsqne ad fioem .aaecnli XIII., vitae ab aeqaalibas 
cottscriptae. Lipsiae, 1862. Vol. i. 2. 

Von dem Papstbuche (über pontiflcalis) oder dem sog. Anastasius, 
worin die officiellen, von verschiedenen Verfassern und aus verschiedener Zeit 
herrührenden Biographien der Päpste bis zum Jahre 891 gesammelt sind, besassen 
wir bereits eine gute Ausgabe von Vignoli und steht eine neue in den Monu- 
menia Germaniae histörica zu erwarten. Watterich beginnt da, wo das Papst¬ 
buch aufhört, und theilt uns alle alten Lebensbeschreibungen der Päpste des 
10., 11. und 12. Jahrhunderts nach den besten Handschriften mit, ausserdem 
auch noch die übrigen zur Papstgeschichte gjftörigen Docun|ente, und endlich 
sehr dankenswerthe Annalen der einzelnen Päpste, welche er aus den gleich¬ 
zeitigen Chronisten, Historikern, Hegiographen, mit Hinzunabme von Briefen, 
Documeliten, Conciitenakten und anderen Urkunden zusanimenge.selzt hat. Vgl. 
darüber Hist, polir. Bl. 1863. Bd. 51. Heft 4. S. 2-J9—252. 

6, JauiMen, Johapnes, Prof. Dr., Frankfatts Reicbscorreimoadenz nabst 

anderen verwandten Aktenstücken, von 1376—1529. i. Bd. ans der 
Zelt König Wenzels bis znm Tode König Albrecbts 11. 1376—1439. 
gr. 8- X nnd 818 S. Freibnrg i. Br. ßrder, 1863. (geh. 3 Thlr.) 

Die vorliegende reiche Quellensammliing nimmt nach den mannigfachsten 
Seiten unser hohes Interesse in Anspruch. Wir können hier nicht auf die werth- 
vollen Beiträge zur allgemeinen Reichsgeschichte eingehen, für welche 
uns in etwa 250 Gesandschaftsberichten eine neue Ouc9e über das Verhältniss 
der deutschen Könige zu den auswärtigen Herrschern, besonders zu Frankreich 
nnd England, eröffnet wird; auch nicht auf die für die deutsche Recbtsgeschichte 
im Besonderen, z. B. über die Reich sacht (Nr. 745. 747. 750. S. 404 ff.) 
wichtigen Gmunden, oder auf die fpr die Cnlturgeschichte wichtigen Mit¬ 
tbeilungen, z. B. über die damalige Art des Reisens, die Schwierigkeiten desselben, 
die Lebensmittel und die Preise derselben. Ober die KriegszOge mit dem genaue¬ 
sten Detail Ober die Ausrüstung, über die Zahl der Mannschaften, die Art der 
Bolageriimgen u. s. w. Ebensowenig wäre hier der Ort, auf das viele Neoe.ond 
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Belehrende n&her aufmerksam zu maeben, was die Sammiong Ober «Be Stk^e* 
gescbichte, besonders aus der Zeit Wenzei’s and Albrecbl’s II. bringt, ober 
das Verbfiltniss der Städte zu den FQrsten und der Städte zu der Centralgewatt, 
Ober Frankfurt insbesondere, wie es dainäls fast als Hauptstadt des Reiches m** 
scheint. Auch die wichtipn Nachrichten, weiche wir über die Finanzgescbichte, 
besonders aus der Zeit Ruprecbt's und Signiuud’s erhalten, z. B. das genaue 
Verzeichniss der Finnabmen und Ausgaben des Kbnigs Uuprecht während sieben 
Jahren, ein fdrmliches Budget jener 'Zeit, die AunEeichnungen Ober die Steoem 
des Reichs und die Art der Erhebung derselben — alles dieses, se interessant 
und belehrend es ist, kOnnen wir in unserem Archiv nicht weiter in Betracht 
ziehen. Wir wollen hier nur vor Allem die besondere Aufmerksamkeit unserer 
Leser auf das umfassende wichtige Matdrial lenken, was uns Joh. Janssen in 
Bezug auf die Kirchengeschicbte und namentlich die Geschichte der 
kirchlichen Verfassung so Obersicbtlich und so sorgHlitig neu zugängiicb 
gemacht hat. Es ist namentlich wotil keine Seite, keine Frage, die die an ihat* 
sächlichen Ereignissen schwere und verwickelte Geschichte Ruprecbt’s (1400-^ 
1410) bietet. Ober die sich nicht in Janssen’.s Sammlung neue Materialien finden. 
»Und Ruprecht, dessen Bedeutung uns Höfler‘) neuerdings gezeigt hat, ver¬ 
dient, dass man sich eingehend mit ihm beschäftige, denn er hat in schwerer 
Zeit mannhaft für die Rechte des Reichs gestritten, und als treuer Sohn der 
Kirche sich mit Opfern aller Art unablässig bemObt, das verderbliche 
Schisma mit allen daraus erfolgten Uebelständen zu beseitigen 
und die leidenschaftlich aufgeregten Geister zu beruhigen, bis zu jenem Tage, 
wo er kurz vor seinem Tode, krank und arm auf der Burg zu Oppenheim die 
YerfOgung traf, dass man seine Krone und,Kleinodien verkaufen solle, um mit 
dem Erlös seine Schulden beim Apotheker, Schuster, Schmied und Maler zu be¬ 
zahlen. Der edle König fiel als Opfer der Sondersucht und der Niedertracht 
deutscher Fürsten, die damals wie so oft in unserer Geschichte, ohne EhrgefObl 
und Fairiolismus, im Bunde mit Frankreich den Verrat!) gegen Deutschland, be¬ 
gingen.« (Vgl. Vorrede S. IX f.) Damals hatte sich der HauptfOrst von Deutsch¬ 
land, Erzbischof Johann von Mainz, zum Vasallen der französischen Könige ge¬ 
macht (vgl. die belehrende Anmerkung Ober das Vasallenverhältniss deutscher 
Fürsten zu Frankreich zu Nr. 356. S. 152.), Frankreich suchte schon damals sei¬ 
nen Plan zu verwirklichen, sich zu einer Universalmonarchie zu erbeben, und 
zwar durch ZertrOmmerung des deutschen Reichs. Dieses hob bereits Papst 
l'rban VJ. in einem Briefe an König Wenzel d. d. Rom 6. September 1382 hervor 
(vgl. die Note zu Nr. 346. auf S. 148.). Zu demselben Zwecke bediente sieb 
Frankreich auch des Concils von Pisa, dessen Beschlüsse, wie Ruprecht in 
einem Schreiben d. d. Heidelberg 21. August 1409 (S. 144 ff.) dem Ratbe zu 
Frankfurt auseinandersetzt, insgesammt nach vorheriger Absprache mit den Fran-^ 
zosen und zum Schaden des deutschen Reiches gefasst wulrden. Ausser dem eben 
angeführten kaiserlichen Schreiben ist auch Ober die französischen Intriguen auf 
dem Concil zu Pisa sehr belehrend die (Nr. 342. S. 139 If.) vollständig mitge- 
iheille, früher in dem zu Strassburg erschienenen App. Arch. von, Wencker 
p. 294—298. nur mit Weglassung dieser Stellen, die von Frankreichs TOeken 
handeln, abgedruckte Werbung der Gesandten König RupretdK’s an die Herren 
und Städte. Wir erhalten Oberhaupt in dem vorliegenden Werke sehr viele Ur¬ 
kunden, welche wichtige neue AulschlOsse Ober das Verhältniss der Curie 
zu Deutschland in der Zeit des Schismas geben. Es gehören hierhin 
die gjenauen Instructionen Ruprecbt’s für seine Gesandten an des 
heiligen Stuhl (1401—1409), eine Reihe von Erlassen und Schreiben der 
Päpste aus dieser Zeit. Von den letzteren erwähnen wir hier besonders die 
Bulle Greg:or’s Xil. vom 15. Juni 1409. Darin erlaubt er dem König Ruprecht, 
alle diejenigen Erzbischöfe, Bischöfe und Prälaten, welche weder ihm, dem recht¬ 
mässigen Papste, noch ihm dem rechtmässigen Könige gehorchen wollten, abzu¬ 
setzen und an ihre Stelle geeignete Männer zu erheben; zugleich entbindet er 


1) Höfler, Karl Adolph Constantin, Ruprecht vou der Pfalz, genannt 
Klemm, röm. König. , Preiburg i. Br. Herder, 1861. XII und 484 S. 8. (VL Thlr.) 

VgL Uber dieses bedeutende quellenmäsaige )Verk, welches zuerst eine gebüh¬ 
rende Würdigung der Bestrebungen Bupreobt’s eröffnete: Kath. Literaturseltung 
1862. Nr 4. S. 31 f. 
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sHe Vasallen und Unterthanen der uagehorsamen geistlidwii WQrdentriger von 
dem Eide der Treue, transferirt die Jurisdiction des Erzbiscbofs Johann von Mainz 
auf den Bischof Matthins von Worms, verbietet, dass man fürderhin dem Erz¬ 
bischof Johann und seinem rebellischen Klerus irgend welche Abgaben oder 
Zehnten entrichte und gestattet dem König Ruprecht, die betreffenden Zehnten 
und Zinsen selbst erheben zu lassen und darüber im Interesse der Kirche und 
des Reichs zu verfügen (Nr. 1250. S. 798 ff.). Was der Papst hier dem Könige 
i» Betreff der Erhebung des Zehnten für die Diöcese Mainz zugestanden, erlaubte 
er ihm in einem zweiten Privileg vom 16. Juli 1409 für alle diejenigen dem 
Reiclie unmittelbar oder mittelbar unterworfenen Gebiete und Diöcesen, welche 
sich auf Seiten des Gegenpapstes Alexander V. geschlagen hätten oder schlagen 
würden (S. 80t Anm.). Die mannigfachen Bestrebungen des Kaisers zur Erhal¬ 
tung der Kircheneinbeit und sein Verhältniss zum päpstlichen Hofe in den Jahren 
1402 ff. ergeben sich namentiich auch aus den Nr. 1125 (S. 70S ff.), Nr. 1151— 
1163. (S. 712 ff.), Nr. 1158. (S. 728 ff.), Nr. 1197. (S. 751.), Nr. 1211. (S. 7.54.), 
Nr. 1217. (S. 767.) mitgetheilten Aktenstücken. Vgl. ferner die Gesandscbafts- 
berichte Nr. 109.5. (S. 661 ff.), Nr. 1099. (S. 672 f), Nr. 1100 (S. 673 ff.). 
Heber Ruprecht’s Bemühungen zur Ausgleichung von Streitigkeiten mit 
und unter deutschen Bischöfen geben insbesondere die Nummern 1166. 
(S. 737 f), 1167. (S 738 ff.), 1207. (S. 752 ff.), 1213. (S. 761 ff.), 1214. 
(S. 764 ff) Kunde, ln Betreff der strittigen Frage über die Rechte des Erz¬ 
kanzleramtes, dessen Verhältniss zum römischen Hofe und zur kaiserlichen 
Centralgewalt sind sehr wichtig die Verhandlungen der Abgesandten Johann’s von 
Mainz mit dem Rath der Stadt Frankfurt im Jahre 1406 (Nr. 299. und 300. 
S. 126 ff.. 129 ff.). Ein reiches Detail bietet endlich die Urkundensammlung 
Janssen’s Ober die Concilien zu Constanz und Basel. Wir erbalten hier¬ 
über sehr viele Gesandtschaftsberichte der Frankfhrter Abgeordneten aus den 
Jahren 1414—1418 und 1431—1487. Dieselben sind besonders werthvoll Ober 
dM Verhältniss des Königs zum Concil und die Stellung der Städte zu' den dort 
verhandelten Fraget). 

Wir dürfen unsere kurzen Hinweisungen auf den auch für die Geschichte 
der Kirche und des Kirchenrechtes ergiebigen Inhalt der aus dem Frankfurter 
und anderen Archiven entweder zum ersten Male oder zuer.st in correeter voll¬ 
ständiger MiUheilung veröffentlichten Urkundensammlung nicht schliessen, ohne 
auch der musterhaften Sorgfalt lobend zu erwähnen, mit welcher der Verfasser 
genaue Ueberschriften der Aktenstücke oder wie man auch sagdn kann, fort¬ 
laufende Regesten für das ganze Material beigefOgt, die-Chronologie genau fest- 
gestellt und überhaupt, so oft es notbwendig oder nützlich erschien, auf das 
ganze bisherige gedruckte Material in kurzen erläuternden Anmerkungen Bezug 
genommen hat. Die vom Verleger dem Werke gegebene Ausstattung ist eben¬ 
falls einer Ouellensamqilung ersten Ranges entsprechend. Selten ist auch die 
Kritik auf katholischer wie protestantischer Seite so einstimmig in der Anerken¬ 
nung und Würdigung eines Werkes gewesen, wie sie es in Betreff der Frankfur¬ 
ter Reichscorrespondenz als eines nach Form und Inhalt bedeutenden Werkes 'ist. 
Man vgl. den Chorus durchweg verdientes Lob spendender Besprechungen in den 
Hist, polit. Bl. Bd. 51. S. 817—827. Kath. Litztg. 1863 Nr. 21. Lit. Hand¬ 
weiser 1863. Nr. 16. S. 225 f., Chilianenm, Anzeiger des Germani¬ 
schen Museums, Göttinger Gelehrte Anzeigen, Zarncke’s Liter. 
Centralblatt, Allgem. Ztg., Frankf. Conversationsbl.. Süddeutsche 
Ztg., W. MenzeVa Litbl., Prutz, Deutsches Museum. Vering. 

7. Heinrich, J. B. Dr. Domcap. Prof, der Theologie za Mainz. Die 
Reaction des sog. Fortschritts gegen die Freiheit der Kirche and des 
religiösen Lebens. Mit besonderer Beziehnng aaf die kirchlichen Zn* 
st&nde Mitteldentschlands and die neaesten Yorringe im Grossher* 
zogthnm Hessen. Mainz bei Franz Klrchheim. lw3. XU and 242 s. 
gr. 8. (VsThlr.) 

Dass die kirchlichen und die politischen Bewegungen unserer Tage aufs 
Engste Zusammenhängen, war jedem einigermassen aufmerksamen Beobachter 
längst bekannt und ist neuestens auch von bekannten Repräsentanten der sog. 
Uberalen protestantischen Neu-Gotbaischen Partei in Sfiddeutschland ausdrücklich 
zogestanden worden. Er wird dieses unter Anderem in einer Correspondenz der 
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Kftln. B). 186S. Nr. 299. vom Oberrbein des NIheren hervorgehoben. Wie 
sieb nan vor Allem in den Verbandlangen und Beschlossen der zweiten Hessen* 
DarrostSdtischen Kammer nnter dem Scheine des Liberalismas die reaedonärsten 
and feindseligsten Tendenzen und Bestrebungen gegen die Freiheit der Kirche 
und des religiösen Lebens kundgeben, und zwar Bestrebungen, die durch eine 
wohl organisirte Partei Ober ganz Deutschland verbreitet' sind, das ist in dem 
voriiegenden nicht genug zu empfehlenden Werke des Hm. Dome. Heinrich 
genau nachgewiesen. Wir werden, nachdem uns auch die Verhandlungen der 
ersten Kammer v. 31. Oct. 1868 Ober den Begierungsentwurf (der nebst den Abfinde- 
mngen desselben durch die zweite Kammer als Anhang bei Heinrich S. 237— 
242. abgedruckt ist) vorliegen (vgl. auch Archiv X., 175.), noch öfter Gelegen¬ 
heit haben, auf den reichen Inhalt des werthvollen Buches zurOckzukommen, und 
theilen daher hier nur noch die kurze zutreffende Beurtheilung mit, weiche wir 
in den KOIn. Bl. a. a. 0. finden. In dem Buche Heinrich’s, so heisst es 
dort, wird »mit einer edlen Begeisterung und inneren W&rme, aber ohne Schroff¬ 
heit und HSrte, vom katholischen Standpunkte aus, einerseits gelehrt und grOnd- 
lich, andererseits aber auch wieder fOr Jedermann .versttndlich neben einer in’s 
Einzelne gehenden Kritik des Darmstödter Kirchengesetzentwurfes auch der ganze 
'Plan und Geist, der demselben zu Grande liegt, und die Ihats&chlicbe Lage, in 
der sich die Katholiken und auch die Protestanten befinden, welche noch am 
positiven Christenthum festhalten, aufgedeckt. In der Schrift Heinrich’s bleibt 
keine der 4‘eligiös-polilischen Fragen, die in der Gegenwart in den landstindi- 
seben Aersammlungen und in der Presse aufgetaucht sind und auftauchen, uner- 
Ortert. Ausserdem enthfilt dieselbe ein reiches Detail interessanter historischer 
Notizen und Aufkifirungen Ober frühere VorgAnge und Ober Zustande in der ober¬ 
rheinischen Kirchenprovinz, die in weiteren Kreisen Aufsehen oder Aufmerksam¬ 
keit erregten. Gleichzeitig mit. der Schrift Heinrich’s sind auch umfassende: 

8. Beitr&ga zur Geschichte der oberrheinischen Kirchenprovinx von Ignatz 
Ton lionnraaer, Domcapitnlar zn Rottenbnrg, Verlag von tanpp 
, daselbst XTn und 654 g. 8. 

erschienen, eine aktenmassige Darstellung der trostlosen Lage der katholischen 
Kirche in Deutschland von der Zeit der Sacularisation bis zum Wjener Congress, 
der Febronianischen, Josephinischen, Wessenberglschen u. s. w! Bestrebungen, 
und aller bedeutenderen Vorgänge und Verhandlungen bis zur Errichtung der 
oberrheinischen Kirchenprovinz. Die besonders eingehenden Beiträge über Wessen- 
berg (S. 151—226.) liefern, namentlich gegenüber dem sorgfältig von Longner 
berücksichtigten neuesten Apologieversuche des Geh. Hofrath Dr. Beck (eines 
katholischen Geistlichen, der sich selbst laisirte) den Beweis, dass der heilige 
Stuhl gegen den Herrn v. Wessenberg durchaus nicht ungerecht verfahren ist 
(vgl. auch Archiv JX., 339 ff.); aber auch zugleich den Beweis, dass der Grund, 
warum die oberrheinische Kirchenprovinz so lange nicht zu Stande kommen 
wollte, weder in einer Sorglosigkeit, Hartnäckigkeit, Unnaebgiebigkeit und Herrsch¬ 
sucht des heiligen Stuhles, noch im Mangel an gutem Willen von Seiten der Re¬ 
genten lag. Der Hauptgrund der damaligen langen Verzögerung lag vielmehr in 
einer falschen, verrotteten Theorie, in welche sich einige Staatsmänner und gei.<!t- 
liche Rathgeber aus der Josephinischen Schule verrannt hatten, und welche sie 
als neues staatskirchlicbes System um jeden Preis zur Geltung bringen wollten. 
Longner hat viele bis dahin ungedruckte werthvolle .Aktenstücke aus bischöflichen 
Archiven der oberrheinischen Kirchenprovinz, besonders aus den Papieren dea 
als badischer Unterhändler thätig gewesenen späteren Bischofs Burg von Mainz 
mitgetheilt. Longner stellt für spätere Zeit noch einen zweiten Band, der die 
Geschichte der oberrheinischen Provinz von ihrer Errichtung bis auf unsere Tage 
behandeln, und einen dritten Band, der die gegenwärtigen Reebtsverbältnisse der 
oberrheinischen Kirchenprovinz darstellen soll, in Aussicht, ln letzterer Beziehung 
bemerkt Herr v. Longner in der Vorrede seines Buches, es sei nach dem Schei¬ 
tern der neuesten badischen und wOrttembergiseben Conventionen der rechtliche 
Zustand der oberrheinischen Kirchenprovinz wieder ein sehr unsicherer geworden. 
Hauptsächlich gilt aber diese Bemerkung wohl der Diöcese Rottenbarg, in der 
der Verfasser selbst zum Domcapitel gehört. Von Seiten der Kirche be¬ 
trachtet man die neuerlichen Staatsgesetze und Verordnungen 
lediglich in so weit als verbindlich, als sie ihrem Inhalt nach zur 
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AusrQhrung des Concordates dienen, an dessen Recbtabeständig* 
keil und Verbindlichkeit auch nach der Verwerfung durch die 
Kammern kirchlicherseits festgehalten wird^). In diesem Sinne hat 
denn auch der Erzbischof von Freiburg eine Reihe von Vereinbarungen mit der 
Regierung geschlossen, die von der ietzteren als zur Ausführung der Staats- 
gesetze, von dem Erzbischof als zur Ausführung des Concordates bestimmt, in 
einer Reihe von Verordnungen beiderseitig pubiicirt wurden*). Aus Württemberg 
hat man von gemeinsamen Schritten der Regierung und des Bischofes in. dieser 
Beziehung noch immer nichts gehürt, man mochte denn die im vorigen Jahre 
von der Regierung durcbgeführte Austreibung der katholischen barmherzigen Schwe¬ 
stern, zu der sich das biscbOfl. Ordinariat zu Rottenburg völlig passiv verhielt, dahin 
rechnen wollen.« lieber die Rottenburger Verhältnisse, auf welche hier in den 
Köln. Bl. hingewiesen wird, bitten wir unsere Freunde um nähere Aufklärung. 
Auf das fleissi^e so vielseitig belehrende Werk Longner’s werden wir noch wie¬ 
derholt näher einzugehen haben. 

9 '. PH«limann, Dr. Theod., ord. öff. Prof, sa Wien. Lehrhoch des Kir- 
chenrechts mit Berttcksichtigong der aof die kirchlichen Verhältnisse 
Bezog nehmenden österreichischen Besetze nnd Verordnongen. Bd. I. 
(Einleitong, Verfassung der Kirche.) Dritte ganz amgearbeitete Aofl. 
Wien, 1863. Braomttller. XII ond 4öö S. gr. 8, (3 Vs Thlr.) 

Wir verweisen über dieses Werk auf eine sehr eingehende fiecensiou in 
der Kath. Literaturzeitung von Dr. Wiedemann 1883. Nr. 30^ Es wer¬ 
den dort eine Reihe von einzelnen Punkten berichtigt und es wird getadelt, dass 
Fachmann die neueren Lehrbücher, mit Ausnahme von Phillips, an dem er 
ein »reiches StudienbOlfsmittel« gefunden zu haben scheine, und dass er durch- 
weg auch die neuere monographische Literatur, namentlich auch unser Archiv 
gar nicht angeführt- habe. Zum Schlüsse fasst die Litzfg. ihr Urtbeil in folgende 
Worte zusammen. »Wir hätten noch Dutzende von grossen und kleinen Aus¬ 
stellungen zu machen. Wir wollen aber einerseits dem Verfasser folgend, der 
oft sagt: »»wir könnten, möchten nennen,«« abe.- nicht nennt, der selbst bei 
erwiesener Maasen so wichtigen und ihm am Herzen* liegenden Dingen, als das 
österreichische Concordat isl, weder das »»Wenige, was sich vom recht¬ 
lichen Standpunkte,«« noch das »»desto mehr, was sich vom politischen rügen 
lässt,«« niitzutheilen für gut findet, — darüber hinweggehen, und andererseits 
offen nach intensiver Lecfüre des Buches bekennen, dass es uns nicht um blosses 
Tadeln zu thun ist. Wir freuen uns über das Buch von Herzen. Halten wir es 
auch für ein Lehrbuch wegen der angeführten Gründe und auch selbst des 
grossen Umfanges [und N. B. auch des hohen Preises] halber, den es, soll der 
eingeschlagene Plan durchgeführt werden, bekommen muss, gerade nicht recht 
geeignet, so legt uns doch die .Vlannhafiigkeit. der .Vluth des Verfassers gegen¬ 
über der Zeitströmung und dem leichten Verdachte der »»Illiberalität,«« die 
Ofl’enheit in Anerkennung der inneren kirchenregimentlichen Mängel, der Fleiss 
und das Streben seines Autors die Pflicht auf, unsere Anerkennung auszusprechen. 
Würde der Herr Verfasser seine Verbissenheit moderiren, das beständige Spötteln 
unterlassen, sich Ober allfällige missliebige Bemerkungen anderer Schriftsteller 
hinwegselzend weniger auf persönliche Verletziheit als auf die .Sache Rücksicht 
nehmen, und in die.sem Geiste die w'eiteren [erst für spätere unbestimmte Zeit 
in Aussicht stehenden] Bände pllenden, so würde sich gewiss voraussetzen las¬ 
sen , in dem vollendeten Werke eine Bereicherung der Literatur, ein tüchtiges 
Werk zu ^nden, das vollste Anempfehlung verdiente.« 

1) Von diesem Standpunkte aus Uber die Ausführung des w U r 11 e m b e r ^ i- 
scben Gesetzes vom 30. Januar 1862 (im Archiv VII., 324 ff.) mit der Regie¬ 
rung zu. verhandeln, ist soviel wir wissen, auch bereits vor Jahresfrist der Bischof 
von Rottenburg von Rom ans instruirt worden. (D. R. d. Archivs.) 

2) üeber mehrere Fragen, namentlich über die Schulfrage, besteht in Baden 
zur Zeit von Seiten der geistlichen nnd weltlichen Behörde ein lebhafter Streit, der 
hoffentlich bald auch zu einer befriedigenden Lösung der Streitpunkte führt. Vgl. 
Denkschrift des badischen Curalklerus im Grossh. Baden die ^form des Volks- 
schulweseus betreffend. Freiburg, Lit. Anst. 1863. Adresse der Geueralöonferena 
des kath. Klerus v. 7. Oct. 1863. an den Grossherzog von Baden, im Freib. Kath. 
Kirchenbl. 1863. Nr. 44. (D. R. d. Archivs.) 

-- 

Für die Redaction verantwortlich: Professor Dr. Veriug zu Heidelberg. 
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Zusätze und Berichtigungen. 

Zu Bd. IX. S. 173 Note und S. 338 Note ist der Zusatz: ^Anm' der Bedaction 
(Vtring)'^ weg^blieben. Damit widerlegt sich von selbst die von Dove (Ztschr. 
für Kirohenr. 1863. Bd. III. H. 4. S. 469 Note) gegen Frhrn. v. Moy erhobene Be¬ 
schuldigung, als wolle derselbe mit Unrecht abläugnen, im Archive ein Wort aber 
die russische Regierung geschrieben zu haben. Auf den Kern der ihm von Moy (im 
Archiv IX., 337 f.) gemachten Vorwürfe geht Dove nicht ein. Ob man die von 
der Redaction im Archiv VII., 146 ff. IX., 461 ff. mitgetheilten russischen Gesetze 
und Verordnungen als „tyrannische Gewaltschritte gegen die Kirche** bezeichnen 
dürfe, oder ob man trotz der fortgesetzten Anwendung jener russischen 
Gesetze mit Dove Ztschr. f. Kirchenr. Bd. UL, 113. und 472. sagen könne, es habe 
sich die russische Regierung unter dem jetzigen Kaiser bis zum Ausbruche der neue¬ 
sten polnischen Erhebung gegen die kath. Kirche oder den Klerus „maassvoll ver-x 
halten,** das stellen wir eintach der Beurtheilung der Leser anheim. 

Zu Bd. IX. S. 176. registriren wir die Erklärung des Hm. Reehtsconsulenten 
Dr. Sarwey in Dove's Zmtschr. f. Kirchenr. Bd. 111. S. 469 f., dass ^e Substanz 
seiner Ausführungen „Uber die rechtliche Natur der Concordate** von Frhrn. v. Moy 
unrichtig wiedergegeben sei, zum Theü seien seine Referate (?) aus den Schriften 
Anderer für seine Ansichten ausge^eben, im Uebrigen seien seine Sätze entstellt wor¬ 
den. Selbst auf die Gefahr hin, wie unser Freund, Frhr. v. Moy, weil die katholische 
Wissenschaft „kirchlich gefesselt** sei, von Hrn. Sarwey für wissenschaftlich incom- 
p'etent erklärt zu werden, muss die Redaction zu ihrem Bedauern gestehen, dass sie 
aus der geschraubten Abwehr** Sarwey’s nicht zu erkennen vermochte, in welcher 
Richtung seine Ansicht von Frhr. v. Moy falsch wiedergegeben sei; es sei denn Herr 
Sarwey habe jetzt nachträglich in etwas verhüllter Form zugestehen wollen, es müss¬ 
ten die Concordate als Verträge von beiden Contrahenteii heilig gehalten werden, 
eine Ansicht, die Herr Sarwey am Schlüsse seines zweiten Artikels über die recht¬ 
liche Natur, der Concordate (in Dove^a Ztschr. UI. S. 267—290.) noch nicht als die 
richtige gelten lassen wollte. 

Bd. X. S. 218 Z. 13 V. o. lese man nomina statt normale. 

S. 222 Z. 5 V. 0 . ^ „ Lago statt Lugo. 

S. 222 Z. 21 V* o. „ „ Biaggio statt Biog^o. 
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S. 323 Z. 8 lese man Sisinii statt Tisinii. 
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